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Dos Verwaltungsrecht. ü us 


Verhältnis des Bundes und ber Bundesſtaaten auf bem auswärtigen 
een ec bedentlich fan, — ergab es ſich mit 
R als einer volterrecht · 


dem Charakter 
Uben Bercnigag, are ehe NE 
Staaten jr, % fondern nur die Ausübung dieſer Hobeitsrehte be> 


0 AR vr JR cn Ss in Ben 
—— 


biefe 
, To daß bie Somveränetät 


Speziell auf bem Gebiete ber auswärtigen Verwaltung Hat nun 
biefe — nicht in ber Weiſe — daß biefelbe 
ganz auf das Rei übergegangen oder ganz den Einzelſtaaten vorbe 
halten wäre. Vielmehr konkurrieren Reih und Einzelftaaten auf biejem 
Gebiete mit einander, jedoch derart, ba ber Schwerpunft der aus⸗ 


Der Kaifer hat das Recht, namens des Reit 
glaubigen wnd zu empfangen (rt. KL RB). "ne 
ben Ginzelftanten vor Begründung bes Reiches 
auftehenbe aftive und paſſive Gefanfönfireit a 
rührt worden, und es muß lediglich der felbitän iehung 
der Eimzelftaaten anheimgeftellt bleiben, inwieweit fie von diefem Rechte 


YRLg u. 





11 der Reihöverfaflung ht dem Kaiſer das 
Be nölferrehtlihen — jefugnis ner ——— Reiches 
\ und Feieben zu De — Bundniſſe einzu⸗ 


entſprechende Befugnis ift elſtaaten zwar nicht 
rd Kompetenz der Einzels 


\ bie Kontinge ne, 
beftimmte Rechte gegenüber —— 
ee abgeben ober Vandniſſe abftiefen 


—— — 1870 Betseffenb 
Ber bes beutfchen Bundes — RED 1871, 


— — Medienburg, ———— 





lies Verfügungs thatfächlic gai 
ae u a Mb rn 
Deshalb mı 3.8 he rd, Un 
über Krieg unb Frieden und 


ſprochen werben. 
Aehnlich Tiegt das Nechtsverhältnis bei den Handelsverträgen, 
Unter dieſen werben bier bem gewöhnlichen völferreditlichen Sprach: 


—— gemäß Verttage verflanben, welche Ablommen ent- 
ten über die Bedingungen des 


Lande in das andere. Art. 11 ber Neihsverfaflung ermädht! 
or Friebensjäläfjien unb zur Einges 
fchluffe fonftiger Verträge innerhalb 
‚fompetenz, beifpielsweife alfo zum Abſchluſſe von — 
verträgen. Daß die Einzelſtaaten feine Handelsvertrage mehr abs 
fließen bürften, fi nicht gefagt. Urt. 39, 95 ber Neichsverfaflung 
erklären jedoch Deutſchland für ein Zoll» und Handelögebiet, umgeben 
von chafilicher Ze und behalten die Geſetzgebung über 
das Zollweſen ausſchlieklich der Neichsgefehgebung vor. Gin Ginzels 
ſtaat fan baher gar feine Beftimmungen mehr treffen über die Bes 
bingungen des Einganges von Waren über feine Grenze und bemges 
ınäß aud) feine Hanbelsverträge mehr abſchließen. Das Gleiche ift 
der Fall bei Schifffahrtäverträgen, da nad Art. 54 der Neihsvers 
faffung die Kauffahrteiſchiffe aller Bundesftanten eine einheitliche 
Hanbelsmarine bilben, umb nur das Reich auf frembe ehe und 
deren Sabungen höhere Abgaben legen kann, als von ben Schiffen 
der Tundesftaaten und deren Zabungen zu entrichten find. 

Endlich fol nad — Beltimmung des Art. 52 ber 
Neiche: 9 bie Negelung bes Poſt und Telegtaphenverlehrs mit 
bem Auslande amtichliehlih bem Reiche zuftehen. Eine Ausnahme 
wird nur gemacht fie den unmittelbaren Verkehr Bayerns und Mürt- 
tembergs, bie ihre eigene Poft: und Telegraphenvermaltung behalten 
haben, mit ihren bem Reihe nicht angebörigen Nachbarſtaaten, wegen 
defien Regelung es bei der Bejtimmung bes Art. 49 des Poftvertrages 
vom 22. November 1867 bewendet. Diefe Ausnahme kommt jeboch 
für das preufiiche Staatsrecht nicht weiter in Betracht, 

Auf dem zweiten Gebiete findet eine Konkurrenz zeichen Reich, 
und Einzelſtaaten fat. Die Zuftändigfeit bes Neiches ift durch bie 
Neicsverjafjung, insbejonbere durch Art. 4 berfelben pofitio beitimmt. 





E19 Neihb: und Landedſtoetsge wolt in det audmärtigen Termaltung, 65 


m Gegenft 
‚Diele a Täßt jedoch gleihwohl aud Verträge der 
fig ericheinen. Allein es kommt dabei 
De se Gem —— zur Geltung, baf die Thätigfeit der 
ftnaten fi aut bemegen kann innerhalb ber reichsredtlihen Schran! 
——— tfaffungsmäßig in das Gebiet 
zwar verfaffungsmi 
ber Neigätompetenz gehören, ohne bafı jebod das Neid von derſelben 
bisher Gebraud; gemacht hätte, wie dies z. ©. hinſichilich ber Erfin: 
bumpspotente bis zum Erlaffe des Neichspatentgeieges zutraf. Hier 
find bie Einyelftaaten in ihrer freien Bewegung vollftänbig ungehins 
dert, fie Können über die betreffenden Gegenftände nicht nur Gejehe 
und Verordnungen erlaffen, ſondern aud internationale Verträge ab: 


mert die Möglichkeit, dab das Neid; darüber ein Ger 
‚erläßt ober feinerſeits einen internationalen Vertrag abfälieht. 
Dem wirbe ein von einem Eingelftaate eingegangener Vertrag nicht 
zinda. —— der Einjelſtaat bat die freiheit der Bewegung 
reichorechtlichen Schranten, er muß ſich bewußt 
ee bie 5 ber von ihm getroffenen — er⸗ 
jobalb das Reich von feinen Befugniſſen Gebrauch macht. Der 
Einjelftaat Tanıı daher über bie betreffenden Gegenftände Verträge 
mit dem Vorbehalte, daß fie erlöfchen, ſobald bas Reich 
mb ber Gegenkontrahent muß fich, aud wenn der Norbehalt 
auöbrüdlich gemacht iſt, dieſer fi aus ber Stellung der deutſchen 
zum Reiche ergebenden Konfequenzen bewußt fein. 
it das Verhältnis freilich, wer ein deutſchet Staat 
abfeloß, ehe er in bie Neichsverbindung eintrat. 
Demolsdefanb bie aus dem Verhältniffe des Staates zum Neiche folgende 
‚ber Bertragsfähigteit nod nicht. Der Staat ſchloh den 
als volltommen fonveränes Gewmeinweſen und die durch ben: 
begründete frühere Verpflichtung geht der ſpateren, durch dem 
Eintritt in das Reid; entftanbenen vor. Das Reich kann baher über 
bie Gegenftänbe, welche ben Inhalt eines folhen Vertrages bilben, 
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[ 


werden mit ber ſtillſchweigenden Nejolutiobebin; 
das Reich von feiner Rompetenz; in einer i 


9) Bel 96 4, 45. 
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5140 Reihe: und Sandeöftantsgemalt in ber auswärtigen Bermaltung. 


ee 


übermiejenen Gebiete 
wie 


& 
. 
IH 
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unter jener ſtillſchweigenden Reſolutivklauſel abgeſchloſſen zu 
‚ar beruft bie Vernichtung folcher Berträge durch 
Neiches nur auf ber Zuftimmung Preußens zur 
3. Dieſe Zuftimmung it aber ein 

im Schoße bes Bundesrates, auf den ſich aus · 
nicht berufen künnen dadutch, daß fie bei ber Auf- 
eit eines ſolchen Vertrages durch die Neihögewalt 
Negierung vorwerfen, fie fei felbft am der Aufhebung 
hätte, um ihren vertragsmäßigen Berpflihtungen zu genügen, 
anders ftinmen müffen. Alſo aud) auf dem der freien 
Verfügung der Einzelftaaten überlaffenen Gebiete nehmen diejelben im 


araagE 
Fin 





Das Verwaltungotecht su 
internationalen Verkehr nicht die gleiche Stellung ein mie volltommen 
Staaten. 


a ee —— 
worbenen Mechte befonders zu bes 
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geltend machen, Handelt 
tlicher Natur ber deutſchen Bundes: 
biefelben nach Art. 76 ber Neihövers 
Bundesrate zu erledigen. 


553 


auf 
derartigen dechtoſtreite zwiſchen 
auherdeutſchen Staate muß es dagegen jedem Zeile überlaſſen bleiben, 
an die Reichögemalt zu wenden, nicht etwa, damit dieſe den Streit 
‚ denn dazu würbe ihr jede rechtliche Befugnis fehlen, fon: 
üt fie bie uölferretliche — Einzelftantes gegen⸗ 
fremden Macht übernimmt. Der Eingelftaat ift hierzu fon 
— genötigt, weil er nad Erfhöpfung aller Verſuche einer fried⸗ 
——— nichts weiter thun kann und ſich bie Nechtswibe 
leit bes fremden Staates gefallen laſen müßte, falls bad Reich 
——— Der e Staat, 
ber id) durch eine deutſche Negierung verlept glaubt, — ſich an 
das Neid wenden, weil jebe Gemaltmaßregel, die er gegen einen 
deutſchen Staat anmenben würde, aud eine folde gegen das Reich 
iſt und diefes eventuell zur Kelegserflärung möttgt. Es ift daher nur 
natürlich, baf das Neid, welches bie Smangsmittel anwenden fol, 
und gegen welches bie Swangsmittel ber fremden Macht gehen, auch 
—— ara Verhandlungen regen * 
je zu gelangen. Der deutfche wie der 
frembe Staat haben baran das gleiche Interee. 
er — 


air) SERBE 


Beh) 


Weife ge 
tend. Die Befugniffe ber Einzelftaaten im internationalen Bertehre, 
ag es ih nun um einen folder mit ausländiichen Mächten ober 
mit anderen deutſchen Staaten handeln, haben nur beim Gharalter 
— die von der allumfaſſenden Reihstompetenz umfponnen 
werden 





Die Drgane ber ausmärtigen Verwaltung. 


$ 150. Die Organe der auswärtigen Bermaltung. 


areas ne pn her {m Hunde uner Scnung 
en 
3 preußiihen Minifteriums ber auswärtigen Ang 


unb be3 norddeutſchen Reichstages von 1. 

ab das preußifche Miniſterium der auswärtigen Ange: 

vollftänbig auf den Bund ibernommen. 

Br Vertretungen Preußens im Auslanbe 

zu Organen ber Bundesverwaltung, das preußiſche 

ber Angelegenheiten zum Auswärtigen Amte 

———— en Bundes. Au bie Stelle des norddeutſchen Bundes 

Medtsmwegen das deutſche Reich getreten und bie dem Bunde 
auswärtige Vermaltung 


‚zu befeitigen, und zwar mit Nüdficht auf das Verhältnis der 
Staaten 


unter einander. Abgeſehen davon, daß politiſch 

größten Bebenten obmalten muften, bie Bejanbten ber deutſchen 
— beim Kaifer als ſoichen und umgekehrt Neihsgefandte 
bei ben beutji ———— zu beglaubigen, hatte ein — Ver 


— und. ber Kaiſet ift nur der — derſelben. 
—— eines diplomoniſgen Vertehrs jmifen 
und ben Einzelfiaaten. Denn ba jeber deutſche Staat 

der Neihsiouveränetät ift, würde darin teilweiſe ein biplo« 
Verkehr des Staates mit ſich felöft liegen, eim folder ift 
cn Abend in ſich felbft. Die preußiichen Miffionen bei 
mußten daher als jolhe aufrecht erhalten 

nicht in Miffionen des Neiches verwandelt werden. 
Aus weientlich anderen Gründen ergab ſich bie — 

‚preuftihen flatt einer Reichegeſandſchaft beim Valilane. 

1870 Hatte bie preuhlihe Gelandihaft in Rom — 
‚Charakter wie andere preußiiche Miffionen im Auslande, es hans 
———— preußifchen Monarchie bei einem fremben 
nämlich bem Sirhenftante. Diefes Verhältnis änderte ſich 
Lexeinigung des Kitchenſtaates mit dem Königreiche Ztalten. 





EERTEH, 
it 
& 

ist 


wurde eben gar feine eigenen Geſchafte bes Neiches, fonbern nur 
ſolche ber Eingelftanten zu bejorgen gehabt haben. Aus politifchen 
Gründen, insbefonbere beähalb, weil der zweitgrößte deutfche Staat, Bayı 
ern, bereits eine eigene Vertretung — unterhielt, hat ſedoch auch 
Preußen es vorgezogen, in biejem Falle, ftatt bie Abſendung eines 

veranlaffen, von feinem eigenen Gefandihaftsrete 


mwärtige Verwaltung Prengens ifi aber fein in ſich abgeichlofjener Be 
Randteil des preufifchen Beamtentums, fondern bildet mit dem fir 
bes Reiches eine innere Einheit. Das 

für ben — 


Behielt man nun aber verſchiedene —— Miffionen bei, fo 
mußte für biefe auch eine Eentralftelle in einem preußifchen Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten erhalten werben. Bei dem geringen 
Gefhjäftsumfange, der für eine foldhe preufiifche Gentralbehörde verblieb, 





‚ ober ob fie an eine 
jerbinbung, welche bisher zwiſchen ber 


ſelbſt zu voliehen, wenn es darauf ankommt, denſe 
von ben ihnen früher gegebenen Vorſchriften über po—⸗ 
je oder die Derfolgung wichtiger Geidäfte aufzugeben. 
Behinderung bes Königs kann zwar in dringenden und eilen- 
der Minifter dergleichen Verfügungen allein erlaſſen, ſoll 
aber dem Könige fofort Anzeige bavon maden. In anderen Fällen 
L der Minifter bie Verfügungen an bie Chefs der auswärtigen 


Abweichend von dem fonftigen amtlichen Gebrauche findet ein un⸗ 
miüttelbarer amtlicher Verkehr anderer Behörden mit den preuhifchen 
6 im Auslande nit ſtatt. Vielmehr muß jede Behörde, 
einer ſolchen fich in Verbindung fegen will, hierzu dle Bere 

sittfung bes Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten in Ans 
en burch deſſen Hand. bie gelamte amtliche Korrefponbenz 


Bali 9) GR. 1810, ©, 20. 
ef vom 27. Ditober 1810. Ausbrüdtih für bie Regierungen 
J allgemeinen Grundſad noch für ammendbar erklärt das Reftript vom 
k 1898 — ». Kamp, Ann. Ob. 19, © 697 —. 
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$ 151. Pie Staatsverfräge ’). 


— ben vdllerrechtlichen Vertrag tritt ein Staat mit einem 

in Rechtsverlehr, es übernimmt ber eine Staat gegenüber 

dem anderen rechtliche Sesam. Dieſe Verpflichtungen Tonnen 
ſich über alles —— was überhaupt Gegenſtand ber 
ſtaatlichen Thätigfeit fein kann. Ein Schuß: und Trupbündnis ent 
Hält das Verſorechen eines jeden ber kontrahierenden Staaten, unter 


des Mitfontrahenten gegen Verlegungen im Inlande zu fügen, durch 


') BgL Zöpfl 5896; Badariä $ 287, 9. Schulze, Deutfges Br 

Do. v6 361; ©. Meyer, Deutihes Ötauitreft (2. ©) 86 189, 190; 

Saband m 1, 8, 28 fi; Zorn 3b. 2, & 410 fl; Gneift, Rommifflonds 
jeorbneten! * 


6 Breftele, die Behre 

beutfche Reid) und bie Eingelt 
Nündener Dottordilfertation 1882; — km Megio für Menk, Rudt Sb. 1, 
s, — (1286); Yeltinet, Beieh und Berordnung, Freiburg 1887, ©, 177 fi, 





Htung ein Thun 
folgen fein. Die Kontrahenten verpflläten fih zue Ausübung ihrer 
HSoheitsrehte nad einer gemiffen Richtung. Die Nichterfüllung bes 
Fee en —— En —* Ka 
am jegen v 
Staat, in lepter Linie jur Arlegieflänung, 5 - 5 * 


jer Ders 

wird a nicht ſchon durch den fie on Abſchluß 
„ſondern erſt durch deſſen Erfüllung, Wenn 

Trapbündnis wiſchen zwei Staaten abgejäloflen ift, 

jeiden Staaten angegriffen wird, fo darf ber in der 

ee tommandierende General nicht ohne wei: 

ein ber britten Madjt einfallen. Die Kenntnis von 

A ‚eines Handelsvertrages berechtigt die Zollbeamten nicht, 
dem in demjelben enthaltenen Zolltarife die Steuern zu 
bloße Eingehung bes — iſt ein rein vollerrecht⸗ 
Verpflichtungen der Unterthanen beſtimmen ſich aber 
pn Um Untertdanen der Eontrahlierenden Staaten 
der vertragsmäßigen Abmachungen zu zwingen, muf 
Staatsalt hinzulommen Es Können je nad) bem Im: 
Vertrages, zu deſſen Erfilllung ber Staat ſich verpflichtet 
Rechtsnormen wie thatſachliche Anordnungen ergehen. Diefelben 
denn vom Standpunkte bes Wölferrechts Erfüllung einer vertrags: 
übernommenen Verpflibtung, vom Standpunkte des Staais - 
‚jelbftänbige Stantsafte, für deren Erlaß das Befiehen der 
Berpfli nur ein Motiv der Staatsgewalt ſt. 
Nechtsverhältnife würbe es entſprechen, wenn bie Ne: 
Unterthanen von dem Abſchluſſe des Staatsvertrages gar 

in Kenntnis fegte, fonbern bloß bie der vertragsmäßigen 
entſprechenden Anorbnungen erliehe. Dies iſt jedoch 

mit praktiihen Schwierigkeiten verfmüpft, da ſich bei der Be 
"ber beiverfeltigen Verpflichtungen biefe vielfad) gar nicht von 
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vom Abichlufle ber Stantsverträge in ber Eonftitwtionellen. 
von der verhängnisvolften Bebeutung geworden. 

In der abfoluten Monardie tönnen mach diefer Richtung bin 
teinerlei Schwierigfeiten entftehen Der Monarch ſchließt bie Staats 
verträge ab, er erläßt bie zu ihrer Erfüllung erforderlichen Anerd⸗ 
nungen an bie Unterthanen, er lann beides mit einander fombinieren, 


Monarchle Schwierigfeiten. Die völferreätliche Vertretung des Staates 
ift bier gemöhnlid; ohne jebe Veſchranlung dem Monarchen verblieben. 
UAnbererfeits ift er beim Erlaffe von Anordnungen am feine Untertanen 
om bie mannigfadften Formen, insbeiondere bei ben ber Geſehgebung 
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wecht überhaupt nicht 
te ie välerehtige Salt 
Wirtſamleit eines Vertrages dedten ſich alſo. 
a Ben Shane fteht beiſpielsweiſe das norbamerifaniide 


Da man bei Adfafung ber Konftitution ben Abfchluf 
unter feine ber drei Gewalten unterbri lonnie 


nach der ——— ohne weiteres tik 
verbindliches Lanbeögefep ‘). Das umerifaniihe 
mit dem engliſchen überein (mie Gneift ans 


mung mit ber zeitigen Mehrheit des Kongrejjes zu befinden brauden, 

— mmiigen Staaten Europas ftellte fih aber bann, 

Bastseeätige Wiantet Ge * — a se 

ie 

Der Monard, dem im — bie Befugnis zum Aöſchlufſe von 

beigelegt war, hätte auf dieſem Wege bie ganze beftehende 

abändern oder aufheben können. Bon befonderer Trage 

‚wor bies in Deutichland, da Hier zahlreiche Gegenftänbe, die in 

este im Wege der inneren Landeögefehgebung geregelt 
— bei der gerriſſenheit der deutſchen Territorien nur durd) inter» 

nationale Verträge der beutjchen Staaten untereinander ihre Erlebi« 


Comst. of the U, 8t. Art, VI, 2: »This constitution und the 
Unitad States which shull be made in pursuanen thereof, and 
made or which shall bo made, under the authority of the 
shall bo es ale law of the land, und the jud- 


— * shall be Ahereby anytking in the constitution or 
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Beitimmungen — publizierter Staatsver 
ohne weiteren ftaatlichen Befehl von den Unterthanen zu befol⸗ 

ve dann einfach bie Maatlihe Anorbnung, welche 
er in dem Staatsvertrage übernommenen Verpflihtung 
für jeben eingelnen Fall befonbers, fonbern eins für alles 
mal ergangen. Zwar wied ein derartiger Rechteſatz, wo er beſieht, 
in der Regel aus der falſchen oder verworrenen juriſtiſchen Anſicht 
hervorgegangen fein, baf durch Staatsverträge Verpflichtungen für 
die Untertanen unmittelbar begründet werben Lönnten. Diefes Motio 

6 


nichts ändern, falls er fih aus ber ftaatlichen Gefeggebung ergibt, 
ober feine gewohn heiterechiliche Geltung ſeſtſteht. 
Ebenſo wenig wäre gegen die Nitwirkung ber Bolfsvertretung 
beim Se der Verträge etwas einzumenden. 
ie gegenwärtige völferrechtliche Proris beim Abſchluſſe von 
ee ermöglicht eine derartige Zeilnahme, der Volfövertres 


hi 


ſtandniſſen an den Gegentontraben: 
durch eine befondere Jnftruftion befti 
ftrultionsmäßiges Handeln nicht n 
zum Abſchluſe der Verhanblı 


bi 
feitigen Bevollmächtigten ben —* ‚nit befinitio abſchloſſen, fomz 
dern die Ratifitation desjelben durd ihre Souveräne ausbrüdlih 


N Bgl. 4 8. die in der vorigen Rote angeführte Stelle. 





sehr bequem in das Stadium zwiſchen dem Be 

ihtigten und bie Natifitation einfchieben, ohne daß 
* ſtaatlichen Aktion nah außen irgend wie beeinträchtigt 
wurde. Lehnte die Bolksvertretung ihre Zuftimmung ab oder gab fie 
biefelbe nur unter Mobififationen, fo verweigerte einfach der Souverän 
eventuell mit dem Anerbieten, einen — mo⸗ 
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erteilten 
derienige 
jonbers trifft dies zu im monarchiſchen Staate, wo Staat 
fer ibentifche Begriffe find, alle Staatsafte alfo entweder 
felbft oder in feiner Vertretung vorgenommen werden. 
0% nicht ausgefälofien, ba ber Herrſcher bei Aus- 
ewalt an gemifje wejentliche Formen gebunden wirb. 
ſolche Belhränkung im inneren Staatsleben möglich tft, 
‚en, weshalb fie beim Abſchluſſe von Staatsverträgen 
te. Das Staatsrecht kann aljo jebenfalls ben Herriher 
= Staatöverträgen am die Zuſtimmung ber Volkes 


Eine Kollifion zwiihen Staatstecht und Völferreht mürbe aber 
danı eniftehen, wenn ein nölferrechtliher Rechtsſat eriftieren follte, 
— Br ea der Chef der Erefutiogewalt dem 
Erklärungen ohne NRüdfiht auf die Bi 
——— volterrechtlich — lann. In die 

jer Wiberfprud vorliegen, wie er auf De 
— — wiſen —5* und Auftrag möglich iR. 

bucdh feine Vollmacht, d. f. britten gegenüber, zu 
befugt fein, die ihm fein Auftraggeber ind dem — 


38 
Aalen 


4 





befeitigt, es lägen nur einander wiberfpredende Beftimmungen 

des Staatsrehts vor. # 

—— die Vorausſetzung von der dieſe Ausführungen ausgingen, 

{7 et —— * — pr ie 
* er al eine 
völterredhtlid verpflichtet, trifft gar nicht zu‘). Im Gegenteile bes 
antwortet ſich die frage, wer zur völferre Vertretung 
Staates befugt if, lebiglich nach bem öffentlichen Nechte desfelben "). 
Niemals mürbe z.B. ein Staat Rechte gegen bie Schweiz aus einem 
Vertrage herleiten fönnen, den er mit dem ſchweizet Bundespräfibenten 


s fehlt. Es ift daher 
rundfah, daß das Staatsreht jehes 
Staates das Organ bezeidinet, welches denſelben völfersehtlich zu vers 


ı ledigt für biejenigen mor 
narhifhen Staaten, welche zum Äbſchiuſſe von Staatsverträgen die 


*) Greif befauptet in feinem angeführten Nommilfiondberihte mar, bie 
Berugnis zur völßerrehllihen Bertretung des Etaaies Eönne nur dem Wonaxchen 
auftehen, da fonft bie ——— nad) m 


4 g Die einheitlich nach 
‚außen wird mindeftens derfe — —— gefäßbet, ge nict weiß, 
ob er bie Zuftimmung der Bolldvertretun Erfüllung ber übernommenen 
—— as Burg De Sotwendigelt einer Altoietung der Wolfe: 
deim Bertragsabfehluffe. Bgl. auf E. Meier a. a. D. ©. 108. 
?) Dal. die Zuſen der Belege für diefe 

Ole ie —* Pr “ ep. us — er in Saas 

Aun. 1674, ©. 708 fe und bei Pröbft a. a D. 1882, ©. 23. 





‚wäre folden Beſtimmungen nur bamn Bebeutung beizumeffen, wenn 
‚ein völferreditliher Grundfag nachweisbar wäre, der ſolchen ſtaats— 
Das Zerfefungereht ber eimelnen Staaten nicht weiter ee hielt 
Mm de Sense Wereige afätegen da, ven hr Bett 
je al 28 hr ri 

bes Königs von Preußen beim Vertragsabfäiluß burd bie Zuflimmung 
Beamten Beruufepung eu8, bah ea A m Baben Hülen mır um 
bie Begeidinung ber zum Vertcagsabichlufie beregtigten Organe Handle. 
Dieſer falfche Ausgangspunkt läßt aber die Nechtögültigkeit des völter: 
rechilichen Grunbfages unberührt, 

Wenn nun alfo auch bas Staatstecht die vodllertechtliche Gültig 
teit eines Vertrages von ber Zuſtimmung der Vollsvertretung zum 
Abfchlufie desfelden abhängig machen Tann, fo ift doch damit nicht ger 


unbedingt einzuräumen unb ihn nur ſtaat srechtlich zur 
parlamentariſchen Yuftimmung zu verpflichten. In 

m falle liegt das Redhtöverhältnis ebenſo, als wenn bas Völters 
dem Monarchen die unbeihränkte Vertretung zugeftände, es ent« 
Bee Gegenfag analog bem privatrechtlihen von Vollmacht 
Ob eine Berfafjungsbeftimmung die eine oder bie ans 

e Bebeut ft nur nach dem Fonfreten Rechte jebes einzelnen 


en. 
[ er alfo beim Abſchluſſe ber Stantsverträge zwei Mege 
gi er Monard allein kann zum vechtsgältigen Abſchluſſe 
Ber berechtigt fein. Die Erfüllung erfolgt dann 
Falle durch befonbere flantlihe Afte, zu benen 
en bie Zutimmung der Volksnerirefung erforderlich in 
‚verweigert, fo ift ein unlösbarer Zwieſpalt zwiſchen Staats 
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F} bisherigen Ausfühe 
ff haltios ift, daß ſowohl 
und jite ſich möglich ericheint, 
pofitiven Rechte jedes Staates 
yfiern er befolgt, unb wir kommen fomit 

auf bie Beftimmungen des pr. 
Wreußen vereinigen 


iſden Staatsrecte. 
alle Nedte der Stantögemalt in dem 


*) Die Literatur erlernt gar Im allgemeinen an, daß das pofitive Stantd« 
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einer elnyelnen Stanted auch zum Abfhluffe von Staatöverträgen die Zur 
erforbern Tann. Sie geht jeboc) darin aus einander, 
‚ eine folde Borferift tie Bier 
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: „Les traites de commerce et ceux qui 
ou lier individuellement des Belges n’ont 
avoir regu Vassentiment des chambres*. 
werben hierbei nicht Mar entichieden, einmal, 


— und weiter, für melde Arten von Verträgen 
ben erfien Punkt anbetrüft, fo ergibt fih aus ber 
je der belgiichen Verfaſſung in diejer Beziehung gar 
wurde bei ber Nevifion ber oftroyierten Verfaſſungs⸗ 

it beiden Kammern, namentlih von ben Abge- 

om und Neicheniperger ber Unterſchied zwiſchen Abſchluß 
ber Staatsverträge einerfeits und zwiſchen ihrer Aus 
Wirlſamteit andererfeits Scharf hervorgehoben. Die 
Distujfion der Frage gab die Behandlung ber 

In der oftroyierten Werfafiungsurfunde waren biefe 
anberen Verträgen geltellt?). Bei ber Nevi: 

man jedoch die jehige Redaktion in der ausgeſprochenen 
beim Abſchluſſe von Friedensverträgen nicht an 

ern zu binben. Dabei mwurbe jebod aner- 

die Ausführung eines Ariedensvertrages die 

Kammern erforderlich machen könne *%). Hleraus ers 

ns In ber Volfsvertretung bei ber Nevifion ber 
die Anſicht herrſchend war, es folle bei ben ans 
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führt aud bie Anterpretatio 
gsurkunde ſelbſt. Cs fällt hierbei nicht ala 
nee ee rege 


‚erben vom Rönige allein exlaffen, 

Landtag zugejtimmt hat, Die Bedeutung der Beftinemung 
Worte „Güttigteit“, womit bie preußliche Vers 
„effet“ der belgiihen Verfaſſung überfeht hat, 
Das Wort „effet* deutet darauf bin, daß man die 

feit, nicht dem Mbipluf des Vertrages von der Zuftimmung 
Voltöpertretung abhängig madjen wollte, und in biefem "Sime 
auch die belgiſche Praris entſchieden. Dieie Auffaſſung wird 
je Staatsrecht ausgeſchloſſen, indem man „eflet* 
imbern mit „Bültigfeit” überfegte. Unter ber Gültigs 
Vertrages tann man augenfcheinlich nicht ohne der Sprache 
ee die Erfüllung desjelben und den Erlaß der zu feiner 
rung notwendigen ftantlichen Akte verftchen. Gültig ift ein 
Nehtögefhäft, wenn bie für feinen Abſchluß beftehenden formellen 
und materiellen Vorſchriften beobachtet find. Wird alſo zur Gültige 
feit eines Bertenges die Zuſtimmung bes Sandtages erfordert, fo 
heißt bies nicht, at ber Staat ohne diefelbe ben Bertrag nicht ers 
füllen, fondern daß er ihn nicht abfchliehen kann. Noch klarer wird 
dies, mern man die ganze Rechtsvorſchrift negativ ausdrüdt. Ein 
ohne Zuftimmung des Sandtages eingegangener Vertrag beftimmten 
Inhalts ift ungültig, d. h. er ift wegen Nichtbeobachtung einer für 
das Recht ogeſcha ſt weientlichen Rormvoriärift gar nicht als abgeichlofien 
zu betrachten. Im Privatrechte würbe es niemandem einfallen, von 
fe Ungültigteit eines Vertrages zu fprechen, wenn ber Schuldner nicht 


eines Vertrages mir auf deſſen D 

Vertrag i freilich nicht abfolut nichtig, er kann noch ——— 

werben, wenn nachträglich bie Zul ung erfolgt. Die Ungültigleit 

iſt allo weiter nichts als das, man aud im Privatrecpte unter 

biefem Worte verfteht, bie relative Nichtigkeit des Nechtsgefhäfts '*). 
3) Den {m der MU. gebrauchten Kusbruf „errihten“ Häfı ua Gneift 


a. @ D. als für die Beurteilung dar Nechtäfrage enden entfheidend. 
1) Die gelte Mnflht van Der Bi viativen Ahkgtet imedo pers 





ee en Zuſtimmung unter 
ben Entwurf abändern ’*). Dann bar 


von Staatöverträ, ü zu verbüfen , 
u ber Gefeggebung durch Regelung ber betreffenden 
‚natürlich 


Unterihanen Verpflichtungen auferlegen. Sieht man 
jept zur Reichslompeten gehörigen und beshalb hier nicht 
erorternden 


Handelsvertragen ab, jo laßt die Verſaſſungs⸗ 

beſimmung an Unlarheit nichts zu wünjhen übrig. 
Schenkungsverträge unter Staaten wohl noch feltener 
unter onen, fo begrünbet, man lan jagen, 
Vertrag Laften für den Staat, der ihn eingeht. Faßt man das 
„Laften“ in biefem Sinne auf, verfteht alſo unter ben Laſten 


Lerttages vertreten die ant rien 
unter —— die — 
Zuftimmung eines dritten erforderlich f 
da bie Boltöver 


. len AB 
fen Mitwietung hat jurifijh den Charakter einer 
jolt werben, 





26 Das Verwaltungsrecht, g1s1 


auflegenben Berträgen läftige Verträge in ber gemöhnlichen juriftifhen 
Bedeutung, jo gehört jeder Staatsvertrag hierher '*), die in dem 
enthaltene Einſ wäre alfo überfläffig, noch Niber- 
flüffiger bie befonbere Ermähnung der Danbelsverträge,. Verpflichtungen 
femerbin können durch einen Staatsvertrag nur ben Kontrahenten, 
den Staaten, nicht deſſen Unterthanen auferlegt werden. Staatsver 
träge, welche ben Unterthanen Verpflichtungen auferlegen, können gar 
nicht vorkommen. Legt man ber Berfajungsbeftimmung ben natür- 
isen mb nitionden Sn une, fo ergibt ſich als ihr Inhalt 
barer Unfinn. Einer berartigen Willenserflärung einer Privatperfon 
würbe man unzweifelhaft als volltommen finnlos leinerlei Bedeutung 
beimeflen. Eine Verfafiungsbeitimmung Tann man mun aber wicht 
—— Le: Dan muß fle fo interpretieren, daß ihr 
mögliäft ein vernünjtiger Sinn beigelegt wird. 

Es it zumäcft davon auszugehen, daß der Belchgeber nichts 
überflüffiges habe jagen wollen. Dann kann aber der eine Laft auf 
erlegenbe Vertrag nicht ibentiich jein mit einem laſtigen Vertrage 
überhaupt. Vielmehr ift unter einer Belaftung des Staates nur eine 
ſolche finanzieller Natur zu verſtehen. Es würde dies parallel geben 
der Veſtimmung, daß alle Staatsausgaben und Einnahmen auf den 
mit Zuftimmung ber Vollsvertretung feftzuftellenden Staatshaushalts: 
etat zu bringen find. Weberflüffig wäre daneben die Vorſchrift des 
Urt. 48 ber Verfaffungsurkunde keineswegs. Denn bei bem Staats 
vertrage hat bie Bolfsvertretung ihre Zuftimmung zu bem Abfchluſſe 
zu erteilen, bei der Feſtſiellung des Etats bie Ausgabe, zu ber ber 
Staat bereits verpflichtet iſt, in den Wirtihaftsplan einzuſtellen. 
Weiterhin tönnen Verträge, welche den einzelnen Unterthanen Vers 
pflichtungen auferlegen, nicht ſolche fein, aus benen ſich unmittelbar 
eine Verpflichtung der Unterthanen ergibt, denn jolde Verträge find 
undenkbar. Es können damit uur gemeint fein Staatsverträge, deren 
Erfüllung von feiten bes preußifhen Staates es notwendig macht, 
den Unterthanen desjelben durch einen Alt der preußiihen Staates 
gewalt Verpflihtungen aufzuerlegen. Unter den Verpflichtungen lann 
‚man ferner nicht allgemeine Unterthanenpfliten, wie bie Gchorfamse 
pflicht, verfiehen, jonft würde jeber Vertrag, der zu feiner Erfüllung 

*) &o no. Rönne a. a. D, Die gleiche Anſicht ift während der Konflittös 
geit mieberholt von der Rommiffion des Abgeordnetenhaujes mit Rüdficht auf die 
der Genehmigung bed Sendtageb nicht unterbreitete — — 
vention vom & Auguft 1857 audgefproden morben Drudiaden ded 
georbnetenhaufeß 1863 Kr. 107, 156; 1AB4 Nr. 118. —— 
fimmung mit den Auafüheungen des Tertes Bmeift a. a. D. 





Die Stantsverträge, 7 
wendender Staatsakte bedarf, 


verſchiedene Verpflichtungen auf zu⸗ 


einzelnen fällen find freillch auch bei dieſer 

ee bes Art. 48 ber Berfaffungsurfunbe nicht ausgeſchloſſen, 

bo ift diefe bisweilen etwas geswungene Art der Auslegung ber 

Weg, um zu einem wenlgftens einigermaßen befrieblgenben 

. Im allgemeinen bat fi auch — die 

in dieſem Sinne entſchieden, wenn fie auch feite 

über die Auslegung nicht aufgeſtellt hat. An prattiſcher 

jene Berjaffungsbeitimmung burd; Vegrünbung des 

Abſchluß der wichtigiten völferredtlihen Verträge 

gegenwärtig auberorbentlich viel verloren. 

völferredhtliche Vertrag abgeſchloſſen it, muß er 

— bie zu feiner Ausführung erforderlichen Staats: 

Eine Rechtonorm, durch melde der Staat ein: 

iehlt, daß bie in einem publizierten Vertrage enthals 

von ben Unterthanen ohne weiteres zu befolgen 

preußiſchen Stantsrechte nicht nachweisbar, Der 

jebem einzelnen falle befonders erlaſſen werden, 

aber nach ber preußifchen Praris die Erteilung 

ift fiillfchmeigenb, indem ber Vertrag publisiert wird. 

jedoch nicht auagefchloffen, dafı aus irgend welchem Grunde 

das vereinfachte Verfahren nicht eingeichlagen, und, ftatt 

zu publizieren, eine befonbere ftaatliche Anorbnumg zur 
des Vertrags erlaffen und publiziert wird, 

Befehl an die Unterthanen zur Befolgung der in dem Ber: 

‚enthaltenen Bejtimmungen, mag biefer Befehl nun — 

ober flillfehmweigend erteilt werden, fan nun unter Umftänden wiederum 

der Wolfsvertretung erfordern. Diejelbe ift dann 

notwenkig, wenn bie ftaatliche Anordnung eine ſolche ift, die nur unter 

bes Sanbtages erlaffen werben darf. Für den Kal, dab 

eertrag jhon mit Zuftimmung des Landtages abgeſchloſſen 

ſtaatliche Befehl an die Unterthanen nur durch bie Publis 

ges getroffen wirb, würde es aber ein übertriebener 

ler jein, auch für biejen Befehl nohmals 

ber Wolfsvertretung zu erfordern. Es iſt anzunehmen, 
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ber. 
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erfteren Falle greifen einfad bie allgemeinen Grunbjäge Pla. Die 


&2 


beiteffende Anordnung bleibt fo lange in Straft, bis fie in rechtsgül⸗ 
tiger Weife ausdrüclich ober durch it widerſprechende — 
aufgehoben iſt, ohne Rudſicht darauf, ob der Vertte 

rechtliche Erfüllung bie Anorbrung bilbete, für b 


in fefnem fantsreätlihen Zufammenhange. And 
wenn ber Vertrag jelbit als jtaatlicher Beiehl * 
ift ald Wille des Gefehgebers — 


mungen, fo iſt zu vermuten, daß dieiẽ 
frages erlafienen Befehle nicht dero; 
Be aber dur einen Staatsvertrag bas je 
gebungsrecht nicht aufgehoben. tan ſich um nterpre: 
tätionsregeln handeln, fofern nichts anberes — ) Beim in. 





8 152 Juftänbigfeit bes Reihes unb ber Einyelftanten im Srlegamelen. 29 


Zweiter Abfenitt. Bas Gebiet des Rriegswefens*). 
$ 152 Bufändigkeit des Meiges und der Gimelfinnten im 
Ariegswefen. 


Die Verwaltung der Militärangelegenheiten it ähnlich ber ause 
Bermaltung eins derjenigen Gebiete, auf welchem bie Zus 
bes Reides jo weit ausgedehnt ift, bafı bie erhalten 


Bay 
‚gemwährleifteten weit; ben Reſervaitechte, anberers 
irfonventionen, een ale Beufihen Mitte: 


Preußen übertragen haben. 
&s — ſich ſomit das eigentüimlihe Verhältnis, daß bie An 
ber Beftimmungen ber Reichsverſaſſung ſelbſt für bie 
Staaten durch fingulare Rechtönormen ober Verträge 
ausgeiclofien ift. Diele Thatlahe folgt nicht etwa mit innerer Not: 
wendigteit aus ber ſtaaterechtlichen Natur des Militärrehts innerhalb 
Natel. fie findet ihre Erflärung nur in hiftorifchpolitifchen 
Bründen. die Verfaffung für ben norbbeutihen Bund beraten 
wurde, — es noch gar it feft, inwieweit bie norddeutichen Mittels 
und Aleinitanten zu einem Berzidte auf ihre Militärhoheit geneigt 
waren. Man mußte ſich daher in ber Verfaſſung auf bie Heritellung 


nee Stela, Die Lehre vom Heerwefen, Stuttgart 1878; Lu 
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einer Einheit in ben notwendigen Punkten beiäränfen, alfo auf bie 
des Oberfommanbos, bie Gleihmäßigkeit der Organifation 
und die Gemeinfchaftlichteit der Koften, während im übrigen die milt: 
ariſchen Beſugniſſe der Einzelſtaaten beftehen blieben. Selbſt auf 
biefer Grundlage war aber ber Beiteitt ber jübdeutichen Staaten nicht 

zw erlangen, Württemberg unterwarf ſich zwar grundſahlich jenen 
Berfaflungsbeitimmungen, bebang ſich in M der — 
vom 21.25. November 1870) verjdiebene mit der Reicheverfafſung 


beit ee nur für jeiten, bie @leihmäßigteit ber 
Drganifation und die Gemeinfchaftlicgkeit der Koſten gar nicht ange 
nommen. Die durch jene Verträge ausbedungenen Reſervatrechte 
fanben bemnächjjt in der Reichsverfaſſung ausbrüdlihe Anerkennung. 
Undererfeitö liefen ſich aber die deutſchen Mittel und Meinftaaten 
außer ben drei Stönigreichen nad) und nad; jämtli bereit finden, en 
bie Ausübung ber ihnen verfaijungsmäßig zuitehenben Befugnifje 
verzichten. Da jebod) nach der Neichöverfaflung dieſe Befugniiie Tolde 
der Einzelſtaaten, die militariſchen Mechte des Reiches nur befegränfte 
waren, jo tonnte die Webertragung nicht auf das Reich, ſondern nur 
auf Preußen erfolgen. 

Da auch die Militäronvention mit Sachſen die Handhabung ber 
beiverfeitigen Befugnifie in verſchledener Hinficht modifiziert hat, fo 
erfeint Preußen gegenwärtig ald ber einzige Staat, für melden das 
normale Verhältnis, wie es in ber Reihsverfaflung geregelt ift, Platz 
greift. Gerade in Preußen iſt aber die Zuftändigkeitäverteilung 
wilden Neih und Einzelitant auf militäriihem Gebiete ſchwer zu 
erfennen, da bier ber Träger der Beiugniffe bes Neihes und bes 
Einzelftaates eine und diejelbe Perion, der deutſche Katſer und König 
von Preußen, ift. Gleichwohl ift auch in dieſem falle bie rechtliche 
Sonderung zwiſchen beiben fefizubalten und erſcheint für bie Eutfcheis 
bung gewiſſer Fragen von mahgebender Bedeutung, wenn aud thats 
fahlih die Ansübung der Reihs- und Staatsrehte zufammenflicht. 
Bon ber Sonberftellung der brei Rönigreiche kann in ben folgenden 
Ausführungen abgejehen werden, ba es fi) nur um bas preußiſche 
Staatsret, beziehungsweile um die Berhältniffe des Neihes zum 
preußiſchen Steate handelt. Die Militärkonventionen ber 
deutſchen Staaten kommen dagegen infofern in Vetradt, ald durch 
biefelben dem preußiſchen Staate die Ausübung von Hoheitorechten 


MH 180,86. 9 0RL W780 





nur gemacht hinſichtlich ber Militärkirchens 
der Einführung als Reichögeieh ausgeſchloſſen 
wie vor in dem landesverfafjungsmäßigen 


Mititärgefepgebung fommt bie Einheit bes 
Art. 63 der Reicheverfaſſung bildet bie 


itärfommando ben Eingelftanten entzogen umb auf den Ver: 


leichsgewalt übertragen. 

werben bie Koften bes Militäewefens nicht von ben Eins 
ſondern aus ber Reichslaſſe beftritten. Art, 58 der Reichs⸗ 
verfaffung ftellt den Grundſatz auf, dab die Koſten und Laſten bes 
gefamten Ariegsmefens von allen Bunbesftaaten und ihren Angehörigen 
gleihmäßig zu tragen find, umb nad Art. 62 werben bie Militärs 
ausgaben durd ben Neihshausbaltsetat feitgeieht, mühlen alio aus 
dem Mitteln bes Reiches beftritten werben. Hiermit fteht es nicht tm 
Miderfprude, daß bie Neichömittel zum Teil erſt durch Matrikulars 
beiträge der Bunbesftaoten aufgebraht werden, und dab die Berwen- 
dung dieſer Mittel micht durch das Reich felbft, fondern durch die 
Eingelftaaten ftattfinbet. Abgeſehen davon, daf nit nur Matrikulare 
beiträge, jonbern aud) eigene Neidhseinnahmen zur Dedung der Mi: 
litärausgaben bienen, werben bie DMatrifularbeiträge dur ihre Aus - 
ſchreibung Einnahmequellen des Reiches. Ausgaben, bie das Neid; 
aus ben Matrifulerbeiträgen ber Eingelſtaaten beftreitet, bedt es fo: 
mit aus eigenen Mitteln. Wenn ferner das Reid pur Verwendung 
die ſer Mittel keine eigenen Behörden hat, fondern ſich dazu der Eins 
selftanten beblent, fo läßt biefer Umſtand bie Thatjadhe vollitänbig 
unberührt, dafi nicht den Eingelnftaaten, ſondern dem Reiche die Auf⸗ 

bringung der Militärausgaben obliegt. 

Faht man bie bisherigen Ergebniffe zufammen, fo tft bie Militärs 
gefehgehung mit Ausnahme ber Militärfichenorbnung vollftändig Sache 
des Neihes. Auf den Anhalt diefer reichärechtlichen Normen im eins 
zelnen kann hier freilich nicht weiter eingegangen werden, ba biefelben 
zum Zeil nur verſtandlich find auf der Grunblage ber allgemeinen 
Prinzipien der Neichöverfaffung, insbefondere binfichtlic ber rehtlichen 
Natur des Neiches, der Reichsgefeggebung und des Neichsbubgetredhtes, 
Ale Anordnungen, bie im Mege ber Geſetzgebung erlaſſen merben 
mäffen, können daher nur ergeben in Form eines Reichsgeſehes. 
Welche Anordnungen dies find, ergibt fi wiederum nur aus ber 
* Reichöverfaffung. Als lanbesrechtliche Enflave ift hier ftehen geblieben 
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bie Militärficchenorbnung, a en 
beruht, Bei ben übrigen, nicht ber Gefepgebung anheim 
a 
fdeibet man gewöhnlich wmilitäcifhe Befehle und Akte ber Militär 
verwaltung fin engeren Sinne. Unter erſteren verleht man alle Ans 
orbnungen, welde die unmittelbare militärijche Altion zum Begenitande 


Verwaltungst 
ungen und Mitel für bie 


baß bie Unterſche dung zwiſchen Militärverwals 
ſich nicht dedt mit derjenigen von Landes: 
Es ift zweifellos die Ausübung eines Rechts, 
‚der Berechtigte es zwar nicht perfänlih ausübt, aber bie Dr« 
‚zu feiner Ausübung beftelt. Wäre ber Haller Inhaber ber 
Kommandogewolt überhaupt, fo müßte ihm die Ernennung fämtliher 
mit einem militärtihen Rommanbo betrauten Perfonen, alfo die Er⸗ 
nenmung aller Dffigiere zufteben. Die Reichsverſaſſung Art. 64, 66 
aber gerade das Gegenteil, Hiernach ſteht nur die Ernennung 
inbierenden eines Kontingents, aller Offiziere, melde 

Be mehr ald eines Stontingents bejehligen und aller 
fommandanten dem Slaifer, die Ernennung aller übrigen Offigiere den 
Bunbesfürften beyw. ben Senaten der freien Städte für ihre Kon 
gemalt iſt atſo verteilt zwiden Neid 


—— auch bie vereltſtellung ber notwendigen Gelb: 

‚Heer fein. Getade dieſe iſt aber nicht Sache der Ein⸗ 

‚jelftaaten, ſondern des Reiches. Als Schei delimie zwiſchen Reids: und 

Kanbestompetenz iſt alſo eng wiſchen Militärfommendo und Milis 
tärverwaltung nicht verwertb 

Im Anfhlufe an die Musdrudsmeie der Reichsverfaſſung ber 

‚man ‚die den Einzelnftanten auf militäriihem Gebiete verblle— 

je gewöhnlich als Kontingentoher rlichteit. Diefelbe ums 

Ben -alio Beiugnifie der Militäroermaltung und des Militärfommandos. 

auf militäriihem Gebiete die Reichstompetenz als das Prinztpale, 

ve Sanbestompetenz als eine Ausnahme erſcheint, jo hat bie Kontin: 
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der Reichsgewalt. Man Tönnte fie als ein Jus in re aliena, ald eine 
Seroitut der Einzelftaaten an Hobeltsrehten bes Reiches bezeidinen, 
mobei natürlich jeber Gebanle an eine privatredtlihe Konftruftion 
biefer Rechte fern zu halten iſt. Dieſer juriſtiſche Charakter der Non: 
tingentöberrlichteit ift in Preußen ſchwer erfennbar infolge ber * 
tität von Kalſer und Landesherr. Wie jebes beſchtänkende Recht auf 
hört, wenn es an eine Perfon gelangt, deren Recht es beichränkt, — 
ſcheint in Preuhen eine Kontingentsherrlichteit überhaupt nicht, fon» 
dern mr bie durg lanbesherrlihe Befugniffe nit beeinträcd 
taiſerliche Machtvolllommenheit zu befichen. Es ſcheint aber nur fo, 
für die juriftifche Betrachtungsweife wird das Bild ein anderes, That» 
ſachlich find der deutſche Kaiſer und der König von Preußen ftets 
eine unb biefelbe phyiiiche Perfon, und diefe Thatfache ift eine recht- 
liche Notwendigkeit. Gleichwohl find der deuiſche Kaiſer und ber 
König von Preußen nicht biejelbe ſtaaterechtliche Perſonllchtelt, ſonſt 
müßten das. bentiche Neich und bas Königreich Preußen ſdentiſch fein. 
Es lann alfe ſeht mohl die eine ſtaatstechtliche Perfönlichkeit bie 
Neäte der anderen beichränten. Die befondere Kontingentsherrlichkeit 
als Inbegriff militärijher Befugniffe bes Sanbesherrn erüftiert daher 
nicht mur für bie deutſchen Mittels und Kleinſtaaten, fonbern aud für 
den preußiichen Staat, Die Erörterung derjelben, an melde die ſchwet⸗ 


wiegendften Streitfragen über die reditlihe Natur der beutfchen Heeres ⸗ 
verfafjung und ihrer Beſtandteile anknüpfen, muß jedoch im folgenden 
einer befonderen Behandlung vorbehalten bleiben. 


8 158. Die Kontingentsperrfigkeit. 


Die Reichsverfaffung gibt nirgends eine Begriffsbejtimmung bat« 
über, was unter ber Kontingentsherrlichkeit zu verfiehen it. Der ju⸗ 
riftifche Charakter derfelben iſt daher aus den einzelnen Beftinmungen 
der Reichs verfaſſung zu entwideln. Die Nebaltion des das Reichs⸗ 
triegsweſen behandelnden Abſchnittes ber Neichöverfafjung ift aber viel 
fach eine unflare. Es erklärt ſich dies zum Teil daraus, daß bei ber 
Abfaſſung besielben den militärtiden Sahverftändigen ein großer Spiele 
raum zugeitanben werben mußte, und baburd; bie juriſtiſche korrette 
Faſſung litt, zum Teil aus der Notwendigkeit, mit einander lollidie— 
rende Intereſſen ber Geſamtheit und der Eingelftaaten durch eine vage 
Faffung des Gefeges zu vereinigen und bie weitere Entwidlung ber 
Verwaltungspraris zu überlajfen. Insbeſondere beficht in der ſtaats— 
rechtlichen Litteratur eine Streitfrage darüber, ob das in ber Reichs 
verfafjung aufgeftellte Prinzip der Einheitlichteit des Heeres nur im 
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oder auch im ftantsreätligen Sinne 

ber einen Inficht t) gibt e$ fein Heer bes Neidies als ft 
aaten, das Neid) hat Teine 

mören, beitliche 


g* 
MH 


die Ein! 
Rontingente der Einzel: 
organifiert und bewaffnet find, unter bem gemeins 
des Kaiſers ftehen und aus Reichsmitteln unters 
‚Die Kontingentsberrlichteit wäre alfo hiernad) nichts 
‚bie militärifche Dienftperrlichteit. Dagegen wirb auf ber 
®) ausgeführt , die Einheitlichleit des Heeres jei das 
des deutſchen Militärrechtes, das Subjelt der Militär 


Fl 


| 
u 


punkt der Streitfrage ift alfo der, ob das Reich oder die Eingelitaaten 

Subjekt ber milltariſchen Dienftherrlickeit find und vernöge berfelben 

Truppen beſihen. Aus biejer Prägifierumg ber Streltfrage er 

ſich ſchon, daß man fid entweder für bie eine ober bie andere 

Auffaffung entfheiden muß, jede vermittelnde Anfiht, fo fehr ver 

ſwantende Sprachgebrauch der Neichsverfaffung auf eine folde Hins 
meifen mag, ein Ding ber Unmöglichkeit ift. 

Zunachſt ift feitsuftellen, dab aus dem vollftändig verwirrenden 
Spradgebraude der Reihsverfaffung weder für die eine noch für bie 
andere Anficht etwas zu entnehmen ift. Es iſt hier abwecdhſelnd bie 
Rebe von einem deutſchen Heere oder Neihsheere, der Landmacht des 
Neidhes, den beutihen Truppen und andererjeits von der preufifchen 
Urmee, ben anderen Kontingenten, en eigenen Truppen ber Bundes— 
fürften und Senate*). Diejer ſchwanlende Spradgebraud kann alfo 
in feiner Hinfiht maßgebend fein. 

Die Militärgefeggebung ift, von ber hier nicht weiter in Vetracht 

Musnahme bezüglich; ber Milttärtiehenorbnung abgejeben, 
ousihliehlih Sache des Reiches. Selbft von derjenigen Theorie, 
melde bie Mititärhoheit ben Einzelftaaten beilegt, muß daher zugegeben 
werben, daß biefe Militächoheit feine jouoeräne ift, ſondern fich nach 
ben vom Weiche gegebenen Normen zu richten hat. Für die Entichel- 

Zabanbe.a.d,Sceydelaa.D. 8.1895, Heder a.a. D. Bb. 1, 8,875. 
gl. die an der Epite des Abfehnitis aufgeführten Schriften von ©. Meyer, 
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vorliegenden Frage it aber bie ausfchliehlidie Bee 
Behpnle des Yen m arheliher Date &8 ergibt ih aus 


— wurden ſie zu ihnen doch nur eine ahnliche Stellung einnehmen 

ein Kommunalverband zu feinen Beamten, nur mit bem Unter: 

—* daß in — nicht von dem Dienſt⸗ 

herren gewährt werben würde. Ob man eine ſolche Dienſtgewalt, 

die lediglich beruhte auf dem Willen eines übergeorbneten ſtaatlichen 

unb dazu biente, benfelben zur Ausführung zu bringen, 

noch als Militärhoheit begeihnen lann, mag dabingejtellt bleiben, da 

nicht einmal eine untergeordnete Dienftgemalt der Rontingentsherren 
über ihre Truppen befteht. 

Fur die Frage, ob bad Reid oder die Rontingentsherren Inhaber 
der Dienitherrlichteit über die Truppen find, eriheint wie ber Sprach 
— der Reichsverfaſſung überhaupt, fo auch bie Beftimmung bes 

Art. 69, wonach bie gefamte Landmacht des Reiches ein einheitliches 
‚Heer bildet, vollftändig gleihgültig. Da der gleiche Auadruc auch 
begügliä ber Kriegsmarine gebraucht wird, über welche zweifellos ben 
Eingelftaaten feinerfei Befugnifie zuftehen, fo würbe es allerbings fehr 
auffallend fein, wenn dad Wort binfichtli der Kriegsmarine eine 
ſtaatsrechtliche, hinfichtlich des Landheeres nut eine militäriſch-techniſche 
Debeutung haben ſolite. Allein möglid if eine ſolche Intongruenz 
immerhin, und es fann deshalb auf den Nusbrud kein weiterer Wert 


werden, 

Entſcheldend iſt es dagegen, ob bie Wehrpflicht dem Reiche ober 
ben Eingelftnaten geleiftet wirb. m eriteren Falle muß fie ein 
Ausfluß der Neihsangebörigfeit, im lehteren ein ſolchet ber Staats⸗ 
angehörigfeit fein. Wäre legteres zutreffend, fo bliebe bie Frage un: 
enticieben, in welder Weife denn diejenigen Neihsangehörigen, welche 
nicht Angehörige eines deutſchen Staates find, zum Militärdienite 
herangezogen werden könnten. Welterhin beruft man fih fir bie 
Dienftherrlichfeit des Reiches über bas Landheer gewöhnlid auf bie 
fogenannte miltärtiche Freizugigleit, d. h. auf die Thatjache, daß die 
Wehrpflihtigen ihren Milttärbienft nicht in dem Aontingente Ihres 
Heimatitaates zu leiften brauden, jonbern in jedem deutſchen Kontingente 





Folgerung aus biefem BVergleihe, daß an und 
t gegen ben Einzelfiaat durch dem Dienit in 


jeber Staat darauf versiätet, die außerhalb feines Territoriums in 
Deutjehland wohnenden und die ſich freiwillig bei anderen Kontin- 
 meldenben Staatsangehörigen zum Dienite heranzuziehen und 

\ das Recht erhält, die nicht fiaatsangehörigen Deutfchen, welche 
Aayuheien. Die Megiätet eher mihänfgen Greytgget I fr 

lög! ei mil ji 

bauernber Dienfiherrlichteit des einzelnen Staates ergibt ſich aus bem 
BVerdältnifie, wie «3 vor der Begründung bes deutſchen Reiches 
wwiſchen bem norddeutſchen Bunde und dem Großherzogtum Baben 
Ein beiden gemeinjames ftaatlihes Nechtsfubjett, dem ber 
Militärdienst hätte geleiftet werden konnen, gab es nicht. Teob ber 
militörlichen (Freisügigleit leidet es keinen Zweifel, bafı ber Kriegedienſt 


Grofherjog von Baden der Dienitherr feiner Truppen war. Aus 
bee militäriichen Freigugigkeit ergibt ſich alio nichts für die Dienſt ⸗ 
herrlichteun des Neiches. 


dede Dienfiherrlijkeit hat zur Borausfegung, daß ber Dienfiherr 
ben in feinem Dienfte ſtehenden Berfonen etwas befeblen kann. Das 
Sefehlerecht tann ein umfaſſendes oder ein befehränftes, jedenfalls muß 
‚28 vorhanden jein, jedenfalls muß ber Untergebene dem Dienfiherren 
irgend welchen jelbftänbigen Gehot ſam ſchulden. d. b. einen Gehorfam, 
‚der nicht darauf beruht, daß ein dritter dem Befehl gibt, ben betref⸗ 
‚fenben Anordnungen zu geboren. Eine ſolche jelbftändige Behors 
Tamöpfliht der Truppen gegenüber ben Befehlen ber Kontingentsherren 
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beiteht aber een Wie fpäter barzuthun fein wird, 
Kommando über bie Aontingente entweder dem Kaiſet ober 
Kaiſer ernannten Rommandeuren zu. Allerdinas haben bie 
gentsherren einzelne Kommandobefugniffe wie die Emennung 
figiere, bie Beftimmung ber äuferen Abzeichen der Truppen, 


Vefehlereht des Dienftherren, ohne felbitändig 
Untergebenen. Dieſes felbftänbige Befehlöredit hat aber ausfchliehlich 
das Neich, die felbftändige Gehoriamspflicht ber Truppen beftcht ebenſo 
ausſchliehlich ber Reichsgewalt gegenüber. Folglich fan bie — 
berrlichfeit nur bem Reiche zuſtehen, die Kontinge 
etwas von der militärtihen Dienftberrlicleit verfölebeneh fh 
Dieſes Nehtsverhältnis findet auch feinen Ausdrud in dem 
Fahneneibe. Für Breußen ift aus bemfelben nichts zu entnehmen, ba 
bier Kaifer und Landeohert identiſch find, ber Ei der Treue und deö 
Gehorſams dem deutichen Kaiſer und Könige von Preußen geleiftet 
wird. Nach den Konventionen mit Sachſen und Württemberg, von 
benen bie leytere ausbrüdlic durch bie Neichverfaffung in Bezug ges 
nommen wird, leiftet aber der Soldat ven Eid, „dah er Seiner 
Mojeftät dem Könige während feiner Dienftzeit als Soldat treu 
bienen, dem Bundesfelbherren und ben Kriegsgefegen Gehorfam leiften 
wolle.“ Rechtopflicht it nur die Gehoriamspflicht, die Treue erfcheint 
lediglich als eine moralifhe Verbindlichkeit. Der Gehorjam wird im 
dem Zahmeneibe allein bem Katfer gelobt und damit anerfannt, daß 
bie Sandesherren ein Recht bes jelbitänbigen Befehls und eine Dienſt⸗ 
berrlichfeit nicht haben. Wenn daneben noch den Landesherren Treue 
verfproden wird, fo braucht man barin nicht eine Zufiherung ber 
allgemeinen Unterihanentreue zu ſehen?). Denn es wäre mirklid 
nicht erſichtlich, weshalb biejelbe gerade beim Eintritte in das Land— 
beer gelobt werben jollte. Huherdem wird ja gerade trewer Dienſt 
als Solbat und nicht bie allgemeine Unterthanentrene veriproden, 
Dieje Faſſung des Fabneneides ift an bie frügere Form angeihlofien, 
um im möglichit jchonender Weife den bisherigen Fahneneid fir den 
Lanbesherren durch ben für ben Kaiſer zu erfegen. Deshalb wird 


2808. Baht, Deutfhes Steothergt BO. 2, S. 267; Bro@haus 
«.0.D. 8. 119 





I 


; ihrer Souveränetätärechte oder doch menigitensd der äußeren 


3 


fomit, bad ber Dienft des Tanbheeres ebenjo wie 
‚Kriegsmarine allein dem Reiche geleiftet wird, dieſes ober 
ber Kaifer als Träger der militäriichen Befugniffe des Reiches 
ert der gefamten Landmacht des Reiches ift. Die Ein: 
ven Heeres iſt alfo nicht nur eine militäriich: 
, fondern eine ftantsrechtliche. Damit ift zwar negatio feſt⸗ 
daß bie Kontingenteherrlichteit ber deutſchen Eingelftaaten nicht 
wmiludriſche Dienftherrligleit ift, aber bie Frage nad) ihrem pofis 
tiven Inhalte ift noch nicht beantwortet. Es ift daber auf bie einzelnen, 
die Rontingentsherrliteit ausmachenden landesherrlichen Befugniſſe 

elnzugehen. 


Wie bereits erwähnt wurde, unterſcheidet man bei ben auf das 
‚Heer bezuglichen ftaatlihen Anordnungen, melde nicht Geſehe find, 
Armeebefehle und Alte der Milltärvermaltung Im engeren Sinne, 
Diefe Unterideibung ergibt ſich mit innerer Notwenbigkeit aus dem 
Seſen bes Militärredits und wird daher aud) anerkannt, wo fein 
Seſet fie ausprüdlich aufftelt, wie 5. V. in Preußen und dem deut- 
Then Reiche. An und für fid bedarf jeder Befehl des Monarchen zur 
feiner Nechtsgültigleit der minifteriellen Gegenzeihnung. Die Vers 

übertragen aber außerdem dem Monarchen den Ober 

befehl über das Heer, bezw. erfennen dieſen Oberbefehl als zu Recht 
beitehend au. Der Monard; hat hiernach das Recht, Bejehle zu er 
e ‚welche die unmittelbare militäriſche Altion des Heeres bezweden. 
©s ft ohne weiteres einleuchtend, daß bie Redtsgültigtett diefer Bes 
e fie in Kriegs: oder in Friebenszeiten erteilt werben, nicht 
minifteriellen Gegenzeichnung bedingt fein kann. Es wäre 

die reine Rarrifatur der Fonftitutionellen Staatsform, wenn 


: en Bejehl erit ſchriſtlich aufegen und von einem Minifter 
‚genenzeichnen laſſen müfte. Der formelle Unterſchied zwifchen Armee 


Hl 


‚3 





ebingungen Naht 

beſchafft, eine vom Minifter gegenzuzeidinende Verordnung). Die 
Akte der Militärverwaltung, melde vom Monarchen ausgehen, bes 
zeichnet er gewdhnlich als Armeeverorbnungen, wenn biefer Ausbrud 
gefeglich zur Bezeidmung jenes Begriffs nie offiziel anerkannt 
—— iſt es enblid, ob es ſich um Rechtsnormen ober um 
thatſächliche Anordnungen handelt. Sowohl ber Armeebejehl wie bie 
Armeeverorbnung konnen Rechtonormen und thatſachliche Anordnungen 


m 

Hiernach laſſen ſich die ben Landesherren zuſtehenden Rechte 
tlaſſifigieren als ommandobefugniſſe, Rechte der Milllärverwaltung 
und reine Ehrenrechte ohne materiellen Inhalt, 

Das Kommando über das geſamte Reichsheer ſteht nad) Art. 63 
der Reichsverfaſſung in Krieg und Frieden dem Kaiſer zu. Die 
Landesherren haben aber nicht etwa eine dem Kaifer untergeordnete 
Kommandogemalt über ihre Kontingente, Bielmehr werben nad) $ 64 
a. a. ©. die Höchſtlommandierenden eines Kontingents und alle Of⸗ 
Äisiere, welde Truppen mehr als eines Kontingents befehligen, vom 
Kaifer ernannt. Die Verfügung über die einzelnen Kontingente ift 
alfo lediglich dem Kaiſer vorbehalten. Danchen gefteht bie Reichs- 
verfaflung ben Kontingentsberren Rommanbobefugniffe in drei Fallen zu 

Die Beſtellung der zur Führung eines Kommandos beftimmten 
Organe, alfo die Ernennung ber Offiziere, ift ein Ausflug ber Roms 
manbogewalt. Demgemäß werben auch nach bem preufiichen Aller- 
hochſten Erlafie vom 18. Januar 1861 die Ordres in Militärdienft> 
fahen oder Perfonalangelegenheiten als Armeebefehle betrachtet. Am 
und für ſich würde alfo aus bem kaiferlihen Dberbefehle folgen, daß 
dem Kalſer die Ernennung jämtlicher Offiziere zuſteht. Dieie Kolges 
rung wird aber abgeſchniuten durch Art. 66 der Reicheverfaſung 
wonad in Ermangelung entgegenftehender Beſtimmungen ber Militär 
lonventionen die Sontingentsberren bie Dffigiere ihrer Kontingente 
ernennen. Nur der Höhfttommandierende eines Kontingents, ſowie 
alle Offigiere, melde Truppen mehr ald eines Rontingents befehligen, 


®) Bol. den Allerhöchften Erlafı vom 18, Januar 1561 und die Nusführungen 
in Bond 1.4 70 am Ende 
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zu leiſten Ei * von ‚zu befegenben 

en Kaiſer die Offiziere aus allen Kontingenten 
find bei —— —— ‚ober Generalftel: 
ee bie jedesmalige 9 — — 

an u jers 

Dit diejen Beſchrankungen üben alfo die Rontingentsherren als Organe 
des Reiches das Recht ver Difiziersernennung. Diefe dem Reiche zur 
ftehenbe Befugnis ber Kommandogewalt wird in ber Weife von hems 
jelben ausgeübt, daß fie verfafjungsmäßig den Kontingentsherren 
übertragen it. Dem Rechte ber Offiziersernennung durch die Kone 
tingentöherren entſpricht e8, daß auch bie Publikation ver von ihnen 
— Emennungen nicht duch bie Reichgewalt, ſondern durch 
die betreffenden Bere erfolgt. Konfequenterweiie müßte die 
Qublifation der bem Stalfer als ſolchen zuftehenben Ernennungen von 
‚erfolgen. Alein auch dieſe Folgerung wirb mieber durch 
eine ausbrüdliche Beftimmung in Art. 66 der Reichsverfaſſung abge 
(nitten. Hiernach erhalten bie Kontingentsherren behufs der nötigen 
Tanbeöherrlichen Publikation reihtzeitig Mitteilung von ben bie beirefs 
erührenden Avancements und Ernennungen. 


Den 
der Offiziere mit gewiſſen Musnahmen und Beſchrantungen und die 
Publikation aller Perfonalien des Kontingents, mögen bie Ernemtungen 
oder von dem Raifer ausgegangen fein. 
‚Kontingentsherren haben weiterhin das Recht, die äußeren 
(Kolarben 2c.) fr ihre Rontingente zu beftimmen (rt, 63 


Delegation beruhende Kategorie von Armeebefehlen. 
ſteht den Rontingentsherren das Necht zu, zu polizeilichen 
bloß ihre eigenen Truppen zu verwenden, fonbern auch 


Disloziert find, zu requirieren (Art. 66. Abſ. 2 R. V.). Der verfchie 

— — bie Verwendung ber eigenen, die Nequifition 

ee ‚zuppen führt ſchon darauf bin, dab damit die Verfchie> 

ren ‚gegenüber ben eigenen amd ben fremden Truppen 

mgen follte. Es erfcheint nicht zuläjfig, in beiden 

Be: wirkliche Kommandogewalt des Landesherren zu leugnen 

ihn überhaupt nur auf die Requifition zu polizeilihen Zwecken 

—— Vielmehr ergibt ſich aus der Verfa ungobeſtimmumng 

780 Brodhaus c. a. D. ©. 106 ff. Dagegen mit Recht Laband im 
Arie für Hfenil Recht Bd. 4, ©. dis ff. 
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daß dem Lanbesherren gegenüber feinen eigenen Truppen ein wirtliches 

Kommando eingeräumt werben follte, allerbings Lediglich file beftimmte 
‚ nämlich für ſolche poligeilicher Natur. Bedarf hierzu der 
here militärische Hilfe, fo Tann er feinen Truppen den Befehl 

zum Einſchreiten geben, die anberen in feinem Gebiete ftehenben 

Reihsteuppen muß er barum erjuhen. Doch iſt anzuerkennen, * 

es ſich hierbei nur um eine Verſchiedenheit der Form handelt, der 

eine praktische Bebeutung nicht innewohni. 

Mas die Armeeverorbnungen anbeteifft, jo hatte zur Herflellung 
einer volftändigen Bleigmäßigkeit Art. 61 der Reichsverfaſſung im 
Uebereinftimmung mit ber Verfaſſung bes früheren norbdeutfchen 
Bundes angeorbnet, baf nicht nur bie preußifchen Militärgefege ſelbſt, 
fonbern auch bie zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung 
erlaffenen Reglements, nftruktionen und Neftripte im ganzen Reiche 
ungeläumt einzufihren ſelen. In melder Weiſe biefe Einführung ers 
folgen jollte, ob durch Verordnung bes Vundesſeldherren ober bes 
Zandeöherren äft nicht geiagt, erſcheint auch gleichgültig, da es ſich 
um eine bloß proviſoriſche Maßregel zur Herftellung einer vorläufigen 
NReditseinheit handelte. Die Einführung Hat denn aud) teilmeite, b. B- 
für den ehemaligen nordbeutihen Bund, duch Präfibialverorbmmg, 
teilmeife dur) landesherrlide Verordnung ftattgefunden. 

Wichtiger erfheint bie Frage, went gegenwärtig bas Armeevers 
orbnungsrecht zuiteht, bem Kaiſer ober ben Kontingentsherren. Dabei 
ift zu unteriheiden zwiſchen Verordnungen, melde zur Ausführung 
von Neicsgefegen bienen, und felbftändigen Armeeverorbnungen. 

Mas erfiere anbeteifft, jo beſchließt nah Art. 7 Nr. 2 ber 
Neidsverfaflung der Bundesrat über die zue Ausführung der Reichs⸗ 
geſetze erforderlichen allgemeinen Wermaltungsvoriäriften und Einriche 
tungen, fofern nicht durch Neichsgefeg eimas anderes beftimmt ift. 
Die Reihömilitärgefege beftimmen mun aber fat burdgängig etwas 
anderes, fie übertragen nämlich die Befugnis zum Erlajie der Aus: 
führungsverorbmungen dem Naifer. Die allgemeinen Beſtimmungen 
ber Reichsverſaſſung über die Ausführungsverorbnungen greifen alfo 
aud auf dem Gebiete des Militärrehts Play. Die Ausführungs: 
verordnungen Können nur vom Bunbesrate oder auf Grund einer 
ousbrildlihen reichsgeſetzllchen Delegation vom Kaiſer erlaffen werben. 
In Iepterem Falle handelt es ſich um Verorbnungen bes Kalſers als 
folgen, nicht des Königs von Preuhen. Die betreffenden Werord- 
nungen bebürfen baher auch zu ihrer Gültigkeit ber Gegenzeichnung 
bes Reihslanglers unb nicht bes preußiihen Kriegäminifters, 

Gerade auf militärifchem (Gebiete gibt es aber aahlreiche Wers 





ee als präjudigiell 
das Verordnungorecht auf Grund des Art, 63 Abf. 3 
der Neidsverfaffung dem Kaifer, ober ob es auf Grund bes Ab. 5 
© a. D. dem Könige von Preußen als Sontingentsherren und dent 

gemäß aud den anderen entoherren zufteht ). 

Zueiſellos ift es, —— er en Bebiete ber 
materiell eine Einheit nicht nur herfellen, jonbern 
auch für die Zukunft erhalten wollte. Es fragt ſich mur, in welcher 
Weife fie diefes Ziel zu erreichen fucht, ob durd Uebertragung bes 
Urmeeverorbnungsredites auf ben Kaiſer ober dadurch, ba fie bie 
zum Erlaſſe inhaltlid übereinftimmender 
Verordmungen nötig: Die Anſicht, daf dem Kaifer das Verordnungs · 
en biefer biejelben aber zunächt nur für das preußiſche 
erlaffe, während für die Publifation an bie übrigen Non 
tingente —— des Bundesratsausichuffes einzutreten babe), 
nicht halibar. Ueberall, wo ber Kaiſer font Verordnungen 
biefelben unmittelbar für das gange deutſche Heer, und 
‚abzujehen, weöhalb in diejem ale das eigentümliche Vers 
‚eingefchlagen werden follte, daß die Publikation für bas preis 
durch ben Kalſer unmittelbar, für bie übrigen Stons 
den Bundesratsausihus erfolgt. Ergehen Verorb: 
aaa erefngpmäti {iz de peiiige Bam, fe ift daraus in 


Bee Anfiht Broddaus, G. Reyer, 9. Syutze, für 
and und Heder. 


So Brodhaus, @. Meyer um H Säulze 





nach 
der ——— auftehenben militärifhen Befugniſſe — — 
Sollen alſo bie preußiſchen Verordnungen ben Kommandeuren 
deren Kontingente dur den Vundedratdaus ſchuß er mul 
— werben, jo iſt damit eine Mittellung an bie Kommandeure 
dutch bie Landesherren vorgeihrieben. Die Neichsverfaflung erzielt 
alfo bie inhaltliche Nebereinitimmung fämtliher Armeeverorbnumgen 
der veridiedenen Kontingente dadurch, bab fie ein felbftändiges Wers 
ordnungsreht nur dem Könige von Preußen als Rontingentsherren 
der preußlihen Armee einräumt, bie anderen Kontingentsherren aber 
nötigt, inhaltlich übereinitimmenbe Verordnungen für ihre 
zu erlaffen, Bei der Perfonenibentität bes deutſchen Kaiſers und des 
Königs von tann durch biejes preußiſche Berorbnungsredht 
das faiferfiche Recht der Fürforge für die einheitliche Organifation ber 
Armee zur Geltung gebracht werden. Wateriell hat alfo ein felbftäns 
diges Armeeverordnungsrecht lediglich der König von Preußen, formell 
ſteht es auch ben anderen Rontingentsherren zu, biejelben ſind jedoch 
inhaltlih an die vom Könige von Preußen erlajienen Armeeverord: 
nungen gebunden. Diefer Auffaffung entiprict auch bie Praris in 
denjenigen Staaten, bie abgejehen von Bayern, noch eine jelbftänbige 
Kontingentsvermaltung haben. Die betrefienden Verorbnungen werben 
nämlich in Sachſen und Württemberg von dem Könige unter Gegen 
i bes Krlegsminiiters erlaflen und Im Armeeverordnungsblatte 
pubfigiert. In Preufen ergeben jie nicht, wie bies für faijerliche Berz 
ordnungen notwendig fein würde, unter Segenzeihnung bes Reiche 
fanzlers, fonbeen bes preußtihen Artegsminifters. 
Aus biefem Armeeverorbnungsrehte ber Rontingentsherren folgt 
mm aber keineswegs, daß diejelben eine eigene Militärhobeit ober 
Dienitherrlichfeit über ihre Truppen befigen, Die Kontingentherren 
handeln ebenjo wie in ben vereinzelten Fällen, in benen Ihnen eine 
Kommanbogemalt über ihre Kontingente eingeräumt ift, auf Grund, 
einer ausbrüdlihen reihörchtlichen Ermächtigung und als Organe ber 
in Milttärangelegenbeiten allein fouveränen Reiche gewalt. 
Die Militärverwaltung wirb ebenfalls gehandhabt durch Organe, 
melche durch Stontingentöherren beitellt und deöhalb als andesherr 
liche Behörden bejeichnet werden, Diele. Iandesherrliden Behörben 
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gene Militärverwaltung 
ſomit eine ähnliche Selung zum Neide ein 

ben zu den Ginzelftaaten. 
zu erörtern, ob Träger ber vermögensregtlihen 
er Äh aus der Militärverwaltung ergeben, 
ber Einzelftaat ift, oder mit anderen Worten, ob es 
ri der einzelnen deutſchen Staaten gibt. Alle Muss 
ilitärifche Zwede werben aus der Reichskaſſe gebedt und 
Reichshaushaltsetat feitgefegt und zwar für jede der betrefz 
gentsnermaltungen bejonders. Es find mun zwei Mög« 
benlbar, mie bie allein vom Reiche zu tragenden Milltärs 
verwendet werben können. Entweder das Neid; übereignet 
Eingelftaaten die für ihre Kontingente etatsmäpig feitge 
men zur Verwendung nad; Maßgabe bes Etats. Danıt 
Einzelftaat Eigentümer bes Gelbes, aber auch jeinerfeits bins 
der fisfaliihen Militärverwaltung feines Kontingents allein 
und verpflichtet. Oder das Reich dedt aus feinen Mitteln 
bie Militärausgaben, fonbern vermenbet fie auch im eingels 
Mafgabe des Etats, bedient ſich aber bayu der eingelnen 
tövermaltungen. Dann würde das Reich allein fiskaliſch bes 
tedtigt unb verpflichtet bleiben, unb bie Rontingentsverwaltungen 
würden nur feine ——— ſein. Im erſteren Falle handelte die 
jerwalung im eigenen, im zmeiten dagegen im fremden 

Namen, beive Male aber auf frembe Rechnung. 

Die Neihsverfaifung enthält aud in diefer Beziehung eine aus: 
ig nicht. In Betracht lame nur Art. 67 der Reichs ⸗ 
rer Bas Erfparnifie an dem Militäretat unter Teinen Uns 
Sehen Negierung, fonbern jederzeit ber Reichslaſſe 
in Beide Anfihten haben ſich auf diefe Verjafungsbeftimmung 
er und zwar mit gleihem Rechte, denn fle ift weder für bie eine 
für die — entjdjeibenb. Man Tann daraus ſehr wohl ent: 
dab bie Kontingentöverwaltung nur im Auftrage und im Na: 
AN handelt und deshalb keine eigenen Erſparniſſe machen 
joll?%). Ebenjo wohl kann man aber aus ber Vorjhrift folgern, daß 
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=) Laband im Nrchio für öfentt. Recht a. a D. ©. 80% erflärt bie Ber 
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das Reich die Dedungsmiitel für die Milttärausgaben der Einzelſtaaten 
zur Verwendung Im eigenen Namen übereignet, und baf nur bie biers 
aus ſich ergebende Folgerung, etwaige Erſparniſſe verblieben den Eins 
— abgeſchnitten werden ſollie. Wenn nun weiterhin bie Mir 
tärfonvention mit Württemberg ben ber Reichsverfaſſung entgegen» 
geſehten Grundſat ſanltioniett und beftimmt, bafı bie unter voller Ers 
füllung der Bumdespflichten als Ergebniffe ber obwaltenden befonderen 
Verhältniffe mögligen Erſparniſſe der Verfügung Württembergs vers 
bleiben follen, jo ergibt fid auch hieraus für ben Charalter ber mis 
litariſchen Finanzverwaltung nichts. Es iſt ſehr wohl möglich, dat 
einem in fremdem Namen und auf fremde Rechnung handelnden Be— 
auftragten Erſparniſſe, die er macht, als Eigentum zugemiefen werben. 
Das Weſen des Militärfistus ergibt ſich vielmehr aus folgender 
Erwägung. Die gefamte fir Milttärzwede nötige Finanzverwaltung 
des Reiches wird geführt burd) bie Nontingentsverwaltungen, Nirgenbs 
befieht eine Neichsbehörve, welhe in irgend einem Falle den Militärs 
fiöfus zu vertreten hätte, Nun erklären verſchiedene Neichsgefepe, To 
das über Quartierleiftungen vom 25. Juni 1868 '1) 88 3, 4, bas über 
die Rayonbefhränfmgen vom 21. Dezember 1871 °) & 42 und das 
über die Rriegsleiftungen vom 18. Junt 18737) $8 3, 9,34 aus⸗ 
drüdlic, daf etwaige aus ber Geltendmachung der militäriichen Hehelts ⸗ 
rechte für Privatperjonen ſich ergebende Entichäbigungsforberungen 
gegen den Neihöfisfus zu richten ſeien. it in biefen Fällen der 
Neihafistus für die von den Landesbehörden vorgenommenen Alte 
haftbar, jo ergibt fi) daraus, daß bie Landesbehdrden den Reichs— 
fisfus und nicht den LSandesfistus vertreten. Hierin find aber feine 
fingularen Beftimmungen für bie aufgeführten Fälle zu fehen, zu fol 
hen läge nicht die geringite Veranlaffung vor, fonbern nur ber Mus: 
brud eines allgemein gültigen Rechtsverhältniſſes. Diefer Auffaifung 
ſteht auch nicht bie Vorſchrift des Dilitärpenfionsgefehes vom 27. Jum 
1871 $ 116 entgegen, wonach in Ermangelung einer anderen landes⸗ 
geſehlichen Beſtimmung der Militärfistus durch die oberite Militärs 
vermaltungabehörbe bes Kontingents vertreten wird, Wenn man aus 
der Auläffigkeit londesgefeplicher Beftinmungen über bie Vertretung 


Rinmung dab Bet. 67, nenn men von jener Borausfeung auögepe, für aflt 
finnlos, weil felbftverfländfi. Died wäre aber doc) nur dann rihtig, werm 
Reiceerfofjung den autbrücligen Nechtefag enibielte, dab bie —— 
maltung im Ramen und im Auftrage des * hendelt, nicht aber, wenn man 
jenen Hehtöjeh erft aus der Werfaffungsvoefgeift entnimmt. 
5 br ne a MMBEL Inl, ©. 180. 

=) ROB 187%, ©, 19. 
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ba haft Landesfislus ſei, da über bie 
Vertretung des Neichsfiskus me die ® Neihägefehachung y Vortſchriften 


Ausführungen entgegen, daß die Nei 
Burn — Erlaß biefer eg ber — 






ef bung belegieren kann. Dies und nichts amberes ift durch das 
Militärpenfionsgefeg. geichehen. Der Miitärsfistus if alfe allein 
teichsfistus, unb er wirb vertreten durch die Kontingentsperwaltungen 
der Einzelfiaaten. 

Was num drittens bie Ehrenrechte der Rontingentsherren anbe: 
trifft, fie Art. 66 ber Reichsverfaffung für die Chefs aller 


To erflärt 

ihren Gebieten angebörenden Truppenteile und gefieht ihnen bie damit 
— Ehren zu. Namentlich ſollen fie bag Recht ber Inſpi⸗ 
elor: ‚Zeit haben unb die regelmäßigen Napporte und Mel- 
—— vorkommende Beränderungen erhalten. Das Wort „Chef“ 
Tann, ba eine andermeite Begriffsbeftimmung nicht aufgeftellt ift, bier 
nur denjelben Sinn Haben, den der militäriige Sprachgebrauch über: 
haupt damit verbindet ’%), Die Stellung eines Chefs ift aber eine 
en lee Eur Nr sollen Don — 

von ruppen x Rontingente diejenigen mi 
Ehrenbezeugungen ermiejen werben, welche ben Chefs der Regimenter 
gebübren. Den gleichen Charakter einer bloßen Ehrenauszeihnung 
hat aud) die Befugnis ber Sandesberren zur Vornahme von Inſpet⸗ 
tionen. freilich it das Weſen der mltiärifen Infpeltion in ber 
Regel ein anderes. Sie foll bazu dienen, dem Infpizienten perjönliche 
Kenntnis zu verfbaffen von bem Zuftande der Truppen, damit er 
auf diefer Grundlage die zur Abftellung von Uebelftänden erforder 
lichen Anorbnungen treffen fann. Hier ift aljo das Jnipeftionsredt 
‚einer der wichtigften Ausflüfie der Kommandogewalt, und biefen Cha- 
zafter hat namentlich dnrchweg das Anfpektionsrecht des Raifers. Die 
T bürfen aber auf Grund der von ihnen vorgenommenen 
keine Anordnungen treffen, fie haben lediglich bie Bes 
id der Snfpektio. Eine folde lann daher nichts anderes fein als 
eim bloßes Chrenrecht der Sandeaherren gegenüber den ihren Gebieten 
engehörigen Truppen. Das gleiche gilt von ber Empfangnahme ber 
und Meldungen über vorkommende Veränderungen, jomeit 
nicht zum gwede der vorgeichriebenen landesherrlichen Publis 
fation ber. been innerhalb des Kontingents erfolgt. 


*) Sabanda a. D. 8. 504. 

BBERHTR Dekand 6 u D..&310, ku ie Heap nah Dierk 
Tüte, bie Sandeierten nidt al6 Cpefb auffähre. Dies ift aber auf gar nift 
metmendig, da fie on Regtsmegen faft der Meichüverfaijung Ehefe find. 
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heit übertragen hat, als einheitlichen juriftifchen Begriff kon⸗ 
ſtruleren zu wollen’), Es hanbelt fh um einzelne Rechte, bie unter 
ſich außer jedem Zuiammenbange ſtehen, und nur das mit einander 
gemein haben, daß fie demfelben Subjelte, dem Landesherren, zuftehen 
und fi auf dasfelbe Vermaltungsgebiet, bas milttäriidje, begiehen. 


8154. Die Organifation der Milikärverwaltungsbeßörden. 


Verjteht man unter ber Militärverwaltung im engeren Sinne bie 
Herſtellung ber Borbedingungen und Mittel für die militäriihe Aktion, 
fo find die Militärverwaltungsbehörben Diejenigen Organe bes Staates, 
welche jene Aufgaben der Militärverwaltung zu erfüllen haben. Zu 
der Militärverwaltiing in biefem Sinne würde aud die Mili ii 
und bas Militärfirhhenwefen gehören. Aus praftiichen Grunden fcheis 
dem jebod beide an biejer Stelle aus und bleiben einer befonberen 


Darftellung vorbehalten. Wie bereits erwähnt wurde, iſt die Militärs 
verwaltung ben Ginzelftnaten als Organen bes Reiches verblieben. 
Die Militärverwaltungsbehörben find baher Behörben ber Einzelftanten, 
bie Mitglieder diefer Behörden Staatsbeamte und nur mittelbar Reichs 
beamte. Gleichwohl finden für biefe Beamten bie Beftimmungen des 
Neihsbeamtengefeges Anwendung und fie empfangen ihre Bejolbung 
aus ber Neichslafie. 

Im vorigen Jahrhundert war die Organifation der Militärver- 
woltung im Frleden unmittelbar an bie Formation ber militärifchen 
Kommanbobehörden angelnüpft und fand wie biefe ihren Abichluß in 
den einzelnen Negimentern, über denen unmittelbar, ohne dab eine pro⸗ 
vinzielle ober zentrale Militärverwaltungsbehörde eriftierte, ber König 
fland. Die Formation ber Truppenkörper ift zwar aud) jeht noch für 
die Organifation der Militärvermaltung mahgebend und zwar berari, 

) Denn Broddaus a. a. D. &, 218 ff. bie Rontingentäperelicteit als 
milttärifes Patronatreht nad) Analogie des firhfigen Patronats tonftrukert, jo 
ee Analogie bahingeftellt bleiben. ebenfalls if auf bad 
Yirdliche Patromat wenigftend nad ber rigfigen Anfitt kein einheitliches Redhtbs 
nfitut, fonbern ein Inbegriff ber verfähledenften Rechte und Piltten, die man 
nur unter einer gemeinfamen Begeignung Yufaunmenzufafien pflegt. 





En Die Drganifation der Militärsermalt ungabehörden. 


en ee 
um 
den Tn ee i 
— Inſtangen, von ber Diviſion aufwätis bie 

Armee beſtehen jedoch beſondere Militärverwaltungsbehörben in 
— unter em und im Anſchluſſe * die 


gan für bie Militäröfonomie in der Weiſe, daß ber Generalfriegs: 

tommihler zu bem Ariegeminiterium, bie Nriegsfommiflarien zu den 
Brigaden, in melde das ‚Heer bamals zerfiel, den 

fpäteren Divifionen, gehörten. Dieje Organifation wurde auf Grund 

bez RabinettSorbre vom 1. November 1820 ') erfept durch bie Militärs 

intendanturen, deren man je eine für jedes ber bamals gebildeten 

errigtete, Da ſich die Kontingente der deutſchen Mittel: 


tung angeſchloſſen haben, jo beiteben gegenwärtig vierzehn preußiſche 
furen für das Garbeforps, das 1. bis 11., bas 18. 

und 15. Urmeelorps. 
Die Intendanturen ſund büreaufratiih organifiert. Sie beftchen 
ans dem Ferne als Chef unb mehreren Intendanturräten und 
melde als Gehilfen bes ntenbanten die Geſchäfte nach 


bie formelle Gejhäftsleitung und die Vertretung ber Behörde nach 
Zum Gefhäftstreife der Intenbanturen gehört bie gejamte 

imomie des betreffenden Armeelorps. Indebeſondere liegt 

hietnach a die Sorge und Aufficht hinſichtlich ſamtlicher Gar« 

welche Eigentum bes Staates find, wie 3. B. Kafernen, 

— Strafanfialten, Depots für Pulver, Montierung und Pros 
die Leitung des gefamten Servismeiens, die Beihaffung der 

zum Gebrauche für bie Truppen in Konkurrenz mit ben 


Rampt, Ann. Ub, 4, S 904. 
© Worndet, Bresilgen Eramrreni “ 





5 Das Berwaltungreht. 154 


— die Unterhaltung der Garniſonkirchen, Garnifonlirhhöfe 

Hmungen. Dagegen Gegen gu Referer Rap 

gen ber Kommunen ober einzelner 

—— bei Gelegenheit mis 

Ktärifher Uebungen und die Vermittlung zur Beſchaffung von Gare 

nifonanftalten und enblid bie Konkurrenz bei Beſchaffung von mili+ 
tärifhen Uebungsplaͤtzen. 

Den Intendanturen find untergeordnet die Proviantämter, die 
beionderen Magazin, Lazarett und Barnifonbauverwaltungen und die 
Montierungsbepots, 

Um ferner jhon im Frieben die Militärverwaltung möglidit ben 
Feldverhältnifien anzupaflen, die Bermaltungsbeamten in nähere Ber 
zlehung zu bringen, ben Geſchäftsverlehr zu vereinfachen und bas 

zu vermindern, find auf Grund der Stabinettsorbres vom 
27. Juni 1861 und 20. Dezember 1862 ?) beiondere Divifionsintene 
banturen In Unterorbnung unter bie Korpsintenbanturen errlchtet wor ⸗ 
ben. Die Drganifation biejer Behörden ift vollftänbig biefelbe. Sie 
haben die öfonomiihen Angelegenheiten ber zu den betreffenden Dis 
viflonen gehörigen Truppen, Vehörben, nicht regimentierten Offiziere 
und Beamten zu bearbeiten. 

Die Intendanturen, ſowohl die ber Divifionen wie der Korps, 
find zwar der nächiten höheren Militärvermaltungsbehörde in letzter 
Inftanz alſo dem Kriegsminifterium unterftellt. Sie finb jebod aus 
dem Organismus ber Rommanbobehörben nit vollitändig Losgelöit, 
ſondern ſtehen gleichzeitig unter dem Kommandeur derjenigen Heeres» 
abtellung, für melde fie beftellt find, aljo die Divifionsintenbanturen 
unter dem Divifionsfommandeur, bie Korpdintendanturen unter bem 
Korpälommandeur, Den betreffenden Kommandenren iſt dadurch eine 
fortlaufende Einwirkung auf die Militärverwaltung für die ihnen unters 
gebenen Truppen gefihert. Insbeſondere hat ber Intendant in Anges 
legenbeiten der Dlilitäröfonomie, welche bei dem betreffenden Kommando 
vorkommen, ald Referent ben Vortrag, Bei Mufterungen und anderem 
ölonomijcen Nevifionen ſeltens ber oberen Bejehlähaber begleitet bieje 
ein Mitglied der Intendantur, welches die dabei zu erteilenden Dechar⸗ 
gen vorzubereiten hat und für deren Nichtigleit verantwortlich bleibt ?). 

Die oberite Militärverwaltungsbebörde nicht nur für Preußen, 
jonbern für das ganze Bebiet der preußiichen Kontingentsvermaltung 
bildet endli das preußiſche Kriegaminiiterium *), 


*) MBL. der Inn, Berm. 1800, ©. 156; 1989, &, 00. 
») Bol. Publ. des Kriegsminifier® von: 10. Mehuar 1828 — v. Kampt, 
An. Db. 13, ©, 204. * Bplı 3184, 
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Die befondere Dilitärgerihtsbarkeit ift in Deutſchland gleich⸗ 
kei mit den ftehenden Heeren entfianden. Die gefamte bürgerliche 
Gerichtsbarkeit war im 17. und 18. Jahrhundert durdfegt mit ftäns 
difchspatrimonialen Clementen, indem die Gerichtöbarfeit unterfter Ins 
Hang burdiweg durch ſiadtiſche ober patrimoniale Geriäte ausgehbt 
wurbe, aber aud bie höheren Gerichte vieljah mit von ben Ständen 
präfentierten Mitgliebern bejegt waren, Der neue Kriegsſtaat, ber 
feit dem Ende des dreißigiährigen Krieges in ben deutihen Territos 
rien auf bem Boden der bisherigen Orbnung ermuchs, befand ſich 
aber in einem vollftänbigen Gegenſatze zum ftänbiihen Patrimonial: 
ante. Das Heer war allein und ausihliehlich dem Landesherten 
verpfliätet, den Ständen war eine Einwirkung auf militärifhe Unger 
legenheiten nur infofern möglich, als fie wenigſtens anfangs bie zum 
Unterhalte bes Heeres erforderlichen Gelbmittel zu bemilligen hatten, 
bis endlich ber Lanbeshere zu einem abfoluten Beiteuerungsredte ges 
Iangte. Diefes fein Heer, in welchem die realen Machtmittel des 
neuen abfoluten Staates verförpert waren, fonnte ber Janbesherr 
nit in bie ftändifch-patrimoniale Necdhtsorbnung einfügen, er fonnte 
es namentlich nicht den ſtandiſchen Gerichten unterwerfen. Hand in 
Hand mit der Ausbilbung ber fiehenben Heere geht daher bie einer 
befonberen Militärgerichtsbarkeit ſowohl in Eivil wie in Strafſachen. 
Diefelbe erftwedte ſich aber nicht nur über die Militärperfonen felbit, 
fondern aud) über ihre Ehefrauen, Kinder und Gefinde. Nur in 
binglichen Rechtsſtreitigleiten als Grunbbefiper blieben fie ben orbents 
lichen Gerichten unterworfen. Zur Ausübung biejer Gerichtsbarkeit 
gab es in Preußen Gouvernements- und Negimentsgericte, beftehend 
aus bem Gouverneur bezw. Regimentstommanbeur und einem vechtds 
gelehrten Auditeut, der den Kommandeur bei Abfaſſung bes Nxteils 
zu beraten Hatte, ein Kriegstonfiftorium ala Ehegericht und endlich ein 
Seneralaubitoriat als Höchfies Militärgerit für ben ganzen Staat. 
Mit Durchführung der militärtigen Reformen nad dem Tilfiter 
Frieden erfchien dieje ausgedehnte Militärgerichtäbarfeit nicht mehr 
erforberfih. Durch bie Rabinettsorbre vom 19. Juli 1809 *) murbe 
daher ber Militärgerichtsftanb in allen Angelegenheiten ber bürgen 


N C.C ZU. 67, Ar. 36. 
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An bie Stelle ber übrigen Militärgerichte raten aber Bit 
gadegeriite, bie bemnächft durch Divifions: und Kortpsgerichte erfeßt 


ee wurde das Kriegstonfiftorium als mummehr 
Be aufgehoben. 

An die Stelle der bisherigen Beſtimmungen teat bann das Strafe 
gefepbuch für bas Heer vom 3, April 1845 °) und die Militärftraf: 
‚gerichtsorbuung von bemfelben Tage 4. Grfteres wurde erfept durch 
das Militäritraigejegbuc) für das deutſche Reich vom 20, Juni 1972 °), 
während bie Dilitärftrafgerichtsordnung vom 3, April 1845 noch heute 
als —— in Kraft fteht, 

Es beftimmt fich hietnach zunuchſt ver Umfang ber Milttärgerichts« 
barfeit in perſonlicher und Iadlißer Beziehung. var Militärgerichtss 
barkeit find unterworfen: a. alle zum Soldatenftande gehörigen Rerfonen 
ohne Unterfchied, ſobald und folange fie zu militärifchen Zweden aftiv 
find, wogegen bie zum Beurlaubtenftanbe gehörigen Milttärperfonen, wie 

1, Erfagreferviften, Landwehrleute auch in Strafiahen den Ei 
"unterworfen find und nur hinſichtlich militäriicher Vergehen 
vom Augenblide ihrer Einberufung zu bienfilihen Zieden an ben 
Militärgerihtsftand haben; b. die in der Rlaffifikation zum Militärfteaf: 
‚geiehbuche aufgeführten Beamten der Militärverwaltung; c. alle mit In 
ioiategehatt ‚entlaffenen, zur Dispofition geftellten und mit Penfion 
verabichiedeten Offiziere; d. die Militärlehrer und Zöglinge der militäri: 
1. Sadlid begreift die Militärgerictsbarfeit in 
fi alle Straffachen einfchließlich ber Injurien, ſoweit biefelben ber ge: 
zihtlihen Beltrafung unterliegen, jedoch mit Ausnahme der bloß mit 
Geldbuße oder mit Ronfisfation bedrohten Uebertretungen der Finanz⸗ 
”) Riitieefl-Commt. &. 91 fl. Ihr sorbergegungen war bie Suftruftion 
die 9.8. 1806-10, ©. 581 — 
u —— e ern ©. 30, 
) R.8.81. 1872, ©. 174. 





is 


— 


eg — Gefahr oder Nachteil — in dem 
Kalle jedoch nur von dem Zeitpunkte an, wo ber Kaifer oder 
Namen der Feldherr ſolches verordnet und öffentlich bekannt 


Hit 


Die Mi [barkeit wirb eingeteilt in eine höhere und im 
eine niedere, Yu eriterer gehören alle Steaffahen der Offiziere —* 
oberen Militärbeamten, diejenigen Strafſachen der Unteroſſigiere, Ger 
meinen umb unteren Militärbeamten, mo das Verbredien oder Wer: 
gehen im Gejehe mit einer härteren Strafe als Arreft, Degradation 
ober Verfegung in bie zweite Klaſſe des Soldatenftandes bedroht if, 
und ber Landgendarmen unb Invaliden, wenn gegen fie auf Entlafung 
zu erfennen ift. Alle übrigen Steaffälle werben zur niederen Gerichtss 
barkeit geredinet (a. a, ©. 88 20, 21). 

Die Militärgerichtsbarteit wirb verwaltet durch die Milttärgerichte 
unb durch ba$ Generalaubitorint. Die Militärgerichte jind Korpss, 
Dioifionds, Garnifon» oder Negimentsgerichte (U. a. ©. $ 22), Von 
diefen haben bie Negintentsgerihte nux niedere, die übrigen Militärs 
gerichte ſowohl niebere als auch höhere Gerihtebarteit. 

Die Negimentögeriäte, an deren Stelle für die außerhalb eines 
Regimentöverbandes ſtehenden Bataillone befondere Bataillonsgerichte 
treten, haben bie niedere Gerichtsbartelt Aber die Unteroffiziere, Ger 
meinen und Militärunterbeamten bes Regiments; bie Divifionsgerichte 
die höhere Gerichtöbarleit über alle Angehörigen des Divifionäver 
bandes und die niedere Über bie zum Diviftonsverbande gehörigen 
Unteroifiziere, Gemeinen unb Militärunterbeamten, welche außerhalb 
bes Negimentöverbandes fichen; die Storpsgeridte die höhere und 
niedere Gerichtsbarleit über bie tm NArmeckorpsbezirte vorhandenen 
Militärperfonen, welde weder einem Negiments: nod) einem Divifions 
gerichte unterworfen find. Den Garniſonsgerichten jieht bie Höhere 
und niebere Gerichtebarleit zu bei allen Vergeben gegen die öffentliche 
Drbnung, ben Wacht: und Garnifondienft, fowie hinſichtlich gewiſſer 
im Gejege einzeln aufgeführter Perfonenfategorien, wie ;. 8. bes 
Berfonald des Bouvernements (I. a. D. 8 27-32). 





88). & 

find Feitte ftändigen Gerichte, ſondern werden 
für jeden einzelnen Fall bejonders gebildet en Der 

Kommandant bed Truppentörpers, für ben bas Militärgericht beftellt 
— der Gerichtshert besjelben. Us ſolche gelten daher für die 
illons:) Gerichte die Negiments- (Bataillons:) Kom 
van, bie Garniſongerichte bie Gouverneure oder Kommans 
Mates, für die Divifionsgerihte bie Divifionslonmanbeure 
Fo, * die richte bie Fommandierenden Generale, Den 
Geriätsherren mit höherer Berihtsbarkeit ift ein zum Richteramte 
befähigter Nubiteur, dem Regiments: (Bataillons:) Kommandeur ein 
unterjuhungfübrender Dffizier beigegeben (U. a. ©. $ 23). Dem 
Gerihtsherren liegt nun die Bildung des Gerichts für den einzelnen 
ob, und zwar ift filr jedes jtrafgerichtliie Verfahren ein Unters 
unb ein Sprudigericht zu befiellen, beren Zuſammen- 
jegung in verſchiedener Weile erfolgt. — 


lommandierten u je nad; dem Range bes 

in den zur nieberen Geritsbarteit gehörigen Enden 

‚aus dem Aubiteur oder dem unterfuchungführenden Offigiee und einem 
—— Die Unterfuhung ober einzelne Unterſuchungshandlungen 
Können jebod; auch auf Erſuchen durch Civilgerichte, womöglich unter 

eines Offizierd geführt werben. Vet Beleidigungen und 

wiſchen Gioil- und Militärperjonen foll die Einſetzung 


‚gerihten erfolgen (M. a. D. 88 
jem ordnet der —— das Sprucgeriät an. Diefes 
— Kriegsgerit oder ein Standgeriht, je nahdem der 
chedende Fall zur Höheren ober zur nieberen Gerichtsbarkeit 
Ei @.D. $ 51), Das Nriegögericht befteht aus fünf Richter: 
verſchiedener Nangorbnung je nad) dem Grade bes Ange ⸗ 
und bem Anbiteur als Referenten, ber jedoch nur eine 
beratende Stimme hat. Die Vereidigung der Mitglieder des Kriegs- 
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geſchieht durch den Auditeur. Jede Klaffe ftimmt für ſich 
baf bie unterfte Klaſſe anfängt. Das Urteil 
heit it La. D. 88 6204, 19, 
fünf Nicterflaffen 
m ahtenden Ofee so Referenten gebe. Cine Bereigung 
en! als Referenten gi J 
der Mitglieder bes Gerichts iſt nicht erſorderlich (A. a. O. 66, 07). 

Wenn der Angeſchuldigte nicht dem Soldatenſtande angehort, 
ſondern Militarbeamier ift, jo haden an Stelle ber Kriegs- und Stand» 
geridhte Iuftanzengeridhte zu erleunen. Wenn bie Sadje zur höheren 
Berichtöbarkeit gehört, wird das Juſtanzengericht von dem komman⸗ 
dierenden Generale bes Armeelorps berufen und befteht aus einem 
Stabsoffizier als Vorfigenben, einem Hauptmann, zwei Auditeuren 
unb einem oberen Militärbeamten. In Angelegenheiten ber nieberen 
Gerichtöbarkeit beftellt der zur Unterſuchung kompetente Gerihtsherr 
aud) bas Inſtanzengericht, welches fh in biefem falle —— 
aus einem Hauptmann als Vorſitzenden, einem Lieutenant, zwei 
tärumterbeamten oder Unteroffizieren und dem Aubiteur ober unters 

Offizier (9. 0. ©. $$ 68-71). 

Das Verfahren ber Militärgerite beruht auf bem Inquiſitlons- 
pringipe und iſt nicht Öffentlich. 

Gegen bie Erfenntnifje der Kriegs: oder Standgerihte findet fein 
Redtsmittel Halt. Doch bedürfen bie Erfenntniffe zu ihrer Rechts- 
gülftigfeit bee Velätigung und zwar je nach Sage bes alles durch 
den König ®) oder durch den Krlegsminiſter oder durch den komman ⸗ 
bierenben General oder durch ben Divifionstommanbeur. Wor ber 
Beftätigung eines lriegsgerichilichen, nicht aber vor ber eines flanbs 
gerichtlichen Urteils muß ein Gutachten über die Gejehmäfigkeit 
desjelben eingeholt werden. Dasjelbe wird in den Fällen, in denen 
bie Beftätigung bes Nönigs ober bes Kriegsminifiers erforberlich ift, 
von bem Generalaubitoriate, im übrigen von einem Nubiteur erftattet, 
Erſt nadı Eingang der Beſtätigung wird das Urteil publigiert und 
vollftredt, Erfolgt die Beftätigung nicht, jo muß das erfahren vor 
bem Spruchgerichte wieberholt werben, bis ein neues Urteil bie Bes 
ſtanaung findet (A. a. D. 88 150-164). Die Ertenntnifle ber 
Inſianjengerichte bedürfen einer höheren Betätigung nicht. Gegen 


©) Rach eingelnen Milttärkonventionen, nämlich denen mit Heffen, Nedlens 

burg · Sawe rin und Medlenburg-Stcelib bat fih der König von Preufen verpflichtet, 

Mafit bes Aogeiigen bed Beisfenden ——— 
im Cinperftändniffe mit dem Sandesherren auszuüben. 





#1 Das mintaruſthweſen 57 


Ertenntnäffe ft Das Neditsmittel ber meiteren Werteibigung 
Aber mees has Berater etföebe (.0.018672,220 "2377 


un. 
Sie oberite Vermaltungsitelle für das Militärjuftigweien bildet 
das durch Patent vom 23. Dftober 1798*) errichtete Milttärfuftizder 
beftehenb aus dem und bem Kriegsminifter. 
‚jenem Patente wurde dem Militärjuftibepartement bie Aufficht 
— ‚bie Geſchaftsverwaltung des Generalauditoriats und ſamtlicher 
biefem untergeordneten Militärgerichte übertragen, jedoch mit Ausnahme 
ber Milttärbienftfachen, ber bem Beneralaubitoriate ober einzelnen Mits 
besjelben erteilten Jmmediataufträge und jämtliher Kriminals 
worin wirkliche Militärperfomen oder deren Angehörige vers 
And, in melden Angelegenheiten die Oberauffiht bem Könige 
vorbehalten twırrde- Nachdem aber bas Generalaubitoriat 
ktober 1800 eine neue Inſtrultion erhalten hatte, beftimmte 
inettsordre vom 4. November 1800), daß fünjtig die Mit: 
bes Mikitärjuftigbepartements henfichtlich ber Milttäriuftigpflege 
‚auf bas Generalaubitoriat allein und hinfihtlid, desſelben barauf 


LT: defet Begmabigungdeedit iſt. ſowelt es fih um Angehörige anderer 
Stusten handelt, durd bie Militärkonventionen in verfhiedener Weife 

‚modiftjtert morden umd zmar entmeber in der Meife, daf den Paneäherren das 
wegen nicht militörifcher Vergehen überlaffen ift (Baden, Ofben« 

Burg), Ei eine — Ausidung des Begnadi Alerts durch, 
ne den betreffenden Landedherren flatifinden ſoil (deffen, 
RedtendurgScwertn, heran Nach den melften übrigen Kouvens 
——— Mänfde des Sondesherren in dieſer Wezlepung thunlicfte verna- 

— darüber ©. Meyer, Vermaltungdreht ®d. 7, ©. 64, 
C Er X 8 Re 81. ) MilitirGefeh-Sammlung S ” 
YUCDS. 3 
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Aubiteuritellen 2°); b. bei der Anftellung der Auditeurs im Civil 
dienfte*9), bei den Gefugen der Aubiteune um Befiäftigung bei den 


—— über die Militargerichte wird teils gehandhabt 
durch das Generalauditoriat, teils durch die Gerichtsherren, welche bie 
Militärgeriähte zu bilben haben. 


5156. Das Militärkirhenmefen. 


Die befonbere Militärſeelſorge ift gleich ber Militärgerichtöbarteit 

fo alt wie das jtehenbe Heer. Den einzelnen Negimentern wurden 
Ihprebiger beigegeben, bie anfangs unter der gewöhnliden geiftlichen 
feit fanden, bis 1692 in Brandenburg-Prenfen ein Konfüitoriale 

oder Geiſtliches FeldsRriegs:Berict, fpäter gewöhnlich Nriegstonfifto- 
rium genannt, mit einer den lutheriihen Konfiitorien entjprehenden 
Zufländigfeit errichtet worden. Da im Heere bie lutheriſche Ronfeffion 
durchaus vorberrihte, wurben noch während bes ganzen 18. Jahrhunderts 
fin Preußen mur lutheriſche Feldprediger angeitellt, das Striegstonfiftorium 
war eine hutheriſche Kirchenbebörbe, mur fir Kriegözeiten blich bie 
Beitellung lathollſcher und reformierter Felbprebiger vorbehalten. Das 
geſamte Militärkirhenmeien regelte ſich nad) einzelnen Neglements und 
Neftripten, während eine grundlegende oder zufammenfafjenbe Bejep: 
gebung nicht beftand. Auch das Allgemeine Landrecht enthielt über 
dieſen Gegenitanb nur vereinzelte Beftimmungen ohne inneren Zufam: 
menhang ). Erit am 28. März 1811 erging ein umfafiendes Militärs 
Tirhenreglement ®). Dasfelbe hielt baran feit, daß die Felbprebiger 
menigften& im Frieden fämtlich Autheraner fein jollten. Bei jeber der 
Vrigaden, ber jpäteren Divifionen wurden drei Prediger 
angejtellt, außerdem je ein Garnifonprediger in Berlin, Königsberg 
und Breslau. Das bisherige Kriegsfonfiftorium erſchien nicht mehr 
‚erforderlich, da man die innere Abgeſchloſſenheit des Heeres nah Mog ⸗ 
lichteit befeitigen wollte. Vielmehr wurden die Felbprebiger gleich 
allen anderen lutheriichen Beiftlichen ben Regierungen unterftellt, benen 


*) Bol. Inſtrutnon vom 20. en D. 5. 32 — und Ne 
aulailo vom 21. Janus 1812 — a. a. D, ©. 9 
Vol. Berorbnung vom 11. Desember De ©.42 — und 
Mtober 1198. 


”) * Rabinettsorbre vom I. Februar 1887 — Milttärgefepfammlung, 
Bertfepung ©. 59 

’) Bat, 5. 8, un ER IE, nem, „al. Mil, on 405, A216, 
Alb, sah, 437 ff, 449 fj., ASL, 432, 490, 404, 556-667, 618 Fi. 
86. 1811, ©. 170 fi. 
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ber inneren Angelet ellſchen Kirchen 
— more Ser Dies ——— 
nad) der Reftanration des Staates beionders deshalb um- 
weil dieſelbe nur für die evangeliihen Soldaten beredinet 
‚aber nummehr bedeutende katholiſche Sanbesteile ermors 
&8 erging daher die noch jeht in Kraft ſiehende Militär 
vom 12. Februar 1892 °). 
ng iſt — auf bie neuen Provinzen 
worben *), Ran bat bie Reichsverfaſſung Art, — 
angeordneten Ausdeht der 
preudiſchen — auf das ganze Bundesgebiet ansbrilde 
Ich ausgenommen. Die Dilitärkirhenorbnung it alfo nicht Neides 
seht geworden, ſondern der landesrchtlihen Negelung überlaflen 


Die oberite Militarlirchenbehorde ſowohl für die evangelifhe wie 
— zit bilden bie Minifterien bes Arieges und ber 
geiftlichen, Unterrichts« und Medizinalangelegenheiten, Unter denjelben 

ifo in a nk und ein fatholifcher Zelbprobft, letzleter ein 
in — — jum, als unmittelbare Borgefehte der Mir 
Ktärgeiftligfeit ihrer Konfeſſion und Vertreter ber militärfirdjlichen 

— Der edangeliſche Feldprobft iſt gleichzeitig vortragender 


inifterium. Unter dem evangeliſchen Feldprobſie 

— Em jedes Urmeekorps ein Wilitäroberprediger evangeliiher 
beftellt. In vorwiegend Tatholifhen Armeelorps Können 

deifen Funktionen einem der Militärprebiger des Armeeforps über: 
tragen werben. Die Oberprebiger nehmen ber Militärgeiftlickeit 
Armeeforps gegenüber die Stellung eines — 


eh m: 
— —— —* ne ‚bei eins 
miltäriichen Inſtituten, wie Jnvalidens, Kadetten-, Militärs 
Balfnkiufen :c. Die Jahl der Fatholifhen Divifions: und Garni, 
Tongeiftlichen beftimmmt ſich nad) der Anzahl der Soldaten katholifcher 
Konjeition (M.R.DO. & 15), In Garnifonorten, in denen feine bes 
fonberen Militärgeiftligien angeitellt find, Tann bie Militärjeelforge 
Bea der betreffenden Konfeffion übertragen werden, Aber 


nes, 8.8, 1832, &. 69 ff. 
Bgl. die Verordnungen vom 24 Juni und 12 DMober 1807 und vom 
35. November 1868 — @.@. 1867, ©. 919, 1849; 1809, 5, 77, 
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dies nicht En fie biefelbe wahrnehmen. 
hies nid mögfid iR, ee 


(88 5, 58 


Di Bilden — J einem zweifadhen Subordinatlons · 


verhãliniſſe. Hinſichtlich ihrer ———— find fie 
den geiftlihen Behörden, — den vorgeſehten Militärgeiftlihen, 
in legter Inſtanz dem Felbyrobſte ihrer Ronfeifton, Hinfihtlich ihrer 
militärbienftlihen Stellung aber bem betreffenden Nilitärbefehlshaber, 


verneur ober Kommandanten untergeorbnet (88 21 fj. a. a D.). 
Ernennung des Feidprobſtes und des Garnifonprebis 


geiftlichen evangellſcher Konfeſſion werben auf Roeläten des Pe 
ſtorlums und unter Zuftimmung ber betreffenden Militärbehörbe burd 
den Kultusminifter ernannt ($$ 7—9 a. a. O.). Bur nebenamtlichen 
Mebertragung der Milttärfeelforge an einen Civilgeiſtlichen bedarf es 
ebenfalls ber Zuflimmung ber Militärbehörbe (8 20 a. a. D.). 

Nach zebnjähriger Dienitzeit jollen bie Militärgeiftlien auf ihren 
Wunf eine Verforgung als Givilgeiftlihe erhalten ($ 107 a. a. ©.). 

Die den Divifions: und Garniſongeiſtlichen beizugebenden Militär 
lüfter werben von den beireffenden Geiftlihen vorſugsweiſe aus ber 
Zahl der ciwilverforgungsberechtigten Militärinvaliden gewählt und 
von bem Divifionsfommandeur bezw. bem Gouverneur ober Rommans 
banten beftätigt ($ 109 a. a. D.). 

Die Feldpröbfte und Divifionsgeifligen nebit deren Küftern ha> 
ben den Truppen im Falle des Krieges ins Feld zu folgen. Danegen 
bleiben bie evangelifchen Militäroberprediger zur Beauffichtigung ber 
einheimischen Militär-, Kirchen⸗ und Sculeinrihtungen zurüd, und 
ihre Funktionen im Felde werden von einem der Divifionöprediger 
wahrgenommen ($ 3, 4 a. a. D.). 

Zu ben Militärfirhengemeinden gehören ſamtliche im aktiven 
Dienite befindliche Offiziere, Unteroffisiere und Soldaten, die mit Ins 
aktivitätsgehalt, Wartegelb oder Penfion entlaffenen Offiziere, fo lange 
fie ben Milttärgerihtsftanb Haben, alle Militärbeamte oder Militär: 
banbwerfer, welche den Truppen ins Feld ober beim Garniſonwechſel 
folgen müflen, die Feftungsbeamten und in den Feftungen angeftellten 
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Militäröfonomiebeamten, die ZJeughaus · und Militär-Lazareb- Beamten, 
* Militäriehendiener und Sarnifonföudehrer, ſowie die rauen und 

im vaterlichen Hauje befindlichen Kinder aller dieſer Perjonen, im 
Kriege auch bie ihrer Herrſchaft ins Feld folgenden Dienftboten 


(SS 4—86 a. 0. D.). 

Die Militär-Nirhengemeinben zerfallen je nad der Stellung ber 

Militärgeifilichen in Gemeinden ber Miltäroberprebiger, Divifionss 

und Garnifonsgemeinden. Die einzelnen Militärgemeinben 

entiprehend den Truppenformationen, zu denen fie gehören, ab- 
usa (88 3848 a. a. D.). 

Die Militär: ober Garnifonkichen find Eigentum bes Staates 

und ausſchließlich dem landeshertlichen Patronatsrechte unterworfen. 

Unterhaltung erfolgt in erfter Linie aus ben Einkünften des 

8 und, foweit biefe nicht ausreichen, auf Koſten bes 

Stoated. Die Oberauffigt über die Kirdlihe Vermögensverwaltung 

feht dem Sriegsminifterium zu. Zur Handhabung derſelben ift bei 

Garnifonliche ein Kuratorium ober Kirchenlollegium von brei 

errichtet, beſtehend aus dem Kommandanten, dem Garnijon- 
ee u einem vehnungführenden Offiziere oder Beamten ber 
tung als Rendanten (88 113—120 a. a, D.). 

Die perfönliden Koften bes Militärlichenweiens werden aus ber 
Stootsfaffe beftritten. Dazu lommen fie die Militärgeiftlichen und 
Kirchenbeamten, fowie für die mit der Seelforge für das Militär bes 
trauten Civilgeiſtlichen als Entgelt einzelner Antshonblungen Stolge: 

deren Höbe durch die Dilitärfirchenordnung im einzelnen feite 
in &$ 110 a. a. ©). 

Außer ben gewöhnlichen geiftfichen Amtsfunktionen, bie von denen 
Der Einilgeiftlichen ihren Weien nach nicht verſchieden find, haben bie 
Dilttärgeiftlichen auch noch gewiffe Funktionen mit Rüdficht auf die 
militäriihen Unterrihtsanftalten (39 83—93 a. a. D.). 





2 Die Geonzen der Jufts 9157 


Dritter Abfdnitt. Pas Gebiet der Zuflis*). 


$ 157. Die Grenyen der Saft). 


Unter ber Juſtiz verfteht man herfömmmliher Weile benjenigen 
am ber — Verwattung, melde von ben ordentlichen Ge: 


erftügung 

Thätigfeit —Se Behörben —5 wird, Die Grenzen der Ju⸗ 
ſtig beftimmen ſich alfo qı (ich danach, welde Zuftändigteit den 

orbentlihen Gerichten gegeben i 

Diele Frage laht ich nicht dur eine einfache Formel beant: 
worten. Es mar ber Hauptfehler ber älteren Theorien, die Abgrenzung 
der Zuftänbigfeit zwifchen der Juſtiz und ben übrigen Wermaltungss 
weigen, ber fogenannten Bermaltung, auf ein einheitliches Prinzip 

zurädfüßren zu wollen *). Neuerdings hat man fih dagegen davon 
ar bab bie — rein pofitiven Rechtens ſei und beahalb nicht 
allgemein gültig beantwortet werben kann ) Allein während man 
hierin unter Preisgebung der älteren Theorie ſich auf dem richtigen 
Wege befindet, glaubt man objeltio einen Unterfhieb zwiſchen einer 
Rechtsſache und einer Verwaltungsfade aufftellen zu Können, binfichtlich 
deflen übrigens zugegeben wird, daß auf ihm die Kompetengabgremung 
zwiſchen Juftiz und Berwaltung nicht berube., Eine Rechts ſache foll 
hiernach vorliegen, wenn der Staat handelt, um ein Tubjeltioes Recht 
gegen eine Verlehung zu verteidigen. Es mag zunähft dabin geftellt 
bleiben, ob die Aufitellung diejes Begriffs der Rechtsſache überhaupt 
einen Wert hat, wenn derſelbe nicht fiir die Abgrenzung der Zuſtan⸗ 
bigfeit zwifchen Juftiz und Verwaltung verwertet werben fann. Jeden: 


=) Bol. ataber 88 806 fi; Badaria 35 109 f.; Bönft 98 46 M.; 
3. Gerber $$ 35,56; &. Meyer, Deutfhes Stantörecht $$ 170fl.; H.@Gulze, 
Deutfpes Stantöreht DD. 1, & 597 ff.; v. Nönne, Pr. StR. W.1, S.454 ff; 
md 6-1 1.5.0 Spule, (2%), G 0 f. und vier 
quarbfen ®. 2, Abt 2, ©. 87 f,; Saband, SAN. beb deutfden Reiches 
(1.9) DD 3, &bt. 2, ©. 1 fl. und Bei Marguardfen 8.2, %t.1, 2. 1748, 
Dot auch 98 85, ©n. 

') Bot. 89 197, 148 und bie dort angeführte Sitteratur, fonie Bornbaf, 
et. „Zulöffigteit ded Rehtömegd” in v. Stengeld Wörterbuch bei Bermal: 
tungörechtö; —— Die prinzipielle adgiengung der Rompeteng ber Gerichte 
— Knie ir Ernil Sia. BRd, © DAL 

*) Bat. die SAtteraturangaben im $ 185 
*) &o befonders $. @hulze, 8 Ei. a. O. S 6 
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Begeiffsbetimmung ber Rechtsfache felbt unhaltbar. Die 

der Verwaltungsjahe gegenüberge 

wo eine g exfo 

er Rechtſprechung bad) Yeneamegs of um ben 
Rechte. Die geſamte Straf umb Verwaltungs- 
hat nicht den Shut ſubjeltiver Rechte, fondern die 
‚ng ber objeftiven Rechtsordnung zur Nufgabe *). Webers 
Zwed bes ftaatlihen Handelns ein nur file bie Politit 
i l. Für das Staatsrecht handelt es ſich 


‚Die Harakteriftiihe — —— ber Juftiz im Vergleiche zu 
Vermaltungäzweigen befteht vielmehr in der bejonberen Ge: 
Haltung des Subordinationsverhäftniffes ber richterlihen Behörden in 
verfaffungsrehtliher Beziehung zum Könige, in verwaltungsrechtlicher 
— zu ben ihnen übergeorbneten Vehörben. Abgeſehen bavon, 
da diefe jogenannte richterliche Unabhängigkeit fid gegenwärtig nad) 
ber neueren ſtaatsrechtlichen Entwicllung nicht mehr auf bie ordente 
lichen Getichte heihränkt, ſondern auch auf andere Vehörben, wie bie 
'gerichte und die Oberrechnungsktammer ausgedehnt ift, 


Verwaltungs: 
läßt fich jedenfalls aus der Geftaltung des — —— 


Mi 


ee ‚als Anomalien zu behandeln, ee aljo ver: 
vielmehr bie Frage nach der Zuftänbigleit der orbents 
und damit der Grenzen der Juſtiz nur aus dem po« 

Rechte jedes Staates beantwortet werden. 
‚Die Neihjsjuftiggefege, welche das Verfahren in Civil und Strafs 
zegeln, enthalten ſich einer Beitimmung barüber, welche Sachen 
Evil: und Steafiahen zu betrachten find, So ſprichi $ 3 der 
Einführungsgejege zur Eivilprozegordnung und zur Strafprozehorbs 
mung me aus, daß beide Prozehgejege Anwendung finden follen auf 
bie vor bie orbentlihen Gerichte gehörigen Civil: und Etraffachen, 
und — 818 des Gerihtsverfaffungsgefeges follen vor bie orbents 
— alle bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten und Strafſachen 
für welche weder die Buftändigfeit von Verwaltungsgerichten 


auge DENE 
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oder Vermaltungsbehörden begründet reichsgeſe beſondere 
— beftellt = ber quellen — ie des Ein: 


der Sanbesgefepgebung 

die (ec — —— angeordneten 

Geriäitsbehörden jede andere Art der Gerichtsbarteit, ſowie Geſchäfte 

der Juftiguerwaltung, nicht dagegen andere Gegenftände ber Dermals 

tung zu übertragen *). Mit diefer lepteren — iſt alſo abs 
Spezialbeftimmungen 


Umgrenzung der 

fgerichtsbarteit ber orbentlidien Serie lediglih ber 

— — uherlaſſen. Das Reichsrecht ſtellt nur bie Formen 

des Civil und Strafprojeſſes feit und verweiſt dieje Prozefie, fofern 

fie zuläffig find, vor die ordentlichen Gerichte. Das Landesrecht bes 
Tagt * wann ber Civil: ober Strafptozeß Nattfindet. 

Der Eivilprozeh it nun nad allen deutſchen Bartifularrehten 
zuläffig wegen RN über fubjektive Rechte und Pflichten der 
Brivatperfonen unter einanber auf Grund eines privatrehtlichen Fans 
damenis. Zu ben Privatperfonen ift auch der König zu rechnen, jo: 
weit er als Privatperfon mit anderen in privatreghtlichen Verkehr 
dritt”). Ebenfo finbet ber Strafprojeh Natt, wenn jemand bem Straf 
rechte zummibergehanbelt, d. h. wenn er einen Vruch ber Rechtsord- 
mung begangen hat. Was als Fundament einer privatrechtlichen Ber 
rechtigung oder Verpflichtung, und was als jtrafbarer Vruch der 
Nehtsordmung anzujehen ift, erſcheint als eine Frage bes Privat-⸗ 
oder Strafrechts. Es iſt nicht Aufgabe des Staatsrechts feitzuitellen, 
melde Gegenftände überhaupt in das Privatreht oder Strafrecht ger 
hören, «8 hat nur ba, wo bie Grenze zwiſchen biefen Nechtögebieten 
und feinem eigenen zweifelhaft ift, bieje Grenze zu ziehen und damit 
zu erklären, welche Angelegenheiten, es für ſich in Anſpruch nimmt und 
welche nicht, Berfchiedentlich ficht nun aber in ſolchen Angelegenheiten, 
die materiell Civil: oder Strafiaben find, ber Verwaltungabehörbe 
eine vorläufige Enticeidung derart zu, daf der ordentliche Richter mit 
der Sache erſt befaßt wird, nachdem bie Wermwaltungsbehörbe ent: 
ſchleden hat. Dies ift namentlich der Fall in Befinbe: und Gewerbes 
ftreitigkeiten gwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, bei denen es ſich 
um rein privatrechtliche Verträge über Arbeitsverhältniffe handelt, und 
In einigen a — Im eingelnen wird auf biefe 
Fälle in den folgenden Abſchnitten zurüdzulommen jein*). 


*) Unter DIE BERBEREERE 
— — — — eine materielle Verſchiedenheit ber 
richterlichen und bamit teinedweg® anerkannt. 


Da ge In 





jaltungsbehörbe über ben öffentlichrectlichen Ineidentpuntt 
das beutjhe Recht mit geringen Ausnahmen, bie aber 


Beifpielöweife find 
bier zu gran die Strafurtelle wegen Aufforderung zum Unge· 
horjam und wegen Wiberjtands gegen die Stantsgewalt (8 110,118 
Str.G.B.), fowie wegen Amtsverbreen. Der Richter kann hier eine 
Berurteilung mır ausfpreen, wenn bie Ueberzeugung bei ihm vor ⸗ 
Hanben ifl, daß bie obrigleitlihe Anorbnung, ber gegenüber zum Uns 
—— aufgefordert wurde, eine rechtsgültige war, daß der Beamte, 

‚gegenüber der Wiverftand erfolgte, fih in der rechtmäßigen Aus: 
bung feined Amtes befand, daß bie wegen Antsverbreden unter 
Anklage jtehende Perfon zur Zeit der That Deamteneigenigaft bejak 

Ueberſchteitung ihrer Amtabefugniſſe gehandelt hat. Gegen: 

iſt aber trotz diefer ftantsredhilichen Inciventpunkte 

ehr ein Bruch der Rehtsorbnung, ben bas Gericht zur Strafe 

einem Falle, nämlich beim Civil oder Strafverfahren 

— ſchuldhaften Verhaltens in ihrer amtlichen Thatig ⸗ 

bie Konfliftsechebung Mr in, obgleich auch hier 

Bee Anjprüche und ftrafrehtlih verfolgbare 

an vorliegen, eine im gewiſſem Umfange fir den Gtvil« oder 

‚Strafriäter bindende Vorentſcheidung über ben vermaltungsrechtlihen 
Sucidentpunft jeitens bes Dberverwaltungsgeriäits ftatt "*). 


lique pas seuloment aux ae- 

ü Lorequ'il s'ölere un 

en —— * [3 — de Y’autorits suisle, oelle-ci doit 
’olr devant 1a ——— 


535 ein pr nous toutes niservon du fond.« 

Ener, mpetenggerichtähofs von 20, Oktober 1866 — I:M-EI. 
ke Bol. hierüber & 9% 

— verutlſqes Srantorent. Ill. 6 





zum Gegenſtande 
ihrechtliche Streitigkeiten find. biefen Fällen 
handelt es fi um eine in ben Formen bes Eivil ober Strafprozeſſes 
jeitens der orbentlichen Gerichte gehanbhabte Bermaltungsgerichtäbars 
feit, Die eingelnen Fälle einer folhen Bermaltungsgerihtsbarkeit 
laſſen ſich ebenjo wenig wie der Umfang der richterlihen Thätigkeit 
überhaupt auf ein einheitliches Togiihes Peinyip zurüdiühren. Dieſe 
Berwaltungsgerihtäbarleit it vielmehr nur veritändlih auf Grund 
ber geſchichilichen Entwidlung der richterlihen Zuftändigfeit in Deutfchr 
lanb überhaupt. Im eingelnen tft hier lediglich auf den Abſchnlit über 
bie Vermaltungsgerichtsbarfeit zu verweifen Y*). 

‚Bu diefer in den Formen des Eivil- oder Strafprozeiles zu hand» 
habenben Thätigteit ber ordentlichen Gerichte kommen endlich noch bie 
Fülle ber hauen freiwilligen Gerichtsbarkeit. Bel ihr handelt 
es fih nicht um die Entiheidung eines Rechtsſtreites, ſondern wm 
Amis handlungen der verſchledenſten Art, meiſtens um Beurkundungss 
‚alte, welche für das Juſtandelommen gewiſſer Rechtsgeihäfte weſentlich 
find. Während das framdſiſche Net von feinem Stahdpunfte der 
Teilung der Gemalten in diejer Thätigkeit eine inhaltlich von jeder 
anderen Staatsthätigfeit verſchiedene Funktion nicht zu erfennen were 

und biefelbe beshalb ben orbentliden Gerichten entzieht, lag für 
das deutſche Recht, weldhes binfichtlid der Umgrenzung der richterlichen 
Thätigfeit ein einheitliches Prinzip überhaupt nicht aufftellt, feine 
Beranlaffung vor, bie Gerichte auf die jtreitigen Sachen zu befehränten. 
Der Ehoralter ber freiwilligen Gerichtäbarleit als einer Gerichtsbar⸗ 
teit zeigt fi in zwei Punkten, einmal darin, baf der Richter auch 
bei der freimilligen Gerichtsbarteit an gemifie, den proheſſualiſchen 
entſprechende Formen gebunden ift, und jerner darin, daß das beſon- 
dere Subordinationsverhältnis ber richterlichen Behörden gegenüber 
ben übergeorbneten Behörben und bem Könige auch hinſichtlich ihrer 
<hätigkeit auf dem Gebiete der freiwilligen Berichtsbarteit Platz greift. 
Welde Angelegenheiten zur freimilligen Gerihtäbarfeit gehören, läht 
fid aber ebenfalls wieder nicht durch Aufftellung eines einheitlichen 


über die geföicttige Entwidlung $ 187, über ben u 
fang de? Berwalkmgsgerältie ber Getgi a 108 hg 
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tworten. Die freiwillige Geriätsbarfeit ift vielmehr 
— Rechtoentwidlung feit Ende des Mitiel- 
iaſuiſtiſchen Ginzelbefttiminungen des poſitiden 
— einheitlichen Prinzipe erwachſen find und 
auf ein folhes zurüdführen laffen. Ucberbies 
noch gegenwärtig bie freimillige Gerichtsbarkeit in ben einzelnen 
Landesteilen Preußens einen ſehr verſchiedenen Umfang. Insbeſon⸗ 
‚Gebiete des franzöfiihen Reqta, dem eine freiwillige 
feit von Haufe aus jremd war, eine ſolche erft burd; einige 
— Geſehe und auch dann mır in beſchranlterem Mahe 
ad übrige Staatsgebiet zur Einführung gelangt. Die Gegen: 
ligen sarteit müſſen daher ber befonberen 

;g berfelben vorbehalten bleiben. 

Zur Auftändigfeit der ordentlichen Gerichte gehört alfo bie Ent- 
fcheidung der Rechtöfteeitigleiten aus einem privatrechtiichen Fundamente 
mb ber Anflagen wegen eines ſtraſbaren Vruchs der Rechteorduung- 
weiterhin die Entſcheidung verwaltungsrechtlichet Streitigleiten, welche 
ihnen übermiefen find, in den Formen des Givil- ober Strafprogefies 

ih bie ——— ſteiwillige Gerichtsbarkeit. Das Gemein⸗ 


——— Weiſe abweicht. Es wäre aber —— beide Merk 
als die qaratieriſtiſche Cigentümlichkeit der Thatigleit der ordent ⸗ 
Lichen Gerichte aufzufafien und hiernach eine Begriffsbeftimmung dieſer 
zu verſuchen. Denn au andere Behörden als bie ordent: 
lichen Gerichte, z. B. die Vermaltungsgerichts: und Beſchlußbehorden, 
* ihre Entſcheldungen unter Beobahtung ‚progefiualer Pormen zur 
treffen unb geniehen eine richterliche Unabhängigteit bei ihren Anord⸗ 
Der Umfang der Geriätsbarfeit läfit fh vielmehr nur durch 

eine Kafulftiiche Aufzählung der zu ihr gehörigen Fälle umgrenzen. 
Auer der Gerichtöbarteit lub ben orbentlihen Gerichten noch 
vericiedene funktionen überwieien, welche man unter der Bezeihnung 
‚der Juftigpermaltung zufanmenfaft, und welde eine Hilfsthätigfeit 
zur Unterjtügung ber Gerichtsbarkeit barftellen. ‚Die Zuftizvermaltung 
N nicht Gerichtöbarkeit, d. h. fie wird nicht gehandhabt in — 

Formen und im richterlicher Unabhängigteit , aber fie dient dazu, bie 
Ausübung ber Gerichtsbarkeit vorzubereiten und zu unterflüßen unb 
Fällt daher in das Gebiet der Juſtiz. Welche Angelegenheiten zur 
Auftiguermaltung gehören, ift auch nur eine Frage des ale 





verſehen. Die Juftigvermaltung ift alfo niäht ibentiid mit: ben den 

‚ordentlichen Gerichten überwiefenen Juftiguermaltungsgeihäften, Infor 

Eh en ee 
ber ordentliien Berichte. 
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Das ältere beutfhe Recht Fannte bereits eine ber heutigen Unter- 
f&eitung zwifen Rechtſprechung und Jufttsoermaltung entipredende 

(&iedenheit wiſchen dem „Recht Weifen“ und dem „Geriöt Halten“, 
wiſchen Urteilen und Richten. Beide Unteridjeibungen beden ſich nicht, 
bie Weiſung bes Rechts fit nicht etwa identiſch mit ber Nechtiprehung, 
das Gericht Halten ift nicht identiſch mit der Juſtizverwaliung. Aber 
eine gewiſſe Analogie zwiſchen beiden Arten von Begriffen ift unftreitig 
vorhanden. An einer anderen Stelle wurde bereits auf den inneren 
Zufammenhang zwiſchen Vollstecht und Vollsgericht in der älteren 
deutihen Entwidlung hingemiefen '). Wie in der obrigfeitlichen Bes 
malt nicht bie Befugnis enthalten it, das Vollsrecht einfeitig abzu⸗ 
ändern, fo liegt es auch außerhalb ihrer Zuftändigleit, durch ihre Anı 
ordnung allein das Vollsrecht auf den konkreten Fall anzuwenden. 
Das Net für jeben Fall zu weiſen, ift Aufgabe ber Schöffen. Sämts 
liche thatiächliche Anorbnungen, die vor, während oder nach bem Ber: 
fahren ſich zux Vorbereitung ober zur Volljtredung des gewieſenen 
Nedits als notwendig herausftellen, werben aber nicht von den Schöffen 
als Kollegium, fondern von dem Gerichtsvorfihenden, dem Richtet, ex: 
laſſen, der ſeinerſeits mit ber Urteilsfällung nicht befaht ift. 

Der Untergang biefer Schöffenverfafiung ift befiegelt durch zwei 
Umftänbe, durch bie Befeitigung des Unterfchiedes zwiſchen NWolkscecht 
und Amtsrecht, zwiſchen Beleg und Verorbnung jeit dem 15. Jahr: 
Hundert und durch die ungejähr gleichjeitig eintretenve Ummälzung 
in ber amtlihen Stellung der Schöffen. Wenn ber Sanbeöherr bie 
bejtehende Neditsorbtung Ducch einfeitige Verordnungen abändern konnte, 
fo mufite er fie auch felbft oder durch feine Organe zur Anwerdung 
bringen lönnen. Seit Ende des 15. und Anfang bes 16, Jahrhun- 
derts wird baher bie Amtsthätigfeit von Richter und Schöffen verſchoben. 


) Dal. 88 85, 187, 
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fen infolge ber 'g Geriätsbezirte 
mounden, bei ben größeren Gerichten werben fie nunmehr 
jenfchaftlich gebildete, vom Landesherren oder von ber betref⸗ 
Stabt in Dienft genommene Juriften erfept?). Das gefamte 
ional, nicht mehr wie bisher allein der Nichter fteht alfo 
in einem Beamtenverhältniffe zum Gerichteherren, eine Thatſache, bie 

‚bie Gerichtsbehörden ihre Rudwirkung äußert. Indem for 

bie Gerichte den Charakter landesherrlichet Behorden annehmen, 

Unterichied zwiſchen Gerichthalten und Nxteilfinden verloren, 

eiden Beziehungen ift die Thätigfeit der Gerichte und bes Gerichts: 

perfonals eine gleiche, in beiden Beziehungen find bie Gerichte in 
gleiher Weife dem Lunbesherren untergeorbnet. 

Während ſich num im Berhältniffe zum Landesherren als note 
wendige Folge ber Aufhebung bes Unterſchiedes zwiſchen Gerichthalten 
und Urteilen bie rechtliche Zuläffigfeit ver Rabimettsjuftiz ergab, mar 
doch innerhalb des Behörbenorganismus jelbſt die Thätigteit ber Ge 
zichte immer an weſentliche projeijuale Formen gefnüpft. Die Ver 
wanblung ber Getichte in Ianbesherrliche Behörden Hatte nicht bie 
Folge gehabt, daß bie Gerichte nunmehr bie an fie gelangenben Sachen 
in formlojer Weije durch ein gewöhnlihes Verwaltungsbezernat erz 

Sobald der alte Unterihied zmwifhen Gerichthalten und 
Neteilfinben verihmmden ift, entwicelt fid) ein anderer zwiſchen bens 
jenigen Geihäften, bei benen bie Gerichte an progefjuale Formen ges 
bunden find, und denjenigen, bei denen dies nicht der Fall iſt. Diefe 
Unterfheidung mußte von befonderer Michtigfeit fein in einer Zeit, 
im ber bie fogenannte Trennung ber Juſtiz von der Verwaltung noch 
nicht erfolgt war, fondern die Gerichte noch alle möglichen Verwal⸗ 
tumgsgefhäfte zu verfehen hatten. Welche Geſchafte zu der einen ober 
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A) Bol. A. Stölgel, Die Entwidlung bed gelehrten Richtertums in deut ⸗ 
Zerritorien, 2 Binde, Stuttgart 187% 
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Gerichtabarteit regelmäßig in dem prozefwalen Inftangenzuge 5 
wurden. Die Einmifhung des Sanbesherren oder nicht richtetlicher 


de re 
alfo mit einem Worte, auch ſoweit es fih um eine Geriätöbarteit 
Bande, feine richterliche Unabhängigteit. 

Diele Thatſache macht ſich auch abgeſehen von der Kabinettsjuftiz 
in den mannigfachſten Beziehungen geltend, So waren bie Gerichte 
bei Ausübung ihrer Geriätsbarfeit dem Juſtizminiſterium infofern 
untergeordnet, als ben Rejfripten desjelben die Kraft einer authen- 
tüichen Interpretation ber Geſehe beigelegt mar *). Außerdem erfchien 
es am und für fih nicht ausgefchloffen, daß das Juſtigniniſterium 
Veſchwerden materieller Natur über die Gerihte entſchied ober bie: 
felben mit fpeziellen Anmeifungen über bie Handhabung ihrer richter- 
lichen Thätigkeit veriah. Innerhalb bes Verwaltungsorganismus ift 
nun bie richterliche Unabbängigleit in Preußen ſchrutweiſe und zwar 
jo a wie ganz ſchon vor Erlaß der Verwaltungsurfunde errungen 
moi 


Was zunähft die Civil: und freimillige Gerichtäbarteit anbetrifit, 
fo bejtimmte bereits die Habinettsordre vom 6. September 1815 9), 
baf die Gerichte bei ihren Entiheidungen durch Erkenntnis feiner 
anderen Vorfhrift als der ber Gelege unterworfen fein, dagegen vers 
plichtet bleiben follten, in allen Gegenftänben der Juſtijpflege, die 
nicht zu Entfeheibungen durch Urteil und Recht gehörten, ben Anord⸗ 
nungen bes Juftizmimiftertums nachzulommen. Abgefeben von dem 
verfafungsrechtlichen Verhaltniſſe der Berichte zum Könige mar da: 
mit bie riöterlie Unabhängigkeit wenigftens fir die durch Ertenntnis 
zu erlebigenben Obliegenheiten ber Berichte hergeitellt. Dagegen blieb 
bie Unterorbnung ber Gerichte unter das Yuftigminifterum für alle 
übrigen Angelegenheiten, insbejondere alſo aud für die freimilige 


* Bol. Refkript vom 6, Mai 1806 — N. C. C. XII, ©. 868 — unb vom 
8. November 1810— Math 16, Zur. Monatefhrift, Bd. ———— 
de angefehen 
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beſtehen. Erft eine Verordnung vom 21. Auli 1846 %) 


gegen 
wurde, ſowie wegen vermeigerter Einleitung eines 
Vroſeſſes oder über das Verfahren ber Kognition des Jufligminifters 
und überwies fie dem ordentlichen Inſtanzenzuge. " 

In Straffachen griffen zwar ebenfalls die Verorbnung vom 6, 
September 1815 und bemmächit bie vom 21. Juli 1846 Plat. Die 
Selbftänbigleit der Gerichte war aber bier nod weiterhin dadurd bes 
einträgtigt, daf nad den Beitimmungen der Kriminalordnung vom 
11, Dezember 1805 98 508 514, 530 Urteile, welche auf Tobesftrafe 
ober mehr als zehnjährige Freiheitsſtrafe lauteten, der Beftätigung bes 
— eine Reihe — Strafurteile der Beſtatigung des Juſtiz⸗ 

inifters beburften. Die einzelnen Fälle ber Beftätigung waren zwar 
bemnädft verſchiedentlich beſchranlt worden ”), aber das Veitätigungss 
recht ſeldſt blieb gleichwohl beftchen. 

Den Abfpluf diefer Entwidlung enthält Axt. 86 ber Verfaſſungs⸗ 
urtunde, mo es beißt: „Die richterliche Gewalt wird durd unabhängige 
Feiner anderen Autorität ald ber des Bejches unterworfenen Gerichte 
ausgeübt. Die Urteile werben im Namen des Königs ausgefertigt und 
wollitredt.“ Hinfichtli ber ftreitigen Gerichtsbarfeit iſt dieſer Grund⸗ 
fa nunmehr auch reichsrechtlich anerfannt durch $ 1 des Gerictävers 
fafjungsgeiehes: „Die richterlihe Gewalt wird durch unabhängige, 
nur bem Befege unterworfere Gerichte ausgeübt.” Während Art. 86 
ber Berfajungsurkunbe in verfafjungsrechtliher Hinſicht die Stabinettas 
jufig auibob, enthielt er in verwaltungsrechtliber Hinſicht nichts mes 
femlich neues, Die Verordnung vom 2. Januar 1849 °), melde bie 

ber Verſaſſungsurlunde über bie Nechtöpflege teilmwelfe 
verwirklichen follte, wiederholte daher mur bie Vorihriften der Vers 
ordnung vom 21. Juli 1846, jedodh mit der Maßgabe, daß die Be 
Ahwerben in Lehns⸗, Fibeilommißr und Stiftungsiahen ausbrüdlich 
on bas Yuftisminifterium. verwiefen wurden. In Strafiahen murde 
aufolge der Verordnung vom 3. Januar 1849 $ 26”) zmar die Bes 
fätigungsbefugnis des YJultiiminifters bei ſtrafrichterllchen Urteilen 
aufgehoben, bagegen blieb die bes Königs im Widerſpruche mit bem 
‚Geifie der Verfaflungsurtunde beftehen. Auch diefer iehte Reit einer 
eigenen des Königs in jedoch jeht verfhmunden, in: 
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= —— keinen Gebrauch machen zu 
— einer hödften —— 


Falles und damit jede Kabinetts- 
— — nach der verwaltungotechtlichen Seite eine richter⸗ 
Behörbe der anderen nur inſoweit unterſtellt iſt, als das Geſet 
eine ſolche Unterorbnung durch feine Veftimmungen über bie Rechts— 
mittel ausprüdlih ausipriht. Es ift mit einem Worte die richter⸗ 
fie Unabhängigkeit ber Berichte gegenüber dem Könige und den nor 
gejegten Behörden garantiert. Wie bei ber gejeggebenden und ber 
en erhält aber auch bei ber rihterlihen Gewalt bie 
greußlie Verfaſſungsurtunde feine Beſtimmung darüber, mas Gegen» 
fand der richterlihen Gewalt ift. Der Begriff ift nur formell nach 
ber Art bes Zuftanbefommens der betreffenden Staatsalte durch uns 
unabhängige Gerichte, nicht materiell nach feinem Inhalte zu umgren- 
zen. Indem die Verfaſſungeurtunde die Gegenftände der unabhängigen 
richterlichen Tätigkeit nicht aufzäblt, läßt fie es in biejer Beziehung 
bei dem früheren Nechte. Nach diejem bildete aber nur die freitige 
und freiwillige Gerihtsbarfeit den Begenfland einer in ihren äufieren 
Formen von ben übrigen ftaatlihen Funktionen verfchiebenen richter · 
lichen Thätigteit. Allein ftir die Gerichtsbarkeit, nicht dagegen flir bie 
Auftigverwaltung ift ben Gerichten, mie unten ded weiteren zu zeigen 
fein mirb, bie rihterlihe Unabhängigkeit verfaffungsmäfitg garantiert. 
As Nehtfprehung üt alſo aufzufafien bie ftreitige und freiwillige 
Gerichtöbarkeit. Die Nehtiprehung als eine ſtaatliche Thätigfeit wird 
ar ausgeübt im Namen des Königs, welcher die Duelle aller ſtaat⸗ 
lichen Rechte bildet, aber jede Einwirfung auf die Entideibung bes 
lontreten Falles ift bem Könige entzogen. Ihm gegenüber ift afo bie 
Rechtſprechung vollftändig unabhängig. Verwaltungsrechtlich, d. h. 
innerhalb des Behördenorganismus iſi dieſe Unabhangigkeit in vollem 

—— — *3— die Entoldlung des landeüherrfichen Veſtatigungerechtet zum 
Begnabigun; —— — Br. Pr. Nostsvermaltung und Fegtanın 
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ansgeübt werden ſeitene einer anderen 

old feitens eines Gerichts in richterliher Unabhängigkeit. 

entfcpeibei für bie Regel bas zunächft und in erfter Suftanz 
* 


ber 
und bie Anorbnung ber ihr untergebenen Behörden abzus 
befugt iſt. Aber innerhalb diefes Behördenorganismus fir 
der Gerichtsbarkeit eriftiert feine Behörbe, die micht felbft 
richterliche Unabhängigkeit befähe mie bie ihr untergebenen. 
;ere iſt deshalb das Yuitiminifterium fein Organ der Nedht: 
‚Hinfihtlich der Rechtſprechung fteben die Gerichte nicht 
Yufligminiftertum, fonbern unter ben ihnen übergeorhneten 
Gerichten, in leiter Inſtanz dem Neihsgerichte. 

Zweitens kann niemals das innerhalb des richterlihen Behörden» 
organsmus vorgefepte Gericht die ihm untergeorbireten Gerichte mit 
Anweiſung über bie von lehteren zu treffenden Entf&eidungen verjehen 
ober die Sache an ſich zieben, bevor das in eriter Initanz zuſtandige 
‚Gericht eine Entfeeidung gefält hat. Das vorgefegte Gericht fan 
alſo wiemale unders mit einer Sache befaßt werben, als wenn bereits 
‚eine Entiheidung bes Gerichts erfter Inſianz vorliegt. Damit iſt nicht 
‚gelegt, dab das untergeordnete Gericht feine Thätigfeit mir auf die 
Abänderung ober Beftätigung der Enticheivungen der unteren Inſtanzen, 
mögen dieſe Entiheibungen Urteile, Belhlüffe oder Verfügungen fein, 
zu befhränten hätte. Das übergeordnete Bericht fan auch eine Sache 
in ben is vorgefehenen Fällen an die Vorinftang zurüchvermeifen 
unb eine Anwelſung barüber geben, welde Nedtsauffafiung fie 
ihrer Entſcheidung zu Grunde ju legen bat. Nur fowiel ift allgemein 

‚Grundjag, ba; die höhere Inſtanz eine Entfheibung nur 
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ber ftaatlichen Thätigfeit bie übergeorhnete Behörhe bie — 
ber ihr unterſtellien Staatsorgane auch von Amis wegen abjzuändern 
ober aufzuheben befugt ift, erſcheint ein ſolches Einſchreiten von Amts 
wegen auf dem Gebiete ber Rechtſprechung umbedingt ausgefhloffen. 
Die Tpätigfeit ber Staatsbehörben in denjenigen Angelegenheiten, 
welche Gegenftand ber Nechtfprehung find, if alio gänzlich unabhängig 
von jeder Einwirkung des Königs auf die Entiheidung des fonfreten 
Falles und ımabhängig ven ber Einwirkung der vorgejepten Behörde 
infofern, als diefelbe nur flattfinden darf feitens ber innerhalb des 
richterlichen Behördenorganismus vorgejegten Gerichte, nur dann, wenn 
bas untergeorbmete Gericht bereits eine Entſcheldung getroffen hat, 
und nur dann, wenn bie Sache feitens einer ber beteiligten Parteien 
mittels Ginlegung des geſehlich vorgeichriebenen Nedtsmittels an die 


Hübere Jnflany gebradt mir 
Jan Gegenfshe m Der Nfprehung feft Sie Jufijoernaftung- 
Die Verſaſſungsurlunde enthält au bier Leine Beitimmung darüber, 


mas Gegenftand der Juftigpermaltung if. Es entſcheiden aud in 
biefer Beziehung bie vor ımb nach Erlaß der Verfaffungsurtunde ers 
gangenen befonberen Beitimmungen, welche Beſchwerden über bie Dis- 
siplin, den Gejchäftabetrieb und Verzögerungen der Berwaltungswege 
überwetfen. Daf bie Verfaffungsurfunde unter der richterlichen Ges 
malt, welcher eine befonbere Unabhängigkeit zugeſichert wurde, nur bie 
Reätiprechung, aber nicht bie Suftizverwaltung verftand, ergibt ſich 
vor allem daraus, daß der michtigfte Begenftand der Juſtizverwal ⸗ 
tung bie Ernennung der Richter, nicht den Gerichten namens bes 
Königs, Tondern dem Könige ſelbſt, begiehungsmeiie einer von ihm 
damit betrauten Behörde durch Art. 87 der Berfaflungsurkunde vor- 
behalten wurde. Es fonn zunächft einmal bavon abgeſehen werben, 
mas Gegenftand ber Yuflizvermaltung if. An dieſer Stelle genügt 
der ſchon am Schluffe des vorigen $ aufgeftellte Sag, dafı cs ſich 
a Juſtigverwaltung um eine Htlfsthätigteit für bie Rechtſprechung 


Was bie Formen der Juftigverwaltung anbetrifit, jo vollyieht fie 
ſich im berfelben Weife wie jede andere Verwaltungsthätigfeit, und 
greifen bie befonderen hinſichtlich ber Nechtiprechung gegebenen Bes 
Nümmungen nidt Plaf. Es fteht alſo vor allem dem Könige eine 
Einwirhing auf jeden einzelnen in das Gebiet der Yuitigpermaltung 
gehörigen Fall zu, und bie Jufligvermaltungsbehörben find jeber bers 

> artigen Föniglichen Anordnung Gehorfam ſchuldig. Weiterhin vollzieht 
fi die Juftigvermaltung nicht innerhalb des richterlihen Behörden, 
organisımus. Die Juftigpermaltungsbehörden als folde geniehen bie 





75 
richterliche Unabhängigkeit überhaupt nit. Auch fällt ber Organis- 
tungabehörben mit der ber redtfpredienden Ber 


Juſtiwerwaltung 

mann vereinigt fich aber diefelbe vorzugswetfe in dem 
als Eingelbeamten, während nur bie Rechtſprechung von 
dem Kollegium ausgeübt wird. Aber auch Behörden, melde gar "reine 
rechtſprechenden Organe find, haben eine Juſtizverwaltung, fo die Staat 
anwaitſchaften und namentlich das Juftigminifterium. Der Behörben: 
organisinus ber Juftisverwaltung ift alfo von bem der Rechtſprechung 
durdjaus verſchieden und befleht nur zum Teil aus ricterlihen Orr 
ganen. Die höheren Vehorden der Juftizermaltung find auch nicht 
barauf bejcränft, bereits von ber Rorinftanz erledigte Fülle auf Anz 
trag einer Partei nochmals zu prüfen und zu entſcheiden, ſondern fie 
Eönmen umbebingt bie ihnen untergeorbneten Organe mit Anmelfungen 
verfehen und von Amts wegen einſchreiten. Die Juſtizwerwaltung ift 
alfo eine Berwaltungsthätigkeit, für melche feine der hinſichtlich der 
jur Sicherung der richterlichen Unabhängigteit aufges 

fielkten rechtlichen Schranten befteht. 

MRechtſorechung und Juftigverwaltung befinden ſich alſo zu ein: 
ander in einem ähnlichen Verhältniffe wie Militärtommando und Mi 
Eitäroermaltung. Bei der Nechtiprehung wie bei dem Militatlommando 
find die gewöhnlichen Normen ber ftaatlichen Verwaltung durchbrochen, 
blues mai nad) entgegengejegter Richtung bin, indem bei der Recht⸗ 
fpredung die Einwirkung des Königs und der vorgejepten Behörden 
‚ganz befonders abgeſchwaͤcht, bei bem Militirfommanbo im Gegenteile 
‚ganz außerordentlich verfächt it. Für beide Zweige ber ftaatlichen 

fü gibt es aber noch eine befondere Hilfsthätigkeit, die Juſtiz⸗ 

Militärverwaltung, welche bie alle vorzubereiten ber 


Hauptzmeig — war, wieder lat, 
den folgenden 38 biefes Abfchnitts ift nat bie Nedtfpre: 
Ihren Haupt> und Hilfsorganen (Berihtsbehörben, Staats: 
Rechts anwaltſchaft und Notariat) und nach ihren Punk: 
und freimillige Gerichtsbarkeit) und barauf in ber: 
Yuftigverwaltung zu behandeln. 





und ber reiches 
rechtlichen Normierung ber lehteren. Dieſelbe it erfolgt durch das 
Gerichtsverfaffungsgeieg vom 27. Januar 1877. Dieſes bat zum 
Gegenflande allein bie Organifation ber für die Musübimg ber ftreis 
tigen Gerichtsbarkeit beftimmten Berichte, während Diefenige der Be 


* 
auch ſoweit es ſich um bie ſtreitige Gerichtsbarkeit handelt, Behörden 
der Einzelftanten geblieben und haben namens der Eingelftanten Necht 
zu Sprechen, Das Reich beichräntt fid darauf, allgemeine Normen 
über die Organifation ber Berichte zu geben, die Gerichtsbarkeit ſelbſt 
überläft es aber mit Ausnahme derjenigen in hödfter Inſtanz den 
Einzelitaaten. Unter biefen Umftänden kann von einer Souveränetät 
der Einzelftanten auf bem Gebiete ber ftreitigen Gerichtsbarkeit allers 
dings nicht mehr die Rede fein. Denn nit mur gibt das Reich die 
Normen daritber, in welcher Weile diefe Gerihtsbarfeit zu handhaben 
it, es übt auch jelbit die Serichtsbarteit hochſter Initanz und bamit 
eine fortlaufende Kontrolle über ben rihterlichen Behörbenorganiemus 
der Einyelftaaten, ber erft in dem Reichägerichte feinen Abſchluh Findet, 
Die Einzelftaaten nehmen daher hinſichtlich der jtreitigen Gerichtsbar- 
teit und bes für biefelbe erforderlichen Behörbenorganismus faum 
eine andere Stellung ein als der Kommunalverband zum Staate. Die 
Drgane der ftreitigen Gerichtsbarkeit find unmittelbare ober mittelbare 
Neichebehörben, bie Organe ber freimilligen Geridtäbarleit Vehörden 
des fouveränen Einzelſtaates. Dieſer Unterfchied tritt jedoch äußerlich 
fehe wenig hervor, indem die Ginzelftacten ben Behörbenorganismus 
für bie freiwillige Gerichtsbarkeit aufs engfte am ben reichsrechtlich 
geforberten für bie fireitige Gerichtöbarkeit angeichlofien und mur die 
freiwillige Gerichtsbarkeit hochſter Inflanz nicht dem Neichsgerichte, 
fonbern einem Gerichte bes Eingelitaates übertragen haben. 


Bal. W Zurmau, Die Fufüpnerjoffung in Preupen nach Reihe und 
Zandedreät, I Zeile, Berlin 1889. 





Die Gerichtbarfeit wird nach der im Jahre 1849 endgültig et 
folgten Befeitigung der patrimonialen und ftäbtifhen Gerichtsbarkeit 
auẽ ſchließlich gehandhabt nad) dem Syſteme der allgemeinen Landes- 
verwaltung, d. b. durch unmittelbare itaatlihe Behörden. Diefer 
ſtaatliche Charakter aller Gerichtsbartelt ift verfaffungsmäßtg anerfannt 
einmal durch die in Art. 42 ber Berfaffungsurkunde ausgefprodhene 
Aufhebung der Patrimonialgerihtsbarkeit und meiter dadurch, dafı 
nad) Art. 86, 87 die richterliche Gewalt im Namen des Königs aus 

bie Richter vom Könige ober in beffen Namen ernannt 


ee Präfentattonsrechte für bie in Ihrem Ges 
'ihterfiellen gewährt. ber auch biefe finb mit 


Gerichtäbarteit derjenigen Bundesitaates, in welchem fie — 
wurde. Praſentationen für Auſtellungen finden nicht ftatt. 
Die Ausübung einer geiftlihen Geritbarkeit in weltlihen Ans 
Karin ift ohne bürgerlie Wirkung. Dies gilt insbefonbere 
Ehe: und Berlöbnisfachen.” 
Dieje Beſtimmungen bes Gerichtsverfaſſungsgeſetzes beziehen ih 
gar nur auf die fireitige Nehtspflege, es wäre aljo eine patrimontale 
7) 88. 1878, ©. 230 fi. ein 
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ober geifilihe Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten der freiwilligen 
Rechtspflege reichsrechtlich nicht ausgefhloffen®). Da jedoch in Preußen 
die ftreitige und freiwlllige Gerichtsbarteit benfelben Behörben über: 
tragen Üt, jo treffen hier bie reichsrechtlichen Vorſchriften bie Gerichte 
überhaupt. 


Indem Art, 86 und 87 ber Berfaffungsurkunde die Ausübung 
ber richterlichen Gewalt im Namen bes Hönigs und bie Emennung 
ber Richter durch den König oder in befien Namen vorfcrieben, bes 
abfichtigten fie allerdings nur, den ftaatlichen Charakter der Juſtiz zum 
Ausprude zu bringen. Es war aber bamit nicht nur beftinmt, da; 
innerhalb des preußiſchen Staatsgebietes alle Gerihtsbarteit eine 
ſtaatliche, ſondern auch, daß fie eine folche des preukifhen Staates 
fein muſſe. Nun ftelte es ſich aber bei der gleichmäßigen Organijation 
ber Gerichte in ganz Deutſchland auf Grund des Gerichtsverfaflungs: 
geieges verſchiedentlich ald münihenswert heraus, daß die Gebiete 
verfhiedener Staaten gemeinihaftliben Gerichten unterftellt wurden. 
Sofern — ſolche Verträge deutſcher Staaten unter einander preis 
Bifche Gebietoteile nicht rein preußiihen Gejegen untermorfen werben 
jollten, wäre die Ausführung diefer Verträge für Preußen verfalungs- 
widrig geweien. Man fügte baher hinter den Art. 86 und 87 ber 
Verfafjungsurfunde durch bie Berjaflungsnovelle vom 19. Februar 
1879 einen Art. 87a ein: „Beider Bildung gemeinſchaftlicher Gerichte 
für preußiſche Gebietsteile und Gebiete anderer Bundesftaaten find 
Abweihungen von ben Beftimmungen bes Art. 86 und bes eriten 
Abi. in Art, 87 zulaſſig.“ Die Bereinigung preußiſchet und aukers 
preuftjher Gebietsteile unter einem Gerichte hat entweder in ber 
Weife ftattgefunben, bafi preufif—en Gerichten eine Gerichtsbarkeit im 
Gebiete anderer Staaten eingeräumt wurbe, wobei bie fremden Staaten 
zu ben Koften beizutragen und zum Teil auch einige Richterſtellen bei 
ben betrefjenden preußiichen Gerichten zu bejegen haben, oder fo, daß 
gemeinfchaftlidhe Gerichte der beteiligten Staaten errichtet wurden *). 


*) &o befteht y. ©. in Rediendurg auf bem Gebiete ber freinilligen Redtör 
bar gar ne Des 56 fort. Bol, Büfing, Mekiendurg. Etats: 
jwordfens Handbuch BD, 3, Abt 2, ©. I 

BR hier in Betradht fommenden —* find folgende: mit Oldenburg 

Augufi 1878 — @S, 1879, ©. 105 fj. —, mit Schwarzburg-Sonderde 

haufen nom 1. Oltober 1478 _& . &. 178 ff. — mit Anhalt vom 9, Di: 

tober 1878 — a. a. D. ©. 182. —, mit 2ippe vom 4. Januar 1879 —a.a. D. 

&. 219 ff. —, mit Sachlen-Weiningen und Sadfen-Rodurg-Gotha vom 17. — 
1873 — a. 0. D. ©, 189 ff. — mit Sadſen / Meiningen und Schwatyburg 

flabt von bemfelden Zage — nl me en Winnie 

Staaten vom 19. fyebruer 1877 unb 29. April 1876 — 0.6. 1879, &. 202 ff. 
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Mas erftere Het ber Verbindung anbeteifit, jo find —— bem 
— zu Lippfiabt das lippeihe Amt Lipperobe und das Stift 
dem Landgerichte zu Saarbruden das oldenburgiihe Kürften- 
tun —— dem Landgerichte zu Erfurt das Fürftentum Schwarz 
burgsSondershaufen, bem Landgerichte zu Kaſſel das AFürftentum 
Walded, dem Lanbgerihte zu Hannover das Fürftentum Pyrmont, 
dem Oberlandeögerihte zu Naumburg das Hergogtum Anhalt und bem 
ichte zu Gelle das Fürftentum Lippe. 
Gemeinfchaftliche Gerichte find dagegen gebildet worben in dem 
an zu Meiningen für die fahienmeiningiigen Kreiſe Mei- 
ningen, Hilbburghaufen und Sonneberg, bie preußifchen Kreife Schleis 
fingen umd Schmalkalden und das Herzogtum Koburg, ſowie in ben 
Zandgerichte zu Rudolſtadt für das Fürftentum Schwarzburg:Rubol- 
Rabt, den jachfen-meiningiihen Kreis Saalfeld und den preufiichen 
Kreis Ziegenrüd, Die beiden Sandgerihtsbezirfe Meiningen und 
Aubelttadt und damit auch bie dieſen Landgerichten unterfiellten preus 
eg gehören dem gemeinidaftlichen thuringiſchen Ober- 
u Jena am 
Was nun zunächfl das richterliche Perfonal anbetrifit, jo Toll nach 
dem Geriätsverfafiungsgefege die Fähigkeit zum Nichteramte durch 
zwei Prüfungen erworben werben, deren erfier ein minbeftens reis 
jähriges Rechtsſtudium auf einer Umiverfität und beren zmeiter eine 
dreijährige praltiiche Thätigteit bei den Gerichten, der 
ee und fafultatio der Staatsanwaltihaft vorhergehen 
Beide Zeitperioben können durch bie Lanbeögefeggebung um 
Se je ein Jahr verlängert werben, von welcher reichsgefehlichen 
Ermädtigung Preufen hinſichtlich der praktischen Thätigfeit durch Ver · 
Kängerung berjelben auf vier Jahre Gebrauch gemacht bat. Im 
übrigen ift die Negelung bes Vorbereitungsbienites und des Prüfungse 
weſens der Landesgefeggebungundininifteriellen Regulativen überlaffen?). 
Auperbern it zum Richteramte befähigt jeder ordentliche öffentliche 
‚Lehrer des Rechts an einer deutſchen Univerfität. Relchsrechtlich ift 
die Möglichkeit offen gelaſſen, daß der zum prattiſchen Vorbereitunge - 


‚Die Unterfiellung der Fürftentümer Walde: und Byemont unter preußifde Land · 

‚Derußt nicht auf einem Staatövertrage, fonbern auf bem vom Könige von 

n pe der Staatogewalt in den Fürftentümern erlaſſenen wald ⸗ 
vom 1. September 1870. 


daB bucch $ 1 des preußifien en aufeeht erhaltene 


) vom 6. Mal 1809 — BE, 1669, ©. 650 — und das Regulatiu vom 1. Mei 
AU. 1533, &. 191 — mebft der Berfügung vom 14. Oltober 1888 
— a... D 1,650 —. 





Für bie Nustbun, der ordentlichen 
ſtellt das eh bie Amtsgeriäte,, Landgerichte. Ober: 
Handesgerichte und das ——— 
der Einzelftanten, das in dem bie preufiifche Gerichtever · 


—— ordentlichen Gerichte im einzelnen ift nun folgendes 
zu Ei 

1. Amtsgerichte, Den Antsgeridten Heben Einzelrihter vor. 
Aud wenn ein Amtsgericht mit mehreren Richtern beſeht ift, erledigt 
jeber von ihnen bie feiner Abteilung überwiejenen Geſchäfte als Einzels 
beamter. Einem der mehreren Richter wird von ber Landesjufliguer: 
moltung bie allgemeine Dienftauficht übertragen, Bei den Antes 
gerichten werben Schöffengerichte gebildet, beftehend aus einem Amtsrichter 
als Vorfigenben und zwei Schöffen, weds Verhanblung und Entjdeis 
dung leihterer Straffaben. Das Amt der Schöffen, die gleiches 
Stimmredt wie der Amtsrichter haben, iſt ein unentgeltlich zu ver« 
fehendes Ehrenamt. Die Dualifitation zum Scöffenamte, deſſen Bor 
ausfehung mur Reichsangehotigieit, nicht © 
das Verfahren bei Auswahl der Schöffen 
faſſungegeſetz beftimmt. Die ſachliche 
und Schöffengerichte umfaßt — 


— Die gejamte oil Gere 
mit Ausnahme der Sehnsfagen übe 
83 21-36 preuß Ausf⸗ G.). 


ben Landgerichten werben Civil: und Steaffammern, nach Veoitrfnis 
auch bejonbere Rammern für Handels ſachen gebilbet. Außerbem werden 
bei ihnen nad) Bedürfnis durch die Yandesjuftizverwaltung Unterju 
Sungsrihter für bie Dauer eines Gef&äftsjahres beftellt. Den Vorſitz 





Geſchaftoahres im vor 
Pröfidenten, den Diret · 


18. Das Präfibiunt hat 
ae ern ee mit Amtsrihtern ber 
men. 
4 ae een entfdeiben — von brei, bie 


des Berufs: umd Ehrenbeamtentums in ähnlicher Weife wie 
ngerihten flat. Kammern fir Handelsfachen werben 

‚eines beionderen Bebürfniffes am Sihe des Landgerichts 

‚an anderen Orten feines Bezirls entweder für den ganzen Lande 
geridhtsbezirk ober für Teile deoſelben zur Verhandlung und Entfchels 
von Sanbelsfahen, bei benen eine Bartei die Verhandlung vor 
Kammer beantragt, gebilbet, Sie beſtehen aus einem von 
mindeſteno auf die Dauer eines Geſchafte jahres ernannten 
Landgerichts als Borfigenden und zmei Dandelstichtern. 
lepteren ift ein Ehrenamt. Ihre Ernennung erfolgt 
des zur Vertretung des Handelsitandes berufenen Or⸗ 
a der qualifizierten Kaufleute auf bie Dauer von 
den König, ohne daß durch bie Zeitbeftimmung eine 
‚Ernennung ausgeihlofien ware. Die Handelsrichter haben 
nur mie bie Geſchworenen und Schöffen einen einzelnen dffents 

ı Dienft zu leiften, ſondern befinden ſich in einem wirklichen Bes> 

je nur mit dee Maßgabe, dab fie fein Gehalt beziehen, 

Die Sandgeridhte bilden die Berufungs: und Beichwerbeinftang 
in allen benjenigen Angelegenheiten der jtreitigen ımd freimiligen 
welche in erfter Inftanz vor die Amtsgerichte gehören. 

find außerdem Gericht erfier Inſtanz für die den Amtsgerichten 
nicht übermiefenen Civilrechtoſtreitiglelten und für bie über bie Zufläns 
Schöffengerihte binausgebenden Straflahen, bei denen es 

am oder um getiffe leichtere Terbrehen handelt. 
Derahat, Prrafljäcd Sranssendt. 11. ar 


3 


Hi 


n 
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Bei ben Lanbgerichten werben —— über bie den 
— nicht überwieſenen Verbrechen, deren auch 


in erſter 
ee Diefelben treten nur periobiih ji 

Sie beftehen aus drei ricterlihen Mitgliedern einföltehlig” des Bor: 
a ee 


——— 113 Landgerichte, ber Stellv des 
des rigen ellvertreter 
Vorfigenben unb bie — Mitglieder werben in gleicher 
Weife aus der Zahl der Mitglieder des Landgerichts von dem Präs 
fiventen besfelben ernannt. Das Amt der Geihmworenen ift ein Ehren- 
amt, welches nur von einem Deutfchen befleibet werben kann, ohne 
daß die befondere Stantsangehörigfeit dabei weiter in Betracht lame. 
Die Urlifte ber Schöffen bient aud) als Urlifte der Geſchworenen, die 
perjönlihen Erforberniffe für beibe Aemter find aljo biefelben. Im 
übrigen gibt das Gerihtsverfaffungsgeieh erihöpfende Vorſchriflen 
darüber, in welcher Welſe die Gefhmworenen für jede Siyungsperiobe 
heranzuziehen find (8 58—118 @,8.G., 55 37—46 preuf. Ausf.®.). 
3. Oberlandesgerichte. Auf Grund des Geſehes vom 4. 
März 1878 find für Preuhen abgejehen won ben dem gemeinicaft: 
lichen Oberlanbesgerichte zu Jena angeglieberten Gebietsteilen dreizehn 
DOberlanbesgerichte errichtet worben und zwar zu Königsberg, Marien 
werber, Berlin, Stettin, Poſen, Breslau, Naumburg, Kiel, Celle, Hamm, 
Kaffel, Frankfurt a. M. und Köln Die Oberlandesgerihtsbezirte 
von Königäberg, Marienwerber, Stettin, Poſen, Breslau, Naumburg, 
Kiel und Gelle beden fih mit einigen unbebeutenben, namentlich durch 
die nemeinfehaftlihen Gerichte bedingten Abweichungen mit den Pror 
vinzen Oftpreuben, Weitpreußen, Pommern, n, Schleſten, Sachſen, 
Schleswig-Holftein und Hannover. Der Bezirk des Oberlandesgerihts 
zu Berlin, weldes die frühere noch aus dem 14. Jahrhundert flams- 
menbe Bezeichnung „Rammergericht” beibehalten hat*), umfajt die 
Provinzen Brandenburg und Berlin. Beiterhin gehören zum Bezirke 
Hamm die Provinz Weitfalen und ber —— Teil der Rheine 
proving, zum Bezirke Kaſſel ber Negierungsbezirk Kafjel, zum Bejirke 
Frankfurt a. M. der Regierungsbezirt Wiesbaden, ber rechterheiniſche 
Teil des Negierungsbegixks Koblenz, in bem gemeines Hecht gilt, und. 


) Bgl M Erlaf vom 1. September 1879 — G.S. 1879, ©. 587 —. 
0 
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ee — Aue, endlich zum Beziele Köln der Teil ber 
* dem franzöfifdes Recht gilt. 


jerichte werden mit einem Präfibenten und der 
‚erforderlichen Anzahl von Senatspräfibenten und Näten beſeht. Bei 
den —— —— werden Civil: und Straffenate gebilbet. Die 


Verteilung ber Snlieber ud 
m derjelben Weife wie bei ben Landgerichten nur mit ber 
daß zu dem Präfibium außer dem Präfidenten und ben 
— bie beiben älteften Mitglleber bes Gerichts gehüren. 
—— TER entieiben in ber Beſehung von 
Einfluß des Vorfigenden. 

eh ne fämtlicher Dberlanbesgerichte gehört Die 
Berufungen und Beſchwerden gegen bie Urteile und 
— der Sandgericite in Civilfahen, die Entfheidung auf Be: 
Ächmerben gegen Befchtaſe der Sandgerichte in reichstechillchen Strafr 
fachen unb die freiwillige Gerichtsbarkeit erſter Juftanz in Lehns:, 
Fibellommig: und Stiftungsfachen. Dagegen find dem Nammergerichte 
Fahrer für bas ganze Staatsgebiet vorbehalten bie Entſcheldung 
über Nevifionen gegen Urteile der Straflammern in ber Berufungs- 
unbedingt, ſowie gegen Urteile der Straffammern in eriter 
Inftanz umd über Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Straflanmern, 
wenn ſich um eine nad Landesrecht ftrajbare Hanblung bei ber 
Unterfuchung handelt, umd endlich die Entiheidung über die weitere 
—— in den in erſter Inſtang vor die Amtsgerichte gehörigen 
Alten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 5 119—124 6.8.8., $IE.®. 

zum 8.8... 38 47-57 preuf. Ausf.®. 
4 Das Reihsgeridt. Dasfelbe wird mit einem Praſidenten 
ber erforberlidien Anzahl von Senatspräfibenten und Näten be 
welche ber Kaller auf Vorſchlag des Bunbesrats ernennt. Pers 
Erfordernis für bie Mitgliever des Neichsgerichts iſt außer 







« zum Rihteramte die Vollendung des 35. Lebensjahres, 
Meichögericht zerfällt in Civil: und Straffenate, beren Anzahl 

Se Reben beitimmt. Die Verteilung der Mitglieder und Ges 
—— bie einzelnen Senate erfolgt in derjelben Weiſe mie bei 
Dberlanbesgerichten, jeboch gehören zum Präftbium bie vier älter 
Deitglieder des Gerichts. Die Senate bes Reichsgetichts ent: 
es Beſehung von ficben Mitgliedern mit Einfluß des 
‚Zur Zuftändigfeit bes Meihsgerihts, melde auf bie 
eitige Berihtöbarleit beihränft it, gehört in Eioilfahen bie Ent 
über die Nevifion und Beſchwerde gegen Urteile und Ber 

Ähläffe ber Oberlandesgerigte, in Straffadjen bie Cutieinung, eher 






‚gegen den 
das Neid), ſowie die Entfe über bie 

Urteile ber Straffammern in erſter In) rn DER De Befdır 

digfeit der Oberlandesgerihte begrümdet it, und gegen — 
Ed wurgerie (88 125—127, 132-141 ©.8.8.). 

Das Geridt — den Gerichtsorganismus für 

rfeit im Inlande in erfhöpfender 

anderer Gerläjte 


Die gefeplichen Beltimmumgen über Friegsgerite und 
Standrechte werben hiervon nicht berührt.“ Die Beftellung bejonderer 
Gerichte für Ausübung der fireitigen Gioil- und Strafgeriditsbarteit 
tann daher nur erfolgen durch das Reich oder anf Brunb einer reiche: 
rechtlichen Zulaffung. Das Reich hat nun ſolche befonderen Gerichte 
beifpielsmeife angeordnet für Ausübung ber Strafgerichtäbarteit über 
Miüitärperjonen und ber Givilgerichtsbarkeit in Patentſachen. Ws 
bejonbere Gerichte der Einzelftanten läßt ba 

ke auf Staatsverträgen beruhenden Aheinfchiffahrts: und Elb- 
zo te; 

2. Gerichte, melden bie Entfdeibung von bürgerlichen Rechts: 
fireitigfeiten bei ber Ablsſung von erechtigfeiten oder Meallaften, bei 
Separationen, Konſolidationen, Verkoppelungen, gutsherrlich baͤuerlichen 
Auseinanderfegungen und dergleichen obliegt; 

3. Gemeinbegeridhte, injoweit benfelben bie Entfeheibung. über vers 
mögensredhtliche Anforüiche obliegt, deren Gegenſtand in Gelb ober 
Geldeswert die Summe von fehrig Mark nicht überiteigt, jedod mit 
ber Mafgabe, daf gegen bie Entigeibung der Gemeinbegerichte Inner: 
halb einer gefeglih zu beftimmenven Friſt beiden Parteien bie De 
rufimg auf dem ordentlichen Rechteweg zufteht, und dafı ber Gerichtss 
barfeit des Gemeindegerihts als Kläger ober Bellagter nur Perfonen 
unterworfen werben bürfen,, welde in ber Gemeinde ben MWohnfik, 
Fee Niederlaffung ober einen ben Gerichteſtand begründenden Aufent: 

4. Desert (813, 14, 16 88.8), 

— batS5bes Einführungsgefeges num Gerichtöverfaffimgss 
gm ‚bie Beftimmmmgen desfelben hinfihtlih ber Lamdesherren, der 

glieder ber lanbesherrlihen Famitte und ber fürflidhen Familie 
ae infoweit fufpendiert, als befonbere Beftimmungen ber 

ausverfaffungen oder Landesgeſehe emtgegenftehen. Damit ift fir 





et 
Sei 


über Mitglieder des Königlichen Haujes und des füritlihen Haufes 


ar ehr mb ber Gehelme Yufligeat. 
e m iz jral 
einſchiffahrtsgerichte find begründet worden durch eine 
ee Aheinuferftaaten vom 31. März 1831"), melde 
—* Rheinſchiffahrte alte vom 17. Oktober 1868 *°) verſchledene 
erfuhr. Hiernach hatten ſich die beteiligten Staaten 
— von Rheinſchiffahrtggerichten im geeigneten am Rhein 
deſſen Näge gelegenen Drten verpflichtet, Die Ausführung 
ber er nom 17. Dftober 1868 erfolgte für Preußen 
dur ein Geiey vom 9. März 1870”), Hiernah gehört zur Zw 
der Ihiffahrtögerichte: m. in Strafſachen die Unter 
und Entfheibung aller Zuriberhanblungen gegen bie ſchiff⸗ 
und ftrompoligeilihen Vorſchriften, b. in Giviliahen die Ent 
Äheidung im ſummariſchen Prozehverfahren über Klagen =, wegen 
ae Krahn⸗, Wagen, Hafen: und Bohlwerksgebühren 
B- wegen der von Privatperjonen vorgenommenen 
Leinpfades, y. wegen der Beſchadigungen, welche 
und Flöher während ihrer Fahrt oder beim Anlanden an: 
haben, 2.j wegen ber bem Eigentümern ber Bug: 
erauigiehen der Schiffe zur Laſt gelegten Beicäbigungen 


Errichtung der Rheinſchiffahrtsgerichte auf einem wölfer- 
ng berubte, am dem nicht nur beutihe Staaten bes 
fo konnten diefe Gerichte durch das Gerichtsverfaffungs- 

nit nüfgehoben werben. Iht Verfahren ift jedoch im Anfchluſſe 
jeſehe neu geregelt worden burd) das preußiice 

vom 8. März 1879 1%). Hiernad; werden durch königliche Vers 


") 0,8. 1869, ©, 708 
") 6.6, 1879, &. 19, 





Mannheim 

2. Die Elbzolgeriäte beruhen Ahtarı auf einem voltertechtlichen 
Bertrage ber Uferfiaaten, nämlich ber Elbſchiffahrtsalte vom 23. Juni 
1821 und der Mbditionalalte vom 13. April 1844”). Ihre Haupt: 
— die Unterſuchung und Entſcheidung in Elbzolltontraventionen 
if zwar mit ber auf Grund bes Geſehes vom 11. Jull 1870 erfolgten 
— der Elbzoͤlle fortgefallen. Dagegen find fie noch zuſtändig 
@ Etreitigleiten wegen Jablung der Zoll:, Srahnen-, Wager, 
re: Werft: und Säleufengebühren, fomeit biefelben aus Warens 
‚ welde nad; ben Grunbjägen der Elbſchiſſahrtsalte be— 
Handelt werben, entipringen; 3. Streitigteiten über die Hemmung bes 
Zeinpfabes; y. Beſchadigungen, melde beim Schiffszichen an Wiefen 
und felbern, ober welche durch Schiffer und Slößer bei der Fahrt 
oder beim Anlanden verurfaht werden; d. Streitigkeiten über ben 
Betrag bes Bergelohnes und andern Bergütigungen in Unglüdsfällen ; 
e. Streitigkeiten zwiihen ben Schiſſern unb ihren Seuten über ben 
Lohn und ben Umfang der — und über ſonſtige auf dem Dienfl- 

verhältnifie berubende 
Nach Erlaß diefer Brose bat aud) hier eine neue Mes 
gelmg bes Verfahrens durch das Geſetz vom 9. März 1879**) fintte 
gefunden. Elbzollgerichte erfter Inftanz find die Amtögerichte, deren 
Bezirke von der Elbe berührt werben, zweiter Inftany die betreffenden 
Landgerichte. In Straffachen ‚verhandeln bie Elbzollgerite exfier In: 
ſtam ohne Schöffen, zweiter Inftang in der Befehung von brei Mit: 
alieern. Die Entiheidungen der zweiten Juftanz find! endgültige. 
Im übrigen findet das gemöhnlidhe Civil: und Strafverfahren ftatt. 
3. Der Geheime Juſtiztat zur Ausübung der Civiltechtorflege 
über den König, bie Mitglieder ei Föniglichen ‚Hanfes umd des fürite 
lichen Hauſes Hohenzollern wird nad) dem Geſehe vom 26. April 1851 
Art. IT) aus zwölf Mitgliedern bes Kammergerichts durch ben 
Auftignainäfter bei der jedesmaligen Bildung ber Senate beftellt. Bon 


"8.8. 1822, — 1 * © 48. “8.6. 18%, &. 180. 
 @®. 1851, ©. 
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als erfte, fieben als zweite Ins 
Ba an a aa en a 
Barren 
em jte foll e 

—— bei dem Reichsgerichte durch —— 
Kanzler, bei den —— durch die Landesſuſtigverwaltung zu 
‚Geftimmen iſt. Die Dienſtverhaltniſſe ber Gerichtsſchreider ſollen — 
Beet, bie Gefchäftsverhältnifje derſelben burd den 
fimmt werden ($ 154 GAS, $ 68 preuß. Ausf. G.). Diefes I 


ame. Erforbert wird die Vollendung des 21. Lebensjahres, bie Er: 
fülung der militärifhen Dienftpflicht oder bie enbaültige Befreiung 
won berjelben in Friedenszeiten unb endlich das Beftehen einer Pru— 
fung bei einem Oberlandeögerichte over dem Landgerichte zu Hechingen 
einem zweijährigen prattifhen Borbereitungsdienfte. Neierenbare 
tönen nad) fehsmonatlidier Beſchaftigung im Gerictsicreiberbienfte 
zur Prüfung zugelafien werben und find nad) zmetjähriger Thätigfeit 
im rihterlichen Worbereitungsbienite ohne Prüfung zum Gerichts: 
Se befähigt. Wir Geriätsiäreibergebilfen, ie jur Vor: 
nahme gewiſſet Geſchafte der Berichtf—reiber nicht befähigt find, bes 
ſteht eine — Prüfung. Die Ernennung ber Gerichtoſchreiher 
erfolgt duch Yuftigminifter ober in — Auſtrage dur die 
Borfteher der en Der Geihäftsgang der Be 
zichtöfeheeibereien in Preußen ift geregelt morben burch bie Geichlfts: 
ordnungen vom 3. Auguft und 8. September 1879 1"), Die Gerichts: 
fchreibereien find Feine felbftändigen Behörden, wenn aud die Be 
Ben einzelne Geſchafte felbftändig zu erledigen haben, fons 
bern integrierenber Beſtandieil jeber rihterlihen Behörde. Die Ge: 
richtsihreiberei umfafit den Vitreaubienit der Berichte, und zur Be 

gehören die fir diefen Dienft beftimmten Beamten. 
Für bie gerichtlichen Zuftellungen unb Bollftredungen, für legtere, 
fomeit fie nicht ben Gerichten felbit vorbehalten find, werben befondere 
gieher beftellt. Die Dienit: und Geſchaftsverhaltniſſe der ⸗ 
werden durch den Suftigminifter beftimmt (98 155, 156 G.R.®, 
73—76 preuf. Ausj.G.)"”). Die Geridtsvollgteber, welche fein 
zum ®.8,0., AR . - an C.P.O. taiſerl Berorbnung 
nun — R.G.BL 187 

©. "3 SRBL 1070, 8, 20 f. 

— vom 28, Februar 1EB5 — I. Mol 1885, 
für bie Gerlötsvofizieher vom 24. Juli 1879 — 
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$ 160. Die Staatsanmwaltfdaft, 
Die Staatsamwaltihaft bildet auf dem Gebiete ber Rechtſprech 


die Anträge berfelben gar nicht in Thätigleit treten kann. Bei biefer 
Wechſelwirkung zwiſchen ben Gerichten und Staatsanwaltiaft ift es 
natürlich, dab die Organifation der Staatsanwaltſchaft ſich auf das 
engfte an bie der Gerichte anſchließt. Gleichwohl gehören die Staats: 
anwaltfehajten nicht zu ben Gerichten, fondern bilden beionbere, mit 
benfelben rechtlich nicht zufammenbängende Behörden. 

Das Gerihtsverfaffungsgeleg 5$ 142 ff. regelt nur die Rechts. 
ſtellung ber bei dem Neichögerichte zu beftellenden Reichsanwaltjchaft 
in erihöpfender Weile. Dagegen beichränkt es ſich hinſichtlich der 
Staatsanwaltſchaft bei den Landesgerihten auf einzelne Normativbe 
ftimmungen und überläßt bie weitere Ausführung der Landesgeſet 
gebung. Für Preußen ift biefelbe erfolgt durch bad Musführungsges 
fen zum Geridtsverfaffungsgefehe SS 58 fi. 

Was die rechtliche Stellung der Steatsanwaltfäaft im allgemeinen 
anbeteifit, ſo foll die Staatsanwaltfcaft bei jedem Gerichte burecau ⸗ 
tratiſch organifiert jein. Die dem eriten Beamten beigegebenen Ber 
omten handeln daher in defien Auftrage und wa defien Anmeifungen. 
Die Beamten ber Staatsanwaltſchaft genießen leine 
bängigteit, fondern haben ohne Beihränkung den Anmeilungen ihrer 


Diefornung für bie Grifisienen vom 23. Pebrune 1885 — 
sn ie 

rn hun Inte. vom 33 
Iapa 5, 208.2 ml wagen Ver Beauffihtigung die Berl. vom 16. Zunl 1857, 
und 26, November 1691 — rue, "5.200, 1881, 8. 260; Röder 
inn. Berm. 1881, 8.998, 1932, ©. 
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muen ber Staatsanwaltijaft find nicht richterliche Ber 
auch dürfen ihnen riepterliche Geſchäfte oder eine Dienftaufficht 
bie Nichter nicht übertragen werben, Zu ben Aemtern der 
Staatsonwaltihaft bei dem Reichsgerichte, den Oberlandesgerichten 

‚ben Sandgerichten iſt nur bie Berufung von zum Richteramte bes 
a Perfonen zuläffie., Die Ernennung des Oberreichsanmalts 
Neihsanwälte erfolgt auf Vorſchlag des Bunbesrats durch 


3 


Hr 


ben Kater, die der Beamten ber Staatsanmwaltfchaft bei den Ober: 
fanbeögerihten und Sandgerichten, ſowen es fd nit um blofie Hilfe: 
arbeiter, Büreau: und Unterbeamtenitellen handelt, durch den König 
(83 149, 150, 152 6.2.6, 5 60, 61 preuß. Ausf.G.). 


Der BVehörbenorganisnns ber Staatsanwaltf—aft jälieht ſich 

an den ber orbentlihen Gerichten an. Bei jedem Auits- 

jöflengerichte befteht eine Amtsanmaltichaft, bei jedem Land» 

e eine Staatsanwaltihaft, bei jedem DOberlandes; 

Fichte eine Oberfinatsanwaltf&ait und bei dem Reichsgerihte die Reichs: 

enmaltjheft. Alle dieie Behörden find in ihren Amtöverrihtungen 
von den Gerichten unabhängig ($$ 142, 143, 151 ©.8.G.). 

Die Amtsanwalticaft befieht für den Bezirk eines Amtsgerichts 

aus einem ober mehreren Antsonwälten unter Leitung eines eriten 

walts für die zur Zuftändigleit ber Amts: und Schöffengerichte 

tigen Strafjahen, fomweit deren Bearbeitung nit der Staats: 

& ‚beim Landgerichte übertragen it. Die Amtsanmälte wer: 

den auf ernannt’). Die betreffenden Geſchafte können von 

einem Staatsanmwalte, einen Gerichtaaſſeſſor, ſofern 

micht gleichzeitig mit rihterlihen Geichäften in Straf jachen 

betraut wird, oder einem Neferendar Übertragen werden. Soweit 

nicht geidieht, erfolgt bie Ernennung ber Amtsanmälte durch den 

. Gefhäftsanweifung für die Amtsonmälte vom 28, Auguft 1879 — 

ara 1, ©. —; —— Art, Amtdonmaltihaft —— 

dertſchen Bermaltungerehtt Vd. 1, S. 40 fi. 


— 





Das Bermaltungbreit. 
nad Anhörung des 


ſchlagen. Ebenjo kann neben dem Vorfteher der Gemeindeverwaltung 
auf Antrag ber Bemeinbebehörbe eine von dieſer vorgeſchlagene ges 
eignete Perfon zum Stellvertreter des Amtsanwalts beftellt werben. 
Die Koften der Führung der Amtsanmaltsgeichäfte trägt ſtets ber 
Staat, Die Amtsanmälte, welche Borfteher ber Gemeinde oder auf 
Vorſchlag der Gemeindebehörbe ernannt find, erhalten für ihre pers 
Fönlide Muhewalumg und zur Dedung ber ſachlichen Koſten eine 
2 een Tenaufegende Entſchadigung (85 62—65 preufi. 

Die Staatsanwaltihait bei den Landgeriäten beiteht aus einen 
erften Beamten mit dem Amtstitel „Exfter Staatsanwalt” und an- 
beren höheren Beamten mit dem Titel „Staatsanwalt“. Zur Zus 
— —— a bie ſtaatsanwaltſchaftliche Mer 
tung zur ion der Land» und Schwur: te gehörigen 
‚gelegenheiten und bie Kontrolle ber Fe ihres Beziris. 

Die Oberftaatsanwalticaiten beftehen aus einem Oberftantsan: 
malte und den biejem beigegebenen Staatsanwälten. Der Gejdäfts: 
treis umfapt auch hier die eigene Bearbeitung der vor bie Oberlandes« 
gerichte gehörigen Sachen und bie Kontrolle der untergebenen Staats- 
anwaltſchaften ($ 59 preuß. Ausj.®.). 

Mit den Oberftaatsanwaltihaften ſchließt die ſtaatsanwaltſchaft ⸗ 
lie Organifation der beutfchen Einzefftaaten ab, Die Staatsanmalts 
ſchaften Aeben nicht etwa unter ber Reichsanwaltſchaft in ähnlicher 
Weile wie auf dem Gebiete der fireitigen Gerichtöbarkeit die Landes ⸗ 
gerichte unter dem Reichegerichte ſtehen. Nur in ben Sachen, für 
melde bas Neihsgeriht in erfter und lehter Initany zuſtändig if, 
haben alle Beamten der Staatsanwaltihaft ben Anmeifungen des 
DOberreihsanmalts Folge zu leiften. Aboeſehen von biefem vereingel: 
ten Falle find aber bie Staatsanwalticajten ber Eingelftaoten nicht 
der Heihsanwaltihaft, jondern der Landesjuftigvermaltung, dem Juſtij · 
minifterium, unmittelbar unterſtelli. 

Die Thätigfeit der Staatsanwalticjaft hat zum ‚Hauptgegenflanbe 
die durch das Strafprogehredt geregelte Mitwirkung in Straffaden 
und die durch bie Ciotlprojehordnung beftimmte Mitwirkung in Che: 
unb Entmindigungsjadhen. Außerbem liegt der Staatsanwaltidaft 
die Strafvolfiredung mit Ausnahme derjenigen in amtsgerichtlichen 
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der Strafregifter und die Strafftatiftif ob. 
— ih MEERE TED 
b htöpflege, nicht aber um eine Gerichtäbarkeit. 
‚Dem die Staatsanwaltſchaft ift bei feinem Zweige ihrer Thätigleit 
progeffuale Formen gebunden und handelt nirgends in richterlicher 
. Dies beides waren aber bie Aennzeichen ber Recht- 
Gegenfage zur Juftigvermaltung. Hieraus ergibt ſich, 
jefamte ftaatsonwaltfdaftlihe Thätigteit Juftizverwaitung üft. 
MG bei ihr zwar um eine Mitwirkung bei ver Necht« 
nit um eine Nechtiprehung jelbi. Damit erflärt 
je organiſatoriſche Frage, weshalb die Staatsanmaltichaft 
nicht der Neihsanwalfgaft, fondern nur der Landes⸗ 
g eordnet fein kann. Die Yuftijverwaltung {ft 
nur, foweit das Neidsgericht in Betracht kommt, auf bas Neich 
1, im übrigen aber voll und ganz den Einzelitaaten vers 
Das Relchorecht mußte nur einige organtfatorifche Berlins 
über die Staatsanwaltidajten treffen, weil es bie ſtreitige 
‚ge und damit das Eingreifen der Staatsanwaltſchaft in dies 
te, 
Br bes Serichtöverfajfungsgefeges finb bie Beamten bes 
und Sicerheitsdienftes Hilfsbeamte der Staatsanwaltichaft 
wenigen verpflichtet, den Anordnungen der Staats 
bem Zaı te ihres Bezirls und ber biefen vorgelegten 
Die nähere Beftimmung ber betreffenden 
ift hen — — vorbehalten. Damit find 
‚die Behörben bes Polizel: und Siherheitsbienftes, ſondern nur 
der Staatsanwaltſchaft unterfiellt. Dieje Beamten 
befinden fich alſo in einem doppelten Subordinationsverhältniffe, ein 
mal yır ber vorgefegten Polieibepörbe und dann zur Staats anwoaltſchaft. 
hat in&bejonbere gegen biejelben, fojern fie ipr Amt nicht als 
verfehen, ein Orbnungsftrafrecht (88 80, 81 preuf. Ausf. G) 


überlaffen, entweder die Poligeibehörbe darum zu erfuchen oder 
* einzelnen Beamten damit zu beauftragen. 


8161. Bedtsanmalt(gaft und Notariat. 


Die Nehtsanwälte find bazu beftimmt, bie Intereffen ber Par 
‚feien vor Gericht zu vertreten. Inſoſern bilden fie ein Hilfsorgan 
der Nehifprehung in ähnlicher Weife wie die Stantsanmaltihaft, 





intereffen vor Geriht. Die Rechtsanwälte, melde folhe Beidäfte 

veriehen, haben baber den Charakler von 

teßtspolitifhen Gründen läht aber ber 
Staat zu dieſem Gemerbebetriebe nicht jeden zu, ſondern Enüpft bie 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft und bie Ausübung berfelben an ges 
wife Bedingungen. Eine folde Regelung der Berhältniffe der Rechis 
ammälte bat jegt für das ganze Neid; einheitlich ftattgefunden durch 
die Nechtsanmaltsorbnung vom 1. Juni 1878 ) 

Die Zulaflung zur Nectsanwaltihait berubt im Gegenfage zum 
früheren Nechte au! * Grundſatze der ſogenannten freien Advotkatut, 
d. h. jede am ſich befähigte Berfon muß bei jebem Berichte als Rechts 
anmalt zugelaflen werben ohne Rudſicht darauf, wie viele Rechtsan- 
wälte in bem betreffenden Bezirke bereits vorhanden find. Unbedingte 
Vorausfegung der Zulaffung ift die Fähigfeit zum Nichteramte und 
zwar in dem Bunbesitnate, in bem bie Befähigung zum Richteramte 
erworben ift, was jebod die Zulaflung in einem anderen Bundeöftante 
nicht ausfhlieht. Weber den Antrag auf Zulafung entiheiber bie 
Landesjuftigverwaltung nad Anhörung des Vorſiandes ber Anwalts: 
tammer, Der Antrag muß unter gewiſſen geſehlich beftimmten Ums 
ftänden und kann aus gewiſſen anderen Gründen abgelehnt werden. 
Sofern dagegen feiner biejer fälle vorliegt, it dem Antrage ftattzus 
geben. Die Zulaſſung erfolgt bei einem beilimmten Gerichte, mur 
ausnahmöweife unter befonderen Verhältnifien kann diefelbe bei mebe 
teren Geriten gleichzeitig geſchehen. Die Berjagung der Zulaffung, 
welche ftet? zu begründen it, fann nur dann, wenn bie Berfagung 
fih auf gemiffe von der Ammaltätammer geltend gemachte Thatjachen 

mi Wiberfp L ber 

BET X ——— — onanter Pruia : 
le der Reklame, des Unterbietend ac. bedienen jollen. 

RED an & 177 ff. Dal dazu bie preußifche — 

25. Juni 1879 — 88 1879, ©. 887 — und bie allgeineime ® erfägung vom 
28, Juni 19 — I. +4 ‚1819, &. 181. 
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(nmwaltsfammer von der Sanbesjuftizverwaltung zurüdger 
In diefen Fällen, ſowie dann, wenn ber Rechts: 
Brapis aufgibt oder infolge Arteils die Befähigung 
Loſchung in der Lifte erfolgen. Die Vertretung 
behinderter Nechtsanmälte erfolgt durch andere Rechtsanwälte 
Referendare, welche ſich wenigſtens feit zwei Jahren im Worber 


il 
Et 
ae: 


and zu fungieren, fomeit eine Vertretung durd Ans 
ten iſt. In Progeffen mit Anwaltszwang kann das 
ein bei bem Gerichte zugelafiener Anwalt auftreten, ausge 
—— wenn es ſich bloß um die Wahrnehmung der Parteirechte in 
der mundlichen Verhandlung oder um eine Subftition feitens des or- 
bentlichen Brojefbenollmächtigten handelt Dem Rechtsanwalie legen 
zahlreiche Berufspflichten ob. Er hat jeinen Beruf gewiſſenhaft aus: 
zuäben, — einen Stellvertreter zu ſorgen, wenn er ſeinen —— 
as ‚verläßt, fih auf alle Mandatsanträge jofort zu erllären, aber 
feine Mitwirkung in gewiſſen Angelegenheiten, in denen er nicht pflichte 
handeln lann, zu verfagen. Uuherdem bat jeder —— 
auf Anordnung bes Worfigenden bes Gerichts, bei 
‚er zugelaffen ift, Armenfachen umentgeltlich und Sachen von Par: 
die feinen Anwalt finden können, gegen Entgelt zu übernehmen, 
Maßgabe ver Bejtimmungen ber Strafprozegorbnung bie 
ee — in Strafſachen zu führen 
= befieht eine Standesvertretung, welche 
nung ftantlidher Organe aus ber ER Aloe: 
immerbalb eines Oberlanbesgerichtsbexteks zugelaffenen 
Hilden eine Anmaltstammer, welde ihren - am Orte 
des Oberlandesgeriäits hat. Jede Kammer hat einen Vorſtand von 
neun Mitgliedern, deren Zahl duch bie Geihäftsordnung bis auf 





sa 


fünfyehm erhöht werben Tann. Der Vorſtand wird durd) die ganuner 
auf vier Jahre gemäßlt berart, — ine ber. 
Vorftanbsmitglieder auodeden Wählbar find bie Pi der 


Ausnahme derjenigen, meldje ai bispofitionsfähig find, 
ep ee in dem auf Uns 
fähigkeit zu öffentlichen Aemtern erkannt werben Tann, ſchwebt, ober 
gegen welde in den lehten fünf Jahren auf —— Wege ein 
Verweis oder Geloſtrafe über 150 Mt. erfannt iſt. 
ber Wahlen ift ber Lanbesjuftizvermaltung und dem ee 
— lepterem befannt zu machen. 

Anwaltstemmer jelbft abgejehen von ber Mahl bes 
— die Geſchaftsordnung für die Kammern und ben Vorſtand 
feitsuftellen, die Mittel für gemeinfaftlihe Ausgaben durd Beiträge 
ber Diitglieber zu bewiligen und die feitens bes Vorftandes zu Legende 
Nehnung zu prüfen und abzunehmen. Der Vorftand hat dagegen 
bie Luft über die Erfüllung der Pflichten feitens der Wiglieder 
der Kammer, eine ſchiedsrichterliche Stellung bei Streitigleiten ber 
Mitglieder ber Kammer unter einander und mit ähren Manbanten auf 
Antrag ber lepteren, die Abgabe von Gutachten auf Erfordern der 
Zandesjuftivermaltung und bei Streitigkeiten eines Mitglieves ber 
Kammer mit jeinem Auftraggeber aud auf Erfordern der Geridte 
und enblic bie Bermögensverwaltung ber Kammer, Auch find der 
Voritand mie die Kammer befugt, Vorftellungen und Anträge im Ins 
terefje der Rechtspflege oder der Rechtsanwaltſchaft an die Landes 
fuftijnermaltung zu richten. 

Der Vorfigende beruft bie Verfammlungen der Kammer und des 
Vorftandes. Die Berufung der Kammer mufj erfolgen, wenn jehn 
Mitglieder derſelben, die des Borftandes, wenn zmei Mitglieder des— 
felben bies unter Angabe bes Gegenflandes ber Verhandlung Fchriftlich 
verlangen. Die Gejhäftsordnung kann jedoch beide Zahlen abweichend 
beftimmen, Die Berufung der Kammer erfolgt mittels Befanntmadjung 
in ben durch bie Gefdäftsorbnung beftimmten Blättern unter Angabe 
der zu verhandelnden Begenftlände an einen im Dberlandesgerichtss 
bezirfe belegenen Ort, weicher Sit eines Landgerichtes ift. Die Ber 
Thlußfaffung gefchieht mit abjoluter Stimmenmehrheit, ohne bak zur 
Beihlußfähigleit die Auweſenheit einer beitimmten Mitgliederzahl not: 
wendig wäre. Nur zur Beichlubfähigfeit des Vorſtandes wird bie 
Teilnahme der Mehrheit ber Mitglieber erforbert. Die Aufſicht Aber 
den Gefhäftsbetrieb bes Vorftandes ſteht dem Oberlandesgerichts- 
präfidenten zu, der insbefondere geſehwidrige Beichlüffe oder Wahlen 
ber Sammer ober des Borfiandes aufzuheben befugt it. Der Borfigende 
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bat jähelih ber Sanbesjuftiwerwaltung und bem Dberlanbesgerichte 
einen Geihäfteberiht zu eritatten ern RAD.) 
Die Bernaäläfgung der Pflichten eines Nechtsanmalts wird in 
‚einem befonberen — Verfahren gerügt. Dasſelbe hat 
eine —— je Aehnlichteit mit dem Disziplinarverjabren gegen Beamte. 
Es dient wie biejes zur — befonderer Pflihten, aber nicht 
von Dienft: ober Amtspflihten, benn bie Nechtsammiälte fiehen in 
feinem Dienftverhältniffe, ſondern von Berufspflihten. Das ehren 
gerichuliche Verfahren tritt alfo ein, wenn ein Rechtsanwalt die ihm 
oöliegenben Pflichten verlegt. Wegen vor ber Zulaſſung begangener 
Handlungen ift ein es Verfahren nur zuläfig, wenn 
— die Ausſchliehung von der Rechtsanwaliſchaft begründen, 
Die ehrengeritlihen Strafen find Warnung, Bermeis, Gelbitrafe 
bis zu 3000 ME. und Ausſchliehung von ber Reshtsanmaltfchaft. Bei 
Erhebung der öffentlichen Alage ift bis zu deren Erledigung das ehren: 
gerichtliche Verfahren unzuläffig. Daoſelbe wird durd) die Freifprehung 
im Strafverfahren nit ausgeſchloſſen, mohl aber durch eine Verur— 
— — die Unfähigkeit zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft 


N das Berfahren ift geunbfäglid maßgebenb das fir bie Lande 
gerite geltende Strafprozehreht. Ehrengeriht erſter Inftanz iſt ber 


Borland ber Anwaltstanmer in der Befegung von fünf Mitgliedern, 
— 7 — ein vom Oberlanbesgerichtspräfipenten beauſtragter 
Richter, während die Funktionen ver Staatsanwaltſchaft von derjenigen 
bei bem ee — — — [23 
Öffnung orunt ung und bes Hauptverfahrens leßt das 
Ehrengericht, über Veſchwerden gegen Entfpeibungen des Ehrengerichts 
das Oberlandesgericht. Gegen das Urteil in der Hauptfahe findet 
die Berufung an den Ehrengerichtshof in Leipzig ftatt, Diefer 
ls dem Präfiventen des Neihsgerichts als Vorfienden, drei 
bes Neichsgerits und drei von der Anmaltöfanmer beim 
ee nn 
jer waltsfammer. as Verfahren jempels un 
‚gebührenfrei, es werden nut bare Auslagen beredinet. Die erfannten 
— fließen in die Kaffe der Anwaltstammer (88 62—97 


Nechtsanwaliſchaft beim Neichsgerichte in im allgemeinen den 
* — — den — nur 

Mofgal an jelle der Landes; erwal 
Neihstanjler und an bie Stelle des — Das Helles 
gericht tritt, Die Zulaſſung zur Nechtsanwaltipait beim Neichsgerichte, 
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mälten wird eine 


Nehtsanwälte find geregelt durd) bie Ges 

büßrenordnung vom 7. Juli 18799), 
In engfter Verbindung mit der Neditsanmaltichaft fieht ein zweites 
‚Hlfsorgan ber Nedhtöpflege, das Notariat. Während aber bie Rechts 
Parteivertretung vor Gericht wahrnehmende 


me von verfejiebenen Stanbpunften ans, bie Redtsanmälte als Ber: 
tretung der Parteien vor Gericht, ald Vermittlung pwiſchen Gericht 
und Publikum, die Notare als Vertretung und Erjah des Gerichts 
in Sadjen der jreimilligen Gerichtsharteit. 

Das preuhifce Rotariatsrecht iſt fein einheitliches, wenn auch in 
manchen Beziehungen eine Annäherung der verſchiedenen Rechtsgebiete 
angebahnt ift. Zu unterſcheiden find drei Gebiete: 

1. Die junähft nur für bas Geltungsgebiet ber Allgemeinen 
Gerichtsordmung erlaffene Notariatsordnung vom 11. Juli 1845 *) ift 
durch das Gefeg vom 8. März 18809) ausgebehnt morben auf alle 
landrechtlichen und gemeinrechilichen Bebietsteile bes preußiſchen Staates 
mit a ‚ber Ptobinz Hannover und des Kreiſes Ninteln. 

Die Hannöverjche Notariattordnung vom 18. September 1853 *) 
gilt — der Provinz —— und zufolge bes Geſebes vom 8. März 
1880 auch in dem ſtreiſe Rinteln. 

3. Die rheiniſche nee vom 25. April 1822, ergänzt 
durch die Rabinettsorbre vom 7. Mai 1840 und die Gejege vom 
22. Mat 1887 und 19. April 1883"), fotvie inbetreff der Taren 
die Verorbnung vom 27. Juli 1855, 
and das Gefeg vom 11. Juli 1876) fteht 
bes Dberlandesgerichts zu Köln, aljo 
Teil der Rheinproving. 

Alle drei Notariatsorbnungen find aber mehr ‚ober minder modi⸗ 
fistert morben burd das bereits erwähnte hi Bei vom 8. März 1880 


er — 
. 1880, &. 177, 
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weldes nicht Fu ne Ro 
Ben ende nt ta mangehafen gan (ame 
über das —— ausdehnie, ſondern —— das altere 


x brachte mit der neuen Gerichts- 


Her Notare find Staatsbeamte unb zwar zählen fie zu den nicht 
zichterlichen Juftisbeamten und unterliegen den für dieſe maßgebenden 
Disstplinaroorihriften. Vorausſehung ber Anftellung ift gegenwärtig 

in dem ganzen Staatsgebiete die Befähigung zum Nichteramte?), 
Sa früher bie hanndder ſche und die rheinifge Notariatsordnung 
in biefee Beziehung anderweitige Anforberungen flellten. Die Ans 
‚ftellung felbit erfolgt im Namen des Königs durd den — 
für einen beftimmten Bezirk unter Anweiſung eines Amtsfipes. Die 
Dienkauffiht üben bie Organe ber Juftigverwaltung innerhalb ihrer 
Bezirke, alio die Sandgerichtspräfidenten, Oberlandesgerihtspräfidenten 
in bödfter Snitanz der Juftigminifter 9), Obgleich die Notare 
Beamte find, begiehen fie t doch fein Gehalt, fonbern find auf Gebühren 
, welche fie in jedem eingelnen Fall für ihre Amtshands 
— nad Mahgabe der Gebuhrenordnungen zu erheben haben. Die 
Gebühren richten fih im dem Gebiete des Landrechts und des ge: 
‚meinen Rechts nad) dem Geſetze vom 16, Mat 1851 und ben bort 

Bezug genommenen Vorſchriften des Gerichtstoftentariis vom 
‚gleihen Tage in Verbindung mit bem Gefege vom 8. März 1880), 
im Gebiete bes franzöfifchen Rechtes nach ber rheinifchen Notariatsorbe 
nung, beziehungsmeiie ben bereits erwähnten Novellen zu derielben. 
Im allgemeinen wird das Notariat nur an Rechtsanwälte verlichen, 
‚welche jich bereits als ſolche feit längerer Heit bewährt haben, Diefe 
Verbindung von Rechtsanwaltſchaft und Rotariat ift nummehr nad) 
dem Gejege vom 13. April 1838 aud im Bezirke des Oberlandes - 

zu Köln, wo bisher nad) der rheinifchen Rotariatsordnung 

Funktionen ftreng von einander getrennt waren, wenigſtens jos 
weit ermöglicht worden, als ein Örtlihes Bedürfnis dazu vorliegt. 

Die Zuftändigfeit der Notare umfaßt bie Vornahme von Alten 
Se ligen Serichtsbarfeit. Es ſtanden ſich bier bis in bie neuefte 

Bere einander gegenüber, das landrechtlich gemeinrecht⸗ 
das franzöfifchrechtliche, bie ſich jedoch durch die neuere Ger 
Sr genäbert haben, fo bafı ber grundſahliche Unterſchled 
vom 6. Dal 1869 — &S. 1869, &. 658 — 1. 
— April 1979 — @&. 1879, ©. 345 — 4 23, Geeh vom 
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freigeftellt, an wen fie ſich wegen 
eifenben Amtshanblungen wenben wollten. Im Ger 


Gerichten entweder ausihliehlih ober in Konkurrenz mit den 
Notaren eine Freiwillige Gerichtsbarkeit übertragen worden ift. Daneben 
befteht jedod in anberen Materien, wie Teitamentsjahen, Abſchlußz 
ober Beglaubigung von Verträgen, im Gebiete des rheinischen Rechtes 
die ausichließlihe Zuftändigkeit der Notare fort, während in dem 
übrigen Sandesteilen bie Juftänbigfeit ber Notare ſiets eine mit den 
orbentlichen Gerichten fonkurrierenbe if. Trop ber augenſcheinlichen 
Annäherung ber verſchiedenen Rechtsſyſteme kann alfo von einer 
Nectseinheit noch nicht bie Rede jein, fo lange bie Verſchiedenheit 
des Givilrechts fortbauert. Für welche einzelnen Falle jedoch in dem 
verfhiedenen Rechtsgebieten die Notare zur Vornahme von Akten der 
freiwilligen Geriätsbarleit zuftändig find, kann hier nicht weiter ers 
Örtert werben. Es beantwortet fi) dies nad dem Civilrechte der 
betreffenden Nechtögebiete. 

Nur darım könnte es ſich bier noch handeln, in welchen Form ⸗ 
lichleiten die Notare ihre Thätigfeit vorzunehmen haben, an welche 
progefiualifchen oder progefähnlihen Normen fie gebunden find. Jene 
Förmlichleiten find im weſentlichen geregelt durch die Notariatsord- 
nungen, bie in dieſer Beziehung ziemlich Abereinftimmenbe Vorſchriften 
enthalten, Die Notare dürfen banad) inmerhalb ihres Amtsbezitles 
niemandem ihren Dienft verfagen, jebod feine Verhandlungen auf: 
nehmen, deren Inhalt gegen ein Strafgefeg verftöht. Meber bie et- 
waige Nichtigkeit oder Anfechtbarlelt von ben Parteien gemollter Rechts⸗ 
alte haben fie bieje zu belehren und die Thatiache in das Protokoll 
aufzunehmen. Nein Notar darf eine Verhandlung aufnehmen, bei 
ber er felbft ober einer feiner Ramilienangehörigen intereiftert iſt, 
ober werm es ſich um Alte der freiwilligen Gerichtöbarfeit in pro— 
zeſſualiſchen Angelegenheiten handelt, in benen der Notar Projehver- 
treter einer Partei geweſen tft, ober wenn er fonit eine bei ber Ver⸗ 
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beteiligte Partei als Generalmandatar vertritt 19). Qu allen 
mit Ausnahme der Beglaubigung von Unterfchriften 
von Proteſten haben bie Notare entweder einen 
er zwei Inſtrumente zeugen Ka A deren —— 

durch bie Notariatsorbmungen beftimmt it **) 
— — —— Ueber bie = 
haben fie Regifter zu führen, 


Dienitbehörben unterlic Parteien werben nie bie 

lungen ſelbſt, — nur Ausfertigungen derſelben 

des Nechtögefhäfts erteilt 1). Nur bei der Beglau- 

bigung von Unterjchriften bebarf es ber Aufnahme eines Protofolls 

nicht und die Beglaubigung wird ohne weiteres auf das betrefiende 

— gefegt ?%). Radbem ein Notar ſei es infolge feines Todes 

ans anberen Gründen aus bem Notariate ausgeſchieden iſt, 

En The ten und Regifter in gerihtlihe Verwahrung genommen 
und bort eine entſprechende Seit vermahrt, 


$ 162. Die fireitige Gerihtsdarkeit. 
u das Mefen aller Gerichtsbarkeit mar es bezeichnet worben, 


iejenige Gerichtebarleit augzuſcheiden, melde von ben ordent⸗ 
und Strafgerichten ausgeübt wird. Diejelbe zerfällt nur 

ie ftreitige unb in bie freiwillige Gerichtsbarkeit. Die fireitige 
keit gehört alfo zu der orbentlichen Gerichtsbarkeit, fie An 
— die ordentlichen Gerichte in richterlicher Unabhängigkeit ger 
Staatsthätigfeit, ja man kann wohl fagen, baf bie ſtrei⸗ 
Gerichtsbarkeit ben Ausgangspunkt unb den Kern aller Werichtss 
bildet. Nach Keftitellung der Gattungsbegriffe der Gerichts: 
‚überhaupt und der ordentlichen Gerichtsbarteit Handelt es ſich 
worin bas Wefen ber fireitigen Gerichtebarleit als eines Teiles 
‚ordentlichen Gerichtsbarkeit beſteht. Der Name bezeichnet bie 
Sade fehr treffend, der Staat hat hier gegenüber Streitig - 
2 NOLD, Ban 15 hann Rot.. nn pn Notd. Art 14-90, 

2) 


hann NotD. 4 26, chi tot. D, Are, 21-28, 
ine, 36 ff. erg 17, 21, xhein, RotD, 


=) Gefer vom 8. Mic, 1890 5 8. 4 








freitigen Gerichtsbarkeit erforbert alfo, dah vom irgend 
bie Verehtigung zum Erlaſſe bes Urteils bejtritten wirb. 
Indem der Richter einen Rechtoſtreit entſcheiden mu, ergibt ſich 


abhängigfeit,, ſedoch in einem formlofen Verwaltun— 
fhleben würben, wie es bis in bie neuefte Seit für 
fireitigleiten des Verwaltungsrehts 
aber zu allen Zeiten, ſelbſt als bie richterlihe Unabhängigfeit voll- 
ſtandig befeitigt war, für ftreitige Nechtsfahen bes Eivil: und Strafe 
rechts an projeſſualijchen Formen feftgehalten und die formlofe extra- 
ordinaria cognitio des Abfolutismus vermieden. Gerade buch dieſes 
Feſthalten an einem Projegre te konnten die deutſchen Gerichte bie 
mit dem Untergange der altbeutidien Gerichtsverfafjung verloren ges 
gangene richterliche Unabhängigkeit allmählich wieder gewinnen. Die 
progefjualifhen Formen folgen alfo an ſich nicht aus dem Weſen der 
fireitigen Gerlchisbarteit, find ihr aber Immer eigentümlid gewejen. 

Bei ber ftreitigen Gerichtöbarkeit handelt es fi zwar um eimen 
Nectsftreit. Damit ift jedoch nicht gejagt, daß unter allen Umftänden 
zwei jtreitende Parteien einander gegenüberftehen müßten, zwiſchen 
denen das richterfiche Urteil nunmehr unftxeitiges Recht ichafft. Aller: 
dings trifft dies gegenmärtig faft für die gefamte ftreitige Berichtes 
barleit jomohl für den Eivilprogeh wie file ben Strafprojeb zu, aber 
aus bem Weſen ber ftreitigen Gerichtsbarkeit ergibt es ſich feines: 
wegd, Auch als das Strafverfahren noch nicht den Charakter bes 
Anklageprogejies, fonbern den des Inguifitionsprogeffes hatte, mar Die 
Strofrehtöpflege ein Teil der ftreitigen Gerichtsbarkeit. Denn bie 
Berechtigung zum Erlaſſe bes Strafurteild wurde von dem Beſchul⸗ 
digten beftritten, und es war Sadje bes Richters, nad) Prüfung ber Ber 
teibigumgsgränbe benjelben Rechnung zu tragen ober jie zu verwerfen. 
Ebenjo ift auch heute das erfte Eingreifen bed Amtsgerichts, ehe mody bie 
Stoatsanwaltjhajt mit der Sache bejaht ift, ein Teil der 
Berichtöbarfeit, es fällt bereits in den Strafprozeii, obgleich m 
biefem Stabi besfelben noch feine ftreitenden Parteien gegen 

Für den Begrif des Nectsftreites erſcheint es auch nicht mots 
wendig, daß in jedem Prozejie die Parteien einander widerfprehende 
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Ein Chilprogeß hört 

zu Bellagte den eingeflagten Ans 

ſoruch anerfemnt, ein Strafprozeß bleibt ein folder, audı wenn der 
feine Thot rüdhaltlos geſteht. Denn im erfien Falle Legt 
barin, ba ber Beflagte ben Mägerifdien Anſpruch 

das Geftändnis im Strafprogefie hebt bie Ber 

nit auf, fo fange ber Richter unterſuchen 

mis auch ber Wahrheit entipricht. Nur dann, 

anter den Parteien in thatſächlicher ober rechtlicher Bes 
Rreitig if, noch die Wahrheit abereinftimmender Partei⸗ 


er Rechtöpflege, bie Civil. und Strafgerichtäbarkeit, bie ihrem 
inneren Weſen nad) durchaus verſchieden, nur die äußere Form ihrer 
nämlich die Vollziehung der Rechtsnormen in prozefiwa: 

‚Formen durch diefelben richterlichen Behörben gemeinfam haben. 

Der sunähft in die Augen fallende Unterfhieb der Civil: und Straf 
zechtepflege befteht darin, daß es ſich in beiden fällen um bie Alte 


wenbung von Normen verihiebener Rechtsgebiete handelt, die Civil 
zehtäpflege vollzieht die Normen des Privatrechtö, die Strafrechtös 
pflege die des Strafrecht. Aus der inneren Verſchiedenhen bes Pri« 
wat: und Strajrehts ergibt ſich aber auch ein weſentlicher Unterfchieb 
ber Eivil: und Strafrehtspflege, bes Civil: und Strafprojeſſes. 

Es ift das Charalteriſtiſche bes Privatrechts im Gegenſatze zu 
anderen Nedtägebieten, daß, ſobald die Privatrehtsnormen Berfonen 
betreffen, barans für biefelben fubjettive Rechte und Pflichten erwachſen. 
Das Privatrecht grenzt die Rechtsſphare verfhhiedener Privatperfonen 
‚gegen einander ab. Sojern es alfo einen Xebenskreis treffen, ein 
menschliches Lebensverhältnis rechtlich normieren will, regelt es ims 
mer, wenn der in ben Nechtsnormen vorausgefehte Thatbeftand vor 
Handen iſt, die mechfeljeitigen Beziehungen mehrerer Privatperjonen 
gu einander. Solde rechtlichen Beziehungen verſchiedener Rechts 

jfeiten, vermöge deren bie eine ber anderen gegenüber 

rechtlich gebunden iſt, bezeihhnet man aber als fubjeltive echte 
md Piliten, jedem fubjettiven Nechte ſieht eine fubjektive Pflicht 
Die Entſtehung fuhjeltiver Rechte und Pflichten für 

bie von einer Privatrechtänorm betroffenen Perionen ergibt ſich alfo 
mit Notwendigfeit aus dem Weſen des Privatredhts, Die Civil 
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rechtspflege aber in ber Wi ber Normen des 
Kor ihre e Anpenhbartet Befräten ——— folgt, 


fubjekti 

es fällt unter allen Umftänden zuſammen. Da bie jubr 

jeftive Berechtigung und Verpflitung ſich ii aus ber objeltiven 
Nechtsnorm ergibt, fo kann Über jene nur entfchieden werben durch 
Anwendung ber Rechtbnorm und, ba aus jeber Norm bes Privat 
rechts, welche zur Anwenbung kommen ſoll, jubjettive Nechte und Pflich 
ten erwachſen, jo wird durch die Anwendung über lehtere entihieden. 
Die fubjektiven Privatrechte find nun aber durchweg verzichtbar 

und zwar in boppelter Meife, dem Rechte unb der Ausilbung mad. 
Auf die melften privatrechtlihen Befugniſſe kann der Verechtigte uns 
mittelbar verzichten, derart, dah durch den Verzicht Die fubjeftive Ber 
rehtigung felbft erliicht. Aber auch ſowelt das fubjeftive Net einer 
ſolchen freien Verfügung bes Berechtigten entzogen ift, wie 5. ®. bei 
Statwsrechten, fteht nichts im Wege, daß der Berechtigte auf bie Aus- 
ubung und Geltenbmadung des Rechtes verzichtet. Die Wirkfamkeit 
bes Privatrehts ift alfo nur eine relative, mehr oder weniger durch 
die freie Willensbeftimmung des Berechtigten bedingte, Als das Ge: 
meinfame aller fubjeltiven Privatrechte exfcheint es, daß der Berech⸗ 


tigte fie nicht F— Geltung zu bringen braucht, daß er ſie ganz ober 


teilweije auf beruhen laſſen kann. Iſt dies bei allen Privat: 
rechten ber Fall, fo muß die Verzichtbarkeit der Ausübung ſich auch 
bei der tler Geltendmachung des Rechts zeigen. Daraus 
folgt, baj der Richter über ein Privatredt nur joweit entſchelden 
lann, als es geltend gemacht wird, dah übereinftimmende Parteibe- 
hauptungen, auch wenn fle den mirkfigen Sadwerhältniffen nit ent- 
fpredhen, für ben Richter bindend find, jo daß er auf legteres nicht 
zurüdzugehen braucht, aber aud gar wicht surücgeben darf. 

Der Givilprozef hat fomit nur die Ermittlung der formellen, 
aber nicht ber materiellen Wahrheit zum Gegenſtande. Diefe Ges 
bundenheit ber richterlichen Aktion durd die Anträge ‚ber Parteien 
bezeichnet man gewöhnlich al die Verhandlungsmarime. Dieſelbe it 
nicht eine prozeffualifche Auriofltät, die ber Bejeggeber je nad feinem 
Belieben bem Eivilprozeffe zu Grunde Iegen könnte oder nicht, fie ift 
vielmehr die notwendige Folge davon, dah «3 ſich bei dem Givilpro: 
zeſſe um die Anwendung der Privatrehtsnormen dureh die Enticheir 
dung über mwenigftens ber Ausübung nad) verzihtbare fubjeftive Pris 
vatrechte handelt. Ein Givilprozeh ohne Verhandlungsmarime ift alio 
überhaupt undenkbar, ein folder wäre ein unlösbarer innerer Wider: 





Die fireitige Gerichtäbarteit, 103 


Be me een us 
je 
Geriätsordnung lag im Grunde genommen — der 
ſondern eine Mobififation ihrer Anwendung vor. 
Don bem Gefitspunlte ausgehend, dab Verzichte im allgemeinen 
———— ſeien, ſollte der Richter von Amts wegen erfor: 
ob nicht Thatjachen vorlagen, welche die Parteien außer Acht 
———— obgleid fie zur Begründung ihrer Rechte dienlich fein 
Einem ausbrüdlihen Verzichte gegenüber bielt ſedoch das 
— — der Allgememeinen Gerichtsordnung ieineswegs 
Stand, fo daß etwa einer Partei Rechte zugeſprochen wären, bie fie 
wollte. Es war alfo nichts anderes als eine aus bem 
fürforgenden Bolizeiftantes erHärlide Modifikation der 
notwenbig immanenten Verhanblungsmartme, 
ganz anberen Brunblage ruht Dagegen bie Strafredtd: 
pflege. BEN IErREBDEN En. 00m Ver Kata ben cum 
en. Die Strafrechtsnormen find ebenfalls von den Nors 
men der übrigen Nechtsgebiete weſentlich verſchleden. Sie haben im 
as einen ziemlich fereotypen Inhalt, indem fie die Anorb: 
nungen treffen, daß wenn jemand eine gewiſſe Handlung ober Unter: 
us begangen hat, er in beftimmter MWeife beftcaft werben fol. 
Diele prinzipalen Normen bes Strafrechts merben dann weiter aus ⸗ 
geführt im den Vorſchriften über die Strafen, fie werben teilmeife 
‚aufgehoben und abgeändert in den Vorſchriften über die Strafaus 
Ichliefung®; und Milverungsgründe. Damit iſt der Inhalt des ges 
Tamten Steafrehts erihdpft. Dasfelbe umfaßt alſo die Normen 
‚datüber, wie ber Bruch der ſtraftechtlich geiügten Nehtsordnung zu 
— Äft, 68 teifft bie Beftimmungen, mie bie ftaatlichen Behürben 
bie Verfonen, melde eine firafbare Handlung begehen, zu beitrafen 
Die Strafrehtsnormen enthalten aljo ein doppeltes, fie vers 
‚bieten ben Unterthanen gewiſſe Handlungen unter Androhung von 
Strafe, fie gebieten den Behörben bie Beilrafung ber Perfonen, welche 
folde Handlungen trop des Berbotes begehen. Ein wechſelſeitiges 
Berhältnis jubjeftiver Rechte und Pflichten zwiſchen den Behörden und 
ben Berbrecjern ermächst aber hieraus feineswegs. Allerdings find 
auch in ben Strafrehtenormen fubjeltive Rechte und Pflichten ers 
Zennbar, das Recht des Staates, vertreten durch jeine Behörden, zur 
— der Verbrecher, bie Pflicht ber Untertanen, feine ſtraf 
baren Handlungen zu begehen, ber Vehörben, firafbare Hanblungen 
zu beitrafen, Allein jenes Recht des Staates iſt nur eine rechtliche 
feines allgemeinen Herrichaftsrechtes über Land und Leute, 
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die Pfliht der Unterthanen und Behörden mur ein Ausflug ber 
meinen Gehorfanspflicht derfelben. Weber diefe allein aus 


frechtönormen nicht 
für die Eriftenz des Strafrechts wie alles 
haupt bilben. Der Strafricter wendet * —— nur bie 
jeltive Rechts norm an umb, indem er dies 
feine ſubieltiven Rechte und. Pflichten 
Damit iſt zwar nicht ausgeſchloſſen, dah ſekundär 

Straſtechtsnotmen ſubſeltive Nedte und Pflichten, wie ber —— 
auf Buße oder auf eine Privatfirafe erwachſen. Soweit dies ber 
—— ai Vermengung von Privat und 

Solche Anfprüche find rein privatredtlicher Natıre, und 


Handel fi nun aber bei ber Anwendung ber 

normen nicht gleidigeltig um eine Entideldung über fubjeftine Rechte, 
geihmeige denn über verzihtbare fubjeltive Rechte wie im Eivilpro« 
seffe, jo muß dieſer Unteridied aud) bei dent Strafverfahren zur 
Geltung lommen. Aus ber Nelativität der Privatrechtsnormen ers 
gab Nö die Notwendigleit ber Verhanblungsmarime für ben Civil- 
progeß. Aus der Thatſache, daß die Strafrehtsnormen abjolute Bes 
bote und Berbote für Behörden und Unterthanen enthalten, folgt, 
daß bie Frage, inwieweit bie Strafreditsnormen vollzogen werben 
folfen, der Willfür ber beteofienen Berfonen entzogen ift, unb bie Bes 
horden von Amts wegen zu erfotſchen haben, ob und in weldem Um ⸗ 
fange bie Strafrechtsnormen auf den Fonfreten Fall Anwendung fins 
ben. Dies trifft au zu für bie fogenannten Antragsbelilt. Mag 
man in bem Antrage ein Thatbeitandsmerkmal oder nur eine Vorauss 
jegung ber Strafverfolgung fehen, jedenfalls ift der Antragsberehtigte 
feine von ber Strafrechisnorm beirofjene Perfon und nad) 

des Strafantrags bietet das Verfahren Teine Bejonderheiten mehr 
dar. Mit derjelden inneren Notwendigkeit wie für den Givilprogeß 
die Verhanblungsmarkme ergibt ſich baher für ben Strafprojeh berem 
Gegenteil, die Inquiſitionemaxime ald Grundlage bes Verfahrens. 
Ob der Ptojeh jelbft ein Inquifitionsprogep oder ein Anklageproyeh 
it, erfeheint verwaltungsredhtlich nur als eine Frage der Kompetenz- 
verteilung zwiſchen den Vehörben, im erfleren Falle ift bie Anmens 
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‚ber Strafreßtsnormen ben Gerii ein, i reiten 
Gerichten in Berbindung mit — Ib —— 


Das —e— es iſt jegt in Eloik und Strafagen 

geregelt durch die Givilprozekorbnung und bie Straf: 

Für die Lanbesgefehgebung bleibt demnach auf dem 

Gebiete bes Projehredits nur noch injofern Raum, als das Reichs ⸗ 

recht ſelbſt eine — noch zulaßt, insbeſondere ſowelt es auf Aus: 
Führumgsgejege der Eingelftaaten vermeilt. 

Die Formen, melde die Behörden bei ihrer Thätigkeit zu bes 
obachten haben, find an und fitr fi) zweifellos ein Gegenftand bes 
Bermwaltungsredts und zwar auch bann, wenn bie Behörben materielle 
Normen ammenden, welche bem Staatorechte nicht angehören. Civil: 
progeß und Straiprogei haben ſich jedoch ſchon von jeher megen ber 
hohen juriftifhen Ausbilbung, welche gerabe biefe Art bes Verfahrens 
der Behörden auszeichnet, zu befonderen jelbitändigen Wiffenfchaften 
entwislelt und werben deshalb im Stantsredhte nicht behandelt, Nur 
mit Rüdficht darauf, dafı in den Verfaſſungsurtunden bisweilen einige 
oberfte Grundjäge bes Prozefirechts, wie Deffentlileit und Minds 
lichfeit des Verfahrens, Anklageproseh in Straffahen, Mitwirkung 
von Geſchworenen bei ſchweren Verbrechen, Aufnahme gefunden hatten, 
ließ man ſich dazu verleiten, bieje ten auch im Staatsrechte 
zu behandeln. Dabei machte man ſich aber einer Verwechslung bes 
formellen und materiellen Berfaffungsrechtes ſchuldig. Denn die That« 
jadye, ba& progehrechtlihe Normen in ben Verfafſungsurlunden ent« 
halten waren, macht biejelben noch nicht zu ftantsredhtlichen. Ebenfo 
= Tonnte bie hohe politifche Wichtigfeit biefer Grundfäge für ihren 

furiftifchen Charakter ins Gewicht falen. Nachdem nunmehr die Pror 
jebgeiehgebung Sache des Reiches geworben, und bie betreffenden 
Beitimmumgen der Berfafjungsurkunben der Eingel: 

faaten dadurch aufgehoben find, Kent aber aud ein formeller — 

nicht mehr vor, — Weiſe Teile des Prozehrechtes im 
— ‚zu behandeln. 

Neben dem reichsrechtlihen Wropehverfahren beſteht jedoch landes⸗ 
rechtlich noch ein befonderes Sühne- ober Vergleichsverfahren und 
—— Zeil auf Grund reichsrechtlicher Vorſchriften. ES iſt dies 

das Verfahren vor dem Schiedömanne, Das Inſtitut der Schiebe 
männer beruht gegenwärtig auf ber Schiebemannsorbnung vom 29. März 





Das Berwaltungdreht. gs 102 


1879). Schon felt 1827 tn den älteren Sanbesteilen mit Ausnahme 
jeinproving eingeführt, iſt das Inſtitut nunmehr reicher 


von 1879 Hat daher das Juftitut auf ben ganzı 

Die Schiebsmänner Haben aber nicht nur bei Belel 
Aörperverlegungen einen Sühneverfuch anzuftellen, fonbern aud) auf 
dem Privatrechtögebiete die gütlihe Schlihtung vermögensredhtliher 
Streitigkeiten zu verfuchen, joweit biefelbe feltens der Parteien bes 
anttagt wird. Die in biefer Beziehung aufgenommenen 

baben die Wirkung der gerichtlichen. Die Verhandlungen fi finb 
loſten und ftempelfrel. 

Die Schiebsmänner und ihre Stellvertreter werben für bie eins 
zelnen Gemeinden auf brei Jahre gewählt, Größere Gemeinden 
lonnen In Bezirke geteilt, Heinere zu ſolchen vereinigt werben. Den 
Gemeinden ftehen die jelbftändigen Outsbezirke gleich. Die Wahl er: 
folgt durch die Gemeinbevertretung, beziehungsmweife den Gutsvorficher 
und nur dann, mern mehrere Gemeinden zu einem Bezirke 
find, durch die Kreisverfammlung. Hinſichtlich der perjönlicen Quali 
ſitation der Schiebsmänner wirb erjorbert ein Alter von breißig 
Zahren, Wohnfih im Bezirke, Beſitz der bürgerligen Ehrentechte und 
Verfügungsfähigfeit Aber das Vermögen. Auherdem bedürfen Staates 
beamte umd befoldete Kommunal: und Kirhenbeamte zur Uebernahme 
des Amtes der Genchmigung ber vorgefehten Dienfibebörde. Das 
Ant iſt ein unbelolbetes Ehrenamt und muf; von den dazu befählgten 
Perſonen übernommen werden, fofern nicht gewiſſe Entihuldigungs« 
gründe, wie Alter von fechzig Jahren, anhaltende Krankheit, lange 
oder häufige Abweienbeit, Verwaltung eines unmittelbaren Staates 
amtes ober Verwaltung des Sciedsamtes während der legten drei 
Jahre, vorliegen. Die unbefugte Ablehnung des Amtes kaun mit 
dem Berlufte der politiihen Gemeinderedhte auf drei bis ſechs Jahre 
und mit um ein Achtel bis ein Viertel ftärkerer Heranziehung zu 
den Bemeinbelaften beftraft werben. Die Gewählten bebürfen ber 
Beftätigung durch das Präfibium bes zuflänbigen Landgerichts und 
werben von bem Umtsgerichte vereidigt. Sie haben während ber 
Untsbauer alle Nechte und Pflichten ber Beamten. Die Dienftauffidht 
führen die Land: und Dberlandesgerihtspräfibenten unb ber Juftigminifier. 


7 8,8. 1879, S,821, Rommentas von Florſchad, 10, Aufl, Berlin 1886, 
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$ 169. Die freimiige Gerichtsbarkeit. 


SR bei ber freimilligen Gerihtsbarkeit ijt — von dem 
ordenllichen Gerichtsbarleit überhaupt als einer Behörbens 
een iphabt wird dur. die ordentlichen Gerichte in 
Me na hängigkeit, Während aber bei ber ftreitigen Gerichts- 
be je richierliche Thätigkelt zur Entjgeibung eines Rechtsſtrelis 
murbe, handelt es fich bei der freiwilligen Gerichtsbarkeit um 
ftreitiges Recht. Hiermit ift aber auch die Begrifföbeftim: 
— freimilfigen Gerichtsbarkeit nad jeder Nichtung erfchdpft. 
Die erde Anſicht verjucht allerbings noch eine weitere materielle 
zu geben, indem fie ausführt, es fei bier Gegenftand ber 

ierlichen Thaugten, dur ihre Mitwirkung bei ber 
unb von Nedtöverhältnifien ber Unſicherhell bes Rechtes 
und ber Möglichkeit ber Störung und Verlehung vorzubeugen ). 
Allein fo {hön dies klingen mag und fo oft es auch wiederholt it, 
fo falfe It es. Zumädt barf es doch wohl billig bezweifelt merben, 
ob burdy Formvorjäriften, welde beifpielsweife ben gerichtlichen Abs 
gewifier Nehtsgefhäfte fordern, mirklich Streitigkeiten über 
dieſe vorgebeugt und nicht vielmehr Del ins Feuer gegoſſen wird. 
Notoräjh breit fh bei den meiften Teftamentsprozefien der Rechts: 
freit darum, ob bei Errichtung bes Teflaments alle weſentlichen 
Förmlicfeiten beobachtet, und welche Förmlicpkeiten weientlid find *). 
Weiterhin hlieft man aber Nechtsinftitute, die zweifellos der Bors 
beugung von Progefien dienen, wie bas ber Schiebsmänner unb bas 
Ihiebsrichterlihe Verfahren, im Wiberiprude mit der aufgeitellten 

Definition von der freiwilligen Beritsbarfelt aus. 

En Taffen ſich diejenigen ricpterlichen Alte, welche in bas Ges 
jet ber jreimiligen Gerichtsbarkeit fallen, in einigen Gruppen zus 
fammenfaljen, nad) Hauptgefidtäpunften ordnen. Aber es wäre volle 
Rändig ein Ding der Unmöglichteit, aus bem Inhalte aller biefer 


ash takes ie Hufen in ie fartie St na 
n, fowelt barin die et Gerid — Überhaupt er · 
EB Alüber x 378 9 8; o Minne, 
Br ER. 8.4, © 21; 9 Soulze, Br RW. 2 (2 1) ©. 88; Due 
Peosein — d5 Srafung und Bermkung in Prruen 9 28; "paul, 
* (8. %), Münden 1870, &. 48 
AI » ©. gegen bie Beftimmung im Fre vi blitgerlichen Bejeh« 
IB aaa Na yicaı ana Ollig an ber Hay ber Beogefi ea 
Hieraus figrung des Jah der Projefie ergehen. 
RR 08 {9 Bauten Yurtenagen, 320 1 
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Alte eine materielle — der ein Gerichtsbarleit zu 
Tonfizuieren. Die Thätigleit des bei Beurkundung und % 
Ban gewiſſer Rechtsatte, — banblungsunfähiger, 

in Stiftungss, Familienfibeifommiß- und (hen, bei bem Nach: 
laßweſen, bei Grunbbudoperationen umfaßt dem Inhalte nad) fo ver- 
ſchiedenartige Zweige der ftaatlihen Funktionen, als man fich nur 
denten ann, in ihrem Inhalte ifi irgend ein allen gemeinfames Merk: 
mal nicht zu finden. Wohl aber ift allen gemeiniam, daß bie 
babung diefer Geihäfte den ordentlichen Gerichten in riehterliher 
Unabhängiglett zufteht. Gewiſſe prozeſſualiſche formen bes Verfah- 
rens, wenn aud der ganzen freiwilligen Gerichtsbarkeit eigentümlich, 
erſcheinen babei nicht ausfälaggebend, da ähnliche Formen auch ans 
derowo, z. B. bei ber Beurkundung des Perjonenftandes vorkommen. 
Bon Bebeutung find in pofitiver Richtung allein das Subjeft der 
Thätigfeit, nämlich die ordentlichen Gerichte und die Art der Hand: 
babung, nämlich die riterlihe Unabhängigkeit, In negativer Beziehung, 
daß es fih um nicht fireitige Sachen hanbelt. 

Die Nichtigkeit diefer Ausführungen über das Weſen ber freis 
willigen Gerichtöbarfeit ergibt ſich ſogleich durch die Probe auf das 
Erempel. Würde man irgenb einen Zweig der inneren Verwaltung, 
39 das Perfonenftandswefen, wie dies früher hinſichtlich ber Juben 
und Diffidenten ber Fall war, den ordentlichen Gerichten zur Ber: 
waltung in richterlicher Unabhängigkeit übertragen, fo würde biefer 
— Be Te freiwilligen Geridhtsbarteit merben. Ertzleht 
man ——— bei einem Zweige ber freiwilligen Gerichtsbarkeit 
bie richterliche Unabhängigkeit, beläßt aber die betreffenden Funktionen 
den orbentlichen Berichten, fo wird bie freiwillige Gerichtsbarkeit zur 
Juſtlzverwaltung, nimmt man bagegen ben betreffenden Verwaltungs: 
zweig den ordentlichen Gerichten überhaupt, jo hört er ebenfalls auf, 
freiwillige Geritsbarleit zu fein, und fällt in das große Gebiet der 
fogenannten inneren Verwaltung. Wo ben Notaren eine fonfurries 
rende Thätigfeit mit dem ordentlichen Gerichten eingeräumt wirb, finb 
zwar bie Funktionen des Gerichts und bes Notars genau biefelben, 
aber eine freiwillige Gerichtsbarkeit it es nicht, die den Notare zus 
ſteht. Wie Teinerlei materielle Verſchiedenheit zwiſchen ber ridjters 
lien und jeder fonfligen ftaatlichen Thätigteit beſteht, tritt gerade 
bier bei ber freiwilligen Gerichtsbarkeit am Harften zu Tage, Der 
Veſchluß des Wormunbfhaftsgerichts auf Zwangserziehung eines Sins 
des und der Beihluß ber Polizei auf Neberführung eines Bettlers 
ober Vagabunden in das Korreftionshaus, bie Beurkundung gemifler 
familienredtliher Verträge burd) ben Richter und bie Beurfunbung 
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der Eheſchließungen durch ben — bie Furſorge des 
Staated für Bilflofe me 4 Berormmbung derſelben 


— Nrbeiterfürjorge, das Grunbbuchreht und 
Senostienehtmfen fiehen in ber That in viel engerem Aus 


in ber Schre von * inneren — Der Begriff 
der — — ſtebarleit wird nur verſtandlich, wenn man da⸗ 
von abjleht, ſtaatliche Funktionen, bie feinen gemeinſamen — 
Inhalt u * einem ſolchen gemeinfamen poſitiven Inhalte be: 
ne on die Gegenftände der freimilligen Gerichtsbarkeit anbetrifft, 
jo zerfällt diefelbe in zwei Gruppen, von denen man bie eine als 
rein privatrehtlih, die andere als privatrechtlich und ſtaatsrechillch 
: begeihnen fann. Zu der erfteren Gruppe gehören die Tolle 
ziehung, Beurkundung und Beftätigung gewiſſer Nechtögeichäfte, das 
Nadlafweien und die Stiftungs, Familienfibeifommig: und Lehns: 
ſachen, zu der jmeiten Gruppe das Grundbudje und Hypothelenweſen, 
die Bormundichaftsfachen, das Hinterlegungsweien und bie Führung 
ber — Genofjenihaitss, Mufters, Schiffs; und ähnlicher Negiter. 
Bei den Alten der freiwilligen Gerichtsbarkeit von der eriten 
Urt handelt es fi durchaus um Nechtsgefchäfte des Privatrcchts, 
bas led Tonnen biefelben nur infofern in Betracht, 
‚als in den privatrehtlihen Vorſchtiften, durch weldje den unter Mit: 
wirkung der Behörden vorgenommenen Rechtoatten eine befondere 
Rechtemirkfamleit beigelegt wird, gleichzeitig eine bie Behörben zu 
diejer Mitwirkung ermägtigende Kompetengbeftimmung liegt. Lediglich 
die Hufländigkeit der Behörden iſt als verwaltungsredhtlihes Moment 
aus jenen Privatreditsnormen zu entnehmen, im übrigen find es nad 
jeber NRichtung hin privatrechtliche Vorihriiten. Im Grunde genoms 
men handelt 8 ſich alſo um privatrechtliche Enflaven im Verwaltungs 
tete. Diefelben an biefer Stelle eingehend zu erörtern, llegt num 
nn deöwillen feine Veranlaffung vor, weil fie ihrer Natur nad) nur 
bei den betreffenden Privatrechte inſtituten erihöpfend behandelt werben 
Tönnen. Das Vermaltungsreht müßte ſich, von dem Geſichtapuntte 
auögehenb, baf es bie Zuftänbigfeit ber faatlihen Behörben barzus 
legen hat, auf eine blofe Aufzählung der Nechtsgeiäfte befchränfen, 
‚bei denen eine Mitwirkung der Gerichte in der Form der freiwilligen 
Geriätsbarteit Hattfindet. Cine ſolche Aufzählung iſt aber ohne jeben 
mifienihaftlihen Wert. Dazu fommt, daß and) thatſachlich ſich das 
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freiwilligen Gerichtsbarkeit im Gebi 
feanzöfiihen Rechts nicht von bem — ſondern ausſchliehlich 
von den Notaren wahrzunehmen iſt. Die Stiftungs-⸗, Ramilienfideis 
tommiß« und Lehnoſachen bilden in gewiſſer Hinſicht ein —— 
wwiſchen Geridjtsbarkeit und Juftigvermaltung, indem fie war won 
den Gerichten in riehterlicher Unabhängigkeit zu bearbeiten find, — 
mit ber Modifilation, dah die Beſchwerde gegen bie richterlichen Ent« 
ſcheldungen in Tegter Inſtanz nicht wieder an ein Gericht, jonbern an 
den Juftigminifter gebt. 

Die zweite Gruppe ber Alte der Freiwilligen Gerichtsbarkeit läßt 
auch abgejehen von ber Nompetenjirage eine boppelte Beratung 
von bem Standpunkte des Privatrechts und von dem des Verwaltungs 
rechts zu. Hierin Hegt feine Bermengung von Privat und Staais ⸗ 
recht, feine Verwiſchung ber Grenze beiber, wie fie bem Syſteme des 
mittelalterlihen Patrimonialftaates eigentiimlih war. Man kann bie 
Grenze zwifchen zwei Gebieten noch jo ſcharf und beitimmt zteben, 
und dod ift die Mgticteit micht ausgefhloffen, daß ein Teil beiden 
mit gleichem Rechte angehört, daß fih ein Konbomniat herausitelit. 
Dies it bier unzweifelhaft der Fall. 

Das Grundbuch: und Hypothelenweſen umfaßt das Immobiliar- 
vertehrorecht, aljo einen Teil des Privatrechts, es bildet aber auch 
einen Rompler ftaatliher Mahregeln im Intereffe bes öffentlichen 
Grumdfredits. Dah das Vormundfhaftsreht dem Privatrechte anger 
* ift jo une nicht zu bezmeifeln, als man in bem Familienrechte 

inen Teil bes Privatrechts fieht, da bie Vormundſchaft im weſent⸗ 
— einen Erſatz der mangelnden vaterlichen Gewalt bildet. Allein 
ebenſo berechtigt iſt ber Gefihtspunft einer ſtaatlichen Fürforge für 
Hilfsbebürftige Perfonen, und biefer Geſichtspunlt tritt fogar bei einigen 
Urten ber Vormundſchaft, wie der jür Beiftesfranle und Abweſende, 
durchaus in ben Vordergrund, ohne dafı man beshalb das einheitliche 
Nehtsinfitut ber Vormundſchaſt zwiſchen Privat: und Stantsredt 
aus einander reißen dürfte, Die Hinterlegung als Surrogat der 
Bahlung kann im Privatrechte nicht übergangen werden. Doch handelt 
es fid hierbei gleldizeitig um Normen für bie ſiaatliche Finang: und 
Kaffenwerwaltung. Die Eintragung gewiſſer Privatrechtsverhältniffe 
endlich in die gerichtlichen Handels · Genoſſenſchafts · Wufter md 
Echiffsregifter Hat wichtige privatrechtliche Wirlungen und fteht infofern 
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ber Vollziebung, ® 
— De 
iliger 


zu erzwingen, Damit geht das gerichtliche Beufteendfen 
über bie —— Sphäre hinaus und fallt gleich dem übrigen 

„bel dem ebenfalls ber Staat die Anmeldung gewiſſer 
Thatfahen erzmingt, wie das Perſonenſtandoregiſter u. a. in bas 
—— — Nechts und zwar feinem Inhalte nach in das 

nungspolt 

S eriheint alſo ſachlich durchaus berechtigt, biefe Gegenſtande 
ber freiwilligen Gerichtsbarkeit im Verwaltungsrechte ausführlich zu 
behandeln. Wenn nan gewöhnlich davon Abitand nimmt, fo beruht 
dies auf praftiihen Gründen. Im Privatrecht müffen bieje Nedits« 
inftitute ihren Play finden, man fucht fie deshalb herfönmlid nur 
im jenem älteren und ausgebildeteren Zmeige der Nechtswilienicaft. 
Deshalb wird im Verwaltungsreäte von einer befonderen Erörterung 
enfweber volljtänbig abgejehen, oder bie Behandlung auf die Hervor: 
bebung einiger leitender Gefihtspuntte des Vormundihaftsrents, des 
Grundbuchrehts ac. beſchrantt. Diefe Momente und die Rüdfiht auf 
den Raum finb auch hier als ausjchlaggebend zu betrachten. Da je: 
bed) eine bloße Stigierung ber Nechtsinftitute an biefer Stelle volls 
kommen zwedlos ift, muß die Behandlung vollftändig dem Privattechte 
überlaffen bleiben, jevoh unter Wahrung des Grunbjages, daß auch 
das Derwaltungsrecht fie für ſich in Anjpruch nehmen kann. 

Die Verwaltung biefer zweiten Gruppe ber freiwilligen Gerichte 
barkeit erfolgt fm ganzen Staate, alfo aud im Gebiete des rhemiſchen 
Rechts durch die orbentlichen Gerichte. Nur foweit es ſich um bie 
— genen Rechtsgefihäfte handelt, melde die Grundlage 

in bie öffentlichen Bücher bilden fol, lann diefe Ber 
in der Negel aud vor ben Notaren erfolgen. 

Hin! der Formen, im benen bie freiwillige Gerichtobarleit 
auäzwüben it, eriftiert ein einheitliches Hecht für den ganzen 
Staat noch aud innerhalb eines Nechtsgebietes fir alle Zweige der 
freiwilligen Berichtsbarleit. Auch bier ift auszugeben von ber Unter: 

‚ ber beiden oben darafterifierten Gruppen. Für bie rein 


— richtet fih das Verfahren in den lanbredt: 
e nad; dem zweiten Telle ber Allgemelnen Gerichts: 
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: „®on bem gerichtlichen Verfahren in nicht —— Ange · 
in ben gemeinrechtlichen Gebieten nach den Vorſchriften 
de8 gemeinen Privatrects, Dazu kommen beide Rechtsgebiete 
noch vereingelte Spezialbeftimmungen. Im Gebiete des vheinifchen 
Rechtes erübrigen fich für die erite Gruppe Hinfictlid der Formen 
des Verfahrens befonbere Vorſchriften volftändig, da bie betreffenden 
Alte nit von ben Gerichten, fonbeen Te aufzu · 
nehmen find. Bei ber zmeiten Gruppe iſt dagegen bas gerichtliche 
Verfahren meift burd) die ſelben Geſede — Bad das betreffende 
Nechtsinftitut auch nach ber materiellen Seite die betreffenden Rechts - 
— zu normiecen beſtimmt ſind. &o ift das Verſahren ber ne 
richte in Bormundſchaſtsſachen aus der Wormundicaftsordnung , 
Ointerkegungsjaten aus ber Ve in 
aus ben betreffenden Reichs: und Lanbı , Änsbefonbere * 
Hanbelögefebuche zu entnehmen. Eine — macht nur das 
Grundbuch: und Supotheleneeit, da bier das formelle Recht für den 
größten Teil des Stantägebietes in bejonderen Grumd! oder Hypo · 
helenordnungen niebergelegt ift. Soweit durch bie bet Geſehe 
eine Rechtseinhelt für das ganze Staatsgebiet hergeſtellt it, wies. 8. 
in Bormumdicafte:, Hinterlegungs: und Regifteriahen, beſteht dieſelbe 
naturgemäß aud für das Verfahren. Nur für das Grunbbudj: und 
Erpeihelemreät {ft biefe Nechtseinheit noch nicht erreicht, wenn fie 
and) durch die neuefte Gefepgebung menigftend angebahnt worden Äft. 
Bon einer Darftellung des Verfahrens in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit muß hier ſchon wegen bes engen Bufammenhanges, 
in dem die Vorſchriften bes formellen und des materiellen Rechtes 
‚u einander ftehen, abgefehen werben. 


$ 164. Die Iuflizverwaltung. 


Der Begriff ber Jufligverwaltung war bereits bahin beſtimmt 
worden, dahi es fih um eine Hilfsthätigkeit für bie Nebtiprehung 
handelt, bei der bie richterliche Unabhängigkeit nicht ftattfindet, ſon⸗ 
dern bie allgemeinen Bermaltungsgrunbfäge Plag greifen. Die Juſtiz⸗ 
verwaltung dedt ſich alſo nicht mit derjenigen Behörbenthätigkeit ber 
orbentlichen Gerichte, für welche diejen die richterliche Unabhängigleit 
nicht beigelegt it. Zu einer Zeit, als Juftiz umd Verwaltung in ums 
terfter Inftang nod nicht getrennt waren, würde man niemals bie 
poltzeifichen Funktionen einer Zofalbehörde, welhe gleichjeitig Gericht 
und Vermaltungsorgan war, als Juitijverwaltung bezeichnet haben. 
Umgelehrt werben gegenwärtig nicht nur die ordentlichen Gerichte, 
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fonbern aud) anbere — insbefonbere das — 
mb die Staatsanmaltihaft ald Organe der Yuftigvermaltung aner- 
ee een gehört, —— fi alfo in erſter 
A bern Inhalte äfte, 
Auf diefem See ag auch vv Gefepgebung. Nah $ 4 
— — jum Gerichtsverfaffungsaefege Fönnen durch 
Seſchafte der Jufiy — icht ee 
jperwaltung, ni gegen 
Verwaltung übertragen werden. Wären alle ben ordentlichen Berichten 
[päfte, Sei deren Erfebigung die rihterlihe made 
ingigkeit wicht indet, Gegenftand der Juſtizverwaltung, jo hätte 
das rechtliche Verbot ganz anders gefaßt werden müflen, e8 wäre 
dann ein Verbot zu erwarten gewefen, ben ordentlichen Gerichten mit 
ee nicht im Zuſammenhange jiehende Verwaltungs: 


übertragen. 

Offener bedarf aber diefe Beſtimmung des Gebietes der Yuftige 
verwaltung als einer Hiljsthätigfeit für bie Reötfprechung nad ber 
mäeren Begrenzung. Man könnte behaupten, jene Definition fei mur 
eine Whrafe, unter der alles mögliche zu verftehen fei. Die aefamte 

Alizei bilder eine — — für die Straftechtspflege, 

fie deshalb ohne weiteres Jufligvermaltung fein? Man brauct 

aber hierbei nicht einmal ftehen zu bleiben. Die gerichtlichen Gebühren 
und —— reihen zur Unterhaltung der Gerictsbehörben nicht 
find dazu nod andere Einnahmequellen notwendig aus Domänen, 
Gleihmwohl dürfte es wohl niemand einfallen, mit Nüds 

die Domänen: und Steuerverwaltung als Juſtiwerwal ⸗ 

begeiönen. Es wäre verfeplt, dieſe Unbeftimmtheit der Be- 

ebenſo unbeftimmte Erklärmgen, wie „unmittelbare 

zen ‚ober dergleichen verbeffern zu wollen, Gleichwohl läßt 

‚aus den einzelnen Arten von Gefchaften ber Yuftizvermaltung ein 
weiterer poftiver Inhalt nicht ableiten. Es ift baher ein anderer 
— einzufchlagen., 

Die Gefeggebung mie die Permaltungspraris bieten in dieſer 

— den nötigen Anhalt. Nach beiden werben nur ſolche Vers 

aſte als Jultigverwaltung bezeichnet, die von dem Juſtiz⸗ 

‚oder einer biejem untergeordneten Behörde verjehen werben, 

0 8 77 bes preußifchen Ausführungsgefeges zum Beridtsr 

jege bie Vorftände ber Gerichte unb der Staatsanwalt: 

‚nad näherer Beitimmung des Juſtizminiſters für die Organe 

bei ben Geſchaſten ber Juftigverwaltung, und in $83 0. a. O. 

bie Nebe, daß bie Äufſicht über bejonbere —— der 
α Btastireät. 11. 
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ia gar nicht oder —* auöfchlieflich zuftand. Ebenfo 
Verwaltungopraris bie 


jortieet. 
wie bie Dienfaufficht über bie Gerichte und die Gefängnisverwaltung, 
auseinanberreißt und teils der Yuftize teils ber ſonſtigen Verwaltung 
Ben To iſt jedenfalls das Prinzip, daß nur die vom Juſtizminiſterium 
Verwaltung Jufigvermaltung fit, in durchgreifendſtet 
Sie ur Hana Anwendung 


gebracht. 

Könnte vielleicht meinen, «8 liege bierin ein Widerſoruch 
mit der bereits erwähnten Beftimmung in $ 4 bes Einführungsgefeges 

zum Gerichtsverfajungsgefege, wonad) den Berichten außer der Gerichter 
Barleit feine anderen Geſchäfte als folche der Juſtizoerwaltung über: 
tragen werben dürfen. Jenes Verbot wäre voljtändig finnlos, wenn 
alle Vermaltungsthätigteit ber Gerichte Juftigverwaltung wäre. Allein 
bie Thatiadhe, daß alle vom Juſtizminiſterium reffortierenden Beihäfte 
bie Juſtizverwaltung ausmachen, bilvet doch feine Definition ber leh⸗ 
teren, jondern nur eine nähere Begrenzung des Gebietes als einer 
‚Hilfsthätigfeit für die Nechtiprehung. Das Neichsrecht verbietet ber 
Landesgeſehgebung, ben Gerichten mit der Gerichtsbarleit in keinerlei 
Bufammenhange mit ber Rechtſprechung ſtehende Verwaltungsgeihäfte 
zu übertragen. In diejer Undeſtimmthelt genügt das Verbot um des⸗ 
willen, weil es ſich um feine an bie Unterthanen gerichtete Nedtönorm, 
fondern um eine Anordnung handelt, welde fih an die Sandesgefeg- 
‚gebung wendet, 

Die Juftigverwaltung umfaßt alfo nach dem gegenwärtigen Reichs ⸗ 
und Sanbeörechte diejenigen Beihäfte, welche ſich als eine Hilfethätige 
feit für die Nectiprehung darftellen und vom Juſtizminiſterium 
refjortieren. 

Der Organismus ber Juftigverwaltung weicht von beim ber Redıt- 
ſptechung in erheblichſter Weije ab. Er ift nämlich ein durchaus bus 
reaufratifher. Rach $ 77 des preufifchen Nusführungsgefeges zum 
Gerichtöverfafungsgeiehe find bie Vorftänbe ber Berichte und ber 
Staatsanwaltichaiten nach näherer Beitimmung des Juftigminifers die 
Drgane desfelben bei ben Geſchaften der Juſtigrerwaltung. Sie können 
jedoch bei Erledigung biefer Gefhäfte bie Mitwirkung ber ihrer Hufe 
ſicht umterftellten Beamten in Anfprud nehmen. An ber Spige bes 
gefamten Behörbenorganiemus für die Juſtipperwaltung fteht fomit 
das Zuftigminifterlum, Während num aber das filr die Geftaltung 
ber heutigen beutfchen Suftizverfaffung vielfadh vorbilbfide franyaffe 
Recht das richterlihe Perſonal auf die Rechtſorechung befhränkt und 
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Suftigminifterum ausftieplic ber 
pet das deutſche Recht eine derartige 
Scheidung ſtets nah Migliceit vermieden. Es hält zwar daran 
feft, dafı "läge Gefdjäfte nicht von der Staatsanwaltfaft wahr: 
genommen werben bürfen, dagegen überläßt es derfelben bei weiten 
nicht alle Angelegenheiten ber Sufijvermaltung. Ansbefondere verbietet 
& 152 bes ee efeges, den Staatsanmälten eine Dienfi- 
aufficht üher die Richter zu übertragen. Cs beiteht bemnach unter bem 
Juftigminiftertum eine zweifache Organifation der Juſtizverwaltung, eine 
ſolche der Geriätsvorftände, der Oberlandesgericitspräfidenten, Sands 
'benten und Amtsrichter, umb eine folhe ber Staatsan- 
— in ihrer hierarchiſchen Ordnung. Veide find durchaus von 
einander unabhängig und nur verbunden durch die gemeinfame Gen 
tralbehörde, das Juftizminifterium. Die Geichäfte der Yuftigvermal- 
tung find nun unter diefe verihiebenen Behörden verteilt, 

‚Die Gegenitände der Juftiguermaltung laſſen ſich abgefehen von 

der jtrafprogeffunfen Thatiglen der Staatsanwaltſchaft, welche mit 

der Strafgerichtsbarkeit im engiten guſammenhange ſteht, nach fol: 
genden Gruppen sufammenfaljen: 

1. Berjonalien. Die Perfonalangelegenbeiten der Juſtizbe⸗ 
‚amten werben, ſowelt es fich um die Beamten ber Gerichte handelt, 
von ben Gerichtsvorftänben, fomeit dagegen die Beamten ber Staates 
anmaltichaiten in Betracht iommen, von den Chejs derjelben, in hoch⸗ 
ſter — Hinfichtlih aller Juftigbeamten durch das Juftigminifte: 

bearbeitet. Abgefehen von den bereits früher erwähnten Bes 

— über die Emennung der Beamten iſt dieſes Gebiet des 

inneren Dienftes der Negelung duch Dinifterialverordnung überlafien. 

Im Beitacht kommen befonbers wegen ber Anjtellungsangelegenheiten 

% Verfügung vom 2, März 1885 %) und wegen der Beurlaubungen 
vom 28. Juni 1895 ?). 

2 Dienfauffiät. Die Auſſichtsbeſugniſſe ber Juftizvers 

;göbehörden heitimmen ſich gegenwärtig nah $8 78 fi. bes 
preußijhen Ausführungsgeleges zum Gerictsverfaflungsgeiege. Na: 
‚enticheidet fi danach, wer dle Aufficht zu führen Hat, und 
Auffihtsrechte beflehen. 

— Recht der Aufficht fteht zu 

1. dem Juftigminifter Ginfhuig ſamillcher Gerichte und Staats · 
anwaltſchaften, jedoch unbeſchadet ber Vorſchriften, wonach bie Auf⸗ 
fit über beſondere Gerichte, wie die Generalfommiifionen und das 


173. MOL. 1885, S. 96, )400, 8. 104. n 
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Strafvollftredung und Gefängnisweien. Die 
Strafvolitredung joll nad) 5 483 Str.Pr.D. durch bie Staatsanwalt- 
Schaft auf Grund einer vouſtredbaren Ausfertigung des Urteils er» 
folgen. Durch die Amtsanmwälte darf jedod die Strafvollftredung 

gejhehen. Für die zur Juftänbigfeit ber Schöffengerichte gehb- 
Eigen Sachen ift der Lanbesjuftipverwaltung bie Ermächtigung erteilt, 
bie Strafvollitredung den Amtsrichtern zu übertragen. Won diejer 
Tegteren Ermädtigung it in Preußen durch die Verfügung vom 14. 
August 1879 9) Gchrauch gemadt worden. Strnfoolfirekungöbefbrben 
find alſo Binfihtlih ber zur Zuſtandigleit ber Schöffengerichte gehb» 
rigen Saden die betreffenden Amtsrichter, im übrigen die Staats · 
ammaltidjaften unter Ausichluß ber Amtsanwaltſchaften. Dieſe Bes 
börben haben aud die Strafregifter und bie Strafitatiftif zu führen 
— eisen ehem Mitteilungen an andere Behörden zu maden. 
über den Steafoollzug bisher noch nicht zu Stenbe 


ein Neihsgeich 
udn if, — are ganze Verwaltungszweig vorzugsmeife auf 


en und das Juftigminifterium haben ferner 
bie Gnabenfachen zu bearbeiten, berart, daß ber König aus biejer 
Bearbeitung eine Grundlage für feine Entſcheidung gewinnen kann. 
Sun weientlihen handelt es fi dabei um die Abgabe motivierter 


Das Gefängnisweien entbehrt wie fait ber gefamte Strafvollzug 
abgeiehen von vereinjelten Beltimmungen des Etrajgejepbudes noch 
durchaus ber einheitlichen gefeglihen Regelung. Die Strafanftalten 

überhaupt nur zum Zeil unter bem Yufligminifterium, wogegen 

bie meilten Zuchthäufer dem Miniſterium des Innern unterftellt find. 
von dent Suftigminifterium reffortierenden Gefängniffe zerfalen in 
Bofigeigefängniffe,, von benen erftere durch ben Staat, 

durch die zur Tragung ber Polizelfoften verpflichteten Gemein 
werden. Die früher beitandenen Berpflichtingen der 

Gemeinben, auch zur Unterhaltung ber Gerichtogefangniſſe beizutragen, 


 ng.mar 1m, ur. 
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BD aufgehoben *). Im übrigen ift das gefamte Gefängnismefen 
a Anordnungen geregelt). 

4. Fonds, Bau: und Kaffenmefen. Zu den Gegen 
fänden ber Juftizverwaltung gehört enblidy noch bie Vermaltung bes: 
jenigen ſtaatlichen Befiges, ber den Zweden der Yuftigvermaltung zu 
dienen beftimmt iſt. In erfter Linie fällt Hierher die Derfelung 
unb Unterhaltung ber notwendigen Vaulichteiten nebſt bem erforbers 
liden Inventare, die Aufbewahrung und Vernichtung ber Akten, bie 
Verwaltung gewiſſer für die Juftig beilimmter Kaffen und Fonds, 
die Einziehung und Berrehnung ver Gerictäfoften und Etrafen, 
überhaupt das ganze Etats: und Nechnungsmwelen diejes Verwaltungs: 
zeige. Die meiften dieſer Beichäfte vertragen ihrer Natur nach eine 

geſehliche Negelung überhaupt nicht. Die Verwaltung hat ſich ben je 
weiligen praftifchen Bebürfniffen, die vielfach wechfeln, anzupafien, und 
deshalb Lönnen alle diefe Verhältnifie nicht durch Geſetze feitgelegt 
werben. Gleichwohl wurde es verfehlt fein, auf diefem Gebiete jeder 
einzelnen Yuftigbehörbe volle Freiheit bes Handelns zu laſſen, es bes 
darf gemeinfamer Verwaltungsgrundläge, bie jederzeit nach dem praf- 
tijchen Vebürfniffe wieber abgeändert werden Finnen. Das geeignete 
Mittel Hierzu ift der Erlaf von Minifterialverorbnungen. So ift 
denn bas Charalteriſtiſche gieſes Gebietes der fait vollftändige Mangel 
jegliher geieplicher Normen umd der Beitand einer nroßen Zahl von 
Minifterialverorbnungen unter ben verſchiedenſten Namen, wie Negus 
lative, Neglements, Nefteipte, Verfiigungen ıc., bie ſamtlich benfelben 
juriſtiſchen Charakter, nämlich den feitens der Gentralbehörbe an bie 
ihr untergebenen Behörden gerichtetet Rechtsnormen haben. ine 
Darftellung bes Inhalts derſelben würde über die Aufgabe des Ver— 
waltungsrechts hinausgehen, auch bei dem ſchnellen Wechſel der bes 
treffenden Beſtimmungen faum von praftiiher Bebeutung fein, eine 
blofe Katalogifierung der gegenwärtig geltenden Vorſchriften wäre 
aber wiſſenſchaftlich wertlos. Won juriftiicher Bedeutung ift allein bie 
Thatſache, dab auf diefem Gebiete Gefehe unb Negierungsoerorb- 
mungen jo gut wie ganz fehlen, dagegen bie Verwaltungs verordnungen 
die Mufgabe der Normierungen itbernommen haben. 
*) Bol. Gef. vom 1. Kuguft 1855 — 0.8.1855, ©.579 —, für Shledwige 
Verordnung vom 26. Juni 1867 — ©®. 1867, ©. 1073 — und yuicht 
wegen Kuffebung der Unterhaltumgspfliht der Gemeinden hinfichtild der Kantons 
gefängniffe in ber Rheinprovin; Gef. vom 30. Juni 1857 — ®.@. — 
*) Bol Best. vom 14. Hugufi 1879 — 3. ML 1879, — und 
Reglement für die Gefängniffe ber Sufäpperseltung dom 10. Nücy es, nebit 
den Berf vom 18. prit 1882, D. Gedruar 1689, 7. Tat 1ER mb 17. Dftoßer 
18897 3. 9 1681, ©. 50; 1889, 5. 3; 1853, ©. ©; 1867. ©. Di. 
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Bierter Abfdmitt. Das Gebiet der inneren Verwaltung *). 
Kap. I. Die Sicherheits: und Orduungopolizei. 
8.185. Gefhihtfide Entwicitung der Soltjei. 


Dem früheren Mittelalter it Name und Begriff ber Polizei fremb. 
Der Staat beſchrantt jeine Aufgaben auf den Nechtsfhug nach innen 
amd nach außen und gewährt jeinen Angehörigen denjelben, ſowelt er 


3. %,, Göttingen 1789; ©. Berg, Handbuch des teutfchen Polijeis 

Dände, 2 Aufl, Hannover 1802-1309; Sonnenfels, Grunbfäge ber 

Vollgel, Hanblung und Finanmiffenfhaft, 3 Bände, 7. Nufl., Wien 1804; #. u. MoBL, 

Die Poliyelmiffenigaft nat) den Grundfgen des‘ — Bande, 3. Hull, 

— 1366; 2. v. Stein, Die Verwaltungsfchre, 7 
1, % Aufl. 1, Zeil 1869, 3. Zeil 1882; w. —* * 

woliunaslehte in Umriſſen, Innstrud 1870; 2, 
altungolehre und bes A ehe 2. 9 

der — Juriftifchem Charalier find F. 5. Mayer, Grundfäge des Ber« 

eb, Tübingen 1882; u Peingipien des preufifchen 

Berlin 1889; Gneift, Vermaltung, Auftis, Rehtömeg, Staatöver: 

und Seldftverwaltung nad englifcyen und beutfchen Werhäftniffen, Berlin 

1859; 9. Roesler, Lehrduch des deuiſchen Verwaltungsretes, Bd. | und 2: 

Dad Toyiale ingörecht, Erlangen 1879/73; dv. Barmen, Das öffentliche 

——— Tübingen 1880, Tomte in Narguardfens 

2%, &, 1 fl; ©, Meler, Das Verwaltungsrecht In 

Bere —— Zeit, 4. Hufl., Deipztg 1882, ©. 1079 fi, 

Verwaltungsrecht der Begenmart, 3. Yufl,, Berlin rin] 
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gewährt werden, bat; der Staat in fireitigen Sachen Recht ſprechen 
läßt. S bebarf einer fortbauernben —— 


g 

bindung der Gerichtebarleit und der heute fogenannten Sicherheits⸗ 
poligei als eine natürliche Folge diefes Juftandes. Ulle weiter gehen⸗ 
den Aufgaben der Kulturpflege übernahm ber Staat nicht felbft, jon- 
bern überlich dieſelben ber Kirhe. Zuerſt in ben Stäbten behnt teils 
meife fon während des 13,, vollftändig während des 14. Sahehuns 
derte die fäbtifche Obrigteit ihre Thätigkeit weiter aus auf bie Negelung. 
des Marktverkehrs, bes Glemerbewejens, ber Luruspolizei. Dieje 
neuen Zweige ber obrigleitlihen Gewalt übernimmt nicht der Stadt> 
riöpter, jondern die flädtiihe Gemeinbeobrigfeit, der Nat. Allmäglich- 
reift derfelbe aber auch die vom Stabtrichter geübte Sicherheitspoligei 
an fh. Damit tritt eine vollftändige Scheidung zwiſchen Juſtiz und 
Verwaltung im heutigen Sinne ein. Das Stadigericht ift auf bie 
NRechtſprechung in Eivil- und Straffachen befhräntt, bie ganze übrige 
obrigfeitliche Thätigfeit ift auf ben Nat übergegangen unb wirb vom 
ihm als Aufgabe der ftäbtiichen Rommunalvermaltung verfehen. Dieier 
HZuſtand ändert ſich auch nicht durd den Erwerb der landesherrlichen 
Stadtgerichte feitens ber Städte, womit auch die Gerichtsbarteit zu 
einem Gegenitande ber Kommunalverwaltung wird, Wenn dadurch 
aud bie Stadt die Veſtellung bes Richters und der Schöffen und die 
Gerihtseintünfte erlangte, fo blieb doch das Stabtgericht felbft,, vom 
einer mehrfach vorkommenden Verfonalunion ber Aemtet abgefehen, 
rechtlich von beim an als ber ihm übergeordneten fkädtifchen Bebörbe 
volftändig getrennt '). 

Seit Enbe des 15. Jahrhunderts verſucht auch das Neid; ben 
bei einer höheren Kulturſtufe una! ‚auftretenden Fozialen und 
wietfhaftlihen Bedürfnifjen nad Erwe der ftaatlichen Thür 
tigkeit, in den gebildeten Kiaſſen getra: ber antifen Staatsibee 
ber Renaiffance, nad Möglichteit ge: u werben. Die Nenatffance 
bezeichnete nun aber im Anſchluſſe an Nrijtoteles, der unter roAreiz 


4 ul über biefe gunge Entwidlung in ben märtiihen Städten Bornhat, 
(h. des preuf. Berwaltungesehts, Bb. 1, ©. 52 fi. 
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„ gartenbe Knechte, Ausfuhr von Wolle, Juden, Bigeuner, 
Santmertsburfden, wucherliche Kontrakte, Judenhandel, Gottesläfte: 
Fluchen. Völlerei, Zutrinten, Luruspolizei, Chebruch, Handwerls 
räuce, Abvolntenpraris u. |. m, Auf bie erfte ine Jahre 1530 
erlaifene Reichspoligeiorbnung folgten die von 1543 und 1570. Die 
reihsregtlihen Beftimmungen wurden dann im einzelnen durchgeführt 
unb erweitert durch bie Sandespolizetorbrungen ober Sandesorbnungen 
ber verfhiebenen Territorien, welche ſich ebenfalls über alle mögliben 
Gegenftände des ftantlichen Lebens verbreiteten. Der Weſtfälijche 
Friedensvertrag ftellte zwar eine Nevifion der Toligeiorduung im 
alten Sinne in Ausfiht*), bei ber Machtlofigkeit bes Reiches fam es 
zu einer folden nicht mebr, jondern das Neich regelte bloß noch eins 
Gegenftände, wie Handwerksmißbräudge, Munzweſen und bere 


ber zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts erfährt num aber 

ber Begriff der Polizei eine bedeutende Einſchranlung. Die firdlihen 

iten maren von jeher nicht zur Polizei gerechnet morden, 

da niht, wo wie in ben proteftantifhen Territorien ber Staat 

bie gejamte kirchliche Verwaltung übernommen hatte. Geit dem weſt ⸗ 

fälsfhen Frieden antwideln fi aber in den deutf—hen Territorien zwei 

meue Verwaltungsjweige, bie man ebenfalls nicht zur Polizei technete, 

bie auswärtige Verwaltung und bas Militärweſen. ibe waren 

welentlic, verſchieden von der übrigen Territorialverwaltung. Sie 

m zunächit nicht hinein in bas ſtändiſche Syſtem. Cs find bier 

jenigen beiben Verwaltungezweige, bie zuerſt ber abfoluten Gewalt 

— wurde dadel wie geſprochen. 

2 0. A. VII 9 5: »ln — comitlis de refornntions politine ex 

‚cormmani stalnam consenan ngutur at constitautur«. 
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bes Landesherren anheimfallen mußten, auf denen daher in Branden ⸗ 
burgsßreußen ſich zuerſt eine Realunion der einzelnen Territorien 
vollziehen lonnte. Auswärtige Politi und Heermefen in engſter Ber- 
bilben bie erjten Grundlagen bes mobernen States. Der 
gangen beftehenden Staats: und Geſellſchaftsordnung war die auswärtige 
Politit des Fürften und das gemorbene Heer etwas irembartiges, 
und es hat ber Entwidlung vieler Menjdenalter beburft, um fie in 
bie ftaatlihe Verwaltung organic einzufügen. Dieſes ſahes 
mar man ſich auch im 17. Jahrhundert völlig bewußt, und ni = * 
biefes Bewußtſein MHarer, als daß man die neuen Zweige bei 
wärtigen Verwaltung und bes Heerweiens gleich ber Hiratihen dee 
maltung nicht mit unter dem Begriffe der Polizei zufammenfakte. 

Eiwas fpäter gelangte man zu ber Weberzeugung, daß auch die 
Juſtlz nad Form und Inhalt fi von ben anberen Stantsfunftionen 
weſentlich unerſcheide, und fo ftellt man denn Juftiz und Polizei eins 
ander gegenüber, wie wir jegt in ahnlicher Weile vom Zuftiz und 
Verwaltung ſprechen. 

Der legte Schritt In biejer Differenzierung ber jtaatlichen Thätigs 
feit gefehicht endlich unter Frietrich Wilhelm I. durd die Ausbildung 
der Kameralwiſſenſchaften. Das offen ausgeiprodene Ziel der Wer: 
woltung wirb unter Friedrich Milpelm I. die Erzielung möglihft Hoher 
Einnahmen zur Unterhaltung und Vermehrung der Armee, und biefem 
Ziele follte die ganze übrige Verwaltung dienen. Die Finanzwirtſchaft 
teitt alfo durchaus in den Vordergrund und wirb aud in der Wiſſen - 
ſchaft beſonders behandelt. Man unteriheibet jet zwiſchen einer as 
meral: und einer Polizeiroiffenihaft. Alerbings ſtehen beide Ver 
maltungsjweige mit einander noch in engfier Verbindung, fie verhalten 
ſich zu einander wie Mittel und Zmed, Aufgabe der Polizei if die 
Erhöhung und Sicherung ber Steuerfähigteit, Aufgabe ber Finanpoers 
waltung die unmittelbare Erzielung moglichſt hober Einnahmen, Die 
Theorie brüct bie Berfchiedenheit beider Verwaltungszweige beim 
Fortbefiehen der engiten Verbindung berfelben unter einander treffend 
dahin aus, der Polizeiveritändige müffe | nt, bamit der Rameralift 
feiner Belt ernten lönne, 

Damit it bie Unterfgeibung | gen Weripaltungsgebiete ger 
neben, die wir noch heute zu © en. Man bat die Gebiete 
des Auswärtigen, des Rriegsmeiens, der Fuftiz, der Poligei, der Fir 
mangen und ber Kirde. us ber Entwidlung bes Begriffs ber Por 
ligei, ber anfangs bie ftantliche Thatigleit überhaupt begeicnet, und 
von dem dann einzelne Gebiete ausgelondert werben, erklärt es ſich, 
bafı diefer Begriff in erfhöpfender Weife ſich nur megatio beftimmen 
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tat. — — an 
heben, — nod; bes Kriege⸗ 
—— ei ya — A — vaeß a 
Mitte des 18. Jahrhunderts kommt jedoch die Theorie zu 

—— dafı die Thätigleit bes Staates auf dem als Pole 
bezeichneten Berwaltungsgebiete eine ſehr verſchiedenartige il. Zum 
Zeil hält der Staat auf diejem Gebiete vermöge der taatlichen Zwangs: 
gemalt bie öffentliche Sicherheit und Ordnung aufrecht und wendet 
Gefahren ab, feine Thätigteit iſt alſo eine ee negative, zum 
Zeil jorgt er aber für das individuelle Wohl feiner Unterthanen durch 
eine pofitive Wirtſamteit. Hiernach unterfheidet die ältere Theorie 
zwifhen Sicherheits · und Wohlfahrtspolizei, die erftere war ihr vor⸗ 
sugsmeile Polizei, bie lehtere nur bie Polizei im meiteren Sinne *). 
Sm Mebereinitimmung damit definiert denn aud das A,LHR, II, 17 
& 10 die Poligei nur nad) der negativen Richtung hin als Sicher- 
beitss und Drbrungspolizei: „Die nötigen Anftalten zur Erhaltung 
der Öffentlichen Aube, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung 


Im neueiter Zeit hat man —— für bie Poligei fin weiteren 


je, die —— Wohlſahrtspoligei, die Bezeichnung überhaupt 
Man ſpricht hier von einer Wohlfahrtsvflege und ber 

fhräntt die Anwendung des Wortes „Boligei“ auf die Sicyerheits: 
und Orbmungspolizei, 
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Die Sigerheits · und Orbnungspolizet wird in Preußen durch⸗ 
meg nad) dem Syfteme ber allgemeiner Sanbesvermaltung gehandhabt, 

He ik allgemeine Landesverwaltung im hervorragenden Sinne des 
Wortes. Ein in ſich abgeſchloſſener, lediglih für die Poltzelverwal ⸗ 
tung beflimmter Behörbenorganismus befteht, von vereingelten Aus: 
en abgefehen, nicht. Bielmehr wirb die Sicherheits: und Ord⸗ 
mungspolizei gehandhabt von den für die innere Verwaltung überhaupt 

. €s kann im Diefer Beziehung einfach auf bie 

Darftellung ber Berwaltungsorganifation im allgemeinen Teile bes 
ne Bezug genommen werden‘). Hier Tann es fd 
nur darun Handeln, unter Hinweis auf jene Darſtellung im einzelnen 
BRETT: > ra a“ am Gingenge diejed Rap. angeführten Scheiften von Juftt 


Se. 2, Zweiter Abſchalit. 
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überfichtlich und Kury zu erörtern, in welder Meife jener für bie vers 
Ächiedenften Zweige der Verwaltung befichende Organismus fpeziell 
für die a —— wird, 

jation ber Polizeiverwaltung gliebert ſich 
den * preußiihen Verwaltungsorganifation, — 
Kreis, —— Provinz und Minifterium, 

Was zunächft bie Gemeinde anbeträfft, jo ſteht in ben Stäbten 
die Poligeivermaltung dem erften Vürgermeifter, nur in Hannover 
dem Magiftrate als — zu, jedoch überall mit der Beſchrankung, 
daß der Staat unter g geſetzlich beftimmten Borausfegungen 
bie von ben jtäbtifchen — nad) den Syſteme ber allgemeinen 
Landesverwaltung zu bandhabende Polizei denfelben entziehen und 
auf befonbere ftantlihe Behörben übertragen kann. für die Land- 
gemeinben wird bie Poligeiverwaltung in ben einzelnen Zanbesteifen 
nad) fünf veridiedenen Spitemen geführt. Am verbreitetiten it das 
Inſtitut der Amtsvorficher, welches in den lieben Provinzen Oft» und 
Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleften, Sachfen und Schleewig⸗ 
Holftein befteht. dier hanbhabt bie Lolijei der Amtsvorfteher als 
das Dberhaupt der vorzugsweije fr diejen Zwed begründeten Samt 
gemeinde, jedoch find einzelne Zweige der Poliseivermaltung den Ger 
meinbes und Öutsvorftehern zur eigenen Erlebigung übertragen. Am 
nãchſten kommt biefen Spftene das in Weitjalen und der Nheinproving 
beitehende der Verwaltung durd) Amtmänner und Bürgermeifter, Auch 
hier wird die Polizei der Sandgemeinden verwaltet durch bie Bors 
fteher der Samigemeinben, es it aber ben Gemeinbe: unb Gutswor- 
ſtehern fein Zweig ber Polizei jelbjtändig übertragen, biefelben bilden 
vielmehr auf poligeilihem Gebiete nur ein Hilfsorgan des Amtmanns 
ober Bürgermeifters. In ber Provinz; Poſen wird melterhin bie 
Poligeiverwaltung durch beiolbete Staatsbeamte geführt, bie ben für 
poligeilihe Iwede gebildeten Sarmtgemeinden, den Diſtrilten, als 
Difteiftefommifjarien vorgefegt find. Nur die Nittergutsbefiger ner 
fehen auf ihren Gütern bie Drispolizeivermaltung felbft ober durch ge 
eignete Stellvertreter. Ein viertes Berwoltungsioftem bereicht in der 

ovinz Hannover ımd in dem heflennafianiihen Landkreiſe Frant- 
M. Hier Liegt bie Ortspolijeiverwaltung bem Sanbrate un⸗ 
mittelbar ob, jebod unter Uebertragung eines Teiles berjelben auf 
die Gemeinde und Gutsvorfteher zur jelbitändigen Erledigung, Ju 
ven übrigen Teilen ber Provinz HefienNaflan enblich fteht bie Orts« 
polizeivermaltung ben Bürgermeiftern der Tanbgemeinben zu. 
In den höheren Inftanzen haben die Poligeibehörden entweder 
eigene Berwaltungsgefchäfte zu verfehen oder Die ihnen untergeordneten 





Eimmohnern, in Hannover 
nur * bie namentlich aufgeführten Städte?) ob, er Am übrigen 
ber Regierumgspräfibent hierfür zuftändig ift. Letzterer hat feinerjeits 
eine eigene Polizeiverwaltung und die Kontrolle ber Bermaltung des 
Zandrats, fowie der dem Landrate nicht unterflellten ſtädtiſchen Polizei 

mit Ausnahme derjenigen Berlins. In gleicher Weiſe 

u die Verwaltung der Oberpräfidenten mır mit ber Mab: 

diefe Siolfcheninftang für bie bohempollexnfchen Lande fort: 

, und daß der Oberpräfident von Berlin die Aufſichtsinſtanz für 
— ber Siadt iſt, und die Verwaltung des Miniſters 
Dieſe Termaltungsorganifation in den fünf Etufen Ortspolijeir 
bebörde, Sandrat, Negierumgspräfident, Oberpräfident und Minifter des 
Innern wirbaber nach ben verſchiedenſten Nichtungen durchbrochen baburdh, 
es Fällen an die Stelle der gewöhnlichen Poligeibehörbe 
ober eine Vermaltungsdeichlunbehörde tritt, 


dm meiteften Sinne, bildet die Entſcheidung durch eine Verwaltungs 
gerichie · oder Beichlußbehörbe an Stelle des in ber Behürbenhierardhie 
unmittelbar vorgejehten Organes geradezu bie Negel. Aber aud uns 
mittelbare polizeiliche Anordnungen werden vielfach in den Formen 
bes Verwaltungsitreitverfahrens oder Befchlußverfahrens erlaffen. Die 
und bie Verwaltungsbeihlußbehörben bilden da⸗ 

ber vielfach ebenfalls einen Beitandteil des polizeilihen Behörden» 
Welche Behörde in jedem einzelnen Falle zuftändig ift, muß 

‚Dagegen bei ben verfchlebenen Gegenftänben ber Polizei erörtert werben. 
Die Poligei bedarfnunaber mehr alsjeber andere Berwaltungdjweig 
Erefutioperfonals. Dasfelbe ift fo weſentlich, da die Wolke 

bie Polizei geradezu mit biefem Eretutivperſonale ibentifigiert. 

Im 18. Jahrhundert waren bie polizeilichen Erefutivorgane in 
ee teils ungleihmäfig organifiert. Am beften 


SER 
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waren bie Einrihtungen in ben Städten. Dieſe, welche allgemein bie 
Polizei als einen Teil ihrer Kommunalangelegenheiten verfahen, hielten 
ſchon ſeit dem Mittelalter ſtets einige Büttel ober Stabtnedite, welche 
im allgemeinen bie polizeilichen Bebürfniffe befriebigten. Für has 
lade Land waren dagegen in früherer Zeit nur die Sandreiter, vor« 
Bonn Erehutiobeamte ber oberen Berichte und nebenbei mit Steuer ⸗ 

Polizeierefutionen betraut, vorhanden. Dazu kamen mit ber 
Ausbildung der Kreisverfailung feit Ende bes 17. Jahrhunderts noch 
die dem Landrate zur Ausführung feiner Anordnungen unterftellten 
Kreidz ober Polizeiausreuter. 

Diefe Einrichtungen erwiejen ſich jedoch gegenüber den geiteigers 
ten Anforderungen an eine polizeiliche Exekutive, welche bie Zeit nach 
1806 ftellte, als unzureichend. Im Gegenjage zu Stein, der bas 
englüche Syflem der Ehrenämter der Constables und High Constables 
auf Preufien Übertragen wollte, fand mit ber Uebernahme der Ge— 
fhäftsleitung durh Hardenberg das franzöfiich- weſtfaliſche Vorbild 
Eingang. In Frankreich) hatte ſchon unter dem Ancien rögime fir 
bie Zwede ber polizeilichen Erekutive ein militärifch organifiertes Rorps, 
die Marschaussde, beflanden, die mit ber Revolution zunächit durch 
bas Geſetz vom 8. Januar /16. Februar 1791 und bemnächft endgüks 
tig buch bas Geſetz vom 28. Germinal IV (17. April 1798) reorga- 
mifiert wurde und die Bezeichnung Genbarmerie erhielt. Diefem auch 
im Konigreich Weftfalen angenommenen Mufter ſchloß ſich Preußen 
an in bem Genbarmerieebilte vom 80. Juli 1812°). Pür jeben Kreis 
murben unter Kommando eines Nreisbrigadiers 23 berittene, 2 un: 
berittene Offiziere und 10—40 berittene und unberittene Gendarmen 
betellt, welche Befoldung und Unterhalt aus ber Militärtafie erhielten. 
In jedem Regierungsbezirte führte das Kommando über bie Gens 
darmerie ein Oberbrigabter mit Oberft: oder Majorsrang, für den 
ganzen Staat ein Generalmajor unter ber oberfien Militärvermaltung 
bes Kriegsminifteriums. Abweichend von ber franzöfidewehfäliihen 
Einrichtung unterftellte man aber die Gendarmerie nicht bloh ihren 
militärifchen Vorgejegten, Sondern gleichzeitig den Eivilbehörden, na⸗ 
mentlih bem Landrate, welchem aud ein Orbnungsftrafrecht gegen 
die Dffistere und Mannicaften der Genbarmerie feines Streiies einge: 
eäumt wurde. In böhfler Inftang ſtand demnach die Gendarmerie 
unter dem Kriegsminifterium und dem DMinifterium des Innern. 

Nach der Wieberherftelung des Staates murbe bie Genbarmerie 

"6.8. 1812, ©. 14. Bol. über die Enfflehung bed Wefches €, Meier, 
Reform der Bermaltungsorganifation S. 423 ff.; über ben heutigen Redtäzuftand 
». Stengel, Art. Oendarmerie in v. Etengels Mörterdud) Mb. 1, ©. 567 ff. 
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das ganze Staatsgebiet neu organifiert durch die Werorbnung 
30, Dezember 1820 und bie Dienflinfiruktion von demſelben 
*. Demnãchſt iſt bas Inſtitut auch eingeführt worben in ben 
Hobenzolernigen Landen dur den Alerhöchften Erlak vom 30. Der 


zember 1850 ®) ımb in ben neuen Provinzen durch die mittels Ver- 
orbnung vom 5. Juli 1871 auf Lauenburg ausgedehnte Verordnung 
vom 23. Mai 1867 ). Mit dem Jufrafttreten diefer Befti 

find bie früher in den einzelnen Lanbesteilen beftehenden 


Erelutivorgane, wie Landjägers und Gendarmerieforps, aufgehoben 


Die Genbarmerte iſt in Rückſicht auf Detonomie, Disciplin und 
Ber Bern Bat militärifch organifiert. Sie bildet einen Teil 
der Macht des preuhiicen Staates, gehört aber in feiner 
Hinfiht dem Reichsheere an. Insbeſondere findet auch das Reichs - 
militärftrafgejegbud; nad 8 2 feines Einführungsgefehes auf Ben 
barınen feine Anwendung, ſondern es ift das preußiſche Militärfiraj: 
gejegbun vom 3. April 1845 in Kraft geblieben. Die Gendarmerie 


Die Anftellung der Offiziere erfolgt durch den Aönig auf den 
Boriälag bes Militärheis, bie der Wachtmeiſter und Genbarmen nad) 
einer jechsmonatlihen Probebienfizeit durch den Chef der Gendarmerle 
aus ber Jahl der Eivilverforgungsberehtigten und in Exmangelung 
folder aus der Zahl geeigneter Unteroffiziere mit mindeitens neuns 

Dienftzeit *). Bedingungen der Annahme ber Wadhtmeijter 
nb Öbenbarmen find: a. unverlepter Ruf der Treue, Ehrlichteit, 
und eines untadelhaften Lebens; b. Rertigkeit in Lefen 

Schreiben nebſt Rechnen ber vier Spejies; ec. jtarfer gejunder 

wm und natürliche Geiſtesanlagen. 

‚Die Gendarmerie ſieht trop ihrer militäriihen Drganifation nicht 
umter bem @enerallommando ber Provinz oder bem Kommando bes 
Bezirks ober der Stadt, ſondern lediglich unter ihren eigenen Militär: 

und ben Eivilbehörden. Ein Militärhef führt das Kom- 
mando der gefanten Gendarmerie. Im übrigen zerfält diefelbe in 


is: w,&.1f. 9.2. 1851,6.508 908. ten 
* 1882, 


Bundedratßeiälub vom 7.21. März 1882 — Gentsalblatt 1 
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BE beftehend aus Dffizieren, Ober 
Vrigaden ie Vrigabier, 


barmen. Die einzelnen Genbarmen 
ne Yeilaı — beſondero ben Sandräten, 


jenigen 
welpen fie überwiefen find, zur Wusführung der erteilten Aufträge 


Die Hufgabe der Gendarmen befteht in der Aontrolle über bie 
Beobadtung der im eye Inteteſſe geeee geſeblichen und 
Das Publilum iſt di —— 


liegenh 
Statt der Geudarmerie beſteht in den Städten mit Königlichen 
——— eine gleihfalis wilitariſch organiſierte Schupmanns 
Die Einricjtung einer jolhen erfolgte zuerit im Jahre 1848 
ap Berlin und wurde dann allmählich auch auf die übrigen Gtäbte 
biefer Art ausgedehnt ). Eingeftellt werben wie bei der Genbarmerie 
Eivilverforgungsberechtigte und in deren Ermangelung Lnteroffigiere 
von neunjähriger Dienftzeit. Das Kommando ber Schugmannichaft 
Führt unter bem Polizeichef in Berlin ein Poligeioberft mit ae 
hauptleuten, Leutenants und Wachtmeiftern, in den übrigen Städten 
der Bolizeiinipeltor mit den Polizeifommiffarien. Wegen der 
zum Waffengebrauche gelten nad) dem Alerhöcjiten Erlafje vom 4. es 
bruar 1854 °) für die Schupmannichaft die gleichen Beſtimmungen 
wie für bie Gendormerie, 

Endlich gibt es in ben einzelnen Gemeinden, welche teine Lönige 
liche Poligeiverwaltung haben, von der Gemeinde angeftellte und bes 
—— —— —— Polizeifergeanten oder Poliseidiener 

Ihre Anftellung hat zur Vorausjegung Givilverjorgungsber 
— ober neunjährige Dienſizeit, eine drei⸗ bis jedhmonatlide 
— und Genehmigung des Regierungspräfidenten ’%). Bu ihrer 

Veauffihtigung find Bolizeitommiiarien, in den größeren Stäbten 
auferbem Poligelinfpeftoren angeftellt. Das Recht zum MWafenger 
brauche regelt ſich gleichfalls nach dem erwähnten Allerhöditen Erlaffe 
vom 4. Februar 1854. 


(1,89t Ne Rabinetorbreb vom 2. Junl 1548, 22 Tu 185? — m. 
Bern. 1855, &. 119 —, vom 20. Juli 1875 — a.n.D. 1875, 8,201 — 
und ben Erleß vom 31. Jun 1888 — a. a D. 18%, 8. 231 — 
4 Bat. 3.4300 Polgrbermatlung er #1. Möry 1880 Gero. ®, 
J Dom El vom 
29. &ept. 1867, 9. vom 1. Januar 1670. u = 
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Es beiteht fonach ein dreifaches Erefutiuperfanal für —— 
Bwede. In ben Stadten mit koniglichet Poligeiverwaltung wird 
Roligeiegekutive aucſchließlich durch die Schugmannfchaft verehen. Air 
bie —— Landeoͤtelle treten bie Gemeinbep und zu 

deren Ergänzung bie den einzelnen Sanbräten unterftellten —— 
BWirfjamfeit, 


Sofern bie Macht der polizeilihen Grekutivorgane nicht ausreicht, 
kann —— ‚Hilfe in Auſpruch genommen werben. Verelts bie 
Verordnung vom 26. Dezember 1808 geitattete den Provingialver- 
maltungsbehörben in $ 48 Nr. 3, fid) bei Ausübung ber ihnen jur 
Rebenden abminlftrativen Erelution der Mitwirkung des Militärs zu 
bedienen, jedoch mr bei hartnädigem Ungehorſam oder wirklicher 
Wiberfeglicgkeit nad) fructlos gebliebener Eivilerefution und vorher 
ziger Androhung. Geboten war dabel vorherige Genehmigung ver 

Behörde oder bei Gefahr im Verzuge wenigitens gleich- 
‚zeitige Ungeige an biefelbe, Diefe vor Einrichtung der Genbarmerie 
ergamgene Vorſchrift ijt jevodh mit beren Begründung jür aufgehoben 
zu erachten ’'). Dagegen bejtimmt die Geſchäſtsanweiſung für * 
Regierungen vom 31. Dezember 1825 Abſchnitt II A, dab, wenn 
Handhabung dringender poligeiliher Mafregeln Niltiregefitn mag 
und aljo Gefahr im Verzuge ift, die Befehlshaber einzelner Truppenz 
abteilungen um Bewilligung von Kommandos requiriert werden Fönnen. 
‚Diervon It jedoch dem Oberpräfidenten zur Kommunifation mit dem 
Generaltommanbo ſofort Anzeige zu machen. it feine Gefahr im 
Berzuge, jo lann die Nequifition mur durch den Oberpräfidenten an 
das Generallommando der Provinz gerichtet werden. Leber die Her⸗ 
anzlehung des Militärs bei Auflauf und Aufruhr trifft dann für bie 
alten Provinzen mit Nusnahme des Gebiets bes rheiniihen Rechts 
noch bie Verorbnung vom 17. Auguft 1835 12) SS 8-10 Beſtimmung · 

Ueber die Befugnis des Militärs zum Wafjengebrauhe zweds 
tung ber Öffentlihen Ordnung, Ruhe und Sicherheit, ind: 

auf Neguifition ober zum Beiſtande einer Eivilbehörbe ift 

vom 20. März 1837 exlajfen '*), welches durch bie Were 

vom 25. Suli 1867 **) auch auf bie neuen Provinzen aus— 
Mebereinftimmend Oppenboff, Nefiortverb. S. 189 = 548, ber ine 
dinmeift, bafı ba® yur Zeit ber Vorbereitung der Benbarnıerier 
miſche Reffortreglement vom 20, Sud 17 1818, odmohlfonft 
der 8. vom 2. Dez. 1808 gleihlautend, doc, Kr, 3 


in ber Rheinprooiny aufgehoben durch $ 15 der ©, 
1248, ©. 101 —. 
a: 86. 1867, ©. 928, 





dem handelnden Militär jelbft erwogen werden. Wird das Militär 
zum Beiftande einer Eivilbehörbe Tommanbiert, jo hat nicht bie leptere, 


Militärs nachſucht, den Gegenftand und den Zwed berfelben fo bes 
ſtimmt angeben, dab von jelten des Militärs die Anordnungen mit 
Buverläffigkeit getroffen werben fünnen. 

Fu mod; höerem Mafe findet ein Eingreifen des Militärs ftatt 
für die Fälle des fogenannten Kriegs: oder Velagerungszuftandes, 
der nach dem Vorbilde des franzoſiſchen Geſetes vom 8. Juli 1791 
in das öffentliche Necht ber meiften beutihen Staaten 
in und zur Folge Hat, daß yeitweile bie ganze obrigfeitlihe Gewalt 
auf den Militärbefehlspaber übertragen wird. Nah Art. 68 der 
Neichsverfaffung kaun ber Kaifer, wenn bie öffentliche Sicherheit im 
dem Yundesgebiete bebrobt iſt, einen jeden Teil besielben in Kriegs: 
zuftand erflären. Bis zum Grlafie eines die Borausjegungen, bie 
Form ber Berfündigung und die Wirkungen einer folden Erflärung 
zegelnben Neichsgefeges follen baflir bie Vorichriften des preußiſchen 
Gefeges vom 4. Juni 1851 1°) gelten. Dasfelbe hat demnach unber 

*) 4S. 1851, &. 451. Bal Seybel, rt. Belagerungsjuftanb in vo. 
Stengel Wörterbuch) des beutfchen Bermaltungsrehte Bd. I, ©. 158 ff. 
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ſchadet der für Pteußen nicht weiter in Betracht lommenden hayrijchen 
Refervatrecjte ben Eharafter eines nur im Wege ber Reichögefeggehung 
‚abzuändernden —— gewonnen. 

der Erflärung des Bela 
Krieges eine Provinz von bem Feinde bebroht 
teilmeiie jhon bejegt it, oder daß im alle eines Aufruhrs 
für die öffentliche —— — 

bei Trommel · 


nr ber Erklarung bes Delagerungszuftanbes ſind 


Die vollgiehende Gewalt gebt auf bie Militärbefehlshaber über, 
Die —— ſoweit ſie In Aktivität belaſſen werben, haben bas 
den Anordnungen ber Militärbefehlshaber Folge zw leilten. 
2. Die Urt. 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30 und 36 der preußticen 
gurkunde konnen außer Nraft gefept werben. on biefen 
num aber gegenwärtig mur noch bie auf das Vereins: und Ber: 
ınörccht besüglihen Art. 29 und 30, Die übrigen genannten 
Verfaffungsartifel felbft lonnen alfo nidt mehr fuspendiert werben, 
wehl aber bie an beren Stelle getretenen reihsredhtlichen Bejtimmungen, 
da es 16 des Gerichtsverfaifungsgefehes bie befonderen Vorſchriften 
über Kriegs und Standgerichte, $ 30 des Prefigefepes bie für Zeiten 
der Sriegögefahr, bes Arieges, des erflärten Kriegs: (Belagerunge) 
‚ober innerer Unruhen in Bezug auf die Preſſe beitehenden 
bejonderen geieglihen Vorſchriften vorbehält. 
3. Zur Unterjuhung und Aburteilung gewiſſet Verbrechen fönnen 
eingeſeht werben. 
4. Die Ariegsgefege treten in Kraft, und gewiſſe Verbrechen 
‚einer bärteren Beftrafung. 
5. Der Militärhefehlahaber bes Orts ober Diftrilts hat bie 
höhere Militärgerichtöbarkeit über ſamtliche zur Veſahung gehörigen 
Dälitärperfonen. 


Die Aufhebung bes Belagerungszuftanbes ift in berfelben Weife 
au verkünden wie feine Einführung. 

Befteitten iſt es, ob außer — geiſet auch die Landesregierungen, 
fomeit Eee biefe Befugnis früher gejegli beigelegt war, zur Vers 


— er a 0. D. Bd. 1, ©. 194 Hält außerdem Vortundigung Int 
erforderlich, ohme die ſe Anfict weiter gu begel — 





HE # 


Einzefftaaten gi 
jebertragung ift unbefchränft und vorbehaltlos gi 
bie Einjelftaaten feinerlei derartiges Recht urädgeblichen if. 


Diele 
daß 


El 


an Stelle der betreffenden Werfaflungsartifel getretenen reichsrecht ⸗ 
lichen Normen juspenblert werben fünnen. 

Weſentlich verſchieden von bem Kriegs: oder Belagerungszuftande 
iſt der fogenannte Heine Belagerungszuftand auf Grund des Sozlalliten« 

feges, der in einzelnen fpäter zu erwähnenben ficherheitspoligeilichen 
aregeln befiebt ?*). 

Nah dem Gefege vom 11. März 1850 1") haftet die Gemeinde, 
in beren Bezirk bei einer Zufammenrotiung ober bei einem Auflaufe 
von Menſchen durch offene Gewalt oder durch Anmenbung ber bagegen 
getroffenen gefepliben Maßregeln Beihädigung des Eigentums oder 
Berlegungen von Perfonen ftattgefunden haben, für den dadutch ver- 


menb Seybeln a D. und in ber Ziſcht. für beutfche 
— = S. 619ff; Yaband Bo. 3, Abt.1, S46f.; Born . 1, 
Stengel, Vermaltungsreht S. 287. Dagegen v. Mo an 
— m. Rönne, Stantöxeht des nahen Beide) En. 
yer, D, SR. ©. 494 und SBermaltunpsreöt ®b 1, ©, 
Aufpebung jener Beitimmungen Ratigefunben 
—— Seraneelable pe ernten frz ik — 


7) 8,8. 1850, 6, 100. 
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urſachten Schaden. Diefe Haftung tritt jedod; nidt ein, wenn bie 
Befhäbigung durd eine von außen her in ben Bemeinbebejirf eins 
gebrungene Menichenmenge verurfacht worden, und in biefem Falle 
die Einwohner der legteren zur Abwehr des Schadens ermeislih außer 
fande gemefen find. In dieſem Falle liegt bie — 
der Gemeinde ob, auf deren Gebiet bie Anſammlung, ober von deren 
Beyitt aus der Ueberfall fattgefunden hat, es ei — daß auch 
dieſe Gemeinden — nicht im ſtande waren, den verurſachten 


zu verhind 
Die beabfiätigte € Einführung diefer Beitimmungen in ben Hobens 
zollernſchen Landen und dem neuen Provinzen ift nicht erfolgt, Das 
gegen beftehen in einzelnen biefer Gebiete Ahnlidie Worfehriften. @s 
find bies für Hohenzollern-Sigmaringen die Verordnung vom 29. Sep 
tembee 1813 betreffend die Haftung der Gemeinden bei Mißhandlung 
ber Polizeifoldaten?*) und das Gejeg vom 12. Februar 1846 betrefe 
fend bie Entihäbigung ber Öffentlichen Diener fir aus Rache wegen 
Amte handlungen verjelben zugefügte Verlepungen *'), für Sobenzollerns 
Hedingen die Verordnung der fürſtlichen Negterung vom 17. Februar 
1837 betreffend ben an Ortsvorfteher und anbere Gemeinbebiener zu 
leiſtenden Erfah für Beihädigungen, welche während ihrer Dienfizeit 
Eigentum ihnen zugefügt werden **). Die Haftung bepieht 
in beiden ehemaligen Fürftentümern nur auf den Veamten 
einzelnen Kategorien berfelben zugefügte Beihäbigungen. Da: 
jegen it In einzelnen Teilen ber Provinz Heſſen-Raſſau die Haftung 
der Gemeinden ebenfo mie in ben altpreußiihen Gebieten eine unbe 
Ahränkte. Es gelten in biefer Beziehung in der vormallgen Land⸗ 
Se Bar ‚Heffenzpomburg bas Gefeg vom 13. April 1848 betreſſend 
ar arleit der Gemeinden für Gemaltihätigkeiten "*), in dem 
jormaligen Herzogtume Naffau das Gefeg vom 15. Jull 1848 ber 


Rheins verurfachten Schabens **) und enblid in den vor⸗ 
— ————— heſſiſchen Landesteilen das Gejeg vom 8. März 
‚betreffend bie Berantwortlichteit der Gemeinden für Verlegungen 


113 fe Goßemotem-Elgmaringen 80. 1, &, 18. 
”) x. a D. 8b. 7, ©. 10. 
Berorbmungse — Inteitigenzbiatt re 1887, &,97. 
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und Beichäbigungen infolge von Zufammenrottungen?‘), Im den 
übrigen Teilen ber Provinz Heſſen · Raſſau, ſowie in den Provinzen 
‚Sannover und SchlesmigeHolftein befteht eine derartige Haftbarteit 
der Gemeinden überhaupt nicht. 


187. der ‚eiverwaltung fizeiverfügungen 
y Kr * pt ser 


Wie jede ftaatlide Thätigkeit lann ſich auch bie Polizei nur be 
wegen in den Formen bes Erlaffes von Rechtsnormen ober vom 
thatfählichen Anordnungen. Herfömmliherweife werden erflere als 
Bolizeiverornungen, ledtere ale Poligeiverfigungen bezeichnet. Beide 
Ausbrüde jollen bier vorläufig in biejem hergebrachten Sinne gebraucht 
werben, indem bie genaue Beitimmung beider Begriffe der weiteren 
Erörterung vorbehalten bleibt. 

L Ein Polizeiverorbunngstecht, d. h. eine Berugnis ber. Volizei⸗ 
behörben zum Exlaffe von Rechtsnormen über Gegenftände der Polizeis 
verwaltung bat ſich zuerſt in den Städten auf Grund ber flädtifchen 
Autonomie entwidelt. Die ftädtiiche Behörde fonnte über alle Gegen: 
Nände, welche in das Gebiet ihrer polizeilichen Verwaltung fielen, 
nad eigenem Gutdünfen Willkuren erlafien. Der Not war dabei 
nur an eine Schtante gebunden, bie Willkur durſte nicht in das Ge- 
biet des Gejehes im altbeuticen Sinne, d. h. bes Privat:, Etrafr 
und Prozehrehts übergreifen, fonbern mufite ſich auf dem poligeilichen 
Gebiete halten*). Mit dem Erftarfen der landesherrlichen Gewalt 
wird jedoch biefe ſadtiſche Autonomie gebrochen in zwiefacher Richtung. 
Schon ſeit der Mitte bes 15. Jahrhunderts erlaſſen bie Landesherren 
ibrerjeits Polijeiordnungen für das ganze Sand ober für einzelne 
Stäbte zur Regelung polizeiliher Gegenftände, Die Inndesherrliien 
Poligeiorbnumgen geben denen bes Nates vor und fönnen von ihm 
nicht abgeändert werben. Sachlich wird dadurch war das Polizei 
verorbnungsredt bes Rates auf ein engeres Gebiet befchräntt, im 
übrigen Bleibt aber fein Recht unbefhränkt, 
von landesberrlicher Beftätigung. Seit Anfang d 
nimmt iebod) der Sanbesherr gegenüber ben Poli 


— nung in 1682; Netering, 
Polipeiübertrefungen und Poliseiverord 


onungsrcct, Berlin 1888. 
*) Bol. Borndat, Grid. — vera Bermelungtungit DL, f, 
144 fl. und bie bort angefügrien Eiuellenftelten. 
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— — ee ee 
daßz Rate abgejahte ordnung 


hunderte 

= ausſchliehlich vot, fo dab fir den Nat 
ein Rorjchlagsredt übrig bleibt. Damit if berjenige Rechtszufland 
Belt, dm as ve Worten tobifigiert: 
‚Das Kecht, Gefege und allgemeine Polizeiverordnungen ”) zu geben, 
Biejelben wieder aufzuheben und Erklärungen barüber mit gefeglicher 


fiimmung das Poligeiverorbnungsrecht überhaupt befeitigt- 

Im gewifien engen Grengen wurde nun eim joldes wieder ber« 
geftellt burch bie Stein«Yarbenbergiihe Neformgefeggebung. Die Ber: 
vom 26. Dezember 1808 $ 45 ermäctigte bie rgfarungen 
in Polizei und Sandesangelegenbeiten Publifanda zu erlafien, 
darin feine bäcteren Strafen als in den Gefegen feſtgeſehi 
— ging bie Negierungsinfteuftion vom 23. DE 
181 Siernaqh follten die Negierungen berechtigt fein, 
ohme höhere allgemeine Verbote und Strafbeitimmungen 

erlaflen, = bas Verbot an ſich ſchon durch ein Gefep feftitehe, 
fegterem aber bie Strafe nidt ausbrüdlid 3 ſei. Sie 
lb der Grenzen des A. Cn. 

t. Geldbuße beftimmen und 

Sonftige allgemeine Strajverbote der Regie: 

Ye höherer Benehmigung. Nur in der Mheinproving 

teren Behörden auf Grund ber frembperrlichen Gefep 

h. der Gejege vom 16. Auguſt 1790 und 19. Junl 1791 *) 

nischen Meffortreglements vom 20. Juli 1818 ein ſelbe 
Polizeiverordnungsreht '). Erit dad Polizeivermaltungäges 


*) Den Grgenfah ber allgemeinen Pollyeiverorbnungen bilben nict, wie Rofin 
wane.% — totale —— fee den — Staat arla gene Poltzetvet · 


N 


vom 18 April und 17%, Mat 12 — 
*) Bol. darüber Rofin a a Den 





unberüßet gebli Landreitlichen — fand diejes 
Bolizeiverfügungsredht fein rechtliches Fundament in $ 10 II, 17 MIR. 
I. Das Gemeinfame ber Polizeiverordnungen und der Bolizeivers 
Kummer 
Natur find, welche von ben mit ber Polizei 
verwaltung beteauten Wehörben erlaffen werben. Die Rolizeiverorb: 
mungen wie bie Polizeiverfilgungen find alfo beichränft auf das polis 
zeiliche Gebiet, es Tann keine ſolche Verordnung oder Verfügung er- 
gehen über andere als polizeiliche Gegenftände. Das Bebiet der Po: 
ligei ift aber umgrenzt durch dem grundlegenden & 10 II, 17 WER. 
Hietnach befteht die Polizei in dem Treffen der nötigen Anftalten zur 
era der Öffentlichen Nube, Sicherheit und DOrdmung und zur 
Abmenbung ber bem Publitum ober einzelnen Mitgliedern bevoriter 
benden Gefahr. Ueber diefe Grenzen hinaus gibt e8 weder ein Poligeis 
verorbnungs: nod ein Poligeiverfigungsredit ”), Zur Erreihung 
dieſer Zwede kann die Polizei Anordnungen treffen und biefelben mit 
En — Zwangsmitleln verwirllichen. Polizeiverordnungen 
ligeiverfügungen find alſo erzwingbare Anordnungen der Bes 
— zur Errelchung der in $ 10 11,17 Ü.L.R. aufgeführten polizel⸗ 
lichen Zwede. Damit ift das gemeinjame Moment beider Arten po—⸗ 
Igeilicher Anordnungen feitgeftellt, und es Fragt fih nun, worin ihr 
Unterjchied beiteht. 
Man hat benjelben ſehen wollen in ver Verſchiedenheit ber recht⸗ 
lichen Grundlage für beide Nategorien obrigfeitliher Uno 
und hiernach unterſchieden zwiſchen Polizeiftrafgeiegen und Polizeiver 
maltungsgefegen. Die Polizeiftrafgefege follen fih unmittelbar an 
die Untertanen wenden und ihnen gemille Handlungen und Unter: 
laſſungen im poligeilichen Interefie unter Sirafandrohung gebieten 
‚ober verbieten, die Polijeivermaltungsgefege aber an die Behörden 
und bieje zum Erlaffe gewiſſer Anordnungen unter Strafandrohung 


und bei Kamı 
. 96, der bab ud auf bad —— 
Luddehnen mill, ſowen fie der Kommunaloerwaltung nicht 


in zabllofen Entff. zum Musdrude —— — 
mergeriots. überein. 
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mac) Prüfung ber tontteten Sadjlage ermägtigen®). Die Kffafung 

erſcheint nach zwiefacher Nihtung hin unfaltbar. Einmal werben bie 

Yolizeiftrafgeiehe nur zum geringen Teile in Form von lie 
—* bie Bolgeverorbnungen beruhen jebod) in gleicher Weife 

auf einer gejeglichen Ermächtigung ber Bes 

Ya Daß aber biefe Ermächtigungen fid nicht unmittelbar an die 

fondern nur an bie Behörden wenden, iſt ebenfalls uns 


fich — an die Unterthanen unmittelbar. 
— — ie — — mm — igs · 
le ein lertes ſehgebungsrecht, den Poltzeiverfilgungen 
einfache Vermaltungsafte. Diele Auffafung nüpft — an die 
unrichtige Anſchauung an, daß eine Rechtenotm nur als Geſet oder 
auf Grund einer gejeglichen Delegation ergehen könne, in ber Sache 
a fie jedoch im weſentlichen das Nidhtige, wie fid) aus ben folgens 
ge ergeben wird. 
— Swed jeder poligeilihen Anordnung ift die unmittelbare 
‚Heritellung eines poligeimäßigen Zuftanbes. Die unmittelbare Her: 


ergehen Tann. Die Boltzei kann eine thatſächliche Anoronung unter 
Strafandrohung, den Eine vor bem — beſeltigen en eine 
einzelne Perſon, fie kann fie en alle Einwohner des Ortes ergehen 
laffen, reditlih; tft dabei fein Unterjdleb vorhanden. Gin folder 
könnte nur beitehen nicht in ber Anorbnung jelbft, ſondern in ber Art 
Be Bublifation, indem die Anordnungen an eine einzelne Perfon 

biefer zuzuftellen märe, während bei einer allgemeinen Anordnung das 
Gejeh eine Uffentlihe Betanntmachung zulafien müßte. Erlaßt aber 
bie — erſt einmal eine er thatfächliche FG ohne 


en 
a us an —— — feiner Schriften, zufeht Engl. DR, 





Straftechte norm 
ſolche Rechtsnotm lonnte nun wie jede andere Rechtönorm für 
Fall ober allgemein ergehen. 

&s ergeben ſich iomit vier mögliche Formen polipeilicer Befehle, 
eine allgemeine thatſachliche Anordnung und eine ſolche für dem Ein: 
ET eine allgemeine Nechtsnorm amd eine ſolche für den Einzel 

Die erite unb bie fehte it jebod; burd) das pofltine Medht 
——— Es ergibt ſich dies für die allgemeine thatſachliche 


Oxtes gleihmähig ergeht, für jeden zu einer Anordnung für den Ein⸗ 
zelfall. Cine polizeiliche Nedtsnorm für den individuellen Fall ift 
war geſetzlich nicht ausgefäloffen 9), ihre Unftatthaftigfeit ergibt fich 
aber aus einem allgemeinen, praster legem, ausgebilbeten Gewohn- 
heitsrechte. Solde Nechtönormen fommen überhaupt nidt vor, und 
bie Polizelbehörben find allgemein ber Weberzeugung, daß fie auch 
nicht vorfommen birjen. Allerbings wurde begrifjlich bie Mbänderung 
einer polizeilichen Nechtsnorm für ben inbividuellen Fall felbft wieder 
eine Nehtsnorm fein müflen*'). Solche Abanderungen für den indie 
vibuellen Fall find aber eben gemohnbeitsreghtlic unzuläffig, und für 
individuelle Anordnungen, die die Abänderung einer polizeilichen Nedjts: 
norm wicht enthalten, bedient fi die Polizei der Form der thatfädh- 
lichen Anoronung. Es bleiben baber nur zwei formen übrig, bie thats 
ſachliche Anordnung für ben Einzelfall und bie allgemeine Rechtsnorm. 
Eritere bezeichnet man als Polizeiverfügung, Ieptere als Polijei⸗ 


ie Bolizeiverfügung ift demnach ein für ben eingelnen Fall 
— thaiſachliche Anordnung. Wie jebe thatſachliche Anordnung 


”) Deshalb mich fie zB. son Rofta eu D. ©. M für suläffig erachtet. 
Bal. 2b. 1, 8. i. 





Genehm gung ftellt weder einen Zuſtand her noch halt fie 
fie ettennt nut an, daf eine von Privatperionen beab ⸗ 
Veränderung pollzeimäßig ift *"). 

Die Volizeiverfügung kann ihrer Natur nach niemals allgemein 
Auch wenn die Volizet eine Perfonenmehrbeit durd eine 
treffen will, muß fie die Verfiigung an jede der betreifen- 

beſonders exlafjen und bejonders zuftellen. Damit iſt 
jedoch nicht aefagt, dafı in den Fällen, in denen der mündliche Befehl 
‚genügt, derfelbe fo oft ausgeſprochen werben müfite, als Perfonen 
ammejenb find. Es reidt aus, wenn jebe anweſende Perſon ben Bes 
fehl als an fie fpegiell gerigtet auffafien muß. 

Objelt der Staatoherrſchaft find die Untertanen als ſolche. Eine 
Solleioerfügung kann ſich Es wie jeber fiaatliche Akt nur richten 
am bie ber Staatogewe Perſonen. Zu biefen gehört 
auch der Staat, jomeit er ſich el als Beivatperfönlichteit ſingiert. 
et in a B. der Fall, wenn der Staat Bauten unternimmt, da er 

als Subjelt von Privatrechten auftritt '”). 

ie Grenzen des Polizeiverfügungsrectes find. nirgends befon: 
ders durch das Gejeg beftimmt. Es ift daher nur erforderlich, daß 


ms übereinftimmend Entſch. des D.R.®. vom 80. April 1877, 86.2, 
DE em Same HN: up. 5, ©, 894. Im 
mit. Be — — —— ) Handeldminifterd vom 
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Die Behörde arm einmal die pu 


ausreiht. Kann nämlich die zw erzwingende Handlung nicht durch 
einen beitten geleiftet werben, oder fteht es feft, daß der Berpflichtete 
nicht im fande ift, bie aus ber Ausführung durch einen britien emts 


tuell zwei Wochen Haft, d. der Negierungspräfident bis zu 300 Mark, 
eventuell vier Wochen Haft. Endlich unmittelbarer Zwang darf nur 
angewendet werben, wenn bie Anorbnung ohne einen foldhen unauss 
führbar it. Was die beiden erſten Iwangsmittel anbetrifft, jo muß 
der Ausführung durch einen dritten, ſowie der Feſtſezung einer Strafe 
immer eine fchriftliche Androhung vorausgehen. In berielben it, fo- 
fern eine Handlung ergwungen werben fol, bie Friſt zu beflinmen, 
innerhalb welder die Ausführung gefordert wird, 

Jede polizeiliche Verfügung gliedert ſich daher regelmäßig In drei 
Beftandteile, bie Anordnung felbit, bie Androhung bes Jwangsmittels, 
unter Stellung einer Friſt für die Ausführung der Anordnung unb 
bie Feftfegung des Smwangsmittels ſelbſt. Adgeſehen von den Fällen, 





gemittels überhaupt nicht bes 


ih au 
— omas ift aber diefe Verbindung, wenn bas Swangss 
mittel in der Ausführung durch einen dritten oder in Geldſtrafe ber 
‚Hier konnen die Androhung des Fmanges und bie Anmenbung 
desjelben nicht zufommenfallen, da die erftere ber legteren unter Bes 
fimmung einer Zwiſchenfriſt vorausgehen muß. Die Androbung wie 
die Feftiegung des Zmwangsmittels haben den Charakter ber exeontio 
ad faciendum. Es barf daher die Feſtſetzung bann nicht mehr ers 
folgen, wenn bie Verfügung felbft gegenftanbslos geworben iſt, 3. ®. 
ie Rolge geleiftet wurde ’*). 

IV. Die rechtlichen Schranten des Bolizeiverordnungsredhtes find 
dagegen enthalten in dem Geſehe über bie Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 '%), begiehungsweile fir die neuen Provingen in ber 
Zerordnung vom 20. September 1867 '%) und für Sauenburg in dem 
lauenburgiſchen Gefepe — —8 — 1870 ?7), welche inhaltlich Im 

weſenllichen übereinftinmen. Diele Vorſchriften find in einzeften Punkten 

abgeändert worden durd das Sandesvermwaltungsgefeg vom 30, Juli 

1885. Sn ben hohenzollernſchen Sanden bat zwar eine Einführung 

vom 11. März 1850 nicht ftattgefunben, feine Geltung 

it aber bier infolge ber Bezugnahme des Landesuermaltungsgejehes 
auf er Gefeg zweifellos ?°). 

‚Die Drtöpolizeibehörben finb hiernach zum Erlaſſe von ortöpolizeis 

Uden Vorihriften ober Poligeiverorbnungen befugt. Zu den Gegens 

Händen berfelben gehören: 

iS ber Schu ber Perſonen und bes Eigentums; 

b. Ordnung, Sicherheit und Leichtigfeit bes Verkehrs auf öffent: 
lichen Straßen, Wegen und Plägen, Brüden, Ufern und Gemäflern; 
©. ber Marktoertehr und das öffentliche Feilhalten von Nah: 


d Ordnung und Gejeplihteit bei dem öffentlichen Zufammenfein 
einer größeren Anzahl von Rerjonen; 


*) Dies trifft zu, mern eine Beränderung des befichenden Buftanbes mr 
mit. Erleebnis der Boligei un 2 die thatfächliche Anordnung alfo in der 


Bol Entig.ded D.2.0. Hal 1b 9. Sunk 1er 20.2, 8.887, 418. 
—* um 
ee. ) 88. 18607, &. 1620. 


Us Wodenblatt 1870, ©, 13. 


m £7 . 
ee Anſicht ohne Verüdfihtigung lehterer Thatfade Rofin a. a. O. 
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& ds fetie Qtfef Ben m  reie m 
berbergung von Fremden, die Wein:, Bier- und Kaffeewirtfiaften und 
fonftige Einriätungen zur Verabreigung von Speifen und Getränten ; 

Sorge fir Leben = — — — 
6. ſorge gegen eregeſahr ſauausſuhrungen, 
gegen gemeinſchadliche und liche anklungen. U Unternehe 
mungen unb Ereigniſſe Aberhaupt; 
— ve ber Felder, Wiefen, Weiden, Baumpflanzungen, Wein ⸗ 
nem; 

i. alles andere, was im befonderen Inteteſſe der Bemeinden oder 
ihrer Angehörigen polizeilid georbnet werben muß. 

Die Begenftände des Polizeiverorbnungsrehts ber höheren Poligei- 
behörben werden in derjelben Weiſe prägifiert wie die der Ortöpoligei, 
num mit der Maßgabe, daß sub i an bie Stelle der Gemeinden die 
entipredhenden Bezirke treten. 

Es Lönnte fih hiernach fragen, ob Polizeiverorbnungen allein 
über die namentlich genannten Gegenftände ergehen Fönnen, oder ob 
bie Aufzählung bie Bedeutung einer Eremplifitation hat, während —* 
Poligeiverorbmungsredht jelbit nur an die allgemeinen Schtanlen des 
& 10 11, 17.9, &,R, gebunden fein würde. Entſcheidend iſt im dieſer 
Beziehung, dab nad) der Aufzählung der einzelnen Gegenftände unter 
a—.ı am Schluffe unter i noch eine allgemeine Klauſel hinzugefügt 
wird, wonach nicht nur jene Gegenftände, ſondern aud alles andere, 
was im bejonderen Intereſſe bes Polijeibezirls oder feiner Ungehörigen 
polizeilich geregelt werben muß , unter bas Polizeiverorbnungsredit 
fallt. Das Erfordernis eines beſondeten Interefies enthält feine Ein 
ſchrantung dieſer allgemeinen aufel, da jede Poligeiverordrung, auch 
über die unter a—h genannten Gegenftände ein folhes befonberes 
Intereffe bes Molizeibegirts ober feiner Angehörigen an ber poligei» 
lichen Regelung zur ſelbſtverſtandlichen Borausfegung hat, Indem 
alſo das Gefeg ſelbſt die Einzelaufzählung durch eine allgemeine Klauſel 
ergängt, melde Polizeiverorvnungen auch über alle fonftigen poligeis 
lien Gegenftände zuläßt, legt es jeiner Aufzählung nur ben Eharafter 
einer Eremplififation bei !”)., Das Recht zum Erlafe von Polizei ⸗ 


=") Nebereinftimmend ». Rönne, Pr. Et: 8.1, ©. R do, Nafim 
». Rönne, Pr. aioen n 
egerihte, meldheh 


Ir ber Suhihtunp sub ni Da ntige Qumbant, me dm 
geriiäte, melde in derfelben eine Epentplifilatior ‚Qnäbefonbere fordert 
das Aammergeriht zur Rechtöglliigteit — — auf Grund der 
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verordnungen ift alfo wie das zum Erlaſſe von Pollzeiverfitgungen 
nur — allgemeinen Schranken bes $ 10 II, 17 MEN. gebunden. 
‚Keine Poligeiverorbnung darf ferner, wie die Gefepe auedrüdlich 
hervorzuheben für nötig —— , Beſtimmungen enthalten, welche 
mit ben Gefegen oder den Verorbnungen einer höheren Inſtanz im 
Wiberfprude fehen. Wenn ein folder Widerſpruch vorliegt, eriheint 
lediglich als eine Frage des konkreten Falles. Unter ben Verord ⸗ 
höheren Inſtanz können jedoch nicht bloße Anmeijungen 


Äh unmittelbar an die Unterthanen wenden, da die ſich inners 

des Behörbenorganismus haltenden Anordnungen die Zufländige 
ber Behörben mweber abändern fünnen nod abändern wollen *). 
Die Träger bes Polizeiderordnungsrechtes find bie Polizelbe- 
;örden, die jedoch zum Ertlaſſe der Verorbnungen derſchiedentllch die 


Was bie Gemeinden anbetrifft, jo kann in den Stadten die Orts⸗ 
poligeibehörbe Polipeiverorbnungen, bie nicht zum Gebiete der Sicher: 
beitspolizei gehören, nut mit Zuftimmung des Gemeindevorftandes 


Diefe Zuftimmung kann aber auf Antrag der Behörde durch 

Bejcluß bes Bezielsausiguffes, für Berlin bes Oberpräfibenten er⸗ 
gängt — Nur in ſchleunigen Fällen tann bie Behörbe bie Ber 
ohne biefe Zuſtimmung erlaffen, muß diefelbe aber binnen 

vier Wochen vom Tage der Publikation nachholen, wibrigenfalls bie 
Verordnung aufer Kraft zu ſehen ift **). Auf bem flachen Sande der 
öftlichen Ben und: Schleswig-Holfteins fan der Anntsvorftcher 
für eingelne ober mehrere Gemeinden und Gutsbezirte wie für ben 
gamzen Anstsbezirf unter Zuftimmung des Amtsausſchuſſes, ber auf 
bes Antsvorftchers durch Beichluf des Kreisausfguffes er- 


Hi 


daß befonbere Intereffe des Besiefe ober feiner Ange hotlgen 
der Berorbuung nadgemiefen wied, unb hält 4 ®. eine Berorbs 
wenn das Sntereffe an ber Regelung nicht Hof für den betr. 
fonbern für ben ganpen Staat vorliegt. Bpl. befonders Entf, deö Rammer: 
Som N. Juli — Jobomw — mn Bin an Eu — 
Ihrüft Selb ſtverwaltunt 105 —. 
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Der Sanbrat hat das Polizeiverorbnungsreht unter Huftimmung 
des Kreisausſchuſſes für mehrere Ortspolizeibesirke wie für den ganjen 
Umfang des Kreiſes. Die gleiche Befugnis ſieht zu dem Regierungs · 
präfibenten unter Zuftiimmung des Bezirksausfguffes für mehrere 
Kreije ober für ben Umfang bed ganzen Negierungsbegirts, ſowie dem 
Dberpräfibenten unter Yuflimmung bes Provingialrates für mehrere, 
verſchie denen Negierungsbezirken angebörige Kreife, für mehr als einen 
Negierungäbegirt unb fur ben Umfang ber ganzen Proving. Für 
Verordnungen bes Oberpräfibenten zu Berlin fält bie Notwendigleit 
der Zuftimmung des Provinzialrates fort, Auch im übrigen Tann 
von ber erforberlihen Mitwirkung des Bezieksausiguffes und bes 
Provinzialrates in ſchleunigen Fallen vorläufig abgeſehen werben. 
Wird fie aber nicht innerhalb drei Monaten nad dem Tage der Pubs 
Klation ber betreffenden Polizeivorfhrift erteilt, jo muß blefe wieber 
außer Kraft gejegt werben *+). 

Die Befugnis, Polizeivorfhriften über Gegenftände der Stroms, 
Shiffahrts- und Hafenpoligei zu erlaffen, fteht, ſowel fie bem Mir 
nifter nidjt übertragen if, ausſchließlich dem Regierungspräfidenten 
und, wenn bie Vorfäriften fih auf mehr als einen Negierungsbesirk 
ober auf bie ganze Provinz eritreden, dem DOberpräfibenten, fomeit 
aber mit der Verwaltung biejer Zweige ber Polizei bejonbere, vom 
‚Handelöminifter refiortierende Behörden betraut find, ben Iehteren zu. 
Die Befugnis des Regierungspräfidenten eritredt ih in diefem Kalle 
auch auf einzelne Areife oder Teile derfelben ?°). 

Endlich finb, ſoweit bie Gefege ausbrüdlic auf den Etlah bes 

=) 5 62 der Öftfichen, 5 54 der flesmigıhoffteinfchen Krelsorbnung. 

“) 58.187 fi, 142 2.8.0. =) 95 188 280 
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fonberer poligeifiher Worfchriften (Berorbnungen, Anorbnungen, Ne: 
glements) verweilen, die Minifter befugt, innerhalb ihres Reſſorts der⸗ 

gleihen Vorſchriften für den ganzen Umfang der Monardie ober für 
— derſelben zu erlaffen. Insbe ſondere können bie zuftän: 
digen Minifter die in 967 Nr. 5 Str. G. B. vorgeſehenen Tetord⸗ 
mungen über die Aufbewahrung, Beförderung und Feilbaltung von Gift, 
Sprengftoffen und Arzneien erlafen. Das gleiche Recht fteht zu dem 
Minifter ber enttign Arbeiten betvefjs ber Uebertretungen von Bars 
föriften der Eifenbahn-Poligei-Reglements und dem Minifter file Han 

= umb Gewerbe betreffs der zur Negelung ber Strom-, Schiffahris« 
afenpofigei au gebenben ————— ſofern biefelben ſich fiber 

einer einzelnen Provinz hinaus exjtreden **). 

wm Woligebehörde erläßt die Bolizeiverordnung innerhalb ihrer 
Auftänbigfeit, alſo für einen beftimmten Bezirt, der in der 
Regel mit —* munalen Bezirke ſich beden wird. Fraglich Fönnte 
mur ericheinen, ob dann, wenn jener Bezirk fpäter verändert wird, 
3- ©. burd) Intomunmaliſierung ländlicher Gebiete in eine Stadt, durch 
Bereinigung eines Kreifes mit einer Provinz, bie auf Polizeiverorbs 
ne Nehtönormen des urjprünglihen Bezirks ohne 
weiteres von Nechts megen auf das angefchloffene Gebiet übertragen 
werben ?”). Dieſe Frage ift a verneinen. Cine berartige Bezirks: 
veränderung bat, wenn fie gleichzeitig eine Iukommmunalifierung ift, 
—— bie Bedeutung, das ganze fommumale Verfaſſungsrecht auf 
das angejchlofjene Gebiet zu übertragen, ba bie Werfaffung einer Rör- 
perſchaft mir eine einheitlihe fein fann. Allein die Polizeiverorb: 
mungen haben doch mit der Kommunalverfaflung nichts zu thun. Auf 
dem Gebiete ber allgemeinen Sandesverwaltung bewiekt eine Bezirks 
veränderung an fih nie etwas anderes als eine anberweite Negelung 
der örtlichen Zuftänbigteit der Behörde. Deshalb ift auch grumbiäh: 
RS mit anzunehmen, daß eine Bezirksveränderung das Geltungs« 
‚gebiet einer Polizeiverorbnung berührt. ine Ausnahme ift nur ame 
zuerfennen, wenn es ſich um einen einzigen Ortspoliseibezirk handelt. 
Es € erfgeint nad) Lage der Geſetzgebung unmöglich, daß eine Poligeis 


— o*.8 het in der Entf, vom 18, Wär 1880, Entih. Bb. 6, 
© mo eh fih um die ——— ber Bürgerfleige In 1860 der Stabt 
Besielen handelte, angenommen, baf bie in biefer Hinfiht 
———— ältere Werliner Drtöobfervanz aud) auf Leftere übertragen fei, ba nad) 
5 2 der Etädteorimung vom 30. Mai 1859 nur privatrehtliche Berhältniffe von 
der — unberüßet Beben. Aber aus jener Veflimmung ergibt 
RG doc nur, dab buch jene Weränberung bie Offentlühregtlichen Berhältniffe 
berührt werben, jedoch nicht, in weichem Umfange dies der Fall F 
Warnpat, deca tuge: Etaniärudt. KIN. 





Ten 


Das Vermaltungsreht 1 


146 

mur für einen Teil eines Poligeibegirkes exlafien wird. 
Ss — — 
Drtöbezirls unter allen Umftänben ein einheitliches iſt, und aus biejem 
Grunde müjen bie Verorbnungen bes uriprünglichen Bezirks als auch 


ber Strafen, melde von ben Behörben A den 

Poligeiverorbnungen angebroht werben fönnen, ra eſeblich beftinmmt, 
Dasjelbe beträgt, wenn bie Verordnung von ber 
ausgeht, I ME, unter Genehmigung des Neg; 
und in Staditreiſen unbebingt 30 Mt., de den Landrat 90 
für ben Regierungspräfidenten und den Dberpräfibenten 60 Mt, 
für die Minifter 100 ME. ”). Eine Minimalgrenze der Strafandrah: 
u äft gefeplich micht fefigeftellt. Da das Minimum, weldes $ 27 

Sir. G. B. für Uebertretungen feiticht, nämlich 1 MI. Gelbftrafe, event. 


fie bie Polizeiverorbnungen nicht als maßgebend betradjtet werben. 
Dab der Wille des Geiehgebers bei ber Delegation bes Polizeiverorb: 
In ee dahin gegangen ſei, bie Minimalgrenze aus den jeweiligen 
allgemeinen Strafgefegen zu entnehmen und beshalb das Minimum 
bes 827 Et.®.8. Tefzufaften fei®°), Täßt fi) Durdaus nicht bes 
gränden. Eine Dinimalgrenye für bie Steafandrohungen der — 
verorbnungen beſteht daher überhaupt nicht. Dieſelben konnen allo 
unter 1 ME. Geldftrafe und unter 1 Tag Haft noch — 
Junerhalb dieſer Grengen iſt das Strafandrohungsrecht gejeglih micht 
weiter beſchranktt. Die Polizeibehdrde kann alfo die Strafe abfolut 
beftimmen oder auch eine höhere Minimalftcafe als 1 Dt. androhen 9), 
Zum Teil ift bie Androhung einer Strafe überjlüfjig geworben 
durch die jogenannten Blanfettftrafgejege bes Str. G.B. *"). In biejen 
Fällen ift die Webertretung gewiſfer poligeiliher Vorfchriften bereits 
unmittelbar im Gefege mit Strafe bedroht. Die Poliyei braudit aljo 
nur das Gebot ober Verbot, nicht aber bie Strafandrohung zu erlafien. 


”*) & 5 bes Gef, vom 11. März 180, beyw. D. ». 20, Sept. 1887, 53 156. 2.0.8, 
=") Diefe Anfit ift bie in Theorie und Prarid berrihende. Bel Oppem 

Hoff, Kommentar N. 1 zu $ 27; Dishaufen, Rommenter 8b, 1, ©. 108, 
”) &o Rofina. c. 0. ©, 15; Parey aa. D. &. 1. 


Entfe. — vom 7, November 1897 — EN und Küngel 3b. * 
© 24 -. 

”) Dal. Stt . 38 3000, BBL34, 885, 966, dooo. 872-4 4, 
11,03 30819, 8098 


aus ben —— der fabbeutſhen Staaten, 
bern Vorbilbe bie Strafen durch Bejeg anbrohen und 
nur den Erlaf; ber Anorbnung übertragen. Als praltiſche 


darf. 

Was bie Publitation der Polizeiverordnungen anbetrifft, fo ber 
fimmt ber Negierungspräfibent fiber bie Art ber Verlündigung ortes 
und freispoligeiliher Vorſchriften, jowie über die Korm, von deren 
— die Gültigkeit derielben abhängt ). Polizeiverorbnungen 

ifibenten, Oberpräfibenten und Minifter find unter 
eihnung „Poligeiverordming“ und umter Bezugnahme auf die 
Vorihriften, auf melde fie fich ftügen, durch die Amts 


E Ermanges 
lung einer Beſtimmung über ben Anfang ihrer Wirfjamfeit mit dem 
ten Tage nad) Ablauf desjenigen Tages in Kraft, am welchem das 
betreffenbe Stüd des Amtsblattes auögegeben morben it ’*). 

Bon der Polizeiverorbmung iſt ber zunädit vorgeiehten Stantss 
behörde fofort eine Wbfcrift einzureichen. Dex Regierumgspräfident 
fann ort&s ober Freispolizeilihe Vorſchriften außer Kraft fegen. Er 
— irhad dazu abgejehen von ben Fällen, bie feinen Aufſchub er⸗ 

der Zuftimmung des Vegirksausiguiies. Der Minifter des 
mi befugt, ſoweit Befege nicht im Wege fiehen, jede polizei 

Vorſchrift durd) einen förmlihen Veihluß außer Kraft zu ſehen. 
Die Genehmigung des Königs ift hierzu erforderlich, wenn die poligeis 

ke von dem Könige oder mit befien Genehmigung erlaffen 

Sinſchilich ber Stroms, Schiffahrts- und Vafenpofijefouefeiften 
Bi jebo& dieſe Befugnis auf den Minifter für Handel und Gewerbe 


u allgemeine Firlerung ber rechtllchen Grunblagen bes 
ER 144200) E6 140, 141 2M.M, 


16 Pol.Berw,G., 8 14 der ®. 20, Sept. 1867, das lanendurg. 
Sf. vom 7. Sue nl, rs 2 8 — 
10° 








bauernbe Geltung ber interpretieren Nechtsnormen. Da bie [epterem 
in biefem Falle durch das Polizeiverwaltungsgefeh vom 11. März 
1850 aufgehoben find, kann aud die Rabinettsorbre nicht mehr als 
gültig betrachtet werben ?°). 

Da das Gebiet ber Polizeiverorbnungen unb Polizelverfügungen 
basjelbe ift, jo erſcheint es moͤglich, daß die Polizei durch eine Vers 
fügung basfelbe Ziel verfolgt, deſſen Erreichung bereits duch eine 
Volizeiverorbnung gefihert iſt, baß ſie beiſpielswelſe eine Handlung 
bei Strafe gebietet ober verbietet, die bereits durch Polizeiverordaung 
geboten oder verboten üft, und zwar ſelbſt dann, wenn wegen Ueber 
tretung ber Bolizeiverorbnung bereits ein gerichiliches Strafverfahren 
Rattgefunben hat. Es mürbe fi) fragen, ob hierdurch nicht ber Grund: 
fap: >ne bis in idem« verlegt wird. Es ftehen fi hier zmei Ans 
fiöten gegenüber. Die eine geht aus von dem Charakter der Strafe 
in ben Strafredhtsnormen als Zufügung eines Uebels wegen einer 
begangenen Uebertretung. Dielen Charalter habe zwar die Strafe 
der Boligeiverordnung, nicht aber die ‚der Polizeiverfüigung. Legtere 
Strafe ſei vielmehr lediglich Zwangemlitel. Bei ber weſentlichen 
Berjchiedenheit der Strafe in ber Polizeiverordnung und in der Pos 





=) Anderer Anſicht hinſichtich ber vor Erlaı ber BU. ergangenen Erindce 
Hgungsflaufeln Koerfiemann a. &. D. ©. 201 nad) dem Örunbfaje; rmolnto 
jure eoncedentis rwolritur jus conemmum. Es bedarf aber keiner melteren 
Ausführung, da dur die En niht das Eubjelt der Gejehgebung, jondern nr‘ 
deren Form fih verändert at. *') ©.E. 1897, ©, 19, 

m) y, 9. ohme nähere Begründung dad Kammergeriht in ben Enifd. vom. 
5. Juli 18898 — Johom und Küngel, dehrduch Bo. 4, ©. 26 — 32 Di 
tober und 20. November 1885. 

) Dot Borndat, Das Hecht: der Polizeibehörden zum Gelah von Ber 
orbmungen über vie Sonntagsheiligung, in der Wohenfgrift „Belbfiermaltung* 
1886, ©. 158 ff, 168 fl. 
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fei eine Konferenz beider nicht auegeſchloſſen 1). Die 
Unfit führt dagegen aus, eine immere Verſchiedenheit 
Ürten von Strafen beftehe nicht, beibe hätten den Charalter 


Handlung ober Unterlafjung bi bung 
‚eines pfodologiih wirkenden behördlichen Zwangsmittels ausgefchlofien, 
wenn biefelbe Handlung bereits durch eine Strafrehtänorm geboten 
fer). Diefe Ieptere Anficht erſcheint als bie richtige. 
‚bereits ‚ baß bie —— ‚benfelben Zwecl ver: 
folgt wie die Polizeiverfügung, die Herftellung bes polizeimähigen Bus 
ſtandes. In beiden Fällen ift die Strafe nur das Mittel zur Er⸗ 
reidjung bes Zweckes, fie ift auch bei ver — nicht Zur 
fügung eines Uebels für eine begangene Strafthat, jondern executio 
ad faciendum. Damit erfheint de ausgejhlofen, dah dasfelbe Ziel 
durch zwei verſchiedene Smangsmittel, durch Anflage wegen 
ing und burch Strafanbrohung mittels Verfügung, ver: 
folgt wird. Wobl aber Können beide Jwangsmittel derart neben ein: 
‚ander — daß demjenigen, der ſich bereits einer Polizelubet ⸗ 
trelung ſchuldig gemacht hat, nunmehr durch Poligelverfugung he Ber 
= — Zuſtandes aufgegeben wird. 
binfichtlih der Berechtigung ber polijeilichen 
nn — Antrag der von derſelben betroffenen Perſon ges 
Haltet ſich verſchieden, je nachdem es fich um eine Poligeiverfilgung 
ober um eine Polizeiverorbnung handelt. 

Gegenüber polizeilihen Verfügungen findet zunachſt ausnahmss 
weiſe auf Grund bes Gefehes vom 11. Mai 1842 4%) ber ordentliche 
ul ſtatt, wenn ber Verfügung zwar ein befonberes Recht auf 

— — aber behauptet wird, daß durch diefelbe 
— geſchehen fei, — nach — 


&s ift in dieſem Falle der ne; fowohl darüber 
Eingriff biefer Art vorhanden, als auch, zu welchem 
— Eniſchadigung zu leiſten iſt. Dagegen Fann eine 


ya «DS.» Braugitts 
. vom 28. Gebr, 1879 — M.EL, 
unb 9. Mpeil 1879, 8b. 5, ©, 








Rechtoweg fattfindet, konnen polizeiliche Verfügungen eleftiv ange 
‚griffen werben im Berwaltungsbefhmerbeverfahren und im Verwal- 
tungsftreitverfahren, die fh zwar gegenfeitig ausichliehen, jedoch derart, 
daß das Beihwerbeverfahren noch in das Streitverfahren übergeleitet 
werben faun. Beide Rechtsmittel find aber befcjränft auf bie beiben 
eriten, zu — zuſammenfallenden Stadien ber 

Verfügung, die durdhpufül i 


des Swangsmittels. Wird die Androfung angefochten, jo eritredt ſich 
bie Anfechtung zugleich auf die Anorbnung jelbft, fofern diefelbe nicht 
bereits Gegenitand eines beſonderen Beichmwerbes ober Streitverfahrene 
geworben it. Hiernach erfcheint es felbit dann zuläffig, die Unfede 
aud auf bie Anorbnung jelbft auszubehnen, wenn gegenüber 
—— bie Anfechtungsfrift abgelaufen wäre, ober wenn fucceffine 
bie Anordnung duch verſchiedene Androhungen bat ergwungen werben 
ſollen, und ji die eriten Androhungen wegen Friftablaufs der An⸗ 
fedhtung entziehen . Demgegenüber kommt es auch nidjt in Betracht, 
dafı eine bereits unanfehtbar geworbene Anordnung durch die neue 
Androhung wieder anfehtbar wird, im ahnliches Ergebnis ſielt ſich 
herans bei der Verfagung von Genehmigungen. Iſt bei einer (older 
die Unfehtungsfriit abgelaufen, jo kann burch ernente Nachſuchung 
ber Genehmigung jederzeit wieder eine anfechtbare poligeiliche Vers 
fügung provoziert werden. Undererjeits findet gegen bie Feitiegung 
und Ausführung eines Zmangsmittels weder das Beihlußs noch das 
Streitverfabren, jondern in allen Fällen nur die Beſchwerde im Auf⸗ 
fihtswege innerhalb zwei Wochen ftatt*‘). Das förmlidie Veſchwerde⸗ 
und Streitverfahren geftaltet fih nunmehr in folgender Weiſe. 
Verechtigt zur Anfechtung der Verfügung iſt jeber, ber durch dies 
felbe betroffen, in deſſen Interefieniphäre durch dieſelbe eingegriffen 





+) Yebereinftimmend Entf, des D.B,®. vom 19. Dezember 1889, Er. 10, 
©. Mi. “8 199 2.0.0. 
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asrecht ift dagegen nicht baburd) hebingt, bafı 
‚gerade an bie enfeßienhe Verſon gerichtet und Ihr 


m rolle Verfügungen ber Drts: und Kreispoligeibehörben 
Aft, ſoweit das Gefeh nicht ausdrüdlich anderes beftimmt, bie Beſchwerbe 
auläffig und zwar: 

a. gegen bie Verfügungen ber Drtapofizeibehörben auf bem Lande 
‚ober im einer zu einem Sandkreife gehörigen Stabi bis zu 10000 
Einwohnern, in Hannover der namentlich genannten Stäbte **) an dem 
SZanbrat und gegen deſſen Beſcheld an ben Regterungspräfidenten; 

b. gegen bie Verfügungen ber Drtöyollgeibeitrgen eines Stadt: 
Be in von Berlin, einer zu einem Landkreiſe gehörigen 

Stabt mit mehr als 10000 Ginwohnern, in Hannover aller Städte 
mit Ausnahme der namentlid genannten, ober bes Landrats an ben 
————⸗ und gegen deſſen Veſcheide an den Oberpräfi- 


— ‚gegen ortspolizeiliche Verfigungen in Berlin an ven Oberprü- 


Im der Beſchwerde kann ſowohl die Geſetzwidrigleit mie bie 

jfeit der angefochtenen Verfügung geltend gemacht werben. 

Bergen ben in lehter Inftanz ergangenen Befheib des Negierungss 

präfibenten, bezw. des Oberpräfidenten findet die lage beim Ober 

verwaltungsgerihte ſtatt. Dieſe Klage kann nur darauf geſtützt 
werben, dab 

1. ber angeſochtene Veſcheid duch Nichtanwenbung ober unrich⸗ 
tige Anmenbung des beftehenden Rechts, insbefondere auch ber von 
ben Behörden innerhalb ihrer Zuftänbigteit erlaffenen Verordnungen 
den Aläger in feinen Rechten verlege; oder 

2, bie Ihatjächlihen Vorausfegungen nicht vorhanden feien, melde 
bie Polipeibehörde zum Etlaſſe der Werfügung berechtigt Haben würden. 

An Stelle der Beſchwerde kann fogleih bas Berwaltungsftreits 
verfahren buch Erhebung ber Klage beichritten werden unb zwar; 

a. gegen die Verfügungen ber Ortöpolizelbehörden auf bem Lande 
‚ober einer zu einem Landkrelſe gehörigen Stabt bis zu 10000 Eins 
mwohnern, in Hannover mur ber namentlich genannten Städte, bei bem 

Rreisausfhufe; 

b. gegen bie Verfügungen eines Landrais ober der Ortspoligeis 

bebörben ber übrigen Städte hei bem Bezirksausigufie. Die Klage 


ves DRG. vom 9. Wat 1876, Bd. 1, ©. 327. 
— 
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Kann fi nur auf bie gleihen Behauptungen fügen wie bie beim 
Dberverwaltungsgerichte *"). 

Die Veſchwerde wie die beim Areis: ober Bezirfsausfähuff 
zulegenbe 11 Mnrelb ai Wehen ba br Brkhrhe annchhagen 
‚gegen beren fie gerichtet ift, und lehtere hat fie am bie zur 
Entfgeidung zuitändige Behörde unter Benadrichtigung des Beſchwerde ⸗ 
ie ir bie Beſchwerde ober Klage vı 

ber zur Entfheibung zufländigen Behörde innerhalb der geieglichen 
ie eingelegt, jo gilt zmar bie Frift als gewahrt, Die ee 
der Mage ift aber zur weiteren Veranlaſſung an bie Behörde abzu⸗ 
— gegen beren Beſchluß fe — Die gleiyeitige Anz 
bringung beider Nedtsmittel it unguläiig, da diefelben ſich gegen: 
feitig ausfölichen. ft die Schrift, durd melde das Wechtsmittel 
— wird, nicht als Klage bezeichnet ober enthält fie nicht aus- 
ben Anteag auf Entfheidung im Berwaltungsfireitverfahren, 
ſo gilt diefelbe als Beſchwerde. rY gleichzeitiger Anbringung beider 
Nechtsmittel ift nur der Befhmerde Fortgang zu geben. Das bier 
nad unzuläffigermeife eingelegte Nechtemittel ift burd) Verfügung, * 
Behörde, deren Anordnung angefochten wird, zurüchzuweiſen, und 
ge jegen biefe zurücweiiende Verfügung findet innerhalb zwei Wochen bie 
chwerde ante zur Entſcheidung auf bie Klage berufene Behörde fatt*"), 

Gegen poligeiliche Verfügungen des Regierungspräfdenten it 
innerhalb zwei Wochen bie Beſchwerde an den Oberpräfidenten, und 
gegen den vom Oberpräfidenten auf die Befhmerde erlafjenen Beſcheid 
die Alage beim Oberverwaltungsgerichte nach Maßgabe ber allgemeinen 
Vorihriften gegeben. Bei polizellihen Verfügungen des Negierungs: 
präfidenten zu Sigmaringen fällt die Beihwerbeinftang fort, und es 
bleibt nur innerhalb zwei Wochen bie Klage bei bem Dbervermaltungss 
geräte ummittelbar. Gegen bie Lanbeövermelfung ſteht Perionen, 
welde nicht Reichsangehörige find, die Klage nicht zu‘). Bei poli 
zeilichen Verfügungen des Oberpräfibenten endlich ift mur die gemöhns 
fie Beſchwerde bei bern vorgefegten Minifler zuläffig- 

Bird eine polizeiliche Verfügung im Wege der Beihwerde oder 
durch rechtatraftiges Urteil im Verwaltungsitreitverfahren als geſet⸗ 
wibrig ober unzuläffig aufgehoben, fo bleiben bem Beteiligten feine 
Gerechtſame nad ben allgemeinen gejeglichen Beilimmungen über bie 
Vertretungsverbindlickeit der Beamten vorbehalten‘). Will man 
23 —— daß die Beftimmung etwas felbftverflänbliches befagt, 


“ 127, 128 2.8.0, ) 8 129 0.0.0. 5180 8.8.8, 
Fr} des Geh, vom 11. Mai 1848, 8 181 ORG. 
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noch Teineswegs aus ber blofen Thatfahe ber 
Verfügung, ſondern iſt vom Eioilrihter felbftändig zu er⸗ 


#2} 


H 


H; 


Polizeigerid 
jonbern durch bie Eröffnung bes orbentlihen Nedjtsmeges. 
ale Zumiberhandlungen haben die ordentlichen Gerichte, gegen: 


Eis 


zu ziehen. Die Unterfuhung des Gerichts erſtredt ſich 
©s Hat zunäcft zu prüfen, ob überhaupt eine 
jelverorbnung vorliegt und muß berfelben bie Wirt: 
verfagen, wenn fie unter Nihtanmendung oder unrichtiger 
beftehenden Rechtes erlaſſen worden ift. Die richter⸗ 
erftredt ſich babei mur über bem gerabe vorliegenden 


kann daher zwar bie rechtswidrig ergangene 


eine nicht auf den ihm vorliegenden Fall beihräntte allgemeine Ai: 
ordnung treffen wurde. Dem Gerichte ift es hierbei verjagt, außer 
der Rehtmähigkeit aud) die Notwenbigleit oder Awedmähigteit einer 
Poligeiverorbnung zu prüfen. Es bat aljo die Verorbnung, beren 
Rechtmäßigteit es anerkennen muß, zur Anwendung zu bringen, auch 
wenn es biefelbe jür mod) fo überflüifig oder zwedwidrig Hält. Dies 

id namentlih auch darauf, ob das befondere Interejfe eines 
Auylae Beflemungen ber Beljeerorntng vetsungitige fo it 

Ik er Pol erorbnung reiötsungültig, fo laßt 
dies nad) bem allgemeinen Grundfage: »utile per — vitin- 
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— ſchuldig und deshalb der Polizeiverordnumg gemäß zu beſtrafen. 
befonberer Vebeutung ift für bie —— Eniſcheidung 
die — inwiefern zut Feſtſiellung des Thatbeſtandes der Poliyeis 
übertretung Vorſatz oder Verſchulden erforderlich ift. Diefe Frage 
beantwortet fi aus dem Weſen der Polizelftrafe als eines Zwangs- 
mittels. Der Angeihuldigte braudt bemnad) das Bewußtſein ber 
Etzafbarkeit feiner Handlung oder Unterlaflung nicht gehabt zu haben, 
wohl aber ift es notwenbig, daß er die zu er; 
ausführen fonnte, daß er bie zu unterlaſſende Handlung nicht zu bes 
geben brauchte, ba andernfalls das Zmwangsmittel gegenitandslos fein 
würde ®). 

Neben biefem orbentlichen Nechtsmege ift durch bie Strafprogeßr 
orbrung 38 458 fi. ein vorläufiges abminiftratives Verfahren wegen 
Mebertretungen zugelaſſen. Die Polijeibehörde kann landesgeſediich 
ermächtigt werden, eine in ben Strafgejegen angebrohte Uebertretungs« 
ftrafe durch Strafverfügung feſtzuſeden. Die Strafverfügung, in ber 
außer ber Straffeſtſehung die ftrafbare Handlung, bad angemendete 
Strafgefeg umd eine Belehrung über bie Rechtomittel enthalten fein 
muß, darf feine andere Strafe als Haft bis zu 14 Tagen, Gelbftrafe 
ober bie an ihre Stelle tretende Haft und eine etwa verwirfte Eins 
siehung ausfprechen. Gegen die Strafverfügung fann binnen einer 
Woche nach der Velanntmahung bei der betrefienden Poltzeibehörbe 
jelbft ober bei dem zuftänbigen Amtsgerichte fehriftlich oder mündlich 
zu Protofoll auf richterlihe Entiheidung angetragen werden, womit 
das gewohnliche gerichtliche Verfahren Platz greift. 

Auf Grund biefer teichegefeglihen Ermächtigung if für Preußen 
an Stelle aller früheren, in diefer Beziehung geltenden Beftimmaungen 

9) Uedereinfiimmenb Rofin a. a D. ©. 115. 


"*) Wedeseinftin — dstom 
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$ı8 Der Umfang der Pollyel überhaupt. 155 
des Geſetz vom 23. April 1883 °*) Giernach ift berjenige, 
ber bie Poligeivermaltung in einem beitimmten Begirte auszuüben hat, 


berechtigt, wegen ber in demſelben verübten Uebertretungen Geld» ober 
Haftitrafe bis zu SO ME, event. drei Tagen Haft oder Einziehung 
ber verwirften —— zu verfügen. Die Etrafverfügung bleibt 
ausgeſchloſſen bei Forſidiebſtahlen, fteuer- und bergpoligeifichen und 
m) Uebertretungen aus bem Bereiche der Nheinfchififahrtse, Elbgoll 
und Gemerbegeridite, ſowie gegen Militirperfonen, foweit bie Strafe 
ich nicht auf Weldbuße oder Einziehung beſchrantt. Die endgültig 
feftgefegten Geldftrafen und die eingezogenen Gegenftände fallen bem 
zur Tragung ber fachlichen Poligeitoften Verpflihteten zu. Derjelbe 
hat aber auch andererjeits bie entjiehenden uneinziehbaren Koften zu 


8 168. Der Umfang der Polizei überhaupt. 


Die frühere Sitte, denjenigen Teil der ſtaatlichen Verwaltung, 
ber unter feines der Spezialverwaltungsgebiete bes Auswärtigen, des 
Krieges, der Juftiz, der Finanzen und der Kirche fiel, als Polizei zu 
bezeichnen, ift jegt allgemein aufgegeben. Insbeſondere ſpricht man 
nidt mehr von einer Mohlfahrtspolizel, fonbern von einer Wohlfahrts⸗ 
pflege. Es mag dies zu bedauern fein, da bie Bezeichuung „Polizei“ 
für das Gebiet der inneren Verwaltung nur das naturgemäßie Ergeb: 
nis einer Jahrhunderte langen geſchichtlichen Entwidlung bildete, und 

mit der Veſchränlung bes Wortes auf ein noch engeres Gebiet 
Bebürfnifie befriedigende ſtaatsrechtliche Terminologie preis- 
dafür einen geeigneten Erfag zu gewinnen. ebenfalls ift 
jatfache zu reinen, baß für ben heutigen Sprachgebraud) 

Schukmann iventiiche Begriffe find. Es biehe um einer 
— Ziebhaberei willen der Sprache Gewalt anthun und 
unverſtandlich werben, wollte man heute noch das Wort Po: 
für das gefamte, zu keinem Spezialverwaltungsgebiete gebörige 
inneren Verwaltung anwenden. 
man nun aber den Begriff der Polizei nicht mehr rein 
als bie zu leinem ber übrigen Bermaltungszweige gehbrige 
Verwaltung beftimmen, jo ift bie Frage unabweisbar, worin 
ae Wejen der Polizei nach heutiger ee zu ſehen fei. 
Theorie ſcheidet fih in biefer Beziehung nad) drei verſchie ⸗ 
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©. 1, 5. 65. Bol, dayu Anm. vom 8, Juni und Verf. vom 2. Juni 
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ammenfeins 

Selbitändiges Handeln wird aber 
nur auf dem ebiete der een Meſchrieben während 
ie auf ben befonderen Dermaltungsgebieten ber Staatsnationalbilbung 

mirtihaft nur eine lonkurtierende Thätigteit ala 
— dieſer Vermaltungszweige ausüben fol. Die ubrigen An- 
Hänger biefer Richtung bauen auf biefem Fundamente im weſentlichen 
fort, indem fie die Erhaltung der Sicherheit für den Gegenitand ber 
Polizei erflären, alle übrigen Gegenftände der inneren Verwaltung 
aus dem Gebiete der Polizei ausſcheiden. —— von biefer 

jelbi 


Verwaltung, welche den einzelnen vor den in ben umgebenden Kräften 
liegenden Gefahren fügt. Je nachdem aber dieje Kräfte natürliche 
‚ober menjchlich-perfönlihe find, beiteht die Aufgabe der Polizei in der 
‚Herftellung fehlgender Einrihtumgen ober in der Abwehr gegenüber 
den gefährdenden Individuen vermittels ber ftaatlichen Zwangsgemalt, 
Die Polizei ift daher nah 2. v. Stein weber mit der inneren Ber: 
maltung identiſch noch ein Teil derjelben, ſondern ein der 
waltung immanentes Prinzip. Die dritte Theorie endlich wählt als 
Einteilungsgrunb nit bie Gegenftänbe, fonbern bie Mittel der inneren 
Verwaltung. Eine poligeilihe Tätigkeit ift hlernach überall ba vor 
handen, wo in der inneren Verwaltung der Staat mit feiner 
gemalt eingreift So befiniert zuerft Bluntſchli die Polizei als 
Sorge des Staates für das Gemeinmohl mittels Ausübung feiner 
gebietenden und zwingenden Autorität. Wo biefer Zwang nicht Plag 
gr dd iſt die Verwaltung nicht Polizei, fondern öffentliche Pflege. 
Hart. Soden, Die Be — 7: Die Stantspoligei nad 


der 
) Berwalbungsichte Bo. 2 (1866) ©. 63 fi. 
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hat ſich gegenwärtig ber allgemeinften Anerkennung 

und barf wohl als die herrſchende begeidhnet werben ®). 
ing des pofitiven Rechts könnte bie Frage nad) 
der einen ober ber anderen biefer Theorien erft dann 
en, wenn bad pofitive Recht des Staates, um ben 
ſich handelt, im diefer Beziehung feine Antwort gebe. Für 
dies jebod zweifellos micht der Fall. Das preußlihe 
t ftellt eine grundlegende Definition bes Begriffs ber 
bie ihre Wirffamkeit unaus geſeht nah allen Richtungen 
des alltäglichen Lebens äufert, die die gejepliche Schranke jeglicher 
polizeilichen Thätigfeit bilbet. Unter biefen Umftänden vermag auch 
bie wiſſenſchafiliche Erörterung bes Begriffs ber Polizei im preußi- 
„ menn fie nicht auf einen Irrweg geraten 
foll, feinen anderen Ausgangspunkt zu finden als den allbefonnten 
810,17, EN.: „Die nötigen Anftalten zur Exhaltung ber öffent: 
lichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung ber dem 
oder einzelnen Deitgliedern desfelben bevorftchenden Gefahr 
1, IR das Amt der Polizei,” Es kann fih daher nicht darum 
jes iſt der Begriff der Polizei überhaupt, jondern wel: 

Begriff der Polizei nah $ 1011, 17 0. &.N.? 
fee Dinfiht ergibt ſich zunächit, daß das A. AN. die Por 
befintert nach ben Mitteln der ſlaatlichen Tätigkeit, insr 
niet danach, ob die Verwaltungsthätigkeit geübt wird durch 
ung bes ftaatlihen Herrfchaftsrehtes und durch Armen« 
bung flaatliher Swangsmittel. Es liegt dies nicht einmal mittelbar 
in ber Legaldefinition ausgeiprohen. Denn es ift ſehr wohl denkbar, 
daß einzelne der. im derjelben erwähnten polizeilichen Aufgaben ohne 
jegliches ftantlihe Gebot und ohne jeden Zwang gelöft werden. Warum 
jollte 5. ©. bei brobender Wafiersgefabr nicht eine bloße Bitte der 
genügen, um ale Einwohner zur Aufbietung aller Mittel 
' Abmwenbumg ber für Leben und Vermögen drohenden Gefahr 
" * Es ift nicht einmal burdaus zutreffend, daß bie Polizei 
foldhen Umftänben wenigitens gebieten und zwingen könnte, ment 
das Gebot aud) im einen oder anderen Falle als überflüffig er- 
- Much wo ber Polizei Teinerlei Gebots: und Zmangsredt zu⸗ 
a geteilt von Medicus Art. Polizei in Blantfelis Stants- 
©. 181; u. Rönne, Pr. StR. Ds, 1, ©, 551; 9. Schulge, 
1. Aufl), &, 529].; Baband, StM, bes deutfcen Heices Ub. 2 
AB; ©. Meyer, ELR. (1. M) ©. 449, Bermaltungsregt Mb. 1, 
ungöreht 8.77; D. Mayer, Franz. Bermal 
. StR. dei Marquarbfen Bd, 3, Mt 1, S. MO. 
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een ber Polizei fann man unterſchelden 
bie Siherheit der Gefamtheit der Staatsangehörigen, 
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Indem biefe 
ierheitspoligei Vorkehrungen trifft gegen beflimmte Gefahren, 
te ber Feuer und Gejunbheitzpolgei als Ipezielle 
Einzelfiherheitspoligei. Die Polizei bat aber nicht nur 
, bie Öffentliche Sicherheit, ſondern auch die —— 
zu erhalten, ohne Nüdficht darauf, ob eine Störung biefer 
Sicherheit gefährden würde oder nicht. Hier handelt es 

ligei, wie j. DB. bei dem Perfonenfiande;, 
jeıweien, ber Gefinbes und Mietspoligei. ALS ein weis 
Gebiet, auf dem Gefichtöpunfte der Feuerpoligei, der 
Gefundheitspolizel und der öffentlichen Ordnung ſich vereinigen, ergibt 
fi) endlich bie —— welche nad) durchaus einheitlichen Normen 
wird und ſich deöhalb nicht nad) den Geſichtopunkten, auf 
fie beruht, unter bie iibrigen Zweige der Sicherheits und Orb» 
mungspoligei — läßt. 

‚Hiermit ift die Dispofition für die folgenden $$ biefes Kap. ges 
geben. Gleichwohl handelt es ſich dabei micht um eine erichöpfende 
Einteilung der Boligei nad) ihren Gegenftänden. Weder machen dieje 
nie im ihrer Gejamtheit die Polizei aus, noch aud umfaßt 
die Poliyei lediglich die genannten Spezialgebiete. 

Die Polizei läßt ſich einmal gar nicht auflöfen in einzelne Zweige. 
na hQetifemenn aa. D. 8.78; Entf. des D.8.G. vom 18. März 1879, 
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ne renden ben Iwang mit der zepteffiven 
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Inhalt dieſes 

Kap. zu Grunde gelegt wurden, fo beruht dies darauf, dah fir jebes 
biefer Gebiete noch befonbere, von ben allgemeinen verjcjlebene Nor: 
men beftehen, welche die Behörbenthätigteit an engere rechtliche Schranz 
ten binden als die allgemeinen Klauſein des preufifchen Poltjeirenhtes. 
Deshalb bebarf febes biefer Geblete einer befonberen juriſtiſchen Er- 
drterung. Die Gefamtheit — — —— läßt ſich aber 
weder auf die genannten, noch überhau — erfhö- 

pfenb verteilen. Denn bie "poiteige Tpargtett jo mannigfaftig 
und jo unerf&öpflid wie das Leben jelbit. Für diejenigen Aufgaben 
ber Polizei, welde zu feinem der Spezialgebiete gehören, find lebigs 
lich bie im Bisherigen behandelten allgemeinen Grundſatze bes Polizei: 
rechts mafigebend. ür eine weitere juciftifche Betrachtung bietet aber 
biefe ſich nad den verfchiebenften — B. zur Unterdrüdung 
ruheſtorenden Larme, zur Hebung von Verlehrehinderniſſen, zur Be 
— der Unſittlichteit ꝛe., Außernde Behörbenthätigfeit leinerlel 

Veranlaſſung mehr bar. 

Aber aud die befonderen Zweige der Poligei find mit ben bier 
erwähnten keineswegs erſchopft. Auch auf denjenigen Bermaltungs- 
gebieten, bei denen es fidh im weſentlichen nicht um bie bloße Erbal: 
tung ober Wieberberftellung polizeimäßiger Buftände handelt, ſondern 
noch darüber hinaus das Wohl der Unterthanen durch die Thätigkeit 
ber Bermaltung beförbert werben foll, ift zum minbeften auch bie Er⸗ 
haltung ber öffentlichen Sicherheit und Ordnung und bie Abmwendung 
von Gefahren Aufgabe der Verwaltung. So bildet die Grundlage 
ber Armenpflege Hilföbebürftiger die Armenpolizei gegen Bettler und 
Bagabımben, bie Grundlage ber Beförderung der Nobprobultion bie 
Felde, Forft: und Verapoligei, die Grundlage der Beförderung bes 
Bewerbebetriebes bie Gewerbepolizei, die Grumblage ber ſtaatichen 
Maßnahmen im Jntereffe des Verkehrs die Weges, Strom: und Eifens 
babnpoligei. Inſoſern burdyieht bie Poligei noch beute das gange 
Gebiet der inneren Verwaltung und ift der Ausgangspunkt jeder 
Vermaltungsthätigfeit. Es handelt fid au hier um eine wirkliche 
Polizei im Sinne des $ 10 11, 17 A. EN,, nit um eine blohe Mohls 
fabetspoligei. Allein diefe zuleht genannten Zweige der Polizei, welche 
bie Grundlage ber pofitio jürdernden und pflegenben Staatsthätigfeit 
ausmachen, lajien fi nur im Zuſammenhange mit ben betreffenden 
Verwaltungsgebieten daritellen, da man fonit zufammengehörige Mas 
terien auseinander zu reißen genötigt fein wurde. In ben folgenden 
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handelt es fid) nur um diejenigen gweige der Woligei, welche nicht 
Ausgangspuntt einer barüber hinanägehenben fiaatlidien Pflege 
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höhere Sicherheitspolizei hat zur Aufgabe bie Erhaltung ber 
eit und bie Abwendung von Gefahren nicht in bezug auf eins 
fonbeen in beyug auf die Geiamtbeit, fie hat aljo bie 
» und Gefellfchaftsorbnung zu verteidigen. Da 
biefelbe in ber Negel aus politifchen Motiven hervor: 
man fie wohl aud als politiiche Polizei. Nicht aus 
fen, fondern lediglich aus politiihen Gründen, d. h. wegen ber 
Möglichkeit bes Mißbrauchs gerade ber höheren Sicherheits- 
i im Interefie einer Gejelljajtsklaffe gegen bie andere, iſt aber 
auf diefem Gebiete an engere Schranten gebunden, als 
101,17, ER, enthält, und es fit jebes diefe Schranfen 
;e polizeiliche Eingreifen verboten. Someit es fih um bie 
derbredperifcier Angriffe auf die befichende Staats und 
(haftsorbnung handelt, fungiert die Polizei einfach als Hifs- 
der Gerichte, und es befteht feinerlei juriftiidher Unterfdjieb 
biefer Thätigkeit und anderen Zweigen ber gerichtlichen Po⸗ 
ie {ft daher in dem folgenden 3 mit zu behandeln, Allein 
präventive Thitigfeit ber politiſchen Polizei, ihre vorbeugende 
gegenüber dolitiſchen Gefahren unterliegt befonberen Nor» 
In diefer Beziehung iſt die Polizei nach zwei Richtungen Hin 
tliche Schranten gebunben, hinſichtlich bes Verfammlungs: unb 
Bereinswejens und binfichtlih des Preimeiens. 

Am ben rechtlichen Charakter diefer Bermaltungsnormen zu bes 
urteilen, muß man fi zunachſt einmal vergegenwärtigen, welcher Zus 
fand vorhanden fein würde, wenn bieje Normen nicht beftänden. In 
biefem falle hätte jeder Unterthan, worausgefeht, daß er fein Strafe 

verlegt und niemanden cibilrechtlichen Schaden zufügt, die volle 

iheit ber Bewegung. Es könnten, ohne daß bie einzelnen Unters 
thanen irgend melde Borbebingungen zu erfüllen brauchten, Vereine 
gebildet, jen berufen, Neben gehalten und Kreßerzeug ⸗ 
niffe verbreitet werben. Die Freiheit des Handelns für die Unters 
Ahanen wäre nad) Feiner Richtung hin beengt, Die gleiche Bewegungs: 
freiheit hätte aber auch die Poligeibehörbe. Diefelbe Könnte auf d 
der ibe buch SIO 11,17 A LNR. gegebene Zuftändigteit zuc Erhal« 
tung ber öffentlichen Sicherheit und Dednung jede Verfammlung und 
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—— der Behörden auf geſehliche Schranken. 
Charakteriftiiche diefes das Verein, Berfammlung: 
Bei umfafjenben Vermaltungszweiges {ft zu fehen in —* — 


der allgemeinen Klaufeln bes Polizeirechts zu gunfien einer 


biefem Gebiete unzuläffig iſt. Es bleibt daher auf demfelben ausger 
ſchloſſen jede Bolizeiverorbnung. Eine Polizeiverfügung kann ferner 
nicht auf Grund des $ 10 IE, 17 A. &.R., fonbern nur auf Grund 
einer ſpeziellen Ermächtigung der betreffenden Geſetze ergehen '). 
Die dogmatiie Darftelung biefes Vermaltungsgebietes pflegt 
man gewöhnlich einzuleiten mit einer biftoriichen Vetracdtung. Beim 
Vereins und Verſammlungerechte beginnt diefelbe herkömmlicher Weife 


ine 
ber Verfommlung geredjt werben. Wollte man die Anficht des D.B.O. 
Im, Io rät ge mit ehyfıben, wehfaib Dean Di def Aber 
-, Berfammlungt ab Socbmeien überhaupt eafen mine. Die Bade 
Sr Ben Wen unb ber efeeher Ye Dh abe 


- — REN 
läfigteit ded Berbots öffentlicher Epinnftuben. 
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‚ einigen Bemerkungen über bie Mad bed germaniigen: 
Am Mittelalter, es wird dann bedauert, 


— — unaar 
s Bereinse und verſammlungsrecht?) Das 
——— unterliegt zwar nad Art. 4 Nr. 16 ber Reichsverfaſſung 
————— doc hat das Reich von derjelben, abgejehen von 
wereingelten Beftimmungen, auf bie nod) zuritdzutommen fein wird, 
feinen Gebraud gemacht. Nach $17 bes Bahfgefeges für ben Neichss 
tag vom 31. Mai 1869°) haben, unbeidjadet der Iandesgefeplicen 
Beftimmungen über die Anzeige der Verfammlungen und Vereine und 
bie Ueberwochung berjelben, bie Wahlberechtigten das Mecht, zum Des 
ben Neichätag betreifenben Wahlangelegenheiten Vereine zu 
im geſchloſſenen Räumen unbenafnet — Verſanm 
— Die Landes; 


Ai 


nd) zu unterwerfen. 

849 bes re eg vom 2, Mat 18744) 

ie an politifhen Vereinen und Verfammlungen den zum 
gehörigen Militärperfonen einſchliehlich der wahlberech⸗ 


val Se Art, Vereine und Berfammlungen im Pr Staais · 


hi 


Ei 


10, ©. 155 f.; Leni Art. Bereindreht in m. Holgenborfis 
v innen Rama. zus Berorbnung vom 11, Miıy 1880 
F Berlin 1861. 


*) R.G.BL 1874, ©. 65. 
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tigten Militärbeamten unterfagt worben®). Im übrigen ift im weſent ⸗ 
lichen die Sandesgefepgebung maßgebend geblieben, 
Für Preußen find eingelne leitende Grunbfäe bes Vereins · und 
—— der Verfaffungsurkunde, ber 
—— 30, a — 
— e berechtigt, ſich ol vorgängige obrigkeit- 
Tihe Erlaubnis friedlich und ohne Waffen in geichloffenen Räumen zw 


brig 
Ebenſo haben alle Preußen bie Freiheit, ſich zu nicht —— 
‚gen Zweden zu Gejellihaften zu vereinigen. Nur politiſche Vereine 
Tonnen Beihtäntungen im Wege der Gefehgebung unterworfen werden. 
Die weitere Ausführung biefer Grunbfäge, insbejonbere unter Berüds 
fitigung bes Interefies ber Aufredterhaltung ber öffentlichen Sichers 
heit wird der Gefepgebung vorbehalten. 
Diefe meitere Ausführung ber — — 
iſt gegeben in ber Verorduung vom 11. März 1850 über 
Biene eines die geſehliche Freiheit und Ordnung —— 2 
braudes bes Berfammlungs- und Vereinigungsrehtes *), welche buch 
Berorbnung vom 25. Juni 1867 Art. IT’) aud) auf bie neuen Pror 
vingen und durch Geſeh vom 23. Juni 1876 $ 10°) auch auf Lauen-⸗ 
burg ausgedehnt worben iſt. Die wichtigſten Befhräufungen, benen 
das Berein® und Berfammlungsredpt noch unterworfen wird, 
find im weſentlichen folgende. 
su = Gefeh —— — — Ki Vereinen, 
ine beide Begriffe ieren. em allgemeinen Spracdhge: 
, ber fee aud) für den Gefeggeber mangebend gemein 
if, ee „Verfammlung” jedes geordnete Beilammenfein "*) einer 
größeren Perfonenzahl zwedis gemeinfamer Beratung. Ein Verein ift 
dagegen nur bann vorhanden, wenn es fid nicht bloh um eine ein 





”) Damit find bie Art. 38, 89 MM. gegenflanbälot geworben. 

?) ©8. 1850, ©. 277. Die Verordnung ift, mie fie im — las 
kat, unter Zuftimmung beider Rammern erlafien worden, hat aljo den 

eineb Oefeeb I m inne ded Yet 62 ber Berfaffungdurfunde. Weäfalb 
yeichmung „ ;“ gemäßlt Äft, erfheint, fofern nicht elwa ein m 
fehen en follte, 


Doüftändig unerfinblid. 
68. 1867, 8.91. *) 6.8. 1876, ©. 189. 
=) Gegen! das RG, in feinen Ontih. vom B 
@. 1885 — in ——— Küntel, 8b, 6, ©. Pe die 
—— Aonftituierung und eine georbriele Debatte für nit notwendig, Allein 
a ee —— —— ir —— aufjufaflen, vas augens 


Hi 


{Grintid der Wdfigt des Geſedgebers nidt entfpridt. 
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er en re jondern eine 
Dauer berednete Verbindung, welde ſich namentlich in einer 
—— Drganifation zeigt, vorliegt. Die Exriſtenz einer Verſamm⸗ 
er ift bedingt durch das thatfächliche Beiſammenſein einer Berfonen- 
mebrheit, bie bes Vereins bagegen nicht, Sinb bie Mitglieder eines 
Vereins zur Erfüllung der Bereinsywede beifanmen, fo bilben fie eine 
a * greifen * — über das Verſanm⸗ 
lungsrecht Der Verein beſteht aber auch in der Zeit zwiſchen 
ben einzelnen een Im allgemeinen wirb es — eine 
Frage des fonfreten Falles fein, ob eine Perjonenvereinigung bloß 
Berfammlung im weiteren Sinne oder auch ein Verein ift. 

Bon allen Verfammlungen, in welchen bffenillche Angelegenheiten 
erörtert ober beraten werben, hat der Unternehmer mindeitens 24 
Stumden vor Beginn der Verfammlung Anzeige bei der Ortspoligeis 
‚behörbe unter Angabe bes Ortes unb ber Zeit ber Verfanmlung zu 
machen, und bie Behörde hat barüiber eine veſcheinigung zu erteilen. 
Beginnt die Verfammlung nicht fpäteftens eine Stunde nad der in 
der Anzeige angegebenen Zeit, fo ift bie ipäter beginnenbe Verſamm- 
lung nicht als vorfhriftsmäßig angezeigt anzufehen. Dasjelbe gilt, 
wenn eine Verjammlung die länger als eine Stunde ausgefepten Ber- 
Handlungen wieder aufnimmt ($ 1). Beim Stattfinden von Verſamm- 
lungen ohne bie vorgefchriebene Anzeige treten Strafen ein gegen ben 
Unternehmer, gegen denjenigen, der ben Platı dazu eingeräumt hat, 
und gegen jeden, ber in ber Verfammlung als Vorfteher, Orbner, 
Zeiter unb Nebner aufgetreten ift ($ 12). Vorſteher von Vereinen, 
welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezwedten, ſind 
verpflichtet, die Statuten bes Vereins und das Verzeichnis der Mit- 
‚glieder binnen drei Tagen nad Stiftung bes Wereins und jede Aen- 
berung der Statuten ober Vereinsmitglieder binnen drei Tagen, nach- 
dem fie eingetreten find, der Drtspolizeibebörde zur Kenntnisnahme 
einzureichen, derjelben auch auf Erfordern jede darauf bezugliche 
Auskunft zu erteilen. Die DOrispoligeibehörbe hat über bie erfolgte 
Einteichung der Statuten und ber Vergeichnifie, bey. ber Abänberungen 
eine Bejheimigung zu geben ($ 2). Zuwiderhandlungen hiergegen find 
ebenfalld mit Strafe bebroht ($ 19), Ale biefe Beftimmungen bes 
ziehen fi jedoch nicht auf lirhhliche und religidfe Vereine und deren 

wenn dieje Vereine Korporationorechte haben ($ 2). 
Steht für die Derfammlungen eines Vereins, ber eine Einwirkung 
auf — Angelegenheiten bezwedt, Zeit und Drt fiatutenmäßig 

‚ober durch einen bejonderen Beſchluß des Wereins im Voraus feit, 
und ift Dies wenigſtens 24 Stunden vor ber erften Verfammlung zur 
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Kenntnis der Polizeibehörde gebracht worden, fo bebarf 28 einer bes 
fonderen Anzeige für die einzelnen Berfammlungen nicht 63. 

Die Ortspoligeibehörbe fan in jebe Berfammfung, in der öffent 
(wa —— erdrtert oder beraten werden ſollen, einen oder 


Te Role : 
Heibung oder unter ausprüdlicher Nundgebung ihrer bienflichen Eigen: 
Schaft eri—heinen und müffen, wenn a nicht Polizeibeamte find, durch 


einzuräumen, auch auf 
funft über die Perſon des Redners zu geben (J 4). Zuwiderhand ⸗ 
lungen gegen dieſe Teptere Vorſchrift find umter Strafe —— aan 
Die Ei Men der Volizeibehörbe find vorbehaltlih bes 

Beteiligten einzuleitenben Strafverfahrens befugt, ſofort jede —— 

Sammlung aufzulöfen, bezüglich deren bie Veſchein gung der erfolgten 
Anzeige nicht vorgelegt merben Tan, ſowie, wenn in ber Verfamms 
lung Anträge oder Vorihläge erörtert werben, die eine Aufforderung 
oder Unreizung zu ftrafbaren Handlungen enthalten, oder wenn in ber 
Berſammlung Bewaffnete erſcheinen, bie ber Nufforberung ber Abge ⸗ 
orbneten ber Obrigkeit entgegen nicht entſernt werben (8 5). Andere 
Auflöfungsgründe gibt es, abgejchen von dem fpäter zu ermähnenden 
des Sozialiftengejeges, nicht. Ebenſo erfheint eine analoge Aus- 
Dehnung ber Auflöfungsgründe unzuläffig. Nur muß es ſich freilich 
um eine in ben geſehlichen Normen tagende Verſammlung handeln. 
Soweit eine Verjammlung ſich diefen Formen felbit entzieht, indem 
fie 3. B. auf irgend welche Weile das polizeiliche Neberwachungsredit 
Ubhrforifh macht, iſt fie feine Verfammlung Im Sinne bes Vereins: 
geiehes, jondern eine gemöhnliche Perfonenanjammlung, die vom ber 
Polizei ohne meiteres zerftreut werben Tann’). Sobalb ein 
orbneter der Polizeibehörbe bie Verfanmmlung für aufgelsſt erflärt 
bat, haben fi alle Anweſenden fofort zu entjernen. Die Erklärung 
kann nötigenfalls durch die bewaffnete Macht zur Ausführung gebracht 
werben ($ 6). Mer ſich nicht ſoſort nad) ber erflärten Auflöfung 
entfernt, verfällt in Strafe ($ 17). 

Niemand mit Ausnahme der im Dienfte befindlichen Polizeibeamten 
barf bei Strafe in ber Verſammlung bewaffnet erſcheinen, gef 
benn bayı auffordern ober Waffen austeilen ($$ 7, 18, 19). 


a pollzelllche Ueberwachungdrecht Muforiih gemacht werden folle- 
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— treten, ——— nicht durch 
Komitees fie, Gentralorgane ober ähnliche Einrichtungen oder 
dur gegenfeitigen Schriftenweqhhſel. 
‚Eine Uebertretung dieſer 


Lehrlinge dürfen den Berfammlungen und Sigungen folder —— 
Bereine nicht beimohnen und ſind eventuell auf Erfordern ber Obrig: 
een zu entfernen, wibrigenfalls ein Grund zur Anflöfung 
Ss Aare vorliegt (58 8, En 21). Hat die Polizei einen 
politifchen Verein vorläufig gefchloffen, fo muf; fie binnen 48 Stunden 
nad) der Schliefung bavon und von va — welche zur 
Säliefung Unlat gegeben haben, der Staatsanwaltſchaft Anzeige 
Findet legtere bie —— ie zur Ber 

der Anlage nicht geeignet, fo Hat die Ortöpolizeibehörbe 
die ihr duch die Stantsonwaltichaft binnen meiteren acht Tagen 
‚erteilende Nachricht die Schliegung des Vereins aufzuheben. Anderen: 
‚muß bie Staatsanmaltichaft ebenfalls binnen acht Tagen bie 
Rage erheben. Alodann faht bas Gericht jofort darüber 
ob die vorläufige Schliefung des Vereins bis zum Ertennt ⸗ 
—— fortbauern foll ($ 16). Die Schllehung des 
te Poligeibehörde iſt alſo immer nur eine vorläufige 
” Seien die enbgilktige Entſcheidung dem Gerichte im ge 
möhnkidhen Strafverfahren jufteht. Da bie Polizei in biefem Falle 
Anorbnung nur vorbehaltlich bes ordentlichen Nechtsweges trifft, 
Reine Anfechtung der Verfügung im Verwaltungsitreitverfahren 
Dagegen ſteht einer einfachen Bejhmerbe an bie Auf 

‚€, da ſowohl bie anorbnenbe Behörde jelbit 


"Beffentliche Berjammlungen unter freiem Himmel bedürfen der 
vorgängigen fähriftlihen Genehmigung der Ortspofizeibehörbe. Die 


MM Minderer Anſicht dinſichuich der Buläffigkeit der Befdwerde Tisch 
a. O. S. 40. 


— 





Genehmigung iſt von dem 
minbeftens 48 Stunden vor ber Zufammenkunft 
ne, wenn aus Abhaltung ber 

öffentliche Sicherbeit oder Ordnung zu befürchten it, Soll 


fibrigen finden auf biefe Verfammli 

a wie auf folde in gefchlofienen Räumen ($ 9). 
fammlungen unter freiem Himmel werben öffentliche Aufzüge in 
und Ortſchaften oder auf öffentlichen Straden gleichgeftellt 
holung der Erlaubnis ift der beabſichtigte Weg anzugeben. Dagegen 
bebürfen gewöhnliche Seidhenbegängnife, fomie Züge ber KHodyeits: 
verfammlungen,, foweit biefe bergebradht find, firhlihe Prozeffionen, 
Wallfahrten und Bittgänge’), mern fie in ber hergebrachten Art 
Rattfinden, weder einer vorgängigen Genehmigung noch einer 
& 10). Innerhalb zweier Meilen von dem Orte der ji 
Reſidenz des Nönigs oder von dem Orte des Styes beider Aammern 
birfen Boltsverjammlungen unter freiem Himmel von ber Ortspolizei: 
behörde nicht geftattet werben. Letzteres Verbot beficht jedoch mur 

für bie Dauer der Sihungsperiode beiver Kammern (8 11). Die 
re Tellnahme an einer Verſammlung unter freiem Himmel 
iſt unter Steafe geftellt ($ 17). 

Der Nehtihug auf dem Gebiete bed Vereins: und Berfamms 
lungerechtes ift im weſentlichen dadurch gegeben, daß jebe Uebertre ⸗ 
tung ber gefeglihen Vorſchriſten feitens ber Unterthanen mit Strafe 
bebroßt ift. Der orbentlihe Richter hat alfo in dem Strafprazefle 
über die Gefepesauslegung zu entfheiden. Daneben bleibt gegenüber 
poligeilihen Verfügungen abgefehen von dem falle ber vorläufigen 
Schließung eines Bereins noch das gemöhnlide Verwaltungsitreit: und 
Beſchwerdeberfahren, welches allerdings dann gegenitandslos wird, 
wenn wie 5. B. bei Auflöfung einer Verſammlung bie polizeiliche Une 
orbnung unmittelbar zur Ausführung gelangt. In biefem Falle fönnen 
zwar bie betrefenden Beamten nachträglich von der vorgefepten Dienft+ 
behörbe reltifiziert werden, in der Sache jeldft wird aber damit ſelbſt- 
verftänblich nichts geändert. 

Weitere reichorechtliche Singularbeftimmungen beftehen fir Jeſuiten 
und Sosialbemofraten. 


+") Dot üben bie bei benfelben von den Vchörden zu heachtenden Grunbfäge 
bie Mintft.Berf. vom 26. Auguft 1874 — M.BL der inn. Berm. 1874, ©. 01 
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Rad dem Reichsgefege vom 4. Juli 1872 betreffend den Orden 
ber Gejelliaft Jefe '?) it biefer Orden mit den ihm verwandten 
Drben und orbensähnlichen Rongregationen "*) vom Gebiete bes deut ⸗ 
(ae Ben ausgeiätofen, und ift die Errichtung von Niederlaſſungen 


unterfagt. 

Das Soyialitengefep vom a Oltober 1878 *) umterwisft Das Vers 
eind: und — Soyialdemotraten periodiſch noch 
weiteren Beſchrankungen in drei Mumften. Vereine oder Verbindungen 
jeber Art, welche durch fosialbemofratifche, fozialiftifche oder lommm 
niftiide Beſtrebungen ben Umſturz der beitehenden Staats: und Ges 
fekfe bezweden, oder in welchen berartige Beftrebungen 
in einer ben öffentlihen Frieden, insbefondere die Eintracht der Des 
völferungsllaffen gefährbeten Weiſe zu tage treten, find zu verbieten. 
Dasielbe gilt von Verjammlungen, in denen ſich folde Beftrebungen 
zeigen, oder von benen burch Thatjahen bie Annahme gerechtfertigt 
iR, daß fle zur Förberung fozialiftifcher Tendenzen beftimmt find. Den 
BVerfammlungen ftehen öffentliche Feſtlichteiten und Aufzüge jeder Art 
glei. Den Behörden ift damit nicht mur die Ermächtigung erteilt, 
en bie gefepliche Verpflichtung auferlegt worben, Derartige Vereine 

und Verfammlungen zu verbieten. Zuftänbig für das Verbot der 
Vereine die Sandespolizeibehörde, hinfihtli ausländiiher Vereine 
der Reihslanzler. Die Veröffentlichung bes Berbots, welches fih auf 
das gange Bundesgebiet erfiredt und alle Verzweigungen bes Vereines 
umfabt, bat in dem Reichdanzeiger, und, wenn es von der Landes: 
poligetbehörbe ausgeht, außerdem in bem Amtsblatte zu erfolgen. Das 
Vereinövermögen ift mit Veſchlag zu belegen. Das Berbot wirb dem 
Bereinsvorftande, ſofern ein folder im Inlande vorhanden iſt, durch 
Verfugung zugeſtellt, und dieſer hat innerhalb einer Woche die Ber 
Gwerde ohne aufigtebende Wirkung an bie Neihsbefhmerbefommiffion. 

Fr das Verbot und die Aufldjung von Verfammlungen ift dagegen 
die ern zuſtandig, und in diejem Falle findet nur die Ver 
—— an —— — ſtatt. Die Teilnahme an verbotenen 

ober Verſammlungen iſt mit Strafe bebroht. Außerdem 
— Gaft: und Schantwirte oder mit Branntwein oder Spiritus 
—S treibende Perſonen auf Entziehung der Konzeifion erkannt 
werben. Endlich fann brittens für Veſirke ober Ortidaften, melde 


#%) Darüber, welche Benoflenfaften barunter faben, ngL die Befarntmachung 
— —— Mai 1873 — R.O.BL 1878, ©. 100 —. 

7 1878, ©. 851. Dasfelbe ee vom 2. Sin 1858 
— RER. 1888, S. 109 — His zum 30. September 1890 verlängert worden, 
— 
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Nah Ben Beftimmungen xegelt fih aber nur bas 
Vereins und Verſammlungsweſen überhaupt. Sobald ein Verein 
befondere Vorrechte für fi in Anfprud nimmt, kann unter Nmftän- 
gilt insbeionbere von Ariegervereinen, bie nad; ber Rabinettsorbre 
vom 22. Februar 1842 !°) orispoligeilicher Genehmigung bedürfen. 

U, DasPreßreht'N. Hinfictlic des Prefrechtes ift - 
Art. 4. Ne. 16 der Neihöverfaffung ebenfalls bie Zuftändigleit des 


Kompetenz s 
'. Mai 1874 17), welches nunmehr Die einzige rechtliche Grundlagı 
des Preßrechtes bildet, Gebrauch gemacht bat, fo find damit die frd: 
heren Sandesgefege über bie Preffe, insbefondere auch die Art, 27 und 
28 ber Verfaſſungsuttunde aufgehoben. Nur ſoweit bas Reichsrecht 
ausbrüdlid auf die Landesgeſehe verweilt, ober dem Vrehrechte frembe 
Vorſchriften in ben Landespreßgefehen enthalten waren, find lehtere 
in Kraft geblieben. 
Das Neihsprehreht ſteht anf dem Stanbpunfte ber fogenannten 
— de h. #8 darf ber Prefie —— feine Präventiopolijei 


Erlaubnis abhängig wäre. J ungen 

mehr erit, wenn fie begangen aud | nur lediglich nad) 
Mafgabe ber allgemeinen Strafrehtänormen unterbrüdt (Mepreffie: 
foitem). Nur um bei ftrafbare in, welche durch bie Preffe 


are, ®rlangen 174; 
‚ Berlin — Berner, Leipsig im: 





sım Die Höhere Siche chelidpollzen. 11 
‚Die Freiheit der Prefie unterliegt —— — 


jewerbsmäßige öffentliche Verbrei: 
'igeibehörbe denjenigen Pers 
ations · 


Druders und, wenn fie für den Buchhandel oder —* zur — 

N beſtimmt iſt, der Name bezw. die Firma und der Wohnort 
bes Berlegers ober beim Selbftbetriebe ber Drudiährift des Verfaſſers 
ober Herausgebers genannt ſein. Ausgenommen von biefer Vorſchrift 
find die mur zu den Sweden des Gewerbes umd Verkehrs, des bäns: 


Noch weiteren Beichräntungen unterliegen die fogenannten — 
difchen Drucſchriften, d. h. Zeitungen und Zeitſchriften, welche in 
monailichen ober fürgeren, wenn au unregelmäßigen friflen ers 

(. Diejelben mäüflen auf jeber Nummer, ſedem Stüde oder 
‚Hefte den Namen und Wohnort des verantwortlichen Nedakteurs ent: 

1. Die Benennung mehrerer Perfonen als verantwortlicher Res 
bakteure ft nur zuläfig, wenn deutlich erhellt, für welchen Teil der 
en jede Perſon verantwortlich ift. Verantwortliche Redat⸗ 

teure bürfen nur Perfonen fein, melde verfügungsfähig, im Befige 
der bürgerlichen Ehrenrechte find und im beutfchen Reihe ihren Wohn: 
fi6 ober gewöhnlichen Aufenthalt haben (8 7, 8). Inwiefern Ber 

amte Redakteure periobifher Drudiäriften fein dürfen, ift ein Gegen⸗ 
Pe bes Beamtenrechts umb unterliegt baher hinſichtiich der Landes⸗ 
beamiten der Lanbesgejeglihen Regelung. Nach S 22 des preufiifcen 
Preßgefeges vom 12. Mai 1851 \*) bebiirfen Militärperionen vom 


"") Dafı die Werbreitung eine gewerbamäfige jelm miffe, wie Ciayt a.a. D. 
©. 78 annimmt, iſt im Befehe ld — und daher mich nicht g= 
auf Thilo aa. D. © Kr v. Shmarsea aD. 
8, 1891, ©. 278. Die noch in Kraft flehenden Veftimmungen bi 
‚Gefeges gelten im ganzen Stoatägebiets. 
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Dienfiftande, Aa en unmittelbare und mittelbare Stantsbeamte, 

auch folde, bie ihr Amt umentgeltlich ——— ber Erlautmis ber 

— Dienſtbehörde, Civildeamie indeß nur dann, wenn das zu 

ſerende Blatt kautlonspflichtig iſt. Die Ueb— 

ion ift nad nr 42 bes preußifchen Prefgefehes ftrajbar. 
Kautionspflict für Beitfriften gegenwärtig nicht mehr befteht, io 

bie Veſchtantung binfigtli der — überhaupt hinfällig 

morben, und bebirfen biefelben einer Erlaubnis nicht 


ber ausihliehli den Iweden der Willenfhaft, der Kunſt, des Ge 
werbes und ber Induſtrie dienenden, muß der Verleger, jobalb 
Austeilung ober Berjendung beginnt, ein Eremplar gegen —— 
Beſcheinlgung der Polizelbehorde des Ausgabeottes unentgeltlich abs 
Kiefern Der verantwortliche Rebakteur einer perlodiſchen Drudichrift, 
welche Anzeigen aufnimmt, ift ferner verpflichtet, bie ihm won öffent: 
lien Bebörben mitgeteilten amtlichen Bekanntmachungen auf beren 
rem gegen Zahlung der üblichen Einrüdungsgebühren in eine 
reiben nächften Nummern feines Blattes aufzunehmen. Ebenfo 
= ex eine Berichtigung ber In der Drudicrift mitgeteilten That: 
ſachen auf Verlangen einer beteiligten öffentlichen Behörde oder Brir 
— ohne Einſchaltungen oder Wegiaſſungen aufnehmen, fofern 
bie Berichtigung von bem Einfenber unterzeichnet ift, feinen ftrafbaren 
Inhalt hat und fich auf thatfählihe Angaben befhräntt. Der Abs 
druc muß in ber nachſten noch nicht abgefchlofienen Nummer in bem« 
felben Zeile und mit berjelben Schrift wie ber zu berichtigende Ar— 
tilel und zwar, fomeit bie Entgegmung den Raum ber zu berichtigen: 
ben Mitteilung nicht überfchreitet, Koftenfrei erfolgen. Iſt sein eine 
Nummer einer im Auslande erſcheinenden periodiſchen 
zweimal binnen Jahreöfrift eine Verurteilung auf Grund ber gr 42 
Stt. G. B. erfolgt, jo kann ber Neihsfangler innerhalb zwei 
nad) Nechtsfraft des legten Erfenntnifies bas Verbot ber ferneren 
Verbreitung biefer Drudichrift bis auf zwei Jahre durch öffentliche 
Belanntmadung ausſprechen (88 9—11, 14). 

Diefe Beſchrankungen der Preffe beziehen fich nicht auf bie von 
ben deutſchen Reiche», Stats: und Bemeinbebehörben, von bem Reichs ⸗ 
tage ober von ber Landesvertretung eines beutihen Bundesitantes 
ausgehenden Drudicriften, ſoweit fih ihr Inhalt auf amtliche Mit- 
teilungen beſchränti. Deögleihen find ben Befhränkungen periobiiher 

”) Unberüget bleibt — das Erfordernis der höheren Erlaubnis aud) 
für Eivilbeamnte, foweit mit der Redaktion eine fortlaufende Einnahme verbunden. 
in. Bol Do. 9, ©. 57, 
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nicht unterworfen bie auf ee ober chemiſchem 
Wege gfaltigten periodiſchen Ditteilungen *'), ſoſern fie aus⸗ 
Thlieplih an Nedaktionen verbreitet werden ($5 1, 18). 

Der Vreffe find endlich gewiſſe Mitteilungen bedingt ober unbe 
bingt verboten. In Zeiten ber Kriegsgefahr oder bes Strieges Fönnen 
BVeröfientlihungen über Truppenbewegungen oder Berteidigungsmittel 
durch ben Keichslanzler mittels öffentlicher Bekanntmachung verboten 
werben. Ebenfo finb unterſagt öffentliche Aufforberungen mittels ber 
Vreffe zur Aufbringung der wegen einer firafbaren Handlung erfannten 
Gelditrafen 2 Koften, fomie öffentliche Beſcheinigungen über die zu 
u den gezahlten Beiträge. Das Infolge foldier Aufforbes 

jene oder deſſen Wert iſt ber Armenlaſſe bes Drts 
———— für verfallen zu erflären. Schliehlich dürfen die An- 
Magefähekjt aber anbere amtliche Schriftitiide eines Strafprogeffes durch 
die Preſſe nicht vor der Kundgebung in öffentlicher Verbandlung ober 
vor Beendigung bes Verfahrens veröffentlicht werben ($$ 15—17). 

Die Lebertretung dieſer zur Dronung des Prehwefens erlafjenen 
Gebote ober Verbote ifi mit Strafe bebroht ($$ 18, 19). 

Die Verantwortlichkeit fir die durch die Preffe begangenen ftraf: 
baren Handlungen richtet ſich lediglich nad den allgemeinen Strafger 
fegen und zwar gilt bei periodiſchen Drudiähriften ber verantwortliche 
Nebalteur als Thäter, wenn nicht durch bejondere Umftände die An 
nahme feiner Thäterfaft ausgefhlofien it. Begründer der Inhalt 
einer Drudjörift ven Thatbeſtand einer ftrafbaren Handlung, jo find 
ber verantwortliche Nedakteur, der Verleger, bee Druder und ber 
Verbreiter, ſoweit gegen fie nicht die Strafbarkeit als Thäter oder 
Teilnehmer begründet erſcheint, wegen Fahrlaſſigleit zu beftrafen, werm 
fie mit bie Anwendung ber pflihtgemäßen Sorgfalt ober Umſtande 
nachweiſen, welche dieſe Anwendung unmöglich gemacht haben, Die 

‚bleibt jebod) für jede der benannten Perfonen ausgeſchloſſen, 
menn fie als ben Verfaſſer ober den Einjenber, mitt deſſen Bewilligung 
bie Veröffentlichung geichehen ift, ober bei einer nicht periodif—hen Drud: 
{chrift als den Herausgeber derſelben oder als einen der in obiger Neihens 
folge von ihr benannten Perfonen eine ſolche bis zur Berkimbigung bes 
erfien Urteild nachweiſt, melde in dem Bereiche der richterlichen Ges 
malt eines deutſchen Bundesftaates ſich befindet, ober, falls ſie vers 
ftorben it, ih zur Zeit ber Veröffentlichung befunden hat, hinfichtlidh 

bes Verbreiters ausländifher Drudfuriften auß erdem, wenn ähm bie: 
ſelben im jelben im Wege bes Buchhandels yugefommen find (99 20, 21). 

— Sud) gebrudte Rorsefpondengen find hierher zu xegnen, Gal Entf. des 

Kamm.Ger, vom 19. Februar 1885 — Jo ho m und Aünyel, Bb.5, 6.02 — 





174 Das Bermaltungsredt. 


Die Strafverfolgung der durch Werd 
firafbaren Inhalts begangenen Berbreden und 
fonftigen im Prefgefepe mit Strafe bedrohten Vergeben 
fehs Monaten ($ 22). 

Bas bie Belt 


ebnung 
Drudiärift den Vorichriften der S$ 6, 7, 14, 15 des Preßgefeges 
ben $8 85, 95, 104 Str.®.B., bei dringender Geſahr im 
and, wen den $$ 111,130 Str.©.®, zumwibergehanbelt üft. 
Koligeibepörde bie Veſchlagnahme ohne Anordnung der Staatsanmalts 
ſchaft verftigt, fo muß le binnen fpäteftens zwölf Stunden bie 
bandlungen an bie leßtere abfenden. Die Staatsanwaltichaft kaı 
die Wie deraufhe bung der Beſchlagnahme mittels einer fofort vollftzed« 
baren Verfügung anordnen, Im übrigen ift jie verpflichtet, wenn bie 
vorläufige Beiälagnahme von ber Polizei erfolgt it, binnen 5) 
Stunden nad) Empfang der Verhandlungen, wenn fie 
jelbft angeordnet hat, binnen vierundzwanzig Stunden die 
des Gerichts zu beantragen, welches jeinerjeits binnen vi 
Stumden nach Empfang bed Antrags zu beichliehen hat. Li 
zum Ablaufe bes fünften Tages nah ber Beihlagnahme 


die Beihlaguapme, unb muß bie Freigabe erfolgen. Gegen 
richtebeſchluß, melder bie vorläufige Beichlagnahme aufbebt, 

tein Rechtsmittel ftatt, Die vom Gerichte beftätigte vorkäufige Ber 
ſchlagnahme erlifht, wenn nicht binnen zwei Wochen nad) der Beftäs 
tigung bie Strafverfolgung in der Hauptſache eingeleitet it. 
Beihlagnahme der Drudſchriften erfolgt nur da, wo fie ich zum Zwede 


für Zeiten bes Strieges ober 

Beftimmungen*”). Dasfelbe gilt 

über das öffentliche Anfhlagen, 

Hide unentgeltliche Verteilung von Velanntmadpungen, Plafaten und 
Aufeufen. In diefer Beziehung beftimmt $ 10 des preußiicen Preis 
gelepes vom 12. Mai 1951, daß Unichlagezettel und Plakate, melde 
einen anberen Jnhalt haben als Ankündigungen über gefeplich nicht 
verbotene Verfammlungen, über öffentliche Vergnügungen, über ge: 


”) Sgt. 8 166, 
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landesgejeplihen Vorjhriften über Abgabe von ÄFreieremplaren 

an Bibliotheten und öffentliche Sammlungen aufreht. Rach $ 6 bes 

—— Vrehgeſehes muß nun jeder Verleger je zwel Eremplare 

feiner Berlagsartitel und zwar eins an die gl. Bibliothek zu Berlin, 

ee an bie Sanbesbibliothet ber Univerfität der Provinz, se ber er 
unenigelilich abliefern. 

‚Der Rebtsihus auf dem Gebiete des gemeinen Preßtechtes er⸗ 

gibt ich ebenfalls aus den Strafllaufeln des Preßgefepes und der 


börben handeln Hier nur als Organe des Gerichts vorbehaltlich ber 
— Entſcheidung besfelben. 

Weiteren vorübergehenden Beſchrankungen iſt die Preſſe durch das 
bereits ermähnte Sozialiftengefeg untermorfen worden. DHiernach find 
Drudjöriften, in melden fozialdemofratiiche, ſozialiſtiſche oder Fommus 
miftiie auf den Umfiurg ber beſtehe nden Staats: und — 

gerichtete Beftrebungen in einer dem öffentlichen Frieden, ins⸗ 
befonbere die Eintracht ber Bevölterungsktaifen gefährbenben Weije 
zu Zage treten, zu verbieten. Bei periobifhen Drudigriften kann das 
Verbot, wenn eine Nummer verboten ift, ſich auf das meitere Er⸗ 
feinen erftreden. Zuftändig it die Candespoligelbehörbe und zwar 
bei — Drudihriiten bie bes Dris bes Erſcheinens, bei im 

Auslanbe eriheinenden Drudihriften der Neihstanzler, Das Verbot 
ift bet einer periodiſchen Drudfssrift dem Verleger oder Herausgeber, 
im übeigen bem Verſaſſet, jofern bieje Perſonen ſich in Inlande be: 
finben, foriftlih zu eröffnen und wird durch Bekanntmachung im 
— wirtſam. JInnerhalb einer Woche ſteht dem Ber 
troffenen eine Befehwerbe ohme auffhiebende Wirtung an die Neide: * 
fommiifion zu. Auf Grund des Verbots hat die Beichlagnahme der 
Drudiriit fattzufinden, wo fie ſich zum Zwede der Verbreitung ber 
findet. Gegen diefe Beſchlagnahme ift mur die Beſchwerde an die 
Auffichtäbehörbe Be 2 Voligeibehörbe hat außerdem ein Recht 
der vorläufigen Beſchlat 





Das Vermaltungdregt. 


8170. Pie Eimelferfeitspofije, 
Erhaltung 


ſtraftechtliche Sühne, die von * 
Das endgültig, 


zu vollftreden ift. 


ng, jonbern mr als dilfsorgan ber Yuftizbehörben, ummittekr 
bar ber ereklanwaltiäeften, mittelbar der Gerichte. Diefer unſelb⸗ 
ftändige Charakter ihrer Thätigfeit wird durch bie Bezeichnung „ger 
richiliche Poltzel” — noch beifer wilrbe man vielleiht von einer ftaatd« 
anwaliſchatlichen Poligei ſprechen — ausgebrüdt. Trot dem — 
tigfeit der gerichtlichen Polizei eine durchaus unſelbſandige ift 
nur eine Hilferbätigfeit für bie Juftiz barftelt, find dod Drehen 
ber gerichtlichen Polizei in ihrem Verhältnifie zu den Juitigbehörben 
volltommen felbftändig und müfen, fofern fie nicht eiwa von Amts 
wegen handeln, von legteren um jede einzelne Amtshandlung erfucht 
werden. Nur die Beamten, nicht die Behörden des Polizei: und 
Sicherheitsbienfies find nah $ 159 des Gerictöverfaflungsgefepes 
‚Hllisbeamte der Stoatsanwaltihaft und in dieſer Eigenihaft ver 
pflichtet, den Anordnungen der Staatsanwaltihaft Folge zu leiften ". 
Die mit der Handhabung ber gerichtlichen Polizei betrauten Beamten 


_ IS9L Meditus, Te Gerihetiche Polkit in Bluntfolis Einatimberertud 
Bd. 4, ©. 208 f.; Genymer, Die au 


drehten, 
fest, Art. Rriminakoolieiind, Stengels Wörterdug Bo. 1, 5.885 F. ") zul. 8 





Die Ginzefiherpeitspolgei, 
alfo in ſich eine doppelte bienftliche Stellung , 


der gerichtlichen Polizei grundet fih zwar eben 
I7TMLR. Im einzelnen find jebod 


find, unter denen die Polizei durch ihr 
Eingreifen bie freiheit ber Perſon und des Eigentums beſchranten barf. 
Die — — eines Beſchuldigten fann nur erfolgen 
Grund eines richtetlichen Haftbefehls oder auch ohne einen ſolchen 
des — auf friſcher That, wenn er ber Flucht 
iſt, und feine ne nicht ſofort feitgeftellt werben 
Tan, fowie wenn bie Vorausje eines Haftbefehls vorliegen, 
und Gefahr im Verzuge obmaltet. nee ohne richterlichen Haftbefehl 
ft aber, wenn er nicht wieder in freiheit gefept wird, 
am Tage nad der Feitnahme dem Amtsrihter vorzuführen 

488 127 fi. Str. vr. O.). 

Reben biejer reichsrechtlich duch) bie Steafprogehordnung geregelten 
poligeilichen Feftnahme der Beſchuldigten gibt ea noch eine fogenannte 
—— —— im ſicherheits polizeilichen Inieteſſe, Fre welche 

das Landestecht, in das Geſet vom 12. Februar 1850 zum 
Scuge der perfönlihen Freiheit *), maßgebend ift. Die Poligeibehörben 
find biermach berechtigt, Perfonen in polizeiliche Verwahrung zu nehmen, 
wenn eittweber a, der eigene Schub biefer Perſonen oder b. die Aue 
reöterhaltung der öffentlien Sittligfeit, Sicherheit und Nude biefe 

‚bringenb erforbert. Die polizeilich in Verwahrung genommenen 
fen jeb0d fpäteftens im Laufe des folgenden Tages in 


8.8. 1850, ©.45. — — gelanat in dohen ollern 
acc | ae N a US 1, ©. 1898 — 8 1 Ne. 4, Indam 
$85 Be keastweigen, I GawenlaOaihe u RER fhlesmigs 
Sehe eier dagegen nicht In Heflen-Naffau Bon — 
De pnefuatifge Beftnafma zgete, if 
6 in Kraft geblieben. 
Mornpaf, Preuptfges Stanteregt. TI. 12 - 





Tragung der Polipeifoften Verpflichteten infomeit zur Laſt, als dieſe 
Alte nicht Teile ber gerichtlichen Unterfuchung bilben ober auf Ber 
langen ber Staatsanwaltihajt erfolgen"). 

U. Die präventive Cinzelfiherheitspolizei zur Verhütung von 
Verbrechen wibmet ihre Aufmerkfamteit folhen Perfonen, von benen 
die Begehung firafbarer Handlungen erwartet werben kann. Eine 
ſolche Erwartung gründet ſich entweder auf bie ganze Lebensweile ber 

betreffenden Perfonen darauf, daß diefelben bereits wegen eines 
ſchwereren Verbrechens beftraft worben find, Die ficherheitspoligeis 
lihen Maßregeln find in beiden Fällen verihiebene. Bei der eriteren 
‚Rotegorie von Perjonen beitehen diefelben im weſentlichen darin, eine 
Beſſerung biefer Perfonen zu verfuden, bei ber fehteren in einer 


+) Bgl Gef. vom 11. Märı 1850 $ 3, vom 1. —— 
DE m Be N vom 20. Sept 186° 
*) Bot, General’:Zransport-Jnfteultion vom 16. en 1816 — ». Rampt 
2*8 509 — mebit den Ergänzungen durch bie Cittulatteſtrivte vom 
28. Jufi 1817 und 8. a ne Bo. = en 
vom 28, Februar 1ER — BL 
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oder eine Roligeiauffiäit, mit der verſchiedene Aufenthaltsbeihräntungen 
— — Bufammenhange ſlehen. 

Die lizei greift Plap gegenüber firafmünbigen wie 
Rrafunmünbigen Perfonen, deren Handlungs und Sehens 
weife vermuten laßt, daß fie bei einer Jortſezung berfelben 

werben. Im eriteren Malle handelt es ſich um eine Norrels 
tionspoligei im engeren Sinne, im Iepteren Falle um eine Zwangs ⸗ 


bie Korreftionspofigei im engeren Sinne anbetrifft, fo find 
gewiſſe Handlungen, namlich Umberziehen ald Landſtreicher, Betten, 
Anleitung oder Uusfhidung von Kindern zum Betteln, unterlaffene 
Abhaltung der gewalt · ober auffichtintergebenen und zur Hausgenofiens 
ſchaft gehörigen Perfonen vom Beiteln; Spiel, Trunk und Müßiggang 

zum Unterhalte der Perjonen, binfihtlich deren eine Als 
mentotionspflicht des Betreffenben befteht, durch Vermittlung der Bes 
hörbe frembe Hilfe in Anfpruc genommen werben muß; gemerbss 
mäßige Ungucht einer Weibsperfon ohne Unterftellung unter poligeilihe 
Auffiht oder in Zumiberhandlung gegen bie polizeilichen Vorſchriften; 
Urbeitöfchen ber aus Armenmitteln unterftügten Perfonen umb vers 
ihulbete DObbachlofigkeit als firafbare Webertretungen dur $ I6L 
Ne, 3—8 Str.G.B. mit Strafe bedroht, Die Gefahr für bie allge 
meine Sicherheit mb Ordnung befteht aber meniger barin, daß dieſe 


melde 
auch ſchwerete ftrafbare Handlungen gegen die Perfon und das Eigenz 
tum zu verüben. Dieſer Gefahr ſoll vorgebeugt werben durch dem 
Verſuch, die betreffenden Perfonen durch Bewöhnung an ein ordent⸗ 
lies. Leben zu befiern. Nach $ 362 Str.G.B. fan baher bei der 
Berurteilung zur Haft auf Grund ber in $ 961 Nr. 3-8 genannten 
), bei Vettelei jebodh nur dann, wenn ber Berurteilte 
in den leiten drei Jahren wegen diefer Uebertretung mehrmals rechts - 
verurteilt worben it, ober wenn derſelbe umter Drohungen 
ober mit Waffen gebettelt hat, zugleich erfannt werben, daß bie vers 
urteilte Perſon nach verbüßter Strafe der Fandespolizeibehörbe zu 
iſt. Die Tegtere erhält dadurch die Verugnis, die verur ⸗ 
teilte Berjon bis zu zwei Jahren entweber in ein Arbeitshaus unters 
bringen ober zu gemeinnügigen Arbeiten zu verwenden. Ausländer, 
gegen melde auf Uebermeifung an die Landespolizeibehörbe erfannt 
, können an Stelle der Unterbringung in ein Arbeitsbaus mıs bem 

iete Derwiefen werben. 
‚Die Korreftionäbaft darf alfo nur ftattfinden auf Grund eines 
732 


| 


Bericht angeordnet werben fan. 
Die korreftionelle Nachhaft iſt alfo nit Strafe, ſondern polizeiliche 
Befjerungsmaßregel im —— ber dffentlichen Sicherheit ). Die 
Uebermeii * — — nung der Landespoligeibehörde, welche 
gleidjzeitig die Dauer der Korreltlondhaft feltzufegen Hat, er 
Fimum ber Ueberweifung beträgt zwei Jahre. Die Frage, ob bie 
Zandespoligeibehörbe die Ueberweifung innerhalb einer gewiſſen Frift 
aus zuſprechen hat, iſt wohl richtig dahin zu beantworten, daß der 


„Korrigende nach Ablauf von zwei Jahren jeit Verbüßung ber Haft« 


firafe für bie Nebertretung nicht in dem Arbeitshaufe 

werben kann. Denn bie Rorreltionshait iſt zwar nicht Nebeuftcafe, 
aber dod ein Accejjorium der Strafe und nach Analogie der Neben: 
firafe zu beurteilen. Die Zeitdauer der Zuläffigfeit der Korrektions: 
haft muß ſich daher unmittelbar an bie Haftftrafe wegen ber Uebers 
tretung anfchlieben *). 

Die Koften bes Korreltionsweſens fallen nach $ 38 bes preufii- 
hen Ausführungsgefeges vom & Mai 1871 zum Bundeögejehe über 
ben Unterftügungsmohnftg ?) ben Sandarmenverbänden für bie in Ihrem 
Bezirke feitgenommenen Perjonen, jedoch mit Ausnahmeetwaiger Trans: 
portfoften zur Saft. Die Landarmenverbänbe haben baher bie Arbeits: 
bäujer und Beiferungsanftalten zu unterhalten und aus ihren Mittehr 
alle Verpflegungs⸗ Belleibungs: und Veerdigungstoften der Korri— 
genden zu tragen, ſoweit biejelben aus dem rbeitsverbienfte ber 
Rorrigenben nicht gededt werben. 

Die an Stelle der Kortektionshaft zugelafiene Verwenbung ber 
Korrigenden zu gemeinnügigen Arbeiten gelangt in Preufien faum 
irgendwo zur praltifchen Anwendung, vielmehr ift bie Korreltionshaft 
allgemein üblich. 





") fieberein] Berner, Lehrhuqh bes deutfchen Strafredhtd, 18, Hufl.. 
Son 1884, ©, 250, der jebod Änfofern nicht fonfequent verfähet, ald er die 
Rowweltionshoft unter den Rebenftrafen an der Freiheit aufzählt, fomie Erlaf det 
Er der Innern vom 25. Januar 1885 — MBL der inn. Verw. 1855, 
sn 

*) Wegen der von bee Sanbeöpoligeldehörbe dei Feſtſehung der Haft ga ber 
obaditenden Geunbfäge ogl. Eirl.Reffe. und Anmeifung des Minifterd dd Jazern 
vom 29. Oktober 1855 — MBL der inn Verw. 1886, ©. 287 —. 
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Die 8 Toller in aber 
ns egebung von en Hanblungen 
Dieje Annahme erſcheint — — eine 


ſtrafunmundige, d. h. 
mod) nicht zwölf Jahre alte Perſon eine objeftin firafbare Sankung 
begeht. Das Strafgefehbud $ 55 behält im dieſem Kalle Iandess 

Vorſchriften betreffs der zur Beſſerung und Beauffihtigung 
jeln vor. Insbeſondere foll bie Unterbringung in 
ober Veſſerungsanſialt erfolgen dürfen, nadibem durch, 
der Bormmbichaftsbehörbe die Begehung der Handlung feite 
ringung für zufäffig erklärt if, Die Auge 

relchstechtlichen Vorbehalts erfolgte für Preußen durch 
vom 19. März 1878 betreffend die Unterbringung verwahrs 
nebft Novellen vom 27. März 1881 und 28, Juni 1884 19), 
ſerdurch geregelte Swangserziehung iſt zuläjfig gegen bies 
Perjonen, melde nach Vollendung des 6. und vor Vollendung” 
12. Lebensjahres eine — rare begehen und zwar 
Unterbringung entweber ine geeignete Familie oder in eine 
jiehungs- ober Gefenumpsanftat, wenn en mit 
Rücficht auf die Beichaffenheit der ftrafbaren Handlung, auf die Per: 
ſonlichteit der Eltern oder fonftigen Erzieher des Kindes amd auf 
übrige Lebensverhältniffe zur Verhütung meiterer fittlicer 
Bermahelofung erforderlich ift. Der Beſchluß hierüber, welder ein 
Mt der freiwilligen Gerichtsbarfeit tft, llegt dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte in einem gefeglid) geregelten Verfahren ob unb bilbet bie 
zeihtliche Grundlage des ganzen meiteren Iwangserziehungsverfahrens, 
melde auch für bie verpflichteten Verbände maßgebend ift!'), Die 
Bormembihaftsbehörbe überjenbet ihren Beichluß durch Vermittlung 
bes Sanbrats, bezw. in Stabikreilen des Gemeindevorftanbes bem 
Kommunalverbande. Die Provinzialverbände, bezw. die 
fommunalftändifchen Verbände von Wiesbaden und Kaffel, der lauen ⸗ 
—— —— Landestommunalverband, bie Stabtkreife 
— dr —— == Unters 

ae und war iegt diefelbe demjenigen Rommunals 
verbanbe ob, in beifen Bezirke bas Wormunbfcaftsgericht feinen Siz 
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8. 1878, &, 182; 1851, ©. 275; 1884, ©. 306. MusfBerf. vom 
36 du 1678 und 5, Debrur 1679 — MOL der im. Darm, LE, ©, 10; 
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hört auf, Be —— — die 
fe! jes anı ferner wenn 
—— — nach Erreichung bes Zweckes 
Zwangserziehung die Entlaſſung aus derſelben beiälicht, und 
Crreihung des 16. Lebensjahres feitens des Zöglings. 

Die Koften ber Einlieferung in bie Familie ober Anftalt, 
glementsmähigen erften Austattung des Höglings und der Rüdreije 
bes Entlaffenen fallen dem Ortsarmenverbande des Zoglings, 
übrigen Unterhalts: und Erpiehungstoften, ſoweit fie nicht aus bem 
eigenen Vermögen besjelben oder durch Heranziehung privatrechtlich 
alimentationspflitiger Perionen gededt werden können, bem Kommunal» 
verbande zur Saft. In Höhe der Hälfte biefer Saft erhalten bie 
KRommunalverbänbe einen Zujhuß aus ber Staatstafje und zwar ent: 
weder im Einverftändnis der Verbände und des Staates als Pauſch-⸗ 
quantum ober nach Mahgabe der jedesmal im Vorjahre aufgemendeten 
Kofien. Außerdem können bie Rommunalverbände bie ihnen durch 
bie Dotationsgeſehe überwiefenen Renten und Fonds vermenben. 
Wenn einer der Verbände die ihm hiernach geſetlich obliegenden, von 
der Behörde innerhalb ber Grenzen ihrer Zuftändigfeit fefigeftellten 
Leiſtungen zu erfüllen verweigert, fo erfolgt bie Zmangsetatifierung 
nad Maßgabe der Beſtimmungen bes $ 121 der Provinyialorbnung, 
—* Ber entſprechenden Vorſchriften für die Nbrigen Aommunalver- 

* 

Es bleibt durchaus der Entſcheidung der betreffenden kommunalen 
Organe überlaffen, ob die Unterbringung in Familien oder in Auſtalten 
erfolgen foll *?). Somelt es em Gelsgeneit jur Unterbringung durch 
Abkommen mit geeigneten Familien, —— Privatanftalten ober 
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") Ral. @. 8, ©. ee Die in dem Ge. vom 19. Mäıy 1878 
Regelung der Barteicollen , Antrag bes Oberpräfibenten, 
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Anftalten fehlt, müfen die Rommunalverbände 


Reglement Diefelben bebürfen der Genehe 
migung bes Minifters des Innern und des Minifters der geiftlichen, 
Unterridts: und Mebdiyinalangelegenbeiten, inbetreff berjenigen Be: 
ftimmungen, weiße fi auf die Aufnahme, die Behandlung, den Uns 
terricht und die Entlafiung ber Zöglinge beziehen. Die Auffichtsbes 
börben der lommunalen Verbände und in höherer Iuftanz der Mir 
nifter des Innern haben die Oberauffiht Aber die zur Unterbringung 
von Zöglingen getroffenen Beranftaltuugen zu führen und find befugt, 
zu biejem Zwede Revifionen vorzunehmen. 

‚Ubgejehen von dieſer Jwangserziehung ftrafunmindiger Perjonen 
map auf Grund des $ 56 Str. GB. **) gegen Angejchulbigte zwiſchen 
be 12, und 18. Bebensjahre, bie in Ermangelung ber zur Erkennt ⸗ 
nis der Strafbarteit erforderlihen Einiiht freizuſprechen finb, von 
dem in dem Urteile beitimmt werden, ob der Ungefculs 
digte feiner Familie ühermiejen, ober in eine Erziehungs oder Beffes 
rungsanftalt gebradjt werben jol. In ber Anſtalt ift ex fo lange zu 
behalten, als bie der Anitalt vorgeiegte Verwaltungsbebörde dies fir 
erforderlich erachtet, jedoch nicht über das vollendete 20. Lebensjahr. 

Die präventive Siherheitspolizei gegenüber ſolchen Perjonen, bie 
megen bereits begangener Verbrechen weiterer verbrecherliher Neige 
ungen fähig eriheinen, vollzieht ſich in der Form der Aufenthalts: 
beichtänfung, insbefonbere ber ber Polizeiaufficht *%). 

Die Voligelauffiht mid zwar vom Strafgefeßbude unter den 
Strafen aufgezäblt, fie hat aber ebenfo wie die Korreftion durdaus 
‚einen präpentiv polizeilichen Charakter '%). Eine Werfon darf unter 

getellt werben mm auf Grund eines ridterlihen Ic: 

teild, Der in der Hauptſache entiheidende Strafrichter fann in den 
vorgefehenen Fällen auf Zuläffigteit ber Poltzeiaufſicht er · 

Diejes Urteil hat aber ebenjo mie das auf Lorteftionelle 
Nachhaft lautende nicht die Wirkung, daß der Verurteilte ſchon ver 
möge bes Urteils den polizeiligen Beſchrankungen unterliegt. Biel 


gl. dayır A Drbre vom 23. Juni 1882 — ML der irn. Berm. 1889, 
’s) Dal. darüber Berner, Sirafreht 5.246 f- und im Berkhtöfaal 86.39, 


©. fl. 
**) Andere Anfigt 9. Rönne, Pr. GER. Wd. 4, ©. 125. 


bie reieftsrafe verbüßt, an ober —— iſt Die Beihränt: 
ungen ber inbivibuellen freiheit, melde die Polijeiaufſicht auf bie ihr 


te Orten von ber Zanbespoligeibehörde unterfagt werben. Die Drtds 
unterfagung lann ſich ſowohl auf ganze Ortſchaften wie auf einzelne 
Dertlichleiten erftreden, fle Tann mährenb ber Dauer ber Poltyelauf- 
ſicht zeitlich ober auf beitimmte Zeltab ſchnltte befi fein. 

2. Die höhere Landespolizei ift befugt, den Ausländer aus dem 
—— zu verweiſen. 

3. dausſuchungen unterliegen keiner Beſchrankung hinſichtlich der 
Zeit, zu welcher ſie ftattfinden dürfen "”). 

Aber auch abgefehen von den ımter Polizeiaufſicht geftellten Pers 
fonen farn bie Polizei beftrafte Indivibuen Aufenthaltsbeihräntungen 
unterwerfen und badurd) ihre Freizügigleit teilweije aufheben. Indem 
das Freizügigleitägefep vom 1, November 1867 *") alle won ihm nicht 
geftatteten Beichränkungen der Freigügigteit aufgeht, läßt es in $ 3 
ausbrüdlid) e8 bei ben Sanbesgejepen bewenben, nad) benen beflrafte 
Berjonen Aufenthaltöbefräntungen durch bie Poligeibehörben unters 
worjen werben fönnen. Perſonen, welche derartigen Aufenthaltsbes 
fhräntungen in einem Bunbesftaate unterliegen, ober welche in eimem 
Bımdesftaate innerhalb der legten zwölf Donate wegen wieberholten 
Bettelns ober wegen wieberholter Landitreiherei beitraft morden find, 
kann der Aufenthalt in jedem anderen Bundesſtaat von ber Landes⸗ 
polizeibehörbe verweigert werben. Dagegen finb bie befonberen Ger 
fee und Privilegien einzelner Ortihaften umd Bezirke, melde Auf 
enthaltsbeichränfnngen geftatten, reichsrechtlich aufgehoben. 

Eine ſolche landesrechtliche Beftimmung, wie fie das Freizüigige 
keitsgeſed vorausfegt, ift nun für die älteren Provinzen Pre 
Bens enthalten in $ 2 Nr. 2%) des Gejeges vom 81. Deyember 





*) 38.98, 30 SE @8. Infte. vom 19, April 1871 — ML der Inn, Berm, 
1871, ©. 112 — und wegen Beructeilungen in einem anderen 
Bunbedrotäbefluß som 10, Junl 1878 — a. a D. 1872, &. 198 —, 

“8. BL 1867, ©, 85. 

") Mr. 1 ift für aufgehoben zu — da eine Auſentheitede ſchrantung 
dur Strafurteil unmittelbar wicht mehr fietfindet, Ucbereinfimmenb o Bram 
Hiti6, Bermaltungsgefehe (6. U) U. 3, ©. 186 N. d. 


denen biejelbe ie 
Diefelden ftüyen ſich im weſentlichen darauf, daß der Inbegriff der 
ffigen polizeilichen Aufenthaltsbejchräntungen in dem Jnititute ber 
enthalten und neben diejer für bie Veſchrünkungen auf 
Eu des Gefeges vom 31. Dezember 1842 fein Blah mehr jei. 
Der prinzipielle Ausgangspunkt diefer Anſicht, daß es fich im beiden 
Fällen um Maßregein besfelben juriftifchen Charakters, um pofigeis 
liche Aufenthaltsbeihhräntungen handle, it richtig. Mit Unrecht wird 
arundjäplice Verſchiedenheit beider Maßregeln von der entgegen 
Anſicht behauptet, da die Polizeiaufficht eine unter polizels 
> Gefihtspunkte fallende Zufapfirafe, bie Anordnung auf Grund 
des Geſehes vom 31. Dezember 1842 eine folhe zum Schute der 
‚gegen die Mafienanhäufung von Verbreern ſei *). Daß 
Hficht nicht Zufagftrafe, fondern rein polizeilicher Natur 
früher nachgewieſen. Aber die gleihe Natur bat 
mthaltsbeihränfung des Gefepes vom 31. Dezember 
fl wenn es richtig fein ſollte, bat; fie Iediglich eine Mae 
"tm Interefie ber Kommunen jei, würbe dadurch ber rein fihers 
Au Charakter nicht berührt, um fo weniger, als die Roms 
mit ber Sache felbft gar nicht befaft find, fondern bie Aus - 
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S 1849, ws Ausf,R, vom 14 Deyemder 1800 — MOL. ber im. 
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Behandlung der Rontroverfe ifi jegt enthalten in dem 
ſt, ber Freigugigtoit aus kommunalen und 
töpunften — preuifenn Verwaliungsrechte Ihm Archiv Für 
245 ff., ber namentlich bie Materialien zu dem 
An erfhöpfenber Weife —8 Bat auch d. © 
Stengels Mörterdud) Bo. 1, ©, 430 ff. 
ienhoff, Meffortverhäftniffe &. 884; v. Nönne, Preuf. 
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Dee Bermaltungsect. 
———— überlafjen müfien. Aufenth 
unalen Charatters 


Senf ver bagegen find Poliyeiauffiht 
fhräntung ——— ae @. D. tein polizeilichen 


auch eine Verfejledenheit des Welens ber Polizeiaufs 
fit und der einfachen — beſtrafter Perſonen 
wicht anzuerkennen it, fo handelt es ſich doch in beiden Fällen um 
Be — 
von Gewi vom 
1842 im Staatsrate Einverftändnis darüber Herrichte, daf * 
Due var Diem ——— 7 ve A 
ie im vorlieg: ;e zu treffen! 
nicht berührt werbe*+). Der Inhalt Belber Arten von 
ift auch durchaus verſchieden. Bei ber Polizeiaufficht kann allgemein 
der Aufenthalt an gewiſſen Orten, alſo nicht nur in einzelnen Ges 
meinden, jonbern aud) im einzelnen Stobttellen, Straßen, Käufern und 
Lolalen unterjagt werben, und bei * —— Beihränkungen 
der individuellen Freiheit rechtfertigt es ſich, daß ihre 
bedingt in durd ein ee welches fie geflattet. Die 
einfache Aufenthaltsbeihränfung erfiredt ſich dagegen nur auf bie 
Verfagung der Nieberlafjung an gewiſſen Orten. Sie hat daher nicht 
eine — — — fondern nur die Thatſache der 
Veſtrafung megen beftimmter Verbtechen zur Worausfepung. Endlich 
beden ſich a ya Iwede nad; beide fiherbeitspolizeilihe Mafs 
regeln teincdmegs, fo daß die einfache Aufenthaltäbefhränkung durch 
die Rolizelauffiht überflüffig geworden märe. Die Poltzelauffidt 
verfolgt ben Iwed, ben einzelnen von der Begehung neuer Berbredjem 
abzuhalten, die einfache Aufenthaltsbefhräntung, die Bildung förms 
licher Verbreherniederlaffungen zu verhindern. Wit Nüdfit auf diefe 
Verjdiebenheit bes Zweckes konnte es auch gar nicht die Abſicht des 
Gefehgebers bei Negelung der Polizeiaufſicht fein, dadurch bie einfache 
Aufenthaltsbeihränfung zu bejeitigen. 

Ebenſo iſt ber gegen bie fortbauernbe Geltung ber einfachen po: 
lijeilichen Aufenthaltsbefpränfung angeführte tedönifth-juriftiiche — 
dieſelbe ſel durch Art. 5 der Verfaflungsurkunde aufgehoben, una 
treffend. Denn wenn hiernach bie Bedingungen einer 
der perſonlichen Frelheit durch Geſetz feftgeitellt werden follen, fo 
Tann damit nur gemeint fein, baf bie Bermaltungsbehörben auf Ormb 


=) Bol, darüber Bneift a. a. D. S. 2uL. 
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einer gejeglien Ermächtigung handeln müffen, nicht, daß das Geſet 
er —— 


aufegen hätte, — RUE nd EN unter Polizei⸗ 
— ebbuch geregelt 
verjaffungswibrig geweſen fein ?*). 
Intereſſe einer präventiven Sicherheitspoligei beſtehen endlich 
eg en gewiſſer Kategorien von Perfonen auf 
* einzelner reichdrecht Speyialrechtnormen. 

Nah dem Geſehe vom 4. Zuli 1872 betreffend den Orden ber 
Gefelliaft Iefu ?°) konnen die Mitglieder dieſes und der ihm vers 
wandten Drben unb orbensähnlichen Kongregationen **), wenn fie Aus- 
länber find, aus dem Bunbeögebiete außgewiejen werben, wenn fie 
Amfänder find, kann ihnen ber Aufenthalt in beftimmten Begirlen 
unb Orten verjagt oder angewieſen werben. Zuſtündig ift bie Landes: 
poligeibehörbe. 


Ebenfo lann nah dem Geſehe vom 4. Mai 1874 betreffend die 
Verhinderung ber unbefugten Ausübung von Kirhenämtern #°) einem 
Geiftlien ober anderen Meligtonsbiener, welcher durch gerichtliches 
Urteil aus feinem Amte entlaſſen worden ift umd hierauf eine Hands 
lung vornimmt, aus mwelder hervorgeht, daß er die Fortdauer des 
Ähm entzogenen Amtes beanfprucht, ober welder wegen Vornahme von 

in einem Kirchenamte, bas den Vorſchriften ber 
Stantsgejehe zuwider ihm übertragen oder von ihm übernommen war, 
vedgraträftig gun Strafe verurteilt worden tft, duch Verfügung der 


„une , Befultabe finmen mit der hier vertretenen Anfiht überein @ neift 
© = ©, », Brauitfä a a. O. ©. 189, Entfä, ded D.0.G. vom 24. Februar 
3. September nie: I. 9, &.416, 8.10, &.386, 8b. IB, 


nom 81. Dezember 1842 ihre Grundlage , erfdeint aber In ber Pragis undurch⸗ 
führber. Die Unfiht von ©. Meyer, Bermaltungsreit Bb. 1, S. 105, baf die 
Aufenthaltsbefcräntungen befteafter Perfonen nad Gelah der 

nur noch Anwendung fanden auf ehem, die nicht Gegen 

Hand bes ſetbuches felen und aus biefem Geunde kaum eine prakilfhe 


beruht auf ber irrigen, bereits miberfegten Anfiht, ba bie 

f den Gparafter der Strafe Yade. Dies ii nicht einmal bee 

Fall bei der Pi ei obglel) le das Str.G.®. unter den Nebenftrafen 
— altabeſhrankung. 


en ber einfachen poli m Aufenthe 
8, ©. 258. Bol —— — bed Bunbedrant 
vom 5. Juli 1872 — a. 0. D. ©. 2541 —. 
"') Darüber, welche Orden und Kongregationen Hierher zu rechnen find, — 
die bed Sundestata vom 20. Mai 1873 — R.©.UL. 1873, ©, 19 — 
)RBEL 18%, ©, 48. 


— 
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Sanbespolizeibehörbe ber — in ——— 
uneret ober angeriejen werben. __ — 


zu beglaubigenden Eingabe bi 
Straffahen die Berufung auf rihterliches — Das Gericht 
entfcheibet im gewöhnlichen een a Ku ber geſehlich = 


börde ift als vorläufige Mapregel zuläffig gegen Werfonen, melde 
wegen Vornahme von Amtehanblungen in einem Kirchenamte, bas 
den Staatögefegen zuwider ihmen übertragen ober von ihnen über: 
nommen ift, zur Unterfuhung gejogen werben und zwar biß jur rechte ⸗ 
traftigen Beendigung des Verfahrens. 

Enblid) find polizeiliche Beſchränkungen bes Aufenthalts zuläffie 
auf Grund des Geieges gegen bie gemeingefährlihen —— 
der Sozialdemokratie vom 21. Oftober 1878 %°) und zwar nach 
pelter Richtung hin. Gegen Perſonen, melde ſich bie Teratiide 
Agitation zum Geihäfte mahen, kann bei einer Verurteilung megen 
Bumiderhandlungen gegen das Sogialiftengeieg neben der Freiheitd- 
ſtrafe auf Zulaſſigteit der Einſchrantung des Aufenthalts durch dem 
Richter erkannt werben. Damit geminnt bie Sanbespoligeibehörbe bie 
Befugnis, dem Verurteilten den Aufenthalt in beftimmten Bezirken 
und Driſchaften zu unterfagen, in feinem Wohnfige jedoch mur banıy, 
wenn er benjelben nicht bereits jeit ſechs Monaten inne hat Aus 
länder tönnen von der Landespoligeibehörde aus bem Bunbesftaate 
ausgewieſen werden. Die Beichwerde findet nur an die Auffichtsber 
bhörben flatt. Bumiberhanblungen gegen bie Verfügung find mit reis 
heitäftrafe bebroht. Aber aud) abgefehen hiervon kann für Begirke 
und Ortihaften, für welche der jogenannte Meine Belag 
proflamiert {ft *%), beftimmt werben, daß Perſonen, von denen eine 
Gefährbung der öffentlichen Sicherheit unb Orbnung zu beforgen ifl, 
der Aufenthalt in den Bezirken oder Ottſchaften verjagt werben fanın, 
Buriderhandlungen find mit Geld: oder Freiheitäitrafe bedroht, Rach 
ber in bem Geſetze vom 31. Mai 1880 *') gegebenen authentifchen 





"RO. 187, ©. 3. M) SL 8 166 
=) #.E81 1880, ©. 117. 
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findet die Aufenthaltsbeihränfung der Sozialdemolras 
feine Anwendung auf Mitglieder des Neichstages oder einer ge: 
— BVerfammlung, weiche fi) am Sihe dieſer Rörperfchaften 
ber Seſſion berfelben aufhalten. 


8171. Pie Fewerpofijei'). 


ü — ift ein Zweig der Sicherheitsvoligei fie hat 
bie negative Funktion der Abwehr von Gefahren, melde durch 
ale bem Gebiete ber Feuerpolizei ſcheidet baher 
aus das Feuerverfiherungsweien, da es ſich bei ihm 
Sicherheitspolizet, fondern um eine pofitive Wohlfahrts« 
Wieberherfiellung bes burd Feuer entftanbenen Schas 
Handelt, Die feuerpolizeilihe Thätigfeit ſelbſt kann ſich in dop⸗ 
Richtung bewegen. Es fann einmal ſchon bei Anlage der Ge 
bafilr geforgt — daß dieſelben vermöge ihrer ganzen bau⸗ 
Konitruftion zu beſonderer Feuersgefahr feine Veranfafung 
ober, wenn eine ſolche vorhanden fein folte, wenigftens biefelbe 
beförbern. Diejer rein präventive Jmeig ber Feuerpolizei bil: 
einen integrierenden Beſtandteil der Vaupolizei und ift bei biefer 
behandeln. Die Feuerpoligei hat aber weiterhin auch die Aufgabe, 
‚bereits entjiandenes Feuer zu umterbrüden. Un und fir ſich 
biejer Zweig der Feuerpolizei rein xepreffiwer Natur fein. 
Aufgabe würde aber nicht erfüllt werben konnen, wenn micht 
vor Entftehung eines Feuers allgemeine polizeiliche Maßregeln 
— — bie ſchnelle Unterdrücdung der Feuersgefahr 
ftimmt find. Repreffive und präventive Maßregeln müffen 
‚um bie Erfüllung der feuerpoligeilihen Auf 
‚bei entftanbener Feuersgefaht zu ermöglichen. Das ganze nicht 
Baupolizei el ‚€ Gebiet der Feuerpoligei, welches hier noch 
behandein iR, laun man zutreffend als Feuerldſchweſen bezeichnen. 
Zu unterjheiden find beim Feuetloſchweſen die Veranſtaltungen 
zum 2öichen bed Feuers, wie Sprigen und ähnliche Löſchinſtrumente, 
und die erde Dienfte im fewerpoligeilihen Intereſſe. Die Erz 
wur erforderlichen Loſchinſtrumente ift eine Laſt der Gemein 
den, begiehumgsmeife ber biefen gleichftehenben Verbände*), Mehrere 
BL ZewtgoTd, Art Feuerpofiei in v. doihendot ſa Reitslegiton Bb. 1, 
i im 0. Stengeld Mörterdug) ©. 1, ©. 395 ff 
Bel 4. 8. 537 Ne. 19 I, 7 MSN. Hinfihtlih der Landgemeinden der 
lien Provinzen. Im übrigen find provimjlele ober Lolale Feuerorbnungen 
maßgebend, bie vieljad; auch ben einzelnen Hausbefipern bie Verpflichtung zur 
Uinterheltung geroiffer Rettungsmittel, mie Weuereimer und dergl, auferlogen. 


— 
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beiclieht, 
emeit die Borfchriften über das löfpwefen nicht entgegenftehen, 
nn bie Pak — Falls über 


ef 
dere über bie eg und Verteilung der Koſten find, fo, 
weit bies notwenbig ift, bie erforberfichen Fehfekungen durch ein umter 
ben Beteiligten zu vereinbarenbes Statut, welches ber Beſtatigung bes 
Kreis aus ſchuſſes bedarf, zu treffen. Kommt eine Vereinbarung über 
das Statut binnen einer von bem Kreisauoſchuſſe zu bemeſſenden Frift 
nicht zu Aande, ober mirb bem Statute bie Beitätigung 
verjagt, fo fiellt der Sreisausihuh das Statut feit. Ueber die infelge 
Veränderung ober Aufhebung eines Speigenverbandes notwendig mers 
benbe Nuseinanberjegung zwiſchen ben Veteiligten befälieht ber Streits 
— Gegen feinen Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen ber 
ig auf mundliche Verhandlung im BVermaltungsftreitverfahren 
* ® Desgleihen unterliegen Streitigfeiten zwiſchen ben beteiligten 
Gemeinden oder Gutsbezirfen über Berechtigung oder Verpflichtung 
zur Teilnahme an den Nupungen und Laften des Sprigenverbandes 
der Entſcheldung bes Kreisausihufes im Vermaltungaftreitverfahren *). 
Das —— Feuerldfchperſonal kaun bie Bolizei auf Grund 
des & 360 Re. 10 Str.©,B. beranziehen, wonach jedem unter Strafs 
—— die Verpfllchtung auferlegt iſt, bel Unglüdsfällen oder ges 
meiner Not und Gefahr auf polizeiliche Aufforberung Hilfe zu Teiiten, 
foweit er dies ohne erhebliche eigene Gefahr zu thun vermag. Diefe 
Verpflichtung iſt nicht kommunaler , ſondern rein poligeiliher Natur, 
«8 wärben alfo beiſpielsweiſe bie Beamten, ba es ſich nidyt um eine 
Gemeinbelaft handelt, nicht von biefer Pflicht befreit ſein 
ältere Gemeindeordnungen, wie ..®.8 37 Nr. 13 IR 7 A. L. den 
Feuerloſchdienſt für eine Gemeindelaſt erllären, fin en Beftims 
mungen buxch bie entgegengeiepte Vorichrift des Socb Se . 108.88, 
für aufgehoben zw erachten. Es fteht nichts im Boys, dafs diefe 
Feuerlöfhpflicht im einzelnen durch Poligeiorbrumg geregelt, imabes 
ſondere beitimmt wird, unter melden Modalitäten und in welcher 
Neipenfolge die Heranziehung zum Dienfte erfolgt *). Dagegen wurde 
— *) BgL Dh. 2, ©, 108. 
teren gefegfigen Borjgeiften In Sqlleſten find aufgehoben morben 


Ai 





—— 
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— ve li; — — 
im Feuerloſchdienſte heranzuziehen oder eine ſolche Nebungspfliht durch 
ba es fid in biefem Falle gar 
um eine Hilfeleiftung bei gemeiner Gefahr, jonderm nur le Der 
Sereitung zu einer folden handelt, die Dienfpfct aber dut auf 


erfteren Mall beſchrantt iſt ) 

Das Feuerlöiäperfonal, wenigitens joweit es für den Feuerldſch⸗ 
bienft unmittelbar beftimmt ift, bedarf jedoch einer gewiſſen Vorbe ⸗ 
zeitung und Uebung. Da bie polizeiliche Löfchpflicht zu dieſem Zwecke 
nicht ausreicht, beftehem bejonbere Einrichtungen. In mittleren und 
eineren Gemeinden bat man fich durd Errichtung freiwilliger Feuers 
mehren geholfen, melde als Privatvereine bie erforderlichen Nebungen 
vornehmen, um fi im Falle ber Not ber Dbrigteit als ausgebilbeter 
Kern des Löfhperionald zur Verfügung zu ftellen. Größere Gemein 
dem ımterhalten dagegen eine Berufsfeuerwehr, welche, aus berufs- 
mäßigen Beamten bejtehenb, militärtich organifiert ift und eine Feuer: 
Löfchpflicht der Einwohner im allgemeinen volitändig überflüffig macht. 
Im befonderen Notfällen lann enblid; in allen Gemeinden, ſoweit bies 
möglich it, das Militär zur Aushilfe requiriert werben. Seine Her: 
amgichung ift jedoch nur ein fubfiviäres Hilfsmittel, eine regelmäßige 
Feuerlöfäpflict liegt dem Militär nicht ob"). 


$ 172. Die Gefundheitspofizei. 


Die Gefundheitspolizei kommt bier ebenfalls nur als Zweig ber 
Sicherheitspoligei, d. 5. als die Gefahren verhütende und abmwehrende 

bes Staates in Betracht. Der Polizei gegenüber fteht 
bier bie Wohlfahrtspflege, die Sorge des Staates fir bie Hei⸗ 
ung bereits vorhandener Arankheiten. Die rein polizeiliche Thätige 
feit auf bem Gebiete des Gefumbheitsmefens bezeichnet man gewohn⸗ 
ich als Sanitätswefen '). Für Befeitigung vorhandener Krankheiten 


— ee 8.8, 1887, &, 05 —, fo daß auch Hier fiir 


(teie Bahn gefhaften If. 

Andrer Anficht Ensfch, des Kamm. Ger. bei Johom u. Nüntel Bb.8, 8.286, 

Bee Kabinettsorbre vom 29. Huguft 1513 — ©,S. 1818, &. 155 —. 
Uindere Terminologie bei 2. v. Stein, Bermaltungälehte, 3. Teil: Dad 
(& Aufl.), S. 172, 160. Desfelbe ſcheidel a! 

in tab bie bie Geſundhelt ſchavende ıWelunbheltspofizei) unb 

——— Stantöthätigteit und in das Medizinalmefen, welche 
Die berelt® vergandenen Arantheiten befümpft. Alle in da 08 logtſch ein Mitteln 
ding swilhen Gefunbheit und Krantheit nicht gidt, fo it die Forderung ber Ger 
en Mh nicht um bereits ausgebrochen Rrankbelten handelt, doch 
als Abwehr der ber Gefunbheit brohenben Gefahren, alfo Befunde 


z 


192 Das Verwaltungsrecht. Fir 
forgt ber Staat, indem ex die Verſonen 
= berfelben befafjen wollen, prüft und bamit dem Bub: 


ege geeignet find. 

Tage zum Sanitätswefen hier vom Mebizinalmefen. Der 
Unterichieb ywiihen beiben bejleht aljo bazin, daß bas Sanitätsweien 
die polizeiliche Seite des Gefundheitsweiens, dad Medizinalwejen bie 
über bie bloße Polizel hinausgehende finatlihe Pflege zum Gegen» 
Rande hat. Das Mebizinalwejen als ber Inbegriff ber Normen über 
die ftaatliche Einwirkung auf einen bejtimmten Gewerbezweig bildet 
aber einen integrierenden Beftanbteil des Gewerberechts und wird bei 
biefem zu behanbeln fein. MS bejonderer Zweig bes Gejunbheits: 
weſens kommt aljo bier nur die Geiundheitspoligei oder das Sanitäts: 
weſen in Betracht. 

Die fanktätspoltgeilihen Vorfärkiten find teils veihsrechtlihen, 
teils Ianbesredtlihen Urfprungs. Zu erfteren gebören bie Bejlims 
mungen über das Impfweſen und ben Verkehr mit Nahrungs» und 
Genufßmitteln, zu Iepteren bie Aber Seuchen, Begräbnismejen u. . 

I. Das Impfwefen Hi geregelt worben dur das Neihsimpfs 
geieg vom 8, April 1874®), Hiernach befteht binfichtlih der Schup- 
poden eine allgemeine Impfpflicht und zwar fir jede Perfon regel 
mäßig zweimal im feben. Der Impfung foll nämlich unterzogen 
werden: a. jedes Kind vor dem Ablaufe des auf fein Geburtsjahr 
folgenden Ralenberjahres, fofern es nicht nad ärztlichen Zeugniſſe die 
natürlichen Blattern überftanden hat, b. jeder Zögling einer öffente 
lichen Lehranftalt oder einer Privatihule mit Ausnahme ber Sonntagss 
und Abendſchulen innerhalb des Jahres, in weldern ber Zögling das 
12. Lebensjahr zurüdlegt, fofern er nicht nach arztlichem Zeugnifle in 
ben legten fünf Jahren bie natürlichen Dlattern überjianden hat ober 
mit Erfolg geimpft worden ift. Nur wenn durd bie Impfung eine 
Gefahr für Leben und Gefundheit hervorgerufen werben wilrbe, fan 
biefelbe vorläufig unterbleiben. Eine erfolglofe Impfung muß nötigen: 
falls zweimal im folgenden und nachſtfolgenden Jahre wiederholt 
werben ($$ 15). Die Verpflihtung, die Impfung vornehmen zu 
laſſen, fann aber naturgemäß nicht den zu impfenben unminbigen 
Perfonen obliegen. Bielmehr find hierzu bie Eltern, Pilegeltern unb 
Borminder bei Strafe verpflichtet. Ebenſo find die Vorfteher der⸗ 


heitspofigei. Bel aud Joliy, rt. Befundheitspofigei in o. Stengels Wörter 
Bo. 1, ©, 585. 


)RGES.1674, 6.81. Bol dayu Jolly, Art: Impfpfligt ine, Stengels 
Börterbud Bo. 1, ©. 070 fi. 


sim Die Gefundheitävoliget. 


Säulanftalten, ber: öglinge dem Juwfzwa 
= —— * — 
KR 
Babel Sal Ihtiät muhnben Bägnae Dir 


Ba en Au aba Impfun jeglichen 
Grund Sc a en a 


e vom 12. April 1875®) haben die Kreife, in ben Hoben« 
die Amtsverbände bie Impfbezirke zu bilben, bie 
‚onzuftellen und zu befolden und alle durch die Ausführung 

bes Meichsimpfgefeges entftehenden Koſten mit Ausnahme ber für 
und Unterhaltung der Impfinſtitute zu tragen, — 
anderetſeits bie etwa zur Erhebung gelangenden Gebühren zus 
fallen. Bon den Gemeinden ift für die öffentlichen Impftermine ein 
Lotal und Schreibhilfe zur Verfügung zu ftellen. In ber 
von Anfang Mei bis Ende September jebes Jahres nimmt ber 
Quepfarzt am ben befannt zu machenden Orten und Tagen für die 
Bewohner des Impfbezirls Impfungen unentgeltlih vor. Für jeden 
Impfbejir wird vor Beginn der Jmpfzeit von ber zuftänbigen Bes 
börbe binfichtlih ber jhulpfichtigen Kinder von den Schulvorfichern 
eine Lifte angefertigt, in der der Impfarjt vermerkt, ob die Impfung 
‚mit ober ohne Erfolg volljogen, ober ob und meshalh fie ganz ober 
vorläufig unterblieben it. Dieje Liften, deren Einrihtung vom Yunbes 
zate fejizuftellen ift, werden nach Schluf des Kalenderjahres der Ber 
eingereicht. Außer ben Impfärgten find lediglich andere Aerzte 
Auch fie haben in ber norges 


besrates bafüx zu jorgen, daß eine angemejjene Anzahl von Impfe 
zur efgefung und Erzeugung von Schuppodenkymphe ein: 


fe vom 16, Otuober 
© 86; 
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mährenb bie Näumlichkeiten zum Verkaufe geöffnet find, Revifionen 
vornehmen. Diefe Befugnis beginnt mit ber Rechtslkraſt bes Urteils 
umb erliidht mit Ablauf von drei Jahren, von dem Tage an gerednet, 
an melden bie Freiheiteftrafe verbüßt, verjährt ober erlaffen ift. Die 
Berhinberung ber Polizei in dieſen Funktionen ift firafbar. Landes 
Beitimmungen, welde 


geblieben. Es haben daher insbefondere in Preußen bie Boligeibehörben 

eine über bie Örenzen des Nahrungsmittelgefeges nod hinausgehende 

Koöntrolbefugnis auf Grund der allgemeinen Klauſel in $ 10 IL, 17 

ER. Die Auftändigfeit der Behörben und Beamten hinſichilich 

ber reichsrechtlich bezeichneten Maßnahmen richtet ſich durchaus nad) 
). 


Gelbfirafen, jomeit fie dem Staate zuftehen, der Kaſſe zufallen jollen, 
melde bie Unterhaltungstoften ber Anftalt trägt ($ 17). Im Preußen 
iollen bie en Errichtung folder Anftalten in größeren 


bem Poligeiverorbnungsrechte ber Behörben der Eingels 
faaten befteht ferner auf dieſem Gebiete ein Berorbnungsrecht des 


T) DL Reftr. des Min. des Innern vom 2. Kuguft 1878. 
J 





3. 


2. das g und Feilholten von Nahrungs 
unb Genufmitteln von einer beflimi B ober unter 
einer ber wirllichen jaffenheit nicht entiprehenden — 


— leiden, zum Zwede een 
und feilbalten des Fleiſches von Tieren, welde mit beftimmten 
re 
bie Berwenbung beftimmter Stoffe und Farben zur 


— * das gewerbsmaßige Verkaufen und Seilbalten vor 


und Feilhalten von Gegenftänden, welche zur Fäljcumg 
von Nahrungs: und Genußnitteln beitimmt find, verboten ober be 
ſchranti werden. Die auf Grunb biefer Beilimmungen erlafienem 
taiferlihen Berorbnungen find dem Neichötage, fofern er verfammelt 
it, fofort, andernfalls bei deſſen nachſten Zufammentreten vorzulegen 
und, ſoweit ber Reichstag dies verlangt, außer Kraft zu fegen. Zur 
wiberhanblungen gegen die kaiſerlichen Verorbnungen werben mit 
Geldſiraſe bis 150 Mt. ober Haft bedroht. Landesrchhtlide Bor⸗ 
ſchriſten durfen eine höhere Strafe nit androhen (5 5—8)*) 
Das Rahrungsmittelgefeg bebroht endlich gemifie Fülle der Fäl- 
{dung von Nahrungs, Genußmitteln und Berbrauhsgegenftänden mit 
Geld» und Freiheitsftrafe. Hier handelt es ſich aber um gewöhnliche 
Strafregtsnormen, für welche bie Sorge um bie Geſundheit nur ein 
gelehgeberiihes Motiv bildet. Die Beſtimmungen fallen aljo nicht 
mehr in das poligeilide Gebiet, 
Durch befonderes Befeg vom 12. Juli 1887) iſt ber Verteht 


*) Auf Grund diefer Beftimmungen find kaiſerllche DBerorbnungen ergangen 
am 24. Februar 1682 über dad gemerbsmähige Berfaufen und Feilpaktım mom 
Petroleum und am 1. Mat 1882 über die Verwendung giftiger Farben, 

a) 93: 1801, 6.376. Dal dazu Be. mom 2 Juli 1807 — u aD. 
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mit Kunftbutter (Margarine) geregelt. Alle der Milchbutter ähnlichen 
apa nicht a N eh 
„Margarine* an den Berkaufss 


Rabinettsordre vom 19. Januar 1832, veranlafit durd das Auftreten 
der Cholera von einer bazu eingefegten Kommiffton: a. ein Negulatio, 
enthaltend bie fanitätspoligeilihen Vorſchriften bei anftedenben Kranl- 
beiten, b. eine Juſtrultion zum Desinfeltionsverfahren und c. eine 
populäre Belehrung über anftedende Arankpeiten entworfen. Das 
murbe burd; Kabinetisordre vom 8. Auguft 1835 10) mit 
dem Bemerken beftätigt, dab es an Stelle aller früheren, wegen ein« 
un Krankheiten erteilten fanitätspolizeilihen Vorſchriften treten 
Darauf find bas Negulatio, die Iuſtrultion und bie Belehrung 
mittels pen des Staatsminifteriums vom 28, Dftober 
1835) in ber 'g publiziert worben. Eine Uebertragung 
iheiften auf bie jpäteren Erwerbungen hat nicht flattgefunden. 
Doch ift für das ehemalige Fürftentum Hobenzollern-Sigmaringen am 
5. Dejember 1836 eine ähnliche Verordnung betreffend die Staats- 
fürforge bei anftedenden Krankheiten ergangen. In dem übrigen 
Sanbesteilen beitehen nur vereinzelte Regierungss oder Verwaltungs 
namentlich binfichtlich der Podentrantheit. 
Das Begräbnisweien enblich in nicht geieglich, ſondern nur durch 
geregelt. Nur einzelne Punkte haben eine geſehliche 
erfahren, Beerdigungen find hiernach nur mit vorwiſſen 
der Behörde geftattet '7), In ber Negel wird ferner ber Ablauf einer 
Frift nach bem Tode ober eine befonbere Unterſuchung 
durch dem Arzt ober bie Ortspolizeibehörde erfordert '°). Die Beerdis 
37 ſollen weder in Kirchen noch an bewohnten Gegenden ber 
no ohne beſendere Anzeige außerhalb ber öfjentlihen Bes 
gräbmispläge ftattfinden. Der Transport won Leihen darf nur auf 
Grund von — 2— erfolgen, zu deren Ausftellung in ber Regel 
die Lanbräte befugt find **). 


E 


Be 





*) 88. 1895, ©. 240. "A. aD. 6. 29. 

MDR I 11 93 475, 476; E68. & 887 Re. 1 und 2, 

— 184, 186, 187; franz. Dekret vom 12. Juli 1804 
— Danie © — aebia ceia orbee vom 27. uguft 1820 — 
=. Rampp, Ian. Ob, 4, ©. 582 

1) Dal. KEN. U, 11.88 409, 404; Nabinettdorbre vom 9. dunl 1988 
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IV. Die Verwaltung bes Sanitätwejens ober bee Gejunbheits: 
BER EerUIe ale Der) ee Bee ARE 


;hörben ber allgemeinen 
bere ben Negierungen für das Sanitäts- und 
dere techniſche Näte beigegeben find. Daneben gibt es —— noch 
beſondere, lediglich für das Geſundheltoweſen en aller: 
meift nur im beratender Stellung. 
Schon 1685 wurde zu Berlin ein Collegium medioum aus fur 
füefiligen Leibärgten und Hofräten zur Bermaltung des gefamten 
Gefunbheitswefens und der —— — in Mebiginalfaden erridhtet. 
Unter Friedrich Wilhelm I wurde dieſe Organiſation weitet geführt, 


weſen ſtreng geſonderte Sanitätsweſen wurde von einem bejonberem, 
1719 begründeten Collegium sunitatis verſehen, welches „bey conta- 
gieusen oder epidemifchen Zeiten auf die Geſundheit der Menichen 
ein wachſames Auge haben und das Nötige, was dazu dienlich, wer: 
anlafien * jollte. Exit 1799 erfolgte bie Wiebervereinigung ber 
Medisinal» und Samitätsbehörben, fo daß für jede Provinz ein Col- 
logium medieum ot sanitatis, für den ganzen Staat ein Ober-Collo- 
gium medicum et sanitatis zur Verwaltung bes gejamten Bejunbheits« 
weſens einfchliehlih der dazu gehörigen Gerichtsbarkeit beftand. Den 
Medizinaltollegien untergeordnet maren Kreis · und Stabtphyfici haupt: 
ſachlich für die Funktionen ber gerihtlihen Medizin. 

Bei ber Verwaltungsreform des Jahres 1808, melde bie Vers 
einigung ber gefamten inneren Vermaltung in einem einheitlichen 
Behörbenorganismus beabfichtigte, glaubteman die befonderen Mediyinals 
behörben in der Provinzial: und Gentralinftanz überhaupt entbehren 
au Lönnen. Sie wurden baber aufgehoben, und an ihre Stelle traten 
den Regierungen und dem Dinifterium des Junern als ſachverſtandiger 
Beirat zugeteiltetechntiche Deputationen für bas Sanitäts:unb Medizinal · 
wejen in rein beratender Stellung. Auf bemielben Standpunkte ſand 
nod bie Harbenbergifche Verwaltungsreform von 1810, Erft nach ber 
Wieberherftellung des Staates, als man ſich Aberhaupt geräte Tab, 
die Vereinigung der gejamten inneren Landesverwaltung in einer 





— 8.8. 1898, 8.78 — Ba Bee on — — MUL ber 
ern. 1858, ©. 9 >; Ofenopndentiberegimnit 9 94 


Behörbenorgantfation aufzugeben, Ihritt man wieber zur Bildung bes 
fonderer Medisinal: und Sanitätsbehörden in der 
Die Verwaltung geftaltet ſich nunmehr in folgender Weife, 

In Br ‚Kreife wird die Gefundheitspoligei gehanbhabt von bem 
gandrate, in Stabtkreifen von dem Chef der ftäbtiichen Boliyeiver: 
— Denfelen find jebod als tednifher Beirat zugeteilt ein 

Rreiss, bezw. Stabt-Phyfilus und ein Kreis, bezw. Stabt:Wunbarzt. 
Diefe Beamten werden auf Grund einer bejonderen Prüfung) duch 
den Minifter der —— Unterrichts · und Medizinalangelegenheiten 
arnennt Sie find bie Otgane ber Regierung für das Wiedizinal- 
und Somitätsweien, haben die in ihrem Kreiſe befindliden Mebizinal: 
perjonen und Medizinalanftalten zu beauffichtigen und alle im Intereſſe 
ber öffentlichen Befunbheitspflege nötig werdenden Mafregeln zu über- 
wachen '”). Ihre Stellung ifi alfo im weſentlichen bie techniſchet 
Beiräte der höheren Polipeibehörden. 

In der Beyirksinftan; follte nad) der Verordnung vom 30. April 
1815 für jeben Regierungsbezirk, in bem ſich fein Mebizinaltollegtum 
befand, eine befondere Sanitätstommiffton gebildet werben. Diefelben 
find indes durch Rabinettsordre vom 31. Dezember 1825 wieder auf 
‚gehoben. Innerhalb ber Regierungen iſt aber für eine Vertretung 
mebiziniicher Fachtenntniffe durch befondere techniſche Näte geiorgt. 

Endlich joll nad $ 20 der Verordnung vom 30. April 1815 für 

die „Mebisinalpoligei“, d. H. für das Medijinal: und Sanitätsween 
im Hauplorte jever Provinz ein Mebizinaltollegium unter Zeitung bes 
Dberpräfibenten befiehen. Die weitere Ausführung diejer Beitimmung 
erfolgte durd) die Dienftanweifung vom 23, Oftober 1817 '%), welche 
Burd) Die Kabinettsorbre vom S1. Dezember 1825 teilmeije wieber 
abgeändert wurbe. Diele Veftimmungen find aud auf die neuen 
Provinzen und auf Lauenburg übertragen worden '”). 
Jede Provinz hat ein Mebiztnaltollegium unter dem Vorſthe bes 


oe 10a LE1B, bes, 4. Mrz 1850 — MBL, der inn. 
Berm. 1875, ©. 120; 1880, ©, 
“*) Rablmeitsorbre vom 16. NER 1828 — u Rönne und Simon, 
— en Re 
ber allgemeinen Amtöinftruttion, melde das Ober-Collegium medicum 
— Rreiö« und Stabtpkyficl am 17. Oftober 1776 Grafen hat ift eine 
Dienftinfteuktion nicht ergangen, fondern bie Vans ber 
 Imsbefondere Infteuttionen einjelner — überlaffen 

rn dir nee — gt Reftr. vom 25. September 
— =) 8,8. 1817, ©, 45. 
BT, Derobrung vom iD. Beten 1807 — 8,6. 1887, S, 1570 —, Geſ. 
vom 28. Juni 1876 — 0.8. 1876, ©. 169 — 85 
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Nur Brandenburg und Berlin ein gemeine 
—— — 





Beförderung der Kultur der medipinifhen Wifenigaften und Kant, 
Einrichtung 


bistnalanftalten , 
— = ——— find. 

Die Entwerfung ober Beurteilung allgemeiner Pläne jur Ders 
— bes Mediginal Poligeiweſens ber Provinz, und lache ⸗ 
— die 


owie Abgabe gutachtlicher Vorfhläge zu deren Beridtigung. 

3. Die Prüfung ber Mebizinalperfonen, foweit fte ben Provinzial 

— — iſt, mit Ausſchluß — — 

geriqulich mediginl die Abſaſung 
— — mediginiſch chirutgiſcher Gutachten, Attefte und Obbuts 
tionsverhandlungen. 

5. Die Angabe und Prüfung allgemeiner Heilungs-, 

Er —— — bei ausbrechenden Seuchen unter Nenfien 
ieren. 

6. Die Unterfuhung techniſchet Gegenftände, melde für das Die 
diginalweſen wichtig find. 

7. Die Zufanmenfielung von Generalwerken und bie Abfaſſung 
überfihtlicher periodifcher Berichte, melde fih auf das Metizinal: und 
— bezlehen, nad) den von ben Regierungen mitzuteilenden 
Materialien. 


In ähnlicher Weife wie den Mrovinzialbehörden bie ——— 
lollegien iſt der Centralinſtanz, dem Miniſtertum der geiſllichen, Unter ⸗ 
richts- und Medizinalangelegenheiten, als techniſcher Beirat bie durch 
8 17 bes Publifandums vom 16. Dezember 1808 an Stelle bed 
DbenCollegium modieum et sanitatis begründete wiſſenſchaftliche De» 
putotion für das Mebizinalmefen in Berlin beigegeben. Ihre gegen: 
märtige Organifation beruht auf ber Jnfirultion vom 23. Yanınz 
1817°"), Die Deputation beflebt unter Vorfig eines Diretors aus 

") Bol. wegen Berlin $ 412,9.8,, wegen ber Hoßensollernfgen Lande Gefch 
vom ?. Januar 1852 — 9.6, 1868, &, 85 — #1. 

#9 9. Rönne uns Simon, Mebiinatwefen 8. 1, ©. OA 
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orbentlidien und außerordentlichen Mitgliedern, von denen erftere auf 
vorſglag des 


der Mefultate die Aufgaben der Medisinalvermaltung zu erleichtern. 
Aud) fol fie auf Erfordern des Minifters in allen einzelnen Fällen 
Gutachten abftatten, wo es zur Verwaltung bes Medizinalweſens 
ber in Ariminalfällen verlangt wird, und in anderen Juſtiz und 
— — wo es auf mebiginiiche, kunſtfertige und wiſſen⸗ 
fhoftliche Prüfung anfommt. 

Die ſamilichen befonberen Organe auf dem Gebiete des Befund: 
heits wejens in Kreis, Provinz umd Gentralverwaltung haben aljo nur 
eine beratende und begutachtenbe Stellung, während die pofitiven An: 
orbmungen won ben Roligeibehörben, in höchſter Inftanz von bem 
— für geitliche Unterrichts: umd Mediginalangelegenbeiten, 

eventuell im oe organ ehe her! Bam aus: 
gehen. Diefe begutachten! ne find aber gleichzeitig für bas 
Sanitäts: und Medizinalwefen zuftändig, mährenb im 18. Jahrhundert 
bereits beide Funktionen mwenigitens im Behördenorganismus ſcharf 
waren. 

‚Eine ähnliche Stellung wie bieje Vehörben in Preußen ninmt 
fie das Reich das Neihögefumdheitsomt ein ald techniſche Unterftühung 
des Neichsfanglers bei der bem Neiche zuftehenben Beauffichtigung und 
Gefeggebung In Angelegenheiten ber Mebipinal: und Weterinärpoligei. 
Auf bie Funktionen des Neichsgefundheitsamtes im einzelnen ift jedoch 
hier als dem Reicherechte angehörig nicht weiter einzugehen, 


$ 173. Die Orönungspofizei. 


Die Orbnungspofizei umfaßt eine Neihe von Veftimmungen, melde 
nit zur Aufrechterhaltung ber öffentlihen Sicherheit und zur Abwehr 
von —— ee — Ord⸗ 
nung erforderlich ji jdrt das jonaljtanbswefen, 
ber Srembenfontrolle (Paße und Nelbewefen), die Gefindes umb bie 
—— von denen bie beiden erſteren zum Teil reichörechtlich, 

Tegteren lediglich landesrechtlich geregelt find. 
ERE Das Verfonenftanbswefen, 
bie Beurkundung ber Geburten, Heiraten und Sterbefälle 
in — Regiſtern, war in dem größten Teile Deutſchlande bis 


— 


— — 
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in bie neuefte Seit der kirchlichen Verwaltung ül ‚ Innerhalb 
deren ed entftanden war. Wahrſcheinlich fon ſeit Anfang bes 16, 
Be 
—X u 1 
Eike XXV, «1 — 2) file 
(Boss. 0% wenigftens 
ee Kirche allgemein vor. Dabei war es ühlich, bei den Taufen 
auch den Tag der Geburt der Getauften, bei ben Beerdigungen auch 


geftellt bleiben ). Sehr bald an — ſich —— der 
mweittragenden juriftifchen Bedeutung diefer prote- 
ftantifche — ‚allgemein, bie katholiſche wenigſtens, ſoweit bie Txb 
dentiner Beihlüffepubligiert waren, bie Neditsgültigkeit der Ehe als durch 
die Trauung bedingt anfahen, jo fonnte dieje Redtsgiltigteit ber Ehe 
nur durch bie Kirchenbucher beriefen werben. Dasjelbe mar ber 
— der Geburts: und Todestage. Im 18. Jahrhundert 

man fi außerdem, daß bie Kichenbüicher die damals einzig 
Srngtar Grundlage für die Statiftif, befonbers die Noltszählung 

en. 

Seitdem ber Staat dieſe Bedeutung der Kirhenbüdier erlannt 
hat, nimmt er für ſich das Recht in Anſpruch, die Art und Welfe ber 
Führung ber Kicchenbücher gefeblid zu regeln. Insbefondere geihah 
dies in Preußen durch das A. CR. IL, 11 85481 fi. Damit gewinmen 


Kirchlicher Amtshanblungen umb gleidzeitig von ben Geiſtlichen als 
Verjonenfiandsbeamten geführte Negiiter des Staates über Geburten, 
‚Heiraten und Todesfälle. Die Mängel diefer Einrihtung, welche ein 
litchliches Inſtitut den Sweden bes Staates bienfibar machte, bes 
fanden darin, daß es einmal für biejenigen Perjonen, melde feiner 
anerfannten Kirche angehörten, imöbefonbere für die Juden am Per: 
fonenftanbsregiftern überhaupt fehlte, und daß weiterhin der Staat 


') Die Anfiht von 2. ». Stein, Vermoltungstehre, Zeil IL S. 234, die 
Kirenbücher feien im Staff en die Alrhenfpaitung enfianben, um: Die Bes 
gehörigfeit einer Perfon zu einer Beftimmten Konfeffion nathzumeifen, erfäeint 
etmaß yu modern, da Dei der Tonfeffionellen Gefchloffenheit der deutichen Zerriter 
dien ein folges Bebtefnis bödfiens Ir einigen paritätifejen Reigöftäbten auf 
tauden fonnte. Wabrffeinliher if, dab die im Zepte erwähnten jurifiichen 
Gründe maßgebend waren, namentlid mit Rüdficht auf die Ibee, daf bie @ltig: 
keit der Ehe durd) die Trauung dabingt ei 


uw 
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ber inneren Vermaltung ſich ber Gelſtlichen ber ver⸗ 
* a er 


Mihftände Hatte das feanzöfifhe Recht, in feiner neueften 
Gefialt durch L. I, P. —— — 
‚indem es beſondere, von den Kirchenbüchern verſchiedene 

Standeoregiſter begtundete und deren Führung den Maires 
übertrug. Mit bem gefamten franzöfiihen Necite hatte biefes Sy« 
fiem ber Eivilftandsregifter aud in der Nheinprovinz mit Ausnahme 
der landrechtlichen und gemeinredptlichen Gebietöteile Eingang gefunden 
mb war hier unter preußifher Hereihaft erhalten morben. 

‚Somit beftanben in Preußen jeit ben freiheitäfriegen zwei vers 
fölebene Syſteme der Perfonenitandöregifter neben einander, in beit 
Gebieten des Landrechts und des gemeinen Rechte das ber nad) ſtaat ⸗ 
lichen Borichriften von bem Geiſtüchen ber anerfannten Konfeffionen 

zu führenden er und in den Gebieten des franzöfif—en 
Bedts das ber von den Kirchenbücjern verichiedenen, von den Bürger- 
meiftern zu führenden rein flaatlichen Givilftanbsregifter. Gegen bie 
Einführung bes allein ben ftaatlihen Bedärfniffen entiprechenden fran: 
Soſtems fträubte man ſich jedoch aus politifchen Gründen, ba 
mit ben Civifftandsregiftern das Snftitut der Givilehe, d. h. der Unab: 
bängigteit ber bürgerlichen Giltigteit der Ehe von kirchlicher Trauung 
in engfter Verbindung ſtand. So blieben denn beide Spiteme neben 
einander beftehen. ur wurde das Syftem der Sirhenbüder in dem 
Sunkte, mo ſich der Mangel desjelben am meiften Herausgeitellt hatte, 
nämlich binfictlih ber Verfonenftandsregifter der Feiner anerkannten 
—— amgebörigen Unterthanen ergänzt durch gerichtliche Negifter. 

vom 30. März 1847) orbnete bie Unlegung folder 
Beier für die Angehörigen bloß gebulbeter Religionsgefellichaften, 
deren Neligionsbienern die Befugnis nicht zultand, auf bürgerlihe 


Birfung vorzunehmen, das Judengeſetz vom 23. Juli 18479) für bie 
Juden an. Die civilechtlihe Giltigkeit der Ehe war von der Eins 
tragung in das Negifter abhängig gemacht, vor welder eine veligiöfe 
Tramumg nicht erfolgen burfte, außerdem beftanb eine gejepliche Ver: 
pflichtung zur Anmeldung ber "Geburts: und Todesfälle innerhalb bes 
fimmter Friſt bei den —— Regiſterbehorden ·). 
Ben 107, © 2) 0.8. 1847, &, 208. 
De stm = 8.9, Steina. > — nad) An 
empfingen bie Rirhenbüder der nicht anerlannten 

—— Recht ber Öffenifihen Glaubwürbigleit über Ehe, Beburt 


ie 


! 


— 
weltlicher Gioilftandsregiiter —* 


bin eivilrechtlihe Wirkung haben. Nur für die nach Inkrafttreten bes 
and eingetretenen fälle biefer Art ift ber Imhalt 
Kirhenbücher ohne civilrechtlichen Mert. 
Die Beurkundung bed Perſonenſtandes umfaßt bie 
ber Geburten, Heiraten und Sterbefälle durd vom Staate beftellte 
Stanbesbeamte in dazu beftimmte Negifter- Dieje Eintragung bat 


Beglaubii ober dem gerichtlichen Abſchluſſe von Nedtögeichäften, 
bie bei ker freiofligen Geriäteberteit behanbelt wurben. Der Unters 
ſchied beftebt nur darin, daß in legteren Fällen es den Parteien freis 
ſteht, ob die Beglaubigung ftattfinden fol oder nicht, ba nur die ci⸗ 
vllrechtliche Wirkjamfeit bes Nechtögeihäfts ober der Beweis des⸗ 
felben durch die Beurkundung gefichert wird, während der Staat durch 
die Beurkundung des Perionenitandes im öffentlichen Intereſſe durch 
fein m bot erzwingt. 

 Befdafung ber erforderlichen Grundlagen für bie Eins 
Zed nn daf fie vom Berichte beflätigt würben, während für bie Juben bie 
Berichte die Regifter zu führen hätten, wiberlegt fi durch den Maren Wortlaut 





miteibre geigtihe Megierfhrung, Tene geritige fkgung Hedlider 


RBB. 1896, ©. 9, Balı — rege ee nn 
22. Juni 1875 — Gentralblait 1375, S, 
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burten unb 
ee en — Willen — 
nichts andetes übrig, als Belimnten Berfonen eine —— 
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‚ehörde nicht einen beionderen Standesbeamten bejtellt 

bie Gemeindebehörbe bie Anftellung eines folchen beichlieht. Lefr 

find bie befonderen Standesbeamten Gemeinbebeamte. Jun 

übrigen erfolgt die Anftellung der Standesbeamten und deren Stell 

wertveter durch bie Höhere Vermaltungsbehörbe, Die fahlihen Koſten 

fallen ftets, die perjönliden bann ben Gemeinden zur Laſt, wenn bie 
Stanbesbeamten von ihmen beftellt find *). 

Die Auffiht it nach dem Perfonenftandsgefepe verſchleden ge: 
Haftet. Die Aufficht über bie Amtsjilhrung wird von ber unteren 
Vermaltungsbehörbe, in höherer Inftanz von der höheren Verwals 
Aungsbehörbe geführt, ſowen die Sandesgeiege nicht andere Auffichts- 
‚behörben beftimmen. In Preußen ift hierzu in ben Landgemeinden 
umb Ghtöbezirken der Landrat als Vorfipenber des Kreisausichufles, 
in höherer Inſtanz der Negierungspräfident und ber Dinifier bes 

w tonnen als ein 
Ben een 
für Landgemeinden dur) ben Areisausichuf. Beiäwerden 


Aber bie Betfepung, melde ierpaih guet Wagen anzubringen ind, entihebet 
endgültig der Geirlsausiguß. 


MNieten iR ber Gemeindevorfieher Standesbeamter, ſofern bie höhere 
Vermaltungsb 

‚ober 

teren: 


| 
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‚Inmern, in ben Stabtgemeinden der in höherer 
Imftanz ber Oberpräfibent unb ber Minifler des Innern, im Stabts 
reife Berlin ber Oberpräfibent und in höherer Inftanz ber Minifter 
des Innern beftimmt ($ 154 3.6.) Daneben jedoch ned 
eine gerichtliche Komtrolle. Wenn m ber Stanbesbeamte bie 
Vornahme einer Amtshanblung ablehnt, lann er dazu auf Antrag 
eines Veteiligten durch bas Gericht erſter Inſtang Amts · 


Iuftanz feines 
figes angehalten werben. Maßgebend für das Werfahten 
biefem Falle bie landesgeſehlichen Vorfchriften über das Berjah; 
nicht ftreitigen Sachen. 

Die Art und Weiſe der Regiſterführung iſt durch das Perſonen 
ſtandogefeh unmittelbar beftimmt. ‘Im übrigen ift wegen bes Per: 
fonenftandsmejens auf das Privatrecht zu vermeifen. 

D. Die Fremdentontrolle (Rafr und Meldemeien)"). 
Der Aufenthalt frember Perfonen im Inlande, fowie Reifen von Ins 
länbern unterliegen im allgemeinen keinen befonderen Beihränfungen 
Die früher beftehende Verpflichtung ber Neifenden, zu ihrer Legiti- 
mation einen poligellic ausgeftelften Paß bei ſich zu führen, iſt nad) 
dem Gefege vom 12. Oftober 1867 über das Paßweſen *), welches im 
gangen Reiche mit Ausnahme von Elſaß ⸗Lothringen gilt, mır als And 
nahme von ber allgemeinen Berfehrsfreiheit in gewiſſen Fallen er 
halten geblieben. 

Grundiäglic bebürfen Bundesangehörige zum Ausgange aus dem 
Bunbdesgebiete, zum Aufenthalte und zu Reifen innerhalb besfelben 
Teines Neifepapiers. Doch jollen ihnen auf ihren Antrag Pähje ober 
ſonſtige Neifepapiere erteilt werden, wenn ihrer Befugnis zur Reiſe 
gefeglihe Hinderniſſe nicht im Wege ſtehen. Ebenfo wenig joll won 
Ausländern beim Eintritte oder beim Austritte über bie Grenze bes 
Bunbeögebietes oder mährenb ihres Aufenthaltes ober ihrer Heifen 
inmerhalb desjelben ein Neifepapier gefordert werden. Doch muſſen 
ſich Bunbesangehörige wie Ausländer auf Erforbern über ihre Berfon 
genügenb ausmweifen. Paſſe, Neifepapiere und Legitimationsurkunden, 
weldje von der zuftändigen Behörde eines Bundesſtaates ausgeftellt 
find, haben, wen fie in diefer Beziehung nicht eine ausdrucliche Be- 
Ihränkung enthalten, Giltigleit für das ganze Bunbesgebiet. CEime 
Verpflichtung zur Vorlegung ber Neifepaplere behufs ber Vifierung findet 
nicht ftatt. Zur Erteilung von Paſſen an Bundesangehörige zum Ein- 
teitte in das Bunbesgebiet find befugt: 1. bie Neichsgefanbten und 

') Bot. Broddaus Het. Nappflicht im 0. Yolgmborfis Nechtäterllon Bo.S, 
© = ER — Art. Meidewelen a. a. D. 8. 2, ©. 139 ff. 
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——— die Geſandten jedes Bundesſtaates, jedoch Fir Ange⸗ 
horige anderer Bundesftanten nur inſoweit, als die lepteren in Bir 
Begirfe nicht vertreten find. Die Erteilung von Auslandepäſſen um 
—— Bieifepapieren erfolgt durch diejen gen Behorden, welche be 
einzelnen Vundes ſtaaten geltenden Beitimmungen dieſe Ber 
——— ober welchen dieſelbe von Vunbes wegen ober von ben 
der einzelnen Bundesſtaaten fernerhin beigelegt wird ®). 
Nur ausnahmoweiſe, wenn die Sicherheit des Bundes oder eines 
einzelnen Bunbesftantes ober bie öffentliche Orbnung durch Rrieg, 
innere Unruhen oder fonftige Greignifje bedroht — kann bie 
Babpfliätigteit überhaupt oder für einen beftimmten Bezirk ober zu 
Reifen aus und nad) beftimmten Staaten bes Auslandes durch Uns 
ordnung bes Bunbespräfibiums vorübergehend eingeführt werben 1%). 
‚Die Beitimmungen über Jwangspäſſe und Neiferouten, ſowie bie 
Rontrolle neu anziehender Verfonen unb Fremder an ihrem Aufent⸗ 
haftsorte find durch das Neihepafgejeg nicht berührt morben. Nur 
darf biefe Tehtere Kontrolle nicht in der Form der Erteilung von 
Aufenthaltstarten erfolgen, Ansbefondere find hiernach die S$ 8, 9 
bes preufifchen Bejeges vom 31. Dezember 1842) unberührt ge: 
blieben, - jeder, ber an einem Orte feinen Aufenthalt nehmen zoill, 
fidh bei der Rolzeiobrigfeit dieſes Ortes melden und über feine per: 
fönlichen Verhältniffe Auskunft geben muß, wogegen ex über bie er⸗ 
folgte Meldung eine Befcheinigung erhält. Yeber, welcher einem neu 
Wohnung ober Unterfommen gewährt, iſt verpflichtet, bei 
Bermeibung einer Polizeiftrafe darauf zu adten, daß bie Meldung 
geichehe. Im übrigen iſt bad Melvewefen durch Polkyeiverorhnungen 
geregelt worden. Nur birfen durch diefe vorgeſchtiebenen Melbungen 
niemals Aufenihaltsbeihräntungen hervorgerufen werden. Die Melr 
bungen faken alſo durchaus in das Geblet der Orbnungspolize. 
U. Die Gefindepolizei') Das Befinbeverhältnis ift ein 


#) Für Preußen vgl in diefer Begiepung Cil Reſte bes Min. bes Innem 


som 30. 1867 — ME, der inn. Verm. 1888, ©. 4 —, aus dem fi 
5 Di Bann made 

) Sal. Berorbnumg vom 26. Junt 1878 betr. die vorühergehenbe Sinführ 
ung 


Ye be figfeit für Berlin — R.GB. 1878, ©. 191 —. 
"98. 1843, © 12. 

") Bat Jo) 19, Die —— Regelung bed Dien ſtbotenwe ſens in Schön 
berg® Hanhduc ber politiichen Delonomle Bb, 1, ©, 1200 fl.; Bornhaf, Ueber 
die der — in Sefnbehtetgitm in der Mocpenfchrift 

I“ offeldt, Das preufiihe Gefinderedt, 
im ber. von a Ünbenberg, nd ic, Jolly, An. Ben 
» 3 
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zein privatrechiliches ʒwiſch en Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Wann ein ſolches nie 

hältnis betrachtet ‚ft lediglich eine bes Privat: 


lien Mafregel im Intereſſe der öffentlichen 
reg je 

Das preufiche Geſinderecht berußt in bem landrechtlichen Bebiete 
der alten Provinzen auf der Gefindeorbnung vom 8. November 1810 1), 
melde, unmittelbar nad Aufhebung der Erbuntert! erlaflen, 
das — im engſten Anſchluſſe an die bisherigen Bes 
flimmungen bes 4. ER. IL, 5 38 1—176 über das freie Gefinbe 
regelte. Nabiloungen dieſet Geſindeordnung ergingen am 19, Nor 
vember 1844 für die Nheinprovinz !*) und am 11. November 1845 
für Neuvorpommern und Rügen '*). Auch die Befindeorbmungen für 
Hobengollern-Sigmaringen vom 31. Januar 1843 und für Hohenzollern: 
Hedingen vom 30. Dejember 1843 entſprachen im mejentlichen ber 
preußiihen Gefinbeorbnung von 1810. In ber Provinz Hannover 
beiteben dagegen verjdiedene, unter einander ebenfalls im allgemeinen 
übereinftimmende Dienftbotenorbnungen, nämlich: a. für die Laub» 
brofiei Osnabrüd vom 28, April 1838 '”); b. fir die Herzogtümer 
Bremen und Verben vom 12. April 1844, nebſi einer Novelle vom 
16. Februar 1853); c. für die Landdrofteien Hannover, Hildes 
heim, Silmeburg unb ben Harzdiſtritt vom 15. Auguft 1844 1%); d. für 


44) Nebereinftim 1 C bes D8., 6. Degember 1876, Be. 
8.0. 1") 0.8. 1810, 9 101. 8 —“ 


nur für daß Gebiet des ihen und gemeinen Rechts 
muibe [oA Dun ge 21. &eplember 1847 en — 
ud) in den damaligen Arelfen Rees und Duißburg ein 


’) 8.8. 1845, ©. 391. ”) 0.8, für Hannover 1838, Att ILL, &, 73. 
") 9. D. 1844, Mbt. III, ©. 50; 1868, bt, I ”s, 
"A aD. 1844, &bt, I, L 
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bas Sand Haben vom 12. Oftober 1858 #%); e. für Oftfrieslanb und 
‚vom 10. Juli 1859 °*), In Schleswig-Holftein gilt 
die &e vom 25. Rebruar 1840 2°) mit einer Modifikation 
48 für den Flecken Wandsbed durch bie Berorbnung vom 
185829). Die äußerte Mannigfaltigfeit berrfeit enblich wie 
Sm Dei Se algenene Gefnberhnung dbrhat ni Sp ben 
ine Gefindeorbnung überhaupt nicht. In den 
altheifiichen Sanbezteilen find bie ——— Gefinbeorbmungen 
vom 17. Mai 1797 und 18. Mai 1801 ergangen, im Großherzogtum 
‚Fulda bie Verordnung über das Gefindewefen vom 28. Dezember 
ri Weiterhin find in Geltung fir bas ehemalige Herzogtum 
Nafjau das Ebift vom 15. Mai 1819 *), für das Gebiet von Frant. 
DM. die Befindeordnung vom 5. März 1922?) nebit einer 
Novelle vom 9, April 1873°”), für das Gebiet von Homburg bie 
Gefinbeordmung vom 9. Oktober 1857 2°), für bie ehemals großherzog- 
Lich beifiichen Gebietsteile die Verordnung vom 7. April 1857). 
Su den ehemals bayrifhen Gebietsteilen der Provinz Heffen-Naffau 
Befteht eine Gefinbeorbnung überhaupt nicht. Es find nur einzelne 
Beraehungen bes Gefindes dur das Polizeiftrafgefegbud mit Strafe 
Bebrobt. Die betreffenden Beſtimmungen über das Gefindemejen fallen 
alio in das Gebiet bes Straftechtes, währen eine meitere polizei- 
liche Thätigkeit nicht flattfindet. 

Die Thätigkeit der Polizei in Gefindeftreitigfeiten ift eine dreis 
Tate. Sie umfast die vorläufige Entſcheidung von Streitigkeiten aus 
ben Gefinbeverhältuifje, bie Anwenbung obrigkeitliher Zwangsmittel, 
um das Gefinde zum Antritte oder zur Fortſetjung bes Dienftes ans 
ubalten und die Ausfertigung ber Geſindezeugniſſe an Stelle ber 

Gefhaft, wenn bas von biejer ausgeftellte ſich als wahrheitswibrig 
wit, 





=. 0. ©. 1859, Abt. II, ©. 142, Diefes Gefeh beftimmt bie Einführung 
kr Sremensnerbenfden Gefinbeorbnung im Sande Haben mit einigen fir das 
ice Recht nicht weiter in vetracht fommenden Nbänderungen. 
a0. Pr 1859, Abt. I, S. 713. Wegen des Gefindebücherformulars vgl. 
nom 30, Juli 1859 — a. a D. S, 155 —. 
Sarntung der Berorbnungen 1840, ©. 35. 
=) Gefeg: und Ninifteriolblatt für Holftein 1858, ©. 117. 
2. für Rurheflen 1816, ©. 173. 
‚Berorbn. Sammlung für Naffau vd. 3, ©. 191. 
Gefeb und Stahntenfommlung Vd. 3, S. 41. 
8.8. 1873, ©. 177. 
(Mechio. der Landgeäflich Heifiihen Geſehe und Verordnungen &. 820. 
”) Wrof. heffihes Verordnungsblatt S. 131 fi 
Borahat, ana. un, 14 


| Pr 





in 
ient i eidungsbefugnis der Polizei 
allgemeine, fondern erftredt fich mur auf Streitigfelten fber Lob, 
Kofigelb, Belöftigung und Sioree, Einer dritten Art von Gefindeorbs 
nungen endlich, mozu namentlich jämtlihe bannöveriihe Dienfiboten 


bes ordentlichen Nedtsmeges, doch ifl nirgenbs beftinmt, ba 


auch gerabeju zuwiberlaufen, wollte der Richter ſich durch Urteil, fett 
in ber Sache jelbft zu erfenmen, für unzuitänbig erflären, weil bie 
Wolizet noch nicht eniſchleden habe. 

Die zweite Gruppe bilben bie Streitigfeiten über Antritt mb 
Fortiegung des Dienftes. Im Grunde genommen fallen dieſelben unter 
den allgenteinen Begriff der der vorläufigen Entfcheidung und gütlichen 
Vermittlung der Polizeibehörbe unterliegenden Gefindeftreitigkeiten, 
Die Befonderheit befteht nur in ber Anwendung bes obrigfeitfichen 
Zwanges gegen das Gefinde. Wenn die Herrihaft fih unberehtigt 


”) Smar follen nach der und neusorpommerihen Gefinbeorbmung 

die Poliseibehörden ihre Entfheiungen ſofort zur Ausführung bringen * 
Kann fih er nur auf Ber ber — Fortfegung und u 

wezeugnif je beyiehen Im privatvechtfi Berpfligtungen 
dur) polizeilichen Imang nermietltät en Km. 





sım Die Ordnungspoligel: au 
weigert, das gemietete Geſinde anzunehmen oder ten, fo 
fie war er Polizei v — — 


es bleibt dem benachteiligten Geſinde zur weiteren 


ige day 

Male Gem Dat de De Ba Bam 
— einer Rechte nur die Befchreitung des en Recke 

weges 


növerfehen Dienitbotenordnungen, dad das Gefinde, epson Dienft 
enzutreten oder fortzufegen — unberechtigter Weije weigert, von der 


ne des Sadverhaltes vorausgehen, um fetzuftellen, 
die Weigerung des Gefindes eine beredhtigte ift oder nicht. An 
dieſe Unterfuhung muß fich die Entfcheibung ber Kolizeibehörbe ans 
fliehen. Das ganze Verfahren gefaltet ſich alſo wie in dem erften 
Falle. Nur ift, wenn die eine Partei, das Gefinde, fih ber polizeis 
lien Enticheidung nicht fünt, damit wicht etwa bie Thätigfeit der 
Bolizei et bi beendet, fonbern es greift nunmehr die poltzeiliche 


3 polizeilichen Zmangsverfügungen ſind dieſelben Rechts: 
auläffie, wie gegen alle übrigen polizeilichen Verfügungen, alſo 
—— und die Klage bei den Verwal 


euch gar nicht über bie Berechtigung der Verfügung, jondern lediglich 

über ben Privatrehtsanipruh entihieden. Wenn ein folder ber 

derrſchaft gegen das Geſinde auf Anteitt oder Fortfegung des Dienftes 

nicht — wird, jo verllert bamit freilich and bie poligelliche 
Verfügung ihre reiptliie Grunblage ). 

Ends foll nad ben Gefindeorditungen der alten Provinzen und 

en Dienitbotenorbnungen bie Pollzel einjchreiten bei 

über das Abjchiebszeugnis. Wenn nämlid) in bemjelben 

gegen das Gefinde Beihuldigungen ausgefproden werden, bie fein 

meiteres Fortkommen zu hindern geeignet find, fo kann das Geſinde 

auf — Unterſuchung antragen. Ergibt ſich hierbei bie Un: 


nme . des DBB. vom 6. Dejember 1RT6, 2b. I, ©. 806. 
Bl. . bed DO:B.G, vom 14. März 1877, , 2, ©, 3u7. 
Mr 


— 
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Folgeleitung gegen 
nungevorſchrift handelt, fo ift felbftverftändlidh ber Civilrechteweg gegen 
die polizeiliche Ausfertigung des Atteftes — mie dies einige 
Gefindeorbmungen ee noch ausbrüdlich hervorheben. Dagegen hat 
die Ausfertigung den Charakter einer polizeilichen Verfügung, umd es 
müffen die gegen dieſe — Nehtsmittel auch im vorliegenden 
Falle für zuläffig erachtet werben. 

Außer biefer Erledigung ber Gefinbeftreitigfeiten liegt der Polijei 
nod allgemein die Ausfertigung und Beglaubigung der Gefinbebtenfts 
bücher ob. Dieje Gefindebienitbüdher, beftimmt zur Eintragung eines 
Zeugnifies durch die Herrichaft bei Beendigung bes Dienftes, beftehen 
in dem größten Teile des Staatögebietes. In den alten Provinzen 
beruhen fie auf ber Verordnung vom 29, September 1846 ?*), melde 
bie allgemeine Einführung ber Glefindebienftbücher anoronete. Ebenfo 

find dieſelben in den meiften übrigen Landedteilen durch bie Befindes 
ordnungen obligatorii gemadit, Die gröhten Verſchiedenheilen ber 
ftehen in Hannover. Unbedingt find die Gefinbedientttüder nur filr 
Dfifriesland angeorbnet. In den Negierungsbezirfen Hannover, Hil- 
desheim, Lüneburg und Stade beftchen die Gefindebienftbücher zwar 
als Regel, doch kann das Miniſterium des Imnnern für einzelne Orte 
etwas anderes beftimmen. Im Regierungsbezirte Osnabrüd eudlich 
find die Dienfibüdher nut foweit zu führen, ald es von ber Obrigkeit 
beantragt und von ber Landdroftei, gegenwärtig dem Regierungspräs 
Übenten genehmigt wird. Durd bas für den ganzen Umfang bes 
Staates erlaſſene Geſetz vom 21. Februar 1872 **) ifteine gleichmäßige 
Form für alle Gefindebienftbücher vorgefchrieben. Gleichzeitig bat 
dieſes Gejeg alle Abgaben von den Geſindebuchern aufgehoben **), 
Die Befinbebienftbücher find ein Mittel für bie fortlaufende geſinde 
polizeiliche Kontrolle. Die Ortöpoliseibehörden haben daher die Ein» 
teagung der Dienftzeugnifie feitens der Herrichaft beim Wechſel bes 
Dienftes zu Kontrollieren und zu beglaubigen. 

IV. Die Mietspolizei. Tbenſo wie das Gefinbeverhältuis 


— 
ndeſonder · Belegen! Rwedjeld ühlige 
ae — zum — —— ald jeder geichlichen 
Grundlage entbehsenb unzuläffig. 


ER ee zul Ye Ce min Baker ng Te: 
So fell nach dem Gefege vom 30. Juni 1834*9), 


— — ee — Streitigteiten 

vorgefeg, tungen. 
bei Ausübung bes Jurüdbehaltungsredhtes it die Polizei vorläufig zu 
tegeln bereihtigt,, wobei fie namentlich etwaigen Gemwaltthätigfeiten 
vorzubeugen hat?"). Cs ergibt ih dieſe Befugnis aus dem allge 
meinen Grunbjage bes $ 10 II, 17 9. &.N. über bie Aufgabe ber 
Boligei, die öffentliche Sicherheit und Ordnung aufredt zu erhalten. 
Dagegen ift die Poltzei zur Abwendung eines blohen vermogensrecht ⸗ 
fichen Rachteils nicht berufen **). 


$ 174. Die Raupolijei ’). 


beiteht 
‚einmal in einer präventiven freuerpoligei, d. b. fie hat dafür zu jorgen, 





Sa; Fon durch bie Mrt der Anlage ber Bebäube Feuersgefahren vor= 
‚sebeugt wird, ferner in einer präventiven Gefundheitspoligei, welder 
die gleihe Fürforge gegen bie Entſtehung von Krankheiten obliegt, und 
enblich in einer Orbnungspolizei, welde Verunftaltimgen durch die An- 
lage ber Gchäube vergütet. Die gefamte Baupolizei, mag es fih um 
feners, gejunddeits- oder orbnungspoligeiliche Geiichtspunfte 

ift aber Polisei in dem früher definierten Sinne. Sie befränft fich 
ee — — ‚bie negative Funktion der Erhaltung ber öffentlichen Sicher⸗ 


Ordnung und ber Abwehr der berfelben drohenden Gefahren. 
9 


e N 
‚Bol. X. SH 1, 21 $ 895; Neffe vom 8. Februar 1899 — o. Kampy, 
we. 3, ©, 666; IMS 1899, 8. 76. 

Entidh. dei D.0.8. vom 18. September 1878, Bo. 4, ©, AI6, 
Bol 6, ©. Seutbold, Das deuiſche Baupoligeiseht in Hirthd Ann 1870, 
#; © Jafhte, Die preußifgen Baupolizelgefepe und Berorbmungen, 
F. Sendel, Berlin 1382; Seutdotd, rt. Baupolizet in v. Stengels 
Birterbud) des deutjcpen Bermaltungdrehtd Bd. I, ©. 198. 
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Dagegen es außerhalb ihr: pofitiv jörbernd zu wirten, 
elwa ne cn nicht 


notwendig iit, im bygienifhen Sinne thätig zu fein, auch da, wo die 


Privateigentum® ift aber verſchie denen öffentlichen Belchränkungen unters 
morfen, und der Inbegriff dieſer Beſchrankungen ift ber Gegenftand 
bes Baupoligeirechtes. 

Jeder Bau kann nur errichtet werben innerhalb einer Ortichaft 
ober auherhalb einer folhen. Fur beide Fälle beftehen befondere ger 
jegliche Veſchrantungen ber privatrechtlichen Baufreiheit, die man im 
erſteren Kalle unter ber Bezeichnung bes Fluchtenrechtäs, im lehteren 
unter der des Anfieblungsrechtes zulammenfaflen kann. 

Bei Bauten inmerhalb ber Ortfchaften kann jeder Eigentiimer nach 
ber Fluchtlinie zu bauen verpflichtet werben. Bis in bie neueſte Zeit 
wurden die Fluctlinien, bie zugleih Strafien: und Bauflutlinien 
waren, von ber Polizei im baupolizeilihen Intereſſe Feftgefept, Ar 
‚Stelle biefer freien polizeilichen Regelung iſt jebod nunmehr bie gejege 
liche getreten auf Grund des Geſehes vom 2. Juli 1875 betreffend bie Ans 
legung und Veränderung von Strafien und Plägen in Städten und länd» 
lichen Drtſchaften ), welches Im gangen Umfange des Staatsgebletes gilt. 


*) Dies At namenilich anerlann! worden In ber Untic. des D.E.W, vom 

4, Juni 1883, 8b. 0, &, 354. Hier handelie es ſich um ein Be 
bot füle die Grunbbefiger am Fuße des Kreugbergbenttnal® zu Berlin, über eine ger 
Teen ne Denke: meer. Dieka Getn. ae min ala uatgeiig ar 
mc murbe mi an⸗ 

yore Biden 





sefannt, ba eine Berunftaltung nur in der Herbeifilhrung eines 
Be ge 
0.8. 1875, 6,501, ‚rung in Zauenburg du 
18 — 06, 1818, &. 7 — 5 8 Nr. 6. Sal. dazu bem — 
Friedrich, 2 Aufl, Serfin und Beippig 1889, und die Borfäriften fr Die 
Aufftelung von Fludllinien und Bebeuungtplänen vom 28. Mai 1376 — 


Green bilben, über welde hinaus bie Bebauung ausgeſchloſſen iſt. 

Xus befonderen Gründen Tann aber eine von ber Strahenfluchtlinie 
verſchiedene jedoch hoͤchſtens drei Meter von biefer zurückweichende 
Bauflugtlinie ae werben, Diefe Ausnahme ift gejeglich zuger 
laffen namentlid mit Nüdficht auf bas aus hygienifhen Gründen 
möglichft zu befördernbe Inftitut der Vorgärten, die dann — 
ber Straßen · und der Baufluchtlinie angelegt werben konnen. 
Terrain zwiſchen beiven Fluchtlinien legt in dieſem Falle — 
ber Straße, iſt aber der Bebauung ſeitens des Grundeigentümers 
entzogen *). Die Feitiegung ber Flaͤhenunten fan für einpelne 
Straßen ober Straßenteile ober nach dem vorausfihtlichen Bedürf 
niffe ber nächten Zukunft durch Aufftellung von Bebauungsplänen für 
‚gröhere Grundflächen erfolgen. Bei umfalfenden Zerftörungen ganzer 
Dristeile it fchleunigft feitens ber Gemeinde barüber Beſchluß zu 
faffen, ob und in wiefern ein neuer Bebauungsplan für biefelben aufs 
‚geitellt werben foll (58 1—4 B. F. G.). 

Die erforderliche Zuftimmung ber Ortspolizeibehörde zu bem Bes 
banungsplane barf lediglich aus polizeilihen Rüdjihten verjagt werben. 
Bei Dieinungsbifierenzen zwiihen ber Gemeinde und ber Drtöpolizeis 

binfichtlid der Feitiegung befchlieht auf Untrag eines Teiles 

ber Sreisausiguf, in Stabtfreifen und Stäbten von über 10.000 Ein« 
mohnern, für Hannover in allen Stäbten mit Ausnahme ber in $ 27 
ber banndverichen Areisorbrumg genannten ber Bezirlsausfhuß, in 
‚Berlin der Minifter für öffentliche Arbeiten, Betrifft der eitiegungs- 
eine ober fallen in benfelben öffentliche Flüffe, Chauffeen 

‚ober Bahn) jo hat bie Ortöpolizeibehörbe rechtzeitig den beteiligten 


Der km. Berm. 1876, ©. 181 —. Bom prioatrehtlihen Standpuntt · aus finden 
Me Berüdfihtigung bei Deendurg, Preis 
A) Die Art der Benubung des Dorlandes Tann poligeifid) gerealt werben, 


Dagegen mürbe ein Mefept, Worgäirten anzulegen, eine Nederfchreitung der pollpeis 
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Bo: loben, Bor Snlerlen em Rad 
ein Belag ic Sr Yard den ' Gemeinbevorfianb zu 
allgemeiner Einficht ee 


offengelegt, besiehungsmeil 
— —— Handelt, den eh ee befannt ge 

t tonnen nun dagegen jeitens der Beteiligten Einwendungen 
bei bem Gemeindevorftande erhoben werden. Ueber bie Einwendungen, 
fomeit fich dieſelben nicht im Wege gütliher Verhandlung erledigen 
laſſen, beiäließen vie eben genannten Behörden, alſo Kreisausichuf, 
Bezirksausihuß aber Minifter für öffentliche Arbeiten. In berfelben 
Weiſe ift zu verfahren, wenn bei ber Feitfeyung ber 
mehrere Gemeinden beteiligt find und deren Vertreter ſich nicht einigen 
können. Nah Erledigung aller biefer Differenzpunfte wird der Be- 
bauungsplan von dem Gemeinbevorftande förmlich; Feftgeftellt und bei 
kannt gemadt. In den Städten Berlin, Potsdam, Charlottenburg 
und deren nächte Umgebung bedarf «9 aber hierzu töniglicher Ge 
mehmigung. Mit dem Tage ber Dijenbarung bes Planes auf Grund 
der endgültigen Feſtſtellung beginnt bie Beichränfung des Grundeigen 
tümers, ‘dab Neubauten, Um: und Ausbauten über die 
hinaus verfagt werben fünnen, Gleichzeitig erhält bie Glemeinhe bad 
Net, bie durch bie feitgeiegten Straßenflußtlinien für Straßen und 
Plade beitimmte Grundflähen dem Eigentümer zu entziehen (855 —10 
2.5.6, 8 146 8.6.) 

Soweit ein Bebauungsplan und Aluchtlinien nicht fefigeitellt find, 
unterliegt bie Baufreibeit den im Geiehe ausgefprodenen Beſchrän—⸗ 
tungen nicht. Insbeſondere darf der Baufonjens nicht aus dem Grunde 
verjagt werben, weil bie Feſtſetzung ber Fluchtlinie mod nicht ers 
folgt fei ®). 

Durch Ortöftatut, fiber deffen Abfaffung die einzelnen Gemeinde 
gefege enticheiben, Tann ferner feitgeitellt werben, baf; an Straßen 
ober Strahenteilen, welde noch nicht gemäß ben baupolieilihen Vor⸗ 
ſchriften des Orts für den öffentlichen Werfehr ober den Anbau ber 
geftellt find, Wohngebäube, die nad diefen Straßen einen 
haben, nicht errichtet werben dürfen. Das Ortsſtatut bebarf ber Be 
fätigung ded Bezirksausfhufles, und gegen feinen Beihluß iſt inner⸗ 
halb einer Präfiufiofeift von zwei Wochen die Beſchwerde beim Pro- 
vingialrate zuläffig. In Berlin tritt an bie Stelle des Dezirksauss 
ſchuſſes der Ninitter des Innern ($ 12 8.5.6.,$ 146 3.8), Dieje 
Gefegesvorihrift wie bie auf Grund berfelben erlaffenen Ortsflatuten 
und Poligeiverorbnumgen haben in Ermangelung einer bahin gehenben 
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ausbeiidlichen gejeglichen Beitinmung jelbftnerftänblih feine rüdmwire 
Iembe Aue, Re bhen A ai ht auf Ekrahen, weiße jur Zeit 
des Erlaffes des Drtaftatuts bereits in bebauumgsfähigem Zuſtande 
vorhanden waren, jog. hiſtoriſche Strafen *). 

Eine Gntfhäbignig wirb wegen ber auf Grund eines Ortsftatuts 
eintretenden Baubeihränlungen an unregulierten Strafen überhaupt 
nit und Entziehung oder Veſchrantung des von der Feitfegung 
betroffenen Grunbeigenhums nur bann gewährt, 
wenn da die zu Strafen und Plägen beftimmten Grundflächen auf 
—— der Gemeinde für den öffentlichen Verlehr abgetreten wers 
* bie Straßen⸗ ober Vaufluchtlinie vothandene Gebäude trifft, 
Grundftüd bis zur neuen Fluchtlinle von Gebäuben freige: 
; 3. die Strafenfluchtlinie einer neu anzulegenden Strafe 
-unbebautes, aber zur Bebauung geeignetes Grunbftüd trifft, wel⸗ 
‚zur Zeit ber Feſiſtellung dieſer Fluchtlinie art einer bereits bes 
and für den öffentlichen Verkehr und den Anbau Fertig ge: 
‚anderen Straße belegen ift, und die Bebauung in der Fiucht ⸗ 
neuen Straße erfolgt. Die Feſtſtellung der Entſchablgung 

Vollziehung ber Enteignung geidieht im übrigen nad) ben 
des ee (8 3,4 8.5.6.). 

Bauten außerhalb bes Zuſammenhanges einer Ortſchaft, for 
genannte Anfieblungen ”), beſtehen für einzelne Landesteile bejonbere 
Beichränkungen. Maßgebend find in diejer Beziehung für Lauenburg 
bas Gefeg vom 4. November 1874 *), für die öftlichen Provinzen und 
Beftfalen das Gefeg vom 25. Auguft 1876 °), welhes an die Stelle 
der früheren, im ben Geſehen vom 8. Januar 1845 und 24. Mat 
1853 79 —— Veſtimmungen getreten iſt, ſur Hannover das 
Geieg vom 4. Zull 18874), für Schleswig-Holitein vom 13. Juni 
1888 77), während in den übrigen Zanbesteilen befonbere Beigränt: 
ungen für neue Anfieblungen nicht beftehen. 

Rad den erwähnten Gefepen ift bie Errichtung eines Wohnaufes 
— einer im Zuſammenhange gebauten Hrtſchaft, ſowie bie Ein— 
— ſchon vorhandenen Gebaudes zum Wohnhauſe, in Hans 
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# Mel Entfh. des D..G. vom 2. April 1978, Do. 8, &. 304. 
") Bat. Gierte, Art. Anfiedehung in ». Holgendorfis Nectsterifon Mb. 1, 
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;ölatt 1874, ©. 201. 
#) 8, 1870, &, 408. Bl Lay bie Ss ührungainfruttion vom 10. Bicy 
10. 00. 1345, ©. 25; 1858, ©. 
*) @.8. 1887, ©. 324. An 
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dung buch eine — — die Anſied ⸗ 
asgenehmiguug igt en, wenn gegen fieblung von 

jentümer, dem Nubungs: ober Gehrandhäbereätigten ‚oder bem 
r eines benadbarten Grunditüds oder von bem Gemeinde» ober 
oriteher des Bezirks, zu dem das zu befiebelnde Grundſtüd ges 
ober an ben es angrenzt, Einfpruch erhoben, und ber Einfprud) 
Thalſachen begründet wird, melde die Annahme reditfertigen, 


re 


zu machen, bamit biefe innerhalb einer Präflufiofrift von 21 Tagen 
ihre Einmenbung zur Geltung bringen können. In Hannover muh 
außerdem die Genehmigung verfagt werben, wenn bie Gemeinber, 
Kirchen: und Schulverhältnifje nicht dem Öffentlichen Anterefie ober 
dem befiehenben Nechte gemäß geordnet find, und in ben Moorbiftriften, 
jo lange bie Entwäſſerung nit burchgeführt it. Die 
über den Antrag erfolgt durch einen mit Gründen zu verjehenben 
Beſcheid der Ortspolizeibehörbe, ber dem Antragiteller und bem, ber 
Einfpruch erhoben hat, zuzuftellen it. Gegen biefen Beſcheid fteht 
beiden Teilen innerhalb zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreu⸗ 
verfahren beim Kreisausfchuffe, in Stabtkreifen beim Bezirksausfchufe, 
in Hannover ftets bei dem Vezitlsaueſchuſſe zu ($ 148 8.6.) 
Someit ber Unternehmer eine Kolonie, d. b. einen größeren 
Kompler unter einander zufammenhängender Unfieblungen *°), ein: 
richten will, ift bei bem Antrage auf Erteilung ber Genehmigung ein 
Plan vorzulegen, welcher angibt, wie bie Gemeinde, Kirchen⸗ umb 
Schulverhaltniſſe geordnet werden follen, in Hannover außerdem, dab 
die nötigen Mittel dazu vorhanden ſind. Solange es am biefem 
Nachweiſe fehlt, wird die Genehmigung verfagt. Ueber die Erteilung 
’") Wann eine Kolonie vorliegt, Äft im wefentfigen Thatfenge: Sal baräter 
Eis, ve DRG vom 2 März 1878, ®b. 8, ©. 819, und Id, Besruar 1884, 


sm Die Baupoligel. 219 
enticheidet ber Kreisausfhuß, in Stabtfreifen bie Ortspoligei- 
f jermaltungäftreituere 


Außer biefen allgemeinen Tandesgefegli ber 
Baufreieit für Grundftüde innerhalb und —— ber De ber Drtjchaften 


m 19, Juni 1883 ?%). Denfelben ee die Grund» 
innerhalb eines um die Feſtungswerle gezogenen Gürtels, ber 
für die Regel in drei Nayons zerfällt. In jebem Rayon find die 
udn ve verschieden abgeftuft. Den Gegenitand der 
Eigentumsbeigräntung bildet das Verbot von Terrainveränberungen, 
Nur wenn bie Armierung permanenter Befeftigungen angeorbnet wird, 
kommt — noch bie Verpflichtung zur Niederlegung der vorhandenen 
baulichen und jonftigen Anlagen, zuc Wegſchaffuug von Materialien: 
vorräten und zur Bejeitigung von Pflanzungen. 

Außer biefen brei —e— Beſchrankungen, welche in dem Baus 
‚mredhte, bem Anſiedlungsrechte und bem Nayonredte enthalten 
find, wird das Baupolizeivecht im mefentlihen durch Polizeiverord- 
nungen normiert. Diefelben finden ihre gejeglihe Grundlage in ben 
eg immungen über das Polizeiverorbnuungsrecht überhaupt. 

Daneben kommen. für das Geltungsgebiet des U, SR. in Ber 
tradt die Beſtimmungen desielben in Teil], Tit. 858 65 ff. Das: 
felbe extennt zwar bie Baufreiheit als einen Ausfluß bes Orunbeigens 
fums an, verbietet aber Bauten und Veränderungen bexfelben zum 
Schaden und zur Unficherheit bes gemeinen Weſens oder zur Berun- 
Boltung der Stäbte und öffentlichen Pläge. Es wird daher für jeben 

neuen Bau in Stäbten eine vorherige Anzeige an bie Obrigfeit zur 
— und für jede Neuanlegung ober Verlegung einer Feuer⸗ 
— Stadten ober auf dem Sande eine obrigteitliche Erlaub ⸗ 

—— Erweiſt ſich ein ohne Anzeige unternommenet Bau 
Khablih ober gefährlich für das Publitum ober gereiht er einer 
Straße ober einem Ka zur groben Werunftaltung, jo muß derjelbe 
nadı Inweilung ber Obrigeit geänbert werben, wibrigenfall zwangs- 
weile Abtragung auf Hoflen bes Bauenden erfolgt. Es werben daun 
noch einige fiherbeitspoligeilihe Vorſchriften gegeben unter Vorbehalt 
über dieſe Gegenſtaͤnde durch beſondere Poligei- 





968. 1871, s. 450. “ ROBL 1888, ©. 105. 
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Die Bedeutung biefer landrechtlichen Beſtimmungen it eine äuferit 
geringfügige. Die Befugnis — sum Erlajfe —— 
verordnungen, welche bie näheren feuer- geſundhelis · und orbnumge 
poligeilihien Vorfchriften enthalten, ergibt fich gegenmärtig {chen aus 
den Normen über das —— überhaupt, ohne daß 
man auf das Allgemeine Landrtecht als rechtliche dieſer 
Verordnungen zurüdzugreifen brauchte. Die 
—— ferner, welche das Allgemeine Landrecht ſeibſt enthält, Mind 
ſamtlich in erweitertem Maße in die Baupolizeiordnungen 
Diejelben geben aljo jeht die eingehenben Beftimmungen barüber, 
melde baulichen Anlagen ber Genehmigung bedürfen, und melde 
Sicherheits: und Ordnungsvorſchriften bei den Bauten zu beobaditen 
find. Auch in diefer Beziehung ift alfo ein Zurüdgehen auf die landı 
rechtlichen Vorſchriften ſelbſt überflüffig. Trotzdent alſo das Alge 
meine Landrecht eine Reihe baupolizeiliher Vorſchriften enthält, befteht 
eine wirkliche Rechtoverſchiedenheit zwiſchen den landrechtlichen und 
ben übrigen Gebietsteilen nicht. Das eo — vielweht 
im ganzen Staate auf den von der Polizei innerhalb ihrer 
— erlaſſenen Verordnungen. 

Jeder Bau muß ein polizeimaßiger im Sinne des filr den be 
treffenden Bezirk geltenden Poligeirechtes fein. Um biefe Wollgei: 
mäßigteit zu fonftatieren, wird regelmäßig in den Pollzeiverordnungen 
vor Ausführung oder Veränderung aller ober gewiſſer baulicher An: 
lagen eine polizeiliche Genehmigung erfordert. In ber Erieilung ber 
Genehmigung liegt die Anerkennung der Poligeimäßigkeit des projek 
tierten Vaues '%), in der Verfagung der Genehmigung eine thatjäde 
liche Anorbrung, welde die Beibehaltung bes beftehenden Zuftanbes 
befiehlt, weil bie projeltierte Veränberung biefes Zuftandes, ber Bau, 
nicht poligeimäßig fein würde, Aus dieſem Charalter der Baugeneh⸗ 
migung ergibt fih auch bie Folge eines ohne Genehmigung unter 
nommenen Banes, beziehungsmeile einer eigenmächtigen Abweichung 
von bem genehmigten Bauplane, Die Strafe ber Nebertretung ber 
Poligeiverordnung iſt damit zweifellos unter allen Umftänden vermirkt, 
Die Befeitigung bes Baues wäre bie Polizei aber nut dann zu fürs 
been berechtigt, wenn und fomeit berfelbe nicht poliseimäßig wäre. E— 
Fann die Polizei niht die Befeitigung eines polizeimäßigen Baued 
bloß um beswillen, meil er nicht genehmigt if, verlangen, da fie 
einem fofort eingereichten, mit dem beitehenden Bau übereinftimmenben: 

'*) Dah der Bautonjend Feine poligeilidie Verfügung ift, mirb anerkannt In 
te: je DO. vom 90. April 1877, Bo. 2, ©. Sn; 18, Riry 1836, 96, 14, 
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Bauplane ihre Genehmigung erteilen müßte '”), Ebenſo Tann bie 
Polizei bie Befeitigung eines nicht genehmigten poliseiwibrigen Baues 
nur bamn verlangen, wenn durch eine Abänderung der Baulichfeit der 


3 Baugenehmigung überhaupt feine polizei: 
liche Verfügung iſt, jo kann fie aud nicht gleich diefen im Verwal 
tumgsftseits ober Befchwerbeverfahren von einem Beteiligten, j. ®. 
einem Nacbbar bes Yauenben angefochten werben, fonbern es bleibt 
in dieſem Falle nur die Befhwerde im Auffichtawege '). Wohl aber 
it die Berfagung der Genehmigung, in der eine auf Beibehaltung des 
beftehenben Zuftanbes zielenbe polizeiliche Anordnung liegt, als Polizeis 
verfügung der gewöhnlichen Anfechtung unterworfen. Wirb in dieſem 
Verfahren durch das Verwaltungsgeriät oder durch die Befhlußbehörde 
die bie Genehmigung verfagende Verfügung ber Polizeibehörbe aufs 
gehoben, jo liegt in Bier 9 Aufhebung des Gebots auf Beibehaltung 
des beitchenden Yuftandes gleichzeitig bie Erteilung der beantragten 
Baugenehmigung, mag dies in dem Aufbebungsbefchluffe ober Urteil 
ansbrüdlic auegefprochen fein oder nicht 2%). 

In — — liegt in gewiſſer Beziehung eine 
Eelbftbeichränkung der Polizei. Die Vermaltung jegt fid die Schranten 
felbft, und darin liegt ihre weſentliche Verſchiedenheit von ben gefegs 
fichen, niht nur deshalb, weil bie Poligeiverorbnung jederzeit durch 

wieder abgeändert oder aufgehoben werben kann, ſondern 

— weil bie Moligeiverordnung als Verwaltungdalt nicht die allger 
meinen gejeglihen Grmächtigungen ber Polizei abzuänbern vermag 

und deshalb, auch wenn gegen die Polipeiverorbnung bei einem Baue 
wicht gefehlt ift, ein Zurüdgreifen auf $ 10 IE, 17 A. L. R. geftattet. 
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#) Bol. Entjß. des D.B.@. vom 30. April 1877, ©. 2, © 801; 11. deb⸗ 

14, ©. 39. 

ft in diefen alle — eine andere, Wlan hebt bie 

auf unb überläft eö der Poligeiehßrde nunmehr von Amts 

‚ein neues Genchmigungsgeluc geftellt wirb, das unforit 

zu prüfen, wobei Be ſedoch auf die In dem Aufhebungbef —* 

0 ertlatten Berfagungsgründe nicht zuructommen 
uen bie e Auf —— —— 
angefochten * aufgehoben wurden. Der Anfechtun = 
— aber niemals bie Gründe, ſondern bie pollheiliche 

‚ feibfe: Mit ihrer Mufhedung iſt daher die Sache erlehigt, unb es pe 

rechtlich bedingte Bauverbot nicht noch einmal exfaffen werben. 





P>23 Das Verwaltungsrecht, sim 
Die durch Poligeiverordnung bem freien Etmeſſen der Woligei 
Schranke liegt auf einen anderen Gebiete, Bu ot 
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10000 Einwohnern, füı 
der in $ 27 der hannöverfchen Areisordnung namentlich 
der Degirksausihuß, fomeit die Angelegenheit nicht nad 
orbnumgen zur Buftänbigleit anberer Organe gehört. 
ber leßteren unterliegen der Anfechtung nur im Wege 
an bie Auffihtsbehörde. Der Bezirtsausihuß tritt inb 
ftändigfeit zur Erteilung von Dispenfen in allen Fällen an bie 
ber Bezirksregierung. Der Beihluß it außer dem Antcagfteller 
ber zur Erteilung der Bauerlaubnis zuſtondigen Behörbe zuguftellen, 
und beide haben gegen den Beſchluß ein Beſchwerderecht. Die Be 
ſchwerde gebt, menn es ſich um einen Belchluß bes Besirksausichuffes 
in erfter Inftanz handelt, an den Minifter ber öffentlichen Arbeiten, 
im übrigen findet der für Beſchlußſachen gemöhnlide Inftanenzug 
fiatt (8 145 3.8.). 

Nach dem sur in dem alten Provingen geltenden Geſehe nom 
17, Juli 1846 *%) lönnen da, wo die feuer: und baupoliseilichen Bors 
ſchriften in Städten umd auf bem platten Lande von einander abs 
weichen, unb wo burd Anwendung ber fr das platte Land 
feuer- und baupoligeilihen Vorſchriften bei Gebäuden auf foldhen zum 
platten Lande gehörigen Grumdjtücen, welche ſich innerhalb der Städte 
ober im Gemenge mit ftäbtifchen bebauten Grunbftüden befinben, bie 
Fewerfiherheit der Stabt erheblich gefähtbet wird, biefe Gebäude eins 
oließlich der auf Vorwerlen und Rittergütern befindlichen burch Bes 
Ihluß des Bezirksansfchuffes den für die ftädtifchen Gebtude geltenden 
bau: und feuerpolizeitihen Vorſchriften unterworfen werben. Sit bies 
in einzelnen Fällen ohne weſentliche Beläftigung und Störung bes 
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Ländlichen Glemerbebetriebes nicht ausführbar, fo hat ber Bezirksauss 
ſchuß zu ermefien, inwieſern mit Nüdfidt bierauf bie Anwendung 
—— zu modifizteren ober eine Ausnahme davon zu ges 


Kap. II. Die Armenpflege *). 
$ 175. Geſchichtliche Entwiklung der Armenpflege, 


In bem beichränften Kreife ber Aufgaben bes mittelafterlichen 
Staates ft für eine Armenpilege fein Plap. Die Verpflichtung des 
Staates für den Rehtsihüt feiner Angehörigen nad innen und nad) 
außen zu forgen, Tonnte ohne eine Furſotge für die Hilfsbebürftigen 
erfüllt werben. Indem ber Staat bes Mittelalters von der gelamten 

Berwaltung mur die Sicherbeitspoligei fir ſich in Anfpruc 
das ganze Gebiet der heutigen Armenpflege außerhalb 
Hechtst: . Wenngleich nun ber Staat ſich im alle 
um bie Armenpflege nicht lümmerte, jo dit doch damit feiness 
"gefagt, dafı dem Mittelalter eine folde fremd war. Wie auf 

‚Gebieten gemeinfamer Kultutaufgaben, bie über die Kräfte 
uzelnen Inbividuums wie ber freien privaten Aflociation binanss 
nur. dur eine derielben übergeordnete obrigkeitlihe Macht 
‚werden fönnen, findet auch hier der mittelalterliche Staat jeine 
Ergänzung in ber Kirche. Die Sorge für die hilfsbebürftigen Armen 
Ai ſchon aus der Ariftlichen Pflicht der Nachſtenliebe, und es 


Das Gefets feibft Bezeidmet als zuftänbige Behöcbe bie Megterung. Zur 
an deren Stelle der Bezividausfchuß getreten. Es handelt 
nicht um eine Rontrolthä ſondern um den Erlaß der urfprünglichem 
feitend des Besieldaudfhuffer in den Formen ded Befcluhverfahrend, 
Stolp, Das Heichögefep Uber ben Iinterftügungsmohnfig, Berlin 
irtö8 Am. 1871, ©. 395 ff.; Krmoldt, Die (eeizügigteit und 
Berlin 1872; Roo!t, Spftem des Armen- 
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1878; NM, Seudel, Das ‚dormenzet in HirshO Ann. 


, ©. 545 fl; Münfterberg, Ar. Armenreht, Armenvermaltung in 
©. Stengels Mörterhuch des beutfpen Bermaltungsrechtd Db. 1, ©. 65 ff.; Rome 
wertete zum — Über den Unterftügungsmwohnfit von Eger, 2. Kufl,, 
Brokleu 1884; Are, 2, Mufl., Berlin 1885; Wohlers, 4. Kufl, Berlin 1887; 
Entigeidungen bed Yunbesamts 
‚Heft 1 ff, Berlin 1878 f[.; Rr 
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daß ähnlich wie in England ımter der Königin Elifabeth auch in ben 
beutfhen Territorien die bisher von ber Kirhe geübte Armenpflege 
ein Teil der ſtaatlichen Verwaltung wurde, umſomehr als aud das 
lirchliche Vermögen den Territorialherren zugefallen war. Der beutihe 
Zerritorialftaat bes 16. Jahrhunderts war jebod viel zu fehr im 
‚Dienfte der einfeitig ſtandiſchen Jutereſſen, als daß er ſich berartigen 
fozialen Aufgaben, mie einer Furſorge fir die ſchwächeren Klaſen 
hätte wibmen fönnen, Die herrſchenden Gefelliaitsflaffen Haben nun 
aber infofern Veranlafjung, fih um das Armenwejen zu kümmern, 
als fie entweder einzeln oder in ihrer Geſamtheit ſich durch dasfelbe 
bebroht fühlen. Sie verlangen baher, da ber Staat fie ihere gegen 
Angriffe der Nichtbefigenden auf ihren Veſiz. Das ganze Armen: 
wejen wird fomit lediglih vom Standpunkte der Sid 

behandelt, Obgleich der ftändtihe Patrimonialtaat des 16. Jahr⸗ 
hunberts ſich bie geſamte kirchliche Verwaltung zu eigen gemadit hat, 
kommt er doch auf dem Gebiete des Armenwefens aus ben angeden 
teten Gründen nicht über den blofen Nechtsihuß, nicht über bie blofe 
Sicherheitspolizei hinaus, wie er fie ſchon vor ber Reformation ges 
handhabt hatte. Das Ergebnis ift alfo nicht ber Lebergang ber bis: 
herigen hrehlichen Armenpflege auf den Staat, fondern der Unter 
gang diefer Armenpflege, Nur fomeit befonbere kirchliche Inititute, 
wie Armen: und rankenhäufer, beftanden, erhalten biejelben fic) fort 


N 
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und zwar meift unter Verwaltung ber Stabträte als der Patrone 
ber fäbtiihen Parochten. 

Bon der Reformation bis gegen Ende bes 17. Jahrhunderts 
Hat daher bas Arntenmefen im größten Zeile Deutichlands, insbejone 
bere auch in Branbenburg « Preußen einen gm eigentiimlihen Chas 


es beichränft ſich auf gegen 
Ahnen gegenüber ſchlug man eine Radilal⸗ 

gemein angeorbnet wurde, folde Perfonen feien 
u Khan Diefe Proris erwies fih Im allge: 
als —— weil man bei den ſchwachen Erelutivkräften 
‚ber Ausgewieſenen gar nicht verhindern Konnte, und im 
le auch nody die aus ben Nahbarländern Ausgemiejenen über 
— fpebiert erhielt. Die Reichspolizeiordnungen 2) bes 
weiterhin, es jolle ber Vettel nicht geftattet werben, 
habt ober Kommune ihre Armen jelbft unterhalten, 
itte, in Brandenburg namentlich die von 1565, 1574 
1506) führten dieſe reihscchtligen Normen weiter aus. Diefe 
—— ſtehen jedoch noch durchaus auf dem Stanbpunfte einer 
pränentioen Sicherheiispolizei. Da man bie Bettler und Vagabunden 
; irgendwo lafien mußte, ſchob man fie ibren Heimatsgemeinden 
zu unb verpfliätete dieſe zur Armenpflege, eine Verpflihtung, deren 
Erfilllung aber bei ber Schwäche ber Staatsgewalt weber zu tontrotz 

Heren noch zu erzwingen war. 

Erft nach dem Sturze bes ftänbijchen Suftems wird bie blohe 
oligei wieber ergänzt burch eine wirkliche Armenpflege, 
wie fie vor ber Neformation bie Kirche geübt hatte. Dieſe Armens 
pflege in aber aun feine Eirchliche mehr, fondern eine ſtaatliche. Man 
babei zwiſchen arbeitsfähigen und arbeitsunfähigen Armen. 
ber eriteren verorbnete bereits ber große Kurfürit, bie in 
den Städten ——— befindlichen Mußigganger, Bettler und deren 
Kinder ſeien in Wollmanufatturen zum Spinnen zu bringen, 
Widerfpenftige am m nächiten fommanbierenben Offizier abzuliefern. 
Die notwendige Ergänzung bildet eine Verordnung Kurfürft Friedrichs 
JU von 1696, wonach Has en * —— die Armen 
ee ve wir biefen Grundlagen konnte amt 
— on ik allgemeine Armen: und —— fe 
en Diejelbe beftimmte, in jeder Stadt jei für das 
Beilplele folder Verordnungen |. bei Mylius, 0, 0. M. V. 
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jen eine Kommiffion von drei Inſpeltoren zur beftellen, beren 
Prebigern, einer aus dem Magiftrate unb einer aus 
der Bürgerihaft verordnet werden follten. Die Imfpeftoren mußten 
übe Amt drei Jahre lang unentgeltlich verwalten, Ueber bie Beob- 
achtung ber Verordnungen auf bem Gebiete bes Armenmejens hatten in 
den Immebiatftäbten die Steuerfommiffare zu wachen. Auf dem 
lachen Sande verblieb die Verpflichtung zur Armenpflege ben Gerichts 
obrigfeiten. Im wefentlichen auf demjelben Stanbpuntte ftehen bie 
weiteren Ebifte vom 19. September 1708, 10. Februar 1715, 21. Jumi 
Fa und 28. —— Be ——— — der Vers 
jemacht, am 12 unzureihenben 
Dur bie Drtsobrigleiten auf dem flachen Lande — 





— unterhalten werben mußten, wurden Armenhäuſer er: 
richtet. Die Einrichtung ſelbſt war allerdings noch eine ſeht ımuolb 
lommene, da verihuldete und unverſchuldete Arme, vielfach au 
Militärinvaliden und Geiftesfrante in einem Haufe vereinigt wurden. 
Die Unterhaltung biefer Armens, Arbeits: und Invalivenhäufer wurde 
den einzelnen ftänbiichen Verbänden der bifioriichen Territorien auf 
erlegt. Die Koſten, ſoweit fie durd den Mrbeitsertrag der Inſaſſen 
der Arbeitshäufer nicht gebedt wurben, follten durch eine birelte, auf 
bie Feuerfiellen des Landes gelegte Armenftener aufgebracht werben, 
von ber audı der Adel nicht erimiert war, und zwar erfolgte bie Er 
bebung ber Armenfieuer duch Zuſchlage zu den Grundfteuern. Die 
Vertretung der Verbände war verjdieben geregelt, eine ſolche bes 
Bauernitandes fand aber nirgends flatt. 

Das A. ER. U, 19: „Bon Armenanftalten und anderen milden 
Stiftungen“ kobifiziert auch hier nur das längft geltende Recht. E— 
wieberholt bie bereits feit einem Jahrhundert geltenden zwei Haupt: 
grundfäge des preuhiſchen Armenrehts, indem es für eine Staats: 
pilicht erklärt die Sorge für bie Ernährung und Berpflegung ber 
jenigen Bürger, bie fih ihren Unterhalt nicht felbft verihaffen und 
denjelben aud von anderen Privatperfonen, welde nach beſenderen 
Gefegen dazu verpflichtet find, nicht erhalten konnen, und inbem es 
ferner anorbnet, daf diejenigen, die nur aus Träghelt, Diebe zum 
Müßisgange oder anderen unordentlihen Neigungen die Mittel, fh 
ihren Unterhalt jelbft zu verdienen, nicht anwenden wollen, durch 


— 


— 
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Zwang und Strafen zu nüglichen Webeiten unter gehörtger Aufiht 

werben follen. Das H. CR. fellt aber außer diefen beiden 

Fe einen britten Grunbfab auf, das Necht auf Arbeit für biejenigen, 

denen es nur an Mitteln und Gelegenheit mangelt, ihren und der 
—— Unterhalt ſelbſt zu verdienen. 

Die Ausführung biefer drei Hauptgeundfäge bes Armenrechts er⸗ 
folgt nah dem U. UN. in folgender Weiſe. Die ale Staatepflict 
‚anerlannte Sorge für die Arbeitsunfähigen übermeift der Staat feiner 
feits in erfter Sinie privilegierten Korporationen, melde einen befons 
deren Armenfond haben, mie ben franzöfiihen Noloniegemeinden Für 

ihre Mitglieder, in zmeiter Linie den Stadt und Dorfgemeinden ride 
ſichtlich ber ausdrüdlid aufgenommenen und berjenigen Einwohner, 
welche zu ben gemeinen Laſſen beigetragen haben, ſowie rüdfihtlich 
der — derſelben. Ein am 8. September 1804 für bie 
Kur und Neumark und Pommern ergangenes Geſetz änderte ſedoch 
bieje Beftinmung bahin ab, daß war jeve Kommune ihre Armen zu 
verpflegen haben diejelben aber, werm fie nachweiſen könne, daß die 
Berarmung ſchon an dem früheren Aufentpaltsorte erfolgt fei, nad 
biefem zurüdjiden bürfe. Fur diejenigen Armen, für melde nad 
Dielen Grundſaden ein Unterjtügungsaniprud gegen eine Privatperfon 
oder Kommune nicht beitand, hatte der Landarmenverband einzutreten, 
Der Aufgabe, bie arbeitsfähigen Armen durch Zwang zur Arbeit ans 
‚subelten, bienen ebenfalls bie Fanbarmenhäufer. Dagegen enthält 
das U. SR, feinerlei Beſtimmungen zur Durchführung des britten, 
von ähm neu aufgefteliten Grundiages, da arbeitsfähigen Armen, 
benen es an Arbeit fehle, eine geeignete Arbeitsgelegenheit nadgewiefen 
werben ſolle. 


Dieſe landrechtlichen Vorſchriſten erwieſen ſich aber als unzu⸗ 
reihend, ſeildem die Stein⸗ Hardenberglſche Reform bie ſtändiſche 
Gliederung ber Geſellſchaſt befeitigt und bamit eine allgemeine Frei: 
sigigteit zur Durhführung gebracht hatte, Cs erging daher für das 

Staatsgebiet das Beleg vom 31. Dezember 1842 über bie 

zur Armenpflege *), welches in enger Verbinbung ſtand 

wait den beiden an demfelben Tage erlaffenen Geſehen über die Auf: 
—— anglehender Perſonen und über den Erwerb und Verluſt 

ber preußlichen Staatsangehorigtelt. Dasſelbe gibt ben vom A. L.R. 
nah theoretifch feftgehaltenen Grundſah der Verpflichtung bes Staates 

Be: auf und überweift diefelbe den Gemeinden und ſub ⸗ 

ben Sandarmenverbänden. Die Verpflichtung hatte, wenn keine 


4) 8.8, 138, ©. 8. 
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andere nach privattechtlichen Grundfägen zur 
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und bie Gemeinde des —— ift zur Armenpflege 
verpflichtet, ohne Nüdficht darauf, ob ber zu Berpflegenbe ihr darch 
Geburt angehört oder nicht, Im Gegenfape zu diefem Prinzipe bes 
Unterftügungsmohnfiges ſtanden die meiſten übrigen deutihen Staaten 
auf dem bes Heimatsredtes, wonach die Gemeinde des Geburtsortes 
zur Armenpflege verpflichtet it, und ein Wechſel der einmal durch 


zollernſchen Landen und in den 1866 erworbenen Gebieten. 

Die dur die neuen Erwerbungen notwendig gewordene einheite 
liche Negelung des Wrmenrechtes it jedoch micht mehr durch bem 
preußüihen Stant, ſondern durch den norddeutihen Bund und bad 
deutſche Reich erfolgt. Auf Grund der ihm durd; Art. 4 Nr. I der 
Neichsberfaffung eingeräumten Kompetenz ergingen bad Gejeh nom 
1. November 1867 über bie Freizügigkeit‘) und bas vom 
4 Mai 1868 über die Aufhebung der poligeilihen ® 
ber Chefäliefung*). Das erfiere Gejeg hatte in $ 11 
drudlich beftimmt, baf durch bem bloßen Aufenthalt ob 





®) B.8.8L 1867, ©. 55. *) 8.0.81, 1869, 6. 140, 
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Nieberlaffung, wie fie das Geſetz geftatte, eine Teilnahme am ber 
Armenpilege nicht begrünbet werde. Die lanbesgefeglihen BVeftim: 
mögen waren alfo in dieſet Beziehung vorläufig aufrecht erhalten 
morben. Dadurch entftand ſedoch hinfichtlic der er = 
umgfeiämäßige Behandlung ber. einzelnen Lanbesteile. In ben 
er alten en en 
— — Bol, —* die Eee — teoß 
deo Feeizit ſtsgeſetzes auch armı 
———————— 
— allerdings für die Urmenpflege vollſtändig gleichgultig blieb. 
dieſe umgleichen Wirlungen des Geſetzes zu befeitigen, mußte and 
Urmenpflege reichorechtlich geregelt werben, und bies geſchah im 
— Anſchluſſe am das bisherige preufifche Recht durch das Gefetz 
vom ©. Juni 1870 über den Unterftägungsmohnfig”), zu welchem das 
preuhiiche Ausführungsgejeg vom 8. März 1871*) und das Tauen: 
bargiſche Ausführungsgeieg vom 24. Juni 1871 mit den Novellen 
vom 4. November 1974 und 9. März 19799), ſowie die Inſtruktion 
vom 10. April 1871 20) ergingen. 
hrend das Gefeh über die Freizügigkeit im ganzen Neid 
‚gilt, find die beiden anderen Gefege über Aufhebung der polizeis 
Beihränkungen der Eheichließung und Aber ben Unterftigungs: 
— fang gelangt in Bayern und in Elfaß-Lothringen 
und zwar in Bayern nicht auf Grund eines befonderen, bielem Staate 
‚beim Eintritte in das Neich eingeräumten Aejervatrehtes "'). Bayern 
wie Elfafi:Lothringen find alfo im armenrechtlicher Beziehung auch 
weiterhin als Ausland zu betrachten. 


$ 176. Armenpofizei und Armenpflege. 


‚Bereits aus ben Erdrterungen über bie geſchichtliche Entwidtung 
des Armenmefens ergibt fih, daß eine faatliche Thätigteit auf biefem 
Gebiete nach zwei Nichtungen bin entwidelt werben fan, daß aber 
ber Staat nicht notwendig beide in gleicher Weife pflegen muß. Der 


an *) 0,8. 71, &, 130, 
Er - 
ei m A.®, außer und bas 
60 bed preuhlihen AG In Kraft gefegt worden. Non Iegteren gelten 
u @rloß der neueften — nur noch $$ 5760, 
inm, 1871, ©. 183, 
Berteage vom 


MEL der Verm. 1871, 
2) Dal Mt a mr Pr. 1 der Reidjöverfaffnng und day Schlufpretstell zu dem 
vom 2b November 1870 — R.G.BL. 1871, ©. 23 — 
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baburd, 
felbit nach Moglichleit zu heilen fucht. Di 
waltungsthätigfeit auf bem Gebiete bes Armenmejens ift 
poligei, bie legtere als Armenpflege zu begeichnen. 

Der Unterſchied zwiſchen beiden it nicht etwa der 
tepreifiven und einer präventiven ftaatlihen 
teile wirlen beibe Berwaltungsjmweige gleichjeitig repı 
ventiv, Die Bettler: und Vagabundenpolizei ſucht dem durch 
und Landftreichen für die öffentliche Sicherheit drohenden 
bie Armenpflege durch Unterftügungen ben Notitanb zu 
eritere, obgleich vorzugsweiie präventio, unterbrüdt doch aber 
zeitig Betielet und Landftreihen, die legtere, obgleich vorzugsmeife 

veprejfin, beugt auch fünftigen Notftänben vor. 

Din menig liegt der —S— in den Mitteln ber Staais- 
thätigfeit etron in der Weite, dah auf dem Gebiete der —— 
bie jtaatlie Zwangegewalt, auf dem Gebiete ber A: 

Freimilligteit herrichte. Wie dieſe Auffaffung für bie Unterji 

von Polizei und Pflege überhaupt verworfen werden mußte, To 

für biejenige von Armenpolijei und Armenpflege. Es ift bier nur 
barauf hinzumeiien, ba es feineswegs in das Belieben ber fommunalen 
Verbände geftellt ift, ob fie ihre Armen verpflegen wollen, und ebenfo 
wenig in basjenige der Gemeindeangehörigen, ob fie zu ben Gemeinde⸗ 
Laften beizufteuern geneigt find. Sobald eine Rorporation ober ein 
einzelner ſich der gejehlihen Verpflichtung zu entziehen fuchte, würde 
unzweifelhaft aud auf dem Gebiete ber Armenpflege die faatlihe 
Awangsgewalt Pag greifen. 

Der Unterſchied von Armenpolizei und Armenpflege Tann vielmehr 
nur der von Polizei und Pflege überhaupt unter jprzieller Anwendung. 
auf das Armenweſen ſein. Ms das Wefen der Poljei mar es mm 
‚aber feftgeftellt worben, bafı fie die öffentliche Sicherheit und Orbnung, 
aufrecht erhält und die berfelben brobenben Gefahren abwehrt, dab 
fie ſich alfo auf die rein negative Thätigleit der Erhaltung ficherheitse 
und ordnungsmäßiger Zuftände, beziehungsweife der Wieberherftellung 
derjelben, jals fie geftört fein follten, befchränkt. Die Pflege 38 
über die poligeiliche Thatigleit hinaus, indem fie durch pofitives 

ſirlen das Wohl der Untertdanen zu förbern fucht. 

Wendet man diefe Unterfheibung auf das Armenmeien an, fo 

bat die Armenpolizei die aus der Armut für die öffentliche Sicherheit 
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ber. Birmen 

denjenigen Arnten zu —— find, ale ſich * in arbeitsfähis 
gem Zuftande befinden, aber nicht arbeiten wollen, nicht bagegen von 
ben arbeits: und erwerbsmfähigen Armen, fo jällt bie interföelbung 
wiſchen Arbeitspolizei und Armenpflege mit der — des 
altpreußifhen Armenrechtes in Maßregeln gegen arbeitsjähige Bettler 

und Vagabunden und in die Fürforge für arbeitsunfähige Arme im 
ganzen und großen zufammen. Dagegen it ein drittes, das Armens 
recht eigentlich erſt innerlich abſchließendes und vollendendes Glied, das 
icon im U. &.R. I, 19 $ 2 ausgefprochene Prinzip des Nehts auf 
Urbeit für erwerbsfäbige, aber erwerbslofe Perfonen weder dur das 
A. LEN, ſelbſt noch dur die fpätere Armengefepgebung verwirklicht 
en. Nur jomeit die Ermwerbslofigkeit arbeitsfähiger Perjonen eine 
ürftigleit berfelben begründet, muß aud für fie bie Armens 
eintreten. Im übrigen trifft der Staat höchſtens ausnahma« 
weije bei allgemeinen Kalamitäten in diefer Richtung Borforge durch 
Bornahme jogenannter Notftannsarbeiten. Diefelben entziehen ſich 
aber als ausnahmsweiſe vorgenommene unb vechtlih nicht gebotene 
Berwaltungsmafiregeln jeder juriftiihen Erörterung. Fur das heutige 
Berwaltungsreht ift alfo die Einteilung bes Gebietes des Armen- 
wejend in Nrmenpolizei und Armenpflege eine nad jeher Richtung 
bin eri&öpfende. 


Die Armenpolizei hat demnach zum Gegenitande die Abwehr der 
aus der Armut für bie öffentliche Sicherheit und Orbnung brohenben 
Gefahren. Sie bat es im allgemeinen zu thun mit ben arbeitöfäbigen 
Urmen, melde nicht arbeiten wollen und duch ihr Verhalten eine 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit bilden. Daher fällt fie zus 
———— mit ber Korreltionspollzei im engeren Sinne, bie bereits in 

anderen Bulammenfange als Zeil der Einzelfiherheitspolizei 
behandelt murbe '). 

Die Armenpflege wirb bagegen nur denjenigen zu Teil, melde 

zum Erwerbe ihres notwendigen Lebensunterhaltes unfähig find. Wenn 
— über ben Unterftügungsmohnfig dies auch nicht ausdrudlich 
ansfprict, jo ergibt es ſich doch ſchon daraus, bafı nur hilfsbebfieftige 

N Bel 9 170. Die aus der freien Jaltiatloe von Privatyerfonen und Ror- 


porationen geidjaffenen Snfitute zur Bettmpfung bes Bettlere und Dagabundens 
meiend, mie Bereine gegen Berarmuı u und Bettelei, Urbeitertolonien und Raturale 


rege jo lange jeder juriftifhen Betrachtung, als 
pofitive Recht mit Begdung no4 mitt Buffet ft 
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die Verpflegungstoften hilfäbedürftiger Perjonen dem 


umgekehrt 

verbande 2). Desgleihen liegt der Fall ber die Armenpflege 
enben Hilsbebürftigleit nidt vor, wenn ein Gefangener ohne 
bredjung der Haft außerhalb des Gefängniſſes verpflegt 
wohl aber, wenn aus irgend welchen Gründen, j. B. 
feine Hnftentlajjung erfolgt * 


Die ee kr den Fall der Hilfäbebürftigkeit 
Smländer gewährt werden, In bezug auf Art und Dah der zu 
währenben Unterftügung und auf ven Erwerb und Verfuft des 
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länder zu behandeln ($ 1 U. W. G.). Als Deuticer gilt jedoch 
derjenige, welcher dem Geltungebereiche bes Geſetzes angehört er 
AG.) Bayern und Eljaf-Lothringer werben alſo innerhalb besjelben 

ald Ausländer anzufeben fein. Das Maf der Inländern zu gewäßr 
renden Unterftäigung ridptet fich nach den Landesgejegen. Ju Preußen 


ist 


Ablebens ein angemefienes Begräbnis zu gewähren. Die Unt 
lann geeigneten alles durch Unterbringung in einem Armens 
Kranlenhaufe und dur Anmweifung der den Kräften des Hiljsbebärfs 
tigen entfprechenden Arbeiten außerhalb oder innerhalb eines folchen 
dauſes gewährt werben. Gebühren für die einen Unt 
büeftigen geleifteten geiſtlichen Amtshandlungen haben bie Urmenuer- 
bände nicht zı entrichten 8 14.0.) 

Ausländer, zu denen in Preußen aud) Bayern und — 
ringet zu rechnen find, müfen vorläufig von demjenigen Ortdarmens 
verbanbe witerflügt werben, in deſſen Bezirk fie fih beim Eintritte 


>) WgL Enifeh. des BU vom 26. September 1855 unb A. Februar 1E3S 
dei Arch im Arion Bd. 9, ©. 586 ff. 
ih. da BR. 1, 6%; 7, Bl; 0, 565 10, Th ac. im & 
Tenntifen; Gicttet. beb ufluminfes vom 21, Beyer ; Entih bes 
Heicsgericts, 4 Givilfenats nom 15. Nonember 1888 
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der Silfäbebürftigfeit befinden, Sur Erftattung ber Koſten, besiehungs: 
weife zum lMebernahme des Siesentgen Aastndes — 
Bumbesftant er Ortsarmenverband ber 


‚verpflichtet , meldjem bi 
Bundesftaate überla) im Wege der Landesgefehgebung diefe 
nn? zu übertengen (3 60 U.M.G.). 
‚ben foll jeber Nusländer, — iange ihm der Aufenthalt im 
— gfatt mie, in Deu auf Met und Mafı der Unterftügung 
—— Erwerb und Verluſt des Unterſtüzungswohnſihes dem Im 
‚gleich behandelt werben ($ 64 A.G.). Da den Bayern und 
— nad den Grundfahen bes Art. 3 der Neihsverfaffung 
der Aufenthalt in Preußen überhaupt nicht verfagt werden darf, fo 
it damit die Befttmmung in $ 69 des preufiichen Ausführungsge: 
ſebes, daß biefelben als Ausländer zu betrachten find, gegenftanbslog. 
8177. Der Auterfügungsmoßufit. 
Die Armenpflege fonnte ihre reihsrechtliche Negelung nur finden 
im engiten Anichluffe am die bereits reichsgeſedlich beitehende Frei⸗ 
—— und fie ift erfolgt nicht auf Grund des Prinzips bes Hel⸗ 
matörechts, ſondern bes Unterftilgungsmohnfiges. 
Präventiomafiregeln zur Verminderung der Armenlaft find zu 
nöchft nicht in ber Richtung zuläffig, daf die Ehefhltehung aus por 
füeilichen Gefihtapuntten verfagt wird. Die in biefer Hinſicht früher 
beftichenden Beichränfungen ns reichsrechtlich befeitigt worden durch 
das Gefeh vom 4. Mai 1868 betreffend die Aufhebung der poligels 
fihen Bejchränfungen ber Eheſchließung *), welches im ganzen Reiche 
mit Ausnahme von Bayern und EljaßsLothringen gilt. Neichsanges 
deige #*) bedurfen hiernach zur Eingehung einer Ehe over zu der damit 
verbumbenen Gründung eines eigenen Haushaltes, weber bes Befiges noch 
U be Erwerbes einer Gemeinbeangehörigleit ober bes Einwohnerredjtes 


Er 


| —— die ®roßjährigfeit überfteigenden Alters oder des Rachweiſes 

eine Wohnung, eines binreichenden Bermögens oder Erwerbes, wegen 

trlitiner Beftrafung, böfen Rufes, vorhandener oder zu befücchtender 

', bezogener Unterftügung ober aus anderen polizeilichen 

wenig ift die Erhebung eines Zuzugsgeldes oder 

7 BOB. 1868, ©. 149. Wegen der Ehefchtlefung von Aublän« 
om 


dern ngl, Geis vom 19. Märy 1854 — 8,8, 1854, ©, 128 —, ME. vom 12 April 
0) —SRBL d. Inn, Berw, 1889, ©. 118 —, 
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find — —— über bie Genehmigung ber Ehe: 

ſliebung der Militärperfonen, Beamten, Geifiligen und ‚Lehrer durch 
en 


Angehörigen eingelner 

Geftattet find dagegen gewiſſe Einfhränfungen ber 
und Nieberlafungsfreiheit im Intereife ber Armenpflege. Die 
zügigfeit, welche jomit deichränft wird, ift ebenfo wenig wie bie 
freiheit, Berfammlungsfreiheit u. a. ein juriftifhes Prinzip. Sie 
bringt den politiihen Gedanlen zum Ausdrucke, daß bie freie Ber 
wegung bes bivibuums möglihft wenig befränft werben jol 
Diefed Mehr oder Weniger ift aber juriſtiſch nicht fahbar. —— 

tungsrechtlich AA nut von Bebeutung, daß das Freizügi 

1. November 1867 8 1 alle bisher beſtehenden Beſchrantungen st 
Mieberlaffungsrecgtes aufgehoben und für die Zukunft nur bie im Ge 
fege felbit enthaltenen Beſchranlkungen geitattet hat. Auf eine Reife 
folder Beihränfungen der Niederlaffungs- und Aufenthaltsfreiheit im 
fiherbeitöpoligeilichen Interefje mußte bereits in einem anderen Bw 
jammenhange eingegangen werden), Weitere Einihränkungen be 
ſtehen jedod aus armenrehtlihen Grinben, 

Wie bie Poliei im jiherheitspoligeilihen, jo klann bie Gemeinbe 
ober, wo der Gemeinde nicht die Armenpflege obliegt, ber am ihre 
Stelle tretende Armenverband im Intereſſe der Armenpflege bie Nieder 
laſſung verjagen. Die Gemeinde iſt namlich zur Ahweiſung eines neu 
Anziehenben befugt, wenn fie nachweiſen kann, baf berfelbe nicht bins 
reichend Kräfte befigt, um ſich und feinen nicht arbeitsfähigen Ungehöris 
‚gen ben notbürftigen Lebensunterhaft zu verfchaffen, und wenn er foldien 
weder aus eigenem Vermögen beitreiten kann, noch von einem dazu ner 
plichteten Verwandten erhält. Den Landesgefehen bleibt vorbehalten, 
biefe Befugnis ber Gemeinden noch welter zu befcränten, was jedoch in 
Preußen nicht geſchehen ift. Dagegen beredjtigt die bloge Bejorgnis 
vor künftiger Berarmung ben Gemeinbevorftanb nicht zur Zurld: 
meifung. Offenbart ſich nad dem Anzuge die Notwenbigfeit eimer 
öffentlichen Unterjtügung, bevor der neu Änzlehende an bem Mufents 
Baltsorte einen Unterftügungsmohnfig erworben hat, and meift bie 
Gemeinde nad, daß bie Unteritügung aus anderen Gründen ald wegen 
einer nur vorübergehenden Arbeitsunfähigfeit notwendig geworben if, 
ſo ann bie Fortſedung bed Aufenthalts verjagt werben Die Wer: 
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Tagung des Aufenthalts ober ber Portfegung besfelben — auf 
Verlangen der — durch eine poligellihe Verfügung, 

gegen —— gewöhnlichen Rechtsmittel ſtattfinden . 
IR in ben Fallen, wo bie Aufnahme oder die Fortſetzung des 
verfagt werben darf, die Uebernahmepflicht zwiſchen vers 
ſchiedenen Gemeinden desfelben Bundesftantes oder auch verfehledener 
Bunbesftaaten, in benen das Gejey ber den Unterftügungsmohniig 
— ee fo erfolgt bie Entſcheidung nach Maßgahe dieſes Gefeges, 
ſachliche Ausweilung aus einem Orte darf aber niemals gez 
— ‚bevor nicht entweder bie Annahmeerllarung der in Anſpruch 
Gemeinbe ober eine wenigftens einftweilen vollftredbare 
über die Fürforgepflicht ftatigefunden hat. Bayern gegen: 
über gelten in diefer Beziehung noch heute der fogenannte Gothaer 
Berirag vom 15. Juli 1851, ſowie bie fpäteren, zur Ausführung bes 
Berirages getroffenen Verabrebungen, insbejondere der Eiſenachet 
Bertrag vom 11. Juli 1853, die durch Bundesratsbeihluß vom 6, Der 
jember 1873 aud im Verhältnifje ber deutſchen Einzelſtaaten zu Elſaß ⸗ 
Lothringen jür anwenbbar erfärt find *). In biejem Falle ift zur 
Uebernahme feitend beö verpflichteten Staates der Aufenthaltsſtaat 
zur Furſorge fir den Auszuwetienden am Aufenthaltsorte nad) den 
fe bie Öffentliche Armenpflege in jeinem Gebiete gejeglich beftehenben 
| Grunbjägen verpflichtet. Ein Anfprud auf Erfat der für biefen gweck 
verwendeten Koſten findet genen Staats», Gemeinder oder andere 
öffentliche Koften besjenigen Staates, welchem ber Hilfsbebürftige ans 
in Ermangelung anderweitiger VBerabrebungen nur infofern 
als die Fürforge für den Auszureifenden länger als drei Mor 

nate gebanert Hat (85 4—7, 9 reizüigigfeitsgefeg). 

Ieber Hilfsbebürftige it in der Gemeinde zu unterftügen, im 
meldjer ex feinen Unterftügungswohnfih bat. Der Begriff des Unter 
Rügungsmwohnfiges hat mit bem des civllrechtlichen Wohnfiges nichts 


BE Ba Din, vom 19, Räry 1881, Dh, 7, ©. 964. 
# Der Eifenacher Vertrag beftimmt, daf u. ſebe Fontrahierenbe Regierung 
Bon bafülr zu an da in ihrem Gebiete diejenigen Hilläbehürftigen 













ber anderen Siaaten, melde der Kur und Verpflegung benötigt vu 
gleichen Grunbfägen wie bei eigenen Unterthanen DIS bahin zu Teil 


‚verpflichtete Perfe 
‚am legtere vorbehalten bleiben. 
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Vielmehr ergibt ſich aus den geiehlihen Beitimmungen, wonad ein 
nit auf der freien Willensentichliegung beruhende Wahl des Auf 
enthaltsortes für bie Begrünbung des Unterftügungswohnfiges micht 
in vetracht fommt, ba ber Aufenthalt nicht bloß thatſachtich vorhanden, 
jondern aud von dem Aufenthaltnehmer gewollt jein mus. Der 
armenrechtliche Aufenthalt ift alfo das aus ber freien Willensent- 
ſchlleßzung bes Betreffenben hervorgegangene Verweilen an einem Orte, 
GHeihgültig ift es dagegen, ob biefe Willensbefimmung eine berech 
tigte war, aud) der polizeilich Ausgewieſene kann daher burd unbe 
fügte Nüdfehr den Umterftitgungswohnfig ermerben ). Ebenfo wenig 
kommt es an auf bie Art, in ber der Aufenthalt geführt wurde, alfe 
auf eigenen Hausftand, eigene Wohnung ze. ”). 

Durd Aufenthalt ermirdt den Unterftägungemohniig, wer inner 
halb eines Ortsarmenverbanbes *) nach zurüdgelegtem 24. Schensjahre 









AN F 

*) Entfd. des UM. 4, 76 3, 1,5 

') Entjh. bes 4 15,56, 9,58 500, 5 
11,5,7: 14, 1, 2; 18,9. 

") Noch Anfiht dea BR. Entfd. 14,4 genügt nicht ber zweijährige Mufentr 
bakt an einem Orte, der während dieler Beit veridlebenen Drtbarmennerhinden 
engehört hat. 
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men iſt, erfeheint im weſentlichen als Frage des konkreten 
les, eine Vermutung nad ber einen ober anderen Nichtung ftellt 
nicht auf?). Der Kauf der zweijährigen Friſt rubt während 
er der von einem Armenverbande gewährten öffentlichen Unter“ 

Er wirb unterbrochen derart, daß auch nah Aufhören bes 
Unterbrehungsgrundes die vorher abgelaufene Friſt nicht in Anrechs 
mung f ann, durch den von einem Armenverbande auf Grund 
ne Freigügigleitsgefeges geftellten Anttag auf Anerkennung 


Bi 


i 


nenn berfelbe erfolglos geblieben ift (8 LO—U4 U.M.G.). 
Die familienrehtlihen Erwerbögrände bes Unterftügungswohne 
Hes bilden Verehelihung und Abftammung. 
Die khefrau teilt vom Zeitpuntte ber Cheihliehung ab den Unter ⸗ 
Mipungsmohnfig Des Mannes. Damit iſt ausgeiproden, daß bie 
Ehefrau biefelbe Armenangehörigleit haben ſoll wie ber Ehemann. Sie 
kit daher mit diefem nicht bloß den Unterftügungswohnfig, ſondern 
ad ben Mangel besfelben oder mit anderen Worten: bie Ehefrau 
web buch Verheiratung mit einem Sandarmen ſelbſt fandarm '%), 
Bitwen und rechtskräftig geſchiedene Ehefrauen behalten den bei Hufe 
fung der Ehe gehabten Unterftügungswohnfig fo lange, bis fie den- 


‚bie Enifch. des BU. vom 19, Februar und 8. Aprit 1886 bei Kxeh 
in Bb. 2, ©. 581 ff., Seybel a. a. D, &. 578. Dagegen Eger SB, 
5, 88, melde eine u ba für bie Umterdredung bes 
men. 
” 
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Nüdfiht auf das Beſtehen einer väterlien Gewalt den Unterfipunge: 
mwohnfig des Waters, unehelihe den ber Mutter, bis fie nach Maßgabe 
ber gejeßlichen Beftimmungen benfelben verloren oder einen ander 


diefem Zeitpumtte auch nach dem Tode des Vaters, beziehungs⸗ 
Hefe Der Mutter bei 22), Wenn bie Mutter ben Bater Abreieht, fo 


füpungswohnfig der Mutter, falls biefer die Erziehung der Kinder 
äufeht (88 18-21 1. W.G.), 

Aus der Thatſache, daß ber Unterflügungswohnfig bex Ehefrau 
und der Kinder ji in der Negel nah dem des Familienhauptes ber 
ftimmt, Hat num die Judikatur des Bundesamtes für das Heimatweien 
ben bejonderen Nechtsbegriff der armenrechtlichen Familiengemeinfchaft 
Konftruiert. Aus demjelben wird insbefondere gefolgert, bab bie 
Unterftügung eines Familiengliedes gleichzeitig eine jolde des Familien« 
hauptes fei, daß bie dem Familienhaupte von einem Sandarmen 


#1) Dies ift felbft bann der Fal, wenn bie Rinder bad 24: Bebendjahe zurddr 
haben. Denn mit dleſem Beitpunkte erwerben fle bloß bie 

Feinftändigen Grmerbe und Werlufte des Unterftügungsmohnfiges. &o 

doc ein folder Erwerb ober Berluft nicht faitfindet, bleibt der @rundfah 

bafı bie Kinder ben Untesftügungswohnfip der Eltern teilen, 

Seydel u.a. D. ©. 572, 578 R. 4; ©. Meyer, Bermaltungöreht Mb. 1, 

&. 121, 0. 27; Entf. des BAM. 10 Nr. IS. Undrer Anfiht Egera a D. 

©. 39 0, 62 und Entig. des BU. A Mr. 5; 8 Ar. IB, monad die 

Barton dm Unierfägunghwohnig dade, den bie Eltsen befoßen, alß fie Du 
wurde, 
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verbande gewährte Unterftügung den fürforgepflihtigen Landarmen: 
verbend für alle Familienmitgliever beftimme, auch wenn deren Hilfs 
beb: in einem anberen Bezirke eintrete; daß bie Lebernahme 
ber Familienglieder nicht ohne die des Familienhauptes verlangt wer: 
ben fönne, 


frügenben Armenverbandes befinde *), Cine ſolche armenrechtliche 
Familiengemeinibaft findet aber in dem Gefepe feinerlei Begründung. 
Das ſelbe Re * * — gewiſſen — der 
Unterftügungsm: von au und Kindern na des Familien: 
hauptes richten jolle. Aus ber Thatſache, daß die Familienglieber 
denjelben Unterftitungsmohnfit haben, folgt aber noch keineswegs, 
dafı die übrigen armenrechillchen Beziehungen der Familienglieder die- 
felben find. Die Famtiengemeinfcaft beihränft fi) gejeplid auf bem 

den it des Unterftübungswohniihes, aber zu einer 
Ausdehnung der Familiengemeinſchaft über diefes Gebiet hinaus fehlt 
jebe geieglice Grundlage. Die oben erwähnte Judikatur des Bundes: 
‚amtes muß daher als juriſtiſch unhaltbar bezeichnet werden. 

Der Verluſt des Unterftügungswohnfiges tritt ein durch Erwerb 
eines anderen Unterftügungsmohnfiges, wozu auch ber Fall zu rechnen 
if, daß bie Ehefrau buch die Heirat mit einem Landarmen ben 
Mangel des Unteritühungswohnfiges desfelben teilt und ſelbſt landarm 
wird, und one Nücjiht auf einen folchen andermeiten Erwerb durch 
zweili ununterbrodene Abweſenhelt nad) zurüdgelegtem 24. Lebens: 
jahre. Abweſenheit ift das Gegenteil des armenrechtlichen Auf 
enthaltes. Sie umfaßt aljo nicht die bloß thatjählihe Trennung von 
bem Orte, jondern bieje Trennung muß eine gemollte jein. Die 
zweijährige Friſt läuft von dem Tage, an welchem bie Abmwefenheit 

bat. Diele Abweſenheit beginnt jedoch nicht burd ben Ein 
tritt in eine Kranten⸗, Bewahr-und Heilanftalt. Iſt die Abweſenhelt 
durch Umftände veranlaft '*), durch melde die Annahme ber freien 
Selbfibeftimmung bei der Wahl bes Aufenthaltsortes ausgeſchloſſen 
wird, jo beginnt der Lauf der zweijährigen Friſt erſt mit dem Tage, 
on welchem dieſe Umftänbe aufgehört haben. Der riftenlauf ruht, 


3) Bot, Entf, des BR. 10, 189; 16, 143; 18, 98; 20, 128, Bine Bus 

der Rechtögrundfähe im Centralblatt 1883, 5. 88, &, auch Entig. 

vom 12. Dftoder 18% del Krech im Ashio Bd. 1, ©. 22, Gegen jene Jublr 
iur Nünfterberg a. a. D. ©. 75. 

Damit ft nicht gefagt, dafı jene Umftände bie Urfache ber Mbrefenheit, 

dab fie die Urfache der Auaftiehung der freien Wilensbeftimmung 

Bel, Entf. ded BU. vom 15. Januar 1887 bei Rred im Arhiv 
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laufig von demjenigen Ortsarmenverbande unterftfigt werben, in beilen 
Begirfe er ſich beim Eintritte ber Hilfsbebürftigkeit befinde. Die 
vorläufige Unterſtuhung erfolgt vorbehaltlich des Anipruhes auf Er 
ſtattung ber Koften, besiehungsmeife auf Uebernahme des Hilfebebäri- 
tigen gegen ben hierzu verpflichteten Armenverband. Dieler Piliht 
Tamm fi ein Ortsarmenverbanb niht durch bas fogenannte Abfchieben 
des Hilfsbedürftigen nach dem Unterftügungsmohnfige oder in eimem 
anderen Ort entledigen *"). Wenn Berfonen, melde im Befinbebienft 
fiehen, Gejellen, Gewerbsgebilfen, Lehrlinge, an dem Orte ihres Dienfb 
verhaltniſſes erfranten, jo hat der Ortsarmenverband deö Dienftortes 
bie erforberliche Nur und Verpflegung zu gemäßren. 

Teint dabei, wo bie Krankheit entjtanden ift, es Tommt 
wo die durch Erlranlung hervorgerufene Hilfsbebürftigteit ſich zeigte 
Ein Erftattungs: oder Uebernahmeanfpruch gegen einen anderen 


* De Anfiht ift die allgemein hersfhenbe. Dagegen nur Rohalt 
uw 8. ©ı1 * 
Ns 5,86; 6,21; 7,77; 9,515 10, 49, 48,55 


=) Enid. des 
12. 30,00: 10,41, 46: 1, 
#9) Entf. deb BA. 2, 90; 4, 44; 12, 56; 13, 50. 
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‚Kur — ber einem Inlandet gemährten Unterftitgung, 


"weit biefelbe midt. bem Drtsarnenverbande bes Dienftortes yuc Sof 





Aut, find verpflichtet: a. wenn ber Unterftübte einen Unterftühungss 
Bender 
wem mg hat, 
Sandarmenverband, in befien Bezirke er fi bei dem Eintritte dee 
Sifsbebürftigfeit befand, oder, falls er in einem hilfsbedürftigen Zur 
fande aus einer Straf, Aranten, Bewahr« oder Hellanftalt entlaifen 
murbe, berjenige Sanbarmenverbanb, aus weldem feine Einlieferung 
in die Anftalt erfolgte. Der Erftattungsaniprud gründet fid nicht 
anf eine privatreditlihe negotiorum gestio, da die fir den endgültig 
verpflichteten Verband vorgenommenen Handlungen feine Privatrechts 
sehbäfte find, fondern it rein öffentlichrechtlicher Natur ?”). Dadurch 


nicht ausgeichloffen, wenn biefelbe nad) ber allgemeinen 

bes Landes, bem ber verpflichtete Armenverband angehört, 

aläfjig it. Für richtig lann diefe lehlere Auffaffung nicht erachtet 
werden, ba der Begriff der Verzugszinien überhaupt dem öffentlichen 
Ahle Fremb il und durchaus bem Privatrechte angehört. Die Höhe 
der zu erflattenden Kofien richtet ſich nad den am Orte ber flatiger 
habten Unterftügung über das Mafı der öffentlichen Unterftügung 
jer geltenden Grundſätzen, ohne daß dabei bie allgemeinen 

5 der Armenanjlalten, ſowie befonbere Gebühren für 
die, '9 feft remumerierter Armenärgte ’") in Anſah gebracht 
\ Für häufiger vorkommende Aufwendungen, deren 

ober mwödhentliher Betrag ih in Pauſchquanten feitftellen 

in jedem Bundesſtaate entweder für das ganze Staatsgebiet 

‚ober bezirksmeife verſchieden ein Tarif aufgeftelt und 


jolle, ift 
145 21, 101; 14, 04. 


— 
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Der zur Koftenerftattung verpflichtete Armenverband hat auch die 
Pflicht zur Uebernahme eines hilfsbebürftigen Inlanders, wenn bie 
u aus anderen Gründen als wegen einer nur worüber: 


gen. Beanteagt ichtige 
Urmenverbanb bie Ueberführung, und biefe unterbleibt ober wergögert 
ſich durch die Schuld des vorläufig zur Unterftügung verpflichteten 
Armenverbandes, jo verwirt ber fegtere dadurch für die Folgezeit, 
bestehungsweife für die Zeit ber Verzögerung den Anfprud auf Ex 
flattung der Koften (55 31, 32 U. W.G. 

Muf; ein Inländer, welcher feinen Unterftügungsmohnfis bat, 
auf Verlangen ausländifcher Staatsbehörben aus dem Auslanbe über: 
nommen werben, und it ber Fall der ilisbedürftigkeit entweder bei 
der Uebernahme vorhanden, oder tritt er innerbalb fieben Tagen nad) 
berfelben ein, jo liegt bie Erftattungs: und Nebernahmepflicht hems 
jenigen Bundeöftante ob, innerhalb defien ber Hilfebebürftige feinen 
legten Unterjtügungswohnfig gehabt hat. Es bleibt ſedoch jebem 
Bundesftante überlaffen, im Wege der Landesgefeggebung dieſe Ber: 
pilichtung auf feine Armenverbände zu übertragen (8 33 U.M.M). 
Bon biefer reihsgejeplihen Ermächtigung hat Preußen Gebrauch ae 
madt, indem es die Erftattungs: und Lebernahmeverpflihtung dem⸗ 
jenigen Lanbarmenverbande auferlegt, innerhalb deſſen ber Hilfsbebärfe 
tige feinen legten Unterftügungsmohnfig gebabt hat, Läßt ich dieſer 
Unterftügungswohnftg nicht ermitteln, jo iſt ber Landarmenwerkamd 
zur Tragung der Koſten verpflichtet, in deſſen Bezirke bie Hiljsbedkeftig: 
keit hervorgetreten ift (8 37 U.G.). 

Was das Verhältnis zum Auslande anbetrifft, jo gilt Deſterreich 

Abgedrudt bei von Brauchitfä, Berwaltungögefepe Db, 8, S 187 fi 
Die —— hat durch die a De —— = 


u 
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bie bereits erwähnte Eiſenacher Konvention. Befondere 

find abgeſchloſſen worden zwifhen dem deutſchen Reiche 
und Ftalien?*), Belgten??) und Dänemark), Nach denfelben vers 
pflichtet ſich der Aufenthaltsftaat zur Unterftügung nach dert in feinem 
Gebiete herrigenben Ghrunbjägen, ohne daß er einen Erflattungs: 
anfprud geltend machen dürfte, der Heimatsflaat dagegen zur Ueber: 
nahme feiner Angehörigen auf vorherigen Antrag bes Aufenthaltsflantes. 


5 178. Die Armenverbände. 


Binfichtlich der kommunalen Verbände, denen bie Armenlajt ob: 
liegt, teifft das Reichstecht nur einige allgemeine Beſtimmungen, 
während es die weitere Ausführung der Landesgefepgebung überläht, 
Es wird unteridjieben zwiſchen Ortsarmenverbänden und Landarmen: 
verbänden. Nrmenverbände, deren Mitgliebichaft an ein beftimmtes 
Blaubensbelenntnis gelmüpft it, gelten nicht als Armenverbänbe im 
Sinne des Neicsrehtes. Beyuglich der Verfolgung ihrer Rechte 
fiehen fih Orts: und Sandarmenverbänbe volljtänbig gleich. Hat ein 
Yundesitaat unmittelbar die Funktionen des Lanbarntenverbandes 
übernommen, jo fteht er in allen durch das Neichsaefey Über dem 

Unterflügungswohnfig geregelten Verhaltniſſen den Landarmenverbänden 
gleich (88 2, 6-8 U.W.G.). 

‚Die fommunalen Armenlaften werden wie alle fonftigen Kommumals 
laften ber betreffenden Verbände aufgebracht. Someit ſedoch die Ver⸗ 
teilung nad; Mapgabe der bireften Staatsitenern erfolgen fol, hat 
bad preuftiche Nusführungsgeleb 8 70 einzelne Normatiobeftimmungen 
aufgeltellt, Hiernach it auch eine Heranziehung ber ftaatlihen und 
kandesherrlihen Grundftüde zu den Grund- und Gebaudeſteuerzu⸗ 
(hlägen nad; Maßgabe einer befonders vorzunehmenden Einihägung 

Die Haufiergemerbefteuer bleibt bei Zufchlägen zu der Ger 
merbefteuer außer Berüdfihtigung. 

Drtsarmenverbände können nach den Beitimmungen bes Reichs— 
whles aus einer oder mehreren Gemeinden und, wo bie Butsbesirfe 
auferhalb der Gemeinden ftehen, aus einem ober mehreren Guts- 
Öuiefen, beziehungsweile aus Gemeinden unb Gutsbezirfen zufans 
mengejeht fein. Alle zu einem Ortsarmenverbanbe vereinigten Ges 
menden und Gutsbezirle gelten in Anſehung ber burd das Geſetz 

") Uebereintunft vom, &. Auguft 1878 — Gentealblakl 1873, ©, 81 —. 

*) Deflaration vom NEAR 

2 Hebereinhunft vom 11. Degember 1873, Detl vom 25. Auguft 1481, Bet, 
= 17. Juli 18% — a. a. D. 1878, ©, 31; 1881, ©. 4075 1884, ©. 201 — 

10% 
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über den Unterftüpungsmwohnfi geregelten Verhältnifie als eine Ein 
fit (8 3 UM.G.). 


Im Preußen foll jebe Gemeinde fitr fih einen Ortsarmenver« 
Baal Bien. Iafezn Re Tuer datt mehrere Gemeinden und Cuts: 
jenden einheitlichen Orttarmenverban! 


Drganifation 
ber Armenvermaltung innerhalb der Gemeinden zugelaffen. Auf Grund 
eines Gemeindebeihlufies können nämlich in allen Gemeinden fir bie 
Verwaltung der Öfientlihen Armenpflege beiondere, dem Gemeinde 
voritande untergeordnete Deputationen aus Mitgliedern des Bemein 
bevorftandes und ber Gemeinbevertretung geeigneten Falles under 
Zugiehung anderer Ortseinwohner, welche nad der Minifterialinitrul 
tion nicht ftimmberechtigte Gemeindeglieder zu fein brauchen, gebildet 
werben. Den Borfig Be ſolchen Deputationen führt, fofern die Ge 
meinbeorbnungen über den Vorſih in Deputationen nidt eiwas an⸗ 
deres beitimmen, der Biürgermeifter, in ben Landgemeinden der Pro 
Ding Weitfalen ber Amtmann oder ein von ihm abgeorbnetes Mitglied 
des Gemeinbeworitanbes. Wo fein Vürgermeifter oder Amtmanm am 
der Spitze der Gemeindeverwaltung ftebt, tritt an feine Stelle ber 
Gemeinbevorftcher. Im übrigen greifen hinfichtlich ber Bufammens 
fegung und ber Geſchäftsführung ber Deputationen bie Beitimmumgen 
der Gemeindeorbnungen Plad. Die Wahl der in die Armenbepus 
tationen zu entfendenden Mitglieder der Gemeindevertreter und fonftigen 
Drtseinwohner feht jeboch überall ber Gemeinbevertretung zu. Drkt« 
pfarzer oder beren Stellvertreter, deren Piarrbejixt über bie 
der politiihen Gemeinde ihres Wohnortes ſich erfiredt, find hinfidhelich 
des in der auswärtigen Gemeinbe belegenen Kirchſpielsteiles ben 
bortigen Oxtseinwohnern gleich zu achten. 

Sedes zur Teilnahme an den Gemeindewahlen berechtigte Ges 
meinbeneitglied iſt verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in ber Ge 
meinbearmenverwaltung zu übernehmen und brei Jahre ober bie 
fonft in den Gemeindeorbnungen vorgeſchriebene längere Zeit hindurch 
zu führen. Bon biefer Verpflichtung befreien nur folgende Gründe: 
L anhaltende Krankheit, 2. Gefhäfte, bie eine häufige ober fange 
dauernde Abmweienheit mit ſich bringen, 8. ein Alter non ſechtig ober 
mehr Jahren, 4. die Bermwaltung eines anderen öffentlichen Amtes, 
5. fonftige befonbere, eine gültige Entſchuldigung begrundende Ber 
bältnäjje, über deren Vorhanbenjein, jojern bie Gemeinbeverfaffungsr 


—— 
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jege nicht etwas anderes beflimmen, bie Gemeinbenertretung zu bes 
hat. Wer eine unbefofbete Stelle bie gefeglich vorgefhriehene 
hindurch wahrgenommen hat, ift während ber nähftfolgenden 


Wahrnehmung ei 
re oder die thatjächlihe Entziehung von berfelben hat 
dafı der Betreffende auf drei bis feche Jahre des Nectes 
an ben Gemeindewahlen und zur Wahrnehmung uns 
— Stellen für verluftig erflärt und um ein Achtel bis ein 


und in Tanbgemeinden, melde feine Gemeindevertretung haben, bem 
Gemeinbevoritande zu. Gegen den Beihlufi, der einer Genehmigung 
wicht mehr bedarf, findet die Klage bei bem Kreisausichuffe, in den 
Stäbten bei dem Bezirlsausſchufſe ftatt, melde, wenn es ſich um 
einen Beihluf der Gemeindevertretung handelt, auch dem Gemeinde 
vorftande zufteht ($$ 2—5 MG. 58 10, 11, 21, 27, 28, 37 3.8.) 
c Ib, biefes Rahmens bleibt es jeber Gemeinde überlaffen, 

in welcher Weile fie ihre Armenverwaltung handhaben will. Bon 
befonderer Bedeutung ift in diefer Beziehung das fonenannte Elber- 
feldber Suiten, welches im Anſchluſſe an althriftlie Einrichtungen 
uerft 1852 in Elberfeld burdgeführt und bemmächft in vielen anderen 
namenilih rheiniihen Gemeinben nachgeahmt worben il, Der Ber 
= wird bier in Quartiere unter je einem ehrenamtlich ‚thätigen 
derart eingeteilt, daß jeber Armenpfleger mır eine gan 

Er Anzahl von Fälen zu behandeln bat und daber jeden ein» 
jelnen genau jüberfehen tan. Mehrere Quartiere find einem Ber 
ziefönorficher unterftellt, dem insbefonbere die Sorge für bie Aufs 
techterhaltung gleihmäßiger Verwaltungsgrumbfäge obliegt, und diefe 
Beurle fieben ihrerfeits wieder unmittelbar unter ber Hauptverwaltung. 
Den Gemeinden werben hinſichtlich der Drtsarmenpflege bie 
jelbftänbigen Gutäbezirfe gleih geachtet. Die Armenverwaltung in 
denielben erfolgt nach den für ihre Verwaltung überhaupt maßgeben ⸗ 
ben Grundlägen. Die Armenlaft liegt für die felbftändigen Guts ⸗ 
bezirfe ben Gutsbejlgern ob. Steht ber Gutsbezirk nicht ausſchließlich 
im Eigentum des Gutsbefigers, jo iſt auf deſſen Antrag ein Statut 
zu erlaffen, welches die Aufbringung der Koſten der öffentlichen 
Armenpflege in —— — anderweitig regelt und — 
heranzuziehenden inbbefigern ober a eine entfprechende 
Beteiligung bei der Verwaltung der Armenpflege einräumt. Das 


u... 
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Sen Aecnsihuß Jette und muß. ic ber Bag Br Bonn vr 
ge 
Beitragspflicht ben gefehlichen Beilimmungen über bie —— 
Kommunallaſten in den ländlichen Gemeinden folgen. Es der 
Beftätigung des Bezirfsausfhufles. Ueber bie Verpflichtung ober 
Beranlagung im einzelnen nad) Mafgabe bes jefigeftelten Statuts 
beilieht der Gutsvorfteber, und gegen feinen Beicluk findet bie 
Mage beim Kreisauoſchufſe ftatt (887,8W.G,, 540,4 Nr. 13.8). 
Die bereits vor Erlah ber Geſetze über ben Unter! 
einen einheitlichen Orts- oder Geſamlarmenverband bilbenben Verbände 
von Gemeinden oder Gutäbezirfen find als folde beſtehen geblieben '). 
Die ftatutariihen Vorfhriften derfelben können durch einen 
mäßigen, ber Dejtätigung bes Vezirlsausſchuſſes bebürjenben 
ber betreffenden Verbände abgeändert werben. Someit Statuten neh 
nicht beftehen, bleibt den beteiligten Gemeinden und — he 
Vereinbarung über ſolche vorbehaltlich ber 
Dezirlsausichuß überlaffen. Nur wenn ein ec be 
ihluß des Gefamtarmenverbandes über eine erforderlich gemerbene 
Statutenänderung oder eine Vereinbarung der Gemeinden unb Guss: 
bezirfe über ein erit zu erlafendes Statut nicht zuftanbefommt, eis 
folgt die Hegelung durch ein vom Kreistage zu erlafiendes und vom 
Bezieksausihuffe zu beftätigendes Statut. Für den Inhalt desselben 
find gejeplid gewiffe Normativbeftimmungen vorgefchrieben. 
gelten aber nur für bie oftroyierten, nicht für bie von dem Gejamt: 
armenverbande oder den beteiligten Gemeinden und Gutsbezixken felbit 
befchlofienen Statuten. 

Die einen Befamtarmenverband noch nicht bilbenden, aus 
mehreren Gemeinben oder Gutsbezirten jufammengefehten Kom- 
munalverbände, wie Bürgermeiftereien, YAemter, Samtgemeinde 
tonnen unter Zuflimmung des SKreistages in ben Formen, melde 
für die Beihlußfaffung über die gemeinfchaitliben YAngelegen- 
beiten dieſer Werbände vorgeſchrieben find, ald Gefamtarmenverbände 
eingerichtet merben. Die gefepligen Beſtimmungen fiber die Ben 
waltung biefer Samtgemeinben finb dann auch für die Verwaltung 
der gemeinfamen Armenpflege maßgebend, Endlich könmen Gemeinden 
und Gutsbezirke, welche einem Gefamtarmenverbande ober einer 


*) Eotche Wefamtarmenverbände gab es in Echlefien ausfclichlich ber Der 
Laufif nah den Ebifte vom 14. Dezember 1747 — Korn, Eoiften-Sammi, Ds. 2, 
©. 50 fi. —, in Neuvorpommern nnb Rügen nach der Jnftruttion der Regkerung 
au Sitralfunb vom 20. Juli 1838 — Mmtablatt 1896, ©. 186 f — und in 
Hannover nach $ 85 der Sandgemeindeorbnung vom ZB. April 1859, 


—— 
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Samtgemeinde nicht angehören, mittels gegenjeitiger Vereinbarung 
als Gejamtarmenverbänbe eingerichtet ober einem beftehenben Ge⸗ 
famtarmenverbanbe einverleibt werden. Die Art der Beſchlußſoſſung 
über die gemeinichaftlihen Angelegenheiten, die Vertretung des Ger 
famtarmenverbandes nad aufen, bie Formen der Verwaltung und 
bie je ber often ber gemeinfamen Armenpflege werben 
in dieſem alle durch ein vom Bezirksausſchuſſe zu bejtätigendes 
Statut geregelt. 

Die Beitimmungen betrefjend bie Bildung befonderer Deputas 
tionen md bie Annahme unbejoldeter Stellen lommen aud für bie 
Gefamtarmenverbänbe und deren Vertretung zur Anwendung. Ueber 
bie Verpflichtung zur Teilnahme an ben Laften in Gefamtarmenver- 
bänden befchlieht F Vorſitzende der Vertretung bes Geſamtarmen- 
derbandes, und gegen feinen Veſchluß findet die Klage beim Kreid- 
ann ſeboch ohne aufihiebende Wirkung ftatt. 

Wieberauflöfung eines Gefamtarmenverbanbes kann ur in 
den — welche für die Beſchlußfaſſumg über die gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten vorgefhrieben find, und nur mit Genehmigung des 
Bezirlsausihujjes vorgenommen werben. Jede Einrichtung und jebe 
Biederauflöfung eines Gefamtarmenverbandes ift durch das Amts- 
en, öffentlichen Kenntnis zu bringen ($$ 9—15 A... 85 40, 
44 3.8.) 

Die Aufſicht über bie Bermaltung der Ortsarmenverbände, mögen 
dies nun die Eingelgemeinden der Gejamtarmenverbände fein, ftebt 
der Staatsregierung nad Maßgabe ber Gemeindeverfaflungsgefete, 
‚gegenwärtig bes Auftänbigfeitsgefeges vom 1. Auguſt 1889, indhes 
fonbere der $$ 7, 24 besjelben zu ($ 25 A. G.) 

Die Vorfteher von Korporationen und anderen juriftiihen Per: 
fonen find bei Gelbftrafe bis zu 30 Mf. verpflichtet, den Behörben 
der DOrtsarmenverbänbe auf beren Erforbern binnen 14 Tagen Auss 
kunft über den Betrag der Unterftühungen zu erteilen, melde einem 
Hufsbebürftigen des Drtsarmenverbandes aus ben unter ihrer Ber- 
maltung ftehenben, einem Awede der Wohlthätigkeit gewibmeten Fond 
stwährt werben (88 6, 7, 18 A.@.). 

Außer ben Ortsarmenverbänden beftehen bie Landarmenverbände. 
Reichsredhtlic; Liegt benjelben bie öffentliche Unterftügung bilfbebirfe 
figer Inländer ob, welche endgültig zu tragen kein Drtsarmenverband 
verpflichtet ift 9), alſo derjenigen Perſonen, melde feinen Unter 

7) @ine endgültige Borentieidimg über diefe Verpflichtung ft miht not 


“ die endgültige Fi: t. des 
* ee gültige Fürforgepflict, Dal. Entig- 


— 


— 
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fügungswohnftg haben, ber fogenannten Sanbarmen. Vorausfegun 
ber Fürforgepfliht des Landarmenverbandes iſt demnach der Pong 
jedes Unterftügungswohniiges für die Hilfsbedürftige Perfon ). Zur 
Erfüllung biefer Obliegenheiten hat jeber Bundesſtaat entweder un: 
mittelbar die Funktionen des Landarmenverbandes zu übernehmen 
‚oder bejondere, räumlich abgegrenzte Kandarmenverbände, wo folde 
nod nicht beftehen, einzurichten. Diejelben ſollen der Regel nad 
eine Mehrheit non Ortsarmenverbänden umfaflen, Lünen fic aber 
ausnahmsweiſe auch auf den Bezirk eines einzigen Drtsarmenvers 
bandes beſchränten ). Die weitere Ausführung ift auch hier der 
andesgefeggebung überlaffen morben ($ 5 1.W.G.). 

In Preußen find die vor Erlaß bes Gejeges über ben Unters 
fügungswohniig beftchenden Sandarmenverbände mit gewiſſen Modi— 
filetionen dur das Ausführungsgefep aufrecht erhalten morben. 
Die Armenverwaltung berjenigen Landarmenverbände, melde nur 
aus einer Gemeinde beftchen, erfolgt nach Maßgabe der Beflimmungen 
über bie Kommunalverwaltung ber Gemeinde, Im übrigen foll die 
Lanbarmenverwaltung ben betrefjenben kreis-, provinzial und kom: 
munalſtandiſchen Verbänden und deren Organe nad) Maßgabe der 
für dieſe Verbände geltenden Verfaſſungsgeſehe übertragen merden. 
Die Lanbarmenverbänbe find aljo nit etwa mit ben betreffenden 


) Diefe fi) aus der Natur der Sache ergebenden und an fi durchaus 
xvedentſprechenden Vorſchriſten werben durch die rein civiliflifche Yuikatur des 
Bundesamtzs für das Helmatwelen in ber unglüdficften Weife zur prattifcen 
Anwendung gebracht. Während die Theorie der Beweisiaft nur die logifhe Roms 
fequenz der Berhandlungdmagime ft, und deshalb von einer Bemeislaft mol = 
Eivilprogeffe, miht aber im Straf ober Vermaltungsprojeffe die Rebe fein 
nimmt das BU in völliger Verfennung des Weſens des öffentlichen Rechts = 
{als ein Sandarmenverband in Anfpruch genommen werde, habe der Kläger dem 
Beweis der Landarmeneigenſchaft bes Imterftügten zu führen, Die Führung eines 
foldpen ftriften negativen Beroelfes, mie {hr j. . bie Entfeh. des DH, &, 06; 
10, 88 forbern, ift natürlich nur in ben feltenften Fällen möglb. In neuefter 
‚Zeit Hat nun mar bag B.M. in ben Entf. 18, 89; 15, 98; 17, 111 von bem 
Werlangen eines ganz formaliftifchen Bemeifes Aoftand genommen und ſih mit 
der bloßen hohen Wahrcheinlichteit der Yandarmeneigenihaft begnügt. Es ift 
damit aber bloh zu einer feieren Art der Bemwelswmirbigung übergegangen, welche 
die geökten Härten des biöherigen Syftemd befeifigt. Zur Anerfenming dei 
* richtigen Pringins, daf es im Bermaltungdpeöjeffe feine Bemeisfaft geben 

Tann, fondern der Hifter mie im Strafprogeffe von Antsnegen die Bemeife E 
erheben hat, ift dad BA. ige gelangt. Für die jehige Jubifatur det B, 
— “a. D, 6, 7 

biefem Falle al Drtde und Sanbarmenverband nicht verichiebene 
———— onden find Deine iventifch mit der betreffennen Gemeinde. 
Bol. Int. ded BA. 9, 187; 16, 161, 


— 
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Kreifen und größeren Kommunalverbänden identiſch, wie eine folde 
Ioentität der Orisarmenverbänbe unb der Gemeinden fir 
bie Regel beiteht, ſondern es iſt nur bie Vertretung und Verwaltung 
der Landarmenverbände auf jene fommunalen Organe der Areife und 
Provinzen übergegangen. Für das öffentliche Recht ift biefer Unter 
ſchied Bedeutung, dagegen kann es privatredtlich von großer 
it ſein, daß die Landarmenverbande und bie großeren Roms 
manalverbänbe verſchiedene Rechtsſubjelte find. 
Die gegenwärtig befiehenben Landarmenverbänbe find folgenbe: 
1. In Ofipreufien bildet jeder Stadt- und jeder Landkreis hin 
Achtlih der öffentlichen Unterftügung der Landarmen, der Unterftiigung 
ber ans bem Nuslande übernommenen Inländer und ber ben Orts: 
armenverbänden zu gemwährenben Beihilfe einen Landarmenverband, 
—— hat aber noch die ganze Provinz hinſichtlich der Aufnahme 
ber Ortsarmen in bie Landarmenhäuſer gegen Entſchäbigung und 
der Fürforge für Geiſteskranke und Taubſtumme ben Charakter eines 
Landarmenverbandes ); 
2. der Sandarmenverbanb der Provinz Weftpreußen °); 
3. ber Lanbarmenverbanb ber Provinz Branbenburg ?); 
4 der Sandarmenverband der Stadt Berlin; 
5. der Sandarmenverband ber Provin; Pommern ®); 
‚6. ber Sanbermenverband ber Provinz Schleſien mit Ausſchluß 
Breslau ®); 
T. 
8. 
9 


10. 


Stabt 

der Yandarmenverband des Stadtkreiſes Breslau; 

ber Sandarmenverband der Provinz; Sachſen ; 

‚ber Bandarmenverbanb der Provinz Rofen !") 

ber Landarmenverband der Provinz Söteswig-Salfein auge 


Mliehlich des Kreiſes Herzogtum Lauenburg 1°); 
IE. der Sanbarmenverband bes Kreiſes Herzogtum Lauenburg; 
12. ber Sanbarmenverband ber Provinz Hannover '); 





2. vom e Februar und 30, April 1878 — ‘ss. j878, 5. 9,13 — 
— . Degember 1876 und 15. Mlız 1877 — 6,8. 1877, &.9,95 —, 
*) 8. vom 16. Nuguft 1871 und 16. Februne 1878 — .S.1871, 8.345; 
m 2. 
— * * 1875 und 16. Mäy 1878 — 6,5, 





"Ian, 8.30 
un — 6.8. 1811, ©. 377 — 
— 68, 1971, 8. 35 — 
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13. der Lanbarmenverband bes Negierungsbezirks Hafiel "+; 

14. ber Sanbarmenverband bes Negierungshezirls Wiesbaden mit 

bes Staditreiſes Frankfurt a. M. '%); 

15. der Landarmenverband bes Stadikreifes Frankfurt a. DM. 19); 

16. der Lanbarmenverband der Provinz Weitfalen *); 

17. der Landarmenverband ber Nheinproving 7); 

18. der Sandarmenverband der Hobenzollernfchen Lande #9); 

Die Grenzen ber Landarmenverbände können unter Zu 
der DVeteiligten und, wo für ben Bezirl eines Sanbarmenverbanbes 
eine befonbere Vertretung nicht beiteht, unter Zuſtimmung ber Pro— 
vinztalvertretung durch fönigliche Verordnung abgeändert werden. 
Ohne biefe Zuftimmung if bie Veränderung nur im Mege ber Ges 
ſetzgebung zuläfiig. Die jur Dedung dee Koſten erforberliden Be 
träge werden auf bie betreffenden Kreife nach dem Maßſtabe der in 
Hnen auffonmenben bireften Staatsfteuern verteilt, fofern nicht bie 
Vertretung eines Lanbarmenverbandes mit Genehmigung des Minlſters 
des Innern und des Finanjminifters eine andere Aufbrü 
befälieht. Den Vertretungen der Kreife bleibt bie Belhluhfafiung 
über bie Aufbringungsweiie vorbehalten, In den Hohenjollernſchen 
Landen treten an die Stelle der Kreiſe die Oberamtäbezirte (35 26— 
216.) 

Ueber bie Heranziehung ober Veranlagung zu ben Laften ber Land: 
armenverbänbe wie auf Beſchwetden und Einiprüche dagegen bat ber 
Borftand des Landarmenverbandes zu beſchließen. Wegen feinen Be 
ſchluh findet Die Klage beim Bezirlsausfguffe ohne aufidlebenbe 
Wirlung und gegen die Eatſcheidung des lehleren bie Nevifton beim 
DOberverwaltungsgeridte flatt ($ 44 3.0). 

Neichsrechtlich liegt den Kandarmenverbänden nur bie Unterhals 

ber Landarmen, lanbesgefeglid auf Grund reichsgejeglicher Er- 
mäntigung aud der Unterhalt der aus dem Auslande übernommenen 
hilfsbebürftigen Inlander ob. Außerdem find die Sanbarmenverbände 
verpflichtet, benjenigen Ihrem Bezirke angehörigen Drtsarmenverbänben, 
welde ben ihnen obliegenben Verpflichtungen zu genügen unvermögend 
find, eine — ju gewähren, Darüber, ob und melde Beihilfe 





"2 8, vom 29, Zul 1871 — 8. 1871, ©. 828, 
") 8. vom 4. September 1871 — ©,S, 1871, ©. 378 —. 
’) 8, vom 29, Jufi 1871 — 8.6. 1571, ©. 34 —. 
*) ®. vom 15. September 1871 — 8.5. 1871, ©. 461 —, 
") ®. vom 2, Dftoder 1871, @.@. vom 12. April 1878 und 9. Januar 1882 
— 82, 1871, &, 477; 1873, ©, 251 —. 
» os 


10), vom 16. September 1874 — ©.S. 1874, &, 311 —. 
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au gemähren ift, ee a Ba arang 
a ee rien 
ten ober J— je " 
ihnen bie Verpflichtung ob, in ihren Armenbänfern, fos 
meit Raum geftattet, gegen Entfhäbigung die der Furſorge 
ber Drtsarmenverbände gefeglih anheimfallenden Werfonen auf An 
trag biefer Verbände aufzimehmen. Die Lanbarmenverbände fönnen 
jedoch ihre Thatigteit nod über ihre geichlihen Verpflichtungen 
hinaus ausbehnen, So find fie befugt, die Koften der öffentlichen 
—— welche bie Fürforge ſür Geiſteskranle, Idioten, Taubs 
Rumme, Siehe und —— verurjecht, unmittelbar zu übernehmen. 
Doch dürfen Kreife umd Armenverbände, die für die unmittelbar zu 
——— Zweige ber Armenpflege bis dahin audreichend geſorgt 
haben, gegen ihren Willen nicht gezwungen werben, an ben betreffens 
den Einrichtungen des Yandarmenverbandes Teil zu nehmen ober zu 
den Koften berfelben beizutragen. Die Landarmenverbände können 
bie Ihrer Furſorge geſehlich anbeimfallennen Perfonen demjenigen 
Drtsarmenverbande gegen Entſchadigung überweifen, der zur vor 
— Unterſtuhung derſelben geſetzlich verpflichtet i (88 31 87 


) 

Die aufier ber Armenpilege den Landarmenverbänden nod obs 
liegende Verwaltung umd Unterhaltung des Sorrigendenmweiens, die 
an ſich mit der Öffentlichen Armenpflege nichts zu thum bat, iſt bereits 
an einer anderen Stelle behanbelt worben ?°). 

Da die Verwaltung des Landarmenweiens vollitändig auf Tom: 
mumale Verbände, wie größere Stäbte, reife, Provinzen, zur Hand- 
BEN nad) bem Spfieme ber Kommunalverweltung übergegangen 

, jo kann die Staatsauffiht über die Sandarmenverbände nur in 
—— Weiſe geführt werden mie diejenige über die Kommunalvet ⸗ 
waltung ber betreffenben Kommunalverbande überhaupt Sie ift alio 
verfchieben, je nachdem es ſich um eine Stadt, einen Kreis, eine Pro— 
ding ober einen fonftigen größeren Kommunalverband handelt"). 


8179, Die Bedtskontrolfen, 
Eine Rechtſprechung in Armenſachen iſt nad mehrfacher Richtung 


Yin erforberlich, einmal bau, wenn bie Unterfiügungspflicht zwiſchen 
verjiebenen Armenverbänden ftreitig iit, außerdem, wenn ein Armen⸗ 





") Bat 5 170. 
) Bgl. die eis. Abſchalite über bie Bermaltungdorganifation im 2. Bande. 





L Muß ein Ortsarmenverband einen hilfebeb: Inländer, 


nicht Bat, 
unterflüben,, vi bat der Ortsarmenverband zunachſt eine volftändige 
Ternebmung des Unterflügten über feine —— Familien · und 
Aufenthaltsverhältniffe zu bewirten, unb johann ben 
fpruch bei Vermeidung bes Verluftes binnen ſechs Monaten 
gonnener Unterftügung bei bem vermeintlich verpflichteten Armenver- 
bande mit der Anfrage anzumelden, ob der Anſpruch anerlannt wird. 
Sit der verpflichtete Armenverband nicht zu ermitteln, jo hat bie Anz 
meldung, zweds Wahrung des Anfpruct innerhalb der Friſt bei ber 


auftänbigen vorgeji 
erfolgen. Im der Benachrichtigung iſt für ben Fall, daß der unter: 
DOrtsarmenverband von ber etwa geſehlich zulaſſigen Bers 
jagung des weiteren Aufenthalts Gebrauch machen will, dies ausdrud⸗ 
Uch zu bemerfen. Geht anf bie erlaffene Anzeige innerhalb vierzehn 
Tage nach dem Empfange derſelben eine zuſtimmende Antwort bes in 
Anſpruch genommenen Armenverbandes nicht ein, jo gilt dies als Ab» 
lehnung des Anfpruds. Jeder Urmenverband ift berechtigt, 
Anfprüde gegen einen anderen Armenverband auf bem gefeplic bes 
zeichneten Wege Telbitändig und unmittelbar vor ben zur Entjchei: 
2 und Volliſtrecung berufenen Behörden zu verfolgen (53 H—36 
1R.S.). 

Die Zuftänbigleit biefer Behörben erftredt ſich über alle Streis 
tigfeiten zwiichen Armenverbänden fiber die Unterftügung Hilfsbedürf- 
tiger nach öffentlichem Rechte, insbeſondere alfo aud üiber bie Näde 
erftattung irrtümlich gezahlter Verpflegungstoften *), ſowie wenn mad 
834 des preußlihen Ausführungsgefeges ein Landarmenverband einen 
Drtsormenverband mit der Fürforge beauftragt hat’). Dagegen it 
ber orbentliche Rechtsweg begründet in allen Fällen, in benen es ſich 
nit nur um einen cioilxechtlichen Ameidentpunkt, fondern um mas 
teriell cloilrechtliche Streitigfeiten zwiſchen Armenverbänden handelt *). 
U Das BR. nahm in diefen Fällen früher — 10 — 
eine cioifrehtlihe condictio indebiti an, hat aber jpäter — — die früßere 
ZJubitatur mit Recht zu Bunften bed im Zerte ermähnten — aufgegeben. 
Im der That gründet fi) der Nüderftattungsonfprud «benfo auf das dffenttliie 
Rest wie der Srflattungsanfpeudh felbft. 

7) Dal. Entf. des O.A. 6, 21, m. 

”) Beifptele f. bei Bohlersa u. D. ©. 149. 
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ing itverfahrens zmiz 
ſchen Urmenverbänden desjelben Bunbesftaates (8 37 U. W.G.). Aber 
auch jür das Streitverfahren erfter Inſtanz zwiſchen Armenverbänden 
verfcjiedener Bundesitaaten gibt das Reichsrecht nur einzelne Nor 
matinbeftimmungen, inbem es bie meitere Ausführung ber Landesge⸗ 
jebaebung anheimftellt. Nur das Verfahren in böchiter Inflanz vor 
dem Bundesamte file das Heimatweſen iſt reichsrechtlih erichöpfend 
geregelt worben. Dagegen ermächtigt das Neichögefeg bis zu — 
weitiger von Neichöwegen erfolgender Negelung der Kompetenz bes 
Bundesamtes für das Helmatweien die Landesgefehgebung zu bes 
ftimmen , daß nn reichsrechtlichen Vorſchriften fiber die Streitfachen 
wiſchen Armenverbänben verſchiedener Bundesftaaten aud bei ſolchen 
wiſchen den Armenverbänden desfelben Bunbesftaates in Witlſamkeit 
treten follen ($ 52 U.W.G.). Bon diefer Ermachtigung hat Preußen 
Gebraud) gemacht. Cs befteht hier alfo ein Unterjcieb in der Ber 
banblung ber Streitfachen zwifhen Armenverbänden Preufiens und 
anderer Bundes ſtaaten überhaupt nicht. Das Verfahren unterer is 
ftanz ift für beide im Anfchlufe an die reichsrechtlichen Normatiobes 
finmmungen übereinftimmend geregelt, und bie höchſte Inſtanz bildet 
auch bei Streitſachen preufiiiher Armenverbande unter einander das 
Bundesamt für das Heimatweſen. Während das preußifge Ausfüh- 
zungegejeg zum Reichögefege über den Unterftügungswohnfig als 
Landes verwaltungsgerichte in Armenfachen befondere Deputationen für 
das Heimatwefen im Anſchluſſe an die Negierungsbezirke gebildet hatte, 
find nunmehr durch das Landesverwaltungsgefeg und das Zuftänbigs 
feitsgeieß die Funktionen biefer Behörben auf die Bezixksausihüfie 
übergegangen. 


Lehnt ein Armenverbanb ben gegen ihn erhobenen Erfiattungs: 
—5 ab, fo wird auf Antrag besjenigen Armenverbandes, welder 
die öffentliche Unterftügung vorläufig zu gewähren verpflichtet it, über 
‚erhobenen Anfprud im Verwaltungsmwege durch diejenige Spruch 
eniſchieden, welche bem in Anſpruch genommenen Armenver: 

banbe vorgeſeht in. Die Zuftändigkeit, der Inſtanzenzug, ſowie dad 
Berfahren ift volltändig der landesgefeplichen Regelung überlaffen, 
wi mit zwei Vejhränfungen. Cinmal werben bie filr bie Ente 
igeibung zultänbigen Zanbesbehörben reichsrechtlid für befugt erklärt, 
Unterfucingen an Ort umd Stelle zu veranlaflen, Zeugen und Sadı- 
verftänbige zu laden und etblid zu vernehmen und überhaupt ben 





zur 
‚Hifsbedürftigen begründet ift, — Beſchluſſe 
ausgeiprodhen werben (53 8840 1.W.G.). — — 
beftimmt $ 39 des Zuflänbigleitsgeieges, dad Etreitigleiten gi: 
ſchen Armenverbänden wegen öffentlicher — 
tiger unbeſchadet ber Beſtimmungen des Reichogeſetzes über den Unier ⸗ 
Mügungswohnfig ber Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahten unters 


jahren fiellt, vollfonmen Genüge geidehen. 

aud bie in bem preußifcen Ausführungsgeiepe enthaltenen landes - 
geſehlichen Vorſchriften über das Verfahren in erfter Inflianz bes 
jeitigt *). Mit den oben angegebenen reihe: und landesrechtlichen 
Vobififationen iſt alſo das Verjahren in Streitfadhen ber Armenver: 
bände unter einander der gewoͤhnliche Berwaltungsprojeh ®). 

Soweit bie Organifation ober drtliche Abgrenzung ber einzelnen 
Urmenverbände Gegenftand bes Streites ift, bemenbet es enbgültig 
bei der Enticheidung der böchiten landeögefeplihen Inſtanz, in Prems 
ben des Bejirksausfhuifes als höchfter und lepter Anfang. Zu 
übrigen finbet gegen bie Entſcheldungen bes Bezirfsausfgufes mur 
bie Berufung an das Punbesamt für das Heimatwejen jtatt ($ 41 
U.W.G, $ 57 AG.) Diefe Berufung kann alſo aud anders als 
im gewöhnlichen Verwaltungsprozefie wegen des Koftenpunftes allein 
eingelegt werben *). Alle jonftigen Rechtsmittel gegen bie Emtjcheis 
dung des Bezirksansichufes, insbejondere aljo aud die Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens, find durch ausprüdliche Geſehesvorſchrift aus⸗ 
geſchloſſen. Zweifelhaft fönnte nur erſcheinen, ob In Armenſachen 


*) Dies gllt insbefondere von ber Vorfhrift des 840 A.G,, melde wegen 
der Berpfüchtung, id; ald Zeuge oder Sadwerftänbiger vernehmen 
Bebingt auf die hürgerlihen Prosengefege Berug nimmt, 
für die Tingehorfamäftrafe en anderes Ltmttum feltjegt. Wenn nad $ 
die Entfceidung im gemöhnlicen Vermaltungöftreitverfahren erfolgen fell, 
‚gar fein Grund vor, im Wiberipru 
u ‚daneben fortbauerndb gültig zu detrachten. Mndrer 
u RER Bermaltungögefepe (6, Aufl.) Bd, 8, ©. 177. 
diefem Grunde ift die Anfidt des UM. — 3, 85; 13, 187; 1 170; 
17, 142; 18, 168 — unbaltbar, baf in Knie: Beferen x Parteielb ald Der 
wein —* Ratthaft fei. Bgl. darüber Ob. 2, ©. 188. 
*) Bgl Entf. bed ML 9, 139; 15, 194, 





Tagen nah der Zuſtellung den Returs an das Bundesamt 
Heimatwefen. Es in baher anzunehmen, daß außer biefem 
ein Nechtsmittel gegen Beidlüfie im Laufe des Prozeſſes nicht 


mdesamt fir bas Heimatwefen ft eine ſtändige kollegiale 
mit dem Site zu Berlin. Es belebt aus bem Bors 
und mindeitens vier Mitgliedern, welche auf Vorſchlag des 
Bundesrates vom Kaifer auf Lebenszeit ernannt werden. Der Vor ⸗ 
figenbe und minbeftens bie Hälfte der Mitglieber müfen zum Richters 
omte befähigt fein. Die Mitglieder des Bundesamtes find denen bes 
vormaligen Neichsoberhandelsgerichts bezüglich der Verfegung in ein 
anderes Amt, der einftweiligen und zwangsmelien Verfegung in den 
—— der Disziplinarbeftrafung und bee vorläufigen Dienſtent- 
hehung gleihgeitelt. Zur Abjafjung einer gültigen Enticheidung des 
Bundesamtes gehört die Anmefenheit von mindeftens drei Mitgliedern, 
won benen menigitens eins richterliche Dualifttation haben muß. Die 
Zahl der bei Faflung eines Beſchlufſes mitwirtenden Mitglieder muß 
in allen Fällen eine ungerade fein. Iſt die Zahl eine gerade, fo führt 
dasjenige Mitglied, welches zulegt ernannt ift, unb bei gleichem Dienſt⸗ 
alter bas ber Geburt nach jüngere nur eine beratende Stimme. Im 
übrigen ift die Regelung des Gefchäftsganges bei dem Bundesamte, 
insbefondere auch ber Befugnife des Vorfigenben einem vom Bundes ⸗ 
amte zu entwerſenden Negulative vorbehalten, das ber Veflätigung bes 
Bundesrates bedarf ($$ 42—45 U.W.G.) ) e 
Das Verfahren vor dem Bundesamte ift reihsrechtlih in er⸗ 
(höpfenber Weife entweder unmittelbat durch das Beleg ober durch 
das gefeglich vorbehaltene Negulativ normiert, fo daß für landesge: 
jegliche Ausführungsbeftimmungen fein Play bleibt. In Armenftreit- 
fadyen zweiter Inftanz findet alfo nicht das Bermaltungsftreitverfahren 


6. 1878 — Gentralblatt bad 
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nad) Maßgabe bes Landesverwaltungsgefi * ſondern nur ber beſon ⸗ 
je reic orechtliche 


Die Berufung an das Yundesamt iſt "beta Au 
— — * der Behändigung * — ed 
ing an gerechnet, bei berjenigen * gegen Entjchei⸗ 
fie gerichtet ift, in Preußen alfo bei dem Bezirksausicufie, 

177 — * Angabe der ar — die Bares 
aus be © ng fann entweber zugleich m ——— 
Tegteren oder innerhalb vier Wochen nad) biefem Termine berjelben 
Behörde eingereicht werden. Bon jämtlihen Schriftlägen umd etwa, | 

gen Anlagen berfelben find Duplikate beizufügen. Die eingegangenen 
Suplitate werben von bem Beyirfsausiduffe ber Gegenpartei zur 
föriftlihen, binnen vier Woden nad; der Behändigung in zwei Erems 
plaren einzureihenden Gegenerllarung zugefertigt. Nach Ablauf dieſet 
Frift legt der Bezirksausjhuß bie Alten dem Bunbesamte vor. Er— 
achtet diejes vor Füllung der Entiheibung nod eine Aufklärung über 
dad Sad und Nehtöverhältnis für nötig, fo ift diefelbe unter Ber 
aittlung ber zuftändigen Lanbesbehörbe, in Preußen des 
ſchuſſes vorzunehmen. Die Entideidung bes Bundesamtes 
bübrenfrei in öffentlicher Sihung nad ftattgehabter Ladung und im 
börung der Parteien, Das Erkenntnis wird fohriftlih, mit Grimben 
verfehen, ben Parteien jeitens berjenigen Behörbe zugefertigt, gegen berem 
Beihluß es ergangen iſt. Begen bie Entiheibung bes Vundesamtes 
it ein weiteres Nectsmittel nicht zuläffig (5 46—51 U.W.G.) 

In Preußen iſt bei allen Streitfahen zwiſchen preußlien Armen- 
verbänben bie unterliegende Partei verpflichtet, ber Gegenpartei bie 
ihr in der Berufungsinitanz entitandenen baren Auslagen, ſowie bie 
Gebühren eines fie in der öffentlichen Sigung des Bundesamtes wer« 
tretenben Rechtäverftänbigen zu erjtatten ($ 58 W.G.). 

Die Erelution in Armenftreitiahen findet jtatt: 

a. auf Grund ber Entfheldung erſter Inſtanz, Die abgeiehen vom 
dem fpäter zu erwahnenden Falle einer Regelung ber Berhältnife durch 
Anerkenntnis fofort vollitredbar ift; 

b. auf Grund und in den Grenzen eines von bem in Anſpruch 
genommenen Armenverbande ausgeftellten Anerkenntniſſes; 

©. auf Grund ber endgültigen Entiheibung. 

Die Vollzichung der Erekution liegt der zur Enticheibung im 
eriter Inftanz zuftänbigen Behörde bes verpflichteten Armenverbandes 
ob, und iſt bei berfelben unter Beifügung der erforderlichen Urlunden 
zu beantragen. Wird bie bereits vollfivedte Entſcheidung eriter Ins 
Rang dur endgültige Entideibung der höheren Inſtanz wieder aufs 
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Entſcheidung Inſtanz Bei 
Urmenverbanbes, — ne tt 


Bon ben brei volftredbaren Titeln geben der erſte und der britte, 

Entjeldung erſter Juſtanz und bie endgültige Entfheibung, zu 

Srörterungen weiter Anlaf. Cs bandelt ſich mr 

man unter dem Anerlenntniſſe zu verftehen hat, ein 

dem gemöhnlichen Berwaltungsitreitverfahren fremd. äft, 

unb ber auch in ben bisherigen Ausführungen über die Geftaltung 

des armenrehtlihen Streitverfahrens noch nicht auftauchte. Das 
—— fit hierbei folgendes. 

‚Den vorläufig unterftügungs: ober übernahmeoerpflichteten Armenz 

verbänden bleibt: e8 undenommen, die thatfähliche Vollftredung ber 

Ausweifung durch eine unter ſich zutreffende Einigung über das Vers 


Seiten des endgültig verpflichteten Armenverbandes 
damernd ober zeitweilig auszujchließen. uf Anrufen eines ber Bes: 
teiligten find die erftinftanzlihen Behörden verpflichtet, zweds thuns 
licher Herftellung einer ſolchen Einigung vermittelnd einzuichreiten, 
It die Einigung urkundlich in Form eines Anerfenntnijjes feftgefteilt, 
fo finbet auf Grund berjelben bie abminiftrative Erefution ftatt. Wert 
mit der Ausweiſung Gefahr für Leben oder Geſundheit des Auszu: 


bie Urſache ber Erwerbs: oder Arbeitälofigteit bes Auszuweiſenden 
durch eine im Neichsfriegsbienfte oder bei Gelegenheit einer That per: 
fönlicher Selbftaufopferung erlittene Verwundung oder Kranlheit Herbeir 
geführt ift, ober endlich, wenn fonft die Wegweiſung vom Aufenthaltss 
orte mit erheblichen Härten oder Nachteilen für den Muszumeifenben 
verbunden fein jolte, kann auch bei nit erreihter Einigung das 
Berbleiben der auszumeiienden Perſon oder Familie in dem Aufent- 
Haltorte gegen Feitfegung eines von bem verpflichteten Armenvers 
bande zu zahlenden Unterftügungsbetrages dur die zur Entſcheidung 
in erfier — zuſtandige Behörde bes —— des 
s angeorbnet werben. Gegen dieſe Anordnung, 
bei Kortjall der Borausfegungen, unter denen fie erlaſſen ifl, — 
zurüdgenommen werden Tann, ſteht beiben Teilen innerhalb vierzehn 


Zagen nad; ber Zuftellung bie Berufung an das Bundesamt für das 
Helmatiwejen zu, weldes endgültig entſcheldet. Dasielbe findet ftatt, 
wenn ber Antrag des verpflichteten an Erla einer 


Borndat, Pruufiiies Erautseeat. 1. 
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lurlucgewieſ Solange das Verfahren ber 
—— — der Anordnung 


ausgefegt. Iſt die Ausweiſung durch Transport zu bemeriftelligen, 
fo fallen die Transportfoften als ein Teil der zu erflattenben 
Rügungskoften bem hietzu verpflichteten Armenverbanbe 
über bie Notwendigkeit des here hass 
ber Ausführung desjelden entfdjeidet endgültig 
Ranz in ber Hauptfache zuftändige Behörbe des Armenwerbanbes 
Aufentbaltsortes, Iſt ein Armenverband zur Zahlung ber ihm 
gültig auferlegten Koſten laut Veſcheinigung der ihm vorgefegten 
horde ganz ober teilmeife unnermögend, fo hat ber Bundesftaat, 
em er angehört, entweber mittelbar ober unmittelbar für 
Mattung zu forgen. In Preußen bleiben für diejen 


® 
& 355 
SEHEN: 


dem preußifchen Ausführungsgelege nad ein bejonberes 

lies Verfahren bei Redtäftreitigleiten unter Armenverbänden. Der 
Kreide», bezw. Stadtausfup muß bei allen Streitigleiten, in denen 
ein 


ſchiederichterlichen Entiheidung und auf Antrag eines Teiles, Falls 
biefer Antrag vor Anhängigmadhung des Streites bei dem Beziris: 
ausſchuſſe geftellt wird, einem gütlihen Sühnenerfuce ſich unterziehen, 
Im betreff ber Vernebmung von Zeugen und Sadverftändigen bat in 
diefer Beziehung der Kreisausiguß dieielben Befugniſſe mie der Be 
zirfsausichuß mar mit ber Maßgabe, daß gegen feine Strafverfügung 
ber Melurs an ben Bezirlsausfhuß flattfindet, Der Kreisausfchuh 
tann in jeder Lage des Verfahrens einen Sihneverfuh veranfaflen 
Der Beichluß des Kreisausfhuffes in der Sache jelbft ifi endgiitig. 
Er erfolgt gebührens und ftempelfrei, bod find bem un 
Teile die baren Auslagen des Verfahrens und bie des ol 
Zeiles, jedoh mit Ausfhluß der Gebühren eines Bevollmächtigten zur 
Laſt zu legen. Die zu eritattenden baren Nuslagen werben von bem 
Kreidaus ſchuſſe endgültig feitgeiegt. Die Beihlüjie des Areisausfchuffes, 
forwie die urkundlichen von demfelben feitgeftellten Einigungen find im 
Vermaltungswege vollftredbar ($$ 8062 A. G.) 

IL Das Neiägejeg über den Unterflügungsmohnfig Kat nur bie 
Rechte und Verbinduͤchteiten zwiſchen den zur Gewährung öffentlicher 


— 
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Unterflügung verpflichteten Armenverbänben geregelt. er 
die auf fonftigen , I Seele ae öffentlichen Rechtotiteln be: 


—2— Die Regrefi ehnahne 18 jend eridihen * 

nal e Te 
nachdem es fih um eine un “ — 
ftigen , wie Familien: und Dienf 


ftverhältnis, Genoſſenſchaft, 
Stiftung 20, ober um eine ſolche auf Grund ber Kranken: und Un: 
fallverfihierung Handelt. 


Im erfteren Falle ift jeder Armenverband, welder nah Vor 
Pi bes Neihsgefeges einen Hilfobedürftigen unterftügt Hat, befugt, 
5 derjenigen Leiſtungen, zu beren Gewährung ein —— 


Moe und unter denfelben Borausfegungen zu fordern, als dem Unter⸗ 

ftügten auf jene Seiftungen ein Recht zufteht. Der Einwand, daß ber 

unterfifligende Armenverband den Erfag von einem anderen Armen: 

verbande zu forbern berechtigi — darf demſelben hierbei nicht ent- 
werden ($5 61, 62 UW.G). 

In Preußen — zur Geltendmachung dieſes Anſpruches des 
Armenverbandes ein adminiſtratives Verfahren vorbehaltlich bes or 
bentlien Redtsweges. Es Können nämlid auf ben Antrag bes 
Armenverbanbes, ber einen Hilfsbebürftigen unterftügen muß, durch 
einen mit — — — der —— — 
Anhörung igten der Ehemann, bie Eheirau , die ehel 
Eltern, die ımehelihe Mutter, fowie bie ehelihen Kinder und in Ber 
siehung auf bie Mutter aud die unehelichen Kinder angehalten werben, 
jebedurftigen nad) Maßgabe ihrer gefeglihen Verpflichtung 
ſorderliche faufenbe Unterftügung zu gewähren. Die Beſchluß⸗ 
fiebt dem Kreis:(Stadt:)Ausihufie desjenigen Kreifes zu, in 
weldiem ber in Anfpruc genommene Angehörige bes Hilfsbebürftigen 
feinen Wohnfig hat. Bejigt ber gebadte Angehörige im Inlande 
feinen Wohnfig, fo treten an bie Stelle der Behörben des Wohnfites 
die bes Aufenthaltsortes. Der Beihluf des Kreis aus ſchuſſes ift end» 

vorbehaltlich des ordentlichen Nedtsweges. Er ift vorläufig und 

ß — vollfiredbar, bis mittels rechtottaftigen gerichtlichen Urteils eine 
‚abändernbe Entſcheidung erfolgt ift. Im legteren Falle bat der Armen 

verband ben in Anſpruch genommenen Angehörigen das bis dahin 
von letzteren Geleiftete, beziefungsweife das zu viel Beleiftete zu er: 
Ratten und ift, falls er ſich defien weigern follte, hierzu im Auffichtss 


jebod der eine folde Erſtattung Fordernde 
Bee ailläe Klon mir Innerhalb ei hs nach ie 
ı* 


Hi 


— 30) im geriätlihen Verfahren Beanfprugen (565.68 
% Die öffentlichrechtliche Verſicherung der Arbeiter, vermöge 
denfelben bei Krankheiten und fonftigen Unfälen burch befonbere 
bände eine öffentliche LUnterftügung gemährt wird, trägt thatfächlidh 
hohem Mafe zur — der Armenverbände bei. 
jedoch nad ausdrüdliher Beftimmung 
auf gefeglicher Vorſchrift beruhende Verpflichtung von Gemeinden 
Armenverbänben zur Unterftügung bilfsbedürftiger Perfonen 
jene öffentlihrechtlihe Berſicherung nicht berührt worden. 
Br die Gefahr nahe gerüdt, daf die Verfiherten ben 
gegen ihre Kaſſe zunädjft nicht geltend machten, ſich als 
vom Armenverbande unterftügen und erſt fpäter von ber 
zahlen Keßen, um fo eine doppelte Unterftügung von dem 
banbe ımb von ber Verſicherungstaſſe zu geminnen. * 
dieſer Gefahr findet eine notwendige geſehliche Geffion bi 
rechtlichen Forderungen ſtatt. Soweit nämli auf 
lichen Verpflichtung dee Armenverbände Unterftiigungen 
Beitraum geleiftet finb, für welchen dem Unterftügten auf 
Öffentlihrechtlihen Berfiherung ein Unterftügung 
geht ber lehtere im Betrage der geleifteten Unterftügung auf 
meinbe ober ben Urmenverband über, von melden bie — 


Val ¶ 87 bed Krantenverfigerungsgefeges, & 8 bes 

1, $ 11 deö Gef. betr. bie Unfall» und Rrantengerfidjerung der Land: 
Mebt gleich bei fpäter gu — s58 unter ben „aemeinfamen 
Air bie erung und für bie Ortäfrantentif 
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geleiſtet if. gilt aber auch das Gleiche von Betriebsunters 
nehmern und welde bie ben bezeichneten Gemeinden und 
Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unterftähung auf Grund 
eglicher Borſchrift erfüllt haben. 
‚Streitigkeiten wiſchen Gemeinden und Armenverbänben einerfeits 
und Betriebsunternehmern und Kaſſen andererjeits follen, fofern es 
nögefeh 


3 


werben. Zuſtandig ift nad) ber auf Grund des Bejeges vom 27. April 
1885 °) erlafienen föniglihen Verordnung vom 12. September 1885 
betreffend die Zuftändigkeit ber Berwaltungsgeriäite und den Inftangene 
zug in Streitigkeiten, welde nad reichsgefegliher Vorihrift im Ver 
waltungsftreitverfahren zu entſchelden finb *%), ber Bezirksausihuß, 
und gegen feine Entfheibung findet nur das Nechtömittel der Re— 


vifion ftatt. 
fehlt eine Vorſchrift über bie Auläffigfeit bes Verwal 

verfahrens, wenn ein Unterftügungsanfpruc nah Maßgabe 
ber Unfallverficherungsgefege zu Grunde llegt. Da das Verwaltungss 
fireitverfahren nad der fafuiftifchen Methode bes preußiichen Rechtes 
nur dann ftattfinbet, wenn eine pofitive Gefepesbeitimmung dies bes 
ſagt, To muß in Ermangelung einer folhen der Vermaltungsprogeh 
als ausgefäloffen betraditet werben. Cine analoge Anwendung der 
BVoriäriften des Srantenverfijerungsgefeges auf Unfallverficheru 
anfprüche ift felbftverfiändlich in biejem Falle unmöglich *"). 
auch der orbentliche Rechtsweg ift unzuläffig, da «8 ſich nicht um private 
rechniche Anſpruche handelt, für Erdffmung bes ordentlichen Rechts: 
weges über verwaltungstechtliche Streitfragen aber ebenfalls eine 
pofitioe Geſehesvorſchrift erforderlich fein würde. Es bleibt baher 
nur die Beſchwerde im Auffichtsmege übrig. 

HT. Der Arme hat trog der Beflimmungen, welde bie Armen- 
verbänbe zur Unterftügung bilfsbebürftiger Perfonen verpflichten, 
teinerlei fubjeltives Recht auf viele Unterjtügung. Et kann daher den 
Unterftügungsanfpruch gegen einen Armenverband niemals im Rechts: 
wege, fei es im — ven ſei es im Vetwaltungsptozeſſe, ſondern nur 
—— ex gewöhnlichen Beſchwerde bei ber Verwaltungsbehörde 

‚geltenb machen, und deren Pflicht ift es, feine Anforüche zuzulafien, 
welche über bad Notbürftige hinausgehen ($ 69 AG.). Veſchwerden 


78, ©. 188, ©. 187. 1. aD. ©. 388, 
= Mebereinfimmend Entfh. ded D.B.G. vom 12. Deyeimber 1887, Mb. 16, 
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von Armen gegen Verfügungen von Ortsarmenverhänben barüiber, ob, 
in weldher Höhe und in welcher Weiſe Unterftügungen zu gewähren 
find, unterliegen 1. fofern eine Stabt von mehr als 10.000 Einwoh- 
nern, in Hannover überhanpt eine Stabt mit Ausnahme ber in $ 27 
der hanndverſchen Kreisorbnung genannten an bem Armenverbanbe 
beteiligt ift, der endgültigen Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes, 
2. anderenfalls der endgültigen Veſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes. 
Desgleichen unterliegen Beſchwerden von Armen gegen Verfügungen 
von nur aus einem Kreiſe beſtehenden Lanbarmenverbänben über bie 
Art und Höhe der Unterftügung der endgültigen Beihlußfaffung des 
Bezirlausſchuſſes ($ 41 3.0.) 


Kap. IH. Das Grundbeſitzrecht *). 
8180. Geſchichtliche Entwihlung der gutsherrfiß-Bänerfigen 
Berhäftniffe ). 


Das preußifhe Agrarrecht ber öftlihen Provinzen, auf bem im 
mefentlichen basjenige des ganzen Staates beruht, hat die noch heute 


*) BL Tb. Hagemann, Handbuch des Landwirtſchaftorechts Hannover 
1807; €. U. Weiste, Handbuch) des allgemeinen beutfchen Sanbiwirtfchaftsrehtd, 
Seipzig 1838; Dönniges, Die Sanbestulturgefeggebung Preufens, 3 Bände, 
Berlin 14247; Ddnniges, Die neuefte preuf. Gefehgebung Aber die Ber 
—5 — Geundbefiges von Abgaben, Saften und Einfhränkungen, Franffurt a. D. 
fin 1849/50; Roc, Die Agrargeſehe bes preub. Staates, Breälau 1960; 
U Leite und 2, 0. Nönne, Die Lanbeökuliurgefehgebung bes preuß. Staates, 
2 Wände, Berlin 1859/54; M Rette, Mt. Agrarverfaffung und Agrargefehe 
gefepgebung im Stantälerifon Bb. 1, S. 322 ff.; 9, Klebs, Die Yandedkulturs 
gefehgebung im Geo. Pofen, Berlin 1856; 6. W. I. Häherlin, Lehrdud bed 
Bandrickdaftsreists, Ceipyig 1859; Jubeich, Die Brundentfaftung In Deutfche 
land, Zeipgig 1808; @reiff, Die preuß. Gefehe über Yanbeskultur und Tanbs 
mirtfepaftliche Polizei, Breslau 1866; S hneider, Die — * 
dea preuf, Staates, Bd. 1, Berlin 1879; Dernburg, vreuß Privatrecht 
88 305 #.; Förfler-Eeeius, Preuß. Privatrecht Bb. 8 $ 188; D, Slerte 
Ya. tfingtaptten, Ablöfungsfahen, Agrarmefen, Almende, Dismembration, 
Gemeinheitsteilung in o. Holgendorffs Nechtöferiton Mb. 1, ©.14 ff, SAff, 
754, 537 1,8. 2, 6.72 5f.; U, Metgen in Shönberga Handhuc) der poll» 
difpen Defonomie 5. 1, S. 669 fi. Die mwihtigften Entfheibungen der preuß- 
Ablöfungsbeförben finden fi in der vom Oberlandestulturgerichte herausgeg. Sicht. 
für die Zandeskulturgefehgebung ber preuß. Stasten. Weitere Litteraturangaben 
1. zu ben folgenden 55. 
*) Die Altere Gefchichte ber deutfchen Ngrarverhäfmniffe von ber karolingiſchen 
Zeit am, die herfömnlih, in den vermaltungdrehtlicen Sehr und Handbücher 














— 
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erfennbaren Grunblagen feiner Erifteng zur Seit ber Kolonifation ber 
Zandesteile durch ee en 


Staatsgewalt vr 

zu der gleihmähigeren Berpisiätung bes Weftens war aus 
ee den ein ftarfer, zur Leiftung des ritterlichen Kriegs: 
vienftes Grofgrunbbefit; hergefielt, befien Befiger als Lepns- 
perfönli ei Landesh⸗ vermöge ihres 
Vefiges die Verpflichtung zur Leiftung des Kriegedienftes zu Roßz 
hatten. Neben biefem Großgrunbbefige hatte man einen bäuerlichen 
— geſchaffen, ebenfalls in Abhängigkeit vom Landesherren und mit 
der Verpflichtung zu Zinsleiftungen und zu Hand und Spanndieniten 
für bemfelben in militärifhem Intereſſe In ähnlicher Wetje wie das 
des Dauernftandes war das Grundbeſihtecht ber ftäbtiihen Bendfter 
. mung geftaltet, Auch auf ihrem Grundbeſihe ruhte die Verpflichtuug 

zu Binszahlungen und zu militärifhen Leiſtungen. 

Während aber bie halb öffentlichrechtlichen balb privatredhtlichen 
Reallaften, melde auf dem ftäbtifchen Grumdbefige zu Gunſien bes 
Landes herten rubten, ſehr balb von ber Stadtgemeinde als Korporation 
erworben und fpäter mit ben allgemeinen Grunbfteuern verſchmolzen 
wurben, bat bie Entwidtung bes landlichen Grunbbefigredites einen 
ganz anderen Weg eingeſchlagen. Durch fortgefehte Veräußerungen 
landesherrlicher Rechte über bie Dörfer gelangten bereits im 13. Jahr ⸗ 
Hundert im ganzen öftlihen Deutſchland bie Bauern in volftänbige 
Abhängigkeit vom Großgrundbefige. Diefe Abhängigkeit tritt zu Tage 
nad zwei Richtungen hin. Einmal haben die Gutsherren den Bauern 
gegenüber vermöge der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit und Polgel, for 
wie bes Kirchenpatronates gewiſſe Öffentlidhrechtliche Befugniife. Diefe 
öffentlichrechtlihe Seite der Abhängigteit läht das Grundbeſthrecht 


BER ERBE. ———— bebeutungdlod. ba 


teren Talen Preußens, 2 Bände, Selpsig er 


— gut int 0. B. 
und old Ergänzung dazu, G. 3. Huds, Der Untergang ded 


3 
i 
8 
Ä 
H 
H 
: 


lien 
berren abgeleitetes Untereigentum. Das Verhältnis, wie 
— bes 18. Jahrhunderts für das flache Sand herausſtellt, 


Abgeſehen von den Befigungen, die unmittelbares Eigentum bed 
Landesherren find, und wo der Landesherr als Butshere feiner Do: 
mäne gilt, ifi aller Grundbeſih vom Landesherren entweber weltlichen 
Nittergutsbefigern ober kirchlichen Inſtituten zu Lchen gegeben. Die 
nom Landesherren belehnten und von ihm ihr Eigentumsrecht ableb 
tenben Großgrundbefiger bewirticaften ihr Grundeigentum entweder 
felbit mit Hilfe der ihnen bienftverpflihteten Bauern, oder fie haben 
es meiter am dieſe zu bäuerlichen Befiprediten begeben. Die Lage des 
Bauernftandes war dabei vom Ende des 19. bis Ende bes 15, Jahr: 
hunderts eine wenig brüdende, Das Beſihztecht der Bauern war meih 


* 
Er 
SE 


männer, die übrigen Bauergüter faft durchgängig nach Erbzinsredt 
an bie Bauern begeben, fo baß eine feite, ber Wilfür des Öutäherren 
entrüdte Erbfolgeordnung beftand, - Nur beim Ausiterben der Familie 
hatte der Guteherr hinfichtlid der Art ver Neubefegung freie Hand. 
Soweit es ſich erfennen läßt, fanb aber aud bier für diejen Fall im 
15. Jahrhundert nur bei ben Schulgengütern, deren Beſehung fiir bie 
Handhabung der obrigfeitlihen Gewalt von Bedeutung mar, eine bloß 
tebenslängliche Verleihung an fogenannte Setzſchulzen ftatt, während 
bei den übrigen Bauergätern das Prinzip der Erblichteit 
wurde. Die bäuerlihen Hands und Spanndienfte mußten ſchon aus 
dem Grunde, weil fie den Erſatz der früheren Kriegspienfte bildeten, 
fehr geringfügige fein. Sie betrugen meift nur wenige Tage nicht 
eima in ber Woche, fonbeen im Jahre. Unter biefen Umftänden wird 
es begreiflid, dafı die Bewegung bes Vauernfrieges in Ofiveutipland 
nicht den gerinaften Anklang fand. 

Erft fjeit Mitte des 16. Jahrhunderts, ald au im Diten von 
den Grofgrundbefigern die Sandwirtfhait als fieigerungsfähiger Er 
mwerbsgweig beiradhtet wurbe, verfälechtert fidh unter der fünbifdhen 


—— 
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Reaktion die Lage bes Bauernſtandes mehr und mehr. Jede Steuer: 
bewilligung unb jede Uebernahme landesherrlicher Schulden feitens 

Stände hat mit unfehlbarer Gewißheit eime neue Beeinträchtigung 
au der Gutsherren zur Folge. Namentlich ift 


; 


Dienftpflicht der Bauern für den Gutsherren auf zwei Tage wöchent⸗ 
ich feftgeftelft, jedoch unter Anertennung der Befreiung berjenigen, 
welche bisher nicht bienftpflichtig gemefen waren. Allein im Jnterefie 
der „Gleißheit“ wurde Iegterer Worbehalt bereits 1593 aufgegeben, 
und eine allgemeine Dienftpflicht feitgefegt. Uber auch über biefes 
geiegliche Mafı hinaus wurden die Dienfte und in Ähnliher Weile bie 

fortdauernb gefteigert. Seit 1540 war auch ſchon ohne 
Rüdfiht auf etwaige erbliche Befigrehte der Bauern den Gutsherren 


auch bas erbliche Befigredt der Bauern durchbrochen, und der Grund 
gelegt sur gewohnheitsrechtlichen Etſehung vesfelben durch eine andere 
Vefipweile. Dazu lommt endlich die ſeit Anfang des 16, Jahrhun⸗ 
derts ſich mehr und mehr meben ber dinglichen Abhängigfeit der bäuer« 
lichen Güter vom Großgrundbeiige ausbibende perfönlice Erbunters 
thänigkeit der Bauern gegenüber dem Gutsherren, wie die Verpflich 
tung der Bauertinder zu Gefindedieniten auf dem Gutshofe und ſon⸗ 
flige perfünlihe Leiſtungen ohne Nücficht auf den Grundbefig. 

Diefe druͤdende, fich ftetig verſchlechternde Lage bes Bauernftandes 
umfaßt ebenfalls den Zeitraum von zwei Jahrhunderten, von Anfang 
des 16. bis Anfang des 18. Jahrhunderts. Insbeſondere konnte in 
ben erſten Zeiten der abfoluten Monarchie, unter dem großen Kurfürften 
md zum Teil aud unter Friedrich IIII. bei den zahlreichen dringen: 
‚deren und wichtigeren Aufgaben, welche ſich an das neue Staatsmefen 

n, für bie Berbefferung ber wirtſchaſtlichen Lage des 
Bauernftandes nichts geliehen. Erit die abfolute Monardie des 18, 
Yahrhunderts hat fich diefer ſtaatlichen Thätigteit der fozialen Reform 

‚und bamit beginnt bie beitte Periode in der Ent 
ber gutsherrlic:bäuerlichen Verhaltniſſe, welde den Grund gelegt bat 
zur Loſung diejer fozialen Frage. Die Neformthätigteit ſchlagt hier⸗ 
bei verfähiebene Wege ein, je nachdem es ſich handelt um ble Bauern 
in ben inatlihen Domänenbezirten ober um diejenigen der Nittergüter. 
Rechtlich war die Stellung beider bisher vollkommen gleich geweien. 


— 
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Der König war Gutsherr ber Domänen wie die Rittergutsbefiter 
Butsherren ber Rittergüter. In dem einen wie in bem anderen falle 
waren bie Bauern bem Gutäherren zu Zinsleiftungen unb Dienften 
verpflichtet, hatten fie ein vom Gutsheren abgeleitetes Eigentumd- 
und Beſitzrecht. Db bie Domänen verwaltet oder verpachtet wurden, 
mar hierbei ebenfo gleichgültig mie die» Thatſache, ob ein Nitterguts- 
befiger fein Gut felbit bewirtichaftete, verwalten ober verpachten lieh. 
Die Leiftungen der Bauern teilten als zu dem Gute gehörig in jeder 
Beziehung das Schidjal des Hauptgutes, Wenn bie preußifche Agrar 
politit bes 18. Jahrhunderts gegenüber ben Domänenbauern eine 
andere war als gegenüber den Privatbauern, fo lag dies nicht an 
ber verſchiedenen rechtlichen Stellung beider, fondern nur daran, daß 
binfichtlich der Verbeſſerung der Lage der Domänenbauern eine In— 
tereffenkollifion verſchiedener Geſellſchaftsllaſſen, des Großgrundbeſihes 
und bes bäuerlichen Beſihes bei der Identität von Staat und Guts- 
herr nicht vorlag, und beshalb die joziale Neform mit größerer Ent- 
ſchiedenheit begonnen werben konnte. 

Vereingelte Verſuche unter Friedrich I. und Friebrih Wilhelm J. 
die Lage der Domänenbauern zu verbeflern, hatten feinen großen Ex: 
folg. Dieſelben beſchräntten ſich tm wejentlihen auf bie feit 1718. 
erfolgte Aufhebung ber teilweiſe auf ben pommerſchen und preußtichen 
Domänen bejtehenden Leibeigenihaft zu gunften der milberen märkie 
ſchen Erbunterthänigfeit, Die weiteren ‘Pläne, ben Bauern freies 
Eigentum zu verfhaffen, [heiterten an bem MWiberftanbe ber Behörben. 
Großere Erfolge erzielte Friedrich der Große durch eingelne, vielfach 
aus Veranlafjung eines ſpeziellen Falles getroffene Mapregeln, Die 
bisher nur teilweife geltende Erblichteit des Veſihes der Domänens 
bauern wurde 1777 auf eine Beihmwerbe bin als allein dem Rechte 
und der Billigfeit entjprechend duch Königliche Kabinettsordre aner- 
lannt, unb biefes Anertenntnis durch eime Dellaration von 1790 
wieberholt. In ähnlich unſcheinbarer Form wurbe bie perſönliche Erb: 
unterthänigfeit ber Domänenbauern in ihrer wichtigften und faft ein: 
ig praftifhen ARonfequenz, bem Gefindebienftzwange, 1763 befeitigt, 
indem durch die Padıtverträge ben Domänenpächtern verboten murbe, 
von ber Gefindebienftpflicht der Unterthanen Gebrauch zu machen, 
Dies bezog ſich allerdings nur auf Oft und Weſtpreußen. Aber auch 
in ben anderen Landesteilen verſchwand bie Erbunterthänigfeit bei 
Gelegenheit der Dienftaufhebungen, auf welche ſogleich zurüczulommen 
fein wird. Seit 1799 wird nämlich in ben mittleren Provinzen allen 
denjenigen Bauern, welde ihre Dienfte abgeloſt hatten, aud die Ger 
findebienftpflict auf den Domänen erlaffen. Dieſe Dienftaufhebung 


— 


Ermä 
der Hand» und Spanmbdienfte für den Domänenpäcter treten nach Abs 
— ber betreffenden Pachttontralte Dienſtgelder entweder in barem 
ober in Körnern, welche bie Bauern an bie Kriegs: und Dor 
an entrichten haben. Dabei werden jebod) die Hand: 
dienfte ber Rofäten teilmeife beibehalten. Endlich ſchließt ſich am dieſe 
— als feptes Glied bie Verleihung freien san 
die Domänenbauern. In den mittleren Provinzen bie Eigen: 
tumsverleifung gleichzeitig mit der Dienfablöfung gegen Zahlung 
einer beftimmten Belbjumme, nur in Preußen trennte man beive Maf« 
—52—— en —— Bedenken hinſichtlich der Leiftungsfähigfeit 
— Me Eigentumsverleihung fand bier erft im Jahre 


Rat. 
Bei den Domänenbauern ift alfo die Löſung bes gutsherrlich: 
—— Verhaltniſſes nach der perſonlichen wie nach der dinglichen 
Seite hin bereits vor dem Jahre 1808 im weſentlichen erreicht. 
Nur bie gleichmäßige Buchführung it in einzelnen Punkten beein 
trädtigt teils dadurch, daß man bie Dienftaufhebung und die Eigen: 
tumäverleihung verjhiedentlih von Staatswegen beſchränkte, teils 
daburd), daß man dieſe Maßregeln von der Zuftimmumg der Bauern 
abhängig machte, welche ben bisherigen Zuftand baren Gelbzahlungen 
vorzogen. ebenfalls blieb bier für die SteinsHardenbergifche Ge: 
feggebung nur noch ſeht wenig zu thun übrig. 

Bei weitem geringere Ergebnifje hatte ber Staat bes 18. Jahre 
hunderts binfichtlich der Privatbauern erzielt, wo allen ſtaatlichen 
Mafregeln zur Verbefferung der Lage bes Bauernftandes die follie 
derenden Intereffen des Großgrundbefiges gegenüberftanden, mo jeber 
Neformakt ſich als Eingriff in das Privateigentum barftellte. Die 
Berfue Friedrichs L, Friedrich Wilhelms L und Friedrichs II. auch 
auf den preußiihen und pommerſchen Rittergiiteen die ftrenge Leib ⸗ 
eigenfhaft ber Bauern zu befeitigen, fanden ben entfehiebendften 
Widrritand der Nittergutsbefiger und ber Löniglichen Behörben. 
Namentlih mar dies der Fall, als der König 1756 die Verwandlung 
der oberichlefifchen Bauerhöfe in erbliche, und 1768 bie Befeltigung 
aller und jeber Leibeigenihaft in Pommern anorbnete, In Er— 

mongelung der nötigen Unterftügung der koniglichen Politik durd) die 
— blieben beide Maßregeln im weſentlichen auf dem Papiere 
Reben. Exit 1798 machte man Vorbereitungen, um im ganzen Staate 
die Exrbunterthänigkeit zu befeitigen. 
Nur in einer Beziehung hat der preußifhe Staat während bes 


das Editt vom 
12. Juli 1764 bie MWiederbejegung der mährend bes Krieges frei 
gefeplihe Pilicht in das M. ER. I, 7 8 14 über. Es märe aber 
verfehlt zu glauben, baf damit ein inbivibueller diechte ſchuß ber eim: 
zelnen Bauern in ihrem Befige bergeitellt worden wäre. Der ganze 
Bonernfhug gebt aus von dem Inteteſſe bes Staates an der Er 
haltung eines ländlichen Mittelftandes ohne Rüdjicht auf den einzelnen 
Bauer. Das Hiel des Staates iſt der Schuh bes Bauernlanbes 
und des Bauernftandes, der Gutsherr barf fein Bauernland für ſich 
einziehen, und er muß jebe müfte Hufe wieder mit Bauern — 
Yunerhalb biejer Grenzen hat aber der Gutsherr im allgemeinen volle 
Handlungsfreibeit. Er kann daher bie nihterblichen Bauerftellen nad 
Belieben befegen, einen Bauern entfegen und zum Tagelöhner machen, 


ſchuhes bie lebenslänglichen Untereigentümer ber bäuerlichen Stellen 
in bloße Seitpächter berjelben umd dadurch bie Gutäherren in volle 
Eigentümer verwandelt worden. 

Während daher bei den Domänenbauern der größte Teil ber 
Soyiafreform bereits im 18. Jahrhundert gelöft war, hat bei den Privat: 
bauern in biefer Beitperiode nur die Erhaltung des beftehenden Bu 
ſtandes ftattgefunden, Durch den Schub des Bauernlanbes und bes 
Bauernfiondes in feiner Gefamtheit war bie Befeitigung bes land⸗ 


— 
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lien Mittelfiandes unmöglich gemacht, und bamit der Grund gelegt 
für die fünftige fogiale Reform. Dieſe ſelbſt it aber exit im 19. 
Jahrhundert erfolgt. 

Das Enilt vom 9. Dftober 1807 befeitigte teils fofort teils 
vom Fahre 1810 ab jebe perſonliche Unterthänigfeit des Bauernfianbes, 
nut Hinfitlih der Domänenbauern und auch da nicht 
»ollfändig aufgehoben worden war. Nach fpäteren Deflarationen 
fiel bamit fort das Recht ber Gutsherren, für bie Freilaſſung ober 
2oslaffung der Unterthanen Abzugsgelder, von ihren Kindern Ger 
finbedtenft ober Entſchadigung dafür, Schupgeld von den auswärts 
Dienenben ober objervanzgmäßige Dienfte zu forbern, fomie bie Ber 
fugnis, die Unterihanen zur Annahıne einer bäuerlihen Stelle zu 


Dagegen bfieb bie bingfiche Seite bes gutsherrli:bäuerlichen Vers 
hältnified, die Verpfliätung der Bauern zu den auf ihrem Gute rubenden 
Zins und Dienftleiftungen und die dinglihe Abhängigkeit der bäuer« 
lichen Beſitzu vom Großgrumbbefige durch die Aufhebung ber 

Hi volllommen unberührt. Ja als Nequivalent der 
‚er für die Aujhebung der perjönlihen Dienſte wurde 


f 


Helen zu fönmen vermeinten, mit Genehmigung der Kriegs ⸗ und 
Domänenfammer bie nicht erblichen Stellen ohne weiteres, bie erbs 
Üiden nad; Entihäbigung bes Berechtigten zu einer anderen bäuer ⸗ 
lien Belitung oder zu ibren Vormerken zu ſchlagen. Beſondere 
nfteuktionen für bie einzelnen Kriegs und Domänenlammern maren 
Beziehung vorbehalten. Diefe Ausführungsverorbnungen, 

Preußen vom 14. Februar 1808, für Schlefien vom 27, März 
1809, für Pommern und die Marken vom 9. Januat 1810, gingen 
aber nad) welter als das Editt felbit. Die Bauernhöfe neueren 
Urfprungs, das Ergebnis bee fribericlaniihen Sozialpolitit, wurden 
einfad; dem Grofgrundbefige preisgegeben. Es fand die Feſtſetung 
gemiffer Normaljahre, für Oftpreußen 1752, für Weſtpreußen 1774, 
fe Schlefien 1749, für bie Mark und Pommern 1763, ftatt in 
denen für die einzelnen Provinzen ein wirlſamer Schup des Bauern⸗ 
landes begonnen, und ben Gutsherren die Wiederbefegung der früher 
nadjweisbar vorhanbenen, aber müfte geworbenen Stellen aufgegeben 
war. Diefe neuen wieberbejegten Stellen wurden vollftändig ber 
Verfügung des Gutsherren überlaffen. Aber au die älteren durite 
er zu Vorwerlsland einziehen, wenn er zu gleicher Zeit eine ebenſo 


— 


— — 
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‚grobe Flache Bauernland, als zu Vorwerksland gemacht wurde, in 
grobe frei von Dienfizwang und. fonftigen 


Dr Biel diefer Gefeggebung war es, ben Bauern bat 24 
Eigentum ihrer Stellen zu verſchaffen. Sie bezog ſich daher nicht 
auf folde bäuerlichen Befyer, welche bereits ein Eigentumsredht oder 
ein dem Eigentum ähnliches Befigregt an ihren Stellen hatten, auf 
die Eigentümer, Exbzinsbefiger und Erbpädhter, felbft wenn biefelben 
bäuerlihe Dienſte für bie Gutsherren yu leiten hatten. 
der Regulierung find nur die übrigen bäuerlichen 
namentlich das im ganzen Dſten Deutjchlanbs vorherrſchende teils 
erbliche teils nicht erblihe laſſttiſche Bejigredt. 

Das Nequlicrungseditt vom 14. September 1811 gewährte jedem 
Zeile, bem Bauern wieder Gutsherren, bie Möglichkeit, einen 
auf Auseinanderfegung zu fielen, durch welche die Bauern das bienftfreie 
Eigentum ihrer Stellen erhielten. Bei dem entſchiedenen 
—* — — die rege rl ihnen wenige 

8 neues Zugeftänbnis gemacht wei nen let 
Normalentihäbigung beitand bei erblichen — —— einem 
Drittel, bei nicht erblichen Bauerngütern in der Hälfte des Bauern: 
gutes. Nur folte die Präftetionsfähigleit ber Stellen unter allen 
Umftänden erhalten bleiben. Auch wurde bem Bauern bie Prowos 
lation auf fpeziele Ermittlung gefiattet, wenn ex vermeinte, daß bie 
Entfäbigung im Vergleiche zu feinen bisherigen Dienften zu hoch 
fe Die oberfähleffpen Gutsherren fegten auferbem noch eine 
Spesialbeftimmung bezüglich einer befonderen Rategorie ihrer Hinz 
terfaffen, der fogenannten Dreſchgärtner, dutch. Abgeſehen von fehr 
ungünftigen Regulierungsbedingungen wurden biejelben verpflichtet, 
vom 31. Mär 1812 an bem Gutsheeren nod) auf weitere vier Jahre 
gegen ben ortsüblichen Tagelohn die geförderten Dienite zu leiſten 
Die Negulierung ſelbſt vollzog ſich nur fehr langjam, ba ein bes 
fimmter Termin, bis zu dem der Antrag auf Auseinanberfegumg zu 
Rellen war, nicht feftgefept wurde. AS zuftändige Organe murben 
befonbere Behörden, die Generallommifftonen, beftellt, welche bie 
——— von richterlichen und Verwaltungsbehörden in ſich ver⸗ 

ten. 


H 


— 
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Nah den Freiheitstriegen machte ſich bie Neaktion des Groß: 
grundbefiges gegen die Hardenbergifhe Gefepgebung in 


ein neues Beleh, welde zwar als bloße Deflaration bes Regulierungs- 
ebiftes bezeichnet wurde, thatſachlich aber ganz neue Grundjäge 
enthielt. Zimachſt wurde, um den Gutsherren ihre Arbeitskräfte zu 
fihern, das früher den oberſchleſiſchen Broßgrundbefigern gemachte 
Zugeftändnis auf den ganzen Staat ausgedehnt durch Belhränkung 
ber Regulierungsfähigfelt ber Banergüter. Während biefelbe nach 
bem älteren Ebilte nicht begrenyt war, follten nunmehr nur nad) bie 
foannfähigen, Fataftrierten Bauergüter alten Bejtandes, die ber Guts- 
hert bisher zu befegen verpflichtet geweſen war, ber Negulierung 
wmterliegen, währenb für alle Stellen, bei benen eins dieſer Merkmale 
fehlte, der bisherige Zuftand erhalten dlied. Außerdem wurde nicht 
mar ben Bauern, fondern auch den Gutsherren die Befugnis ein« 

ſtatt der Normalentfhäblgung auf Ermittlung bes wahren 
Wertes ber bäuerlihen Laften anzutragen, alſo unter Umfländen mehr 
zu verlangen ald ein Drittel, bezichungsmeife die Hälfte der bäuer- 
Ken Stelle. Nur wenn die Entihäbigung fo hoch war, baf die 
Stelle nad) beren Leijtung in Land nicht mehr ipannjähig geblieben 
wäre, fonnte bie Gutöherrichaft zur Annahme einer Rente ftatt Landes 
gegmungen werben. 

Das Ergebnis dleſer Negufierungsgefeggebung beſteht im mejents 
lien in ber Erhaltung der wirifgaftlihen Stellung bes Grofigrund- 
3, der durch die Regulierung zum wenigſten nichts verloren hat. 
Thatjadhe, daß ein allerdings noch ſchwacher perſonlich und bing- 
lich freier Vauernitand ſich entwidelt, wird reichlich dadurd aufges 
wogen, daß ber Gutshert fein ummittelbares Eigentum burd Ein: 
bisheriger Bauerftellen zu den Vorwerfen und durch bie 
Zandentfhädigungen bebeutenb ermeitert hat. Daneben bleibt bie große 
Mehrzahl der ländlichen Bevölkerung in ihren ungenügend gefdügten 
Befigverhältniiien, nicht einmal ber Beftand diefer bäuerlichen Stellen 
war mehr bem Öutsherren gegenüber geſichert 

Die Negulierungsgeiehgebung galt nun aber bloß in ben 1807 
dem Staate verbliebenen Landestellen. Was die 1815 neu oder 
wieber erworbenen Gebiete anbetrifft, jo waren hier bie Rechtsver⸗ 
bältniffe ſcht verſchiedene 

Im den ehemals frangöfifhen, weſtfaliſchen und bergiſchen Landes 
teilen hatte die fremdherrlie Geſetzgebung bie perſonliche Unterthänig« 
teit her Bauern unter ben Gutsherren mit allen ſich baraus ergebenden 
Rechten und Pflichten beſeltigt. Die dinglichen Verpflichtungen waren 
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in Franlreich gleichfalls aufoehaben, im Königreich Weſtfalen ans: 
brüdlih aufrecht erhalten, in use fie ablösbar erflärt worben ®). 

In Nenvorpommern und Nügen war durch Einziehung ber 
bäuerlichen Stelen zu den Domänen und Rittergütern im 18, Iabrs 
ae gutsherrlic:böuerliche Verhältnis mit verſchwindenden 





Eingreifen 
in bie — von Neuvorpommern und Rugen keine Vet⸗ 


anlaſſung 

Feng "= — ſachniſchen Sanbesteilen erfolgte ** va eine 

Verorbnung vom 18. Januar 1819 bie Aufhebung ber bort mod 

beftehenden Erbunterthänigkeit. Darauf wurde Hier wie im Lands 

gebiete ber Stabt Danzig die altländifce Negulierungsgefepgebung 
t. 


ihr! 

Eine bejondere Entwidlung nahmen endlich die Verhältmiiie in 
den ehemals warſchauiſchen Gebieten, alfo der Provinz Pofen, dem 
alten Tulm: und. michelauifchen Areife und dem Lanbgebiete ber Stabt 
Thorn, wo man aus nationalen Gründen viel geringere Rüdfiht 
auf den Großgrumdbefig nahm als in den anderen Lanbesteilem. 
Unter ber warſchauer Regierung war bier 1807 ber ftaatliche Bauern: 
ſchut unter gleichzeitiger Vefeitigung ber Erbunterthänigleit aufgegeben 
worden, Doch machten die Rittergutsbeſiher von ber daburd ger 
gebenen Möglichkeit ber Austreibung ber Bauern und der Einzi 
her Bauerflellen erſt ſelt 1816 einen umſaſſenderen Gebrauch, al& bie 
Einführung der preußiſchen Negulierungsaefehgebung vor der Thür 
fand. Deshalb wurde durch Berorbruung vom 6, Mai 1819 wieder 
ein unbebingter Bauernfgug nad ben Grunbfägen bes MER. bis 
zur erfolgten Regulierung ausgeiproden, jo bab fein einmal beitehens 
der Bauernhof vom Gutsherren eingezogen werben durfte. Das Me 
gulierungsgefeg für biefes Geblet vom 8. April 1828 ftellte denn 
auch weſentlich andere Grundſätze für die Negulierung auf, als für 
diefelben in ben anderen Landesteilen beitanden. Ein I 
wiſchen erblihen und nicht erbliden Bauerhöfen wurbe midt ger 
mat, ba man überhaupt feine Normalentihäbigung aufftellte, fonbern 
die Ermittlung je nach dem Maße der bisherigen Dienite fut jeben 
einzelnen Fall anorbnete. Für die Aufhebung bes gutäherrlichen 
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in ben anderen Provinzen, obſchon nach der Delaration vom 10. guti 
1886 die nit ſpannfahlgen Bauerguter und biejenigen unter 25 
Morgen von der Negulierung ausgefäloffen fein follten. Uber für 
biefe nicht regulierungsfähigen Befigungen beftand ber ſtaatliche Bauern: 
fg fort. Da auch die Thätigfeit der Beteiligten bei der Reg 
Gierung in Poſen eine regere war als andersmo, fo waren bier im 
Iahre 1850 bie gufsherrlih-bäuerlicgen Verhältmiffe faſt vollftändig 


Neben biejer Gefehgebung ging diejenige über die Ablöfung ber 
Reallaften und die Befetigung der Gemeinheiten einher. Die Ube 
loſung der Nenllaften mußte beſonders beshalb in bie Negulierungs: 
geſetzgebimg bineingezogen werben, weil bie bäuerlichen Dienfte und 

der Eigentümer, der Erbzinsbefiger und Erbpädter durd 
bie bisherige Geſebgehung gar nicht mit betroffen waren Es mußte 
baber für fie die Abloſung möglich gemacht werben, wenn fie 
micht ſchlechter geftellt fein follten als die Laſſiten und die bäuerlichen 
Beitpächter, melde nicht nur das Eigentum ihrer Stellen erhalten, 
fonbern bamit gleichzeitig auch ihre Seiſtungen an ben Guteherten 
ablöfen fonnten. Ueber die Ablöfung der Neallaften erging für bie 
Gebiete, melde nicht unter der Fremdherrſchaft geftanden Hatten, bie 

dom 7. Juni 1821, welche nicht nur den Bauern, fonbern 
allen landwirtſchaftlichen Eigentimern einfchliehlih der Erbzinsleute 
und Erbpäster, joweit fie mit durch die Deklaration vom 29. Mai 
1816 von ber Regulierung ausgeichloffen fein würben, bie Ablöfung 
der auf ihren Gütern tuhenden Gelb» und Naturalleiftungen gegen 
eine in jedem Falle auszumittelnde Entihäbigung in Geld oder Land 
geftattete, für die übrigen Sandesteile bie Ablöfungsorbnumng vom 
13. Juli 1829. Dazu fam bie Gemeinheitsteilungsordnung für bie 
lendrechtlichen Gebietsteile vom 7. Juni 1821, 

Den Abſchluh der gutoherrlich · bauerlichen Negulierungsgefeggebung 
bilden endlich zwei Gefege vom 2. März 1850, welche unter Aufs 
bebumg aller früheren Ablöfungs: und Negulierungsgejepe für den 

damaligen Umfang der Monarchie mit Ausnahme des linken 
R und zum Teil Neuvorpommerns und Nügens erlaflen 
murben. Diefelben heben eine Reihe gutsherrlicher Rechte, u. a. das 
Dbereigentum des Lehnsherren bei den innerhalb des Staates bes 
legenen Schen mit Ausnahmen ber Thronlehen, das Obereigentum 
bes Gulds ober Grundherren und bes Erbzinsherren, besgleihen das 
Eigentumsrecht bes Erbverpähters zu Gunften der Bauern ohne 
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verhältnifl I ne en jebes genen bes Gutsherren 

J jo an 

Gruͤndſtüclen und Gerechtſamen auf. Im übrigen werben alle bäuer: 
waren 


gulierung ii — 

herten oder bes Bauern. Cine Ro — ur 
aufgeftellt, es fand regelmäßig eine fpegielle Ausmütlung ftatt, 

ein Drittel des Reinertrags ber Stelle mußte jebenfals Dem Elelen: 
Inhaber verbleiben. Als Ablöfungsform wurde nicht die Landent- 
iädigung, ſondern bie Rente gewählt. Das zweite Geſeh befaßte 
ich fpegiell mit der Ablöfung der Reallaſten, welche ebenfalls dur 
Nente gefhehen follte. Zur Vermittlung diefer Ablöfungen wurden 
dureh ein befonberes Beleg von 2 März 1850 bie Nentenbanten 
geihaffen und zwar für jede Provinz eine. Alle Nenten, bie wicht 
durch forortige Zahlung des achtzehnſachen Betrages abgelöft find, 
werben an bie Nentenbank gezahlt, welche bas Vorzugsrecht ber ftaat- 
lichen Kaſſen genießt. Die von dem Verpflicteten gezahlte Nente 
dient gleichzeitig zur Beiriedigung des Berchtigten und zur Amor: 
tifation der Nente. Enblih wurde durch bas Gefeg vom 16. März 
1857 bie Anmelbung der Regulierung an eine Präfluftonsfrift bis 
zum 31. Dezember 1858 gelnüpft, und bamit troß ber fpäterem 
vorübergehenden Neueröffnung der Nentenbanten die Regulierung ber 
guteherrlich bauerlichen Verhaltniſſe in Preußen endgiltig abgefchloffen. 


$ 181. Die Abloſungs · und Kegulierungsgeſetzgebung. 


Die Abldfungs: und Regulierungsgejeggebung kommt Hier nur no 
infofern in Betracht, als auf Grund derjelben noch heute Ablöjungen und 
Regulierungen ftattfinden konnen. Cs gehört baher inäbefondere bie 
Regelung ber gutsperrlich:bäuerli—en Verhaltniſſe, ſeudem biefelbe 
durch bie Präflufionsgejehgebung für die Zukunft unmdglich gemacht 
worden ift, vollitändig der Rechtogeſchichte an. Die für das — 
Rede noch ins Gewiht fallenden Regulierungen laſſen ih im zwei 
Hauptgeuppen zuſammenfaſſen, bie Aufhebung ober Ablöjung ber Real: 
laften und die Gemeinheitsteilungen und Grunditücdszufammenlegungen. 
Gemeinfam ift beiden, daß die Regelung. der Grundbefigverhältnifie 
nicht bie wedjelfeitige Zuftimmung ber Beredtigten und Berpfiihteten 
in Form des privatrechtlihen Vertrages bedari, ſondern dafı biele 
Regelung fih auch ohne Einwilligung aller Beteiligten durch einen 
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de, geumd: oder gerichtsherrlichen Verhältniffe be 
zubten und beshalb nad Art. 42 ber Verfafjungsurkunde zu befeitigen 
waren, und biejenigen, welche bem Berechtigten keinen erheblichen 
Nupen gewährten. Die betreffenden Laften find im Gefege nament- 
Lid; aufgezählt und fommen fomit für das gegemmärtige Nedit micht 
weiter in Detracht. 


Hier handelt ed ſich nur noch um bie Ablöfung der Reallaſten 

Die bekannte Streitfenge nad) der rechtlichen Natur der Nealfaiten *) 
Tan als dem Prlvattechte angehörig und für bas Ablöfungsredht felbft 
gleihgiltig am diefer Stelle füglid unerörtert bleiben. ES genügt 
‚Feftzuftellen, daß 8 ſich bei den Neallaften um binglid, wirfende Ber» 
pllicgtungen eines Grundftüdeigentümers zu gewiſſen Seiftungen handelt. 
Ale gejeglih nicht aufgehobenen beftändigen Abgaben und Leiftungen, 
welche auf eigentümlich oder bisher erbpadts: oder erbjinsweile bes 
jeffenen Grundftüden oder Geregtigteiten haften und zwar Dienfte, 
Naturol: unb Gelbabgaben ſind ablösbar auf Antrag bes Berehtigten 
ober des Verpflichteten gegen Rapitalzablung. Ausgenommen von der 
Möglipkeit der Ablöfung find nur die Staats: und Gemeindelaften, 
bie auf Deidje ober ahnliche Sozletäten fi beziehenben Berpflihtungen, 
Towie die Abgaben und Leitungen zur Erbauung oder Unterhaltung ber 
Kirden., Pfart und Schulgebäude, wenn dieſelben nicht die Gegen 
einer ablösbaren Neallaft Hilden. Der Ablöfungsantag bes 

ten muß ſich auf jämtlie, feinen Grunbfiüden obllegenden 
eritreden, der des Berechtigten auf jämtlihe Neallaften, 

melde ihm an Grundftüden besfelben Gemeinbeverbands zuitehen. 
Die Abfindung erfolgt in der Weiſe, daß zunädjft ber jährliche Gelb: 


NA Abtöfung ber Reollaſten In Prenpen In o. Stengels 
0.8, 1850, ©. 77; 1800, ©. 98; 1875, © 356. 
#) Für dad preußiiße Net vol. Dernburg, Pr. Privatreht Üb,1 8 305; 
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wert ber abzulöfenden Reallaſt ermittelt En unter Abzug etwaiger 
Gegenleiftungen bes Neallaftberechtigten. © * um ein guts« 
berrlic»bänerliches Verhältnis handelt, map Kin a auf Verlangen bes 
Verpflichteten demfelben minbeftens ein Drittel des Neinertenge® feiner 
‚Stelle frei verbleiben, Als Nblöfungsfumme wird den Meallaftberen 
figten ber Rapitalwert ber ermittelten Gelbrente gefeiftet. Dabei hatte 
ber Berpflitete bis zu dem fpäter zu ermähnenben 

bie Wahl, ob er die Neallaft durd Zahlung bes adıtzehnfahen Be: 
—*— des Jahreswertes ablöfen ober biefen Jahreswert als Rente 

weiter zahlen wollte. Im Iehteren Falle war bie Vermittlung ber 

Rentenbent in Anſpruch zu nehmen. 

Diefe Mentenbanfen werben nad) bem jege vom 
2. März 1850 4) durch je eine kollegialiſche Direktion, beitehenb aus 
dem Direltor, dem Juftitiar und dem Provinzialrentmeiiter, verwaltet 
und ftehen nach dem Allerhochſten Erlaſſe vom 2. Juli 1859 *) unter 
der ee Aufficht bes ann und bes BE 
minifers. Gegenwärtig. befteben Nentenbanfen 
Dite und Weftpreußen, zu Berlin für — und ae 
‚Stettin für Rommern und Schleswig:Holftein, zu Rofen LE bie Arne 
vinz Pofen, zu Breslau für Schlefien, zu Magdeburg für Sachen 
und Hannover und zu Miünfter für Weitfalen, Hefien-Naffau und bie 
rechtsrheiniſche Nheinprovinz. 

Die Rentenbant giebt bem Verpflichteten ftaatlich garantierte, 
auf ben Inhaber Iautende Nentenbriefe in Höhe bes smanpiafadhen 
Betrages der Mente, melde zu vier Prozent verzinslid find. De 
bie vom Berpflichteten zu leiftenbe Nente zum zwanzigfachen Inpitali- 
fiert if}, fo verbleibt hiernach ein jäbrlicher Ueberſchuß von einem Pro» 
zent, welches ber Berechtigte von der Leiftung bes Verpflichteten nicht 
erhält. Bon diefem einen Prozent wird dem Verpflichteten bie Hälfte 
erlaffen, jo baß er mur Yo ber Nente zu zahlen bat, er lann aber auch 
die volle Rente weiter entrichten. Durch ben ben Binfenbetrag üiber- 
fteigenden Teil der Rente erfolgt bie Amortifation der 
melde nad Maßgabe ber angefammelten Tilgungsfonds allmählich 
ausgeloft werben. Die Amortifation der Rente vollzieht fh baber, 
wenn der Verpflichtete "46 der Rente zahlt, in 56°%., werm er bie 
volle Nente zahlt, in d1’ys Jahren. Wenn der Verpflichtete durch 
Bezahlung des adjtzehnfachen Betrages ablöien will, fo kann ber Bes 
rechtigte gleihmohl den zwanzigfahen Betrag in Rentenbriefen fordern. 
Der Verpfliitete zahlt dann das Achtzehnfache an die Rentenbank und 
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Ans ober Eigentum überlaffen, fo können die davon zu enttichtenden 
Zeitungen nut durch ben zwanzigjahen Barbetrag und zwar auf Ans 
trag bes Berechtigten durch Vermittlung der Rentenbanf abgelöjt wer 
den. Der Unfprud) der Rentenbanlen auf die Rentenzahlung hat das 
gleiche Vorzugsredht wie bie Staatsftenern und wirft auch ohne Eins 
ıg dinglich gegen dritte. 
Nach, dem Geſehe vom 26. April 1858 betreffend die Schliefung 
Rentenbanfen °) erfolgt num aber vom 31. Dezember 1859 ab 
Ablöfung zum achtzehnfachen Betrage und bie Vermittlung ber 
jenbanken fur bie Negel nicht mehr. Vielmehr kann die Rente 
nad) ſechsmonatlicher Kindigung durd; Barzahlung ihres finfe 
unbzwanzigiadhen Betrages in vier Jahreszielen abgelöjt werben. 
Dagegen ift durch das Geſetz vom 17. Januar 1891”) für bie bis 
zum 31. Dezember 1883 beantragten Kapitalablöfungen die Vermitte 
lung der Rentenbanten nad Maßgabe des Ablöfungsgejeges vom 
2. März 1850 wieber zugelaffen worden. für die innerhalb biefer 
Feift nicht beantragten Kapitalablöfungen greifen Dagegen binwieberum 
die Beftimmungen bes Bejeges vom 26. April 1858 Plag. 
Befondere Grumbjäge befiehen für folgenbe Kategorien von Nenten: 
= Hinfihtlid der dem Fiskus gefhuldeten Neallaften, ber foges 
nannten Domänenzenten, lag feine Veranlaſſung vor, dem Staate jelbft 
Rentenbriefe zu begeben. Diefe Renten werben baher ohne Vermitt- 
dung der Wentenbanlen unmittelbar an bie Staatslaſſe abgeführt. 
m lommen dem Werpflichteten bei der Amortifation der Nenten 
alle diejenigen Rechte zu, die er bei einer Vermittlung durch bie 
Rentenbank Haben würde. Die Rente erliſcht alfo nad) Ablauf ver 
Zeit, in der fie aud bei der Nentenbant amoxtifiert fein würde, 
Durd) die Schllehung der Rentenbanten find die Domänenrenten volle 
Mändig unberührt geblieben. Diefelben Lönnen daher nad) wie vor 
durch Zahlung des achtzehnfachen Betrages der Nente in bar ober 
durch die fortlaufende Nentenzablung mach Mafigabe bes Geſehes vom 
2. Mär; 1850 amortifiert werben °). n 
b. BelMüplenabgaben ift bie Vorfrage, ob biefelben als gewerb⸗ 
liche Abgaben aufgehoben oder ald Grundabgaben ablösbar find, durch 


*) 8.8. 1858, 5. 278, 788. 1881, ©. 5. 
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das Oberlandesgeriäht zu entfheiben. Im Falle ber Mblösbarkeit tritt 
Das gemöhnlige Mhläfmgönerfahren ei) 
©. Befonbers vereinbarte Erbpacht. Erbjind: oder 
Ionons und Zinje find a durch — ablösbar 
d. Die Ablöfung ber Neal , melde an Kirchen, 
Kaſtereien un Chen u den fa, war bug Ds lg 
gi vom 2, März 1950 einem künftigen Gefepe vorbehalten, Nur 

die Verwandlung ber Reallaſten in eine feſte Rente mar zufäffig. 
Gegenmärtig 4 jebod) file biefe Neallaften beſondere 
getroffen duch die Gefehe vom 27. April 1973, 11. Jun 1878 und 
15. März 1879%), Siernach werben die den geiſtlichen und — 
inflttuten, ben frommen und milben Stiftungen ıc. zuſtehenden Neal: 
Toftberehtigungen nad) den Normalpreifen in eine Moggenrente ver 
wandelt, melde zum 22°/sfahen und bei Beantragung der Mbldfung 
durch ben Betechtigten zum Abfachen Betrage abzuföfen ober mad beim 
jährlicjen Darktpreife in Gelb weiter zu zahlen it. Die Wbldfungs 
fumme Zan entweder bat in vier Jahreszielen oder durch Wermikte 
fung der für biefen Zmwed bis zum 31. Dezember 1863 mieber eröffr 
neten Nentenbanfen gezahlt werben. Die Nentenbanfen leiften bie 
Abfindungsfummen an die Berechtigten nad) deren Wahl in Gelb 
oder in vierprozentigen Mentenbriefen. Da die Nentenbanf von dem 
Verpflichteten jährlich 4Ya Prozent ber Kapitalfumme bezieht, To iR 
in biefem halben Prozent ein Amortifationsfonb zur Tilgung ber 
Rentenfhuld gegeben. Die Vermittlung der Rentenbanken it jedod 
ausgeſchloſſen für Ablöfungen, welche nad dem Präfluflonstermine 
beanteagt werben. Ebenfo ift mit biefem Termine für ben Berech 
tigten die Befugnis, auf Kapitalablöfung anzutragen, verloren gegangen. 
Eine Ausnahme findet mur dann ftatt, wenn im falle einer Ber 
ftitdtefung des Grundſtücks bie von ber einzelnen Parzelle zu forbernde 
Nente unter 12 Mt. finlt. Hier kann ber Berechtigte ohne weiteres 
Rapitalablöfung verlangen. 

Eine befondere Negelung haben durch Gefeg vom 10. April 
1365 1%) bie auf ber ſchleſiſchen Zehntverfaffung berubenben Abgaben 
erfahren, welche Eatholifchen oder evangelifchen Geiftlihen zuftanden, 
aber während der Befigzeit vom der betreffenden Konfeſſton nicht am» 
gehörigen Befigern ruhten *). Diefe Zehnten find für ablöshar ers 








®) Ablöfungdgeleh 8 118; Gel, vom IL März 1850 über bie MblMung ber 
auf Mühfengeumbftficten Haftenden Reallaften. ”) USldfungegefeg 3 68. 
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”) Died Derhältnis war begründet werben butch ywel Rublnelidorbred wem 


Kapitals — ſoweit nicht Kreditinſtitute in Betracht kom ⸗ 

men, hochſtens auf dreißig Jahre ansgeicloffen werben. Nur bei der 
deut Anfieblungen in den Provinzen Rojen und 

— dem Geſede a — ein Ermerb 


— A kann 
‚neuen Provinzen find beſondere Ablöfungsgejege ergangen, 
en Zeile eng an das altländifche Net anfäliehen. 
— gelten in dieſer Deziehung das Geſetz 
») und fpegiell für Lauenburg das Geſet vom 
%. Die frühere Gefepgebung biefer Landesteile 
wejentlihen nur anf bie Aujhebung der Leibeigenidhaft 
MN). Exit bie ermäßnten neueten Geſede regeln die gutds 
‚lichen Berhältniſſe und Löfen bie Neallaften ab und zwar 
Ka an bie in den alten —— geltende Regu⸗ 
Ablöfungsgejehgebung. ben ehemals Furheffiichen 
erden Gebietsteilen war war | auf Grund ber früheren 
bie Aufhebung der gutsherrlich-bäuerlihen Verhäftnifie 
und bie Ablöfung der Reallaſten zum größten Teile erfolgt ’*). Diefe 
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230 Das Bermaltungsreft. ss 
Gefepgebung ging jedoch nicht fo weit wie bie altpreußiiche. Es wur · 
den baher zur Ergänzung berfelben für ben Regierungsbezirk Kafjel 


mit Ausnahme der ehemals grofiperzoglih heſſiſchen Gebietäteile bie 
om 23. a 1876 und 2, Yebruar — — 
Zuläffigteit ber Ablöfung in 

ſchen Rechte regeln. Ebenio war in ben ehemals — 

gtobherzoglich heſſiſchen Gebietsteilen die bisherige 

info‘ * eine unvollfommene, als die Umwandlung ber 

leih:, Zanbfiebelleihs, Exbzins: und Erbpachtverhältniffe in Eigentum 

nod gar Se und die Ablöfung der Neallaiten noch nict vollkänbig 
it war. Es ergingen baher für dieſe Gebiete bie Gefepe vom 


aud bier in allen weientlichen Punkten eine 


bie Grundlage bie aud unter preußiſcher Herrfhaft erhalten — 
bene Ablöfungsordnung vom 23. Juli 1833 2i). Die Bexrordnung 
vom 28. September 1867 *") ordnete dann hinſichtlich der dem Do: 
mänenfisfus zuftehenben Nenten an, baf auf Die Provofation bes 
Fisfus die Ablöjung durch Kapital ober Amortifationsrente im ber 
jelben Weife bewirkt werden folle wie in den älteren Provingen nad 
dem Ablöfungsgefege vom 2. März 1850. Dieſes Provofationsreät 
mwurbe bann durch Geſetz vom 3. April 1869°) auch auf andere Des 
rechtigte unb durch Gejeb vom 15. Februar 1874*%) insbejondere 
auf geiftlihe und Schulinftitute, fromme und milde Stiftungen aus 
gedehnt. Wegen Ablöfung ber Erbzins: und Erbp je in 
ben Moor: und Behntolonien erging ein bejonberes Geſez vom 
2. Juli 1876 ®), 

In den hohenzollernſchen Landen waren nad ber früheren Ge— 
feggebung nur noch verjhiebene Neallafien erhalten geblieben und zwar 
bauptfählih folde Eirhliher Natur. Diefe find indefien mit And 
nahme der öffentlichen Laften und der Leiftungen und Abgaben zur 
Unterhaltung und Erbauung ber Kirden unb Schulgebäube nad) = 


dee Sehnde, Lelher, Meier unb anberen gutöherrlicen Berhältniffe, ei, vom 
20. Juni 1850 über die Mblöfung aller mod beftehenden Grunblafıen — BB. 
für Kurbefien 1889, ©. 59, 149; 1835, &, 9, 11; 1848, &,87; 1880, ©. —; 
für die ehemals bayelihen Sebietöteile bie deiden Gelege vom 20. Juni 1850 

— Bayr. Gel. U Vol Über lehtere Seubel, Art Abs 
loſung ber Reallaften in Bayern in v. Stengels MWörterdud) Bb. 1, ©. 20. 

88. 1808, * Bi 7; 1879, ©. 16, 

*) 8.5, 1869, &. 517; 1872, ©. 165; 1876, ©, 869. 

*) dann, Ge Can. 1839, Abt. 1, &. 47. ") 8.8. 1867, ©. 1670. 

j 8.5. 1869, ©. 54. *) 8.6. 1674, e. ꝛi. oe 1876, © 20L 
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Geſehe 28. Mai 1860 9% die Abi 
—— —— urn 


. ald unzureichend, und es erging baher 

—— Bebietsteile die Oenteinbeitsteilungsorbnung 

1821 29), wis: duch das Geſetz vom 2. März 1850 ?”) 

‚ergänzt wurd 

a durch ber Gemeinbeit unterliegen bier- 

en auf Aedern, Wiefen, Angern, Forſten 

igen Weibeplägen, bie Forfiberedtigungen zur Maft, zum 
Holzes und zum Streuholen, die Berechtigungen zum 

Heide⸗ und Bultenhieb, es mögen dieſe Rechte auf 


itörechte 

auch; bie Berehtigungen zur Gräferei, zur Nutung von Schilf, Binfen 
ober Rohr auf Ländereien ober Privatgewällern, zum Rrautpfliden, 
Nachrehen, zur Nupung fremder Weder gegen Düngerhergabe, zum 
Fruälgenime von einzelnen Stüden ember Aeder, zum Harziharren, 
rivatgewaſſern und —— Zorfnugung, ſoweit fie auf 

echte beruhen. Provotationsrecht fteht jedem 

Für den Fall, bafı Gemeinheitsteilung nicht ans 

dero als Umtaufe) der ‚sur Ortsfelbmart gehörigen äerlänbereien 
durägefühtt werben kann, ift fie jedoch nad der Verordnung vom 
23. Juli 1838 2%) nur dann zuläjfig, wenn bie Befiger bes vierten 
Zeiles der Aderländereien, welde dutch den Umtauſch betroffen wer: 
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meinheit erfolgt gegen eine je nach ben Teilnahmsrechten ber 
bemefjende Entihäbigung und in ber dur 
figten zu nn war —— 


vente der Lanbal jebes 
Für die Rheinproving mit Ausnahme ber faı 
derjelben und ne ‚am 19, Mai 1851 
eine bejondere Gemeinheitsteilungsorbnung *'). en ſich 
zwar eng an bas {m landrechtlichen Gebiete geltenbe an, läßt 


aber in der Nheinprowing eine zwangsweife — nur inbetreff 


aufzugebenbe Berechtigung ‚sten werben muſſen. Fur die 9 
zollernſchen Lande am: am 23. Mai 1885 eine nahe ehe 
teilungsordnung ergangen ®’*), 

In der Provinz; Hannover gelten verſchiedene provinzielle Ge 
— — ). Inhaltlich füinmen dieſelben im mer 
fentlihen überein. Es werden drei Arten ber Gemeinheitsteilung 
umterichieden, bie Generalteilung, bie Spezialteilung und die Partikular- 


‚Hier kann jeder Hauptbeteiligte bie Teilung beantragen. Die 

teilung kann von benjenigen beantragt werben, bie weni 

‚Hälfte ber Ländereien befigen. Die Gegner find jebod befugt, eine 
obrigfeitliche Unterfuchung über bie Nüplicpkeit der Maßregel zu * 
langen. Dieſe lehtere Befugnis fällt ſedoch fort bei 

Beide auf zufammenhängenden Grunbftüden, wenn bie — 


— —* sm. ") 0.8, 1885, ©. 108, 

#) Für dos Fürftentum Lüneburg vom 25. Juni 1802 — agents 
berg& Samml. IV. Abt. 1, ©. 111 —; für die Fürfientimer Aalenderg, GM, 
fingen und Grubenhagen mit Audiäluß deö Parıed vom 30. Hpril 18% — G,B, 
fe Hannover 1824, At I, S. 111 —; für die Gxafihaften Hoya uub Diephaky 
Dom 30. April 184 — a... ©. MI —; für bus 
vom 30. April 14 — a. n D. ©. 829 —; fir bie Herzogtümer Breimen web 
Verden vom 26, Juli 1825 — a. a D. 1825, Abt. II1, ©. 125 —ı für Das 
Faeſtentum vom 25, Susi 1e22 — a. —— 
lehtere durch Dexorbnung vom 12. Auguſt 1835 — a. a. D, 1835, Abt. IH, S. 
aud auf bad Verzogtum Mrenberg. Meppen, bie Brafichaft Bentheim und die 
— durd die Verordnung vom 27. Ditober 1838 — a m D. 153, 
Abi. Ill, 18 auf die Nieder; ae — 
Iommt das elgemäine Gefet vom 18. Feb —— abe die Aufhebung der 
Morten: und Holggerihtöbarteit und die Adftellung der marlkenrich 
Teehtlichen und martenherrlicien Bereiitigungen — a 0. D. 1850, Akt. I, ©. 18 — 
a wegen ber Forſtberechtigungen das Wefey vom 18. Juni 1878 — &.E, 1878, 


einer emeinſchaft unmöglid; fein würde, 

Fr das ehemalige Kurfürftentum Heffen war nur über bie Tel— 
Lang der Gemeinfhaften, welche binfichtlich der Viehhute beitehen, das 
Gefeg vom 25. Dftober 1854 7°) ergangen. Nach ber Verordnung 

om 13. Mai 1867, welche durch Verorbnung vom 2. September 
1867 auch auf die ehemals bayriihen und grofiberzoglich heſſiſchen 
Gebietsteile ausgedehnt wurde, nebit der Novelle vom 25. Juli 1876 94) 
findet febod; auch bie Teilung von Grumdjtüden, welche von mehreren 
Mit: oder Gefamteigentümern ober von Genoſſenſchaſten ungeteilt be: 
feifen und durch gemeinihaftlihe Ausübung einer oder mehrerer der 
en: Welde, Grasfänitt, Waldmaft, Holze — 

nudungen, Vlaggen⸗, Raſen- und Vültengieb, Totfnuhung, bi 

werben, ſiatt. Das Geſet vom 25, Oftober 184 iſt gleichzeitig 
gehoben worden. Fur den Negierungsbezire Wiesbaden mit Ause 
nahme bes Areifes Binbentopf, mo vor ber Wereinigung mit Preufien 
mir unzureichende Beſtimmungen in biefer Hinſicht befanden, erging 
die Bemeinheitsteilungsordnung vom 5. April 1869 *°), die im mefent> 
mit ber für bie Rheinprovinz und Neuvorpommern erlaffenen 
vom 19. Mai 1851 übereinftimmt. Gnblich für Schleswig.Holftein 
erging bad Gefeh vom 17. Auguſt 1876°%), weldes durch Geſet 
vom 25. ar 1878 97) $9 aud in dem Kreiſe Herzogtum Lauenburg 


Nah Er Gemeinpeitsteilungsorbnumgen lonnte eine Zufanmens 
legung yeriplitterten Grundbeſihes, eine fogenannte Verfoppelung, nur 
bei Gelegenheit einer Gemeinheitsteilung ftattfinden, fie war unzuläffig 
— ber Gemeinheitsteilung, ſoweit nicht etwa ein Einverſtänd⸗ 

nis ſamtlicher Jutereſſenten erzielt werben konnte. Dann handelte es 
ſich aber um rein privatrechtliche Taufhgefhäfte ber Beteiligten. Auch 
in biefem Fällen ift jeboch gegenwärtig die Möglichleit einer Juſammen ⸗ 


KRurh. G 1894, ©. 1. 
@S. 1887, S. 716, 108; 1876, &. 366. "9 ei 1869, &, mAh. 
”) @8. 1876, 8. 377. ”) 0,8. 1878, ©. 9. 
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legung auf Grund des Öffentlichen Rechts ohne Zuftimmung aller Be 
teiligten eröffnet durch das für die Iandrechtlihen Gebietsteile mit Ans: 


nahme derjenigen Geſeb 
1872°°). Die hiernach ſtattſindende Zuſammenlegung beyieht ſich in 


Grundjtüden einer 

Feldmark in Das Umlegungsverfahren zuläffig. Der Bezirk, auf ben 
fich Die Umfegung erftreden foll, mich burch die Auseinanderfeßungse 
behörde feiigeltellt. Vorausſehung ber Einleitung des Verfahrens ift 
ein Antrag der Eigentümer, denen nad Maßgabe bes Katajters mehr 
als bie Hälfte ver Fläche der umzulegenden Grundftüde gehört, und 
denen zugleich mehr ala bie Hälfte ihres Neinertrages zulommt und 
weiterhin ein Beſchluß der Areisverfammlung des Areifes, in welchem 
die beteiligten Grundſtuce liegen, bezm. in Stabttreifen der ſtädtiſchen 
Rollegien. Grunbftüde, welche bereits früher einer Zufammenlegung 
unterworfen wurden, können nicht noch einmal einem neuen Verfahren 
unterzogen werden, fofern nur ein einziger Eigentümer wiberfpricht. 
Ausnahmen von biefem Grunbfage finden mer ftatt, wenn entweber 
nad) Ausführung der früheren Zufammenlegung aus irgend melden 
Gründen,- 3. B. durch Anlage von Kanälen, Deichen, Eifenbahnen, 
Chauſſeen ıc., eine Veränderung ber Planlage eingetreten ober breifig 
Jahre feit ber Zufammenlegung auf Grund ber Gemeinheitäteilungss 
ordnung verflojien find, und bie erneuerte Aufammenlegung burd bie 
Eigentümer von drei Vierteln des Grumdbefiges beantragt wird. Ger 
wife Gegenftänbe, wie Häufer, Gärten, zur Gewinnung von Feffilien 
dienende Grunbftüde dürfen ohne Zuſtimmung ber Eigentümer nicht 
in die Umlegung einbezogen werden. Wegen der Entſchadigung gel: 
ten biefelben Grunbfäge mie bei ber Gemeinheitsteilung, Landent 
{häbigung bildet alfo bie Regel. 

Zum Zeil viel früher als in den landrechtlichen Gebieten waren 
die Zufammenlegungen in den anderen Landestellen geregelt worden, 
fo für Neuoorpommern und Rügen ſchon durch bas * vom 18. 
November 1775 ®®), 

Ferner erging für den Bezirk bes Juitisfenats zu Ehrenbreititein 
das Geſetz vom 5. April 1869 4%), für Hohenzollern vom 23, und für 


mde — 600. Mt. Du ietAfe som DR uni 1E7B — MB 
ber {nn, Werw. 1872, &. 218 —, Ju den Iandreilißen Zeilen ber Broning 
Hannover gift bies Gefek mit. 

7) Bgl. Leite und v. RönneaaD. 1,2%, 8.8 7)865 189, 8.514 
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das Gebiet des rheinifhen Rechts vom 24. Mai 1895 41), während 
md Hohenzollern bad Verkoppelungeweſen durch 
‚geregelt tft wie Die Bemeindeitstellungen. Der Rechts ⸗ 
A in dieſen Lanbesteilen im allgemeinen berjelbe wie in ben 
Gebieten. 
In der Mrooinz Sannover gilt das: Werfoppelungsgefeh vom 
30. Juni 1842 mit ben Novellen vom 22. Auguft 1847 und 12. Df- 
tober 1853 *%). Much hier ift die Sufammenlegung der Grundſtücke 
—* Feldmart — ken * ea — 
— ſondern kann auch gegen 
Teiles derſelben erfolgen. Erfordert wird, daß die Beſiher von 
ala der Hälfte ber Grundſtücke nach Flaächeninhalt und Steuers 
ihre Zuftimmung geben. Ausgeſchloſſen von der Bufammen- 
finb Gebäude, Hoflagen, Gärten und Walbungen. 
den ehemals kurheſſiſchen. großberzoglich Seiten und bay- 
Surfen beruht die Verfoppelung ber Grundftüde gegen- 
bes früheren kurheſſiſchen Dertoppelungsgeieges 
38. Auguf 1834 auf denfelben gefeplihen Beitimmungen wie 
bie Gemeinheitsteilungen. In dem ehemaligen Herzogtume Naſſau 
war dagegen die Zufammenlegung bereits durd die mit landesherr⸗ 
licher Genehmigung ergangene Verordnung bes herzoglic; naſſauiſchen 
Staatöminifteriumd vom 12. September 1829 über die Güterfonfor 
Tbation +?) geregelt, Dieſelbe ift nicht nur unter preußiſcher Herr⸗ 
ſchaft aufrecht erhalten, fondern burd) Berorbnung vom 2. September 
1867 **) mit einigen Abänberungen auch in ben übrigen Teilen des 
Regierungsbezirts Wiesbaden mit Ausnahme des Kreifes Biedenlopf 
eingeführt worben. Dazu lam jpäter nod) die Novelle vom 21. März 
1837 *°). Der Hauptunterfhieb dieſer in ber Provinz ‚Hefien-Raffau 
geltenden Gejeggebung von der ber übrigen Landesteile befteht barin, 
daß zur Zufammenlegung ſchon ber Veſchluß ber Eigentümer, bie mehr 
als bie Hälfte der nad) dem Grundfatafter beredineten Flädje befigen, 
ohne Nüdfiht auf ben Steuerwert genügt. 
DL Das Auseinanderfegungsverjahren +) ift fir den größten 
Zeil bes Staatsgebietes einheitlich; geregelt. Es beruht auf der Ber- 


4) 0.8. 1885, ©, 148, 156. 
— 126, un. 1,.&. 181; 1847, Abt. I, ©, 296; 1858, 
eroron BL. für Naffau 1820, ©. 65, 
*) 6.8. 1887, ©. 61. 
label Siemeberg, Das Befahen in Subenanbefehungd: 
„ Berlin 1888; Glagel, Rrt Huseinanberfegungsrerfahren Im 
Preußen in v Stengels Wörterdud) =», 1,8. 90 ff. 





Vorpommern und a Nhelnprovinz für Yan 

Ablöfungen, jedoch auf bas — nur für blejenägen, welche 
jammen! bunben find Leswig-Holftein, 

2* ——— eg I 


felben vom 8, November 1856, 28. Dezember 1862 md 37. 
nuar 1883 #9), 

Zufänbig find befondere, durch bie Neihsjuftiggefehe in 
Beftande und in ihrem Verfahren nicht berührte — 
behörben, deren Schwergewicht in ben Generalkommiſſionen liegt. Balb 
nad) Erlaf bes Negulierungsediftes von 1811 erwies es fid) nämlich 
ald notwendig, für bie durchaus eigenartigen 
befondere Behörden zu beitellen, welche bie bei der Aı 


lt che 


diefen Zwed ſechs Generallommijfionen errichtet, zu Berlin für die 
Kurmark, zu Solbin für bie Neumark, zu Stargarb für Pommern, 
zu Königsberg für Dftpreußen und Lithauen, zu Marienwerder für 
Wefipreußen und zu GroßStrelig für Oberſchleſien. Durch fpätere 
Rabinettsorbres und feit Erlah ber Verſaſſungsurlunde durch Belege, 
zuleht burh 16 L.D.G, wurde bie driliche Zuftändigleit ber General 
tommiffionen verſchiedentlich abgeändert, jo daß gegenwärtig deren 
acht beftehen: 1. zu Frankfurt a. D. fir Brandenburg, Pommern und 
Berlin, 2. zu Bromberg für Oft: und Weitpreußen und Bofen, 3. zu 
Breslau für Schleſien, 4. zu Merjeburg für Sachſen, 5. zu Münfter 
für Weftfalen und den landrechtlichen Teil der Nheinproving, 6. zu 
Kafel für Heffen-Naffau, 7. zu Hannover fr Hannover und Scähles- 
wig-Holflein, 8. zu Düfelborf für bie Nheinproving ausſchliehlich ber 


8.8. 1817, ©, 161; 1821, &, 88; 18%, S. 96; 195, ©. 19. 

«*) Im übrigen ii auf dem finfen Reiner nad) *5* vom 19. Mi 
1851 — ©. 1851, 5.833 — über die Auseinanderjegunger 
Durch die ordentlichen Gerichte zu entihelden, Se nn na man 
für weldes nad) dem Geſehe vom 24, Mai 1885 Generallommiffionen me 
Mänbig find. 

“, Hann. &S. 1842, Abt. I, ©. 145; 1856, bt. 1, ©. 487; 1862, Mit L 
©. 115; 9,8. 189, ©. 1. 
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Die Dienftaufficht führen ber betreffende Oberpräfibent und der Mi- 
— für landwirtſcheaftliche Angelegenheiten. 

‚Generalfommifionen find als Organe Spezialfommißfarten 
mit: —— Titel Detonomietommiſſarien oder Defonomiefommiifionsräte 
—— denen vorzugsweiſe bie Inſtrultion bes Verfahrens an 

Stelle obliegt, Außerdem beiteht nah der Verorbmung von 
— in jedem Kreiſe unter dem Vorſihe des Landrats eine beſondere 
Areisvermittlungsbehörde zur Herbeiführung der Auseinanderjegung 
im Einverftändnife beiber Teile. Ihre Mitaliever werden vom 
Kreistage gewählt und von der Generalfommifjion befiätigt. Dieſe 
Drgane handeln nicht in rihterliher Unabhängigfeit und bie betreffen: 
den Beamten find auch nicht richterliche. 

Als höhere richterliche Inſtanz über den Generaltommifiionen 
— 1817 fünf Reoifionstollegien errichtet worden, bie man 1844 
im ein einziges Nevifionsfollegium für Sanbesfulturfachen mit dem 
Sitde zu Berlin zufammenzog: Durch das Geſeh vom 18. Februar 

‚880 °%) erhielt diefe Behörde die Bezeihnung Oberlandestulturger 
richt. “re fteht unter ber Dienftaufficht bes landwirtſchaftlichen 
und des Juſtizminiſters. Der Präfident wie die Mitglieder werben 
vom 


Konige, eriterer auf Vorſchlag des Staatsminifteriums, legtere 


auf Vorſchiag der beiden Minifter ernannt und unterliegen denſelben 
— —— wie bie tichterlichen Beanuen. Das Gericht ent⸗ 
BE ber AR von minbejtens fünf Mitgliedern einſchließ⸗ 


3 ra gliebert fid in das eigentliche Negulierungsners 
*) Huf Grund ber Stoatöverträge vom 9. Oftober 1854 mit Schwarzbunge 
Sonbersganfen — 0,8. 1854, ©, 571 —, vom 10. Deyember 1855 mit Schware 
BE. 1856, ©. 6 —, vom 18. Juni 1868 mit Sadfen. 
EI 
— — umb vom 
Sie gern ag ag 184, ©. 859 — ift bie Generaltoms 
ER — fir Dt Sgwarzburg, Sahfen:Meiningen 

für CShaumburg-Lippr. 


” 8. 100, 
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fahren und in bas Streitoerfahren. Erſteres findet ſtatt wer ben 
Spezialtommifjarien. ne nn 


gefül Nedhtsfireitigteiten unter 
der Beteiligten entftehen, erfolgt —* —— durch die Gene 
rallommifjion, in der Berufungsinftang durch das 
gericht unb in der Revifionsinitanz — — 
das Streitverfahren find zwar grundſätlich die Beſtimmungen 
Cioilprojefordnung in Kraft gejegt worden, edoch mit ein ſchneidenden. 
aus der Natur der Megulierung ſich ergebenden Abanderungen, melde 
gegenwärtig auf dem bereits erwähnten Gefehe vom 18. Februar 
1880 über das Verfahren in Auseinanderfepungsangelegenheiten bes 
ruhen. Insbeſondere ift bie Verhandlungsmarime und ber Partei 
betrieb bes gewöhnlichen Eivilprogefies durd das Jnquifitiondpringip 
und die richterliche Leitung des Verfahrens exfeht worden. 


8 182, Das Enteignungsrecht ). 


Die Enteignung, b. 5. bie Entziehung bes Privatelgentums im 
öffentlihen Imterefie, iſt dem römiihen Rechte wie bem deutſchen 
Nechte des Mittelalters von vereinzelten Erjheinungen abgejehen im 


9) Vgl. Verordnung vom 96, September 1879 betr. bie Neberieagumg pre 
jdier Rechtöfadien auf d dad Reichögericht — M.G.BL. 1879, * 2 — 

Sal Zreichler, Ueber ywangsweile Abtretung von Cigentum mb 
anderen echten in ber Stfchr. file deutfces Recht Wo. 12, e 123 ff; —— 
Die Sehre von der Smangdenteignung Hiftorifch-bogmatifch erörtert Im Rechte für 
eioliftifhe Proris Bd. 89, ©. 1 ff, 147 fie; U Thiel, Das 
und dab Erproptintiondoerfahren, Berlin 1806; ©. Meyer, Hecht ber — 
yriation, Selppig 1809; Die retlihe Ratur bes Reizafis und 
Sppraprlatton im Archto für eintififche Praris 8b. 3, ©. 151 ff.; ‘es Sir 
Yut, Das Enteignungsreht, Wien 1573; D. von Rohland, Zur Zheorie 
Prarid deb — Enteignungdrechteb, Leipyig 1995; 6. Meyer, Das De 
der Entelonung ded Örunbeigentumd in Preufen in ber Hifhe. für beutfhe 
Gefeggebung Bb. 8 (1875), & 347 ff; €. Meier, Art 
©. Bolpendorffs Memhtöferiton Bd. 1, ©. 704 fi, M. Geydel, Die nenere End 
rl der Beher von der Enteignung in Dauferd Stfr. für Reichd: und Landeie 

3, ©. 223 ff. und In feinem Bayr. Sen, 8b. 3, ©. 617 ff.; &, Meyer, 
Art. Enteignung in v. Stengels Wörterbud Dh. 1, 8.355 f.; ao Eee 
Pr. Privatregt Bd. 2 9 11; Dermburg, Pr. Privatreht 8b. 1 $ 3; Nom 
mentare zum preußlihen Enteigrungsgefege vom 11. Juni 187% von Datdı, 
Berlin 1874; Bähr und Langerhand, 2, Ausg, Berlin 1878; Loebell, 
Leipyig 1884; . Seybel, 2. Aufl, Berlin 1887; Eger, Oo, 1 Lurmfefienb 
88 1-14 bed Önteignungsgefehes nom 11. Juni 1874), Breblau 1887. 
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meientlichen fremb, Etſt bie wirtihaftlihen Bebürfniffe der Neuzeit 
ergaben in immer fteigendem Maße die Notwendigkeit, dem Eigene 
tämer auch gegen jeinen Willen jein Privateigentum zu entziehen, 
wenn bad Wohl ber Gefamtheit dies erforderte, Zum Maren gejehs 
— — gelangte dieſe Notwendigkeit nach dem Vorgange 
Codex Max. bav. eivilis IV, 88 2 in Preußen zuerſt durch das 
LER. Ein. 9 74, 75. Einzelne Rechte und Vorteile ber Mit 
glieber des Staates muſſen biernad ben Rechten und Pflichten zur 
Beförderung des gemeinfhaftlihen Wohls, wenn zwiſchen beiden ein 
wirklicher Wiberfprud eintritt, nachftehen. Dagegen ift ber Staat 
denjenigen, welchen feine beionberen Rechte und Borteile dem Wohle 
des gemeinen Weſens aufzuopfern genötigt wird, zu entſchädigen ge 
halten. Das Prinzip war bamit unmeibentig ausgeiprocden, es 
handelte jih nur um feine Ausführung, und hier verfällt das Lanb- 
recht in eine hochſt unglüdliche privatrechtliche Konitruftion. Während 
arfächlich bie Entziehung des Eigentums auf Grund öffentlicher 
Rechts durch einen ſtaatlichen Hoheitsakt erfolgt, Lonftruiert fie das 
A ER 1, 11 84 als einen vom Staate erzwungenen Kauf im 
Widerfprude mit der $ 1 a. a. O. aufgeftellten Begriffsbeitimmung 
bes Raufes als eines aus freier Willenseinigung ber Kontrahenten 
bervorgegangenen Rechtsgeſchäfts. Eine Ergänzung der landrechtlichen 
Vorſchriften erwies fid) beim Auffommen bes Eifenbahnbaues not⸗ 
m und erfolgte durch das Gijenbahngefeg vom 3. November 1838, 
bejtanben in den neu erworbenen Lanbesteilen bes gemeinen 
und franzöfiihen Nechts die mannigfachſten Nedtszuftände, insbeſon— 
dere in ber Rheinprovinz das filr bie neuere Entwidlung der Ent- 
* jeſeßgebung grundlegende franzöſiſche Geſez vom 10. März 
), fort ®). 

‚Die preußiiche Verfofjungsurfunde Art. 9 ſtellte von neuem den 
Grunbfa ber Unverleglichkeit bes Eigentums auf, fügte bem jedoch 
fogleich die notwendige Einihräntung hinzu, daß das Eigentum aus 
Gründen des öffentlichen Wobles und zwar nur aus diejen gegen 
Bun dringenden Fällen wenigftens vorläufig feitzuftellende 
gung nach Maßgabe des Geſehes entzogen oder beſchränkt 
werben dürfe. Das bier in Ausficht geftellte Enteignungsgeieg, deſſen 
‚Entwurf zuerft im Jahre 1864 veröffentlicht wurde, mußte ſedoch 
anfangs infolge ber friegerifhen Ereigniſſe, dann wegen der Not- 
menbigfeit, auch die meuen Provinzen zu berildjichtigen, immer von 


A 






9) DgL über dieſe Nedhtöpuftinde die 3 Aufl. von Rönnes Pr, St 
Sb 1a, ©. 28 f. 
Bornpaf, Wreuftiges Staatareqt. II. 19 
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neuem verjhoben werben, bis es endlid in der Sihungsperiobe des 
Zanbtages 1873/74 zu Stande kam und am 11. Juni 1874 vom 
Könige fanftioniert wurde *). 

Das Neichereht hat bisher das Entelgnungsrecht unberührt 
gelaſſen abgeſehen von einer vereingelten Beſtimmung in Urt. 41 ber 
Meichöverfaifung, wonach das Meih auch gegen den Wiberfprud des 
betreffenden Bundesitaates Eiſenbahnen im — Imterefle 


Un und für fih kann fi die Enteignung ſowohl auf unbeweg⸗ 
liche wie auf bewegliche Gegenftände beyieben, auf legtere namentlich, 
wenn es Das militäciiche Intereſſe erfordert. Da ſedoch biefe hir 
elgnungen —— Sachen duch Spezialgefepe geregelt find, bie 
gegenwärtig als Teil des Militäreehts den Charalter von Reicht 
gefegen haben, jo kommt hier nur nod die Enteignung unbeweglicher 
Sachen in Betracht, und es kann deshalb bie Enteignung ale ein 
Teil des Öffentlichen Grundbefigrechtes behandelt werden. 

Im der theoretiichen Begründung des Enteignungsrehtes laſſen 
ſich fünf Haupteichtungen unterfcheiben. 

Die älterte, von der ſich Auflänge ſchon bei den Blofjatoren 
finden, ift begründet morden von Hugo Grotius. Sie führt das 
Enteignungsredht zurüic auf das Dominium eminens, nidt zu ner 
wechſeln mit dem Jus eminens, bes Staates über alles Privateigen: 
tum. Dem Staate wird ein Obereigentum über allen Privatbeiig 
zugeichrieben, woraus ſich die ftaatliche Vefugnis redtfertigen fol, 
benfelben unter Umftänden ben Prioatperjonen zu Gunflen bes 
Staates zu entziehen. Dieie auf lehnrechtlichen Unfhauumgen bes 
ruhende Lehre fonnte nur einen Webergangsjuftanb bilden, um die 
Kat Anfhauung von ber abfoluten Geltung bes inbiolbuellen 

gegenüber dem Staate zu bredien. Radvem dieſe Auf⸗ 
gabe eratı mar, verliert die Theorie des Dominium eminens ihre 
Bedeutung, und bei den fpäteren Schriftitellern, dle ben Ausdruc 
noch gebrauchen, bezeichnet e8 nur das Enteiguungsrecht ſchlechthin 

Eine zweite Richtung, welche noch gegemmärtig bie herrſchende 
und mamentlich im M. IR. zur Geltung gelangt ift, faßt bie Ent 
eignung auf als einen Zwangsfauf*). Der Kauf beruht zwar in 

+) 68, 1874, &. 221. Cinführung in Lauenburg durch Gefep vom 28, April 
1875 — Dffiytelles Wogpendlatt 1875, &. 21 —. 

* * Sol über die Entroidlung diefer Lehre 2. d. Stein, Bermaltungsfehre 


164 ff. 
£) Häberlin ©. 200; Börfler-Eccius Vd. 2 aa D.; Dalde ©, 199; 
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der Regel auf wechſelſeitiger Willensübereinftinmung von Käufer und 
Verfäufer, dod kann ausnahmsmeile aus Gründen des öffentlichen 
Wohles der Staat feine Unterthanen zum Verkaufe ihres Eigentums 
zwingen, und biefer erjwungene Kauf ift die Enteignung. Zwar 
nit die mannigfachen Abweichungen der wechfelieitigen Rechte des 
Erproprianten und Erpropriaten von denen des gewöhnlichen Näufers 
und Verkäufers, wohl aber der begrünbenbe Rechtsaft wiberipricht 
diefer Theorie auf das entſchiedendſie. Der Kauf iſt ein obligator 
res, auf der freien Willenseinigung der Kontrahenten berubendes 
Rechtsgeſchaft. Wo bei einem Kontrahenten bie freie Willensüber- 
einflimmung wit dem anderen Zeile fehlt, da ift fein Kauf vors 
handen, Bwangsfauf bedeutet alfo einen logiſchen Unſinn. Vielfach 
erfannte man Dies wohl, ohne id jedoch aus ven Feſſeln bes Private 
rechts losmachen zu können, und jo erflärte man benn bie Enteignung 
für ein quasi fontraftlices Nechtöverhältnis *. Daf dieſe Erklärung 
feine ift, erſcheint einfeuchtend. Das Wort quasi vor den Namen 
eines Rechtsgeſchaftes ober Nechtsverhäftniffes gefegt, bebeutet nad) 
dem Gebrauche der römifhen wie ber heutigen Rechtswiſſenſchaft, daß 
die betreffende Inſtitution zwar nicht unter bie bezeichnete Kategorie 
jaut, aber nad) ihrer Analogie zu beurteilen it. Wenn man alfo 
bie Enteignung für ein quasi Fontraftlihes Verhältnis ausgibt, jo 
heißt das, fie fet ihrem Weſen nach ein foldes nicht, Was fie aber 
it, darüber fhmelgt man ſich aus, 

Die britte Theorie ”) nimmt von einer juriſtiſchen Charafterifie: 
zung gang Abftand, Sie begnügt ſich mit der Ausführung, daß 
unter Umſtanden das öffentliche Wohl mit bem SPrivatinterefie 
tollibieren könne. In dleſem alle müfje erfteres bem letzteren vor— 
‚gehen, und diefe Entziehung des Privateigentums im öffentlichen Ins 
texefie fei die Enteignung. Daß es ſich bei der Enteignung nicht 
um eine Kolllſion zwiſchen Privattecht und öffentlichem Rechte handelt, 
zwirb fpäter darzuthun fein. Aber jelbji wenn man eine folde an: 
nehmen wollte, bleibt es juriſliſch vollftändig unerklärt, wieſo das 
öffentliche Hecht ſtarler in als das Privatredit, und das Hecht ein 
— vernichten kann. 


des beutfchen Peivatechts von Windfheid, Befeler ınd Berker. 
ms Meyer, Recht der Crpropriation © 14 fi; Saband a a. D. 


en 

9. Sgutge, Pr. SR, Bb, 2 (1. M) ©. 588; Deundurga a. D.; 
zuuisı; ; Grünput ©. 75; Rohland &.29; n, Stengel, Bermaltungse 
sed, ©. 
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Eine vierte jurifiiige Ertlarung faßt das Eigentum auf als Er⸗ 
zeugnia bes Nechts, weshalb es auch vom Rechte jeberzeit wieber aufs 
‚gchoben werben Fünne, und hieraus rechtfertige ſich die Enteignung "). 
Das heit aljo Eigentum und Enteignung find Nectsprodufte, ſe 
find zwei aus ber bejtehenden Neditdorbnung fi, ergebende Amftitute, 
von benen bas eine das andere aufhebt. Der Ghrunb ihrer Erifteny 
llegt aber eben barin, daß fie eriitieren. 

Es ericheint begreiflih, mern gegenüber all dieſen feltfamen 
Duerfprüngen aus dem Privatrechte in das öffentliche Recht bimüber 
2. v. Stein auf jede juriftiihe Loſung verzichtet und meint, es ſel 
gänzlich hoffnungslos, die Enteignung als einen Redtsbegriff aus 
dem Weſen von Recht und Staat entwideln zu wollen, fie ſei ur 
als foziale Erfcheinung zu begreifen, indem bie ſtaaisburgerliche Ge 
ſellſchaft, die das freie individuelle Grundeigentum begründet habe, 
dasfelbe auch jederzeit wieber entziehen könne 9). Die Unrichtigleit 
biefer fogialen ErHlärung ergibt ſich Thon daraus, bat fie auf das 
bewegliche Eigentum nicht paßt. Aber auch an der Möglickeit der 
juriſtiſchen Konftruttion iſt nicht zu verzweifeln. 

Das Privatrecht umfaßt bie rechtlichen Beziehungen ber Private 
perjonen zu einander. Das Privateigentum als eim Inſtitut des 
Privatrehts ift aljo nur ein fubjetives Recht gegenüber anderen 
Privatperfonen. Dagegen reiht das rivateigentum nidt über 
bie Sphäre des Privatrechts binaus. Wie ed inabefonbere bem 
Staate gegenüber fein fubjeltives Recht der Unterthanen gibt, fo 
kann fi, auch fein Unterthan gegenüber einem ftaatliden Afte auf 
fein Privateigentum berufen. Es ift falich, hier von einer Kollifiom 
ywiüden öffentlicher und privater diechte zu ipredhen. Eine berartige 
Kolliſion erſcheint bei richtiger Auffaſſung der Nechtsverhältnifie ein 
fah als ein Ding ber Unmoglichteit. Privatrecht unb Öffentliches 
Recht liegen in ganz verfhiedenen KHreifen und konnen daher gar 
nit mit einander follidieren, dem Staate gegenüber gibt es gar Fein 
Privatrecht ber Unterthanen. Der Staat kann daher jeinen Unter 
tbanen jedes Privatrecht, welches benfelben anberen Privatperfonen 
gegenüber zufteht, entziehen umd entweder für ſich in Anſpruch nehmen 
ober anberen Privatperfonen übertragen. 

Zrog der Zmeifellofigfeit dieſes ſtaatlichen Rechts übt es jebad, 
der Staat nicht nur micht nad) jeder Richtung hin aus, ſondern legt, 
füh, foweit er es ausüben muß, alle diejenigen Selbftl 


") Saffalte, Epfem der erworbenen Rechte Bd. 1, ©. 108; I Eegbe] 
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auf, deren der Staat überhaupt nur fähig ift. * diefen Selbſthe · 
— 7 — Seeger * * 
dem dutch eine Verfaſſungsbeſtimmmg das Eigentum von gewiſſen 
Ausnahmefällen abgeiehen für underlehlich erklärt wird, * — 
dleſe Ausnadmeſolle nicht vorhanden find, eine Entziehung ober 


— des Privateigentums nur in den 
einer Veränderung ber ſtaatlichen Rechtsordnung, namlich in denen 
bee Verfafungsänberung vorgenommen werben. Durd) bie verfaffungss 
mäßige Garantie der Unverleplichleit des Privateigentums wird das 
abfolute Herrſchaftorecht des Staates genenüber den Untertbanen in 
auf beren Privateigentum nicht negiert, es wird den Untertanen 
Grund ihres PBrivateigentums ein fubjeftives Net gegen ben 
Staat verliehen, fondern der Staat trägt nut dem Individualismus 
möglichft Nehnung, indem er die Ausübung biejes feines Kerrfchaftss 
rechtes an bejonbers erfchmerte Formen npft. Ju der flaatlichen 
Garantie des Privateigentums Liegt aber gleichzeitig ein Verbot an 
die Behörden, bas Privateigentum zu verlegen, ſoweit der Staat von 
dieferm Verbote nicht jelbft Ausnahmen macht. Der Inbegriff biefer 
Ausmahmefälle ift das Enteignungsreht. Dieſes Nedtsinftitut gehört 
alfo vol und ganz dem öffentlichen Nehte an, womit es meht in 
Widerſpruch — Er I einzelne Enteignung aud) privatredtliche 
— nad ſich 
eſehlich ec Ausnahmen von der Unverleplichteit 
ee umfaffen die Fälle, in benen aus Gründen bes öffent: 
lien Wohles eine Entziebung ober Beichränkung bes Privateigentumg, 
bier alfo nur des Grundeigentums gegen Entihädigung zuläifig it. 
Das Landrecht, die Verfaffungsurkunde mie das Cnteignungsgefeh 
fprechen ganz allgemein von ber erzwingbaren Aufgabe ba bes Private 
eigentumd im Öffentlichen Interefie und ftatuieren hierfür eine Entſchä⸗ 
Maungspflicht. Trop ber ziemlich übereinftimmenden Faſſung ber Ger 
fege ift biefelbe offenbar zu weit. Wollte man bie Vorſchrifi mörtlich 
auffafien, fo wäre fie — widerſinnig. Jede Steuer iſt eine Auf⸗ 
opferung des Privateigentums im Intereſſe der Geſamtheit. Hier eine 
flicht bes Staates anerlennen, hlehe, wegen bes Grunb- 
jages ber Unverleplichteit bes Eigentums bie Erhebung einer Steuer 


mit ber Se das Grundeigentum an der Vobenoberflähe. Cs 
wirben in großen Stäbten Grund unb Boden um zahllofe Millionen 
mehr verwertet werben können, fals dieſe Beldhränfungen nicht bes 
fänden, Sollte wirklich in allen diefen Fällen Entſchadigung geleiftet 


— 
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werben müffen? Der Gedanke des Geſehgebers ift offenbar ein anderer. 
Er will den einzelnen entſchädigt willen, der aus irgend melden 
äußeren Grinben zur Aufopferung genötigt ift, währenb anbere in 
gleicher Rechtslage, bei denen dieje äußeren Gründe, wie Durchführung. 
einer Eifenbahn, eines Kanals nicht zutreffen, ihr Eigentum behalten. 
Nur dann ift aljo ein Entſchädigungsanſpruch wegen Entziehung oder 
Beichränkung bes Privateigentums anzuerkennen, wenn bie Aufopfe⸗ 
rung nur einzelne Perfonen, nicht allen, die fih in gleicher Rechtslage 
befinden, zugemutet wird !%), Bei einer allgemeinen Eigentumsbe- 
ſchränkung wirbe bieje Gleihheit der Rechtslage nur dann geftört 
erſcheinen, wenn ber allgemeinen ftaatlihen Forderung ber fpegielle 
Nectstitel eines einzelnen auf Befreiung von berfelben gegenüberjteht, 
Denn aud in biefem Falle forberte ber Staat von einem einzelnen 
eine größere Aufopferung ala von feinen Rechtsgenoſſen und ift des— 
halb nach allgemeinen Grundfäßen zur Entjehädigung verpflichtet, Diele 
Auffaffung der Entſchadigungspflicht gegenitber ſtaatlichen Eingriffen 
in das Privateigentum Hat eine ausbrüdliche geſehliche Anerkennung 
gefunden in 8 2 des Gefehes vom 11. Mai 1842 über die Zuläſſig⸗ 
feit bes Nechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen *'). 
Die Entfhäbigung foll nun aber in allen geſetzlich geregelten 
Fällen der Zuläffigkeit einer Beſchränkung bes Privateigentums ein 
treten. Muß man den Entjhäbigungsaniprud; leugnen für die Falle 
einer allgemeinen und gleichen Eigentumsbefhränfung, jo finb biefe, 
ba Eigentumsbejhränfung unb Entfhäbigungsanfprucd) einanber pas 
rallel geben, überhaupt nicht unter den gefeglihen Beftimmungen über 


#) Mebereinftimmenb Entih. des D.R.G. vom 5. Deyember 1881, Bb. 8, 
©. 327; R. Seydel, Bayı. ER Bd. 3, ©. 618; Sarmey, Das äffentikge 
Recht Er Bermoltungsschtäpfiege, S. 404. Dagegen Oppenhoff, Heffort- 
verh. S, 84. 

"Nah Derndurg a. a. O. ſoll die Entſchadigungspflict nur vorhanden 
fein, wenn bie Vefchränfung des Eigentums burch einen Vermaltungsakt, nicht das 
gegen, mern fie durch eine Umgefaltung der Nedtänormen erfolgt. Da diefe 
Anfiht augenſcheinlich heroosgegangen ift aus der Auffaffung der Rechtenorm ald 
‚eined allgemeinen, bed Verwaltungsaltes ald eines inbivibuellen Staatsaltes, jo 
trifft fie fachlich mit den Ausführungen bed Terte® überein. Do bei einer Cigene 
tumsbefchränfung durch indioibuelle Rehtenorm oder, mern ein fpeiteller Befrei- 
ungStitel vorhanben if, auch bei einer ſoichen durch allgemeine Nechtänorm, fomeit 
diefe Rechtönormen nidt etwa in der Form der Verfaffungsänderung ergangen 
find, bie Entfchübigungspflict befleht, nicht dagegen bei einer allgemeinen Eigene 
tumäbefchräintung burc allgemeine thatfählicge Anordnung birfte nicht zu leugnen 
fein. Nur bei ber praftifyen Geltendmachung bes Entfgäbigungsanfpruchs dürfte 
Ni Mobififationen ergeben durch die Befhränkung bed ogenannten ricterlichen 
Prüfungsrectes durch Art, 106 DU. 
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die eg begriffen, ober — anderen Morten bie 
Garantie ber Umverleplihleit des Eigentums bes 
zieht fih nur auf die befondere Beſchrankung eines einzelnen vor an« 
deren, micht auf allgemeine Befchränkungen. Es handelt ſich alfo nur 
um eine Konfequenz ber Gleichheit aller vor dem Gejehe. 
Borausfegung der Enteignung des Grumbeigentums iſt es, bafi 
Gründe des Öffentlichen Wohles diejelbe notwendig machen für ein 
Unternehmen, deſſen Ausführung die Ausübung bes Enteignungsrechtes 
erfordert. Subjelt bes Enteignungsredhtes kann nur ber Staat fein, 
da anderen Rechtsfubjekten gegenüber die abfolute Kraft des Privat: 
18 burchgreift, welche eine Entziehung gegen ben Willen bes 
tümers hindert. Dagegen it es nicht geboten, daß bas im Ins 
tereſſe bes öffentlichen Wohles begonnene Unternehmen, mweldes die 
des Enteignumgsredhtes erfordert, vom Staate ausgeht, ber 
Unternehmer fan auch eine öffentliche Rorporation ober eine natür: 
liche oder jurifiiiche Privatperfon fein. Der Staat als Subjelt des 
Enteignungsrechtes übt hier dieſes Mecht nur in der Weile aus, dah 
er feine Ausübung einem anberen Rechtſubjekte überträgt, welches 
dann au bie Entihäbigung zu leiſten hat '%). Die Formen ber 
Uebertragung umd Yusübung des GEnteignungsredtes find geſetlich 
beftimmt. Diefe Formen werben aber feine anderen, wenn der Staat 
jelbft Unternehmer, alfo nicht nur Subjelt bes Enteignungsrechtes ift, 
jondern auch dieſes Recht jelbit ausübt. Es gewinnt dadurch bem 
äußeren Anfdein, als verleihe der Staat die Ausübung des Enteig- 
mungsrechtes ſich ſelbſt, als feien auch bier Staat und Unternehmer 
verſchiedene Perſonen, und biefer äußere Anfchein wirb noch dadurch 
verftärkt, daß in dem Enteigmmgsverfahren der Staat vieljad) als 
ber orbentlichen Rechtſprechung untermworfene fingierte Privatrechts: 
perfönlichleit auftritt. Troh ber anideinenben Gleichheit ber recht: 
lien Formen ift es aber nicht mur thatſachlich, ſondern auch rechtlich 


a a ehr 
Verfon ala Esproprlanten neben einander ınt werden, wie von ©. Meyer, 
jörecht Db. 1, &, 287; Seybel, Bayı. StR. ©. 8, S 698, L 
kann Gringutn u. D. o 78 fi, 87 f, ber richtig Yernochebt, dafı mur 
en een —— 
Der — wiſchen Ente ignungehohe itsrecht 
Entelgnungsredht, erftered dem State, leftered dem Unternehmer ——— 
—* 
der Enteignung und die Kongejfion ae Le 
— Aft ein recitsbegriindenber Mt, Iaytere erfenmt nur die Boligeis 
‚einer beabfihtigten Weränderung an. 








geiprochen merden, oder das Geſetz beftimmt allgemein bie Fälle, in 
denen ohme weiteres bie Enteignung zuläffig fein foll, ober das Geſetz 
überläht die Erfärung der Buläfiigkeit einer Enteignung für jeden 
einyelnen Fall einer Königlichen Berorbnung. Bei Beratung bes preu ⸗ 


orbrung, welche ben Unternehmer und bas Unternehmen, zu bem bas 
jentum in Anspruch geaommen wird, bezeichnet. Die Publ 


ein Beſchluß bes Bezirlsausſchuſſes, für Derlin der erſten Abteilung 
bes Poligeipräfidiums erforderlich zu Enteignungen für Geradelegung 
ober Srweiterung öffentliher Wege, Jowie zur Ummandlung von Pr 
vatwegen in dffentliche Wege, wenn bas für diefe Zwede in Anfpruc 
‚genommene Grundeigentum außerhalb ber Städte und Dörfer belegen 
und nicht mit Gebäuden befegt iſt. Ebenſo können durch Weichluh 
biejer Behörben vorübergehende Beihränfungen bes Grunbeigentums, 
die jedoch wider den Willen des Grundeigentümerd die Dauer vom 
drei Jahren nicht überichreiten und bie Befchaffenheit des Grundftads 
nicht weſentlich oder dauernd ändern bürfen, angeorbnet werben. 
dieje Beihlüfje findet inmerbalb zwei Wochen bie Beſchwerde an des 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten für jeden Beteiligten Rat Enblih 
Kann ber Deziefsausfhuß, fir Verlin bie erfte Abteilung des Polkzeie 
präfibiums die zur Vorbereitung eines bie Enteignung reditfertigenben 
Unternehmens erforberlihen Handlungen auf fremden Grund und 
Boden, eventuell gegen Sicerfiellung der Entihädigung geflattem 
1-6 €.6,, $ 150 8.8). 

’") Ungutzefienb fpricht bie Entf. bed Reihdgerichts vom 18 Hull 182 dei 
Eger aa. D. © 8 von einem dem Fiatus feitene des Staates verliehenen 
Unteigmungörechte. 
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llegt dem Unternehmer ob. Si nach denen bie Entſcha 
—— he Fb gen dm eingelnen beftimmt ($$ 7 


I RSENS Ruucgmenn tie DIAITG urtar) GRRENEbeeTde 
BeDDLIE DIRBERBORR.BG) ——— 


vorläufigen Preititell durch bie dazu je nach ber Art bes Unter 
nehmens berufene Behörde und — einer ſolchen durch 
dem Negierungspräfidenten unterliegt. Wenn es ſomit feſtſteht, welche 
Grundſtucle der Entelgnung unterworfen werben ſollen, iſt eine gat⸗ 
lie Einigung zwiſchen dem Unternehmer und dem Eigentümer über 
die Abtretung des Eigentums im Wege des gewöhnlichen privatredht: 
rechtlichen Vertrages möglich. Diele privatrechtliche Einigung braucht 
keine volftändige zu jein, fie kann ſich nur auf bie Ueberlaſſung bes 
—— ober auch auf Ueberlaſſung des Eigentums ober auf Ueber: 
laſſung vorbehaltlich nadträgliher Feſtſtelung der Entihäbigung er⸗ 
fireden. Soweit bas privatrechtlie Abkommen nicht zum Ziele fuhrt, 
nimmt dagegen das öffentlichreditliche Enteignungsverfahren feinen 
— (88 15—17 &6,, $ 150 3.0.). 

As zweites Stabhum flieht fh bieran die endgültige Feft« 
fiellung bes Enteignungsplanesan. Diejelbe erfolgt auf Antrag bes 
Unternehmers, der zu diefem Zwede dem Regierungspräfibenten fiir 
jeden Gemeinde oder Gutobezirk einen Auszug aus dem vorläufig 
feitgeftellten Plane nebjt den auf die einzelnen Grundftüde bezugllchen 
Beilagen vorlegt, Plan mit Beilagen werden nad gehöriger Bekannt: 
machung der Beit in den betreffenden Gemeinde: oder Gutsbezirlen 
vierzehn Tage zu jebermanns Einfiht offen gelegt, während welder 
Jeit jeber Beteiligte einichließlih der Gemeinde: und Gutsvorflände 
Einwendungen bei ber vom Negierungspräidenten bezeichneten Stelle 
erheben kann. Nach Ablauf der Frift findet eine Erörterung der Ein- 

under Ausſchluß ber Entfhäbigungsfrage vor einem durch 
den Negierungspräfiventen ernannten Rommiffion ftatt, Der Kom 
miffer legt dann bie Verhandlungen dem Bezirtsansichuffe, beziehungs ⸗ 
meife ber exfien Abteilung des Berliner Bolizeipräfibiums vor, melde 
Behörde nach vorheriger Prüfung aller Formlichteiten duch motivierten 
Beſchluß über die Einwendungen entſcheidet und danach den Enteige 
eignungsplon endgültig feſtſtelt. Der Beſchluß wird den Beteiligten 

Gegen benfelben finbet bie Beſchwerde an ben Minifter 
ber öffentlichen Arbeiten ftatt, welche bei Verluſt des Rechtamittels 


— 
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innerhalb zwei Wochen bei ber umteren Inſtanz einzulegen und zu 
rechtfertigen ift (89 18—23 €.G., $ 150 3.6.). 

‚Hierauf folgt drittens das Entihäbigungsverfahren. Nach enb- 
gültiger Feftitellung des Enteignungsplanes wird auf ihriftlihen, beim 
Regierungspräfibenten anzubringenben Antrag bes Unternehmers über 
die Entihädigung verhandelt. Die Entiheldung ſteht dem Beyirks- 
ausfchuffe, beziehungsweife der erjten Abteilung des Berliner Polizei- 
präfibiums nad) vorheriger fommifjarifcher Verhandlung mit ben Be— 
teiligten zu und erfolgt buch motivierten Beſchluß, ber bie Entſchä— 
digung für jeden Eigentiimer und Nebenberechtigten feftfegt und zus 
‚gleich beftimmt, daß die Enteignung nur gegen Zahlung oder Hinters 
legung ber Entſchädigungsſumme auszufprechen fei. Gegen biefen Ber 
ſchluß über die Entſchädigung bat der Unternehmer wie jeber Betei— 
ligte innerhalb ſechs Monaten nad der Zuftellung die Befugnis zur 
Beichreitung bes ordentlichen Rechtsweges bei bem Berichte ber bes 
legenen Sache. Deſſen Entſcheidung eritredt ſich alfo nur auf bie 
‚Höhe der Entfhäbigung ($$ 24—30 E G, 8 150 3.9.). 

Nach Erlebigung bes orbentlihen Nedjtsmeges durch Friftablani, 
Verzicht oder vechtskräftiges Urteil und nad Zahlung oder Hinter 
legung der Entihädigungsfunme wird die Enteignung auf Antrag des 
Unternehmers von bem Bezirtsausfehuife, beziehungsmeife ber erften 
Abteilung des Verliner Polizeipräfidiums ausgeſprochen. Dieſe Ents 
eignungserflärung bewirlt mit ihrer Zuftellung ben Eigentumsübere 
gang und ſchließt, ſoweit nichts anderes dabei vorbehalten wird, die 
Einweifung in ben Befig in fi. Huch ift gleichzeitig bas Gericht um 
geunbbuchliche Eintragung bed Eigentumsüberganges zu erſuchen. Nur 
in dringenden Fällen kann die befchliehende Behörde auf Antrag des 
Unternehmers anorbnen, daß noch vor Erledigung bes Rechtsweges 
bie Enteignung erfolgen folle, ſobald bie durch Beſchluß Feitgeftellte 
Entihäbigungs: oder Kautionsſumme gezahlt oder hinterlegt iſt. Dieje 
Anoronung fann noch von Leiftung einer befonderen Kaution abhängig 
gemacht werben. Gegen die Anorbnung fteht innerhalb dreier Tage 
jedem Beteiligten die Beſchwerde an den Minifter der öffentlichen 
Arbeiten zu ($$ 3134 E. G, $ 150 3.6.) 

Wie mit ber Zuftellung des Enteignungsbejhluffes das Grunbjtüd 
frei von allen binglihen Xajten auf den Unternehmer übergeht, fo 
tritt die Entſchädigung hinſichtlich aller dinglihen Yaften an die Stelle 
bes enteigneten Grunbjtüds ($$ 44—49 €.G.). 

Beſondere Beſtimmungen find getroffen hinſichtlich der Entnahme 
von Wegebaumaterialien. Dieſelbe muß jeder Grundeigentümer gegen 
Entfhäbigung geftatten. In Ermangelung einer gütlichen Einigung 


a 


baupflichtigen gegen den Grundbefiger einzuräumenden Rechte und über 

den Umfang der Entſchadigung. Gegen ben Befchluß , foweit er bie 

Entjcäbigumg nicht beteifft, finbet innerhalb zwei Wochen bie Ber 

iüwerbe an den Bezietsausihuß mit aufhebender Wirkung, und gegen 

die Feſtſtellung der Entſchadigung innerhalb neunzig Tagen ber ordent- 

er ae ohne aufſchlebende Wirkung ftatt (33 50—53 E.G,, 
151 3.6.) 

Die in dem Enteignungsgefepe enthaltenen Borfchriften prozeſſua ⸗ 
der Natur über das Verfahren bei Feſtſtellung bes Entelgnungss 
planes mb ber Entidäbigung, jowie bei ber Enteigmungserflärung 
find für aufgehoben zu erachten, da nach $$ 150 fi. des Zuſtändig⸗ 
feitsgefeges bie Beihlußfaflung im Beichlufverfahren erfolgt, und 
bamit bie früheren formellen Vorichriften außer Kraft gejegt ſind 

Eine befondere reihsrechtlihe Enteignung, welde ſich nicht in 
vollftändiger Entziehung, fondern nur in Beſchrankungen des Grunde 
eigentums äußert, beiteht in ber Umgebung von Feitungen zufolge des 
Neichsrayongefehes vom 21. Dezember 1871 '*), wonach fir zahireiche 
Rayonbeichräntungen aus Neichsmitteln Entfchädigung zu leiften iſt. 
Ueber bie Feſtſtellung der Entſchadigung beihließt der Bezirfsausihuk 

"  enbgültig vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges (8 153 3.8.). 

Belonderen Vorſchriften unterliegen endlich noch bie Enteignungen 
im Intereſſe des Vergbaues. Diefelben find jedod im Zulammen« 
hange mit bem Betgrechte zu erörtern '). 


$ 185. Pie Landwirtfgaft. 


Die durch Rehtsnormen geregelte Thätigleit ber Behörben im 
Intereffe der Landwirtſchaft hat zur Grundlage die rein negative 
ion ber Abwehr vom Gefahren, melde biefem Zweige der wirte 
ien Produktion drohen. Der Ausgangspunkt des Landwirte 
Ihaftsrechtes wie des Nechtes ber inneren Verwaltung überhaupt 


“) Died gilt auch für bie entfprerhenben Befchlüffe bes Berliner Pollselpräfls 
diums. Wenn nur beim Bertersausfguffe das Beihlußverfahren In $ 150 3.0. 
auSprücktich erwähnt wird, fo erflärt fich dies daraus, daf der Bezirtsauäfhuß 
ald Bermaltungögericht auch im Bermaltungsftreitverfahren entſcheiden kann. In 
8 157 des 3.0. vom 20. Juli 1876, weldhed den Bezirkörat für suftündig erllärte, 
fehtte denn auch ein Befonderer Hinweis auf dad Veſchluhverfahren ald felbfivers 

HRBDL 1871, 5. 450. Dal. $ 174. 1°) 89, 4 186, 





hen. 
mannigfadjer Natur, und ebenfo wenig wie bie Poliyei überhaupt läßt AS 
die landwirtſchaftliche Polizel in einzelne Zweige aufldien, ohne bak ein 
Neft bliebe, Wenn von einzelnen Zmeigen der 

Polizei die Mede ift, jo kann dies auch hier nur bie Bedeutung haben, 
dak nad einigen Richtungen bin bie landwirtſchaftliche Polizei befon 
ders rechtlich normiert ift, während in anderen Beziehungen jur Er: 
fallung der polizeilichen Aufgaben nur die allgemeinen Slaufeln des 
Polizeirechts gegeben Find. Die Aufgaben der laudwirtſchaſtlichen 
Polizei zerfallen nun wie alle übrige Polizei in die Abwehr von Ge 
fahren, melde dur Menſchen, und in die Abwehr von Gefahren, 
welche burch Naturfräfte drohen. Eine befonbere redifihe Normie 
rung bat hinſichtlich bes erften Zweiges bie fogenannte Felbpoligei, 
Hinfichtlih des zweiten die Abwehr von Waſſersgefahren, das Deid- 
mefen, erhalten. Die Ianbmwirtfchaftliche Polizei zerfällt demgemäh in 
die FJeldpolljet und in Das Deichweſen unbeihadet bes Fortbeftehens 
der allgemeinen Klauſeln bes Poligeirehts für die micht durch die Feld⸗ 
polizei oder das Deichmefen gelöften polizeilichen Aufgaben. 

a, Die Felbpolizei beruht gegenmärtig fir ben ganzen Staat auf 
dem Feld⸗ und Forftpoligeigeiege vom 1. April 1880 i). Dasielbe 
bedroht eine Reihe von Uebertretungen und Vergehen mit Strafe, 
bildet alfo ein Ergänzungsgefeg zum Meichöftrafgefepbudhe. Ahrem 
Weſen nad find biefe ftrafbaren Handlungen teils wirkliche Vergeh 
ungen gegen die Nedtsordnung, teils bloße Polizeifontraventionen, 
deren Thatbeftand gefeplich normiert iſt. Trog diefer Inneren Wer 
fiedenheit werben beide Kategorien vollſtandig gleichmäßig behandelt, 
Auch mo nur die Erfüllung polizeiliher Aufgaben beabfiitigt wird, 
ſucht der Gefepgeber diefen feinen Zwed nicht auf dem Wege des Ber 
waltungsred)ts, ſondern auf bem bes Strafredjts zu erreichen. Dazu 


) 8.8. 1890, 5, 290; vgl dazu bie Rommentare von Fehr. von Bülem 

und Stermeberg, Berlin 1830; Daubde, 3. Mu, Berlin 1835; Rotering 

Berlin 1887, Audführungsanmeilung vom 12 Mei 1890 — UL Der im 

Bm. 160, 6: 100 —; Herman, an. Belopoligei ind. Stengel Wöctertadh 
. ©. 87 
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nod rein civifrehrliche Beftimmung Shabenserfag 
und — Vel ber rechtlichen eat Br ‚bie —— 
gegenwartig erhalten bat, entzieht fie ſich alfo vom Standpunkte des 
jeder weiteren Grörterung. Verwaltungerechtlich 
it mır von Bebeutung, daß, fomeit durch das Feld: und Foriipoligeis 
sid eine gefegliche Normierung der Straffälle fattgefunden hat, das 
bie ollgemeinen Klaujeln des Poltzeirechts, mögen biejelben den 
ee von Polizeiverorbnungen oder von Polizeiverfügungen betreffen, 
‚geworden find, fo daß nur das formell und materiell durch 
geregelte Strafverfahren Play greift. Eine polizeiliche That 
findet daneben nur ftatt bei Feftitellung ber Erjaggelver für Vieh- 
beihäbigungen vorbehaltlich der Rlage beim Kreisausſchuſſe oder in 
größeren Stäbten dem Bezirkgausihuffe und bei ber dem Bezirlsaus - 
fauffe, in Berlin dem Oberpräfibenten zuftehenden allgemeinen Rors 
mierung ber Erfabgelder und der Unterhaltungsfoften des gepfäns 
deten Viehes. 

b Das Beer für welches früber mur die einzelnen Deich 
ordnungen ber verichiebenen Deichgenoffenchaften maßgebend maren, 
iR in neuerer Zeit mehr unb mehr einheitlich geregelt worden, Es 
aeihah, dies für den ganzen damaligen Umfang der Monarchie durch 
bas Deichgefep vom 28. Januar 1848*). Dasfelbe ift durch Befeg 
vom 11. April 1872 %) aud auf die Provinzen Schleswinsholftein 
und Hannover ausgedehnt worden, jedod mit Ausnahme derjenigen 
Gebietsteile dieſer beiden Provinzen, für melde bejondere Deich: 
orbnungen beflehen, wie die fdleswig-holfteinihen Marſchdiſttritte, bit 
bremifchen, lüneburgfchen und hoyaſchen Morſchen, das Land Habeln, 
das Hürftentum Oftiriesland und die Stadt Papenburg %. Dagegen 
it im ber Provinz Hefien-Nofjau weder das Deichgefeg vom 28. Ja= 

848 eingeführt worben, noch beitebt bier eine beionbere Deichs 
gejeggebung. Nur einzelne Funktionen der Behörden in Bezug auf 
das Deichweſen find gefeglich geregelt 9. Dazu kommen endlich 


85. 148, ©. 54. Bol. Hermes, Urt. Deichweſen In v. Stengels 

©, 1, ©. 20 fi. 

0.8. 1873, ©. 377. 
Bon neueren hanndverfhen Geſehen find zu erwähnen bie Deich: und 
für Oftfriedfond nom 12, Juli 1858 nebft Novele vom d. Januar 
1864 — WS. für Hannover 1858, Abt. III ©. 49; 1864, Mt IN, & 1; 
He Dei: und Cielorbnung für das $. Lüneburg und die vormalß lauenburgifgent 
Sanbeikeile vom 15. April 1862 — a a. D. 1868, Abt. I, ©. 98 — und bie 
Deich: und —— für bie Oraffhaflen Hoya und Diepholz vom 

2. Januor 1864 — ee wi 


55 


ber einzelnen Deichverbänbe 

über befonbere eigentümliche und fofale Berhältnifie. Die Deiche ge 

— — 

ein proviſoriſ⸗ ae 
a ee 


verbanbes der ftantlichen Genehmii und zwar liegt bie Befchluß: 
faffung darüber dem Bezirksausihufe ob. Zur Peidunterhaltung 
find hen diejenigen verpflichtet, melde den Deich bisher 

haben, und eventuell bie beteiligten — Der 
—— beſchließt über die Herſtellung verfallener Deiche umb 
die interminiftiiche Tragung der Deichdaulaſt. Wer endgültig zur 
Zragung ber Deihbaulaft verpflichtet If, mirb durch das Deichgejeg 


geht an den landwirtihaftlihen Miniiter. 

Im übrigen vereinigen ſich die Befiger fämtliher der Leber 
Üpmwenumung ausgefegten Grunbitüde zu Deidverbänden zmedis ge 
meinfamer Unlegung und Unterhaltung der Werle ). Die 
erfolgt unter Ianbeaherrliier Genehmigung nad Anhörung aller Be 
teiligten eventuell auf Orund eines öffentlichen Aufgebot. Der Staat 
fonn in Ermangelung einer Berfländigung ber Beteiligten bie Deidr 
verbänbe auch zwangsweife bilden und zmar nicht nur aus dem por 
Higeiligen Grunde ber Abmwenbung gemeiner Gefahr, fondern auch 
wenn davon eine erheblie Förberung ber Lanbesfultur zu erwarten 
if. Die Verteilung der Deihpfliht erfolgt unter den Deihgenoffen 

leihmäßig ohne jede Bevorzugung, felbft wenn folde Bevorzugungen 
Bisher auf Grund fpezieler Redtstitel beſtanden. Die Deihlan ruht 
als unabldeliche öffentlichsrechtlihe Verpflichtung auf den betreffenden 
Grundftüden und geht jeder anderen dinglichen Velaftung vor Die 


vu turh. &5, 189, &. 9 —; bayr. Gel. vom 2R. Mei 1862 Betr. bir 
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Swangsvolftredung erfolgt ohne gerichtliches Verfahren im Verwal: 
tungswege. eihen werden Streitigkeiten über die Fragen, ob 
&in Grunditüd deihpflichtig iſt, und wie die Deihlaften zu verteilen 
Find, mit Ausihluß des Rechtsweges von ben Bermaltungsbehörben 


Zeder Deicverband bildet eine Rorporation, As ſolche eriült 
er bie ftaatlihe Aufgabe des pofizeilihen Schuges gegen Waflersgejahr 
in feinem Gebiete mit den Herridaftsmitteln des Staates durch feine 
Organe und aus feinem Vermögen nah Maßgabe ber vom Staate 
erlafienen Nechtönormen. Der Deichverband hat aljo alle Kennzeichen 
eines Kommamalverbandes”). Gr unterijeibet ſich von anderen Kom: 

mur dadurch, daß bie ihm obliegende ftaatliche Auf⸗ 
‚gabe eine einzige, ein: für allemal beftimmte it, und ba ber Delch ⸗ 
verband barüber hinaus feine Thätigfeit micht ausdehnen darf. Man 
fann daher die Deidverbände ald unvolllommene Rommunalverbänbe 
begeichnen. 

Die innere Verfajjung der Deihverbände beruht innerhalb der 
geiehligen Schranken vorzugsweife auf fatutariihen Beitimmungen, 
melde der landeshertlichen Beitätigung bedürfen"). Die Deichver- 
maltung befteht aus der eigentlichen Deihbehörde und der Vertretung 
der Deichgenofjen. Deptere wird fteis, bie Deichverwaltung im der 
Regel, iomeit nicht nach beionderen Statuten oder Deihorbrungen 
ein Ianbesherrliher Beamter an bie Spige der Deihverwaltung ger 
ſtellt ift, von den Deichgenofjen gewählt. Die Normativbeitimmungen 
geben mähere Vorſchrifien über bie oberen und ımteren Beamten, aus 
denen bie Deichverwaltung in ber Negel beftehen fol, Das ftaatlihe 
Auffihtsreht über die Deidverbände ubt die Bezirksregierung, in 
höherer Inſtanz ber landwirtſchaftliche Miniſtet nach Maßgabe der 
fogleid) zu erwähnenden geieglichen Veftinmangen. Nach $ 97 bes 
Auftändigleitsgeiepes fönnen jedoch die Befugniſſe der Bezirksregierungen 
durch Statut oder im Wege ber Statutenänderung Kreis: (Stadt-) 
Ausshäffen, Bezirksausfhüffen oder Provingiafräten überwiefen werben. 
Ebenfo fönnen außerhalb des Geltungsbereihes des Deichgeſehes die 


Normatiobeftimmungen vom 14. November 1859 — 9.8.1858, 
die vom 18. Deyember 1853 — M.BL. der inn. Ber. 1858, 
Die älteren, yus Zeit der Publikation bes Gefehes bereits voran. 

und Statuten find war in Kraft geblieben, jebod vorber 
Haltfih einer Revifion nad; Mafgabe bes nunmehr geltenden Deichredhtes, fomeit 
eine ſolche Revifion der autonomen Sayungen erforderlich (dien. 


Bei den zu einem Deichverbande gehörigen Deichen kann ber 
Negterungspräfibent, bei Deichen außerhalb des Verbandes der Bezirks: 
ausschuf eine die Widerftandsfähigteit derfelben jhmächende Benupungs« 
art gegen Entihäbigung etwaiger wohlermorbener Rechte durch bie 
Deichverpflichteten beihränfen oder unterfagen, Bei brobenber Ge— 
jahr find auf Anordnung der Polijeibehorde alle Bewohner ber bes 
drohten und benachbarten Gegend zur unentgeltlichen Hiffeleiftung bei 
ben Schugarbeiten und zur Stellung ber Arbeitögeräte unb Transports 
mittel verpflichtet, Die Polizei it in ſolchen Fallen bereditigt, bie 
angeordneten Maßregeln fofort zur Austührung zu bringen und bie 
Verabfolgung ber zuc Abmehr bienlihen Materialien, wo folche jih 
finden, von dem Befiger vorbehaltlich der Entihäbigung zu fordern. 

11. Die pofitive Förderung und Pflege der Yandwirtichaft Fommt 
an biefer Stelle ebenjalls nur Infoweit in Betracht, als es fi um 
befonbere Nechtsinftitute ber inneren Verwaltung handelt. Zahlreiche 
Rechtsnormen und Nedtsinftitute, wie der Schutzoll, die 


mın entweder auf den unbeweglichen oder dem beweglichen Befip 
Landwirte ober auf beren Perfon im Hinblid auf ihren Veruf 
Sorge für den unbeweglichen Befip tritt befonders hervor das öffent: 
liche Waſſertecht, die Sorge für den beweglichen Befip umfaht die 
Viehzucht, die für bie Perfon das landwirtſchaftliche Kreditweſen. E— 
ergeben ſich fomit als brei beionbere Gebiete ver Lanbwirtichaftepflege 
das öffentliche Waſſerrecht, die Sorge für die Viehzucht und bas 
landwirtſchaftliche Kreditweſen. 

. Das effentliche Waſſerrecht ſteht in engiter Verbindung mit 
dem Deichweſen. Bereits bei dem lehieren ergab fih, daß es mid 
lediglich der Erfüllung poltzeilicher Aufgaben, fondern darüber hinaus 
aud) der Förderung der Landesfultur dienen, jolte- ebenfalls 
aber das Schwergewicht bed Deihwelens auf bem Gebiete ber 
Dagegen dient das bier in Betracht lommende Waſſerrecht faitzanse 
liehiich ber blohen Wohlfahrtöpflege”). Das Waſſerrecht hat zum 


*) Dgl. Scheele, Das preußiſche Weſſerrecht, Sippftabt 1860; Endemann, 
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Gegenftande die Vornahme von Entwäflerungen und Bewällerungen 
im iandwirtſchaftlichen Intereſſe. Während die ältere deutſche umb 
bie frangdfihe Gefehgebung ein ftaatlihes Zwangsrecht gegen bie 
Grunbeigentümer zur Vornahme von Enträflerungen im Jutereſſe 
der Landesfultur kannte, bat das Heutige prenßiihe Recht dieſen 
Standpimft mit einer jpäter zu ermähnenden Ausnahme bei Bildung 
bee Waffergenofienihaften verlaffen und flellt die Vornahme ber bes 
treffenden Handlungen in das freie Belieben des Grundeigentümers, 
Indem jeder ftaatlihe Zwang zur Vornahme von Entmäfferungs: 
unb Bewäflerungsanflalten, ſowie jeve befonbere polizeiliche Bechräns 
Kung babei fallen gelaſſen wird, regelt bie betreffende Geſehgebung 
nur noch das Verhältnis der beteiligten Grundeigentümer unter eine 
ander. Eine berartige Regelung, mie fie bie gegenwärtige preußiſche 
Geſet gebung im allgemeinen enthält, liegt aber vollftändig außerhalb 
des Rahmens des öffentlihen Rechts, gehört vielmehr in jeder Be 
jiehung bem Privatrechte an. Man hätte auch wohl ſchwerlich jemals 
biefe privatrechilichen Inſtitutionen als Teile bes Verwaltungsrechts 
behandelt, wenn nicht duch die betreffende Geſehgebung und im Ans 
föluffe daran durch SS 67 ff. des Zuftändigfeitsgefeges den Berwal- 
tungsbehörben und Vermaltungsgerichten aus praftijhen Grünben 
gewife Funltionen bei Megelung jener privatrehtligen Werhältnifie 
worden wären, Dieje mir im engiten Zuſammenhange 
mit ben materiellen Nechtsnormen verftänblihen und beshalb hier 
nicht meiter zu verfolgenben Rompetenzbeflimmungen gehören allerbings 
bem öffentlichen Rechte an. Dagegen wird das materielle Recht durch 
die Zuftändigkeit der Vermaltungsbehörden ebenfo wenig ein Teil bes 
öffentlichen Rechts, wie etwa Teile bes Finanzrechtes ober ber Polizei 
durch bie Buftändigfeit ber ordentlichen Gerichte zu Beſtandteilen bes 
Privat- und Strafrchts werden '"). 


ländliche Waſſerrecht Naffel 1862; M Nieberdbing, Waffereeht und 
35 Im preuß. Stnate, Brestau 1866, 2. X. o, Frank, 1849; Hahn, 
Die preußifihe Gefeygebung über Borfluth, bie Ent: und Beroäfferungen und das 
Deithwefen, omie — An Bezug auf das Mafferreit, 2. Aufl, Bresiou 
1888; Bora: I. Bernäfferungen und Entmäfferungen in u. Gtengel® 
Mörteröud) Bd. 1, ©. 192 fi. 

) Bas das net Vaſſerrecht anbetrifit, fo ind in ben älteren Landes⸗ 
Akten die Grumdftge über Entwäfferungen und Bewäfferungen verfäitedene. Die 
Entwägjerung beruht für die Iandregtligen Gebietsteile auf dem Borflutägefene 
som 15. November 1811 — WS. 1BI1, &. 352 —, meldes ergängt misb durch 
das vom 23. Januar 1846 betr. das fir Entmäfferungsanlagen einzufähr 

unb Präffufionsverfaßren — ©.8. 1846, ©. 20 —. Bir bie 
a bes framzöfifhen und gemeinen Rechts ber — und für bie 
Bernhak, Yrrufilheb Otmeiörnät. IL 
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« Verupung und Unterhaltung ber Gewäſſer zur Ent und 
— * En — zus Waſſerleitung oder Wafferanjamm: 

‘ai Scifffal hrteanlagen konnen bejondere 
Bafı bilbet Nedtsverhältniffe richten 


falen rlsanta ku bes Belle has Kran ku 
bier nicht weiter in Bettacht. Deffentlihe Genoſſenſchaften mit Beis 
iritie zwang Fönnen nur begründet werben zum Imede ber Ent: ober 

ven 


Beroäfle gm 

folgt, b. nur bei Ausbehnung auf die in dem Eigentume bes 

preenden befindlihen Brundftüde zwedmähig ausgeführt 

tan, c. dem. betreffenden Grunditüde durch das Unternehmen ein 

Here Yupmert in Ausfigt geftellt wird, d. bie Mehrheit ber Be: 
äligten, welde nach ber Fläche und dem Katajiralreinertrag ber zu 

beteiligenden Grundftüde berechnet wird, fih für das Unternehmen 

erflärt. Der Antrag auf Bildung einer öffentlichen Wa 

haft fann von einem beteiligten Grunbeigentümer, einem Kommmumal: 


ee me Before een m 1 a 


29 
für Yarnener 1847, U6t. 1, ©, 208 fi. co; fir Rurdeffen Oel. vom 28. Ober 
1884 und 17. Deembes 1867 — 8:6 für Büren 16H, 6, de Ss 


19. um 20. ‚druar 1858, 2. Januar 1858 — Geoiih- def 18a], 
©. 305; — 5,70, 75; 1806, ©.98 —; fr De cha Bebieth 
teile Gef. vom 23. Mat 1 Bayr. GL. 1898, ©. 489 —; für 


B Li 
vom 5. Juni 1854 — Oef. und Min. für die $. Holftein und 7 
e.21 „ef ungSorbnung für Die Gshbiitie der 9. Holftein vom 16, Juli 
—* aan. 1851, 8. —, prooiforifhe Derorbmung für die 
9. Sglenwig vom d, —— 1968 — Ehron. Samml. 1808, &. 22 — 
m @.3, 1879, 8.297, Komm. von ®ALom uud Faftenen, Berlin I87A 


ss Die Sandmirtfdaft. 307 
verbande und im öffentlichen dem Landrate oder dem Gemeindes 
vorftande Stobtreifes gefiellt werden. Auf Grund eines 


nahme durqh Mehrheitsbeicluß der Beteiligten und Föniglicher Beflätigung 
bedarf. Mit der Veitätigung iſt die Genoſſenſchaft begründet. Die 
innere Verfafjung der Genoſſenſchaft regelt ſich nad dem Statut, fir 
defien Inhalt gefegich geroiffe Normativbeitimmungen vorgefhrieben 
find, Die ftantliche Aufiht, welde durch den Landrat, in Stabt: 
jen durch die Ortspolizeibehörde gehandhabt wird, deſchräntt ſich 
auf die Kontrolle der Segalität ber genoſſenſchaftlichen Verwaltung 
bes Verwaltungsitreitveriabrens, deſſen Beidreitung der 
Genojjenhaft gegenüber den Verfügungen der Auffihtsbehörden zus 
fteht. Die Aufidſung der Genoſſenſchaft kann von dem Minifter ans: 
werben, wenn bie Genofjenjhaft nur noch aus zwei Mit: 

glieveen beſteht, auf Antrag eines Genoſſen, wenn ein Jahr nad 
Beftätigung des Statuts nicht mit der Ausführung des Unternehmens 
begonnen oder bie begonnene Ausführung mindeftens ein Jahr eine 
geftellt ift. Außerbem kann die Genofjenfhait jelbit mit Zweibrittel: 
mebhrheit und unter Genehmigung des Miniſters ihre Auflöfung bes 


b. Die ſieaillche Sorge für bie Viehzucht zerfällt in-Mahregeln 


Eriteren Berwaltungezweig bezeichnet man vielfach als Vieſeuchen⸗ 
polizei ober Peterinärpolizei. Wenn es ſich bier aud um bie Ab: 
mehr von Gefahren handelt, jo liegt doch feine poligeilihe Thätig- 
keit, ſondern Wohlfahrtspflege vor, da es zum Wefen ber Polizet 
gebört, daß bie abjumehrenben Gefahren bem Publikum ober eingel: 
nen Berfonen, alfo Menihen broben. Insbeſondere muß aus biefem 
Grunde auf bem Gebiete ber Viehſeuchen ein Verordnungs: und Ber- 

echt ber Polizei auf Grund ber allgemeinen Klauſeln für 

loffen betradtet werden. Das Viehſeuchenweſen iſt jebod 
gegenwärtig fait volftändig reichsrechtlich neregelt, jo daß es bier 
—— weiter im einzelnen zu erörtern iſt. Mafigebend ſind in dieſer 
Beziehung wegen Unterbrüdung ber Ninderpeit das Gefeg vom 7. 
April 1869 mit, einer Novelle vom 26. Februar 1876 ?*), wegen 





") B.B.EL 1869, ©. 108; N.O.HL 1876, &, 168. Det. dayu bie Infte. 

Dom 26. Dat 1889 — B.O.B. 1809, ®, 149 —, 9. Juni 1878— R.O.M. 1878, 

©. 147 — und die Bet, vom 20. Juni 1866 — Gent,öl. 1838, ©. 200 —. 
20° 
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Bekämpfung ber übrigen Biehfeuchen das Gejeg vom 28. Juni 1830 #7), 
‚zu dem das preuiiche Ausführungögeleh vom 12. März 1881 "*) erging. 

Für die Nachzucht der Pferde *°) forgt der Stant, indem er im 
den Hauptgefiüten ſelbſt Pferde zuchtet und in bem —— 
Dedhengſte für bie Privatpferdezucht unterhält. Nach dem die 
einzelnen Landesteile erlaffenen Rörorbnungen werben vielfach Brivat- 
hengfte zur Dedung nur zugelaffen, nachdem fie von einer befonderem 
KRommiffion für geeignet befunben find. Someit Priv 


in 


werbsmäßig durch ihre Hengfte Stuten beden laſſen, ift dieſes Ber- 
bot als durch die Gewerbeordnung aufgehoben zu erachten, da bieje 
eine berarfige Veſchrantung nicht kennt ?*). Das nicht ige 
Dedenlafien ift aber im Vergleiche zu bem gewerbsmäßigen ein Minus, 
welches demgemäß erſt recht nicht beichränkt werden darf. Die Kör- 
ordnungen fönnen demgemäß jet feine andere Bedeutung mehr haben 
als bie von Reglements zweds Regelung der Benutung der fant: 


lien Geftüte. Insbeſondere erſcheint es unzuläflig, dieielben di 
Polizeiverordnung zu erlafien, da es füh gar nicht um poli 
Aufgaben Handelt !"), 

© Das landwirtihaftlihe Kreditweſen verdanlt feine 
Friedrich dem Grofen, i 
ben anderen Provingen bie Nitterqutsbefiger einer Provinz zu eimem 
Nrebitvereine verband, um denjenigen unter ihnen, bie Sypotheken 
darlehen bedurften, ſolche bis zur Hälfte des Grunbftüdswertes m 
verfhaffen '%). Durch die jubfidiäre Solidarhaft aller Mitglieder der 
Landſchaft wurde bem einzelnen Nrebit gewährt. Die einzelnes 


3 


ä 
ir 
Hi 


3081. 1880, ©, 158, 
") 8.8, 1881, &. 128, 178. Bgl dazu bie Mm. vom 22, Märg 1881 
— MÖl. der inn Berm, 1881, ©. 128. 


©. 178 fi. 

"*) 9. Anficht Befcheid des Reichstanglers und des Tanbmirtfhaftfiden Windftert 
vom 22. Juli 1879, da durc) $ 1 der Gemerbeordnung die poligeifihen Beiden 
tungen dor Ausübung bes Grmerbebetrieb® nicht befeitigt ſeien. Das if teklmetfe 
richtig, aber die — legt außerhalb des 14 810 IT RER uw 
förlebenen volljellihen Gebieten. 

') Im Gegenfahe Hierzu hat eine hei Dammanna a. D. — 
Entſch des Kammergerichts eine vom Dberpräfidenten von Pommern erlaffene 
Poligeivesordnung, bie eine Körorbnung enthielt, al$ Berordnung Aber & 
der Ianbwictfaftlicen Bell für güüftig extläct, da fie Intereffen der £, 
fhaft zu wahren deftimmt fel! 

" Vgl. Über die Entfepung Dormhak, Geſch bes preuß. Mermaltunge 
wet U. 2, 5. 223 ff, Über bie gegenmärtige Geftaltung — Wet, Sandı 
wirtfgaftlidies Rreditmefen in 0. Stengels Wörterbuh Bd, 9, ©. 2 fi. 


aebört vollitändig dem Privatrechte an. i il 
foftems fteht eine — —— unter einem koniglichen 
Kommifiar, beren übrige Mitglieder ebenfo wie die Unterbeamten von 
den beteiligten Gutöbefigern gewählt werden. Die inneren Rechts- 
verhältnifie der Landſchaften, melde forporative Rechte befigen, werden 
durch ein vom Könige erlaſſenes Reglement fejtgeftellt. 

UL. Die Organe der landwiriſchaftlichen Verwaltung find, fo: 
weit nicht für einzelne Zweige befondere Verbände oder Genoflen- 
ſchaften beſtehen, bie der allgemeinen Sandesvermaltung überhaupt 
unter Zeitung des lanbwirtigaftlihen Minifters. 

As Vertretung der landwirtſchaftlichen Intereſſen gibt es dar 
neben in den einzelnen Landesteilen zahlreiche landwittſchaftliche Vereine, 
bie meiſt bie Interefienten einer Provinz oder wenigſtens eines Re— 

ſirle umfaſſen. Die landwirtſchaftlichen Vereine, obwohl 
bloße Privatverbindungen der Intereffenten, kommen fir das öffente 
Ude Recht iniofern in Betraht, als aus ihrer Wahl ber technifhe 
Beirat des Minifters, das Landesöfonomiekollegium, hervorgebt. Be: 
reits das Edilt vom 14. September 1811 hatte bie Abſicht ausge 
ſprochen, in Berlin ein Gentralbureau zu errichten, welches als Mittel: 
und Verbinbungspunft der landwirtſchaftlichen Vereine dienen und 
beren Anträge und Wünfche der oberften Staatsbehörde übermitteln 
follte, Die Erriätung dieſes Gentralorgans erfolgte ſedoch unter 
dem Namen „Lanbesötonomietollegium" erit auf Grund der Rabinetts: 
ordte von 16. Januat 1842 mit dem Bemerken, daß es außer dem 
im Edikte vom 14. September 1811 angegebenen Sweden dazu bes 
ftimemt jel, dem Minifter für Landwirtſchaft als techniſcher Velrat zu 
bienen. Die Verfaffung des Kollegiums beruht gegenwärtig auf dem 
Regulative vom 1, Mai 1878 '9). Siernach befteht es aus 9 von 
bem Dinifter ernannten und 19 von den landwirtſchaftlichen Central- 
ober Sauptvereinen auf brei Jahre zu mählenden Mitgliebern. Das 
Kollegium wählt aus feiner Mitte einen Vorfigenden, während der 
Minifter den Selretär ernennt. Die Sigungen finden in der Regel 
alljährlich auf Berufung des Minifters ftatt, 


$ 184. Die Zorſtwirtſchaft. 


Dem älteren deutſchen Rechte ift ein individuelles Privateigen: 
tum an Forften fremd. Diefelben waren gemeiner Befig ber Mark 


=) ABl, ber Anm, Derm. 1978, ©. 110. ERS Aal Urt. Yanbesdtomnomier 
tollealum in 0, Stengeld Wörterbud Dh. 2, 


vingialgejegen enthalten waren, find aufgehoben durch das Landes 
Aulturedift vom 14. September 1814, fo daß zwiſchen dem Eigentume 
an FJorſten und an anderen Grundeigentum teinerlei Unterfchieb 
mehr beftebt *). Wohl aber hat ſich die Geſehaebung die Siheruma 
umd Pflege diefes Zweiges der Urproduktion angelegen fein laffen, 
umb bies ift ber Inhalt bes öffentlichen Morftredits. Someit bie 
Koriten im ftaatlihen Eigentume ftehen, unterliegen fie noch befow 
deren verwaltungsrehtlihen Normen als Finanzauelle. Diefes Fort 
finanzredit gehört jedoch nicht in das Gebiet der inneren Verwaltung, 
fonbern it an einer anderen Stelle zu behanbeln 9). 

Die Grundlage des öffentlichen Foritrechts wie der ganzen inmeren 
Verwaltung bildet auch bier mieber bie polizeiliche Chötlgfeit der 
Haatlihen Behörden mit Rüdjiht auf das Forſiweſen, bie Fork« 
polizei *). Die betreffenden Normen find im weſentlichen enthalten 


") Das Sanbeötulturedilt galt allerdings nur in einem Teile bed Etaste, 
Die in den übrigen Gebietöteilen, namenilid) In der Nbeinproviny and) weiterhin 
fortbefteenden Beferänkungen finb aber nunmehr befeitigt but) das fpäter 
ermähnenbe Wefek von B. Juli 1875. ") Bgt 95 21.210, 
*) Bgl. , Meier, At, Forftpofiei; R Schenkel, Krt Fortidupperfenat 
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in dem bereits erörterten Felde —— April 
1880. Die vermaltungsrehtlihe Bedeutung der in diefem Gefege 
gegebenen Strafretsnormen im Intereſſe ber öffentlichen Sicherheit 
And der Abmehr von Gefahren beruht auch für bie Foritpolizei darin, 
a ee 
a unb nur 
verfahren wegen Foritfontraventionen übrig bleibt. Diefe allgemeinen 
Alaufeln reifen jedod Platz für das durch das Feld: und Forſtpoli⸗ 
zeigefeg nicht normierte Geblet. 

Der Foritihut liegt den Königlichen, fowie den im Kommunale 
aber Privaidienſte ftehenden Forft- und Jagdbeomten ob. Gemeinden 
und Körperiaften find zur Unftellung eines genügenden Waldſchutz⸗ 
perjonals verpflichtet, Privatperionen finb zwar dazu berechtigt, aber 
nicht verpflichtet. Nach dem Geſehe vom 31. März 1897, welches 
durch Verordnung vom 25, Juni 1867 4) auch auf die neuen Pros 
Dingen ausgebehnt wurde, find bie fönigliden Forite und Sagobeamten, 
fowie die im Kommunal und Privatbienite ftehenden, welche nach 

des $ 23 des Geſehes über den Forſidiebſtahl vom 15. 
Spril 1878 gehörig vereibigt, auf Lebenszeit angeftellt und mit ihren 
Dienfteinfommen nicht auf Pfandgelder, Demuntiantenanteile ober 
Steafgelder angeriefen find, in ihrem Dienfte zum Wafiengebraude 
berechtigt, a, wenn fie mit einem Ungriffe auf ihre Perfon bedroht 
werben, ober b. wenn biejenigen, welche auf ber That betroffen, oder 
als der That oder der Abſicht der Berübung einer Forii: ober Jags 
Iontravention dringenb verdachtig in dem Neviere betroffen werden, 
fi) der Anhal und Ergreifung thailich ober unter gefährlichen 
Drohungen widerſehen. Die Beamten milſſen in Uniform ober mit 
bienftlihen Abzeichen verfeben fein. 

Ueber dtefe polizeiliche Thätigteit hinaus forgt jedoch der Staat 
für bie Foritkultur und bie Erhaltung ber aus berjelben erwachſenden 
Vorteile. Grimblegend in dieſer Beziehung ift file den ganzen Staat 
bas Geſet vom 6, Jull 1875 betreffend Schubmaldungen und Wald ⸗ 
genoſſenſchaften ®), welches durch Gefeg vom 25. Februar 1878 °) 
aud) in dem Kreife Herzogtum Lauenburg eingeführt wurde. Das 
Geieh beabſichtigt eine erihöpfende Regelung des Begenftandes, 188 


— S 855 fi; Shwappad, Art Kor 
Goribereiptigungen , Forften, Zorftlider Unierridt in 





© 
ie 86. 1876, ©. Ks Ronizn. Be u Behtfäläner und Bernhardt, 
88. 188, ©. 
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hebt baher alle früheren Beichräntungen ber Benugung und Bemirt: 


iſto 
forſten. Die in dem Geſehe geregelte Fürforge fe bie — 
umfaßt einmal Schutmahregeln zur Abwendung von Geſahren und 
— Veſtimmungen betreffend die Bildung von Waldgeneffen- 


hajten. 

Was bie Schuhmaßregeln anbetrifft, fo ann in Fällen, in benen 

a. durch die Beſchaffenheit von Sandländereien benachbarte Grund⸗ 
früde, Öffentliche Anlagen, natürliche oder Fünftliche Wafferläufe ber 
‚Gefahr ber Berjanbung; 

b. durd) das Abſchwemmen des Bodens oder duch die Bildung 
von Wafferftürzen in hohen Freilagen, auf Bergrüden, 
oder an Berghängen bie unterhalb gelegenen nupbaren Grundftide, 
Straßen oder Gebäude der Gefahr einer Ueberfchüttung mit Erbe 
ober Steingeröll ober der Ueberflutung, ingleihen oberhalb gelegeme 
Grunbftüde, öffentliche Anlagen oder Gebäube ber Gefahr des Wade 
rutſchens 

©. duch bie Zerſtorung eines Waldbeſtandes an ben Ufern von 
Kanälen ober natürlihen Waſerſtraßen Ufergrunpjtüde ber Gefahr 
bes Abbrudes ober bie im Schuge der Waldungen gelegenen Ge 
bäude oder öffentlichen Anlagen der Gefahr des Eiöganges; 

d. durch bie Zerftörung eines Waldbeſtandes Fluſſe ver Gefahr 
einer Verminberung ihres Mafferbeitanbes ; 

©. dur die Jeritörung eines Waldbeftandes inden Freilagen und in 
ber Sernähe benachbarte Feldfluten und Ortijaften den nachteiligen Ein 
wirtungen ber Mine in erheblicher Mafe ausgefegt find, behuſs Abwen⸗ 
bung biejer Gefahren ſowohl die Art der Benuhung der gejahrbringenben 
Grundftüce als aud die Ausführung von Waldfulturen oder jonftigen 
Schutzanlagen angeorbnet werben, wenn ber abzuwendende Schaben Dem 
aus ber Einſchrantung für den Eigentümer entftehenden Nachteil beträgt: 
lich uberſteigt. Zum Untrage berechtigt find jeder gefährdete Im 
tereffent, bie Gemeinde, Amts, Kreis: und fonftigen Sommunalver: 
bände für alle innerhalb ihrer Vezirle vorlommenden Fälle mb bie 
Sandespolizeibehörbe. Eigentümer, Nuhungs:, Gebrauchs, und Gere 
vitutherechtigte, ſowie Pächter der gefahrbringenden Grundftüde find 
verpflichtet, ſich allen Beſchrankungen in ber Benugung ber lehteren 
zu unterwerien, welde nad) Maßgabe bes Geiches angeordnet werben, 
und die Anöführung der auf Grund derielben angeordneten Walds 
fulturen und fonftigen Schuganfagen zu geftatten, Fut ben Schaben, 


— 
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melden fie durch bie angeorbneten Befchränfungen erleiben, ift ihnen 
si = Entfepäbigung zu gewähren. Die Pflicht der Entfhäbi: 
— — der Koſten der Walbfulturen liegt dem 
—— 06 I, bod haben die Eigentümer ber gefährdeten Grund« 
ftüde, Gebäude, Wafferläufe und öffentlichen Anlagen verhältnismäßig 

beigutragen. Die Entſcheidung über bie in jedem einzelnen Falle zu 
treffenden Mahregeln erfolgt durch den AreisausfAhuß, in ben oben: 
—7 Landen ben Amtsausſchuß unter ber Vezeichnung „Wald: 
und wird durd ein beiondered Negulatio fefigefeßt Eh 

= Verfahren iſt das gewöhnliche Vermaltungsftreitverfahren mit 
— in ben Geſetzen enthaltenen Mobifitationen, wonach namentlich 
me vorgängige Verhandlung mit ben ntereffenten vor einem Mit: 
gliede des MWaldfhupgerihts als Kommiſſar fattfinden muß. Die 
Ausführung des Negulativs liegt dem Vorfigenden des Waldſchutz⸗ 
gerichts von Amts wegen ob. Gegen feine Verfügungen, welche bem 
Negulatio widerſprechen, kann innerhalb zehn Tagen Einipruch bei 
dem Ralbfehuggeriäte erhoben werden, dem die Entſcheidung barüber 


Waldgenoſſenſchaften können auf Antrag jedes einzelnen Befigers, 
der Gemeindes, des Amts-, Kreis: ober ſonſtigen Kommunalverbandes, 
im deſſen Bezirke die Grundftüde liegen, oder der Lanbespolizeibehörbe 

werben, wo bie forfimäßige Benugung neben einander oder 
vermengt gelegener Walbgrumbftüde ober Flächen oder Haibelänbereien 
nur duch das Zuſammenwirtken aller Beteiligten zu erreihen ift. 
Das Zufammenmirken kann gerichtet jein entweder nur auf bie Eins 
richtung und Durhführung einer gemeinihaftliben Beſchühung oder 
anderer ber joritmäßigen Benugung bes Genofjenidaftsmaldes F 
derlichen Maßregeln Schutzgenoſſenſchaften) ober zugleih auf bie 
gemeinichaftliche foritmäßige Bewirtihaftung des Genofienfhaftsmalbes 
nad einem einheitlich aufgeftellten Wirtihaftsplane (Wirtiaftsges 
nofjenfdaften). Im eriteren alle bedarf es zur Begründung der 
Waldgenoienihaft der Zuftimmung ber Mehrheit ber Beteiligten, 
berechnet nah dem Kataftralreinertrage der Grundftüde, im zweiten 
der Zuftimmung von minbeftens einem Drittel ber Beteiligten, 
deren Grunbftüde mehr als die Hälfte des Kataftralreinertrages 
der beteiligten Grumdflücde umfaſſen. Die inneren Verbältnifie der 
Genofjenfhaft beruhen auf einem Statute, welches der Zuſtimmung 


*) Daraud ergibt fih, daß die Shupmakregeln ——— —— 
ordnung werben toanen. Sal Eniſch des A.. vom 29. Juni 
1885 — Johom und Küngel, Bd. 6, 8.24 — 





Nod ‚ter genen, Befrebungn unterliegt bie Beroirtfchei: 
tung von Waldungen der Gemeinden un Seien Aa jo 


Grztehungsanftalten, frommen und milden Stiftungen und Wohl: 
thätigfeitsanflalten unterliegt biemad einer befonderen Oberaufficht 
des Staates, fomeit die Holgungen ſich nicht in unmittelbarer Hast 
licher Verwaltung befinden, Die Benugmg umb Bewirtihaftung much 
ſich innerhalb ber Grenzen ber Nachhaltigleit bewegen und barj feine 
dee Gefahren herbeiführen, zu deren Abwendung Schupwaldungen ges 
bildet werden können. Der Bewirtichaftung zu Grunde zw Iegen if 
ein Betriebsplan, der der Feſtſtellung durch den Negierungspräfben: 
ten bebarf. Abmeldungen von bem Vetriebsplane find 

mır mit Genehmigung bed Negierungspräfidenten zuläfig. Der Be 
triebsplan unterliegt einer Nevifion und erneuten Feſtſtel wena 
ber Regierungspräfibent es für erforberlid; erachtet, ober ber Wald 
eigentümer es beantragt, zum mindeften aber alle zehn Jahre. Nah 
diejem Plane Haben ſich die Waldeigentümer au richten und ein ger 
hörig befähigtes Perſonal anzuftellen. Gemeinben konnen auerbem, 
fomeit die Kräfte es geftatten, durch Beſchluß des Vezirksausfchufles, 
gegen den die Beſchwerde an ben Brovinzialrat ftattfindet, angehalten 
werben, im Intereſſe der Candestultur andermeitig nicht benupbare, 
unfuftivierte Girundftüde mit Holz anzubauen. Leiftungsunfähigen 
Bemeinden werden zu dieſem Zwede Beibilfen aus der Stantslajie 
gewährt. Wenn MWaldeigentiimer den ihnen obliegenden Werpflice 
tungen nicht nadjfommen, kann ber Negierungspräfibent nach frucht 
los gebliebener Aufforderung die erforderlihen Handlungen durch 





) 82.1670, ©. 318. Lt. dazu bie re 21. Zuni es 
19. Fall 1877 — MM, der Inn. Berw. 1877, & 
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einen dritten ausführen laſſen und den vorläufig beftimmten Roten: 
a et dem Berpflichteten einziehen. Gegen bie Ver- 


fügungen des Negierungspräfinenten finbet innerhalb mei Mochen 
Dee elämeihe 1a ben Die Dberpräfibenten, ee en 
die Klage beim Obern — Be aan —— 


jerraltung: 
aufficht falen der Staatstaffe zur Laft. 

Für die weſilichen Provinzen ftebt die ueipränglih aud) für bie 
Provinz Sachſen erlafiene Verordnung vom 24. Dezember 1816 be» 
treffend — der den Gemeinden und offentlichen Anſtalten 
gehörigen Ben Kraft. Wegen des regelmäßigen Betriebes 


und ber vorteil 
— — nach den Anweiſungen des Negierungspräfie 
denten zu richten. * find daher zur Bewirtſchaftung nach Maß⸗ 
gabe der vom Negierungspräftbenten genehmigten Etats verpflichtet 
und bürfen außerordentliche Holzihläge und Veräußerungen gleichfalls 
mar mit deffen Huftinmung vornehmen. Der Negierungpräfident 
Kann enblidh beſtimmen, ob bie Gemeinden einen eigenen forftbedienten 
amftellen ober die Bewirtſchaftung durch Bemeinbemitglieder ans 
führen oder einem benachbarten ftaatlichen Forſtbeamten gegen an: 
gemeffene Nemuneration übertragen follen. Die Anhaltung der Ges 
meinden jur Aufforſtung unfultivierter Grundftüde im Landestultues 
interefle —* teilweiſer Beihilfe des Staates iſt in der Rheinprovinj 
nad Urt. 23 des Gefeges vom 15. Mai 1856 und ber Verordnung, 
vom 1. Mai 1858 °) zuläflig. 
In den neuen Provinzen iſt der Rechtsſuſtand ein ſehr ver 
ſchiedener "%). Entweder ift die Foritvermaltung der Gemeinden umd 


Ge. 1817, 8, 87. 0:8. 1856, ©. 485; 1858, ©, 98. 
*) Bl. 1. für Dannover: Berorbnung nom 21. Oktober 1815 bein, bie Ber 
weltung der Gemeindeforften {owie ber Forften ber Kirchen und öffentlichen An 
fm Fürftentum Hildesheim — Hagemanns Samın!. der Fandesverordr 
1815, ©. 836 —, Dermaltungsordnung für die Zorften der don 
jeilele Hannover vom 1. September 1 — 86. für Hannover, 
1890, Abt. ill. ©. 47 —, ut vom 10. Yull 1859 betr. bie Berwaltung ber 
Gemeinde: unb Kirhenforften in ben Fürftentümern Kalenderg, Odttingen und 
@rubenhagen und In den Damit verbundenen Zandesteilen — a. a. O. 1859, Abt. I 
‚©. 10 —, Beroronung vom 30. Oftober 1860 betr, die ®. der Gemeinde 
‚Kinhhenforften in ber Graffhaft Hobnflein — a. a. ©, 1880, Wit. 1, 5. 11, 
Berordnung vom 9. Juli 1850 betr. bie Vermaltung ber Forflen bes aligemelnen 
Mofterfonde — a. a D. 1850, Abt. I, & 91 —; 2. für Purdeflen: Rerorbmung 
vom 1821 betr. —— der biäherigen Staatövermaltung — OS, 
ee Eu; fie Nofleu: Edit vom 9. November 1E1G, 
——— im 24. Zul 1854 — Roff, DU. 1816, ©. 108; e 
©. 160 —, & 118 der HR. &r.D.; 4. für Heffendomburg: Enitt vom 6. Februar 





2 lzungen 
Zuſammenhang ſtehende Waldbloßen, welche ſich im ——— 
Eigentume mehrerer Perſonen befinden, ohne daß die Gemeiniheft 
nachweisbar durch ein beſonderes privatrechtliches Verhältnis ent» 
fanden ift, insbefondere Holzungen der Realgemeinben, Nugungsger 
meinben, Marfgenofienidaften, Gehöferihaften, Erbgenofienihaften ıc., 
desgleihen Holzungen, melde Mitgliedern einer folhen Genoflenichaft 
oder Gemeindeeinwohttern bei einer Gemeinheitsteilung ober Gern 
tutenablöfung als Gefamtabfindung überwiejen, aber bisher gemeine 
Ihaftliches Eigentum geblieben find, fallen hinſichtlich ihrer Berirt: 
(Haftung unter die gleihen gejepliden Beſtimmungen wie die Ger 
meinbeholzungen. Die Koſten der Oberauffiht find von ber Staats 
laſſe, die buch Ausführung ber ſtaatlichen Anorbnungen erwachſenden 
Roften von den Miteigentümern nah Mahgabe ihrer Anteile zu 
tragen und werben vorbehaltlich des ben Miteigentümern über eine 
anbere Berteilungsart zuftehenben Nechtsweges im Verwaltungs zwangs⸗ 
verfahren eingesogen. Bei mehr ald fünf Mitgliedern fan die Auf 
fihtsbehörde die Beftellung von hochſtens drei Bevollmädhtigten ver⸗ 
langen. Auf Antrag eines Miteigentümers oder ber Auffichtsbehärbe 
it die Art ber Veitellung der Bevollmächtigten und das Verhältnis 
der Miteigentüimer ımter einander durd ein Statut zu regeln, weldes 
der Zuſtimmung ber Mehrzahl ber Miteigentümer nach 

ihrer Anteile und der Veltätigung durd das Waldſchuhgericht bebarf. 
Für das Verfahren berfelben gelten in diefem Falle diefelben Bor 


geeh mom 26, Mal 1068 — Bayı. G.DI. 1858, 3,09 —; 7. fe Br 
Sablnetihorbre des Fürften Primas vom 7. März 1807; 
Be — vom 14 Junt 1897 und 26. —— 1888; 9. für 
Sen gollern-Sigmaringen: SBerorbnungen vom 1. Mai 1522 und 5. Juli 127, 
Sclebwig-dolfein fehlen derastige Vorferiften volftändig. 
*) 6,5, 1881, ©. 201. Dal. dapı Ausf.Infte. vom 26. Mprik 1891 — REEL 
ber inn. Bern. 1881, ©. 14 —. 


— 
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ſqhriften mie bei Bildung der Walbgenoffenihaften. Cine Teilung 
= — Solzungen iſt für die Regel ausgeſchloſſen und barf 
ſoweit ſtattfinden, als die Holzung zu einer forftmäßigen Ve: 
——— micht geeignet iſt oder der Grund und Boden zu ame 
deren als forftlien Imeden mit erheblich größerem Vorteile benupt 
werben Tann, und lanbess ober foritpoligeiliche Intereſſen nicht im 
Wege flehen. Ueber die Statthaftigkeit der Teilung entſcheidet die 
Auseinanderjegungsbehörde. Außerdem ift auf dem Iinfen Nheinufer 
zw Teilungen, bie nicht in dem durch das Gefeg vom 19. Mai 1851 
Rattfinden, die Genehmigung ber Auffichtäbe: 
Hörde erforderlich. Ebenſo bedarf fede fonftige Bildung oder Vers 
äußerumg von Teilftüden einer Holzung der Genehmigung ber Auf⸗ 
füchtsbehörbe, Für einige Lanbesteile der weſtlichen Provinzen und 
‚Heffen-Naffaus befiehen hinſichtlich der gemeinſchaftlichen Waldungen 
noch befondere partifulare Vorjäriften, die durch $ 10 des Gefeges 
vom 10. März 1881 aufrecht erhalten worden find *%). 


5185. Das Jagd- und Fifgereizeht‘). 


T. Das Jagdrecht“). Die Offupation der als herrenlos gels 
tenden wilden Tiere ftand nach Alterem deutſchen Rechte allein dem 
Grundeigentumer zu. In ben Gemeindewaldungen waren hiernach 
ſamtliche Markgenoſſen zur Ausübung ber Jagd berechtigt. Dieſer noch 
zur Zeit des Sachſenſpiegels die Regel bildende Zuſtand wird aber ſchon 
damals durchbrochen durch bie fogenannten Bannforften, in denen bei 
Strafe bes Königsbannes ben wilden Tieren Friede ausgemirkt ift, fo 
daß fie nicht bem freien Olfupationsrehte unterliegen ?). Mit dem 
ebergange | der Forften in das Eigentum der Landes und Grundherren 


9) Bat. Gorfigefeh er Amt Olpe im Rreife Olpe vom 6. Januar 
1810, bie in $ 5 der maffauifgen Berordnung vom 9. November 1816 aufrecht 
— BorfGeiften Aber bie Hauberge, insbefondere die Haubergorbnung für 

frühere Fürftentum Stegen vom 6. September 18US, die Poligeiordnung über 
ve —— der Hauberge in den Womtern reundburg und Wriedemald, 
8, vom Bl. November 1836 — Kodl. Amtabl, 1897, ©, 59, 8.5. 
1851, ©. 382 —, das Walblulturgefeg für den Kr. Mitgenfein vom 1. Yun 
1854 — 0.6. 1854, &, 8:9 —, bie Oaubergorbmung für den Ar. Siegen vom 
17. Mär, 1819 — 6.8. 1879, ©. 28 — 
%) Bgl, Derndurg, Preuß. Privatregt Bd. 1 89 229, 230. 

N Dgl Dalde, Das preuß. Jagdredt, Breslau 1864, 2. Aufl. 1888; 
Drrermann, Das Jagbpofigeigeieh vom 11. März 1850, Berlin 1876 ; — 
= preuß. Jagdgefehgedung, Es 1889; Shmwappach, Wet. Jagbpoligel 


Bet Sohfenfpiegel T a, 6, 


a8 Dat Bervaltungkreät. v1 
verlor aud die bißhe der in ben 
ee 


des Tonbern auch 
in der ganzen Gemeindemarkung durch. Die rechtliche Konitruktion für 
den neuen Nechtszuftand fand ſich auch ne von 
den Regalien. Seit bem 17. Jahrhundert faht man baher bie Jagd: 
beredhtigung als Regal auf, das an ſich dem Landesherren zuſtchend 
vermöge landesherrlicer Verleigung au in den Befig von Privat: 


gelangen kann. 
mentlih Not und Schwarzwild umfaſſend, und die niebere 
unter die alle anderen jagbbaren Tiere jallen. Die niedere Jagd 
allgemein den Nitterqutsbefigern als fubjeftio dingliches Necht 
legt. Diefer Rehtszuftand wird für Preußen kodifiziert in 
ER. IL, 16 8830 fi. Die Ablöfungs: und Negulierungsgei 
welche die meiften übrigen dinglichen Rechte an Grund und 
feitigte, lies das Jagbrecht vollftänbig unberührt, Währenn 
herrliche Geiepgebung bereits in ber Rheinyrovinz das Jagdregal bes 
feitigt Hatte, erfolgte für das ganze damalige Staatsgebiet feine Auf- 
Be = damit die Müdkehr zum älteren deutſchen Nechte exft im 
ſahre 1848, 

Dat Gejey vom 31. Oktober 1848 *) befeitigte für den bamaligen 
Umfang der Monardjie jedes Jagdrecht auf fremdem Grund und Boben 
ohne Entihäbigung und ebenjo bie bisherigen Abgaben und Gegen 
leiftungen ber Berechtigten. Für bie Zukunft ift eine Trenmung bes 


Das Jagdrecht ſteht munmehr vorbehaltlich der Beichränfungen im ber 
Ausübung dur die allgemeinen und bejonderen jagbpoligeilichen Bor: 
febeiften jedem Grunbbeitger auf feinem Grund und Boden zu. Kut 
in den Feitungswerfen und deren Enceinte kann allein bie Militär: 
behörbe bie Jagb ausüben laſſen. Ebenfo it in ben fpäter erworbenen 
Sanbesteilen bas Jagdrecht auf frembem Grund und Boben teils ſches 
durch die frühere einheimiſche teils dutch die preußiſche Saas 
aufgehoben morben*). Weberall ift demnach ber Brunbjag zur ner 
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‚gelangt, daß das Jagdrecht jedem Grundeigentümer auf feinen 
heine Welche Tiere bem Jagdrechte u 


i 


menden 
durch bie 
miert find. Gubfibiär ift bie Veftimmung bes U. UN. II, 16 3 32% 
mafjgebend, daß zu den jagdbaren Tieren dasjenige vierfüßige Wild 
zu rechnen ift, welches zur Speije gebraucht zu werden 
da: 


8 Fagdregal ald ein vom Staate abgeleitetes Privat 
der mittelalterlichen Bermengung von öffentlichem und privatem 
rad) und beshalb in beiben Rechtsgebieten behanbelt wers 
it durch bie Aufgabe der Negalitätstheorie auch Hier bie 
Grenze wijchen beiden Sphären gezogen. Indem die Gefeh- 
feit 1848 das Jagbredt jedem Grundeigentiimer ohne Rüds 
eine bejondere ſtaatliche Verleihung zuſpricht, erflärt fie bass 
eine and dem Eigentume an Grund und Boden fliehende 
privatredhtlice Befugnis. Das Jagdrecht felbft iſt alfo vollſtandig 
aus bem Gebiete des öffentlichen Rechts ausgeſchleden und gehört dem 
Privatrehte an. Die Ausübung des Jagdreihts unterliegt aber mie 
diejenige aller übrigen privatrechtlihen Vefugniſſe verſchiedenen poli⸗ 
zeilichen Beihräntungen. Diefe Beihränkungen in ber Ausitbung bes 
Jag drechts fallen ald Jagbpolizei in das Gebiet des Verwaltungscedts. 

Bei der ungehinderten Ausübung des Jagdrechtes durch jeden 


IHR 


diefes Rechtes verfciedenen polizeilichen Befhränkungen unterworfen, 
Für die alten Provinzen geſchah bies durch das Jagbpolizeigeleg vom 
7. März 1850 °). 

Zur eigenen Ausübung des Jagdrechts auf feinem Grund und 
Beben ift hiernad) der Vefiger nur befugt: a. anf ſolchen Befigungen, 
welche in einem oder mehreren an einander hängenden Gemeinbebe: 
sirten einen lands oder forſtwirtſchaftlich benupten Flaͤchentaum von 
Yunt 


®b, 10, 6,399 —; für die vormals bayriſchen Sandesteile: Cr. 
1948 — Bayr, GL 1848, S. 129 —; für die vormals beffiiden 
und Schleswig«dolftein: Gel, vom 1. März 1873 — GE, 1878, 
27 —, für Sauenburg: Gef. vom 17. Jult 1872 — Dff. Mocenblatt 1879, 
für Pohenpollernr@igmoringen: Gef. vom 29, Juni 1948 — Samml. 
1948, ©. 46 —. 
6. 
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Stabtfreifen des Bezirtsausfhufies aus dem Bezirke einer Gemeinde 
mehrere für ſich beftchende Jagdbezitte bilden, deren 
eine geringere Flache als 300 Morgen umfajlen darf. 
delche zur eigenen Ausübung ber Jagp befugt find, haben das 
fih mit ihren Grumbitüden dem Jagbbezirle ihrer Gem, 
jhließen. Die Beſchluſſe über ſolche Abänderungen der 
—— durfen un ‚auf feinen kürzeren Zeitraum als 
Umgefehrt find die Befiger ifoliert gelegener 
in fi mit denjenigen Grundftüden, melde — 
‚Hof ganz oder teilweiſe umgeben, alſo nicht mit 
im Gemenge liegen, von bem ——— Iagbbezirte — 
ſchlieken, wenn auch die Grunbjtüde nicht zu denen gehören, beren 
Beſiher zur eigenen Ausiibung der Jagd befugt find. Auf diefen aus: 
geſchioſſenen Grundftüden muß aber während ber Dauer der Aus— 
ſchliekung die Ausübung bes Jagbredites ruhen. Auch muſſen die 
Grengen folder Grunditüde ftets erfennbar bezeichnet werden Aus 
geiälofien von den Jagdbezirken bleiben fernerhin auch Grumbitäde, 
melde von einem über 3000 Morgen im Zufammenhange 
Walde, ber eine eingige Beſihung bildet, ganz ober größtenteils einges 
ſchloſſen find. Die Befiger folder Grundftüde find verpflichtet, 
Ausübung ber Jagd auf demfelben bem Eigentümer bes fie umjchlie- 
Fenden Waldes beffen Verlangen gegen eine nad) be Jagdertrage 
zu bemefiende Entihädigung geitpachtweife zu übertragen oder bie 


9 Bgl, m. Brünned, Die Jagdgeneffenfgaften, Yalle 1897, 
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zu laſſen. Macht ber Walbeigentümer 


er Beteiligten” Aber ihre in dem öffentlichen Rechte 
begründeten —— gen und Verpflihtungen hinfichtlich ber Aus 
übung ber Jagd, — über 1. Beſchränkungen in ber Aus 


von gemeinfcaftligen Jagdbezieten, Anihlub von Grundftäden an 
einen gemeinichaftlihen Jagdbezirt ober Ausſchluß von Grundftüden 


fändigen Xagbbezirfen umfchloffen find, fowie bie ben Eigentümern 
der Grundftüde zu gemährende Entfhädigung unterliegen ber Ent. 
iceidung im Verwaltungsitreitverfahren. Juſtan dig in erfter Inſtanz 
ent. —— der Bezirksausfchuß ($ 105 3.8). 
ber ben Jagdbezirl bildenden Girundftüdähefiger 
bat ne den Charakter einer auf bem Geſehe beruhenden 
— *) Bhre Vertretung in allen Jagbangelegenheiten fteht 
der Gemeinbebehörde zu. Bei einer Bereinigung won Grunbftüden 
verſchiedenet Gemeinbehejrte zu einem Jagdbeſitke Kat die Aufſichts⸗ 
behörde die zuftändige Bemeindebehörbe zu beftimmen. Nach Mafi- 
‚gabe der Beſchluſſe der Bemeindebehörde kann auf dem gemeinfchaft: 
lichen Jagbbezirke entweber m, bie Ausübung der Jagb gänzlich ruhen, 
oder b. die Jagd fir Rechnung ber beteiligten Grunbbefiper durch 
einen —— Jäger beſchoſſen ober c. öffentlich im Wege bes 


Hieen zur Geeinbetafe und werben durch bie Gemeinbebehörbe 
unter bie Befiger der Grunbftüde nad) bem Makftahe bes Flächen- 
inhalts derjelben verteilt. Auf Beichwerden und Einfprüche betreffend 
die von Se Semeinbebehörbe oder bem Jagdvoritande feitgeitellte 


von Brünnel, a DS 30, Dernburg, Preuß. 
Senats en 8 229, die Jagdgenofjenfgaft fet eine Rorporetion, enthehst der 


Bexupat, Ferfiiges SGmmsrcht. Lil 21 








Nichtigkeit des Vertrages 
ftens drei Perfonen gemeinicaftlih *) erfolgen, Die Berpadtung an 
nicht reichsangehorige Perjonen ift mur mit Genehmigung der Auf 


Genehmigung 
bes Verpachters. Den Pästern gemeinfhaftlicher Jagbbeziefe wie 
ben zur eigenen Ausübung ber Jagd beredtigten Berfonen ift die 
lang um arm fie ihre Neniere geftattet (68 9—13 I-R.®., 
Die Ausübung der Jagd, mag fie nun aus eigenem Rechte ober 


gefeges in Uebereinftimmueng mit dem bisherigen Rechte dein Sand: 
zate, für Stabtkreije der Ortspolizelbehörbe übertragen if. Wer bie 
ee er 


Kommunaldienfte angeftellten, fowie bie — angehen Mk 
vai · Forſt und Iagdbeamten erhalten ben J hen, unentgeltlid,, 
fomeit es fi um die Ausibung der Jagd in ihren Schupbezirten 
banbelt. Die Erteilung bed Jagbfheines ift folgenden Perfonen zu 
verfagen; a. ſolchen, von denen eine umvorfihtige Führung des Schies: 
gewehres oder eine Gefährdung ber dffentlichen Sicherheit zu beforgen 
if; b. beiten, welche durch ein Urteil bes Rechts, Waffen zu führen, 
verluftig erklärt find *?), ſowie denen, welche unter Poligeiaufficht fieben, 
ober welchen die Nationaltotarde aberfannt iſt. Außerdem kann ben 
Kae welche wegen eines Forft: ober Jagdfrevels ober wegen Mib: 
rauches bes Feuergewehtes beitraft ſind, ber Jagbſchein nur 


er. 

*) D. 5. burd) ein einiges Rechtogeſchaſt a 
Berfonen einzeln. Bgl Enifä. des DSG. vom 17. März 1681, Bb. 

“) Gef vom 9. Märy 1803 — 95. 1868, ©. — 

De Strafe ft dem N.Str.&.%, fremd, Der Paffus alfo jet 
Aut. Eng, 9ıt DEG. vom 18. Bylinter Is Rh. re — 
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innerhalb fünf — nad) verbilfter Strafe perſagt werden ($$ 14, 

15 3:2.0.). Die Wieberabnahme eines erteilten Jagdideines 

nur unter benfelben Borausjegungen erfolgen wie feine Berfagung +9). 

— nad $ 99 des fruheren Zuftänbigkeitsgeiehes vom 26. Juli 
1876 gegen die Verfagung oder Wiederabnahme des Jagdſcheines nur 

bie lage bei bem Bezirfsvermaltungsgerichte ftattfand, find jegt gegen 

über biejen Anorbnungen biejelben Nedtsmittel gegeben wie gegenüber 


anderen polizeilichen Verfügungen. 
Uebertretung ber — Vorſchriften iſt gefeglich 
mit Strafe bebroht ($$ 16, 17 A.R.®. 

Zeder ift befugt, das Wild durch —— aufgeſtellte Schred⸗ 
bilder, ſowie durch Zäune von feinen Beſihungen abzuhalten. Zur 
Abwehr bes Nob, Damms und Schwarzwildes kann er fih auch 
Meiner ober gemeiner Gaushunde bebienen. Auf gemeinihaftlichen 
Yagdbdezirken, auf welchen Wildſchaden vortommen, darf die Gemeindes 

bie Ausübung der Jagd nicht ruhen laffen, wenn auch mur 

ein einzelner Grundbefiger Widerſpruch bagegen erhebt ($$ 21, 22 

3.2.0). Ein gefegliger Anfprud auf Erfat des Wuͤdſchadene findet 

ni Dagegen bleibt es ben Jagbverpädtern unbenommen, 

hinſichtlich bes Milbfhabens in ben Pachtverträgen vorforglide Ve: 
Aimmungen zu treffen ($ 25 3:P.0.). 

Was bie neuen Provinzen anbetrifft, jo tft in Schleswig- Holſtein 


7 


at 


faft wörtlich wiedergegeben. In Hannover, den übrigen Teilen 

ber Provinz Hejjen-Raffau und in Hohenzollern befiehen dagegen noch 
jebr verſchiedenartige Rechtszuſtande **). 

Die Schonzeiten des Wildes find für bas ganze damalige Staats ⸗ 

gebiet mit Ausſchluß ber Hohenzollernſchen Lande übereinjtimmenb 





22) Bgl. Min.Refte. vom 9. Märy 1854 — MOL. der Inn, Berm, 1854, &.49—, 
Entf. dd D.B.@. vom 16. Juni 1877 und 18, Januar 1866, 8b. 9, ©. 228, 
8.12, 8.99.  ) 08. 187, ©. 97. 
für Hannover: Jngdorbnung und Befanntmagung nom 11, März 

1859, Abt. 1, . 159 ff. —, für die oormals fur 
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2 eſchlleiüt 
die Verlängerung, Verkürzung oder Aufhebung der gefeplicen 
Schonzeit, foweit barüber nad) beitehenbem echte im 
— — werben kaun ($ 107 36) 
sFifhereircht. er ne 
zegale Hatte ſich aus dem ijhereirehte der Eigentiimer ber Bemäfler 
bie Idee eines beſonderen Fiſchereitegals des Staates an dem dffent: 
lichen Strömen entwidelt. Dasfelbe wurde ähnlich wie das Jagdregal 


See 
em er it moi von 
WERT, 15% 73-78. Die Ausübung dec Fifchereiberechtigung 


im einzelnen wurbe Durch eine Reihe — Ordnungen geregelt. 
An bie Stelle derſelben iſt nunmehr als erſchopfende Kodifilation bes 
Fiſchereitechtes für Das ganze Staatogebiet das Fiihereigejeg vom 

30. Dal 1874!) nebſt ner Novel vom 30. Mai 1880 ) ges 
treten ?9). 

Territorial bezieht fih das Fiihereigejeg nur auf die Fiſcherei 
in ben unter ber Staatsherrichaft ftehenben Gewäflern, alſo auf bie 
Küften und Binnenfiiherei. Dagegen muß die Regelung der Hod- 
feefiicherei, ba ſich bas offene Meer ber ftantlihen Herrſchaft jieht, 
internationalen Verträgen in ber Weiſe vorbehalten bleiben, ih 
jeber Staat verpflichtet, feinen Angehörigen die Ausübung ber Hoch 
jeefifcherei nad; gewiſſen Richtungen hin zu unterjagen?”). Sadlid 
erftredft ſich das Gejeg nicht nur auf Fiſche im zodlogiſchen — 
ſondern auch auf den Fang von Krebſen. Auftern, Mufcheln und 
deren Wafjertieren, fomeit fie nicht Gegenſtand des Jagdrechtes Aa. 





”) 88. 1870, ©. 190. 
=) Gef. vom 2. Mei 1853 — ©. 1858, ©, 178 —. 
#7) Gel, vom 20. Februar 1870 — Dffiyieller Wodenblatt 1870, S 269 — 
") &8, 1874, ©. 197. Einführung In Sauenhurg bush Gef, vom 4. Kpıd 
— 68. 1877, &.122 — Bgl. v. Staudinger rt. Bifderei und 
Fifgereipotiget in o. Stengels Mörterdud Wb. 1, ©. 408 ff. 
"0.8. 1880, ©, 28. 
"e) Bol. auferbem den Vertrag mit den Riederlanben umb ber Schweis nem 
Ei 1885 über die Lochofiſchetei im Rheinftromgebiete — A.GUL IE, 
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sis Das daad · und diſchereirecht 225 
Darüber, wer zur Fiſcherei berechtigt ift, ——— 


digung beichränft oder aufgehoben werben. Weber die Veſchränkung 
oder Aufhebung entigeibet der Bezirtsausfguß auf Klage der Fildjereie 

‚ober Fijhereigenoffenfchaften. Anbererjeits find diejenigen 
Fiſe en, welche bisher, ohne mit einem beftimmten 
Grundbefige verbunden zu fein, von allen Einwohnern oder Mitglie ⸗ 
dern einer Gemeinde ausgeübt werben fonnten, ſowie bie Binnen: 
fiderei in ben biöher dem freien Fiſchfang unterliegenden Gewäffern®") 
in dem bisherigen Umfange der politiihen Gemeinde übertragen wor« 
dem. Die Gemeinden dürfen bie Berechtigung mur durd; angeflellte 


Fr geregelter Auffichtsführung und gemeinfdaftliher Mar 
tegelm zum Schuhe bes Fiſchbeſtandes und unter beftimmten Voraus- 
fegungen aud behufs gemeinfhoftliher Vewirtihaftung imd Benuhung 
der Fiſchwaſſer können die Berechtigten eines größeren zuſammen⸗ 
hängenden Fifchereigebietes auf Grund eines Innbesherrlih geneh- 
migten Stetuts zu einer Genoffenihaft vereinigt werben, melde durch 
einen von ſamtlichen Berechtigien nad näherer Vorſchrift des Statuts 
m wahlenden Vorſtand vertreten wird. Ueber bie Genoffenidafts 

und das Genoffenihaftsfiatut find die Beredhtigten und im 

Falle des Widerſpruchs aud nur eines berjelben der oder die Kreis⸗ 
tage der Streife, in denen bas Genoſſenſchaftsgebiet belegen ift, vor 
der Senehmigung bes Statuts zu hören. Die Belanntmachung des 
Ianbesberrlichen Exlafies erfolgt durch das Amtöblatt. Im Falle frei» 
williger Uebereintunft aller Berechtigten genügt die Genehmigung des 
vereinbarten Statuts durch ben Oberpräftbenten ober, wenn ber Be 
jr? im mehreren Provinzen belegen iſt, des lanbmwirtfchaftlihen Dis 
Eine Ausbehnung des Genoſſenſchafts zwecles auf die gemein. 
aftliche Bewirtſchaftung und Benugung der Fiſchwaſſer fan nur 
auf Antrag eines ober mehrerer Berechtigten erfolgen und zwar entz 
weber, wenn bie fämtlichen beteiligten Berechtigten zuſtimmen, ober 
bei ber Binnenfifcerei in nicht geſchloſſenen Gewaſſern, wenn bie 
—— in denſelben ausfhlieglih den Beſitern ber anllegenden 
ide zufteht, und ber fifchereibetrieb ber einzelnen Anlieger 


#2) Die Fifcheret in den biäher bem freien Fiſchſange unterlegenden Hüften 
gemäffern If m freigeblieben und nidt auf die polktifhe Gemeinde über 
en Bol. Entf. bed Kamm,Ger, vom 12, Februar — Yohomu 
ümgel 8b. 5, ©. 318 —. 
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Das Verwaltungarecht. 918 
mit einer wirtſchaftlich ſchereinuhung ber Gewäſſer unvereinbar 
AR, u cm aleripre eines Berker ber Kreistag zugefimmt 


bat * 10 5.8). 
Die Aufſicht über die Aifchereigenofienfhaften führt der Areiss 


handlung im Berwaltungsftreitverfahren zu. Ueber bie 

jur Teilnahme an ben Laſten der Genoſſenſchaft oder das Recht zur 
Teilnahme am den Auffünften der gemeinſchaftlichen Fiſchereinuhung 
erteilt der Genoffenfhaftsvorftand Veſcheid. Gegen denſelden findet 


Die Ausübung der Fiſcherei, ſowelt ſie nicht durch bie Bered 
Se jelbft erfolgt, erforbert die Mitführung eines den gefeg 

Betimmungen gemäß ausgeftellten und beglaubigten Erlaubnis: 
feines, der dem Auffidtsperfonale und den Polizeibeamten auf Er- 
forberm vorzugeigen iſt (88 11 fi. .@.). 

Das Gejet trifft endlich noch Beitimmungen zur Schonung und 
Erhaltung bes fifchereibeftandes namentlich hin ſichtlich Thädlicher Fang: 
mittel, ber Schongeiten ber Fiſche und der Werunreinigung ber Ger 
mwähler ($$ 19 ff. F.©.). Ueber bie zu biefem Smede erforberfiden 
Mafregeln beſchließt ber Bezirsausihun (95 98, 99 3.8). 

Die von Flſchereibetechtigten, Genofienfhaften und Gemeinden 
beftellten Flſchauffeher fönnen amtlich verpflichtet, auch zur a 
nehmung ber flaatlihen Aufficht befondere Fiihereibeamte beitellt 
or er Rechte und Pflihten der Ortspoligeibeamten haben 
It A .)- 


$ 186. Das Bergregt '). 


Das Reät zum Bergbaubetriebe galt in älterer Zeit als Zube 
hör bes Grunbeigentums. Es war allo allein ber Grunbeigentiimer 
bereditigt, auf feinem Grund und Boden nad Mineralien zu ſuchen 


BGE KR Rloftermann, Lehrbuch des preuf. vergrechtes mi Be 
fißtigung der Übrigen dewfden Vergreite, Berlin 1871; — Du 
gemeine deutſche Betgtecht in Verbindung mit dem preuß. Vergrechte under Berüdı 
fihhtigung der Berggeleye Bayerns, Sadfens, Defterreih® und anderer 
Sander, Bonn 18715 Wd. Aendt, Hur Gefchldite des Sean und TER 
baufseißelt, dalle 1890; Leutholb, Art. Bergbehörden, 

Bergfäben, Vergwerkieigentum, Erbfiolen, Finderredt, © *— 
Gulden, Rnappfaftötafen, Mutung in v. Doldendorffo Keiiöleriten 1, 
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Sm ber Mark fand bieje ber der Mart 
men 12. ie in der Sem Mt tolle RO yet os 
F gemeinſamen Beziehungen der Martgenoſſen beim iebe 
ein jelbftändiges Vergbaurecht. Dieſes blieb ſedoch bei dem meiteren 
Aujblühen bes Bergbaues nicht auf die Srenzen ber gemeinen Mart 
beſchtãntt, fondern wurde allmählich aud auf den im Individual: 
eigentum Grund und Boden angewandt. So entſteht aus 
dem Bergbaureite bes Girundei rs bie 
baufreipeit, das Recht bed Ber, iebes auf frembem Grundbefige. 


nicht dem Grumdeigentümer als ſolchen, ſondern bem mit ber Berge 
baufreiheit Velichenen zuftehe, fo war ber Uebergang zu der Idee 
der Negalität des Bergbaues eigentlich von jelbft gegeben. Bereits 
anertannt in der Constitutio de regallbus von 1158, fam das Inſti⸗ 
tat des Bergregals unter dem Einflufie des longobardiſchen Lchnrechts 
feit Ende bes 14. Jahrhunderts auch in Deutſchland allgemein zur 
Geltung. Es geſchah dies aber in einer Zeit, als die faijerlihe Ge- 
bereits vollftändig gefchmächt, und ihre weientlichen Negierungs: 
auf bie Territorialberren übergegangen waren. Auch das Berg. 
in daher nicht mehr der Neichsgewalt, fondern den Landes: 


ur 


FE 


at allgemein im Wefite bes. Bepale find 9). 
der Kegalität des Vergbaubetricbes ergab fih nun, da 
niemand zu bemjelben bereditigt war als der Landesherr ober der 


©. 27 fi, 706 fi, 880 ff, »». 2, ©, 201 5, 480F, 829 Fi; Aloftermann. 
Art. en en eat, we 
fen, 
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behörben, Bergpoliset, Berg 
—— > ©. 182 fi; Ztfdr. für 
1560 ff; Romm. zum Berg: 
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er 
in der Regaltät. Der Geunbeigentimer ee 

eil dieſe ihr Rest 
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des itoriumd. wurde aber and ber 
Regalität das fogenannte Direktionsprinzip, bie Befugnis zu einem 
weitgehenden Eingreifen der Staatsgemalt in ben Bergbaubetrieb ber 
vom Staate belichenen Privatunternehmer gefolgert. Das Bergrect 


Tag alio mie alle Negalien in der Mite zwiihen bem Privatredte 
und dem Staatsrechte, es handelte fih um. privatrechtliche Befugniſſe 
welde zurüdgeführt waren auf eine ſtaatliche Verleihung. Aber auch 
ſoweit das Vergreht bem öffentlihen Rechte angehörte, war Fein jur 
riftifcher Charakter nicht klat ausgeſprochen. Als nupbares Regal fiel 
es in das Finanzrecht, nicht nur fomeit ber Staat ben Bergbau felbf 
betrieb, fonbern aud) foweit er an Privatunternehmer in ben Formen 
des Bergtechts verlichen war, da der Staat ji bei der Verleihung 
immer gewiſſe Abgaben vorbehielt. Das aus ber Negalität entwidelte 
Direltionsprinzip ift dagegen rein poligeilicer Natur, Auf biefem 
aus dem Mittelalter überlommenen Nehtsftandpunlte jtehen aud die 
an Stelle der rein lofalen Bergordnungen im 18, Jahrhundert er 
laſſenen großen Kobififationen bes Bergredtes, melde zunädft für 
einzelne Sandesteile, dann fubfidiär für den ganzen Staat ergingen, 
die Bergordnungen für Aeve:Marf vom 29. April 1766, für Säle 
fien vom 5. Juni 1769, für Magdeburg und Halberftadt vom 7. De 
jember 1772 und bas %. &,R. II, 1688 69. Dazu fommen in ben 
1815 erworbenen rechterheiniſchen Landesteilen noch verihiedene par 
tifulare Bergorbnungen, die ſamilich von der Negalität bes Bergbaust 
ausgingen. 

Dagegen war in Frantreich ſchon durch Gejeg vom 28. Juli 1791 
das Bergregal aufgehoben und durch die rein offentlichrechtliche Berge 
hoheit des Staates erfegt worden. Diefes Prinzip murbe weiter ande 
geführt burd) das Geſetz nom 21, April 1810 über bie Bergmerke, 
Gräbereien und Steinbrüde und durd das Delret vom 9. Januat 
1818 über die polizeilihen Beftimmungen in Nüdficht auf den Betrieb 
ber Bergwerte, bie auch unter preußlicher Gerrichaft auf dem Linken 
Rheinufer in Kraft blieben. Der Staat nahm ben 
nicht mehr als jein ausſchliehßliches Recht, das mur kraft beionderer 
Verleihung an Privatverfonen übergehen Lönne, in Anfpruch, Tonbers 
ſlellte ben Bergbau grunbjäglic jedem anberen Betriebe glei. Mol 
aber wurde feine Ausübung aus öffentligrechtlihen Gründen. befoms 


| 
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deren polizeilichen Beichränfungen unterworfen und namentlich; von 
einer ftaatlihen Konzeſſion abhängig gemadt. 

Junerhalb des preußiihen Staates berubte daher das Bergrecht 
jeit 1815 auf zwei entgegengefehten Prinzipien, in den Lanbesteilen 
bes rechten Rheinufers auf dem ber Negalität, mie bagfelbe in ben 
partilularen Vergorbnungen und dem A. ER. zum Ausdrude gelangt 
war, in ben lintsrheinijhen Gebieten auf dem der Berghoheit des 
Staates über bie privaten Bergwerksbetriebe. Die wiriſchaftllche 
Entwidlung drängte jebod immer mehr zu einer Vefreiung von ben 
Feſſeln, welde dem Bergbaubetriebe durd die Regalität auferlegt 
murben. Schon ſeit 1825 wurde baher an ber Neform bes Bergs 
redhtes gearbeitet, unb ſeit 1851 begann eine Uebergangsgefeggebung, 
welche bie wirtfchaftlichen Bedürfniſſe mit den überfommenen Nedtss 
auftänden möglichit zu vereinigen ſuchte. Diefelbe erwies ſich aber 
als unzureihenb, unb eine erfcöpfende Robififatton bes gejamten 
Bergrechtes war unvermeidlid. Diejelbe erfolgte durch das gegens 
wärtig im ganzen Staatögebiete geltende allgemeine Berggefeg vom 
24. Juni 1865 ?). 

Das allgemeine Berggeſetz enthält num nicht nuc eine Negelung 
der beim Bergbau ſich ergebenden öͤffentlichrechtlichen Beziehungen, 
fonbern auch ber rein privatrechtlichen Verhältnife. Während aber 
früher bie Vermengung bes Privat: und Staatsrehts fih mit Nots 
wendigfeit aus der Zwitternatur bes Regals ergab, ift fie jept nur 
eine rein äußerlihe durch die Kobififation des Privatbergrechte und 
des Bergverwaltungsrehts in bemfelben Geſetze. Wiſſenſchaſtlich laſſen 
ſich gegenwärtig beibe Elemente jdjeiben unb unter bie verjdhiedenen 
Nechtsdisziplinen verteilen. Dem Privatrechte gehören hiernach alle 
Diejenigen Zweige des Vergrechtes an, bei denen es ſich um bie auf 
privatredtlihen Titeln beruhenden Nedhtsverhältnifie handelt, dem 
Bermwaltungsrechte die gefeglicd geregelte Thätigleit der Behörden auf 
dem Gebiete des Bergweiens. 

‚Diefes öffentliche Vergreht hat durch das allgemeine Berggeſetz 
einen ganz neuen juriſtiſchen Charafter gewonnen. Das Geſeh gibt 


9) 8.8.1865, ©. 705. Einführung in Naffeu und die vormals großferzogfid 

Hanbgväftiäh Heififgen Sandesteile Durd) zei Burordnungen vom 22. gebrune 
1867 — 6,8 1867, S. 297, 242 —, in Hannover durch Verordnung vom 8. Mai 
1367 — 8,8. 1887, ©. 601 —, in Kuchefien, Frankfurt 0, N. und die vormals 
Bagrifhen Sanbedteile durch Verorbnung vom 1. Juli 1867 — ©.E. 1807, ©. 770 —, 
in Sauendurg dur Gefeh vom ©. Mai 1868 — Offisielles Mocenblatt 1868, 
S. 161 —, in Scteswigrpolftein durch Verordnung vom 12, Märy 1880 — 8.5. 
1869, 6, 158 — 
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das ſtaatliche Vergregal auf, erhält ſedoch in S 250 das Bergregal 
infoweit aufrecht, als «3 auf Grund bejonberer Nedtstitel anderen 
Nechtöfubjekten, 5. B. den Standesherren zufteht. ee unter · 
wirſt zwar ben —— im öffentlichen Intereſſe einer fortlaufenden 
Kontrolle, aber er nimmt ihn nicht mehr als fein ausfchliehliches Recht 
in Anfpruch, das nur kraft befonderer faatliher Verleihung auf Br 
vatperfonen übergehen könnte. Durch biefe Preisgebung der Rega- 
fität jcheibet ſich ‚zunächft bas Bergweſen als Zeil ber inneren Ber: 
waltung von dem Bergweſen als Teil bes Finanzrechtes. Someit der 
Staat ſelbſt Bergbau treibt, ſteht er rechtlich ‚den Privatunternehmern 
grumbfäglich gleich. Die Abgaben, die der Staat unter der Herrihaft 
ber Negalität ben Privatunternehmern auferlegte, haben bie Natur 
von Gemerbefteuern angenommen. Fur die innere Bermaltung kommt 
das Bergtecht nur noch infofern in Vetracht, als der Staat die amt 
dem Bergbau brohenben Gefahren abwehrt und für die pofitive For 
derung dieſes Zweiges der Urprobultion ſorgt. Grhalten hat fih 
aber in Preußen aus dem früheren Nechtsjuftande, daß die inmere 
Verwaltung des Bergweſens unb beffen Verwaltung als 

anders als in ben meilten anderen deutſchen Staaten noch berfelben 
Bebhörbenorganifation obliegt. 

Das Öffentliche Bergrecht gliebert ſich ebenfalls nad) ben beei 
Hauptgefichtöpunkten ber inneren Verwaltung in bie Bergpoligei, bie 
pofitiven Mahregeln zur Beförderung des Bergbaues und die Orga 
nffation ber Bergbehörben. 

T. Die Dergpoligei it Polizei im Sinne bes preußifcen Mer: 
waltungsredhtes überhaupt, fie umfaßt alfo die Erhaltung der öffent 
lichen Sicherheit ımb Ordnung und Die Abwehr der dem Bublikem 
ober einzelnen Perionen broßenden Gefahren. Sie iſt aber Poligei 
in fpeyieller Anwendung auf den Bergbau. Butceffend erflärt baber 
$ 196 des allgemeinen Verggefeges, bie Bergpolizet erftredte ſich auf 
bie Sicherheit ber Baue, die Sicherheit bes Lebens und der Gefunds 
beit der Arbeiter, ben Schub der Oberfläche im Intereffe ber perföns 
lichen Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs und den Schub gegen 
een Einwirkungen des Vergbaues. Die Bergpoiel fa hat 

aber ähnlich wie verfdiedene andere Zweige der Polizei eine über bie 
allgemeinen Rlaufeln des Boligeirechts hinausgehende und bie Behörden: 
thätigfeit noch mehr befhränfende Regelung erfahren durch das all 
gemeine Berggefeg und verfhiedenen Spezialredtsnormen*), Aus 





+) Die Anfigt von Kray a.0.D. S. 167, nur die ben Bergbehörben but 
das Berggefei bezüglid) des Bergdaus ugemiejenen Aufgaben machten die Benge 
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—— — ſich, daß die allgemeinen Maufeln bes Polizeis 
vehtes, namentl ———— Ermachtigungen zum Erlafe von 


————— Poitzelverfugungen, Hier fortfallen und erfegt 
find durch die bergtechtlichen Spejialcehtsnormen. 

Hinfihtlich der Formen der Vergpoligeivermaltung w —— 
mu ee Polizeiverorbnungen und Polizeiverfü; 

Das Vergpolizeiverorbnungsrecht grünbet ſich au) ri 196 fi. bes 
allgemeinen Berggeiepet. Sein weſentlichet Unterſchied von dem 
—— er ride Sera beiteht darin, ba bie Berg ⸗ 

bie ganze Straftechtsnorm, jondern nur bad Ge: 
Bot ober Verbot * erlaſſen hat, während die Strafandrohung (bie 
zu 150 ME. Gelbftrafe) ſchon durch das Geſetz feilgeftellt if. Dieſes 
Berorönungeredht der Bergbehörden entipriät aiſo derjenigen Ge: 
Haltung, melde bas Polipeiverordnungsreht allgemein in Frankreich 
und ben fübbeutihen Staaten erlangt hat. Die Vergpolipeiverord: 
mungen können fi eritreden über alle Gegenftände ber bergpoligeis 
lichen Auffiht Zuftänbig find bie Oberbergämter für ben ganzen 
Umfang ibres Vermaltungsbesirts ober für eingelne Teile besjelben, 
ohne dab es der Mitwirkung eines Selbjtverwaltungstörpers be= 
bürfte. Die Publitatlon erfolgt durch das Amtsblatt. Lieber bie 
vorkommenden ebertretungen werben von ben Revierbeamten Protokolle 
aufgenommen nnd am die Staatsanwaltjhait abgegeben. Die Ent: 
ſcheidung fteht den ordentlichen Gerichten zu, welche hierbei nicht die 
Rotwenbigleit und Zmedmäßigfeit, fondern nur die geſetzliche Gültig- 
teit der von ben Bergbehörben erlafienen poligeiliden Vorſchriften 
zu prüfen haben ($$ 207—209 B. G.). Cine vorläufige Straffeft- 
fegung durch bie Volizeibehörbe findet nicht flatt ®). 

In analoger Weife ift bas Poligeiverfügungsredt geregelt. Wenn 
auf einem Bergwerfe in Beziehung auf die oben erwähnten Gegen: 
ftänbe eine Gefahr eintritt, fo hat des Oberbergamt die geeigneten 
poligeilien Anordnungen nad; Vernehmung des Vergwerlsbefigers 
ober des Nepräfentanten durch einen Beſchluß zu treffen. Bei dringen 
ben Gefahren kann auch ber Nevierbeamte fofort und ohne Ber: 
uehmung bes Vergwerfsbefipers ober Nepräfentanten die erforbers 
lichen polizeilihen Anordnungen treffen, hat aber hiervon fofort dem 
Operbergamte Anzeige zu machen, welches nad vorheriger Anhörung 


polizei aus, erfcjeint nicht haltbar. Denn die äuferlihe Thatfade, 06 Rechtonormen 
An diefem ober jenem Gefage enthalten find, Kann für das Welen eines Redid- 
Änfiitut® nicht maßgebend fein. Dagegen auh Oppenhoff, Komm. R, 1048; 
Klofermann Anm. 480; Arndt, Komm. 5. 188 

N Bgl 5 2 Nr. 8 des def, vom 23, April 1883 — @.&, 1888, 8,65 —. 


betreffenden Perfonen ‚entweber bie Anorbnungen beftätigt ober 
—— Die Be Anordnung 


den Revierbeamten auf Roften des Bergmwerlsbefigers bewirkt erden 
lann (88 198 ff. 8.8). Cine Aufe der Ber: 
fügungen tungsftreite ober Beidwerbeverfi nicht 


nicht der ordentliche Rechteweg zuläfig iſt, nur bie Beſchwerde an 
die nachſt höhere Vehörbe, in legter Inſtang ben Miniſter der öffent: 
lichen Arbeiten. Dagegen bildet die Nichtbefolaung der polizeilichen 
Anordnungen den geſehlich formulierten Tharbeftand einer lebertretung, 
fiber welde bie ordentlichen Gerichte zu erfennen haben. Diefelben 
können alfo zwar nicht die Poligeiverfügung aufheben, mohl aber bei 
Gefepwidrigfeit der Poliseiverfügung von der Anklage der Nebertretung 
freliprehen und dadurch eine Rechtokontrolle ber Bergpolizel ausüben. 

Sachlich erſtredt ſich die Vergpoligei über alle dem Berggeiehe 
unterftehenden Betriebe, den Stein» und Brauntohlenbau in ben che ⸗ 
mals ſachſiſchen Sandesteilen und dem Fitrftentum SKalenberg ”), wie 
Zubehöre ver Bergwerke, namentlich bie Grubeneiſenbahnen, bie Salinen 
mit Ausnahme derjenigen in Hannover. Die polizeiliche Auffücht tritt 
namentlich in Wirtſamleit bei Eröffnung des Betriebes und bei Um 
glüdsfälen in den Bergwerlen. 

In erfterer Hinſicht ift der Bergwerköbefiger verpflichtet, a. bem 
Revierbeamten von der beabfihtigten Inbetriebfegung eines Berge 
werfes mindeftens vier Wochen vorher Anzeige zu machen unb b. vor 
der Eröffnung bes Betriebes einen Betriebaplan einzureichen. Der 
Revierbeamte bat den Betriebsplan vom polipeilihen Standpumnite 
zu prüfen. Erhebt er nicht binnen 14 Tagen nad der Worlegung 
Einforudh, fo ann ber Plan zur Ausführung gebracht werben. Im 
entgegengefepten Falle wird ein Termin zur mündlichen Erörterung 
über den Betriebeplan anberaumt. Falls hierbei feine Einigung zu 
Stande tommt, jegt das Oberbergamt bie notwendigen Aendberungen 
duch Beſchluß feit. Das gleiche Verfahren ift bei Veränderungen 
des Betriebsplanes zu beobadten, on der beabfiätigten Einfielung 
des Betriebes ift ebenfalls dem Nevierbeamten vier Wochen vorher 


MH Bzansl31a, Bemebanpuknn (Ih, KARL BETTEN 
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Anzeige zu maden. Zur Sicherung ber polgeilichen Ueberwachun— 
hat der Befiger ein Grubenbilb —— — Ah ii die 
der 


den Tod oder bie ſchwere Verlefung von Perfonen herbeigeführt hat. 
Der Nevierbeamte orbnet die zur Rettung der verunglüdten Perfonen 
und en Abwendung weiterer Gefahren erforberlien Maßregeln an. 
nötigen Arbeiter und Geräte hat der Vergwerfsbejiher zu 

— Ebenſo find die Beſiher benachbarter Bergwerfe zur Hilfe ⸗ 
leiſtung verpflichtet, Die Koften trägt ber Bergmerksbeftger vorbe ⸗ 
halilich des Regreßanſpruches gegen fhulbige Dritte (33 208 fi. B.@.). 
U. Die itaatlihe Thätigfeit zur pofitiven Förderung des Berg 


liegenben Direltionspringipes in ziemlich engen Schranten. 

Das Schwergewicht der über bie bloße Poliyei binausgreifenden 
Funktionen der Behörden liegt gegenwärtig in der fortgefegten Eins 
mirfung auf bie privatrechtlichen Begiehungen wifchen dem Betriebs: 
unterwehmer unb bem Glrundeigentümer, indem bie Rechte bes er= 
fteren am dem fremden Grundeigentum nur entitehen tönnen durch 
ſtaatliche Verleifung. Diefe Verleihung ift meientlih verſchleden von 
der poligeilihen Konzeffion ober Genehmigung. Sie erkerut nicht 
bie Poligeimäfigleit des Betriebes an, fondern fie bringt die privat 
rehtlihen Befugniffe des Unternehmers zur rechtlichen Eriftenz. Diefe 


bie en an bie fie gebunden, bie Schranfen, 
fie gefnüpft ifl, find ein Gegenftanb des Privatrechts, da fie 
die wechſelſeitigen — bes Grundeigentümers und Bergweris · 


Meber biefe rein privotrechtliche Sphäre reicht mır ein Rechts: 
institut hinaus, welches ebenfalls diefe Beziehungen zum Gegenftande 
hat, bie bergrechtliche Enteignung. Der Bergbau ift nicht mur ein 
inbuftrielles Unternehmen tie jeves andere, er bildet aud; eine Ver: 
anftaltung im Intereffe des Gemeinwohld. Der Unternehmer kann 
baber bie Benuhung mie bad Eigentum fremder, zum Betriebe not 
wenbiger Grunjtücde verlangen. Dieje Abtretung Tann mur aus 
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Gründen des öffentlichen Inteteſſes vertont wech An a eher 
ben Willen des Grunbeigentümers nicht auf Wohn, Wirtihafts: und 
Fabrifgebäube und damit in Verbindung ftebende eingefriebigte Hof» 
räume erftreden. Bei einer nen als —— eu Ne 
Gnmbeigentümer das Recht, bie Erwerbung des Eigentums feitens 
des Unternehmers zu verlangen. Eine beionbere Verleihung bes 
Enteignungsrechtes ift nicht erforderlich, In Ermangelung einer 
ER (onen 

ng un) er Abtreti 
Beiätuh der Dbenbergamies, und des ——— Grund 


weg ift über die Abtretung felbft nur ftatthaft, wenn bie Befreiung 
von ber Verpflichtung auf Grund eines befonberen — Titels 

wirb, im ven nur hinfichtlich ber Höhe ber 
Die Koften des Enteignungsverfahrens trägt für die erfte Ynklanz 
der Bergwerfsbefiger, fir die Nekursinftang ber unterliegende Te 
(88 135—117 8.6, 8 150 3.8). 

Zur Förderung bes Bergbaues bienen ferner bie Bergbaubilfs; 
fafien und die Knappſchaftstaſſen. Erftere find zum größten Teile 
gegen Enbe bes vorigen Jahrhunderts begrlimbet worben zum Smwede 
der Unterftühung einzelner Unternehmer durh Darlehen und der Un: 
terhaltung gemeinnäßiger Einrichtungen. Maßgebend für dieſelben 
iſt gegenwärtig das Gefeg vom 5. Juni 1863 ®), welches unter An 
erfennung der Bergbaubilfstafien als —— Perfonen und umter 
Aufrechterhaltung ihrer bisherigen Zwede die Verwaltung ben a 

teiligten nad) Maßgabe eines vom Minifter zu beftätigenden Statuts 

und unter Oberauffict des Oberbergamtes überträgt. Die erg 
— deren — in nn Titel des 

jemeinen Berggeſetzes geregelt find jen Unter: 
fürn ber eh ihrer Hinterbliebenen in Ruantbeit: 
und Unglüdsfällen. Die Normatiobeftimmungen über bie — 
ber Kaſſen und die zu gewahrende Unterjtügung find durch das Geſch 
gegeben, und unter Veobachtung dieſer geſetzlichen Schranten ift vom 


*) Da au der Enteigmungsanfprud ded Unternehmers auf 
enlügen Anne beruht, fo o müffen le Die Befogung seötfertlenben ———— 
gewiquiger fein ald die für ben Unietnehmer ſprechenden. > 
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den Werksbefigern ein Statut zu errichten, dad ber Veftäti des 
Oberbergamtes bebarf !"). 's — 


Endlich beſteht zur Ausbildung ber höheren Vergbeamten in 
Breußen feit 1860 hie Vergalademie zu Berlin und bie mit ber Berge 
ſchule vereinigte Bergakademie zu Klausthal, fowie zur Ausbildung 
der unteren Vergbeamten verjchiebene Bergigulen, mit benen vielfach 

orfchulen verbunden find. 

Ueber biefe Pflege des Vergbaues unter Erhaltung ber vollftän 
digen wirtihaftlihen Freiheit des eingelmen hinaus findet ein Eine 

der Staatsgewalt nur ausnahmsweile ftatt, jo 3. B. zwecks 
des Berqwertöbetriches im öffentlichen Interefie, widrigen⸗ 
falls das Bergwerkseigentum entzogen wird. 

IM. Die Organifation der Bergbehörben mußte mit Ueberlaffung 
bes Betriebes an bie Unternehmer eine gang neue Geſtaltung erfahren. 
Sie berubt gegenwärtig auf dem achten Titel des allgemeinen Berg« 
gefeges. Die Bergbehörben gliedern ſich hiernach im drei Inftanzen, 
bie Revierbeamten, die Oberbergämter und das Minifterium für öffent 
liche Arbeiten. 

Die Nevierbeamten, deren Bezirke durch den zuftändigen Minifter 
feftgefteilt werben, haben alle nach dem Berggefege ben Bergbehürben 
‚obliegenden Gejhäfte, foweit fie nicht ausdridtich ben Oberbergämtern 
vorbehalten find, in erfter Inſtanz felbftändig zu erledigen und ein 
zelne Geſchafte als Kommiſſare des Oberbergamtes zu bearbeiten. 

Die Veziele ber Dberbergämter unterliegen bagegen ber Fell: 
Rellung durch Föniglihe Verorbnung. Es befichen deren fünf: 1. zu 
Breslau für Schlefien, Pofen, Oft: und Weftpreußen, 2. zu Halle fir 
Sachſen, Brandenburg, Pommetn und einen Teil bed Regierungsbe: 
sirts Hildesheim (Amt Neuftadt!, 3. zu Dortmund für die Provinz 
Weftfalen mit Ausnahme des füdlichften Teiles, einzelne Teile der 
Rheinprovinz und bie Negierungsbegirfe Dsnabriid und Aurich, 4. zu 
Bonn für die übrigen Teile von Weftfalen und der Rheinprovinz, 
die Regterungsbezirte Wiesbaden, Sigmaringen und den Kreis Wöhl, 
5. zu Klausthal für vie übrigen Teile der Provinz Hannover, bes 
Negierungsbezirks Kaffel und die Provinz Schleswig⸗ Holſtein. Die 
Dberbergämter bilden die Auffichts- und Nekursinftanz für die Revier ⸗ 
Beamten und bie erfte Inftanz für Die ihnen durd das Verggeſetz 
ober befonbere Geſetze ausbrüdlid übertragenen Berwaltungsgefchäfte. 

Die Eentralbehörbe bildet endlich das Minifterium filr öffentliche 


eiten. 
Sinſichtlich ber Ausbilbung ber Bergbeamten gelten bie vom Mis 
WE gL-im Übrigen über die Anappftjaftstaffen den Unhanggudiefem Kap. unterTI,5n. 


— 
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nifter der öffentlichen Arbeiten erlaffenen Vorſchriften vom 12, Sep 


tember 1833 über bie Befähigung zu ben technijchen Memtern bei bei 
Bergbehörden bes Staates. 





Say. IV. Das Gewerberent*). 


8187. Gefhigtlige Entwicfung des Gewerberechts ). 


Der Gewerbebetrieb bes Mittelalters ift ben vollswirtſchaſilichen 
Verhältniffen desfelben entipredend durchweg Meinbetrieb und beruht 
audoſchließlich, ſowelt es Ah um die Produftion der Güter 
auf Hanbarbeit. Bemerbebetrieb und Handwerk ſind baer im Mittels 
alter ibentiiche Begriffe. Diefer Handwerlebetrieb fuchte ſich mum in 
feiner wirtſchaftlichen Eriftenz zu fihern vermöge ber Affociatton. Die 
Verbindungen der Handwerfer untereinander, bie Zünfte, bilben fi 
teils im Anihlufe an die alten hoftechtlichen Hanbmerlerverbände, 
teils im Anſchluſſe am die freien bürgerlihen Gilden. Aus beiden 
Biloungselementen entfteht bie neue Berufsgenoffenichaft der Zunft. 

Die Zunft fihert die wirtihaitliche Eriftenz bes einzelnen Hand: 
werlers durd Regelung der Produktion im Verbältnife zum Bebarfe, 
fie fihert die Solibität der Produltion durch genaue Kontrolle der 
Arbeit, bie Thätigfeit der Zumft lag alfo gleichzeitig im Jutereſſe ber 
Probugenten mie der Ronfumenten. Diefe Aufgaben konnte aber die 


*) Bol. 2, Jacobi, Die Gewerbegefebgebung im beutfgen Reihe, — 
— —— — — und Im Ko nu 5 
jonberer Rüdficht auf ihren Vollzug im Age. Bayern, Erlangen 1874; eve 
Die ſtrafrechtlich en der deufjhen Gewerbeotdaung, @rlangen 10; 
M. Seydel, Das Bewerbepoligeiveht nad) der Neihägemerbeorbmung in dirtte 
Ann. 1878, &, 529 fl, neue Beazbeitung a. 0. ©, 18%, ©. 509 ff; & Melen, 
Art. Bemerbebetrieh, ,Generefziet, — —— —8 
dorffs toleciton Bd. 2, er, Gemerderent bes Pu 
She, Bern 1889, 2, Aufl. 1897; Som, zur &.D. von Berger, 8, Mu, 








Berlin 1887; Zeller, Urt. —— e 
in u. Stengels ‚©. 
') Bl. Wilba, Das dee im BWittelalter, Halle 1831; 
Gefiäte der deutfjen Freiftädte, Hamburg und Gotha 1854; EB. Rik 
Rerialität und Bürgertum im I1. und 12. Ihb,, Leipgig 1809; 26 
ſche Denoflenfhaftsregt, 3 Bände, Berlin 1808 ff.; @. Stie 
Hebung des ee Zunftmefens in den —* für Nationalötonomie und 
apa 80. 97, 6 Reuburg, ‚nftgeritöbarteis und 
in ber Zeit vom 1a ie, ar, Sa tan: „Beyer, — 
Sitgen Bantmerterpe, 8 Be (1090- MTAh, Shen 1606 1B08. 
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—— nicht erfüllen, ohne gewiſſe obrigteitliche Befugniſſe. Cine Auf ⸗ 
über die gefamte Produltion eines Gemerbejmeiges mar mur 
möglich, mern alle Gewerbtreibenden Mitgliever ber Zunft waren. 
Der Zunftzwang, bie Bebingtbeit des Gemerbebetriebes durch bie Aufs 
nahme in eine Yunft, it daher ſchon fehr früh ein le 
Kennzeichen der Zunft. Die Bite der Arbeit, welche bie Zunft fons 
trolliecen Toll, bängt aber auch fernerhin vielſach ab von ber Ans: 
bildung der Arbeiter. Die Zunft muß fih daher davon überzeugen, 
‚ob diejenigen, welche die Aufnahme als Mitgliever nachſuchen, and 
bie nötige Befähigung zum jelbftänbigen Gewerbebetriebe haben. Ste 
muß weiter fie die Ausbildung im einzelnen durch Kontrolle des Ges 
Tellen« und Lehrlingsweiens forgen, damit geeignete Kräfte Heranges 
bilbet werben. Sie muß endlich ihren Aufgaben nötigenfalls durch 
Anwendung von Swangsmitteln gerecht werden fünnen. Damit find 
die meientlihen Kennzeichen ber mittelalterlihen Handwerlet zunft ger 
geben. Sie ift eine Vereinigung aller zum felbjtänbigen Betriche 
eines gewiſſen Gewerbejweiges berechtigten Perjonen zum Zwede der 
Kontrolle der gewerblidien Arbeiter und ihrer Erzeugniffe eventuell 
unter Anwendung obriglettliher Zwangsmittel. Die Nedtsverhält« 
niffe ber einzelnen Bünfte beruhen auf ben unter ben Zunftmitgliebern 
vereinbarten und von ber Obrigfeit beftätigten Statuten, welche nas 
mentlih ben Umfang der ber Zunft verliehenen obrigfeitlichen Gewalt, 
insbefonbere ber Junftgerichtsbarfeit, feftiegen. Territorial umfaßt 
eine Zunft die Gemerbetreibenden des betreffenden Gewerbezweiges 
einer Stabt. Die Nusihliefung der meiften Gewerbebetriebe von 
dem flahen Sande ergab ſich ſchon daraus, daß bier eine Kontrolle 
feitens ber Zunft unmöglich gewefen wäre, man aber die ben mannigs 
fachften Befchränkungen unterworfenen Bunftgenoflen gegen jede Kons 
furrenz von außerhalb der Zunft fiehenden und deshalb dieſen Ber 
ſchrantungen nicht unterworienen Perfonen jhigen mußte. 

Die foziale Bebeutung der Zunft in ihrer Blütezeit beruht in 
einem Schuhe der erwerbenden Arbeit gegen die im Mittelalter nur 
awach vertretene, aber beshalb, wo fie vorhanden ift, um jo fürchte 
barere Macht des Slapitals”). Sie macht jeden Anfa einer Fapitas 
Kiffen Sroßproduftion mit ihren ſozialen Abhängtgkeitsverbältniffen 
wmmöglich dadurch, daß jeber Gewerbebetrieb außerhalb der Zunft 
unterfagt, und der Umfang und bie Art bee Produltion der Zunft 
genoſſen für alle gleichmahig geregelt it. Damit ift eine gleihmähige 


s: 


Im biefer Beziehung ft das Sunftinftitut in Parallele zu fielfen mit bem 
des fanonif en Rechtes, 
Bormbat, Preufiiden Sınntörant, ILL. 9} 
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einer Meifterstochter oder Meifterswitwe ihm dem Ziele feiner Winfhe 
erheblich näher brachte, mag wohl von jeher vorgefoumen fein. In 
fo beigeidenen Grenſen bielten ſich jedoh die Zunitmißbräude micht 
immer. Die Zunftmeiiter gewöhnten fich mehr und mehr daran, ihre 
durch Privilegien geihügte Stellung nicht als Mittel zur Regelung 
bes Giewerbebetriebea, ſondern lediglich als Selbitzwed zu betradpten, 
Die Aue ſchliehung aller Perionen, die nicht Zunftgenoffen waren, vom 
Gewerbebetriebe, ſowie die Prüfung der Berfonen, melde ihre Auf 
nahme in die Zunft nochſuchten, wurden benugt, um den 
meiitern in jeder Beziehung ihre lufrative Stellung zu fern. 
Zünfte beſchrantten fih allgemein auf eine geidlofiene Anzahl won 
Zunftmeiftern und ſuchten bie neuen Bewerber, jomeit fie nidyt mit 
Bunftmeiltern verwandt waren, dutch hohe Koften ſchon von Anfang 
an wirtichaftlih zu ruinieren und konturrenzunfahig zu uachen. Waren 
bie Zünjte in ihrer Blütezeit ein Schup der erwerbenben Arbeit gegen 
das Kapital gemeien, fo hatten fie nunmehr diefe ihre jopiale Mifien 
in ihr Gegenteil verfehrt, fie bildeten ein Bollwerk des Prvilegiem 
tapitals der Qunftmeifter gegen die ermerbende Arbeit, Gleihwopl 
find fie ader ein Hemmnis jeder größeren. fapitaliitiichen Produftion, 
jeder Verbefferung der Vertriebsmittel, wozu die voltswirtihaftlige 
Entwidlung mehr und mehr hinprängte. 

Dieje Migbräude des Zunjtmwejens jühren in Brandenburgsfßreufien 
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ſchon unter dem großen Kurfürften auf den Gedanken, bie Zünfte 
überhaupt aufzuheben, den Zunftzwang durch eine allgemeine Gewerbe» 
freigeit zu erfegen. Wenn man biefen rabifalen Plan fehr bald auf« 
‚gab und ſich zu einer Neform des Gewerbetechtes auf ber Grunblage 
des Zumftzwanges entichlob, fo berubte dies vorzugsweile Br Bründen, 
die mit der Gewerbepolltit nichts zu thun Hatten ee 
fi überzeugen, baf; durch die Gewerbefreiheit das flaatlice 

intereſſe/ welches mit der Aufrechterhaltung ber ſtändiſchen 

ordnung, insbelondere der Beſchranlung des Gewerbebetrlebes auf die 
Städte, verfnüpjt war, eine Beeinträchtigung erfahren hätte, 

Den Ausgangspunft ber neuen Gewerbepolitit bildete die bei 
jedem Regierungswechlel übliche Beftätigung der Innungsprivilegien. 
Der Gewerbebetrieb mar abhängig von ber Mitgliebfchaft der Zunft, 
das Seht der Zunft berubte auf fiaatliher Berfeihung. Aus diefen 
beiben Oberfägen wird nunmehr die Schluhfolgerung gezogen, daß der 
Staat es iſt, welchet die Befugnis zum Gewerbebetriebe verleiht, daß 
‚aller Gewerbebetrieb ein vom Staate Tonzeffionierter iſt. Hieraus 
‚ergibt ſich die Befugnis des Staates, an Stelle der Bünfte das ganze 
Gewerberecht jelbit zu regeln, während die Zünfte in ahnlicher Weiſe 
zu ftaatlihen Erehutivorganen herabgedrüdt werben mie bie Städte 
dinſichtlich ihrer Ronmunalverwaltung. Aus ber Zuridführung alles 
Gemwerbebetriebes auf eine ſtaatliche Konzeſſion folgt aber meiterhin, 
daß der Staat, ſoweit er «es fir zmedentiprechend hält, befugt iſt, 
auch einzelne, außerhalb dee Innung ſtehende Meifter, fogenannte 
Freimeilter, und größere Gemerbtreibende zu konzeilionieren. Damit 
war namentlich die Begründung größerer Fabritunternehmungen er⸗ 
moglicht, ohne dab deren Befiger in bie Innung einzutreten brauchten 
und den Beihränkungen ber Jnnungsmitglieder unterworfen waren. 
Wenn bie Zunfte und der Zunftzwang auch jortbeitehen, jo iſt doch 
das grundlegende Prinzip bes Gewerberechtes ein anderes geworben, 
Die Autonomie des Zunſtweſens iſt erfegt durch ben alles regelnden 
Sisatswillen, das ganze Gewerberecht beruht auf dem Prinzive ber 
flaatlihen Konzeffion. 

Nunmehr war aud) erſt der Boben geihaffen fir eine allgemeine 

des Gewerberechtes und bie Befeitigung der Yunitmiße 
brauche. Während für Brandenburg und Preußen durch Edilt vom 
8. November 1686 *) die Erſchwerungen bei Eintritt in bie Zünfte 
befeitigt wurden, fonnte für das Herzogtum Magdeburg in ber Po: 

*) Dal. Bd, 1, ©. 89. Diefer — wird jett auch zuteeffend hervorgehoben 
von M. Meyer, a. a. D, 8. 1,8 54 ff. 

JMyliunO,c.M v2, 10 *. 246, 
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——— vom — — Rap. 26: „Won Gilden, Zunften 

and HDandwerten und berjelben Statuten“ bereits das gejamte Ge— 
werberecht zunt eriten Male für A 
In diefer Richtung einer mehr umd mehr zur Einheit binbrängenden 
Rodififetion entwidelt fih das Gewerberecht weiter unter Friedrich IITI 
und Friedrich Wilhelm I dur) Erlaß von Handwerferorbnungen und 
Beneral:Innungsprivilegien für die einzelnen Provinzen"), Bei ber 
Verzweigung ber Zünfte, ſowie ber im Anſchluſſe an biefelben be 
ftehenven @efellenverbänbe über das ganze Reih und bem fortbauerne 
den Berkehre ber Verbände unter einander war aber eine Bejeitigumg 
der Bunftmifibräude, ſoweit die Geſellen in Frage famen, für einen 
einzelnen Staat unmöglich, ba ſich in einem jolchen Falle die Gejellen 
einfach in andere Staaten gezogen und dadutch das inlänbifde Ger 
werbe geſchadigt hätten. Noch einmal mußte ſich auf bie Snitiatine 
Preufens bin das Neid) zur Befeitigung diefer Mifbränche aufraffen 
durch Grlafi ber Reihszunftorbnung von 1731. Hierauf hat banz 
bie preußiiche Gewerbegefeßnebung von 1792 bis 1734 weiter gebaut 
durch die inhaltlich unter einander durchaus übereinftimmenden Gene 
rabFunungsprivilegien für bie einzelnen Gewerle in der Ar: und 
— ”) und bie Handwerksordnung für Oſtpreußen vom 10. Jull 
1733 ®), 

Die Organe der neuen ftaatlihen Gewerbepolizei bildeten bie 
fäbtiihen Magiftrate in ftrengfter Unterordnung unter bie flantlicher 
Kontrollotgane, die Steuerräte, denen für bie Veauffihtigung der 
Wollmanufalturen befondere Kabriinipeftoren und für die Beauffic: 
tigung ber Jabriten überhaupt Fabritentommifiarien beigegeben waren. 

Auch auf dem Gebiete des Gemerbercchtes iſt die unter Friedrich 
Wilhelm L der weiteren Entwidlung angewieſene Bahn während des 
18. Jahrhunderts nicht wieder verlaſſen worben. Jnebeſondere gibt 
das A, EN, II, 8 88 179 fi. nur eine Robiftfation des beitehenden, 
auf ftaatliher Konzeſſion beruhenden Gemerberedtes, Der geltende 
Rechte uſtand blieb aber auch um deswillen durch das U. ER. unbe 
rühet, weil basfelbe nur eine fubfibiäre Geltung für fih in Anfpruch 
nal 


hm. 
Erfi mit der Aufhebung der ſtandiſchen Nedhtsorbnung und ber 
*) Mylins €. 0. Magdeb, IT, ©. 345. 











Abgedrudt 0. M. V, 2, 6 And. X. 
*) Adgebrudt bei M. Meyer u. a D. Bd, 2, S. 909 ff. 
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ſtundiſch gealiederten Steuerverfajlung war die Möglichkeit gegeben, 
‚auch die noch befichenden Hemmniffe ber freien gewerblichen Entwid- 
dung zu befeitigen. Bereits eine Verordnung vom 4. Juni 1806 9) 
hatte in Preußen und Lithauen die Gilden, Yünfte und Innungen ber 
Garnjüchner, Leineweber ımd Baummollenmeber aufgehoben und dieje 
‚Gewerbe für frei erflärt. Demnächft befeitigte das Edikt vom 29. März 
1808 79) Zunftzwang und Verfaufsmonopol des Milllergewerbes, bie 
Verordnungen vom 24. Oftober 1808 '?) die gleichen Rechte ber 
Bäder, Schlähter- und Höfergewerbe in den Städten Oſt. und Wefts 
preußens. Die Negierungsiniiruftion vom 26. Dezember 1808 88 34, 
50 machte 63 dann den Regierungen zur Pflicht, alle Hinderniffe, welche 
der Einführung der vollftändigen Gewerbefreiheit nod In Wege ftänden, 
möglichft aus dem Wege zu räumen, da der natürliche Gang ber freien 
gewerblichen Entwidlung dem Staate wie feinen Gliedern immer am 
uträglichiten fei. 

Die Wirtihaftsreform ftand aber auch hier im engiten Juſammen— 
hange mit der Steuerreform, fie konnte erft erfolgen auf Grund einer 
gleichmäßigen Beſteuerung von Stadt und Land. Die Neugeitaltung 
des Gemerberechtes ift daher nicht ein Werk ver Steinfchen Verwal- 
tungsreform, ſondern ber Garbenbergiihen Soziale und Wirtjhaftss 
zeform. Sie erfolgte durch das Gewerbeiteuereditt vom 2. November 
1810 *) im engen Unſchluſſe an das franzbſiſch⸗weſtfaliſche Vorbild, 
namentlich das franzöfiihe Defret vom 2.—17. März 1791”) unb 
das weſtfäliſche Patentſteuergeſeh vom 5. Auguſt 1808 ’*). 

Das frangoſiſch⸗weſtfaliſche Recht hatte abgeſehen von gewiflen 
‚polizeilichen Beſchrankungen eine allgemeine Gemwerbefreiheit durchge- 
führt gegen die Verpflichtung der Gemerbtreibenden, ſich jährlich bei 
der Steuerbehörbe ein Steuerpatent zu Löfen. Damit waren bie ger 
mwerbepoligeilihen und die gemerbefteuerlihen Gefihtspunfte in bie 
engite Verbindung mit einander gejept worden. Ein Patent war zwar 
auch jeht noch Vorausſetzung bes felbftändigen Gewerbebetriebes, zur 
Erteilung desjelben war aber der Staat nach Zahlung der Gewerbes 
‚fiener verpflichtet. Der Uebergang von dem Konzeifionsfyftem zur 
Gewerbefreiheit war alfo ein ganz allmählicher. Das preußiſche Ger 
werbefteueredift vom 2, November 1810 befeitigt den bisherigen Untere 
ied von Stadt und Land in Beziehung auf ben Gewerbebetrieb und 
hebt alle den Zünften und Innungen oder einzelnen Perionen zuges 

N. ©. 0. XI, & 127. N. 0. C. XII, ©. 818. 

#) 8. C. C. XII, 2 Rr. 58. ”) ©. 1810, ©. 79. 


, Dormann und Daniels, Handbuch Bo. 1, ©. 510. 
“) Bef.Bull., Bull. des lois 1808, Zeit II, ©. 275. 
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fandenen ober mit bem Befige von Grumdftiden verbumbenen Vor- 
rechte gegen Entihäbigung auf. Die beſtehenden ausfäliehlichen Ge: 
werbeberechtigungen einzelner Berlonen ober Korporationen, bie zwar 
nicht auf einem Grunbftüde hafteten und mit bemfelben in untrenn- 
barer Verbindung ftanben, aber body im — — 
waren, follten von den Regierungen gegen billige Entſchädigung umter 
Ausihluß des Rechtsweges über biefelbe aufgehoben werben. für bie 
Zutunft war zum Gemerbebetriebe in der Negel nur die Loſung eines 
Gewerbeicjeines bei der Steuerbehörde gegen Entrihtung der Bewerber 
fteuer etfotderlich und ausreidend, Der Gewerdeſchein durfte mier 
manbem verjagt werben, ber bis dahin einen rechtlichen Lebenswandel 
geführt hatte. Das Erfordernis eines beſonderen Vefahigungsnech⸗ 
mwelfes blich beftehen für 34 namentlich benannte Gewerbe, bei berem 
ungeſchldtem Betriebe gemeine Gefahr obwaltete, oder die eine dfient: 
liche Beglaubigung oder Unbeſcholtenheit erforberten. Das Edilt vom 
7. September 1811 '*) unterwarf dann ben Gewerbebetrieb, mament- 
lich das Haufiergemerbe noch einigen weiteren VBeigränlungen im po= 
lizeilichen Intereffe. Die Zünfte und Inmungen wurden zwar nicht 
wie in Frankreich und mehreren Rheinbundſtaaten aufgehoben, aber 
jegliher Zunftzwang fiel fort. Jeder Gemerbtreibende Fonnte nach 
Belieben fi einer Zunft anſchliehen oder aus ihr ausfheiden, ohne 
Nüdficht auf feine Zunftangehörigkeit Lehrlinge und Gejellen halten, 
jede Zunft fonnte durch Vehrheitsbeihluß oder durch die Landes 
poligeibehörbe aufgeföit werden. Die Zunfte und Innungen find alfo 
nur noch freie Privatvereinigungen ber Mitglieder desjelben Gewerbes 
zur Pilege gemeinfamer gemerbliher Intereſſen. 

Diefe preußtiche Gemerbegefeggebung wurde in ben 1815 mem 
unb wieder erworbenen Landesteilen nicht eingeführt. Das auf dem 
gleihen Prinzipien beruhende franzöfiihe Gewerberecht mit jeinen 
Nachbildungen in den ehemals weſtfaliſchen, bergiichen und beififchen 
Gebieten galt ſedoch Im ganzen Umfange der weſilichen Provinzen mit 
Ausnahme bes rechtsrheiniichen Teiles bes Negierungsbezirts — 
und in dem Teile der Provinz Sachſen, der zum Köonigreiche Wen 
falen gehört hatte. Fur die Provinz Poſen wurde durd ein Geieg 
vom 13. Mai 1883 #*) die Aufhebung ber ausihlieflihen Gewerbes 
berechtigungen gegen eine vom den Gewerbtreibenden bes betreffenden 
Stadtbezirkes aufzubringende Entſchadigung ebenfalls angeordnet. Das 
gegen beftand in den übrigen Landesteilen, aljo namentlich in Neu: 
vorpommern und Rügen und in ben von Sachſen abgetretenen Ges 


”) 8.8. 1811, ©. 268, ") 8.6, 1838, ©, 52. 


sım Beihichtlice Entwiciung des Gemorberentet. 38 


bieten die biöherige Gewerbeverfaffung, insbeiondere das Zunftweſen 
fort. dem file ben ganzen Staat ergangenen Gemerbeiteuerge: 
Tege vom 30. Mai 1820 '*) hörte die Anüpfung bes Gewerbebetriebes 

an die Bedingung ber vorherigen Löfung des Bemerbefheinet abge 
fehen von bem Haufiergewerbe allgemein auf, Es ftanden fich alfo 
nummehr vie volle Gewerbefreiheit bes preußiic:iranzöfiihen Rechtes 
und das alte Junftwefen in voller Schroffbeit gegenüber. 

Dieſe Rechtsverſchiedenheit der einzelnen Landesteile wurde exit 
— — bie allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar 184162) 

fi ſteht im allgemeinen auf bem Standpunkte der Gewerbes 
Freiheit, Zum felbftändigen Gewerbebetriebe murde in ber Negel nur 
‚erforbert Dispofitionsfähigkeit und fehler Wohnſitz, nusnabmameife 
der Nachweis der Sefchidlichteit für einzelne Gewerbe, bei denen zur 
Sicherheit des Publitums entweder die tedhniiche Befähigung oder die 
Attliche Zuverläffigteit dargethan werben mußte, Fir mehrere Ger 
werbe, deren Beirieb mit Gefahren oder Nachteilen für andere Pers 
Fonen verknüpft fein konnte, behielt man beiondere polizeiliche Be: 
Ihränkungen bei. Die Innungen blieben als freie Vereinigungen der 
Gewerbtreibenden beftehen. Weſentliche Beihräntungen erfuhr ſedoch 
bie Gewerbefreiheit demnächſt durch bie Verordnung vom 9. Februar 
1849 1°). Diefelbe begründete das Inſtitut der Gewerberäte und 
machte bei ben meiften Gewerbezweigen den Betrieb bes felbftändigen 
Bewerbebeiriebes von bem Beitritte zu einer Innung nad) vorherigem 
Beſahigungsnachweis oder von einer Prüfung abhängig. Exfi durch 
bas Gejeg vom 22, Juni 1861 2%) wurbe die Gemwerbefreibeit wieder 
bebeutenb ermeitert. 

Mit dem Erwerbe ber neuen Lanbeöteile war die Einheit bes 
Gewerberechtes wieber zerftört. In dem neuen Provinzen beitanden 
bie verfehiebenartigiten Nechtszuftände, bie ſowohl unter einander wie 
von bem preußiſchen Gewerberechte, wie es in der Bemerbeorhmung 
von 1845 und deren Novellen Fodifiziert war, in ben mannigfachlien 
Beziehungen abwihen. Die Aufgabe, Hier eine Einheit herzuftellen, 
bat aber nicht mehr Preußen, fondern ber nordbeutſche Bund und bas 
deuiſche Neich erfült. Die urfprünglih nur für den norddeutſchen 
Bund erlaffene Gemerbeorbnung vom 21. Juni 1869 *+) iſt fpäter 
auch auf das übrige Neichsgebiet, zulegt auf Elſaß Lothringen ausge: 


"GE. 1800, BAAR,’ ug 1,906, 

”) 0.8. 1845, 

BS 120, Sm. ©) @.8. 1801, ©. 061. 

B.S.2L. 1809, ©. 945. Ausf.Anm. vom 4. September 1809, 29. Deyember 
1889 und 19. Jul 1894 — MB. 1809, ©. 200; 1884, ©. 11, 14 —. 
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dehnt worben. Sie bat jedoch durch cine ganze Reihe von Novellen 
verſchiedene Abänderungen erfahren. Diele Novellen batieren vom 


Dazu kommen zwei nachträglich vom auf Grund 

gejeglicher Ermäi des vunder 

rates vom 26. Juli 1881 und 21. April 1883). Durdy bie zulett 

Novelle von 1888 tit der Reichskanzlet worden, 

die Gewerbeorbni wie fd) aus den Novellen ergibt, mew zu 

publizieren, Diefe Publifation ift mittels Vefanntmachung vom 1. Juli 
J 


Das geſamte Gewerberecht beruht daher jehzt auf der durch bie 
Gewerbeordnung und beren Novellen erfolgten reichogeſedlichen Nor 
mierung. Für eine Landesgefepgebung it auf dieſem Gebiete mur 
ein jehe geringer Spielraum übrig geblieben. Dieſelbe befhränft 
fi im allgemeinen auf Ausführungsbeftimmungen zur Neichsgemerber 
orbrung und bie Regelung einzelner Materien, melde reidhsgefeglidh 
ber Landesgejepgebung vorbehalten find. Dagegen ift — 
jelbſt, die Anwendung der reichs und landesrechtlichen Normen 
volem Umſange ben Behörben ber Einzelſtaaten verblieben. 


$ 188. Das ſtehende Gewerbe. 


Die Gewerbeorbuumg enthält keine Bejlinmung darüber, was fie 
unter einem Gewerbe veriieht. Aus ihrem ganzen Inhalie ergibt Th 
jedoch, daß fie mit dem Worte nur bie allgemein hertſchende Beben: 
tung eines privatwirtfchaftlichen Verkehrs zum Zmede bes Vermdgenset ⸗ 
werbes verbindet. Es fällt alfo bierunter nit nur die Produftisa 
von Gütern zum Zwede der Veräußerung, fondern aud ber bloße 
Güterumfag, der Handel *) Doc) greiien für das blope Hanbeldge 
werbe ebenjo wie für die Urproduftion vielfad beiondere Veftims 
mungen Blad, Won kann daher aus dem Gewerbebetrieb im weiteren 
Sinne noch einen foldhen fm engeren Sinne ausicheiden, der ſich anf 
bie Umſchaffung von Gütern und auf das Anbieten perfönlicher Diener 
Teiftungen befhränft. Wirtſchaftlich wie juriſtiſch neben aber beike 


=) RB 1872, ©. 170; 1874, ©. 19; 1876, ©. 184; 1878, © 190; 
1879, ©. 267; 1880, @. 179; 1881, ©. 239; 1938, &, 159. 

=) NGBL 1382, &. 10; 1838, ©. 38. 

"RED 1888, ©. 17%. Die demnachſt noch esgangenen Novellen werben 
in ben folgenden 3$ an den beis. Stellen zu erwähnen fein 

*) Imbielt anertannt durch $ 4 0.D. 
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vielfah in einander über, jo daß ſich eine ſcharfe Grenglinie nicht 


Äciffen. Damit ift nicht gefngt, bafı dieje Bejhäftezweige Teine Ge 
werbe wären, fondern nur, dab ihr Betrieb nicht durch die Gewerbes 
ordnung geregelt ift. Es teifft former das Bergweſen, die Ausübung 
Der Heilkunde, den Verlauf von Arzneimitteln, den Vertrieb von 
Zotterielojen und die Viehzucht mur infoweit, als es ausbrüdlihe Bes 
Aimmumgen darüber enthält ($ 6 GO.). Im meientlihen handelt 
es ſich bei biefen Ausnahmen um eine Nompetengregulierung zwiſchen 
Neihs: und Landesgejeggebung. Auch die hier genannten, von ber 
reichorechtlichen Regelung ganz ober teilweife ansgenommenen Gewerbes 
Betriebe werden daher im folgenden mit zu erörtern fein, ſoweit fie 
nicht in dem Grundbeſitzrechte oder in dem öffentlichen Hanbelsredite 
ihre Stelle gefunden haben. 

Das Gejeh gebt davon aus, dab vorbehaltlich der Vorſchriften 
der Zoll., Steuer und Poftgefege der Gewerbebetrieb nur infofern 
Beichränfungen unterliegt, als bie Gewerbeorbnung fie jelbft vorſchreibt 
ober zuläkt, daß aber niemand, der biöher zum Gewerbebetriebe be 
rechtigt war, von bemfelben ausgefhloflen werben fann, weil er dem 
Erforderniffen ver Gewerbeorbnung nicht genügt (88 1, 5.0). Man 
bat biejen Grundfag als den ber Gewerbefreibeit bezeichnet. Allein 
in derfelben Tann nur ein wirtſchaftliches, aber Fein huriftiiches Prinzip 
erfannt werden. Die juriftiihe Bedeutung des $ 1 der Gemerbe 
otdaung liegt darin, daß auf bem Gebiete des Gewerberechtes bie 
‚allgemeinen Hlaufeln des Polizeirechtes befeitigt find, und jede polizei 
liche Unordnung fih auf eine ausprüdlihe Bejtimmung der Gewerbe: 

ung fügen muß. Diefer Rechtszuſtand ift aber nicht identiſch 
mit der Gererbefreibeit. Es wäre mit bemfelben ſehr wohl verein 
bar, bafı jeder Gewerbebetrieb von dem Eintritte in eine Jnmung 
oder von einer ſtaatlichen Konzeſſion abhängig gemacht wirb, aber 
Gwerlich winrde mar in diefem Falle von Gewerbefreiheit ſprechen. 
Der Begriff ber Gewerbefzeiheit ift überhaupt Tein Nechtsbegriff, er 
ift juriftifch gar nicht fahbar, jondern es wird damit nur das wirt 
ſchaftspolitiſche Prinzip ausgefproden, daß ber Geſehgeber bie Freiheit 











— 
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‚bes Gewerbebetriebes weber allgemein nod vorwiegend am eine be 
fonbere Erlaubnis ober Zulaſſung Mnüpfen mill. 

Aus dem Grundfape, dab die Freiheit des Gemerbebetriehes mır 
ben gefeglihen Beſchrankungen der Gemerbeorbnung unterliegt, werben 
Ben: verfdjiebene , — jelbfiverftändliche Folgermgen gezogen, 

deren Bedeutung darin beruht, daß mehrere biäberige Beſe 
auedrudlich aufgehoben find ($$ 2, 8, 11, 18. @.D,). Eine Reihe 
auoſchließlicher igumgen find ſofort — andere 


er diefer Rechte (88 7—10 ©.D.). Im weientlihen 

bier um Nebergangsbeitimmungen, benen eine bauernbe —— 
nicht zufommt 9). Die Gewerbeordnumg hat zwar bie Mbbedereibes 
rechtigungen ausbrüdlid von ihren Vorchriften ausgenommen. Durch 
die preufifchen Sandesgefege vom 91. Mai 1858, 17. März 1868 mb 
17. Dezember 1872 % find jebod die Zwangs und Bannredite der 
Abdedereien, beren Aufbebung nah ben Verleihungsurkunden obne 
Entihädigung zuläffig ift, oder welche den Fisfus, einer Kämmerei, 
‚Gemeinbe oder Korporation von Gewerbtreibenden zuftehen, und ebeufe 
bie ausichliehlihen Gewerbeberechtigungen aufgehoben, und bie bier 
nad) noch fortbeftehenden Zmangs: und Banntechte der Abbeder anf 
Antrag der Pflihtigen gegen eine bem Werte des Rechtes eutſore 
chende Jahresrente ober das zwanzigfache derſelben als Kapital für 
ablösbar erllärt worden. 

Dagegen find die Nealgewerberechte, d. 5, die an ein Grumbitid 
gefnüpften jubjeltio-binglichen Veſugniſſe zum Gewerbebetriebe nldt 
aufgehoben, fondern nur ihre Begrundung in Zukunft verboten. Nude 
dem jeboch bie damit früher verbundenen Zwangs ⸗ und Vannrechte 
in Fortfall gelommen find, befteht bie Bedeutung biefer Rechte mur 
noch barin, bafı ber Inhaber ohne eine etwa fonit erforderliche Kon 
zeſſion das Gewerbe betreiben kann umd zwar, falls ihm bie eima 


hi nr Snt6fBigungbacfeb nz allgemeinen Gewerbesrbnung vom 17. Jazuar 
79 —; für die neueren Srooingen Gef. vom 17. Mär 

was re Weber Anträge auf Abldfung won Üemerber 
Serechtigungen und auf Entfhädigung für aufgehobme Ge jet 

nad $ 183 8.0. ber Berirtöauafguß zu entfcheiden, gegen beffen user 
Yaskanık anderer Retömlitel nur bie Berufung an das D-2.B, iattfinbek 

*) Bl. Bornpal, Ueber Nödedereiberehtigungen in ber * 
„Seöftuermaltung”, 1888, ©. 177 f., wo namentlid) bie Altere 
Foptige —— 

— —— 
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notmenbige perfönlihe Befähigung fehlen follte, durch einen qualifis 
‚sierten Stellvertreter ®). 

Bei ber eigen Geftaltung bes en ie Er zu 
unterfdeiben —— der Zulaſſung zum Gem und der 
Ausübung desſelben. 

1. Indem die Zulaffung zum Gewerbebetriebe ausbrüdtidh nur 
bem geleglichen Beſchranlungen der Gewerbeorbnung unterworfen wird, 
iſt der Poligei jede Möglichkeit genommen, bie Yulafiung an weitere, 
im Nike nicht vorgefehene Bedingungen zu Mnitpfen 9). 

teines Erforbernis für ben Beginn eines Nehenben, b. h. 
eines — im Umberzieben ober im Marltoerlehre, ſondern von einem 
feften Gefhäftslofale aus betriebenen Gewerbes tft die Anzeige davon 
am bie nach ben Lanbesgejegen zuftänbige Behörde, in Preußen vie 
Gemeindebehörbe. Außerbem ift der Ortspolizeibehörde Anzeige zu 
machen von der Uebernahme oder Aufgabe einer Feuerverfiherungss 
agentur binnen act Tagen und feltens ber Bud» und Steinbruder, 
Bud: und Kumfthänbler, Antiquare, Leipbibliothefare, Inhaber von 
Leſelabinetten, Verkäufer von Drudicriiten, Heitungen und Bilder 
von bem Gefcäftslofale und jedem Wechſel desfelden. Die Behörde 
beſcheinigt innerhalb breier Tage ben Empfang ber Anzeige. Die 
Unterlafiung derfelben ift ftrafbar. Außerdem kann die Fortfehung 
des Betriebes polizeili verhindert werden, wenn ein Gemerbe, zu 
beflen Beginne eine befonbere Genehmigung Aa if, ohne dieſe 
Genehmigung angefangen wird (8$ 14, 15, 148 ©.D. 

Der Landesgejchgebung ift es überlafien en über den 
Gewerbebetrieb der juriſtiſchen Perfonen des Nuslandes Beftimmung 
gt treſſen, fomeit nit vom Reiche abgeſchloſſene Staatsverträge Im 

. Sm Preußen bürfen nach dem Geiche vom 22. Juli 
1861 Art. 1 8 18 juriftifche Perfonen des Auslandes nur mit Er« 
lauhnis des Ganbelöminifters im Inlande ein ſtehendes Gewerbe treiben. 


?) ER ift olfo xD. bei einer Realfcankberetigung auf, bie Prüfung der 
—5 ausgefchloffen. Bal. Entſch. des O V.G. vom 28, November 1877, 


*) Die Entfh. des Kamm Wer. uom 10. September 1830 — Johom unb 
Rüntel 8b. 1, © 189 — erflärt daher mit Recht eine — für 
melde bie gemwerbemäfige Anfertigung und 

en Brrlebhofß ohne Genehmigung des Wagifretb —— 
— Ban Enifd, vom 27. November 1884 — a. a, D, db.5, ©, 42 — 
hanndverfcien Minifterialeriaf vom 27. April 1840, der die Errichtung vom 

ee von der Genehmigung ber Lanbbroftei abbingie mat. LH 24 

en des Im. vom 4. Märg 1889 — MÖL ber Inn. Berm. 
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Sewiſſe Gewerbebetriebe find abhängig vor einer bejonberen 


fagung, fonbern tonftatiert nur bie Volijeimäßigfeit bes Unternehmens, 
Wohl aber ift eine poligeilihe Verfügung in der Werfagung der Ger 
nehmigung J 
gefproden liegt. Die Genehmigung ift entweber eine fachliche, fie 
2. erfordert für gewiſſe — Anlagen, oder eine — 
es bedarf die Genehmigung derjenige, welchet ein beftimmtes Gewerbe 

betreiben will. Sofern dieſe perjönlihe Genehmigung nut erteilt 
werden barj nad vorheriger Prüiung der bejonberen bes 
Bewerbers für den betreffenden Gewerbebetrieb ſpricht man von einer 
Approbation. 

Die fachliche Genehmigung ift erforberlid) für eine Reihe in $16 
der Gewerbeordnung nantentlih aufgezählter Anlagen, welche durch die 
örtliche Lage oder bie Beſchaffenheit der Betriebsftätte für bie Befiger 
ober Bewohner der benachbarten Grunbflüde ober für das — 
überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen herbei 
fügeen können. Das geiepliche Verzeihnis Tann je nach Eintritt ober 
Wegfall dieſer Worausfegung durch Beichluf des Bundesrates vorbe 
bhaltlich der Zuſtunmung des nähftfolgenden Reichstages abgeändert 


Dem Genehmigungsantrage find bie erforderlichen 
mb Veſchreibungen beizufügen. Das Unternehmen wird darauf feitens 


binnen 14 Tagen anzubringen. Diefe Frift ift für alle nicht privat 
rechtlichen Einwendungen präflufivifh. Die auf privatredtlihen Titeln 
beruhenden Einwendungen find zum Eivilprozeife zu vermeijen, ohne 
daß das Komeifionsverfahren dadurch aufgehalten wird, alle übrigen 
Einwendungen dagegen mit ben Parteien zu erörtern. Denmächit bat 
die Behörde ohne Nüdfiht darauf, ob Einwendungen erhoben find 





?) Dal, die weiteren Ausführungen &, 189, 200. Nur bie Reditämiktei bei 
— und Verſagung ber Genehmigung find in Gewerbeſachen abweichere 
oeres 


Naqh der Neuredattion der GO. im I. — * 
worden durd) die Betan m vom 31. Jansar und 24. Wprif I 
suar und I, Hpril 1896, 16. Sun 1290 u 6. Samnar Jar a m, 
©. &, 92; 1886, ©. 28, 08, 204; 1897, ©. 4. 
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‚oder nicht, von Amts wegen zu pritfen, ob bie Anlage erhebliche Ge: 
— Nachteile oder En für das Publikum —— 
Die Prüfung erſtredt ſich zugleich anf bie Beobachtung ber 
—— hen Vorichriften, fo ve eine befonbere — 
der Unlage überflüfftg it). Die Genehmigung wird demnaͤchſt 
ſchriftlichen Veſcheid erteilt oder verfagt. Der Beſcheid muf mit 
Gründen verjehen fein, wenn bie Genehmigung verfagt ober nur unter 
Bedingungen erteilt wird, und ift dem Unternehmer wie dem Wider⸗ 
ſprechenden zu eröffnen. Gegen ben Beſcheid findet der Rekurs an 
die nachſtvorgeſettte Behörde ftntt, ber bei Verluft des Rechtsmittels 
binnen 14 Tagen von ber Eröffnung an gerechtfertigt werden mufi. 
Der Neturöbeiheid it den Parteien schriftlich zu eröffnen und muß 
mit Grunden verfehen fein. Die durch unbegründete Einmenbungen 
erwachſenden Koiten fallen bem Widerſprechenden, alle übrigen Roften 
Des Verfahrens dem Unternehmer zur Laſt. Die Beſtimmung der 
Behörden ifi der Landesgefeggebung überlaffen worden unter Auf⸗ 
ftellung gewiſſer reichsrechtlicher Normativbeſtimmumgen für bas Ber: 
fahren, welche ſich an das prozeſſualiſche anſchließen (89 16—22 6.0.) 
In Beeufen iſt der Rreis(Stabt-)Uusihuß, für die einem Lande 
Kreife angehörigen Stäbte mit mehr als 10 000 Einwohnern, in Hans 
over für alle Städte mit Ausnahme ber dem Landrate unterftellten 
der Magiftrat (kollegialiiche Gemeindevoritand) hinſichtlich der nament 
lich genannten Anlagen, welches Verzeichnis durd königliche Verord⸗ 
nung ergänzt werben fann, im übrigen der Bezirfsausichuß zur Ber 
ihlußfaflung berufen’). Das Verfahren ift das gemöhnliche Beſchluß⸗ 
verfahren, welches im allgemeinen den reihsrechtlihen Normatiober 
Mmmangen gerecht wird. Nur find für bie Deffentlichleit des Ber: 
jahren bie Vorichriften bes Gerichtsverfaflungsgefeges maßgebend. 
Auch eriheint der Erlah eines Vorbeſcheides im dieſem Berfahren 
{d 


Sondesgefegliße Befiimmungen find. vorbehalten hinſichtich der 
Stananlagen für Waſſerwerke, der Einführung eines obligatoriihen 
Sslagthaucʒwangea »#) und ber ortsftatutarifchen Beſchrantung der 


BL. WinReffe, vom 14. Dezember 1877, 2 März 1880 — MB. der 
Ann. Berm. 1880, ©. 81 —, Dem fieht jebodh nicht entgegen, dafı der Unter 
N Bid tn en en ai vorläufig wur bie 
Baugenehmigung nachſucht Er fept fih dann allerdings der Geſahr aus, bak 

wird. 





—— ee on 
Di obeigteige Genehmigung, in Preußen bie bes Reis, Stadt: 
‚aneichufles und fir die oben erwähnten einem Sandtreiie angehörigen 
Städte die des Magiftrats gefnipft. Eine befondere Aufforderung 


zur Öeltenbmachung von Einwendungen und ein fontrabi 
Werfahren Arber miäl Ratt, wohl aber eine Belfung t 


*) f 
Die Henehmigung bleibt fo fange in Kraft, als teine Wenberung 
in ber Tage und Veſchaffenheit ber Betriebsftätte vorgenommen wird. 
Da die Genehmigung nicht perfönli, fondern rein fachlich if, bedarf 
es insbefondere der Erneuerung berfelben nicht, wenn bie Anlage auf 
einen neuen Erwerber übergeht. Soweit bie beilehenben Nechte zur 
Abwehr benachteiligender Einwirfungen, melde von einem Grumditäde 
aus anf ein benachbartes Grimdftüd gebt werben, dem Eigentümer 


Die Errichtung oder Verlegung folder Anlagen, deren Betrieb mit 
ungewöhnlichen Geräufche verbunden: ift, muß, ſofern fie midht ge 
nebmigungspflitig ift, ber Ortspoligeibehörbe angezeigt werben. Diefe 
bat, wenn in der Nähe der gewählten Betriebsitätte Kirhen, Schulen 
ober anbere öffentliche Gebäude, Aranlenhäufer ober 

vorhanden find, beren beitimmungsmäßige Benupung durch bem Ges 
werbebetrieb am biejer Stelle eine erbeblide Störumg erleiden mürbe, 
die Entieheibung der höheren Bermaltungsbehörde, in Preußen ben 


Novelle vom 9. März 1861 — ©. 186%, ©. 277; 1891, ©. 279 —. Diele 
öffentlichen Schlachthäufer werben auf Bemmeinbebeichluß duch bie Bemeinbe er 
richtet. Ueber die Genehmigung der betreffenden Gemeindebefhlüffe mie über 
een der Befiper von Privatihlachtanftalten hat mag & 181 
3.9. der Bezirldausfhuf, ü — Berlin der Oberpräfident zu beichllehen. 

'") Diefe Ortaftatuten werden nad Anhoremg beteifigter Gemerdtreldenber 
auf Grund eines Gemeindebeigluffes adgefaht und dedlrfen der 
deö Begistdausihufied, im Berlin des Dberpräfidenten. Die Gentralbehöcde 
befugt, Ortüftatuten, mit den Gefehen in Wiberfpruc fichen, außer 
au feten. 9 142 0.0, 9 22 80. 
* Bol. Zeller, Art Dampfteffel in o — — — 


1888, ©. 245 —, fowie vom 27. Juli 159 — RE.OL 1880, Ar. 18 — 


— 


ss Das fiehende Gewerbe. 351 


Beſchluß bes Bezirksausfhuffes darüber einzuholen, ob bie Ausübung 
des Gewerbes an der gewählten Betriebsitätte zu unterfagen oder nur 
unter Bebingungen zu geftatten fe. Die höheren Verwaltungsbe- 
börben, b. h. ber Negierungspräfibent unter Zuitimmung bes Bezirkös 
ausſchuſſes umd der Oberpräfident unter Zuitimmung bes Provinzial: 
rates find endlich befugt, über die Entfernung, welche bei Errichtung 
von durch Wind bewegten Zriebwerten von benadbarten fremben 
Grunditüden und von öffentlichen Wegen inne zu halten iſt, durch 
Bolijeiverorbnung Beftimmung zu treffen (55 23—28 .0,,$ 111 3.8.) 

‚Soweit ilber bie Genehmigung von ber zuftänbigen Behörbe Be: 
Fluß gefaßt it, findet gegen denjelben die Beſchwerde an ben Mi— 
nifter für Handel und Gewerbe ſtatt. Der Miniſter für Landwirt⸗ 
Fhalt if zujugiehen, wenn bei Stauanlagen Landestulturintereffen in 

tommen ($ 118 ..): 

Die perlönlihe Genehmigung nach vorheriger Prüfung ber bes 
Fonderen Fäbigfeiten zu dem betreffenden Gewerbebetriebe, bie jone 
nannte Approbation, bebirfen folgende Kategorien von @ewerb: 
treibenden ; 

1. Wpothefer und diejenigen Perſonen, melde fih als Merzte 
Gundarzte, Augenärzte, Geburtspelfer, Zahnärzte und Tierärzte oder 
mit gleihbebeutenden Titeln) bezeichnen oder feitens des Staates 
oder einer Gemeinde als ſolche anerkannt oder mit amtlihen Funk 
onen betraut werben jollen. Die Approbation darf jevod von ber 
vorherigen atademiſchen Doktorpromotion nicht abhängig gemacht werben. 
Der Bundesrat bezeichnet die Prüfungsbehörden und erläßt bie 
Prüfungsporichriften '*). Die approbierten Perſonen find Innerhalb 
des Neiches hinfichtlich bes Ortes ihres Gewerbebetriebes vorbehalte 
lid der Beitimmung über Errichtung und Verlegung von Apatheten 
nicht beichränft. Der Bundesrat Fam die Bedingungen beftimmen, 
unter denen wegen wiſſenſchaftlich erprobter Leiſtungen ausnahms« 
weile von ber Prüfung entbunden werden kann“ Die bereits 


’%) Bol bie Belonntmachungen bes Reichetamlera bet. bie Arztliche Prüfung 

Fumi 1888 — Gentr.Öl. ©. 191 —, bie drjtiiche Vorprüfung vom 2, Junk 
© 0. D. ©. 106 —, bie Prüfung der Tierarzte vom 27. Däry 1478 
3 160 —, —— — Fr 5. Mär, 1875 —a.a.D, 
* . Deyember — 0.0.8, &.#0 —, ber Apothelergebilfen 
November 1875 — a. a D. S. T6l —, 4. Februar 89 —a.a,D. 
1879 — @. a. D. ©. 850 — und 23. Dezember 1882 
— der Bahnärjte vom 2b, September 1869 — BGBL. 


Bundedratabeſchluß vom 10. Ditoder 1874. 


is. 
rer ır 
* 
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— 
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Ded Lerwaleungdrecht. so. 


——— einem En approbierten Aergte und Apotheker gelten 

das ganze approbiert. 
N biefer für Aerzte und Npothefer — Vor⸗ 
ſchrifien ber — iſt jedoch bei dem großen Spielraume, 
der hier der Landesgeſebgebung gelaſſen ift, der deſtehende Rechtezu⸗ 
and hinſichtlich belder ein ſehr detſchledenet 

Bas die Xerzte anbetrifft **), jo it die Ausübung der Heiltunde 
— es sen —— —— oder — 

en Titel und die Wahrnehmung amtlicher Funttionen if won 

en abhängig. Aber aud) bie approbierten Nerzte nehmen 
vollftändig die Stellung von Gemwerbtreibenden ein. Inebeſondere 
ift der fruher vielfach beftehenbe Zwang zu ärztlicher Hifeleiftung 
durch $ 144 ber Gewerbeorbnung aufgehoben morbem. 

Hinſichtlich der Apotheter *) beitehen dagegen, ba bie Reiche 
geeagehung ſich nur auf ee Fünfte befchräntt, die bisherigen par« 


* —————— außer der Approbation, welche nut bie allge: 
meine Befähigung verleiht, gefnüpft an den Befih einer Nealgewerbe 
berechtigung als Mpothefer ober an eine beſondere, zugleich auf bie 
Perfon und bas Lofal gehende Konzefiion. Neue Realgewerberechte 
können nicht mehr begründet werden, in den Gebieten, die ter 
frangöfiicher, meitfäliier und bergifcher Hettſchaft itanden, find fie 
überhaupt aufgehoben, jo daß bier ftets eine Konzeſſlon erforderlich 
it, In dem größten Teile des Staatögebietes ift jedod bie Rongeifion 
dem Nealgewerberedhte genähert worden, indem nad der Kabinett 
orbre vom d. Ditober 1846 *') bie Konzeſſſon lets dem vom legten 
Beihäftsinhaber, bezw. befien Erben präfentierten befähiaten 


der 
zeſſion iſt der Negierungspräfibent und, fofern es ih um neue 
theten handelt, der DOberpräfident. Der Berfauf won Arzneiem it 


2 Wat. Jolly Het, Kerze in v. Stengels Wörterbud Eb. 1, ©, #8 ff 
”) Dal, Böttger, Die Apothelergefehgebung det beutfchen Reiches und ber 
ingefftonten, 2 Bbe, 1830; Jolly, Art. Apotpelen in'». Stengeld Wörterbud 





&b, 1, ©. 08 ji. 

9) Für bie älteren Yandestelle ogl. Apotheferordnung vom 11. Oftoner IBOE 
—N. C. ©. Xl, &. 585 —, Berorbnung vom 24 Dääoder 1811 — BE, 181, 
8.88 —, im RBe, Rafel eingeführt Dur 3. nom 18 Juli 1838 — Ra 
ber in. Berw, 1668, ©. 207 —, für Hannover —— 19, Du 
yender 1820 — 0.6. ie Sannoer 180, Mel, &. 17 —, fr Raffam bit 
Ten Ak Mia EIS ad DamebnELdBIN AL E en 
Infte. vom 12, der 1856 — Archiv ©. 808 — 

*) MOL. der Bern. 1946, ©. 209, 


— — 
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den Apothetern ausichliehlich geitattet. Die dem freien Verlehre zu 
überlaflenden ren werben durch Faiferliche Verordnung 
beftimmt & 860). 

2. Hebammen bebürfen eines Prüfungszeugniffes ber nad) den 
Landesgejegen zuſtandigen Behörde **). 

3. Der Betrieb des Hufbeihlaggemerbes kann durch bie Landes: 
geſehgebung von ber Beibringung eines Prüfungsseugniffes abhängig 
gemadt werben. Dos erteilte Prufungszeugnis gilt dann für dem 
ganzen Umfang des Reiches. In Preußen ift eine ſolche Prüfung 

eben morben durch das Geſetz vom 18. Juni 1884 9). Seit 
Infrafttreten biejer Beitimmung darf aljo wiemand in Preußen das 
Huibeihlaggewerbe beginnen, ohne in einem beutichen Staate die ps 
probation erlangt zu haben, felbft wenn er aus einem Staate ftammt, 
der keine Prufung erfordert. 

4. Seeſchiffer, Seeiteuerleute, Mafchiniften der Seedampfſchiffe 
und Lotfen muſſen ſich über den Beflg der erforderlichen Kenntniffe 
durch ein Zeugnis ber zujlänbigen Verwaltungsbehbrde, in Preußen 
des Negierungspräfidenten auömeilen. Der Bundesrat erläht die 
Prüfungsporiähriften *%). Die Prüfungszeugniffe gelten für das ganze 
Reich, bei Lotjen für das im Zeugnis angeführte Fahrwaſſer. Die 
befonderen Beltimmungen der Staatsverträge betrefis ber Schiffer 
und Lotfen auf Strömen find vorbehalten (85 29—31 G0.). 

Eine perjönliche Stonzeffton im engeren Sinne, bei der es nicht 
auf die bejonbere Vejähigung zum Gewerbebetriebe, jonbern nur 
auj die perfönlice Yuverläffigteit ankommt, ift dagegen erforderlich 
für folgende Gewerbtreibende: 

1, Unternehmer von Privatfranten:, Privatentbinbungs: und 
Privaticrenanftalten bebürfen einer Konzeflion der höheren Verwal: 
tungsbehörde, bie in Preußen durch Beſchlußz des Bezirksausihuffes, 
für Berlin bes Bolizeipräfiventen erteilt, bejw. verjagt wird. Die 
Konzefiion ift nur dann zu verfagen, wenn entweder Thatjahen vor» 
liegen, melde bie Unzuverlaſſigleit bes Unternehmers in Beziehung 


3%) Migl. bie Verordn vom 4. Januar 1875 — ROM. 1875, 5 —, 
melde bie im Neinhandel nur in Apotyeten feiljuhaltenden Aryneimaren einyeln 


Bat MinBete. nom 8 Sun 1810 uch 6. apa 1099. — DBL dee 
im. Berm. 180) © 160; 1888, ©. 211 — Bol auf Yoltp, Bat. Qehammen 


jungen ded Neidhölanglers wegen der Seeſchifſer und 
Geefleuerleute vom 25, September 1869 — B.O.UL 1000, s. in —, wegen ber 
vom 80. Juni 1879 — Eentr.öl. 1879, ©. 427 —. 
Bormpat, Perafiides Ersastragt. AL. Pr 


—— 


— 


Das Vermoltungdrecht. sm 
ben 


bie Zeitung oder Verwaltung ber Anflalt barthun, ober —— 
dem Unternehmer einzureichenden Beſchreibungen und Plänen 
baulichen und die fonftigen technifchen ee Anſtali 





itungoſtreuder 

den Beihluß des Bolhelpräfbenten die Ange beim 

unb gegen das Enburtell besfelben nur bie Nevifion beim Oberver, 
maltungsgerichte ftatt (8 30 ©.D., 8 115, 118 36 

2, Schaufpielunternehmer bedürfen zum Betriebe ihres Bemerbes 
der Erlaubnis. Diejelbe ift zu verfagen, wenn bie Behörbe auf 
Grund von Thatfahen die Ueberzeugung gewinnt, dab der —— 
fuchende die zum Gewerbebetriebe ertorderlihe Zuverlaſſiglelt, img: 
befondere in fittliher, artiſtiſcher und finanyieller Hinſicht midzt befigt 
& 32 6.0). Die Auftändigfeitsverhältnifie der Behörden find bie 
felben wie im vorigen Falle ($ 115 8.8.). 

3, Die Erlaubnis iſt weiter erforderlich zum Wetriebe der Gaft- 
wirtſchaft, ber Schanfwirtihaft und bes Kleinhandels mit Brammtmein 
ober Spiritus. Diefelbe iſt nur dann zu verfagen, wenn entweder 
gegen den Nachſuchenden Thatſachen vorliegen, melde die Annahme 
rechtſertigen. dah er bas Gewerbe zur Förderung der Vollerei, bes 
verbotenen Spieles, der Hehlerei ober der Unſitilichteit mißbrauchen 
werde, oder das zum Vetriebe des Gewerbes beftimmte Lokal wegen 
feiner Beſchaffenheit oder Lage den polizeiliien Anforderungen wicht 
genügt. Die Konzeifton ift aljo auch in dieſem Falle gleichzeitig eine 
perfönlihe und eine ſachliche und gilt daher mur für die beftimmte 
Verſon und für das beftimmte Lokal. Die Yandes find 
außerdem befugt zu beftimmen, daß a. die Erlaubnis zum Ausjchänten 
von Branntwein oder zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus 
allgemein, b. die Erlaubnis zum Betriebe der Gaftwirtfchaft oder 
zum Ausſchanken von Wein, Bier oder anderen, nicht unter a fallen: 
den geiftigen Getränken in Driſchaften mit weniger ald 15000 Ein: 
wohnern, fowie in folgen Ortſchaften mit einer gröheren Einwohner 
zahl, für melde dies durch Drtsftatut *°) feftgejegt wird, ven bem 
Rachweiſe eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängig fein folle. Diet 
Beltimmungen find in Preußen erlaffen zu a duch bie Allerhöcften 


#*) Ileber die Grforberniffe asfelden ngl. N. 18. 


— 
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Kabinettsorbres vom 7. Februar 1835 und 21. Junt 1844 *) und 
die Velanntmadung vom 25. November 1879 27); re 
Won an 
ol 
48 33 @.D.). Ueber bie Erteilung der Erlaubnis hat er 
AStabt-) Ausſchuß und in den zu einem Landkreife — Städten 
von mehr ale 10000 Einwohnern, in Kannover In allen Stäbten 
mit Ausnahme ber namentlich genannten der Magiſtrot (kollegiatifhe 
Gemeinbevoritand) zu befäliehen. Gegen feinen verfagenden Veſchluß 
tann der Antragſieller binnen zwei Wochen mündliche lung 
im Bermaltungäftreitverfahren — ——— Diefelbe iſt ſiets erfor⸗ 
derlich, wenn bie Erteilung ber Erlaubnis gegen den Widerſpruch 
der Drtöpoligeis ober Gemeindebehörde erfolgen ſoll. Gegner des 
fees in dem Vermaltungsprojeffe ift die widerſprechende 
Behörbe und, wenn ein Widerſpruch nicht erfolgte, ein vom Beridhte 
gm beftellender Kommiller. In ber Verufungsinitang entſcheidet der 
Bezirtsausihuß endgültig ($ 114 3.8.). 

4, Wer gemerbsmäßig Singiplele, Gefangsr und beflamatoriiche 
Vorträge, Schauftellungen von Perjonen oder theatcaliiche Borftellungen, 
ohne dab eim höheres Intereſſe der Kumft oder Wiſſenſchaft dabei 
obmaltet, in feinen Wirtſchafts⸗ ober fonftigen Räumen öffentlich ver= 
‚anftalten ober zu beren öffentliher Veranitaltung feine Näume bes 
nugen lajen will, bedarf zum Betriebe dieſes Gewerbes der Erlaub: 
nis ohne Nüdfiht auf die etwa bereits erlangte Konzeifion als 
Säaufpielunternehmer ?**). Die Erlaubnis ifl nur dann zu verfagen, 
wenn entweber gegen ben Nachſuchenden Thatſachen vorliegen, melde 
die Annahme rechtfertigen, daß die beabſichtigten Veranftaltungen den 
Gefegen ober guten Sitten zumiberlaufen werben, ober bas zum 
‚Gewerbebetriebe beitimmte Lofal wegen jeiner Beichafienheit oder 
Lage den polizeilichen Anforderungen nicht genügt, oder ber den Ver⸗ 
hältniffen des Gemeinbebeziels entſprechenden Anzahl von Perſonen 
bie Erlaubnis bereits erteilt it. Aus dem zuerit genannten Grunde 
Aann die Erlaubnis zurüdgenommen und Perfonen, welde vor In⸗ 
Arofitreten biefer Beſtimmung ben Gewerbebetrieb begonnen haben, 


J 


Die Veranſtaliung von SInftrumentoftongertem feltend eines Gafwirts 
wich Hierburch nicht betroffen, bebarf alfo feiner Erfaubnis. Bgl. Eriaß bes Min. 
März 1899 et 
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tung En nam nanaiane 
— richten. In Preußen Tan mach ben 


orbehalten, weitere 
Beflimmungen über den Gejcjäftsverfehr der Pfanbleiher und Rüd- 
laufshandler zu treffen ®). € kann ferner durch bie Landesgeſede 
für den Handel mit Giiten, den Gewerbebetrieb der Lotſen und ber 
Marliheider eine befondere Ktongeifton — werben ®). 


umd 
Auswanderungsagenten +") ift durch die Gemerbeornung überhaupt 
nicht betroffen, ſondern ber lanbesgefeplihen Regelung überlaffen. 
In den alten Provinzen Preugens bedürfen nad dem Gefepe vom 


reußen {fl in biefer Beziehung maßgebend dad 1m. 
Ka 8 Pe und die Ausf.B. vom a 
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7. Mai 1853 *%) Perfonen, melde Verträge mit Auswanberern zum 
Zwede ber Beförderung derfelben in außerdeutſche Länder vermitteln, 
einer von Jahr zu Jahr zu erneuernden Konzeſſion des Regierungs ⸗ 
präfibenten, bie biefer nach freiem Ermefjen verjagen ober auch von 
einer Rautionsleiftung abhängig machen fann. In der Regel ſoll 
die Erteilung ber Komelfion mir an Inländer erfolgen. Aehmliche 
Beftimmungen beftehen in einyelnen der neuen Zandesteile *). 

9. Ebenſo hat bie Gemerbeorbnung bie Regelung bes Führbes 
triebes **) ber Landesgefepgebung überlafien. Das A, ER, IL 15 
88 50, 51 betrachtet das Necht, Fähren zum Neberfegen gegen Entgelt 
zu halten als ein Regal des Staates, und nad $ 45 ber Gewerbes 
orbnung von 1845 müfen ſich bie Vorfteher öffentlicher Kähren über 
den Beſitz der erforberlihen Befähigung durch ein Zeugnis der Ber 
‚sirksregierung ausmeifen. 

Für gewiſſe Gewerbe, wie bie Erteilung von Tanys, Turn: und 
Schwimmunterriät, den Betrieb von Badeanitalten, den Trödelhanbel, 
den Handel mit Garnabfällen oder Sprengitoffen, die gemerbsmäßige 
Beforgung frember Nectsangelegenheiten und gewiſſer Vermittlungss 
geſchafle wird zwar nicht eine Konzeſſion erfordert. Die betreffenden 
‚Gewerbtreibenden haben jedoch bei Eröffnung ihres Gewerbebetriches 
der zuftänbigen Behörbe davon Anzeige zu machen, und ber Bewerber 
‚betrieb ift zu unterlagen, wenn Thatſachen vorliegen, welche die Unz 
zuerläfjigleit des Gemerbtreibenden in bezug auf feinen Gewerbebe ⸗ 
trieb barthun ($ 35 ©.D,) ®). 

Ebenfo darf auch das Gewerbe ber Feldmeſſer, Aultionatoren 
und derjenigen, welde ben Feingehalt edler Metalle oder die Ber 
ſchaffenheit, Menge oder richtige Verpadung von Waren irgend einer 
Art feitftellen, frei betrieben werben. Dod erfolgt eine eidliche Vers 
pflichtung ber betreffenden Perfonen zur Beobachtung der beitchenden 
Vorſchriften ($ 36 G.D.). 

Die Unterhaltung bes öffentlichen Verkehrs innerhalb ber Orte 
durch Wagen, Gondeln ober fonftige Transportmittel unb bad Ge— 


1 nen Bol. — Ausf.Regl. vom 6. September 1858 
3, ©. 
‚Gef. und Det na ’ "dep. 20. Mir 1852 und vorm 14. Juni 
—— 8.19 ff.; 1866, Abt. I, &. 155 ff. —. 
Mayer, rt. Fähren in o. Stengeld Wörterdud) Wd. 1, 
keit Kraft 





Sn 
Das Verwaltungdrecht sis 


a 
en ea Negelung (837 
Endlich konnen die Landesgefege die Einrichtung von 
der Scornfteinfeger geftatten, jedoch unbefhabet ber Befugnis ber 
| höheren Berwaltungsbehörbe, foweit nicht Privatrechte entgegenftehen, 
die Kebrbezirke aufzuheben ober zu verändern, ohne ba; beshalb- 
den Bezirtsihornfteinfegern ein Widerfprudsredht ober ein Entfehäbt« 
( gumgsanfprug zufknbe (89 0.0). Yhr Prenken And hefe Bes 
ſtimmungen getroffen worden in $ 58, 92 ber Bewerbeorbnung vom 
17, Januar 1845. Ueber die Einrichtung, Aufhebung oder Verän- 





AR mit Strafe bedroht ($ 147 G.O.). 

11. Sinfihtlich der Ausübung des Gewerbebetriebes enthält die 
Gewerbeorbnung nicht mie hinſichtlich der Zulaſſung zu bemfelben 
eine ausbrüdliche Beltimmung bahin, daß nur bie vom Geſehe vor⸗ 

jeichriebenen oder zugelaiienen Ausnahmen oder Beihräntungen ftatts 
den. Allein es ift daraus nicht zu fliehen, dat das Kringip der 
Gewerbeordnung in beiben Fällen ein verfchiebenes wäre”), Die 
Gewerbeordnung regelt nicht mur die Zulaffung zum Gewerbebetriebe, 
fondern much die Ausübung besfelben von Reichswegen. Damit hat 
die Neichögefeggebung biefes Gebiet für ſich in Anfprud; genommen, 
und für die Landesgeſehgebung und flr Akte der Bermaltungsbes 
börden bleibt nur inſoweit Plag, als beide ſich auf ausdrudliche An 
orbnungen oder Ermädtigungen ber Gewerbeorduung fügen önnen, 
Im übrigen iſt es unzulaſſig, daß bie Landesgeiehgebung ober bie 
Behörden noch weitergehende Beichränkungen für die Ausübung eine 


=") Rad) Anfiht der OB, in der Entfh, vom 10. Oftaber 1877, Ub, 8, 
&. 245, if damılı nur bie verlebif) gu wieberholende Erteilung der Genehmigung 
eu eine Beftmmte Be, nt aber eine Je „af el“, b — für norübergeßenbe 
Gelegenheiten ausgefchloffen. 

#7) Die hersfiende Anfit nimmt bied allerdings an. Bgl. 8.9. Shulye, 
Br. StH, 8.2 (1.0), 08; Jacobi aa D. ©, 29; Birieinseean, 
©. 10; Segbein. u. D. ©. 30, fomie bie fonflante Jubilatur de RC Bel. 
+ Zopom u Künyel 30. 4, 5. 240 vom 31. Jan. 1884 (Iheaiercenfur). 
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jelner Gewerbe aufftellen **). Nur — Freilich ein Landesgeſet = 
eine Anordnung einer Behörde, z. B. eine — nicht 


ein⸗ 
zelner Gewerbe zur Aufgabe machen, ohne ihre rechtliche Grundlage 
in einer Vorſchrift ber Gemwerbeorbnung zu finden. 

Die Befugnis zum jelbflänbigen Betriebe des ftehenben Gewerbes 
begreift die Befugnis zur Annahme von Hilisperional in beliebiger 
Anzahl in fih vorbehaltlich der Iandesgefeglihen Beihränkungen bin- 
fichtlich der Ausübung bes Apothefergemerbes, auf bie fpäter zurüds 
zufommen fein wirb, besgleihen bie Befugnis zur Ausübung bes 
Gewerbes auch außerhalb des Drtes der gewerblichen Niederlafiung. 

Desgleihen kann jeder felbftändige Gemwerbtreibende das Gewerhe 
umbefchabet bes befonberen Vorſchriften über bad Gaufiergemwerbe auch 
außerhalb des Gemeindebeyirkes jeiner gewerblihen Nieberlafjung 
ausüben. Die vom Haufierbetriebe ausgejchlofienen Begenftände dürfen 
ijecdoch auch innerhalb bes Gemeinbebezirkes des Wohnorts oder ber 
Niederlaifung nicht von Haus zu Haus oder auf öffentlihen Wegen, 
Strafen, Plägen oder an anderen öffentlihen Orten feilgeboten oder 
zum MWieberverfaufe angeboten werben mit Ausnahme von Wein und 
Bier in Fäſſern und Flaſchen. Ye nach dem Bedurfniſſe fann bie 
Landesregierung weitere Ausnahmen von dieſem Verbote machen, 
und die Ortöpolizeibehörde das Keilbieten geiitiger Getränfe vorüber: 
gehend geftatten. Eine befonbere polizeiliche Erlaubnis iſt erforberlich 
für ben öffentlichen Vertrieb von Drudichriften und kann für gewiſſe 
andere Gemwerbszmeige auf Grund eines Gemeindebefhluffes durch 
bie höhere Bermaltungsbehörbe erfordert werben. Gegen Verfügungen 
ber Ortspoligeibehörbe, durch welche bie Erlaubnis zum gewerbömäßigen 
Öffentlichen Verbreiten von Drudidriften verjagt ober die nicht ges 
werbömäßige öffentliche Verbreitung verboten wird, findet innerhalb 
gwei Moden bie lage bei dem Kreisausfchuffe, in Stabtlreifen und 
ben zu einem Landkreiſe gehörigen Stäbten von mehr als 10.000 
Einwohnern, in Hannover in allen Städten mit Ausnahme der nament ⸗ 
lich genannten beim Bezirksausichuffe fiatt (9 116 2-0.). Gegen 
deſſen Enburteil it nur das Redtsmittel ber Nevifion zuläffig ($ 118 
36). Someit dagegen auch nod für andere Gewerbezweige durch 
Die höhere Vermwaltungsbehörbe eime befondere polizeiliche Erlaubnis 
erforbert wieb, find bie Zuſtündigleltsverhältniſſe biefelben mie in 


#") Hebereinftiumenb Zorn #b. 2, S. 114; 9. Meyer, BermR. Ds. 1, 5.388. 
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en nn 36.; V. vom 31. Dezember 18983 — 0.8. 

Be —* tur er she, ach ee für 
halb des Nieberlaffungdortes perfönlid oder durch für die 
Zwecle des Gemerbebetriebes Waren aufzufaufen und Beftellungen 
zu ſuchen. Dabei beftehen jedoch folgende Beſchrantkungen. Die ans 
gelauften Waren bürfen nur behufs deren Beförberung nad bem 
Beſtimmungsorte mitgeführt werben, von ben Waren dagegen, auf 
welche Beftellungen gefucht werden, nur Proben umd Mufter, jomeit 
nicht der Bundesrat für beftimmte Waren, melde im Berhältnife zu 
ihrem Umfange einen hoben Wert haben und übungsmäßlg am bie 
Wiederverkäufer im Stüd abgefegt werden, zum Zwecke des Abſahes 
an bamit Handel treibende Perfonen Ausnahmen zuläßt, Das An 
faufen von Maren darf ferner nur bei Kaufleuten ober folhen Ber 
fonen, melde die Waren produzieren, oder in offenen Verfaufsflellen 
erfolgen. Die Perfonen, welche Beftellungen auffuden oder Waren 
auflaufen, bebürfen einer von ber Werwaltungsbehörbe des Niebers 
Iafiungsortes ausgufertigenden Xegitimationskarte, Diejelbe ift unter 
denfelben Vorausfegungen zu verfagen und zu entziehen mie ber 
Wau dergewerbeſchein (88 40- 44 8.D.). Gegen bie Berfagung findet 
innerhalb zwei Wochen die Klage beim Bezirlsausihufe, und gegen 
deſſen Endurteil nur die Reviiion beim Oberverwaltungsgerihte ſau 
(8 117, 118 3-@.). 

Mit Strafe wirb bedroht, wer zum Bwede ber Erlangung ber 
Regitimationslarte über feine Perion unwahre Angaben madt, ober 
den Erlaubnis- oder Legitimationschein nicht bei fi führt (38 148, 
149 6.0.) 

Die Befugniſſe zum ftebenden Gewerbebetriebe können durch 
Stellvertreter wahrgenommen werden, welche den für das betreffende 
Gewerbe vorgefähriebenen beſonderen Erſorberniſſen genfigem müfjem. 
Eine Ronzeifion, ſoſern es fih um Tongeifionspflictige Gemerbe ham 
delt, ift aber für den Stellvertreter nicht erforderlich. Denn es wird 
durch feine Beftelung fein neues Gewerbe begonnen. Wohl aber 
tann die Polizei einem nicht geeigneten Stellvertreter die meitere 
Bertretung unterfagen *°). Sind polizeilihe Vorſchriften von dem 
Stellvertreter eines Gewerbtreibenden bei Ausübung bes Gewerbes 
übertreten worben, fo fällt bie Strafe auf ven Stellvertreter und, mwenm 
bie Uebertretung mit Vorwiſſen bes verfügungsfähigen Vertreienen 


z) Sat Emfa, bes DAB. vom 18. Rat, und 10: Deianber 187% ib. 4 
©. 294, 300, des R.D. in Straf. ®b, 1, ©. 434 ff. 
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es auch auf dieſen. Der an eine ſolche Uebertretung —* ge 


Nach bem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für 
Nechnung der Witwe während bes Witwentandes oder, wenn minder 
jährige Erben vorhanden find, für deren Rechnung durch einen qua« 
lifigierten Stellvertreter betrieben werben, fofern bie für einzelne Ges 
werbebetriebe heitehenben befonberen Borfhriften nicht etwas anderes 
anordnen *°). BDasjelbe gilt während der Dauer einer Kuratel oder 

Rachlahregulierung. Inwiefern für die fonzeffionierten und angeftellten 
Verfonen, jomie für bie Schornfteinfeger, benen Kehrbezitke angewieſen 
find, eine Stellvertretung zuläffig ift, bat in jebem einzelnen falle bie 
Behörde zu beftimmen, von ber die Ronzeffionierung ober Anftellung 
ausgegangen ift. Nealgewerbeberedhtigungen können auf jebe nad) ber 
Genen! zum Gewerbebetriebe befähigte Perfon derart über 
tragen werben, daß der Erwerber die Gewerbeberechtigung fir eigene 
Rechnung ausüben barf ($ 45—48 ©.D.). 

Bei privilegierten Apotheten haben nad; ber Apothekerordnung 
vom 11. Oftober 1801, bei fonzeifionierten Apothefen nad der Ras 
binettsordre vom 9. Dezember 1827 **) die Witwe des Apothelers 
währenb bes Witwenftanbes und bie minderjährigen Kinder besjelben 
bis zur Großjährigteit das Recht, bie Apothele durch eine qualifizierte 
Perſon verwalten zu laſſen. 

Bei Genehmigung ber eine fachliche Konzeſſlon erforbernden Anlagen, 
ſowie von Aranfens, Privatentbinbungs- und Privatirrenanftalten, Schau⸗ 
pielunternebmungen, Gaſt / und Schankwirtihaften kann von ber ger 
nehmigenden Behörde eine Frift beftimmt werben, innerhalb deren bei 
Betluſi der Konzeffion bas Unternehmen begonnen werben muß. ft 
dies nicht gefcheben, fo beſteht eine geſehliche Frift von einem Fahre, 
Ebenſo erliit die Ronyeffion, wenn das begonnene Gewerbe brei 
Jahre eingeflellt wird, Ausnahmsweiſe ift jedoch Friftung zuläffig. 

Wegen ii ber Nachteile und Gefahren für dad Gemein 
wohl ann die fernere Benugung jeder gewerblichen Anlage burd den 
Bezirlsausfhufi unterfagt werden. Gegen den Veſchluß findet bie 


. bes BF an a und 6, Därg 1884 
teten — 
+)». Kampk, Ann. Bb. 18, ©. 491. 
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u Beſchwerde am den Minifter für Handel und Gemerbe flatt, Nur 





genommen 
fie erteilt find, fomie bei Aberfennung ber bürgerlichen 
Für die Dauer berfelben. Die anderen perjönliden ee 
birfen entzogen werben, wenn aus Handlungen oder Unterlaflungen 
des Inhabers der Mangel derjenigen Cigenfhaften klar erfet, die 
bei Erteilung ber Genehmigung ober Beftallung vorausgejegt werben 
mußten. Enblic ifi bei Wandleihern, welde vor Inkrafttreten bes 
Gefepes vom 23. Juli 1879 den Gewerbebetrieb begonnen haben, bie 
Unterfagung besfelben zuläffig, wenn Thatfahen vorliegen, welde bie 
Hefe bes Gewerbtreibenben in Bezug auf ben Gewerbes 
betrieb barthun. Das Verfahren bei ber Unterjagung ober Entgiehung 
iſt das gewöhnliche gewerbliche Streitverfahren (85 49—54 8.0, 
8112 3.0.) Zuſtandig ift für bie Unterfagung bes Betriebes bes 
ſtimmter beionders aufgeführter Gewerbe, wie Tan, Tums, Shwinm 
unterricht, Babeanftalten, Trödelhandel, Vermittlungsgejhäite, Ber: 
kehrsanftalten, Singipiele zc., jomie für bie Nidnahme ber Schant-, 
Piandleihs umb Gifthandelfongeffionen ber Areisauefhuß, in Stadt 
reifen und Stäbten von mebr als 10 000 Einwohnern, in Hannover 
in allen Städten mit Ausnahme der namentlich angeführten ber Be: 
zirleausſchuß, im übrigen durchweg ber Vezirtsonsichuß , melde Be 
börben auf Klage der zuftändigen Organe im Vermaltungäftreitser: 
fahren zu entſcheiden haben ($$ 119,120, 121 3.6, ®. vom 31. De 
jember 1883 — 8.5. 1884, ©.7 —). 


8 189. Das Haufiergewerde, 


Den Gegenjat; zum ſtehenden Gewerbe bilbet ber Gewerbebetrieb 
im Umberziehen oder das Haufiergewerbe ($3 55—63 G. O). Nah 
ber Segalbefinition ber Gewerbeordnung find unter bem 
werbe zu verfiehen gewiſſe Arten bes Gewerbebetrieb® außerhalb bes 
Wohnortes, bei melden an den Orten des Betriebes eine gewerhliche 
Niederlaffung nicht begründet wird, und der Betrieb nicht auf vers 
gängige Bejtellung erfolgt. Die unter ben Hanflerbetrieh fallenden 
Arten des Gewerbebetriebeö find folgende: 1. bas Feilbieten von 
Waren, 2. das Auffuhen von Warenbeftellungen, 3. der Anfauf vom 
Waren zum Wiederverlaufe bei anderen Perfonen als Kaufleuten ober 
an anderen Orten als in offenen Verkaufäftellen, 4. das Anbieten 
von gewerblichen Leitungen, 5. das Darbicten von Mufikaufführungen, 


Haufiergewerbe vor, wenn der Neifende, der nur Probe: ſich 
führte, fpäter bie Waren den Beftellern perfönlih übergibt *). Das 

‚be unterliegt hinſichtſich der Zulaſſung zum Gewerbebe: 
teiebe wie hinſichtlich der Ausübung weitgehenden Bejchräntungen, bie 
von denen bes ftehenden Gewerbes weſentlich verjchieden find. 

Die Zulafung zum Hauftergewerbe ift zunächft bebingt durch die 
deutſche Neichdangebörigkeit. Doc) kann der Bundesrat Bejtimmungen 
über bie Aulaffung von Ausländern treffen’). 

Auperbem wirb ber Gewerbebetrieb im Umberziehen gelnüpit an 
die vorherige Erteilung eines Wandergemerbejheines. Ausnahms« 
weife ift eim folder nicht erforderlich für gemiile Urten des Haufier- 
betriebes, nämlid für a. das Fellbleten felbfigewonnener ober roher 
Erzeugnifie der Sand: und Foritwirtihaft, fowie der Jagd und is 
f&erei, b. das Feilbieten felbitverfertigter Waren, melde zu den 
Gegenftänben bes Wochenmarktverfeprs gehören ?), und zum Anbieten 
gemerbliger Leiftungen, hinſichtlich deren bies Tanbgebraud ift, im 
der Umgegend des Wohnorts bis zu 15 Stilometer Entfernung von 
bemfelben ; c. das Feilbleten Helge Erzengniffe ober ſelbſt⸗ 
verfertigter Waren, melde zu Waſſer angefahren werben, vom Fahrs 
zeuge aus, ſoweit dies Landgebrauch ift; d. das Feilbieten von Waren 
bei öffentlichen Feſten, Truppenzufammenziehungen x., ſoweit bie 
Ortspolizeibehörde die Erlaubnis dazu erteilt; ®. den Haufierbetrieb 
mit Begenfländen bes gemeinen Verbrauchs, ſofern die Sanbeöregie: 
zung dies innerhalb ihres Gebietes geftattet. 

Einzelnen Kategorien von Perfonen muß der Wandergewerbeſchein 
verfagt werben, anderen kann er verfagt werben. 


Bol. Entfäh. des Kammergerihts nom 9. März 1885 — Johom und 
Küngel®@. 5, & 27 —. 
en en ie 
In! im im 
Bejchwerdeinftang de —— — Re un 2. —— = 
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einer fe 
Rolizeiauffiht Aehen; e. Perfonen, welche wegen ber in $ 57 Nr. 8 
| der Gewerbeordnung genannten ftrafbaren Handlungen zu einer Frei 
| — eignen = li 
Verbüfiung ber Strafe nod) nicht brei Jahre verfloffen find; d. Pers 
Tonen, welche wegen gewohnheitsmäßiger Arbeitöfchem, Ganbfreihere, 
\ Mufit: Se * — Fi ne Bermal * 
auf t, dann, wenn m — 
der zuftändigen Behörde ſchon eine den Verhältniſſen desfi enl⸗ 
ſprechende Anzahl von Perſonen mit Wandergewerbeſcheinen verſehen 
it; f. Schauſpielunternehmern, wenn fie nicht ſchon im Befige der 
‚zum ftehenben Betriebe ihres Gewerbes erforderlichen Erlaubnis 

Der Wandergewerbeſchein Tann verfagt werben 
blinden, tauben, ftunmen und geiſtesſchwachen Perjonen. Ihnen joll 
in ber Regel ber Gewerbeſchein nicht erteilt werben. Anßerbem kam 
der Wandergewerbeihein nah bem Ermeflen ber Polizeibehörde ver 
fagt werden: =, Perfonen, die im Inlande feinen feiten 
Haben; b. Perfonen, welche wegen ber in $ 57 Nr. 3 ber Bewerber 
orbnung genannten firafbaren Handlungen zu einer Preiheitäftrafe 
von mindeftens ſechs Wochen, aber unter drei Monaten verurteilt 
find, wenn feit bee Verbüßung ber Strafe no nidt brei Jahre wer 
flofien find; c. Perfonen, welche megen Verlegung der auf den Hau: 
ſierbettieb bezüglihen Borfhriiten im Laufe ber drei lepten Nahre 
wiederholt beitraft worden find; d. Perſonen, welde Kinder befipen, 
für beren Unterhalt und Unterricht nicht genügend geforgt ift. 

Der Wandergewerbeſchein wird für die Perfon ausgefiellt umb 
ift unübertragbar. Falſche Angaben über die Perfonalien zum Zuede 
der Erlangung des Scheines, fowie Ueberlaffung besfelben an —— 

die 
bie 


Hi 


I 


find nach $ 148 der Gewerbeorbnung firafbar, desgleichen 

werbebetrieb jelbit ohne vorherige Erlangung des geſehlich 
Wandergewerbefgeines. Bei den meiften Gewerbszweigen 

Erteilung für das Kalenderjaht. Der Bewerbtreibenve hat Dann 

Befugnis, dad Gewerbe nach Entrichtung der darauf haftenben Zanbeı | 
feuern im ganzen Neichsgebiete zu betreiben. Der Wanbergewerbes 

idein file Mufifaufführungen und bergleichen laun ng ame 

türgere Dauer als das Kalenderjahr ausgejtellt werben 

Gültigkeit für den Bezirk der ausftellenden Behörde, Sofern — 

von einer anderen zuftänbigen Verwaltungsbehörbe auf ihrem | 
außgebehnt worden it. Der Inhaber bar ben Gewerbeichein während 


| e- 
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‚ber Ausitbung bes Bemwerbebetriebs bei ſich zu führen und ihm auf 
Erforbern gleich feinen Waren ber zuftändigen Behörbe vorzulegen, 
soibeigenfalls der Betrieb bis zur Herbeiihaffung des Gewerbeſcheines 
unterjagt werben fan. 

Zuftänbig zur Erteilung bes Gewerbeicheines ift bie höhere Ber» 
mwoltungsbehörde des Wohnorts oder des Aufentbaltsorts des Nad- 
ſuchenden, doch kann ihn legtere an die Behörde des MWohnorts ver- 
meifen. Allein ber Wanbergemerbefcein für Mufikaufführungen iſt 
nur von ber Behörde zu erteilen, in beren Bezirt das Gewerbe bes 
trieben werben fol. Gegen die Verfagung des Wandergewerbeſcheines 
fünbet der Refurs ftatt. Das Derfahren richtet fich nach ben Bor: 
Ächriften der $ 20, 21 der Gewerbeorbnung. Nuc wenn die Vers 
Jagung des Wandergemerbeiheines für Muflaufführungen und dere 
‚gleichen aus bem Grunde erfolgt, weil ſchon eine entiprechenhe Anzahl 
von Scheinen für ben Bezirk ausgeftellt worden if, Kann allein bie ger 
wohnliche Beſchwerde bei der vorgeiehten Verwaltungsbehorde eingelegt 
werden. In Preußen hat über die Erteilung des Wandergewerber 
feines ber Bezirksausichuß zu befchließen und gegen feinen verfagens 
den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf milnblide 
Berbandlung im Berwaltungsitreitverfahren ſtatt ($ 117 3.8.) Für 
bie Stadt Berlin tritt an die Stelle des Bezirfsausfhufes der Polis 
geipräfibent, gegen beffen verfagenden Veſchluß bie Mage beim Bezirks 
en zuläfftg iſt. Gegen die Enburteile des Bezirlsausichufies iſt 

diejen Fällen nur die Revifion beim Oberverwaltungsgeriäte ge— 
ee (& 118 2.8). 
te Zurüdnahme bes Wandergemerbeiheines lann durch bie für 
ben Are: oder ben Aufenthaltsort des Inhabers zuftändige Bes 
hörde erfolgen, wenn fid ergibt, daß eine der Norausfegungen, unter 
benen bie Erteilung hätte verweigert werben müfen ober Lönnen, ents 
weber jur Zeit der Erteilung bereits vorhanden, aber der Behörde 
unbefannt geblieben war, ober erit nad) Erteilung des Scheines eins 
‚getreten it. Ausnahmen von biefem Grunbfage finden ftatt, b. h. 
die Zurüdnahme des Scheines iſt unpuläffig, wenn berjelbe erteilt 
wurde, obgleich eine genügende Zahl von Wandergemerbefgeinen für 
Mufilaufführungen sc. ſchon ausgegeben war, ober wenn bie Erteilung 
am eine blinde, taube, ſtumme oder geiftesihwadhe Perſon erfolgte, 
‚ober eines dieſer Verhältniffe erſt fpäter eintrat. Gegen die Zurüds 
gung findet ber Nekurs in bem gewöhnlichen gemerblichen 
ern ſtatt. Preußen hat ber Bertetsaufgu auf Klage 
ber Drtöpolizeibehörbe im Vermaltungsfireitverfahren zu entſcheiden 
($ 1213-6., 8. vom 31. Dezember 1888), 


Bi 


— 





Das Verwoltungorecht. [207 
Die Ausübung — Ste de Quueritehen, me 
Wandergemerbeiheines nicht bebürfen, mit Musnahme des Feil: 


von Waren auf Grund einer befonderen Erlaubnis ber Ortd- 
eu bei öffentlichen Feſten ıc, kann — werden, wenn 

den perjönlihen Verhaltniſſen bes Gemerbtreibenden lie: 
a each üt, aus denen ihm der Gewerbebetrieb 


\ 


ſchloſſen 1. geiftige Getränte, ſoweit nicht das Feilbieten berfelben von 
der Ortöpoligeibehörde im Kalle befonderen Bedürfnifjes geftattet ift 


loſe ꝛc., 6. erplofive Stoffe, 7. leichtentzundliche Dele und Spiritus, 
8. Stoße, Hieb: und Schußwaflen, 9. Gifte und gifthaltige Waren, 
Arznei» und Geheimmittel. Der Bundesrat kann jedod den Ankauf 
‚oder das Feilbieten einzelner biefer Waren überhaupt ober unter Be 
ſchrantungen geftatten. Nur folde Drudigriften, andere Schriften 
ober Vildwerfe dürfen von dem Gewerbtreibenden mitgeführt ober 
feilgeboten werben, beren Verzeichnis von der Behörde feines 
ortes genehmigt iſt. Die Genehmigung darf ſedoch nur für ſolche 
Drudioriften zc. verfagt werden, welche In fittliher oder religidfer 
Beziehung Aergernis zu geben geeignet find, oder welche mittels Ya 
fiherung von Prämien ober Gewinnen vertrieben werben. 
bie Verſagung der Genehmigung findet ber Nekurs in bem gewerb: 
lien Nekursverfaheen ſtatt. Ausgeſchloſſen vom — finb 
folgende gewerbliche Leiftungen: 1. Ausübung der Heilfunde durch 
nicht approbierte Perjonen, 2. Auffuchen und Vermittlung von Dar 
lehns⸗ und Rudtaufsgeſchaften ohne vorgängige Beitellung, 9. Aa 
fuchen von Veſtellungen auf Staats- oder jonftige Wertpapiere, Lotterie 
Toje 2x, Auffuchen von Beftellungen auf Branntwein und Spiritus bei Per: 
onen, in deren Gewerbebetrieb biefelben keine Bermenbung finden. Aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit, fomie zur Abwehr oder Unter 
drüdung von Seuchen können duch Beſchluß bes Bundesrates umd in 
dringenden Fällen burch Verfügung des Reichslanzlers nach Einer 
nehmen mit dem Bunbesratsausihun für Handel und Verkehr noch 
andere Gegenftände und gewerblihe Leiftungen auf beftimmte Dawer 
für das ganze Neichsgebiet ober einzelne Teile besfelben nom Haufier 


h 
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betriebe ausgeiäloffen werden. Die Anorbmung ift dem Neihstage 
fofort ober bei feinem nãchſten Jufammentreten mitzuteilen und außer 
Keoft zu fegen, wenn der Reichstag feine Zuſſimmung nicht erteilt. 
Endlich fan dur landesherrliche Verordnung das Umberziehen mit 
Buchtgengften zur Dedung von Stuten unterfagt over Beſchräntungen 
unterworfen werben. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften 
über die Gegenftänbe des Haufierbetriebes find durch SS 146, 148 
der Gewerbeorbnung mit Strafe bedroht. 

Außerdem iſt die Art und Weile des Haufiergemerbes nach vers 
ſchiedenen Richtungen befhräntt. So iſt das Feübieten von Waren 
in der Art, daß dieſelben verfteigert oder im Wege des Glndipieles 
ober der Ausipielung abgejegt werben, vorbehaltlich, einer Dispenfas 
tiondbefugnis des Negierungspräfidenten für einzelne Fälle nicht ger 
fattet. Deffentlihe Ankündigungen bes Gewerbebetriebes dürfen nur 
unter bem Namen bes Gewerbtreibenden mit Sinzufügung feines Wohns 
arts erlaffen werben. Wird für den Gewerbebetrieb eine Verkaufs 
ftelle benugt, wie dies insbefondere bei Wanderlagern der Fall iſt, 
jo muß an berjelben in einer für jebermann erfennbaren Weiſe ein 
den Namen und Wohnort des Gewerbtreibenden angebenver Aushang 
angebracht werben. Minderjährigen Perfonen kann in bem Wanderger 
werbejcheine bie Bejchränkung auferlegt werben, dab fie das Gewerbe 
wicht nad) Sonnenuntergang, unb minberjährigen weiblichen Perjonen, 
daß fie ed nur auf öffentlihen Wegen, Straßen, Plägen, nicht aber 
von Haus zu Haus betreiben bürfen. Win gleiches Verbot fann die 
DOrtspolizeibehörde erlafen fitr benjenigen Hauflerbetrieb, für den die 
Erteilung eines Wandergewerbefeines nicht erforderlich if. Zum 
Zwede des Gewerbebetriebes ift ohne vorgängige Erlaubnis der Eins 
tritt in fremde Wohnungen, ſowle zur Nachtzeit das Betreten frember 
‚Häufer und Gehöfte nicht geftattet. Endlich bebarf jeber, ber beim 
Haufierbetriebe andere Perfonen von Ort zu Ort mit ſich führen will, 
der Erlaubnis der Behörde, welde ben Wandergewerbefchein erteilt. 
Die Erlaubnis muß oder kann für gewiſſe Perjonen verfagt werben. 
Gegen bie Verfagung der Erlaubnis oder bie Zurücdnahme berfelben 
finden diefelben Rechtsmittel ſtatt wie gegen die Verfagung des Wanbere 
gemerbefcheines, mern es ſich dagegen um bie verfagte Mitführung 
von Sindeen ober Perfonen anderen Geſchlechts handelt, nur bie Bes 
ſEwerde an die unmittelbar vorgefepte Auffihtöbehörde. Auch dieſe 
BVorfriften über die Art und Weiſe der Ausübung des Gewerbe: 
beirieb8 im Umberziehen werden durch die allgemeinen Strafflaufeln 
der Gewerbeordnung SS 148, 149 erzmungen. 
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$ 190. Pofizeifige Faxen, 


Die Beitimmung des Preiſes für gemerblie Leiftungen ift Gegen- 
fiand der freien privatregptlichen Vereinbarung, fie bildet einen inte» 





neuere Geſetzgebung geht dagegen, ob zu Recht ober zu Unrecht fan 
bier dahin geitellt bleiben, von ber Vorausiegung aus, daß im allge 
meinen ſchon durch vollswirtidhaftlide Momente, durd) die freie Row 
furrenz und bas baburd) bedingte Verhältnis von Angebot und Nade 
frage eine entiprehenbe Preisregulierung auch ohne jlaatlides Ein- 
greifen herbeigeführt wird. Sie überläßt daher grundjäplich die Ber 
fimmung des Preifes der Vereinbarung der Kontrahenten. Bollzeis 
liche Taxen jollen alfo fünftig nicht vorgefdhrieben werben, ſoweit bie 
Gewerbeordnung nicht etwas anberes ausdrüdiid anorbnet, Das 


auf ben Vorſchriften ber Bemerbeorbnung 88 72—80, 148, 
weile ben auf Grund derſelben — obrigleitlichen Anordnungen. 

Die Gewerbeordnung betrachtet die Preisbeftimmung durch freie 
Bereinbarung der Kontrahenten als die Negel, Nur ausnahmswelle 
in ſolchen Fällen, wo aus bejonderen Gründen wie beim Frembens 
verlehr oder bei ausigliehlihen Gewerbeberechtigungen, bie Gejahr 
einer Weberteuerung des Publitums nahe liegt, find die polizeilichen 
Zaren beibehalten worben. Die Negelung des Tarmeiens ift vers 
ſchieden erfolgt. Bei einzelnen Gewerbsjmeigen können die Öhemerb: 
treibenden jelbft die Preife der gewerblichen Leiſtungen * an 
meine Tare beftimmen. Ste find aber an blefe Tare, fo lange fle 
beitebt, in allen Fällen gebunden. Für andere Gewerbsjmeige ber 
fimmt dagegen die Polizei felbft die Tare. Erteres teifft zu binfichte 
Ud) der Bäder, Berfäufer von Vadwaren und Gaftwirte, lepteres 
hinfichtlich der Lohnbedienten, Kutſcher ıc., Schornfleinfeger und ges 
wiſſet öffentlich anzuftellender Perſonen, ſowie der Apothefer. 

Die Bäder und bie Verkäufer von Badwaren können durch 
bie Ortöpolizeibehörbe angehalten werben, bie Preiſe und das Gewich 
ihrer verſchiedenen Backwaren fir gewiſſe von derfelben zu beftiimmenbe 
‚Zeiträume dur, einen von außen fiätbaren Unſchlag am Verkaufs: 
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anhalten, 
eine Wage mit ben erforderlichen geeichten Gewichten — 
und die Benugung derſelben zum Nachwiegen der verkauften Badı 


waren 

Pe lonnen bie Gaftwirte durch bie Drtspoligeibehörbe ange: 
balten werden, das Verzeichnis ber von ihnen geitellten Preiſe eine 
zureihen ımd in den Gaftzimmern anzufhlagen. Diefe Preife bürfen 
zwar jeberzeit abgeändert werben, bleiben aber folange in Kraſt, bis 
die Abänderung ber Polizeibehörbe angegeigt, und das abgeänderte 
Berzeihnid in den Gaftzimmern angeihlagen iſt. Auf Beſchwerden 
Reifenber wegen Neberjhreitung der bezeichneten Preije ſteht ber 
= eine vorläufige Entſcheldung vorbehaltlich des Nechtö: 


Bo eigenen Feftiegung der Tare ift bie Ortspolizeibehörbe in 
Uebereinſtimmung mit ber Gemeinbebehörbe befugt jür Zohnbebiente 
und andere Perfonen, melde auf öffentlihen Strafen und Bläpen 
oder in Wirtshäufern ihre Dienfte anbieten, für die Benupung von 
Wagen, Pferden, Bondeln und anderen Tansportmitteln, welche öffent: 
lich zum Gebrauche beſtimmt find, fowie für Schornfteinjeger, an bie 
eine ausichließlihe Zuweiſung der Kehrbezirke jtattgefunden bat. Wenn 
der zugemiejene Bezirk mehr als eine Ortihaft umfaßt, tritt im legs 
teren Falle an bie Stelle ber Ortöpofizeibehörbe bie untere Verwal- 
tungsbebörbe. Die ſchon früher befiebenden Taren für bie durd die 
Behörden zu beeidigenden und anzuftellenden Gewerbtreibenden find 
umberührt geblieben. Außerdem ift ben anftellenden Behörben bie 


dur die Gentralbehörben feitgefept werden. In Preußen gefchieht 
bies alljährlich durch das Minifterium für geiftliche, —— und 

legenheiten. Die Bezahlung der approbierten Aergte iſt 
gegenwärtig der freien Vereinbarung überlafien. Nur als dispofitine 


für biejelben Taren von ben Gentralbehörben feftgelegt werben '). 
") Pe die alten Provingen val. DMediyinaltare vom PL. Juni 1815 — &,8. 





1815, &. 109 —, In Naffau eingeführt burh ®. vom 2. Zul 1867 — ©.®. 
1887, @. 1119 —; für Sannover &. vom 21. Januar 1895, Werorbnung vom 
8 1835 und @. vom 20. April 1844 — ©S. für Hann. 1836, Wbt, I, 


; 1m, 2,0 — 
at, Preufifges Staanscoft HIN. % 











8.191. Die Inmungen). 
Die JInmmgen bilden nicht mehr die Grundlage bes ganzen 


Befugnis zum Gewerbebetriebe gäbe. Dagegen find die beftehenden 
Inmmgen ver wertnolled Lorporatives Element ber berufsgenofjen 
Ihaftlihen Gliederung bee Gemerbtreibenden aufrecht erhalten. And 
ift die Moglichteit zur Bildung neuer Innungen gegeben werben, 
denen bucch bie Befeggebung befonbere Aufgaben auf dem Gebiehe 
ber Pilege bes Gewerbebetriebes geitellt find. Während bie 
rechtlichen Bejtimmungen über ftehendes Gewerbe, Haufiergemerbe 
und Zaren faft ausichlieglic polizeiliher Natur find, tritt bei bem 
Innungswefen das polizeilihe Element volfländig in ben Hintergrund. 
Es handelt ſich bier vorzugsweife um das Gebiet der Öemwerbepilege. 
Die deutfche Gewerbeordnung enthielt in ihrer uriprümglicen 
Fafjung wenig eingehende Beftimmungen über das Innungsmelen. 
Es murde unterjhieben sroifchen ben beftehenden Innungen (8H81—96 
@.D.) und den ſich neubildenden (55 97—104 a. a. D.). 
wurden auch weiterhin als zu Recht beitehenb anerfannt, jebod; unter 
Umbilbung ihrer Verfaſſung im Sinne ber Gemerbefreibeit und unter 
Entziehung aller oͤffentlichtechtlichen Befugniſſe. Für die Verfaifung 
ber fich neu bilvenden Innungen wurden gewiſſe Normativ 
aujgeftellt. Die Novelle vom 18. Juni 1881 ſuchte bagegen eine 
korporative Gliederung des Kleingemerbes wieder herzuftelen, indem 
fie ben fi neu bildenden Innungen bebeutende dffenilichrechtliche 
Befugniſſe verlieh. Den älteren Junungen wurde anheimgeflellt, ihre 
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”) Nedereinftimmenb Jacodt a. «. D. ©. IAfl.; Meves n.a.D. Dong 
Dagegen nimmt 9. Meyer, Bern.H. &b. 1, &. 387 Ctraflofigkeit Der eufleren 
Net Tarüberfäreitungen deshalb an, weil $ 149 Ar. 8 ©.D, nur bie Berlejumg 
der von der Obrigteit vorgefchriebenen ober genehmigten Tagen —— 
ein bie Genehmigung Heyt in der polizetlihen Abfterpelung, 

Tagen, auf die ſich die Strafdeftimmung bestehen Fünnte, — 


pt fremd. 
Bal. Belter, Art Innungen in o, Stengeld Wörterbuch 8b, 1, S. 47 F. 


werben, wibrigenjalls ihre Aufhebung erfolgen 

Abfcpnitt der Gewerbeorbnung über die älteren 
gegenwärtig num noch den Charakter von Uebergangsbeftim: 

wumgen. Das geltende Innungstecht, welches bier allein behandelt 

werden joll, ift niedergelegt in bem Abſchnitte der Gewerbeorbnung 

über die neuen Innungen (S$ 97—104g ©.D.). 

Sie 


a 
einzelnen durch gemeiniame Maßnahmen, fält an ſich außerhalb des 
Gebietes bes Öffentlichen Rechts Wenn ber Staat fi bewogen findet, 
die Gefellfcaftsform für diefe Verbindungen rechtlich zu normieren, 
fo gehört dieſes Geſellſchaftsrecht ebenſo wohl dem Privatrechte am 
wie das Recht der Handelsgejelligaften, Berggewerkidaften ıc. Dieſer 
im ber urfprünglicen Fafjung ber Gewerbeordnung im Gegenfage zu 
den alten Zunften ſcharf zum Ausdrude gebrachte Charakter ber 


Pflichten auferlegt worden. Indem fie das gewerbiiche Intereſſe der 
einzelnen Mitglieder fördern, follen fie gleichzeitig den Gewerbszweig 
felbjt Heben. Beides geht unmerklih in einander über. Denn es 
ft gerade das Eigentümliche ber modernen Staatsidee im Gegenſatze 
zur antifen, baf fie das öffentliche Wohl auf dem der einzelnen In⸗ 
divibuen aufbaut. Der Kern ber neueren Jrmungspolitif liegt jedenz 
falls darin, ben Privatvereinen der Innungen ſtaatliche Aufgaben der 
Gewerbepflege zu übertragen. Damit werden die Innungen zu einem 
Imftitute des öffentlichen Rechts, ohne daß fie deshalb bis jeht aufs 
gehört hätten, gleichzeitig privatreditlihe Vereinigungen zu fein ?). 


Dem öffentilepen Nadhte gehört bie Inaung ulfo an, meil fie nad der 
Veh eaonung Raatfiche Zunttionen zu erfülen dat, ——— 








‚972 Das Bermaltungdreht. st 
‚gemeinfamer 


‚Die Innungen find Korporationen zur Foörderung gemeis 
gewerblicher Intereffen. Die Innung ift begründet, fobald bie Teil 
nehmer ein Statut entworfen und die höhere Bermaltungabehörbe 
dasfelbe genehmigt hat. Das Statut hat den Charakter eines private 
rechtlichen — * u — Nehtsgültigkeit ber 
ſtaatlichen er gewiſſe, im Geſehe bezeichnete 
BVerhältniffe —— Statut Beſtimmung treffen, und es darf feine 
Vorſchriften enthalten, welche mit ben Aufgaben der Innung micht in 
Verbindung fiehen oder dem Bejege zuwiderlaufen. Die Genehmigung 
barf verfagt werben, wenn in bem Bezirfe, für welchen bi 
errichtet werben foll, bereits eine Innung für die gleichen Gewerbe 
bejteht. Sie muß verfagt werden, wenn das Statut den gejepliden 
Erforberniffen nidt entjpriht, oder dutch bie vorgefehenen Einrich 
tungen bie Mittel zur Erfüllung ber obligatorifchen Aufgaben ber 
Innung nicht fihergeftellt erſcheint. Die Verfagung der 

aus anderen Gründen it unzuläffig. Macht es fi die Inmung zwe 


al 


ber Behörde nad freiem Ermeflen verjagt werden. Die gleichen Ber 
—— greifen Platz, ſoweit es ſich um Statutenänberungen 
mdelt). 

Ueber die Genehmigung ber Innungsſtatuten und deren Abän- 
berung hat in Preußen der Bezirfsausihuß, für Berlin der Boligei- 
peäfivent zu beſchlichen. Gegen ben bie Genehmigung 
Beſchluß findet innerhalb zwei Wohen ber Antrag auf mundliche 
Verhandlung im Verwaltungsftreitverfahren und, wenn ber Beichluf 
vom Polizeipräfiventen ausging, bie Alage beim Bezirlsausfchufie fat. 
Das Endurteil bes Bezielsausfchuffes Fan nur durch bie Revifion 
beim Oberverwaltungsgeriäte angefochten werben ($ 124 3.8). 

Mitglieder der Innung fönnen nur Perſonen fein, weiche inner 
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Rofim, Reit der öffentfihen Genoftenichaft, Freiburg 1886, dab eb De * 

gaben felen, weiche ole öffenttiche Genoffenfcaft iretr Offenilichen Rechte 

State gegenüber verpfliitet ji, it bereitsin $ 98 miberlegt. Cine —— 
den Gteot hat die Immung allerdings, aber auf dem äffentichen 

Beate dir Wersfiätung ur um Deimiten, weit Ahe Snhelt 


“in Mesa Do Im Aehtene de Jun agents Ama 
Ianungsfatıt — Gantr.BL 1889, ©. 97 ff. — 
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halb bes Innungsbezirles eines der Gewerbe, file melde die nung 
a it, felbftänbig betreiben ober in einem bem Gewerbe —— 
hörenben Großbetriebe als Werkmeiſter oder in ähnlicher Stellung 
beichäftigt find. Won dem Gintritte ausgefhloffen find dieienigen, 
welche ſich micht im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden ober 
welche in ber Verftigung über ihr Vermögen gerichtlich beſe 
find. Durd das Innungsſtatut lann weiterhin die Aufnahme abs 
hängig gemacht werden: a. von dem Nachweiſe einer Prüfung, melde 
die Befähigung zur Ausführung der gewöhnlichen Arbeiten bes Ges 
werbes darthut, b. von der Surlidlegung einer Lehrlings+ oder Befellen- 
zit, Niemandem, der dem gefeplichen oder den etwa aufgeitellten 
fatutarifcgen Erforderniffen genügt, barf Die Aufnahme in vie Innung 
verfagt werben. Von ber Ausübung des Stimmredtes ober eines 
\ Ehrenrechtes in der nnung find diejenigen ausgeſchloſſen, welche ſich 
wicht im Beige ber bürgerlichen Ehrenrechte befinden, oder welche ins 
folge nerichtliher Anordnung in bee Verfügung über ihr Vermbgen 
beſchrantt find. Die Mitgliedſchaft hört auf mit dem Austritte, der 
jederzeit geftattet ift, fofern das Statut nicht eine Anzeige höchftens 
fehs Monate vorher vorſchreibt, unb mit bem Tode bes Mitgliedes. 
In lehteren Falle gebt jedoch bie Mitgliedſchaft auf bie Witwe über, 
wenn fie den Gewerbebetrieb des Verſtorbenen fortfegt. Der Witwe 
ftehen aber Stimm: und Ehrenrechte nicht zu. Die Nichterfüllung ber 
ige obliegenben Verpflichtungen gilt als Austrittserflärung. Geſellen 
Lönnen nicht Snmungsmitglieder fein. Doch iſt ihnen geſehlich eine 
Beteiligung zugeftanden bei ber Abnahme von Befellenprüfungen und 
bei ber Verwaltung berjenigen Einrichtungen, welde zu ihrer Unters 
ftügung beftimmt find, oder für melde fie Beiträge entrichten oder 
eine bejondere Mühemwaltung übernehmen. Auch kann das Inmmge-⸗ 
ftatut ben Gefellen ein Recht ver Teilnahme an ben Innungsverjamme 
lungen und an ber Verwaltung einräumen. Nur die Innungsmitgliedet 
dürfen ſich als Innungsmeifter bezeichnen. Die Führung diefer Be 
Feichnung durch andere Perfonen tft ftrafbar. 
Die Verſaſſung ber Jnnung beruht auf dem Innumgsſtatute, 
für deſſen Inhalt in diefer Beziebung durch das Gefep gewiſſe 
| Normatiobeitimmungen getroffen find. Jede Innung muf einen von 
bden Jamungsmitglievern zu mählenben Vorftanb haben, ber bie Innung 
| nad) außen vertritt. Den Mitgliedern darf keine Werpflitung zu 
"Handlungen oder Unterlaffungen auferlegt werben, melde mit ben 
Aufgaben der Innung in feiner Verbinbung ftehen, unb es bürfen 
"eine anberen Beiträge von ihnen erhoben werben als folche, bie zur 
Allung der geſehlich zuläffigen Zwecke der Innung beftimmt find. 


Et 


Snnumgsausihuf 
—— biefelben nicht vermogensrechtlicher Natur 

übertragen. SE hingen rn ln Sg 
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— aan rain ee 
höheren Vermaltungshehörbe bebarf. 

Der Wirlungslreis ber Jamungen umfaßt notwenbig bie Er 
Füllung ber ihmen geieplich obliegenden Aufgaben. Hierher ER 


Stärkung 

Förderung eines gedeihlihen Verhältmifies zwifden Meiftern u Ge 
fellen, ſowie die Furſorge für das Herbergsmeien der Befellen und 
für bie Nachweifung von Gefellenarbeit; c, bie Megelung bes Lehr 
lingsweiens und bie Furſorge für bie Ausbilbung ber Lehrlinge; 
d. die Entſcheidung von Steeitigeiten pwüihen Inmumgsmitaliedern und 
Lehrlingen aus dem Lehrlingsverhältniffe, ſoweit micht befonbere Be- 
horden dafür beftehen. Im legterer Beziehung treten bie Inuungen 
an die Stelle der Gemeindebehörde. 


ausdehnen. Jasbeſondere find ihmen geſedlich folgende Befugnifie 
eingeräumt. Sie tönnen a. ohne bie etwa font erforderliche Ge 
nebmigung Fachſchulen für Lehrlinge errichten und biefelben leiten ; 
b. zur Unterftügung ber nmungsmitglieder, ihrer Angehörigen, ihrer 
Gefellen und Lehrlinge in Fällen der NKranfheit, des Toben, ber 
Arbeitsunfähigkeit ober ſonſtiger Bebirftigteit Kafjen einrichten, fo: 
ſern das hierfür abzufafiende Nebenftatut die erforderliche Genchmi 
gung erhält, ohme baf; es einer weiteren, nad Landesrecht file Er 
rihtung folcher Kaſſen erforberlichen Genehmigung bebürfte; c. mac 
Genehmigung bes bierauf bezüglichen Nebenftatuts Sähiebögeridhte 
richten, welde an Stelle der fonft zuftändigen Behörden Streitigleiten 


und zwei Beifigerm befichen. Der Vorfigende mirb won ber Auf: 
fötsbehörde ernannt und braudt der Inmung nicht anzugehören, 
Die Beifiger werben zu einer Hälfte von aus 
deren Mitte, zur anderen Hälfte von ben Gefellen aus deren Mitte 
gewählt. Die Annahme der Wahl zum Beifiger kann nur aus Grünben 
abgelehnt werben, welde die Ablehnung einer Vormunbfdaft redit: 
fertigen. Die Entfeidungen der Sciebsgerihte find vorläufig voll: 
Areibar. Die Vollftredung bat dur die Polizeibehörde nach dei 
für die gerichtliche Smangsvolftxedung mafgebenben Vorjchriften zu 


Sowohl bei dem gefehlichen wie bei dem ftatutariihen Wirkungsr 
treiſe ber Inmungen ift der Grundfag ſtreng feftgehalten, daß die 
Anmungsthätigfeit bie außerhalb ber Innung ftehenben Gemerbtreiz 
benben des betreffenden Gewerbszweiges unberührt läßt. Exft die 
meuere Gefepgebung hat diejes Prinzip nad) verſchiedenen Richtungen 
Hin durchbrochen und damit bie Innungen zu Inſtituten der Be: 
werbepflege überhaupt ohme Rüdfiht auf die Zugehörigkeit bes ein 
zelnen Gewerbtreibenden zur Innung gemacht. 

Zunachſt iſt dies gefhehen auf dem Gebiete bes Lehrlingsmeiens. 
Wenn ſich bie Thätigfeit einer Innung auf dem Gebiete bes Lehrs 
Kingswefens bewährt hat, kann ihr die höhere Bermaltungabebörbe, 
der Nepierungspräfident, für ihren Bestef mod weitere, über den 
Kreis der Iunungsgenofien hinausgehende öffentlichrechtliche Befugniſſe 
nad) vorheriger Anhörung der Auffichtebehorde verleihen. Die höhere 
Bermaltungsbehörde kann nämlich die Innung für zuſtandig erflären, 
‚Streitigteiten aus dem Lehrlingsverhältniffe auf Anrufen bes einen 


Teils aud in den Fällen zu entiheiven, in welchen ber Arbeitgeber, 
obwohl er nadı Geſetz und Statut zum Eintritte in die Innung ber 
rechtigt iſt, gleihmohl derfelben nicht angehört. Ebenio Tann bie 
höhere Vermaltungsbehörbe beftimmen, baf die von der Innung er: 
laſſenen Vorfepriften über die Regelung des Sehrlingsverhältniiies, 
fomie über die Ausbiltung und Prüfung ber Lehrlinge aud) für die 
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der Innung nicht angehörigen Lehrherren und beren Lehr: 
bindend find, Haben ſich hiernach Lehrlinge folder Lehrherren 
einer Prüfung zu unterziehen, jo iſt biefelbe von einer Nommiffion 

deren Mitglieder zur Hälfte von der Innung, zur Hälfte 
non ber Auffihtsbehörde berufen werben. Endlich fann nah bem 
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feit der Innungen über bie Nicdtmitglieber aus. Für bem Bezirk 
einer Innung lann auf Antrag derfelben durch die höhere Verwal: 
tungäbehörbe beſtimmt werden, dab Arbeitgeber, melde, obmohl fit 
ein in ber Junung vertretenes Gewerbe betreiben, berfelben nicht am 
gehören, unb beren Gefellen in gleicher Weife wie bie Junungsmits 
glieder und deren Geſellen beizutragen haben zu den Koſten des Her- 
bergsmweiens, des Arbeitsnachweifes, ber Einrichtungen zur gewerbliden 
und techniſchen Ausbilbung ber Gewerbtreibenben unb bes Schiebsge: 
richts. Die Beſtimmung, vor beren Etlaß die betreffenden Jungs 
einrichtungen zu prüfen und Bertreter der beteiligten Arbeitgeber, die 
Auffichtsbehörde und ber Vorftanb des Innungsverbandes zu hören 
in, entzieht ſich der Anfechtung Im Rechtowege und ift jeberzeit wiber 
ruflich. Wefreit von der Beitragspfliht find die Fabrifbefiger, die 
bereits zu den Koſten einer anberen Innung herangesogenen Bewerb: 
treibenbeu und biejenigen, welche in ihrem Betriebe regelmäßig weder 
Geſellen noch Lehrlinge beſchäftigen. Die beitragäpflihtigen Bewerb: 
treibenden und deren Arbeiter find aber andererfeits auch zur Teil: 
nahme an ben Junungseinrichtungen, für welde fie Beiträge leiften, 
bereditigt. 

Die Auflöfung einer Innung teitt entweder durch Ausitecben 
ihrer Mitglieder ein oder infolge eines ftatutenmäßigen Beichlufles ber 
Imnungsveriammlung oder frajt Geſetzes, wenn über das Vermögen 
einer Innung Konkurs eröffnet wird, ober infolge Beſchluſſes der 


. RBB 1894, ©. 256. 
= ya Pr. 10 ©.D, tn der Faffung bed Gef. vom 6, Juli 1897 — REBEL 
f! a 

*) R.O.BL 1837,6. 281 ———— — 
in den dieherigen Tert der Gewerbeotdnung eingefügt worden 
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Die Innungen. 377 
— —— Dieſe lann bie Auflöfung anordnen? 
a. wenn es ſich ergibt, daß bie Vorausſehungen, unter denen bie Gles 
nebmigung bes Statuts nur erfolgen durfte, vorhanden waren 
und binnen ‚gefepten Friſt die erfor des Sta: 


tuts 5 

rung den ihr geſehlich auferlegten Aufgaben nicht nachlonunt, c. wenn 
fie fi geiehmibriger Handlungen ſchuldig macht, durch melde das 
EN oder wenn fie andere als bie gefeglich 
zuläffigen Zwede verf In Preußen entiheivet nad) $ 128 bes 
Bahdapigtetgeiges der Bertsansiäns auf Alage der Auffihtäbes 
hörde. Bor Erlah des Endurtells lann er nad) Anhörung bes Zn 


‚eine Stadt erfiredt, wird vom der Die 
Auffictsbehörbe der übrigen Innungen witd durch die höhere Vers 
woltungsbe&örbe, in Preußen ben und, wenn 


asrzagy 5 
ir 
sähis 
SH 
Hin 
A 
in: 


= 
J 
E 
3 
’ 
x 
Ä 
& 


fungen ber aufzunehmenben Mitglieder 
je einen Vertreter zu entienben. f. Sie entſcheidet 
‚er Aufnahme, Austritt und Ausihliekung von Mitgli 
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Alage gegen die Aufſichtsbehorde bei dem Besirtsausihufie im Ber- 
maltungsftreiterfahren erhoben werben. 

Mehrere Innungen, bie nicht berjelben Aufjichts! unter: 
ftehen, können zur gemeinfamen Verfolgung ihrer Anfgaben und zur 
Pilege gewerblicher Intereſſen einen Innungsverband bilden, Der 
Berband muß ein Statut haben, welches ber Deflätigung durch bie 
höhere Verwaltungsbehörbe und, wenn der Verband fid über mehrere 
Bımdesftanten erſtredt, durch den Neihstanzler bedarf. Die Geneh- 
migung kann jevod nur aus ben im Gefege ‚enen Grfimben 
verjagt werben. Der Jnmungsverband, der als Korporationd: 
rechte nicht befipt, ſteht unter der Aufficht der höheren Vermaltungd 
bebörbe, in beren Bezirk der Vorſtand feinen Sig hat. In den ger 
ſetlich angegebenen Fällen kann die Behörbe, melde das Statut ge 
nehmigt hat, den Verband wieder aufldien. Das Gefeh vom 28. April 
1886 ?) erklärt es endlich für zuläfjig, daß durch einen im Melde 
anzeiger zu veröffentlicpenben Beſchluß des Bundesrates den Junungs 


auf bei Eröffnung bes Konturfes über jein Vermögen. Ueber bie 
Verwendumg des Vermögens eines aufgelöften Verbandes find ent 
iprehende Beitimmungen getroffen mie über das der Innung 

Für bie Medipinalperfonen beitand in Preußen bis in die meuejte 
Zeit eine berufogenoſſenſchaftliche Vereinigung nad Art ber Junusgen 





YRGBL 1856, & 125. Die dett Beflimmungen finb o16 d9 10kh-106o 
im den Zegt der BD. eingefügt morben. 
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nicht. See nes bat nad 
dem Borgange ber beutfehen Mittelftaaten eine Organifation der Aerzte 
einer Provinz in ber Weiſe ftattgefunben, daß biejelben ala Standes: 
vertretung zur Wahrnehmung gemeinfamer Intereſſen eine Aerzte- 


Enblich find neuerbings int —— als Intereſſenver. 
tretungen ber Gewerbetreſibenden und als techniſcher Beirat der Ver: 
waltungsbehörben Gewerbefammern nad Analogie ber Handelsfammern 
errichtet worben. Da folge Vertretungen fir bie Urprobuftion und 


$ 192. Gewerdliche Arbeiisverfältnife ). 


Das Verhältnis des felbftändigen Betriebsunternehmers zu feinen 
Gehilfen it grundſatzlich ein rein privatredjtliches, es beruht auf einem 
obligatoriihen Wertragsverhältnifie zwiſchen Arbeitgeber umb Arbeit: 
nehmer. Die —— ber gewerblichen Arbeitöverhältniffe fällt 
daber an und für ſich nicht in das Gebiet des Bermaltungsrechts, 
ſondern in das des Privatrechts. Bon jeher ift ſedoch auch bier bie 
Verden Privatvertehrs einſchneidenden Bejchränfungen des öffent: 
lchen Rechts unterworfen worben, die mit der Entwidlung bes mos 
dernen Fabrikbetriebes eine immer größere Ausdehnung im Jutereſſe 
der wirtihaftlic, jhmächeren Kaffe, ver Arbeiter, gewinnen. Dieje 
———— beziehen ſich teils auf das gewerbliche Arbeitsverhält: 
mis überhaupt teils auf den Schup einzelner Arbeiterkategorien. Ihrem 
Inhalte nach find fie zum Teil poligeilich, zum Teil gehören fie der 
pofitiven Mohlfahrtöpflege des Staates an. Beibe Elemente find 
aber fo eng mit einander verihlungen, dafı eine Scheidung zwiſchen 
Foligei und Pflege hier undurhführbar erfeint. 

Nah ausbrüdlicher Beftimmung des z 154 ber Gemerbeorbnung 
finden ihre Beſtinmungen über Gehilfen und Sehrlinge auf dieje 
migen in Mpotheten und Handelsgefchäften feine Anwendung. Die 
Begriffe bes Gemerbes und bes Dandelsgeſchaftes find aber nicht 
ſcharf von einander gefchieven. Nach der Auffaſſung ber Gewerbe: 


*) 65. 1857, ©. 169, Die beandenburgifge Aeryt · lanmer umfaht auch 
den Stabifreid Berlin, die rheinifche au; die hohenjollernfden Sande, 
ST ai Urt. Arbeiter (gewerbliche) ir v. Gtengeld Wörterbuch 
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fmanns 
Die konſtante Praris des Neichsoberhandelsgerihts und des Reihe 
gerichts) nimmt daher als Unterfheioungsgrund die Beft — 
art an, ber Handlungsgehilfe leiftet kaufmunniſche, ber Gewerbegehnfe 
techniſch gewerbliche Dienfte. Dieſe Unterſcheidung if aud Hier zu 
Grunde zu legen. Die Beitimmungen über gewerbliche Arbeitsver 
En — ſich alſo nicht auf die Perſonen, welche faufmännifdhe 


Was das Arbeitsverhältnis im allgemeinen betrifft, fo find die 
früheren Koalitionsverbote, d, h. bie Verbote für Gewerbtreibende 
und Arbeiter, ih zur Grlangung günfigerer Sohn und Arbeitäbe: 
dingungen zu verbinden, aufgehoben. Jedoch find alle Verträge, buch 
welche fid ein Gewerbireibender ober ein Arbeiter verpflichtet, ven 
einer ſolchen Bereinigung ober Verabredung nicht zurüdzutretem, 
nichtig. Die Anwendung von phyſiſchem oder piuchiihem Zmange, 
um andere jur Teilnahme an folhen Verabredungen und Wereimig- 
ungen ober zur Befolgung ihrer Veſchlaſſe zu veranlaffen oder fie 
vom Nüdtritte abzuhalten, ſowie ber Verſuch zu dieſen Handlungen ift 
itrafbar ($ 152 6.0). 

Die Gewerbtreibenden find verpflictet, alle diejenigen Einrich 
tungen berzuftellen und zu unterhalten, welde nit Rüdficht auf die 
befondere Veſchaffenheit des Gewerbebetriches und der Vetriebantätte 
zu thunlichſter Sicherheit gegen Gefahr für Leben und Geſundheu 
notwendig find. Der Bunbesrat kann Vorſchriſten über Einrichtungen 
erlaſſen, welche für alle Anlagen einer beftimmten Art 
find, Soweit dies nicht geihehen ift, Können diefe Beſtimmungen von 
der Landesbehörbe ausgehen. Geſetzlich geregelt ift in Preußen mir 
der Betrieb der Dampffeffel ). Im übrigen ift ſowohl ber Meg ber 





9) Bgl Dernburg, Beruf. Privatrecht Bd. 2 $ 198 und die Dort in Dem 
Roten angeführten Erlenntniffe, 

>, Gef, vom 9. ai 1872 — 6.8, — 8 Bol auferden wegen 
der fog. Zolomobilen MR. vom 19. März 1855 — MAL ber fnn. Berm. 1855, 
©. 49 — und wegen der Straenlolomotiven MR. vom 18. Yebruar 1 
— DMBL der inn Berm. 1964, ©. 59 —. 
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Roligeiverorbnung wie ber ber Polizeiverfügung zuläffig. Die Ge 
werbtreibenben find ſedoch, auch wenn folde Beltimmungen nicht bes 
ftehen, zur Erfüllung der angegebenen Verpflichtung verbunden, Die 
Verabſaumung ber erforderlichen Einrichtungen trotz erfolgter Auffor⸗ 
berung ber Vehdrde iſt mit Strafe bedroht ($$ 120, 147 6.0) 
Eine Reihe anderer Vorfhriften der Gemerbeorbnung if zwar 
aus bemfelben gejeggeberiihen Motive des Schuges ber arbeitenden 
Maffen gegen bie Arbeitgeber hervorgegangen. Der gejeßgeberiiche 
Gedanke ift aber bier nicht im polizeilichen Mabregeln, fondern in 
Brivatrehtsnormen zum Ausdrude gelangt, indem das Geſetz verſchle⸗ 
dene Bertragsbeftimmungen unb Rechtsgeſchäfte für michtig erffärt. 
So find nichtig Vertragsbeftimmmungen, durch melde fih Arbeiter 
zum Arbeiten an Sonn: und Feſttagen verpflichten, e3 müßte ſich 
denn um Arbeiten handeln, welche nad; der Natur des Geſchäftobetriebes 
einen Aufſchub ober eine Unterbredung nicht geftatten. Weitere der— 
artige privatrechtliche Borihriften richten ſich gegen die Mißbrauche 
des fogenannten Truckſyſtems, monach der Arbeitgeber feine Arbeiter 
nötigt, an Stelle bes Gelblohnes Waren anzunehmen ober ihre Des 
dürfniffe an beftimmten Berkaufsftellen zu befriedigen. Auf den m 
halt diefer Beftimmungen im einzelnen ift als dem Privatrechte an« 
ale bier nicht weiter einzugehen. In das Gebiet bes dffentlichen 
lechts greifen bie Verbote des Trudfoltens nur infofern über, als 
Buwiderhandlungen dagegen unter Strafe geftellt find. Endlich Fönnen 
die Arbeiter bei Muflöfung des Arbeitsverhältniffes von bem Arbeit 
geber die Ausftellung eines Zeugniſſes über bie Art und Dauer ihrer 
Beſchaftigung und über ihre Rübrung verlangen, welches auf Antrag 
von ber Ortspolizetbehörbe koften« und ftempelfret zu beglaubigen ift. 
Zur. Erfüllung biefer Verpflichtung fann der Arbeitgeber nötigenfalls 
dur Smwangsmittel angehalten werden ($$ 105,118—119, 146 6,0.). 
Streitigkeiten jwilchen Arbeligebern und Arbeitern, die fich auf 
ben Antritt, bie Fortfegung und bie Aufhebung bes Arbeitaverhältnifjes, 
auf die gegenfeitigen Leiſumgen aus bemfelben, auf die Erteilung ober 
den Inhalt der Arbeitsbiicher oder Zeugniſſe beziehen, gehören zunächſt 
vor bejonbere Gerichte, ſowelt ſolche beftehen. Dieſe als Schiebs: 
gerichte bezeichneten Sonbergerichte haben an Stelle der orbentlichen 
Gerichte zu entfheiben. Gegen ihre Urteile, welche vorläufig vollftred» 
bar find, findet im der Regel binnen zehn Tagen die Berufung auf 
ben ordentlichen Rechtsweg fiat. Die gewerblihen Schiebögerichte 
felbft find von dreifacher Art. Sie find Innungsgerihte, Staats 
gerichte und Bemeinbegerichte und fteben unter einander im dem Ver⸗ 
Hältnife, daß bas Staatsgericht eintritt, mo ein zuftänbiges Innungsgericht 


betreffenden Gewerbsjweiges, melde ber Innung nidt angehören, 
obwohl fie aufnahmefähig find, und auf deren Arbeiter, 

Someit im gegebenen Falle eine Innungsgerichtsbarteit nicht 
begründet ift, ſteht die Entſcheldung befonberen töniglihen Bewerber 
geriäten zu. Soiche gibt es gegemmärtig nur noch in dem Dbet ⸗ 
Tanbesgerichtöbeziete Röln auf Brunb bes franzöfticen Giefepes vom 
18. März 1806, ber Dekrete vom 11. Juni 1809, 3. Auguft 1810 
und 17. Dezember 1811 über die Conseils de prud’ hommes und der 
Berorömung vom 7. Auguſt 1846). Diefe Gemerbegerichte werben 
auf Antrag der Hanbelsfantmer aus Fabrilanten, Werkmeiflern mb 
‚Handwerkern in der Weiſe gebildet, dah die Zahl der Fabritanten 
die ber Werkmeifter und Handwerter überfteigen muß. Jede ber brei 
Berufsflaffen wählt bie Mitglieder aus ihrer Klaſſe auf deei Jahre 
derart, daß alle Jahre ein Drittel aucſcheidet. Aktives wie palfives 
Wahlrecht find aber an einen Cenſus, das paffive Wahlrecht aufers 
dem an ben minbeftens jedhsjährigen Betrieb des Gewerbes gekufpit. 
Die Streitfachen geben zunächft an bie Vergleihstammer und eril, 
wenn bier die AZuftandebringung eines Bergleichs nicht gelingt, 
das Plenum. Das Verfahren ift das civilproſe ſſuallſche 
Mobififationen. Die Berufung und Beſchwerde geht am das 
gericht, in deifen Bezirfe das Gewerbegericht feinen Siy hat. 


prozeffualiiche ift °). 
In den übrigen Lanbesteilen erjolgt in Ermangelung eines zu 
ſtandigen Innungeſchiedsgerichtes die Entiheidung der gewerblichen 





Gemeindeiiedsgerihte muß 
Rechtes für zuläffig erachtet werben, ba fie an bie Stelle ber bisher 
zuftändigen Behörben treten follen ($ 1204 ©.D.). 

Bee 
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Das Lehrlingsverhältnis jelbit liegt durchaus auf privattechtlichem 
Gebiete. Kraft öffentlichen Rechts ift jedoch der Lehrberr 
entweber jelbji ober burch einen geeigneten, ausbrüdlid dazu beitimmten 
Stellvertreter die Ausbildung des Lehrlings zu leiten, feine moraliſche 
— ‚zu beauffiitigen und ihn zu feinen Dienſtlelſtungen zu ver« 
bdurch melde ihm bie Zeit und Gelegenheit zu feiner Aus« 
Fa und zum Veſuche des Gottesbienjtes an Sonn- und Feittagen 


it mit Strafe bebroßt. Der Lehrling anbererjeits iſt zum Gehorfam 
gegen ben Lehrherren und denjenigen, ber an deſſen Stelle jeine 
Ausbildung zu leiten bat, verpflißtet. Dieſen Gehorſam kann der 
Baer perfönlih, nicht aber fein Stellvertreter durch bie Mittel 
der väterlichen Zucht erzwingen. falls der Lehrling unberedtigters 
wveiſe die Lehre ohne Zuſtimmung des Lehrherren verläßt, kann, wenn 
der Lehroertrag fhriftlid abgeiälefen if, der Lehrherr bei der Orts 
poligeibehörbe beantragen, ba der Lehrling durch polizeiliche Zwangs- 
mittel angehalten werde, bis zur Aufhebung des Lehrverhältnifies 
durch gerichtfiches Urteil in der Lehre zu verbleiben. Nach Beendigung 
des Lehrverhaltniſſes in der Lehrherr bei Strafe verpflichtet, dem 
Sehrlinge über das Gewerbe, bie Dauer ber Lehrzeit, feine Führung xc. 
ein Zeugnis auszuſtellen. An die Stelle desjelben Tann jedoch ein 
von der Innung ausgefertigter Lebrbrief treten ($$ 126—133, 148 G. O.). 
Die Ausbildung ber Apotheter regelt fi mittelbar nach ben 
über die Prüfungen gegebenen Vorſchtiften ). Als Lehrling zugelaffen 
werben hiernad nur ſolche Perjonen, welche die Befähigung zum ein- 
jährigen Militärdienfte erlangt haben. Demnächft folgt eine * 
und für Perſonen, welche ſich im Befige bes Maturitätszeugniſſes bes 
finden, zweijährige Lehrzeit und als Äbſchluß derjelben die Gehilfen- 
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884 Das Verneluungore . sn 
prüfung. Rach Beftchen derſelben folgt eine dreijährige Servierzeit 
in einer deutſchen Apothete als Gehilfe und ein ——— 
Beſuch einer Univerfität ober einer polytechniſchen Schule, wenad 
Apotheferprüfung abgelegt werben fann. 

uetsion, ir kom Brfafigung virdunne —— 
| en, für deren Beihäftigung 

! aufgefiellt werden. Alle für eine höhere Altersfiufe getroffenen Ber 
ftimmungen gelten aber auch für die niederen. Es wird aljo bei bein 
einzelnen Altersftufen eine Grenzlinie nad) unten überhaupt nicht gezogen. 

Perfonen umter 21 Jahren bürfen, wenn fie nicht mehr zum Ber 
fuche der Volloſchule verpflichtet find, als gewerbliche Arbeiter nur 
angenommen werben, wenn fie mit eimem von ber Polizeibehörde 
ihres bisherigen Wohnortes ausgeftellten Arbeitsbuche verjehen find. 
Dasfelbe mub ben Namen bes Arbeiters, Oxt, Jahr und Tag Pier 
Geburt, ſowie feine Unterſchrift enthalten. Der Arbeitgeber hat bas 
Arbeitsbuch bei Annahme des Arbeiters einzufordern, in dasfelbe die 
Zen bes Ginteitts umb bie Art ber Beihäftigung einzutragen, es zu | 
verwahren und bei vechtmäfiiger Lüfung bes Arbeitsverhältmiiies mach 
Eintragung der Zeit des Austritts und der Art der legten Beiäh 
tigung, wenn barin Veränderungen fiattgefunben haben, dem Arbeiter 
wieder auszuhändigen. Andere Eintragungen als bie genannten find 
unzulaſſig. Insbeſondere find Vermerle, melde den Inhaber aünftig 
ober an tennzeichnen bezweden, mit Strafe bedroht (SS 107 
—114, 146 8.D.). 

Perionen unter 18 Jahren durfen von Gemerbtreibenden, melde 
mit Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte beitraft find, mährend ber 
Dauer biefer Zeit zur Anleitung im Gewerbebetriebe nicht angenommen 
werben. Die Gewerbtreibenben, welche Arbeiter unter 18 
beſchaſtigen, find verpflichtet, die dur das Alter derfelben gebotenen 
befonberen Nüdfichten auf Gefunbheit und Sittlichkeit zu nehmen. 
Insbefondere haben fie ihnen bie zum Beſuche einer 
ſchule erforderliche Zeit zu gewähren. Auch kann duch Lamdeögeich 
ober durch DOrtsftatut elne Verpflichtung zum Beſuche der 
ſchule für gewerbliche Arbeiter unter 18 Jahren begrünbet werben 
Zuw derhandlungen gegen diefe Vorſchriften find mit Strafe bebrobt, 
Auch lann die Entlaffung ber betreffenden Perfonen feitens der midhe 
im Beige der bürgerlihen Ehrenrechte befindlichen Gemwerbtreibenben 


*) Sandesgefehlich beſteht eine [olde —— — 58 
Kinge nad) $ 118 der Garn. 8.0. vom 1, Kuguft 184 
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sin Gewerdtiche Arbeiiäverhältnife: 385 
durch poligeifiche Smangsmittel herbeigeführt merben (48 106, 120, 
147, en 80) 


idlich beſtehen noch weitergehende Beſchränkungen in der Ber 
Se Dieſe Ber 
beziehen ſich aber abweichend von denen für bie höheren 
Altersftufen nicht auf alle ee fondern nur auf 


Baubitten oder auf Werften beichäftigt werden *"). Gänzlich re 
it in den genannten Betrieben die Beſchaftigung von Kinbern unter 
12 Jahren. Nuferben kann durch Berätu ts bes Dunbesrates bie 
Verwendung von Arbeitern unter 16 Jahren für gewiſſe Fabrifationss 
zweige, welche mit befonderen Gefahren für Gefimdheit und Sietlich« 
feit verbunden finb, gänzlid, unterfagt ober von beſonderen Bebingungen 
abhängig gemacht werben. Der Veſchluh des Bundesrates ift dem 
nädftfolgenden Reihstage vorzulegen und außer Kraft zu fepen, wenn 
biefer es verlangt ’*). Someit hiernach eine Beihäftigung von Pers 
ſonen unter 16 Jahren überhaupt zuläffig ift, hat ber Arbeitgeber 
vor Beginn der Beihäftigung der Ortspoligeibehörde eine ſchriftliche 
Anzeige mit Angabe der Fabrik, der Arbeitstage, der Arbeitszeit, der 
Baufen und ber Art der Veichäftigung zu machen. Eine gleiche Ans 
zeige ift vor jeber Aenderung in einem biefer Werhältniffe erforderlich. 
Sinber unter 14 Jahren und ſchulpflichtige Perionen wiſchen 14 und 
16 Jahren bürfen als Arbeiter nur angenommen werben, mern bem 
Arbeitgeber von ber Ortspoligeibehörde eine Arbeitsfarte 7) ausgeftellt 
iſt. Die Ausfertigung geſchieht auf Antrag oder mit Yuftimmung 
bes Vaters ober bes Vormundes. Nach Beendigung bes Arheitsner: 
haltniſſes ift fie dem Vater ober Vormunde aus zuhandigen. Die 
Arbeitszeiten und die Nubepaufen find fir die jugendlichen Arbeiter 
umter 16 Jahren, zum Tell verfehleben nach bem Alter unb ben Betriebs: 


Sem eine Fabrit vorhanden It, (ft Khatfeage, daS Gefeh nermelbet eine 


eh ER — Art Fabrilweſen in Bluntſchus Stastsmdrterbud Bo. 8, 
S Meier, Ast. Babritweien in u. Holtenborfis Netöleriton Mb. I, 
e. gan Beller, Art. Fabritgefehgebung In v. Stengel® Wörterbud Qi, 1, 


”) Sole Beftimmungen find ergangen für Walj: und Hammermerte — Bet, 
vom 28, April 1879 —, für Gladhitten — Wet, vom 2. April 1879 —, für 
— Bel. vom 20. Mai 1879 —, für Steinfohlenbergwerte — Bel, 


om 10. daR 2E2T, 18. Rey 1B88 — , Drabtpieherelen mit Waflerbetrieb — Bel, 
vom 3. —— 
2) Die Mebeitälorte mac Die Auaſtalung der —— überftüffig. 


"ae Hal, Preubifes Suanttredt TIL. 





Jegliche Verlegung ber Vorihriften über die Beihäftigung von 

mn Arbeitern oder von Arbeiterinnen in Fabtilen feitens 

der Arbeitgeber find für firafbar erflärt ($$ 134—139a, 146, 149 ©.D.). 
Ben BB raesen Be Fra Mat 1855 

i ronung ſeit ber Novelle von 1878 die Beſtellung 

befonderer Kontrollorgane zur Ueberwachung der Br 
Vorschriften vor, melde im Üntereffe des Arheiterfdupes gegeben 
find’), Die Auffiht über bie Ausführung ber Beſtimmungen be 


von den Landesregierungen zu ernennenden Beamten zu —— 
Denſelben ſtehen bei Ausübung biefer Aufficht alle amtlichen Befugmiffe 
der Drtspoligeibehörben, insbejonbere das Recht ber ji 

Neoifion der Fabrilen zu. Sie find vorbehaltlich der Anzeige won 
Gefegmidrigfeiten zur Geheimhaltung der amtlich zu ihrer Kenmtnis 
gelaugenben Befhäfts: und Betriebsverhältnifje ber ihrer Neoifion 
unterliegenben Fabriten zu verpflichten. Die Zuftänbigkeitsnerbältwife 
zwifchen diefen Beamten, welche in Preußen den Titel Gewerberat 
führen, und den ordentlichen Voligeibehörben find in ben 

Bunbesftaaten auf dem verfalfungsmäßlgen Wege zu ordnen “ Die 


') Dal, bie R. II angeführten Beftimmungen, 

'H Bol. Zeller, Art. Fabrilauffihtübenmte in». Stengel Mörterbud 
w.1,© 
a vom 14. Mai 1879 — ©.S. 1879, ©. 354 — mb 
Dienftanwelfung vom 24. Mai 1870 — R.BL ber inm. Berm. 1379, &, 182 —., 





meibung von Strafe geftatten (8$ 139, 149 ©.D.). 

Befonbere Ianbeögefepliche Vorſchriften beftehen endlich noch in 
Preußen hinſichtlich ber beim Bau von Eifenbahnen bei&äftigten Hands 
arbeiter nad dem Gefehe vom 21. Dezember 1846 7%), meldes durch 
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ib. biefe den Empfang der Starte beftätigt Hat. Die Art 

fe der Lohmzahlung und der Beauffihtigung der Arbeiter ift 
geregelt. Auf Antrag der Ortöpolizeibehörde muß jeder 
werben. Die Anwendung biefer Beftimmungen auf 
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unter Zuftimmumg des Provinzialrates, auf Bauten biefer Art 
Stabt Berlin burh ben Dberpräfibenten beſchloſſen werben 


weitere Kusdehming hat ber Schuß ber arbeitenden Claſſen 
Stant auf ganz neuen Grundlagen erfahren infolge ber 
fogialen Neformaziete ber Jahre 1883 bis 1839, melde durch 
Grund bes öffentlidjen Mechts den Wrbeiter 
gegen bie Wedjfeljälle bes Sehens, Rranfheit, Betrieböunfälle, Alter 
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8.8. 1867, ©. 1496 ”) 8,6, 1476, ©. 97, 128. 


Kap. V. Das öffentliche Haudelsrecht *). 


$ 199. Pas Münz-, Maf- und Gemigtswefen. 


Nach Art. 4 Nr. a 

des Maß⸗ Münz: und Gewichtsfuftems nebit Feftitelung ber 

fäge über die Emiffion von fundiertem ber: —— 

der Beauffihtigung und ber Geſetzgebung des Reiches. Von dieſer 

Befugnis hat das Reich bereits in erfhöpfender Weiſe Gebrauch ge 
af: Gewichta weſen 


die — lande drechtlichen Quellen etweiſt ſich daher als — 
1 Das Munzweſen!). Der mittelalterliche Staat betrachtete 


werben mußten, Wie alle landesherrlichen Einnahmen murbe auch 
das Müngrecht, nachdem es vom Reiche an bie Zanbesherren über 
gegangen war, vielfach an ftädtifche Rorporationen mie an einzelne 
Perfonen veräußert. Die fpätere Theorie behandelt baher bas Münze 
seht als ein jogenanntes wieberes Negal, d. h. als ein finatliches 
‚Hoheitsreht, welches vermöge ftaatliher Verleihung auch in den Bei 
von Peivatperfonen gelangen fanı. Bel bem Erſtarlen ber Staats 
gemalt und ber Zunahme bes Verkehrs im 15. Jahrhundert war «#4 
aber nicht mehr möglih, das Munzrecht noch weiterhin als einen 
Gegenftand privater Finanzſpelulation beſtehen zu laſſen. Die nicht 


"Bot Bann, — (in vetwaltungdtechilichet Hinfiht) in v. Stengelb 
Worterhuch Bb. 


—* ———— " Doufge Mänorrfefung.d bt, Srlangen 1ST.—1881; 
Ro, Ast. Müngmefen in 9. Holgenborffs Nehtäleriton 3b. 2, ©. EM fl. 





Das Münzs, Mag und Gemitömejen. 
Münzen, wie fie namentlich die Städte 
auf bie © 


größeren Städten überlaflen und endlich überhaupt aufgeh 
Münzreht hatte dadurch ben Charakter des Negals verloren und war 
mieber zu einem augsſchließlich landesherrlichen Rechte geworben. Auch 
ee gibt das A. ER, I, 18 5 12 dem feit Jahrhunderten beitehenden 
Rande Ausbrud, indem es das Münzredt fir cin Majeftäte: 


Verwandlung bed Münzregals in ein ausfchlieplich 
ftaatlihes Munzrecht war aber der Charakter besfelben als Einnahme 
‚quelle nicht berührt worden. Namentlich in tritiſchen Zeiten, in Preußen 
mod) unter Friedrich dem Großen, galt bie Muͤnzverſchlechterung als 
ei beliebtes Dlittel, einer ſtaatlichen Finanzkalamität abzubelien. Erft 
in neuerer Seit Hat man fid) von der Nuplofigfeit und Schädlichteit 
folcher Erperimente überzeugt. Der Staat fucht daher aus dem 
Müngmweien nit mehr Einnahmen zu erzielen, fonbern betrachtet es 
Lediglich als feine Aufgabe, durch das ſtaatliche Gepräge den als all 
gemeines Taufchmittel benugten Ehelmetallen eine öffentliche Beglan- 
bigung ihres Wertes zu verleihen. Damit ſcheidet aber verwaltungs: 
rechtlich das Munzweſen aus dem Gebiete des Finanzweſens aus und 
fällt in dasjenige der inneren Verwaltung und zwar fpeziell des öffent: 
lichen Handelsrechts 

Nahdem die Grundlagen des Neichsmünzeedhtes bereits durch 
Das Geſeh vom 4. Dezember 1871 betreffend die Ausprägung ven 
Neihsgolbmüngen) gelegt waren, wurbe bas Münzwefen 
von Neihöwegen geregelt durch das Münzgeieg vom 9. Juli 1878®), 
zu dem fpäter noch die Novellen vom 20. April 1874 und 6. Januar 
1875°) ergingen. , 

Das Münzgeiep erieht bie biöherigen Sandesmwährungen durch 
die Reichömährung. Darin liegt zweierlei ausgeſprochen. Cinmal 
Heftimmt allein das eich, melde Münzen gejeplihes Zahlungsmittel 
fein jollen, derart, daß der Gläubiger ſich mit deren Hingabe befriebigt 
erllären muß. Zweitens iſt bie Befugnis zur Ausprägung von 

ROM 1871, 5. 404 . 

R.GDL, 1873, ©, 288. ſomm. von Soetbeer in Hirth6 Ann. 1874, 
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Rurs gejegt find und deshalb, ber Neihswährung 
uehkrig, ” gefegfiches ee in — 
bilden, fo lange fie ber Bundesrat nicht außet Kurs ſedt oder 


von Thalern durch die Einzelſtaaten iſt aber auch bier * 
Verſchieden von der Außerlursſehung, welche ſich mur auf 
ber deutſchen Landeswahrungen bezieht, iR das Verbot des 
fremder Münzen, vermöge deffen ebenfalls diefen Münyen die 
ſchaft als geſehliches Fahlungsmittel entzogen wirb, ohne daß 
eine Einziehung ober Einfhmelgung ftattfänbe. Auch ber Erlafi 

Verbote it dem Bundesrate übertragen. 

Das Reichsmüungtecht fteht auf dem Stanbpunfte ber Goldwahrung 
b. h. mır Golbüngen find wahres Geld, das unbeſchräntt als Zahlung 
angenommen werben muß. Dieſe Goldwährung wirb freilich mod) 
infofern durchbrochen, als bie nicht aufier Kurs geiegten 
Zahlungsmittel in unbeſchrunlter Höhe bilden. Daneben 
Reihsfilber-, Neihönidel: und Reichstupfermunzen. Diejelben 
jebod Zahlungsmittel nur in befchränktem Maße, indem 
Silbermüngen im Bettage von mehr als zwanzig Mark und Ridel- 
und Kupfermüngzen im Betrage von mehr als einer Marl in gahlung 
zu nehmen verpflichtet ift. Eine Ausnahme machen in biefer Beziehung 
mur bie Reichs: und Lanbesfaffen, melde alle Münzen unbeichräntt 
in Zahlung nehmen umb zum Zeil aud größere Summen Scheibe: 
müngen in Gold umtauſchen müflen. Das Neichögefep beftimmt endlic 
bie einzelnen Münzjorten, bie Art ihrer Prägung und ihren Metallgehalt, 
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si Das Mnp, Mofı und Benidtsmefen. 391 
die Zahl d jeder Sorte aus: 
— a auszuprägenden 

—— geichieht nähe Safın bes Bei 


Zitel: „erter Münzdireftor und General: Warbein" und „zweiter 
Münzbireftor und Ober-Minzmeifter“ führen. Bet der Ansprägun; 
ber Münyen und bem babei zu beobachtenden Verfahren haben 
die Lanbesmünzftätten nad den Reichsgeſehen und den vom Bundes 
zate gegebenen Nusführungsoorfchriften *) zu richten. Die Kontrolle 
geſchleht durch Kommiſſare, melde ber Neicstanzler ernennt. Die: 
jelben haben unter Unterftügung der Münzbeamten die einzelnen 
Münzflätten an Det und Stelle zu revibieren, ſich dabei über bie 
Dejolgung bee vom Vunbesrate erlaffenen Votſchriften und über das 
— Verfahren Kenntnis zu verſchafſen, auch lonnen fie die Regiſter 

und Zournale, bie im Betriebe befindlichen Goldbeſtände und bie 
mengeprägten Meichömünzen unterſuchen. Privatperfonen können 
gegen eine vom Neichstanzler feftzufegende Gebühr, beren Ueberſchuß 
über die gewöhnlichen Prägekofien dem Reiche zuflicht, Zwanzigmarl . 
Rüce*) ausprägen laffen, und bie Müngftätten find zur Mebernahme 
biefer Beſtellung verpflichtet, ſowelt fie nicht für ba® Reich heſchäftigt find. 

Abfichtlih an Gewicht verminderte Dingen dürfen nicht weiter 
jiefulieren. Dagegen werden bie Münzen, melde nur durch bem ms 
kauf an Gewicht in einem gewiſſen Maße verloren haben und das 
dog. Paffiergewicht nicht mehr erreichen, auf Koſten bes Reiches ein» 
gezogen und durch neue orfeht, 

Papiergeld im ſuriſtiſchen Sinne, d. h. ein durch ſtaatliche Auto: 
rität als allgemeines Zahlungsmittel anerkanntes Papier, exiſtiert 
nicht Nachdem ſchon das Gefeg vom 16. Juni 1870”) den Eingel: 





Fl RR Befäitfe des Vundesrata vom 7. Deyember 1971 umd 8. Zult 1878. 
!önnen alfo feine Zehn: und Fünfmartftüde verlangen, brauchen 
biefe Ted auch nicht anzunehmen, ba die Beftellung auf Smwanzigmarkitüde — 
Mebrreinfiimmend Baband, StR, des deutjchen Reiches Bo. 2, ©, 482 N, 
— ©.98, ©. Meyer, UN. Bo. 1, & 448, abs 
— Ratuiere. 
72.6.2 1870, & 


vom 
1870, 7. Dezember 1878 und 11. Juli 1884 9, Die unb 
Gewiätsordnung beitimmt die einzelnen Maße und Berichte im n⸗ 
foluffe an das metrüiche Syftem. Es if zwar jedem unbenommen, 


nur in Gemäßheit der Maß: und Gewichtsorbuung gehörig geftempelte 
Mafe, Gewichte und Wagen angewendet, und von den — 
nur bie im Geſehe genannten Maße und Gewichte abgefiempelt werben. 

Die für ben öffentlichen Verkehr vorgeichriebene amtliche Ber 
glaubigung der Maße und Gewichte, die Eicpung, erfolgt durch Eiduugs- 
ämter, deren Errichtung und Belegung ben Regierungen der Eine 
Masten zuſteht. Diefelben haben auch vie Thätigfeit ver 
zu beauffühtigen, fie mit Anftruftionen zu verfehen, von ihnen Berichte 





Mof- und Gewicdtöorbnung in 
Wehrsleriton Bb. 2, ©. 730 fi.; „Degen, Ai Sing LAG. u. 
Lig, Het. 
Det Asa 1968,07; 1870, ©.46; ROBL 1878, &.877; 18, ©. 115. 


J 


— 


Gebühren und Unterhaltungstoften fallen bei den tommunalen Eidjungs- 
der Gemeinde, — den koniglichen dem Staate zu. Die ein— 


Eihungsänter, deren Eichungen — das ganze beutiche Reich mit 
Ausnahme von Bayern gelten, ——— ‚feilgeftellt ducch bie 
num, vom 27. Deyember 1884, die Bebührentare am 
38. Dezember 1884), Das Neid, führt ferner die Oberaufficht 
durch eine befonbere lee bie Rormaleihungslommifiion zu Berlin, 
— ſich über das ganze Reich mit Ausnahme Bayerns 


Dur bas Gefeg vom 20. Juli 1881 '%) find auch bie Gaſt- 
und Schantwirte bei Verabfolgung von Wein, Obſtwein, Moft und 
Bier bei Strafe zur Benupung von Gefäßen, bie den Rauminhalt 
durch einen Filllitrid; bezeichnen, verpflichtet worben. Eine Eichung 
biejer Gefäße ift nicht notwendig, doch muß der Gaftwirt ein geeichtes 
Gefäh führen, damit eventuell die Nichtigkeit des Rauminhalts feite 

it werben fann. 

In ähnlicher Weiſe findet jeit dem 1. Januar 1888 auf Grund 
des Gefepes vom 16. Juli 188419) eine amtliche Beglaubigung des 
Feingehalts ber Golb- und Silberwaren *°) ftatt. Golb: unb Silber⸗ 
waren können zwar vom jedem beliebigen Weingehalte angefertigt 
werben, doch ift die Angabe des Feingehalts auf denſelben nur zus 
Läffig, wenn fie einen beflimmten Mindefireingehalt an Edelmetall 
haben, Nur bei golbenen unb filbernen Schmudjadhen ift die Stem: 


#1) Bot. Gef, vom 23, November 1859 — ©.®, 1869, ©. 1165 —. Husf.r 
— $, Samıns 1879, GR. vom Io Januar 1871 und 12, Mei 1812 
— ME, der inn. Berm. 1870, ©. 57; 1871, ©, 41; 1879, 8. 141 —. 

#1) Get. vom 20, April 1870 — MB. ber Inn. Berm. 1870, ©. 14 —. 
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Dad Verwaltungotecht. 


bei ſedem Zeit — . Die Vertaufer ‚für bie 
Worin An Bruder, " Yelondere Behörben Tür bie Ein 
—— beſtimmi, dieſelbe iſt alfo dem Privatgewerbe überloffen. 


$ 194. Börfen, Meffen und Märkte, 


Der Vertrieb gewerblicher Leitungen Tann In breifi Weihe 
erfolgen. Der Gemerbtreiberbe fan von einer feflen —— 


ſchaftsorte felbfiverftändlih feine Werkftätten amd Wrobaftionbrdum 


lichen Handelsrehte zu behandeln. Allein die Beſchrantung auf der 
blofien Güterumfag ift nut eine aus den wirtjchaftlichen Verhäftwiffen 
entiprungene ımb beshalb vormiegend vorhandene Eigenfchaft bieler 
Betriebsart, rechtlich notwendig ift ie Teinesmegs*). Cs ift fehr wohl 
denkbar, daß gewerblide Leiſtungen, die nicht bloßer Güterumfag find, 
aber gar fein ober doch mer ein unbebeutenbes Betriebölofal erforbern, 
wie Rufik und theatraftihe Aufführungen, photographiſche Aufnahmen, 
Gegenſtand des Marktverfehrs find. Der gemeinfame Bemerbebetrieh 
an einer Stelle macht nun aber befondere ftaatlie Maßregeln mot- 
wendig, um ben Betrieb zu ermöglichen, und bie rechtliche Geftaltung 
diejes Vermaltungszweiges it der Genenftand des Marktredites im 
weiteren Sinne. Je nachdem num ber Marktverlehr einen blohen 
Aus tauſch von Werten unter ben Gewerbtreibenden felbft ober 
den Abjah von Waren an bas Publilum yum Gegenftande bat, unter 
ſcheidet man den Börfenverfehr und den Marftoerleht im emgeren 
Sinne. Eine befonbere Unterart des legteren bilbet der Meßverlehr. 
Das Marktreht zerfällt danach in zwei Teile, bas Recht der Börien 
und das Recht der Meffen und Märkte. 

1 Die Bdrfen®). Unter einer Börfeverfteht man bie gemöhnlich 

*) Anbrer Anfiht G Meyer, Bermoltungäreht Bb. 1, &, B48. 


7) Wal. Rom, Urt. Börfe in v. Holyendorfis Regtäleriton Wa. 1, ©, 239 
2erid, Art, Börfe in v. Stengeld Wörterbuch Sb. 1, S. 24 Wi 
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gröferen Ganbelöplägen ftattfindenben regelmäßigen Sufammen- 
von Kaufleuten, Schiftsrhebern und Matlern in einem beftimmten 
zum Swede bes Abichluffes von Hanbelsgejchäften der Börjene 
unter einander, Das Charakteriftiiche des Börfenverkehrs 
daß die Waren ſelbſt nicht auf die Börfe gebradit werben, 
A a ben Gegenftand des Börfenverfehrs nicht Waren, 
0) erte. 
Borſen haben ſich ſeit Ende bes Mittelalters mit dem Auf⸗ 
ber modernen Geld: und Kreditwirtſchaft aus ber Jnitiatioe 


Hi 
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Die gefeplichen Beftimmungen über das Börfenmeien find gegen— 
märtig für die alten Provingen Preußens enthalten in Art. 3 des 
preußifhen Einführungsgefeges vom 24. Juni 1861 zum Allgemeinen 
deutigen Hanbelsgefegbuche*). Die Errihtung einer Börfe darf hiers 
nad nur mit Genehmigung des Hanbelsminifters erfolgen. Jede 
Börje hat eine beiondere Börjenordnung. Dieſe Börfenorbnungen 

aus ber autonomen Beihlußfaffung der Beteiligten und zwar, 
foweit eine Börje der faufmänniidhen Korporation ober Handelslammet 
unterftellt ift, dieſer kaufmännischen Vertretung hervor. Neue Börfenz 
ordnungen wie Nbänderungen und Ergänzungen ber beftehenden Börfen« 
ordnungen bebürjen jebod) ber Betätigung bes ‚Hanbelsminifterd. Der 
Inhalt ber Vörfenordnungen iſt nad zwiefaher Richtung geſetzlich 
beftimmt. Cinmal dürfen in den Börfenoremungen feine Torſchriſten 
privatrechtlichen Inhalts enthalten fein. Die betreffenden Vorſchriften 
ber älteren Börjenorbnungen find außer Kraft geſeht, und bie Auf- 
nahme in die revibierten und in bie neuen Börienordnungen verboten. 
Ferner muß in ben Börfenorbuungen insbefonbere beftimmt werben, 
wie bie laufenden Preife und Kurſe fefizuftellen, wie biefe Feftfiellungen 
gu veröffentlichen, und mie Zeugniffe varüber zu erteilen find. Im 
übrigen it die Feſtſtellung des Inhalts der Vorſenordnungen dem 
Ermejen der Beteiligten überlaffen. 

In ben neuen Provinzen fehlen allgemeine Beſtimmungen über 
die Boͤrſen. 


Sunerhalb des preußiihen Staates beftehen Börjen zu Berlin, 
Mfurt a. M., Breslau, Köln, Magdeburg, Hannover, Danzig, 
Stettin, Poſen, Elbing, Memel, Tilfit. Von befonderer 

Bedeutung find die Berliner und bie Frankfurter Börje. Für Berlin 


N 88. 1861, © 49 FR. 
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396 Das Verwaltungsrat: 
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furt a. M. bie Börjenorbnung vi 

zerfällt die DE TE ER 

re ohne daf die Einheit des Inſtituts —— 
Und dem Gefepe über die Hanbelstammern vom 24, Februar 

1870 $ 34, welches im ganzen Staatsgebiete gilt, Können die Börjen 

wie andere für den Handelöverfehr beftehende Öffentliche Anitalter 

unter bie Aufficht der Hanbelsfammer geftellt werben. Das (Heide 

it nach Maßgabe der befonderen Statuten bort geſchehen ee 

Suftitzt 


Hilfsorgen 
befteht ferner nach Art. 66 ff. des Handelsgeſetzbuches das 
der Handelömäfler. Diejelben find amtlich beftellte Vermittler für 
‚Handelsgefchäfte und werden vor Antritt ihres Amtes auf trene Puica 
erfühung vereibigt. Die Ernennung erfolgt an den Drien, am melden 
‚Handelölanımern oder faufmänniihe Rorporationen ihren Sit; haben, 
durch biefe vorbehaltlich der Beftätigung des Negierungspräfidenten, 
fonft durch den Negierungspräfibenten®). Ein ausſchlieüliches Recht 
der Vermittlung von Handelögeihäiten, wie es nad dem Handels 

je Art, 54 bie Landesgeſetzgebung ftatwieren Farm, in ben 

‚äflern in Preußen nicht eingeräumt. Ahre Pflichten ir 
einzelnen find durch das Handelsgejegbud; beitimmt. Die Verkepung 
berfelben ift nach Art, 9 $ 5 des preufifchen Einführungsgefehes 
Hanbelsgefegbuche In den alten Provinzen mit Strafe und im 
mit Umtsentfegung bebrobt. Dabei find jedoch bie befonberen Ber 
ordnungen unberührt geblieben, nad melden faufmännilhe Korper 
rationen befugt find, bie Danbelsmäller wegen Pilihtverlegungen 
anderer Art im Wege der Disziplin zu bejirafen. 

Gegen Beſchlüſſe der Handelsfammer oder des Vorſtandes einer 
taufmanniſchen Rorporation, durch welche die Erlaubnis zum Befuche 
ber ber Hanbelstammer oder faufmänniihen Korporation unterftellten 
Borſe verfagt, auf Zeit ober für immer entzogen, eine Veſchwerde 
über wnrichtige Einfhägung zu den Börjenbeiträgen 
ober Über einen Handelsmäller eine Drbnungsitrafe verhängt wird, 
findet, fofern gegen bergleichen Befchlüffe nad; der Börfen: und Malle 
orbmung ber Relurs an eine Behörde zuläffig ift, an Stelle desfelben 





2) Kigehrudt bl @otbfgmtät, Ace. für Garbaanch A ELET BER 
— Gejeges über die Handelsfammern, Kr 9 5 1 des preuf. EB, 
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IL Die Meſſen und Märkte®), Die Märkte im engeren 
find Zufammenkünfte ber Gewerbtreibenden an einem Orte 
bes Austaufihes ber Güter unter einander und mit bem Nabe 


Ein Markt konnte im Mittelalter nur abgehalten werden, wenn 
ber Ortſchaft bas Marltrecht bejonbers verliehen war. Diefe en 
'gte in ber Negel nur an Stäbte, jo dab bad Marktrecht 
ntegrierenden Bejtandteil des Stadtrechts bildete. ebenfalls 
grundete es ſich fiets anf ein befonberes kaiſerliches ober lanbesheres 
= Privilegium. Im allgemeinen ftebt auf diefent Stanbpunfte 


Jahr⸗, Wocens, Woll: und Viehmartte der Negel nach nur in Städten 
oebalten werben. Modenmärkte konnte bie ſtädtiſche Obrigkeit unter 
Genehmigung ber Landespoligeibehörbe anordnen. Dagegen gebührte 
bie Erteilung bes Meß und Jahrmarktsrectes allein bem Landes 
herren. Erit bie allgemeine Gemwerbeorbnung vom 17. Januar 1845 

76 ging von dem Grundſatze, daß das Marktrecht eine vom Landes» 
heren verliehene Befugnis ſel, ab und ftellte bloß ben Marktverlehr 
unter eine allgemeine gewerbepofijeilihe Kontrolle. Auf bemfelben 
Boden fteht das Reichsrecht, welches durch $ 64—71 ber Gewerbe⸗ 
ordnung * Marttverkehr für das ganze Neichsgebiet übereinitimmend 


Die polizeirechtliche Bedeutung der Normen über den Marktver- 
ehr liegt darin, daß dieſelben auf dieſem Gebiete nicht nur die all- 
gemeinen Haufeln des Pollzeirechts befeitigen, fondern aud bie 
befonberen gewerbepoliseilihen Beihränkungen aufheben, denen ber 
Gewerbebetrieb im Umberziehen und der ftehende Gewerbebetrieb unter- 
liegen ). Der Marttverfehr ift daher nur denjenigen Einſchrankungen 
untermorfen, welche bie Gewerbeorbmung für ihn aufftellt. 

Die Gewerbeorbnung gibt nun teils allgemeine Vorſchriften für 
alle Märkte, teils beſondere für einzelne Arten derſelben. 

4 Mgl die Aueraturaugaben zu Rap. IV, ſowle Leuth old, Urt Martt- 
— In d. Sten, 

Near Seybela. a. D. ©. 879 R. 2; ©. Meyer, Berwab 
—— ——— ©. 9 und Bin 
föinger 8. 214 a "28 finde eine Befreiung nur von den Befcränfungen 
ded Hauflergemerbes flatt. 





und Märkten gebrachten, aber unverfauft gebliebenen Waren fin 
duch die Gemwerbeorbmung aufgehoben. Der Einzelverkauf folder 


Haufierbetrieb, ber ben allgemeinen Normen für bieie Betriebsarten 
unterworfen ift. 

Im übrigen unterjheidet bie Gewerbeordnung zwiſchen Meſſen 
Jahr: und Wocenmärlten einerjeits unb zwiſchen Spestalmärlten 
anbererjeitd. Gritere werden periodiſch wiederlehrend ohne Nüdidht 
auf eine beftinmte Gelegenheit und ohne Beſchräntung des Verkehrs 
auf einen geniffen einzelnen Gewerbszweig abgehalten, legtere entiweber 
nur bei befonderen Gelegenheiten (Weihnachtsmärkte) oder nur für 
beflimmte Gattungen von Gegenftänden (Pferdemärkte, Wollmärkte). 

Die Meffen, Jahr: und Wochenmärlte Irerjeits unterjdeiben Ad 
wieberum von einander, nicht, wie ber Name anzubeuten ſcheint, burd, 
den größeren oder geringeren Bwilhenraum zwiſchen den einzelnen 
Märkten, aljo etwa derart, daß die Jahrmärkte alle Jahre, die Wochen: 
märkte alle Woche ftattfinden. Das unterfdeibende Mertmal zwiihen 
Jahrmärkten und Wodenmärkten bilden vielmehr rechtlich nur bie 
Gegenftände bes Marktverlehrs, wenn auch thatſachtich die Moden: 
märfte häufiger, alle Wodje ein: ober mehrere Male, ja wohl täglich, 





”) Bot. Ciet Reſte ded Handeköminiters vom 18, Med IETE — FRE der 
Ann. Ber. 1871, ©. 176 —. 
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ala die Jahrmärkte ſtattfinden ). Die Bezeichnung der verihiedenen 
Märkte ift aber nit von ven reditlichen, ſondern von den thatſach⸗ 
lien wirtihaftlihen Momenten entlchnt. Die Meilen, früher bier 
jenigen Märkte, — — ganz beſondere Bee 
augefichert waren, Untergange 

Reiches eines fail pen Brivilegiems beburtten, find nach gegenwärtigen 
Nehte von den Jahrmärkten nicht mehr rechtlich, ſondern mur noch 
wirtfchaftlidh verfchieden. Wan verfteht darunter gewiſſe grohere Jahr 


i 


die wegen ihrer wirtſchaftlichen Bebeutung aus weiter Ferne 
befucht zu werben pflegen. 

Die Zahl, Zeit und Dauer der Meſſen, Jahre und Wochen: 
märfte mirb von ber Vermaltungsbehörbe feitgefegt ’*). In Preußen 
bat bezüglich der Wocenmärkte der Bezirksausfhuß unter Suftimmung 
der Gemeindebehörde des Marttortes Beihluß zu fallen ($ 128 3.@.). 
Dagegen enthält bie neuere Geiepgebung eine ſolche Kompetenjbeitims 
mung hinſichtlich der Jahrmärkte nicht"). Es iſt baher auf bas 
frühere Recht, auf $ 76 der allgemeinen Gewerbeordnung von 1845, 


mwaltungsbehörbe ausgehen fol, in Ermangelung einer andermeiten 
Borſchriſt aber bie Zuftänbigkeit immer ber höchſten Inftanz Inner 
wohnt. Eine Bejtimmung über den Marltort enthält bagegen bie Ge: 
werbeordnung nicht, insbefondere nicht in der Richtung, daß nur eine 
Öffentliche Straße ober nur ein Öffentlicher Play als Marktort dienen 
dürfte. Es ift alfo auch zuläffig, den Markt auf Gumbdftüden, bie 
Ab im Prigateigentum befinden, wie ftäbtiichen Markthallen frattfinden 
zu laſſen. Die Beitimmung des Platzes liegt ber Drtspolizeibehörbe 
im Wege ber Marltordnung ob"). 

Dem Morktberectigten ſieht gegen eine der oben erwähnten Arte 
orbnungen fein Wideriprud) zu. Gin Entſchadigungsanſpruch gebührt 

*) Indser Anfiht © Meyer, Bermaltungsreht Bd. 1, ©, 39, im Wider 
ſoruche mit den Vorihriften ber 9.0. 

Dies berleht fh auch auf og. Privatmärtie, welche von Privaiperfonen ans 
gelegt werden. Belde folde Beranftaltungen als Märkte zu betrachten find, ft 
rer Bol. Entfh. ded D.B.B. vom 15. September 1851 und 28. April 1888, 
35.8, ©. 246, Bo, 9, ©. 307. 

+) Unberer Anfiht o. Brauhitic Bb. 4 (1886), ©, 74, der bie Jahr 

mit den Kram: und Wiehmörkten ibentifigiert und demngemäfi nah 5 128 
.B. bie Beidlußfaffung dem Prooinplalente beilegt Rrams und Mlehmächte 
haben jebod nicht den Charakter von Jahrmärkten, (ondern von Spezialmärkten. 

”) Bat, Entfh. det D.8.G. vom 10. November 1887, Bb. 16, ©. 306. 


Entſchadigungtanſpruch milffen auherdem mad: 
Ve a ers nenn 
Sofern bei Aufhebung von Märkten 


fätife der, Suflmmaung Des Gendelöninifees (8 189 3.0). 


erzeugniſſe mit Aueſchluß des größeren Viebs; deren 
Erzeugung mit ber Sands ober forftwirtfchaft, bem Garten= — 


ſwaftigungen der Landieme der Gegend gehört ober dur 
— hnerarbeit bewirtt wird, mit Ausſchluß der jen Getrante 
che Lebensmittel aller Art. Der Bezirfsausihuk iN auf — 
der Gemeindebehörde befugt, zu beſtimmen, melde Gegenitänbe aufer 
dem nad) Ortagewohnheit und Bedürfnis in feinem Bezirke überhaupt 
ober an gemiffen Drien zu ben Wochenmarltsartileln gehören ($ 128 
3.8.). Auf Jahrmärkten dürfen außer den Gegenſtanden des Wochen 
marftoerfehrs Verzehrungsgegenftände und Fabrifate aller Art feik 
gehalten werben, Nur für ben Verlauf geifiger Getränfe zum Ge 
nuffe auf der Stelle bebarf es ber Genehmigung ber Drtspoligel: 
behörde, 

Der Marktverfehr darf in feinem Falle mit anderen als folden 
Abgaben belaftet werben, welde eine Vergütung für ben überlaffemen 
Raum und den Gebrauch von Buden und Gerätichaiten bilden, Ein 
nnterſchled zwiſchen Einheimifhen und fremden bezüglich der Zahlung 
ber Abgaben darf nicht ftattfinden. m übrigen läßt bie Gewerbe 
ordnung die landesrechtlihen Beitimmungen darüber, ob und in melden 
Umfange Abgaben biefer Art erhoben werben follen, unberührt. Fer 
Preußen ift in biefer Beziehung bas Gefeg vom 26. April — be 
trefſend bie Erhebung von DVarktfiandsgelb ’*) ergangen. 
darf jür den Gebrauch öffentliher Plahe und Straßen zum — 
von Waren auf Meſſen und Märkten eine Abgabe 
nur unter Zuftimmung ber Gemeinde und mit Genehmigung bes Be 
sielsausfchufes in geieplich beftimmter Marimalhöhe eingeführt aber 
erhöht werden. Die beitehenden Marktitandsgelder **) find zwar in 


m 8.&, 1873, &. 518, eingeführt in Suuenburg durch Gef. vom 2b, Fels 
1878 — 0,8. 1878, ©. M — 3 8 Nr. 4. Bpl dazı Ausfifine. vom 10. Yun 
1872 — MAL der Inn. Berm,. 1872, @. 486 —. 


’") File die alten Provinyen gelt {m biefer Beytehung die Sererdaung nom 
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— — geblieben, te een 
red und anbermeitig requliert — 6 80h Mer 
berechtigt if, wird —— nicht — ſondern richtet fi nach 

m Marktplägen. 


Eigentum an rechte 
Erhebung von ee iſt Arafbar. Da die Markt 
fanbögelber ben Charakter einer ber Höhe nad) durch Tare beftimmter 
Magmiete haben, fo muß über die Berechtigung zu ihrer Hebung ber 
ordentliche Reqteweg für zulaſſig erachtet werden. 
Innerhalb ber gejeglihen Schranfen kann ee 
im Einverftänbnife mit der Gemeindebehörbe die Marktordrumg, 
Verlebung nad $ 149 ber Gewerbeordnung mit Strafe bebrobt if, 
jeftfegen, namentlich auch für bas Feilbieten von gleichartigen Gegen» 
ftänben ben Mag, und für bas Feilbieten im Umbertragen, mit ober 
ohne Ausruf, bie Tageszeit und die Gattung der Ware beftimmen, 
Wegen der Spezialmärtte foll es bei den beſtehenden Anordnungen 
fein Bewerben haben. Doch fönnen Ermeiterungen bes Marktverfehrs 
von ber zuftänbigen Dehörbe, in Preufien von bem Negierungspräfie 
benten nad; Anhörung der Gemeinbebehörde angeordnet werben !). 
Dieſe beftehenben, alfo lanbesgefeglichen Anordnungen, auf welche 
bie Gewerbeorinung Bezug nimmt, find für bie älteren Lanbesteile 


fauf und die Marktorbnungen hinſichtlich der Jahr: und Wohenmärkte 
bezogen. Da alfo nad) ber Abficht des Befepgebers in biefen Punkten 
eine Uebereinitimmmmng zwiſchen den Spegialmärkten unb ben Jahr- 
und Wodenmärkten betehen follte, jo ift anzunehmen, dafı gegen⸗ 
wartig bie reichorechtlichen Vorſchriften aud für bie Spezialmärtte 
gelten. MWbmweichungen beftehen nur in zwei Punlten. Einmal hat 
über bie Zahl, Zeit und Dauer ber Kram: und Viehmärkte der Pro: 
wingiafrat, in Berlin der Oberpräfident zu befchließen, gegen berem 
Beihluß bie Beſchwerde an den Hanbelsminifter flattfinbet ($ 127 
3.8.), während bei ben übrigen Märkten bie Beiclubfafjung. bem 


4. Dftoder 147 — GE. 1847, ©. 895 —, bie alſo nod für die älteren Maelie 
Benbdartt In — 


2) Die Anfıht von Braußiif, Bb.4 (1830), ©. 70.8. 2 mu 8 7000. 
Eee ———— suftändig ſei. findet in bem 3.0 


— Baptee emo. in. 20 




















N 


402 Das Berwaltungdreht. 515 


ter unmittelbar wird der, 
— 


genommen, R 

In den neuen Provinzen fehlen allgemeine Rormen über bie 
Spezialmärkte, abgejehen von der Zuftändigkeit des Peovingialrates 
zur Beihlußfaflung über Krom⸗ und Viehmärkte. 


8195. Kanfmännifge Intereffennertretungen‘). 


Im ähnlicher Weife wie ber Gewerbebetrieb allgemein am bie 
gannng, war der Gewerbebetrieb der Aaufleute inabeionbere am die 
Zugehörigkeit zu der in dem betreffenden Orte beftehenben 
fhen Tereinigumg, bie man meift als Faufmänniiche Gilde bezeichnete, 
gefmüpft. Roh das U. 2A. IL, 888479 ff. macht die Nechte eines 
Kaufmanns von der Aufnahme in die Kaufmannsgilde, nachdem — 
Erſorderniſſen det Junungsartifel Genuge geleiftet it, — 
fern am einem Orte eine ſolche Kaufmanusgilbe vorhanden it. Trot 
ber Mehnlichteit diefer Gilden mit den Innungen der Handwerker, 
Haben ſich dleſelben dod von den Mifbräuden des Zunſtweſens im 
ganzen unb großen frei gehalten. In ben Gilben ber gröheren Hans 
belsitäbte, die eine bedeutende Anzahl von Kaufleuten in ſich ver 
einigten, war daher ein Iebensfähiges Element zur Organifterumg 
einer daufmauntſchen Interefienvertretung vorhanden. Dagegen fehlte 
ein foldes für den übrigen Teil des Landes, da bie etwa befichenden 
Gilden Fleinerer Städte wegen der geringen Zahl ihrer Mitglieder 
und wegen ber Befhränkung bes Gefihtstreiies als geeignete Jutere ſen 
vertretung nicht gelten fonnten. 

Hier bot das franzöftihe Necht eine geeignete Ergänzung. Unter 
franzoſiſcher Herrihaft waren in ber Nheinprovinz auf Grund des 
Konſularbeſchluſſes vom 3. nivöse X (24 Deyember 1802), ber ſich feiner 
feits an das ältere frangöfifche Necht anſchloß, für meltere Gebiete 
bejondere Hanbelsfammern errichtet worden. Im Jahre 1844 madıte 
man in Preußen ben erſten Verſuch einer Webertragung jener Je⸗ 
Ritution auf die anderen Landesteile, indem man Handelskammern zu 
Erfurt, Hagen und Halle begründete. Diefer Verſuch gelang fo auk, 
baf ſchon die Verordnung vom 11. Februar 18487) das JFnfkätıt 
bem ganzen bamaligen Umfange ber Monarchie einführte und bie 
Berfafjung der Handelsfammern allgemein regelte, ohne jedoch bie am 


*) Bpl. Landgraf, Wet Handeld- und Gewerdelammern in». Stengeld 
B 1. 8. 677 ff, 
»&8. 1848, 8 
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eingelnen Orten beftchenden —— — zu beſeitigen. 
Im ähnlicher Weiſe waren für einzelne Teile der neuen Provinzen, 
für Franffurt a. M. 1817, für Nafjau 1863 und für Hammoner 1866 
Hanbelstammern errichtet worden. Zur Heritellung eines einheitlichen 
Rechtözuftandes erging jedod für den ganzen Umfang der Monarchie 
das Gejeg vom 24. Februar 1870 über bie Kanbelstammern*), welches 
unter Aufhebung aller bisherigen Gejepe und Berorbmungen über biefen 
Gegenſtand aud bie Umbildung der beftehenden Handelskammern nach 
feinen Vorſchriften anorbnete, 

Daneben blieben jebod eingelne, aus ben alten Gilden bervors 
gegangene Faufmännifche Korporationen in größeren Handelsftäbten 
an Stelle der Handelslammern beftehen. Die kaufmänniihen Intes 
zeffenvertretungen jeen ſich daher aus zwei verfhiebenen Bildungs: 
elemnenten zufammen. Die Negel bilden gegenwärtig die der franyd« 
niſchen Rechtsbildung entnommenen Kandelsfanmern, bie Aı 
die aus den mittelalterlihen Gilden erwachſenen kaufmänniſchen Rors 
porationen. Zu einer organiihen Verbindung beider Elemente in 
einem einheitlichen Nedtsinftitute hat es aber die bisherige Rechto - 
bildung noch nicht gebracht. Vielmehr beftehen beibe nebeneinander, 

Die Handelslammern haben die Beitimmung, bie Gefamtintereffen 


Die Errihtung einer Handelslammer unterliegt ber Genehmigung 
des Handelöminifters. Bei Erteilung berfelben wird zugleih über 
die Zahl der Mitglieder und, wenn die Errihtung für einen über 
mehrere Orte ſich erfiredenden Bezirk erfolgt, über den Sig ber 
Danbelslammer Beſtimmung getroffen. 

Die Wahl ber Witgliner der Handels laumner erfolgt durch die 
in das Firmenregifter eingetragenen Kaufleute und Gejellfihaften bes 
Bezirks, jowie durch bie größeren Vergwerksbefiger mit Ausnahme 
Im Konkurs befindliche Perionen find weber mahlbe: 
zerhtigt noch wählbar. Bor jeder Wahl, die nad Bezirken erfolgen 
wird eine Lifte der Wahlberechtigten durch bie Hanbelsfammer 
wenn es ſich um eine neu zu errichtenbe Hanbelstammer hanbelt, 
den Regierungspräfibenten aufgeitellt. Dieſe Organe haben auch 


8.8. 1879, ©, 184. Einführung rg bi %, 
a pe ale 4 


£ 
: 





mit abfoluter elt. ir iſt nur, wer das 25. 
vollendet, im Bezitke der Hanbelsfammer feinen hat in 
das Handelsregiiter al inhaber ober Gefellihafter eingetragen 


hierauf ober von Amtswegen bie Legitimation ihrer Mit: 
glieber prüft und darüber beſchließt. Gegen den Beſchluß ber Han 
delstammer findet Alage bei dem Bezirksausihufe, und gegen deſſen 
Enburteil nur bie Revifion ftatt (33 185, 138 8.0.) 
Die Mitglieder der Handelslammern werben auf brei — mit 
jährlich wechſeindem Ausſcheiden je eines Drittels gewählt und 
fehen ihr Amt unentgeltlich vorbehaltlich ber Exitattung barer Er 
lagen. Jeder Umftand, ber bie Wählbarkeit eines Mitgliebes aufhebt, 
hat das Erloſchen feiner Mitgliedſchaft auf Beſchluß der Handelstammer 
zur Folge. Ebenſo kann bie Hanbelsfammer ein , das durch 
feine Hanblungsweife bie öffentliche Achtung verloren durch Zuels 
beittelmebrbeit ausſchliehen. Gegen biefe Beſchluſſe der Hanbelsfammer 
find diefelben Nechtsmittel gegeben wie gegen bie über die Gultigken 
der Wahlen gefahten ($9 135, 138 3.8). 
Die Handelstommer beſchließt über ben zur Erfüllung ihrer 
jeglichen Aufgaben erforderlichen Koftenaufwand und ordnet ihr Kam 
umb Rechnungsmeien jelbfländig. Sie nimmt bie für erforberlih 
erachteten Arbeitsträite an, jeht bie Vergütungen für dieſelben jet 
und beicafft die nötigen Räumlichkeiten. Wljährlih wird ein Etat 
aufgeftelt, dffentllch befannt gemacht und ber Regierung mitgeteilt, 
Die etatsmäßigen Koften werden auf fämtlie Wahlberechtigte als 
Zuſchlag zur Gewerbefteuer vom Handel, beziehungsweiie, fomeit bie 
felben diefe Steuer nicht entrichten, nad eimer fingterten Einihäpung 
umgelegt. Einer Genehmigung bes Ganbelsminijiers bebarf es zur 
Erhebung von Zuſchlagen über zehn Prozent ober über den — 
legten Etat ($ 184 8. G.). Beſchwerden über die Einfhägung, 
ber bie Beteiligten zu benachrichtigen finb, müffen binnen — * 
bei ber Handelskammer angebracht werben, welche barüber beſch 
Gegen den Beſchluß findet bie Klage beim Bezirksansfhufle, 
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‚gegen deſſen Endurteil nur bie Reviſton ſtatt ($ 135, 138 B.@.). 
Die Erhebung ber Beiträge erfolgt auf Anorbnung des Reglerungss 


An Ynfange jebes Jahres —— — 
Mitte einen Vorfigenden und einen Stellvertreter desſelben. Sie 
Tan bie Deffentlichleit ihrer Sigungen beſchließen und muß jebenfalls 
den Handel: und Gemwerbtreibenden ihres Bezirtd durch fortlaufende 
Mitteilung von Auszügen aus den Veratungsprotofollen und am 
Schluſſe des Jahres in einer befonberen Neberjicht von ihrer Wirk: 
ſamleit, ber Sage von Handel und Gewerbe, ſummariſch aud von 
den Einnahmen und Ausgaben durch die öffentlichen Blätter Kenntnis 
geben. Die Hanbelsfammer faßt ihre Beſchluſſe in der Negel nad 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit entjcheibet bie Stimme bes 
Vorfigenben. Zur gültigen Beſchlußfaſſung iſt die Ladung aller Mite 
glieder unter Angabe der Beratungsgegenftände unb die Anweſenheit 
non minbeftens ber Hälfte berfelben erforberlic. Weber bie Verhand⸗ 
lungen ift ein Protofol zu führen, Im übrigen regelt bie Handels: 
Tammer ihre Geſchaftsordnung felbſt, hat diefelbe jedoch dem Regierungs · 
präfibenten mitzuteilen. Alljährlih bis fpäteftens Enbe Juni haben 
bie Hanbelslammern über Lage und Gang bes Handels während bes 
vergangenen Jahres dem Handeldminifter zu beriäten. Auch ſonſt 
find fie zum unmittelbaren Verkehre mit ben Gentralbehörben be 
zehtigt, mülen jedoch von biefen Berichten ben Provinzialbehörben, 
in deren Gejhäftsfreis die Angelegenbeit ſchlägt, Mitteilung maden, 

Das Gefeg laßt erihöpfende Beftimmungen inbetreff der Hand⸗ 
habung ber Staatsaufficht über bie Hanbelsfammern vermifen, das 
der Aufficht zu Grunde liegende Prinyip ift daher aus einzelnen Bor: 
ideiften zu entnehmen. Someit bie Handelsfammer ben Unterthanen 

eine obrigfeitliche Macht hat, iſt gegen ihre Anorbnungen 
der Berwaltungsrehtsweg gegeben. Darin liegt ausgeſprochen, daß 
aur die Legalität, nicht die Bmedmäßigkeit der Anordnungen ber 
Kontrolle unterworfen iſt. Cine Ausnahme finder nur ftatt bei Aus: 
ſchrelbung gewiſſer höherer Steuern. Die vor der Genehmigung des 
Handelsminiftere notwendige Prüfung bes zu genehmigenden Beſchluſſes 
Aft eine vollftänbig freie unb an das — der Legalitat nicht F 
bunden. Abgeſehen von dieſen obrigfeitlihen ten enthalten 
Beſchluſſe der Handeltammer bloße Bitten oder Gutachten, und bei 
diefen fallt ſelbſtverſtandlich jede Kontrolle fort. Nur die Geſetz und 
(Bigfeit bes Verfahrens kann ber Kanbelsminifter hier 
mit ben in dem Auffichtsrechte liegenden Befugniſſen kontrollieren und 
Diefelbe eventuell in geeigneter Weiſe erzwingen. Dabei fehlt ihm 


406 Das Bermaltungereht. 
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der Verfaffungsurfmbe immer 
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das Kommerzfollegium zu Altona unberührt gelaſſe 

betrieb iſt durch bie Migtehfaft biefer — 

g 94 ber allgemeinen Gewerbeorbnung von 1845 und 
ſtimmung damit nach $ 4 der deutfchen — — 
bedingt. Die Verfaffung der kaufmanniſchen Korporationen, 

die Nete furiftifcher Berfonen beigelegt find, beruht auf —— 
von einander abweichenden Statuten®). Rach Art. 3 $ 4 bes prew 
Biigen Einführungsgejeges vom >24. Juni 1861 zum Hanbelägefep 
budje treten jedoch bie ptloatrechtlichen Vorſchriften biefer Statuten 
außer Kraft. Dies gilt insbeſondere von Statwtenvorfchriften, durch 
welde die Faufmänniichen Rechte von bem Beitritte zu der Faufmän 
nifhen Rorporation bes Ortes abhängig (öt find. Gegen 
ſchluſſe bes Vorſtandes einer Taufmännifchen ——— über bie 
Aufnahme, bie Suspenfion oder bie Ausfäliefung von —— 
findet, jomeit nad) dem Statut gegen dergleichen Veſchluſe ber 

om bie Behörbe zuläjfig it, an Stelle besfelben bie lage Bee dem 
Bezirdausiguffe, umd gegen defien Endurteil num dad Reditsmittel 
der Nevifion ſtatt ($5 136, 138 9.0.) 


8 196. Das Berfiherungs- und Sparkafenwefen, 


1 Das Berjiherungsmefen‘) Der Abſchluß von Ber 
füherungsverträgen fällt an ſich vollſtändig in das Gebiet des Privat 
rechts, Es tann dabei vollitändig von den werfchiebenen Arten der 
Berficherungen, Prämienverfierung und Berfiherung auf @egenfeitigkeit, 
a werben. Ebenjo mag bie Frage unerörtert bleiben, melde 


u 


f7, 


Dal. die in den Aıntöblätten veröffenlicsten Statuten der Rorporetianen 
wa 1 Yon 1. San 1610, Elek 16 März 1871, Königäberg 12. Zum, 

el 22. Muguft, FÜt 19, November, Danzig 5. Jul, Eiding 31. Januar 1872, 
welche nach ftattgehabter Reoifion an die Stelle der früheren Ctatulen fratem. 
Für dad Kommerzlolegium zu Altona iſt noch die Snftruftiom vom 14, Juli ITBE 
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insbejonbere bie Lebensverfiherung eine im juriftiichen 
— a en ben Ara en u un 
für das öffentliche Net auch nicht mittelbar von Einfluß. 
‚Hier bie Feitftellung, daß * — der prlvatrecht · 
uͤchen alle diejenigen als Nechtör 


nicht 
Willensentihließung ber beteiligten Individuen, fondern auf einem 
aus bem ftaatlihen Herrihaftsredite bervorgegangenen gejeglihen 
Bwange beruhen, wie Kranten⸗, Unfall:, Alters: und Indaliditäts- 


—— inſofern in Betracht, als der freie Verlehr ber Indivi— 
buen, namentlich ber Gewerbebetrieb ber Berficherungsunternehmer 
Beſchrantungen des öffentlichen Rechts unterworfen ift. 

Die deutihe Gewerbeordnung bezieht fih, wie fie ausbrüdlic 
beftimmt, nicht auf den Gewerbebetrieb der Verfiherungsunternehmer. 
Sie hat nur die Verfiherumgsagenten von der Notwendigkeit einer 
Konzeffion entbunden, dagegen ben Feuerverſicherungsbeamten eine 
Anzeigepfliht auferlegt. Nah Art. 4 Nr. 1 ber Reichsverfaffung 
erftrecht ſich die Neihöfompetenz zwar auch über das Verſicherungs 
weſen als einen Zweig bes Gewerbebetriebes, alſo über bie privats 
techtliche Verſichetung Bon diejer Befugnis hat ſedoch das Reich 
abgeieben von der Regelung der Seeverficerung durch das Hanbels- 
geſehbuch bisher noch feinen Gebrauch gemacht. Inebeſondere gilt 
binfichtlih) der offentlichr echt ichen Beichräntungen der privatrehtlihen 
Verficherung noch ausichliehlich das Landeöreiht und zwar bezieht fh 
das ſelbe teils auf Das Verficherungsmeien überhaupt teils auf beitimmte 
Arten ber Berfiherung. 

Im erfterer Hinficht iſt für die alten Provinzen Preußens mah: 
—— das Geſet vom 17. A 1853 betreffend den Gefchäftsverfehr 

der Verfigerungsanftalten 


Unternehmer von eisen er jeder Art bedarſen ber 
Genehuigung ber Staatöbehörbe, Die Strafl wegen Ueber» 
Fee —— ini — Pi #8 4 = 9 EirG,B, 

‚zur Erteilung der Genehmigung 'egierungspräfibent 
des Wohnorts des Unternehmers. Die genehmigende Behörbe hat 


88. 1858, ©. 236, 





408 Das Berwaltungsrest. 1 
unse von ber Unbejholtenheit und Zuverläfigfeit des Unter 
ni 


Ausfteuerkaffen die landesherrliche Genehmigung der Errichtung ver 
gefhrieben. Durd bie Allerhöchite Rabinettsorbre vom 29. September 
1833 2) wurde bie Erteilung diefer Genehmigung bem Oberpräfibenten 
und, wenn fid der Wirkungsfreis der Kaſſe über den Bereich ber 
Provinz hinaus erftredte, oder wenn ſich gewiſſe Beamtenllaffen zu 
einer Kaffe vereinigten, bem Miniſtet bes Innern, eventuell gemein: 
fchaftlich mit dem vorgeiehten Pinifter der Beamten übertragen. Da 
das Gefeg vom 17. Mai 1858 biefe mit im im Wiberfprudie fiehenben 
älteren Borfchriften nicht ausbrüdlich aufrecht erhält, mie es einen 
ſolchen Vorbehalt zu Gunſten der — Anordnungen über das 
Feuerverfierungsweien macht, fo find fie fie befeitigt zu erachten. 
Sleihwohl Hält fie bie Praris für —— ——— — 
der nad) dem Gefetze vom 17. Mai 1868 erforderlichen gewerbe 
polizeilichen Genehmigung des Negierungspräfidenten eine weitere 
Benehmigung abfolut finnlos geweſen wäre, legte man ber Iegteren 
die Bebeutung bei, daß im ihr bie Erteilung von Rorporationgrediten 
en liege). Diefe Anfiht entbehet jedod jeder rechtlichen 
eg 16- 

Wegen ber Zurucknahme der Konzeſſion entfdheiben bie allgemeinen 
geſehlichen Veitimmungen. Die Zurüdnahme hat aljo zu erfolgen, 
wenn aus Handlungen oder Unterlafiungen des Inhabers der Mangel 
bererforberlichen, bei ber Konzeffionierung vorausgefegten Eigenfchaften 
erhellt. Ueber die Zurudnahme entiheivet auf Klage ber zuflänbigen 
Behörde der Bezirksausihuß ($120 Nr. 2 3.6.), Die 
Unternehmern erteilte Erlaubnis kann jeverzeit ohne Angabe von 
Gründen wiberrufen werben. 

Strafbar ift, wer für nicht fongeifionierte Unternehmer von Ben 
fiherungsanftalten felbft oder Durch andere, gemerbsmweile ober bad, 
gegen irgenb einen Vorteil Berfiherungsgeiäfte abjälieht ober wer: 


2 9.8. 1838, ©. 121. 
J aussc e 187; 
o Hue de Brals, Yanddug, © 370 8. 
Be Gelee vom 8 Sul 1861 MOL der Inn. Verm. 1861, 
zui? 





nal 


bie Erteilung von Auskunft über biejelbe anbietet. 
Auf die neuen Provinzen ift das Gefeh vom 17. Mai 18658 
{ft jedod Errichtung 


erſorderlich ) 
Neben dieſem allgemeinen Storm befteht noch ein 
Spedialtecht für befondere Arten ber Verfidjerung, für bas 
Feuerverfiherungswefen, welches durch bie —— Beftimmungen 
über die — unberührt geblieben ift. 

Das Feuerverſicherungsweſen =) iſt derjenige Zweig des Ber: 
fiherungsrechtes, auf dem ſich — am früheften eine ftaatliche 
— entwidelt hat. Da die Be in Ermangelung einer 

privaten Initiative vom Staate ſelbſt ausgeht, AH die Rechtenotmen 
nicht ben Charalter einer — Einſchruntung des Privat: 
verkehrs, ſondern dem ber ſtaatlichen Bflege. Daraus erklärt es ſich, 
daß bie —— zuerſt eine ſolche des offentlichen Rechts iſt, es 
herrſcht ein zur Verſicherung bei ber vom Staate errichteten 
Societät. Erſt {päter, indem man ben Berfiherungszwang bei der 
öffentlichen Societät aufhebt und Privatgefellipaiten zuläht, wird bie 
Verfigerung ſelbſt eine privatrechtiiche, und die ftaatliien Funktionen 
auf biejem @ebiete werben zu gemerbepolizeilihyen herabgebrüdt. 
Bereits Friedtich I hatte im Jahre 1705 die Errichtung einer 
Feuerſocietat für das platte Sand und bie Städte der Nurmarl ans 
georbnet und ein allgemeines Reglement erlaflen, nad) dem von jevem 


jeboch nicht zur Ausführung, da man die Verfiherungsgelder gleiche 
Be ſtaatliche Einnahmequelle benugte, und bie Societät ſich 

beim erften größeren Brande als zablungsunfähig ermiet. Mehr 
Erfolg Hatten die Bemühungen Friedrich Wilhelms 1, der 1718 eine 
Feuerfocietät für Berlin und 1719 eine jolde für bie übrigen Städte 
der Kurs und Neumark anordnete. Diefe Berfiherungen, welde sen 


Syſtem der feuerverfiherung für Immobilien anf Gegenfeitigteit 


MEI BAR Der Hera. OD non 1047, 4 1 bg Ol. nom 15.9umd Im. 
ae tfter, Met. Feuernerfierung In d. Gtengeld Wörterbuch Bd. 1, 


ihäbigung, ſondern In Naturalleiftungen ber übrigen Societätts 
mitglieder je nad Unordnung des Landrate, wozu dann 
Beihilfe der Kreisfaffe für die auf jene Weiſe micht zu beichaffenben 
Materialien und Arbeiten fan. Der Mangel biejes fälefiihen Suftems 
beftand darin, daß eine gleihmäfige Verteilung der 
alle Societätsmitglieder unmöglich) war, und deshalb die 
um fo brüdenber belaflet wurben. Bei Nusbehnung ber 
Weuerfocietäten auf die übrigen Provingen ging man baher zu Gelb 
leiftungen der Verficherten iiber, dehnte aber andrerfeits bie Societäten 
in ber Regel über eine gange Provinz aus”). 

In ber erften Hälfte dieſes Jahrhunderts wurde auf 
Rabinettsordred vom 7. Februar 1927, 28. Juni und 24. Otober 
1825 das Feuerloſchweſen während der Jahre 1835 bis 1844 
Rändiiher Mitwirlung durch neue Neglements georduet, indem für 
diejenigen Provinzen, welche biäher noch feine Societäten hatten, folde 
errichtet, die beftehenden Neglements aber revidiert wurden. Durc 
den Alerhöhten Erlaß vom 18. September 1861 9) wurbe bad bis 
berige Monopol der Societäten nad Herfiellung der erforberlichen 
Aenderungen im ihrer Werfaffung aufgehoben, fo dab ein ausfchlieh- 
liches Recht derſelben auf Verſicherung der Immobilien ihres Beyirts 
nur noch ganz vereinzelt, meift in ben neuen Provinzen, beficht. Das 
Gefeh von 31. März 1877”) hob demnächit die Bei licht fur 
die nicht bei den Societäten verſicherten Perſonen auf. 

Die öffentlichen Fewerjocietäten tehen daher gegenwärtig grande 
ſatlich anderen Verfiherumgsunternehmungen gleich, Bei Streitige 
keiten zwiſchen Verſicherer und Verſicherten muß bemmad; auch ber 
Rechtsweg für zuläjfig erachtet werben. Einzelne, vor 1848 mit Könige 
licher Beftätigung erlaffene und gehörig publizierte Neglements, denen 
alfo Gejepestraft beimohnt, ſchliehen aber den Rechtsweg entweber 
gang ober tellwelſe aus. Die Socletäten, über breigig an Zahl find 
teils tommunale Inſtitute von Städten, Provinzen oder gröferen 
Kommimalverbänden, teild haben fie eine befonbere Verwaltung, at 
einzelnen find durdaus die fehr mannigfachen Vorſchriften ber wer 
ſchie denen Neglements maßgebend. 


J 
©. 98 n. 201 ff, 397, 
"88. 1361, ©, 190. "), 68. 1877, ©. 121, 
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Der gefamte en der — — 

dagegen deſonderen gemerbepolizeilichen Bejchränfungen. 

Diefelben beruhen für bie alten Provingen auf dem Gefege vom 8, Mai 

1897 über das Mobiliarverfiherungsweien '°), deſſen Vorichriften durch 

die Rabimettsorbre vom 30. Mai 1841 '*) zum Teil aud auf die 
Immobiliarverficherung ausgebehnt wurden. 

Für alle Feuerverfiherungen ift beftimmt, daß fein Agent und 
feine Geſellſchaft eine Police oder einen Prolongationsidein aus: 
handigen darf, bevor die Poligeibehörbe des Wohnorts '*) des Ver⸗ 
— bie Erflärung abgegeben bat, daß ber Uushänbigung 

feine polizeilihen Bedenken entgegen ftehen. Die Polizei kann ſich 
durch Vefihtigung oder dur andere Mittel von ber Angemefienheit 
des Verfiherungäbetrages überyeugen. Die Koſten einer etwaigen 
Unterfuhung find Koften für polgeilihe Funktionen, fallen alfo der 
Voltzellaſſe, nicht dem Verfiherungsfuher zur Cal»), Gegen bie 
Verfagung der nachgeſuchten Erklärung finden biejelben Rechtsmittel 
flat wie gegen fonftige polizeiliche Verfügungen. 

Die Verfierung der Mobilien gegen Feuergefahr darf nur nad, 
bem gemeinen Werte und, wenn es ſich um einen unb benfelben Gegen: 
fand Handelt, abgefehen von größeren kaufmännifchen Warenlagern, 
nicht bei verichledenen Verſicherungsgeſellſchaften, auch nicht bei aus: 
Länbiigen Geſellſchaften direkt ohne Vermittlung inländiiher Agenten 
erfolgen. Cine zu hohe Mobiliarverficherung barf die Polizei auf ben 
gemeinen Wert reduzieren und eine entſprechende Nenderung ber Por 
Hcen und Büder verlangen. Zur Verfiherung ber Mobilien iſt berem 
Angabe nah Stüden ober Gattungen erforberlich, bei fietig wechjeln: 
ben Beftänden iſt jedoch unter genauer Buchführung, bie den jedes: 
maligen Beſtand ergibt, auch eine Werfiherung nad) bem durchſchnitt 
tigen ober mutmaplich höchften Werte zuläffig'*). Die Art der 

ber Agenten ift gefeglich beftimmt, Der Auſpruch des 
Beam: nad) einem Brande darf den wirklichen Verluft nicht übers 


‚Diele ift — auch wenn die zu verſichernde Sache, 3. 8. ein Haus 
anderen Orte befinbet, Bgl. Entf. des D.2.0, vom 9. Juni 1879, 


ti. eds ‚vom 17. Bebruar 1977 und 15, September 1834, 
@. 342, vd. 12, ©. 338, 
Das DRG. unterfceidet beibe Arten ald Regele oder Gettanatverfiärrung 
ee * * vom 20. Mai 1890 und 15, Seblember 
1884, 80. 6, ©. 


1841 und 23. Februar 1857 '%) abgeändert wurde, Veltinmungen 
für das ganze gegenwärtige Staatsgebiet wutden dann getroffen durch 
bie $$ 52, 53 bes Buftändigfeitsgefeges. 

Die Errichtung von Sparkafen durch Kreife, Stabt: umb Land⸗ 
‚gemeinden und andere, über den Umfang bes Kreijes nicht Hinausı 
gehende kommunale Verbände bedarf allgemein der ſtaatlichen Geneb- 
migung. Die Genehmigung wie bie Beftätigung ber Statntem ſicht 
dem Oberpräfidenten zu und darf mir unter Zuſtimmung bes Pre 
vinzialeatS verfagt werben. Desgleihen bedarf es ber Zunimmung 
des Provinzialrats zu Statutenänderungen und zur Auflöjung vom 
Sparfaffen, ſoweit der DOberpräfibent folhe gegen ben Willen ber 
Kommunalverbände vorzunehmen beredtigt It (352 3.6.). Die Kur 
ſicht über bie Verwaltung diefer Sparkafen wird durch die Kommımalı 
auffichtsbehörben geführt. Wenn gejetslich ober fatutarifch für einzelne 
Vermaltungsmaßregeln eine ausdrüdlihe faatlihe Genehmigung vor 
geſchrieben iſt, erteilt biefelbe der Regierungspräfident, in Berlin ber 





=) Val, für Hannover: ®. vom 24. Juni 1628 und 3. Juni 1889 — Game, 
&.8, 1828 Abt. I, S. 3; 1839, Abt. I, &.149 —; für Rurheflen: —— 
vom 21. April 1830 — Aurh. 6.8. 1830, S. 119 —; für Raffau: Ep. vom 
9, Rai 1894, 8. vom 9. Juli 1851 — Ref. BBL. 1884, ©. 87; 1851, ©. 17 —; 
* Seele Gef. vom 28, April 1849 — Eigm. @.@, &6. 8, 
—, Gef. vom 14. Juli 1878 — 0.8. 1878, ©, 298 — 
n Bot. Rod, Aet. Sparloffen in d. Volgenborffe Necitferikon Mo. #, 
era, 
”) 8.8.1839, 8.5. 
068. 1841, ©. 37. RBL. der inn. Verw. 1857, ©, TI. 
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Dberpräfibent. Die Verfagung der Genehmigung ift nut unter Zur 
Rimmung des Bezirlsausigufies zuläfig '”) (5 53 3.0.) 

Eine weitere Ausbildung der Nedtögrundfäge über bie Spars 
laſſen iſt dagegen nur fir die älteren Landesteile durch die bereits 
erwähnten Beitimmungen erfolgt. Die Errichtung kann nur beruhen 
auf einem Befchluffe ver fommunalen ertrehung. Für 18 Sparlafje 
muß bie Kommunalbehörde ein Statut?) errichten, er 
Betätigung iſt bazu erforberlic, wenn es fid um entleert 
Handelt. Mit ber Veftätigung der Statuten, jei es, bafı biefelhe Dur 
den König, jet e8, dah fie Durch eine ftaatliche Behörde erfolgt, erhält 
bie Sparfafe die Rechte einer befonberen fueiftifhen Perfon, für deren 
Rechtsgeſchaͤfte ber Kommunalverbanb als Bürge haftet. Demgemäß 
ft auch das Sparkaffenvermögen von dem Kommunalvermögen voll 
Nändig getrennt zu verwalten. Im übrigen muß das Statut einen 
teifweife gejeplich vorgejchriebenen Inhalt Haben. Die BVermaltung 
ſteht der Kommunalbehörde zu. 

In dem neuen Provinzen iſt eine weitere gefegliche Regelung des 
Spartafjenwejens nicht erfolgt. 


Rap. VI. Das Verkehrorecht. 
$197. Pie Wege). 


L Die preugiihe Wegegefeggebung befindet ſich gegenwärtig in 
einen hochſt mangelhaften Juftanbe. Seit ber Mitte bes 18. Jahr 
hunderis waren für bie einzelnen Provinzen bes preukiihen Stantes 
provinzielle Wegeorbnungen erlafien worben, melde ſowohl die Wege 
unterhaltungspflicht mie die Aufficht über die Landſtrahen regelten. 


—— Died Hesicht ſich au auf bie Stabi Berlin, ba $ 43 86. nur Vlat 

, wenn bie Goſehe niht® anbres vorfchreiben, eine folde ausbrüdlige Bes 

ing aber in Diefem Punkte Durc) $ 53 3.. gegeben if. Mndrer Anficht 

v. Brauditjh, Bermaltungsgefehe, beraudgeg. von Stubt und Braunbehrens 


2b. 1 (10. Aufl.), ©. 201. 
”ı Ein gibt dad Eirkfefke, vom 80. Dftober 1879 — MB. 
der Inn. Berw. 1878, &. 205 —. 
') Bel. v. Nönne, —— und Wegerecht des preufifcen — 
1, ©. 118 citierten Sammelwerle; Gmeift, Art 
Degeorbnungen RE v. Rechtslerilon Bd. 8. ©. 1295 ff. Eine gute 
Wederficht de@ beflependen Rechiöguftandes geben bie Motive bes 1875 — 
Entrurfs einer Mann SEE in den Sten, Ber. des Nbgeorb 
, Ynk, Bd, 1, Mr. 2b. Die nen ef Bonsgrerfie MX. Bermerngeuten, 
Degereht und bie Wegevermaltung in Preußen, Berli 





ges und die mirtihaftliche mie politifche Abhängigkeit des 
ven Beſihes zur Vorausſehung und gaben diefen Rechtssuftänben 
in ben Vorſchriften über die Wegeunterhaltungspflicht einen ermenten 


| gebung auch anertennenswertes geleiftet, Dagegen fie 
unzureichend file den Ausbau größerer Verfehräftraßen, ba bie 
zelnen Adjacenten wie die Gemeinden hierzu nicht im Stande waren, 
größere Teiftwngsfühige Wegeverbänbe aber nicht gebilvet murben. 
Erft feit Ende des Jahrhunderts nahm der Staat ben 
Kunftfirafen felbft in die Hand und regelte die Verhältnifie 


mußung 

mehrere provinzielle Gejehe. Zu biefen partifularen Recht 
lamen als jubfibiäres gemeines Recht die Beitimmungen des 
IL, 7 58 37 fi. wegen der Gemeindewege und IL, 15 $$ 1 ff. 
ber Sands und Heerfiragen. In ben 1815 new erworbenen 
teilen mar ber Rechtszuſtand, da bie frembberrlihe Geſehgebung 
Wegerecht im allgemeinen unberührt gelafien hatte, ebenfalls ein 
mannigfaltiger. Die Wegeorbnungen ber einzelnen Gebiete ftammten 
ungejähr aus berfelben Zeit wie die ber älteren Landesteile. Der 
unterſchied der älteren und eines Teils ber neueren Gebiete beftamb 
nur barin, daß im Geltungsbereihe des gemeinen unb franzöfifchen 
Rechts bie im A, EN. enthaltenen jubfibiären Rechtenormen 
Play griffen. 

Die Grundlage des beftehenden Rechtszuſtandes bilden alfo in 
ben alten Provinzen bie partituleren Wegeorbiungen. Die wichtigen 
derfelben find für Oſtpreußen im biftoriichen Sinne das 
Provinzialrecht von 1801 Zuſat 226, für Weſtpreuhen einichlichlid 
bes Ermlandes und des Nepebiftrilts das Wegereglement vom 4. Mai 
1796 °), für bie Kurmart das Edilt vom 18. April 1792”), meldies 
durch Verordnung vom 15. Juni 1803 auch auf bie Neumark ausı 
gedehnt murde, über die Verpflichtungen ber Untertanen in Anfebung 
des Chauffeebaues, für Altponmern mit Ausnahme ber 
mörkiicen Teile das Wegereglement vom 25. Juni 17524), für Rew 
vorpommern Nügen das Reglement vom 21. Mai 1708 und 
BVerorbnung vom 14. Huguft 1777 °), für Magbeburg bas Ebili om 


®) N. 0.0.8, 1 Re 40, >) 8.0.0. 1X, 2 Rn 86 

8.0.0.1, 2 Rr. 85. 

*) Däpnert, Sammlung gemeiner x. Zanbedurtunden, Gehrke a. Bi d, 
©. 1086, CuppL®b. 2, &. 807. 
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— 742°), für Halberfiadt die Wegeorbnung vom 19. No» 
vember 1769 7), N Sälefien und bie Grafihaft Glad das Wege - 
lement vom —— Hinfichtlich der ehemals jädhfifhen 
LSanbesteile und ber Provinz Pojen mit Ausnahme bes Nepebiftriftes 


äft entgegen der früheren Praris ber Berwaltungsbehörden anzunehmen, 
dab hier die älteren Nechtsquellen, insbefondere für die früher ſach⸗ 
fen Lanbesteile dad Mandat vom 18, April 1781, ba fie allgemeine 
— — ihre Geltung verloren haben und durch das A. LH. 
unmittelbar erjegt worden find"). Noch zerfplitterter ift die Weges 
5 in den mweitlichen Provinzen, die aus zahlloſen Meinen 
fpliffen zuſammengewachſen find. Es gelten in dieſen Ges 
bieten eine ganze Reihe von älteren Edilten aus dem 17. und 18, 
Jahrhundert, bisweilen in einem Territorium über ein halbes Dugend. 
Selbft eine Aufzählung derſelben an dieſer Stelle würbe zu weit 
führen ’°), um jo mehr, als es vielfad einer eingehenden Unterſuchung 
bedarf, ob die Verordnungen nicht durch ältere berogatoriche Gewohn⸗ 
Heit abgeihafft find, unb einige Heinere Gebiete gemobnbeitsrechtlih 
Äh an den Rechtszuſtand des fie umichliefenden gröferen Gebietes 
angejäloflen haben. 

Abgejehen von ber außerorbentlichen partikularen Zeriplitterung 
des Reqhte zuſtandes nad) den alten hiſtoriſchen Territorien iſt dieſe 
Gejehgebung vollfommen unzureihend in doppelter Hinſicht. Sie 
trägt einmal ben mobernen Berlehrsbebürfniffen keine Rechnung 
Auferbem beruht fie aber auf wirtfchaftlidhen unb fozialen Boraus: 
jegungen, welde, wie namentlid; die Gutsherrlichkeit und Abhängigkeit 
des Vauernſtandes, längft nicht mehr zutreffen. Auf keinem anderem 
BVermaltungsgebiete hat daher bas Gewohnheitsrecht und eine durch 
künftliche Deduftionen ſich über das geltende Recht hinwegſehende 
Berwaltungsprazis eine fo meite Stätte wie hier. Schon ſeit 1820 
wurbe ber Erlaßeiner allgemeinen Wegeordnung vorbereitet. Mieber: 
bolt im Anfange der fehziger Jahre und zulegt im Jahre 1875 gingen 
dem Landtage Vorlagen zu. Es wurde jedoch damals feitens des 
Abgeorönetenhaufes der Wunfch ausgebrädt, bafı erjt durch eine Lande 
— bie Vorbedingungen für eine Reform bed Wegerechts 
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würben. Geitbent hat man von dem Erlaſſe einer neuen 
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‚fierten 
ſtraßen die Verordnung vom 2. Oftober 1862’%), in ben 
‚grofiberzoglich heſſiſchen Landesteilen die Geſehe vom 4. 
umb 6. November 1860’). Im ehemaligen Kurfil 
und in ben vormals bayrifchen Landesteilen befteht ein 
Wegerecht nit, die verihiedenen partifularen Normen 
Ergänzung erfahren durch das Gejeg vom 16. März 1 
bie hohenzollernfcgen Lande endlich ift am 5. Januar 
betreffend die Teilnahme am den Koften des Baus und 
tung der Sandftraßen !”) ergangen. 

Für das ganze Staatsgebiet hat ſich enblich bie 
gebung mit der Negelung der Zuftändigkt in 
gelegenheiten beſchaftigt. Das Zufländigfeitsgeieg vom 26, 
enthielt ſolche Beftimmungen mit Rüdjiht auf die bamals 
genommene Wegeorbnung noch nicht. Nachdem biefelbe jeb 
war, wurden die notwendigen Kompelenzvorfchriften im 
Kreisorbnungenovelle vom 19. März 1881 für die Oftlichen 
aufgenommen. An bie Stelle berjelben find nunmehr für das 
"Staatsgebiet bie Normen ber 98 55—57 bes 
vom 1. Auguſt 1883 getreten. Dazu Tommen einzelne 
Beftimmungen in 85 58—84 a. a. D. für bie neuen Provinzen, im 
Anſchluſſe an bie dortige Wegegefepgebung. 
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iR ae ngjebe va föfenhe Durhung Ds Degeehs Ime 
eine und be; mer— 
halb des Rahmens des preußiſchen Staatsrechts 

können bier nur die in allen Partikulartechten zur Geltung gelangten 
allgemeinen Grunbjäge, ſowie bie auf gemeinredtlihen Quellen bes 
ruhenden Normen behandelt werben. 

Alle Berkehrsftragen zerfallen zunachſt in öffentliche und in Privat: 
wege. Das unteriheidende Merlmal befteht nicht etwa in bem private 
rechtlichen Eigentum an bem Wege ober in der Unterhaltungspfliät, 
ſo daß die dem Staate oder öffentlichen Korporationen gehörigen und 
von biefen unterhaltenen Wege öffentliche, alle übrigen dagegen Privat- 
wege wären. Es gibt vielmehr zahlreiche öffentliche Wege, bie von 
PBrivatperfonen angelegt find. Insbeſondere it der Bau von Kunſt⸗ 
ſtrahzen durch Altienvereine mittels Bewilligung von Prämien befördert 
worben *°). Anbererfeits konnen ſowohl ber Staat mie üffentliche 
Korporationen Privatwege bejigen. Das unterſcheldende Kriterlum 
befteht vielmehr darin, ob der Weg für den öffentlichen Werfehr be 
ſtiramt {ft ober nicht. Im erfteren Falle ift der Weg ein öffentlicher, 
im lehteren ein privater ?*). 

Die Privatwege find ald der ausſchließlichen Verfügung bes 
Eigentümers unterroorfenes Privatelgentum überhaupt fein Begenftand 
des öffentlichen Rechtes. Allerbings kann die Benupung diefes wie 
eben anderen Privateigentums von allgemeinen poligeilihen Geſichts- 
punkten aus beichränft werden, doch die befondere megepolizeiliche 
Kontrolle bezieht ſich nur auf die öffentlichen Wege. Fur bas öffent« 
Uche Wegerecht kommen bie Privatwege nur infoweit in Betracht, als 
fie in öffentliche verwandelt werden jollen, ober die redtlihe Natur 
des Weges beftritten ift. Wird ein Weg, der unftreitig Privatweg 
tft, für ben öffentlichen Verkehr in Anſpruch genommen, fo liegt eine 
Entziehung bes ausihließlihen Privateigentums im öffentlichen Ins 
teseffe vor. Eine ſolche lann aber gegen ben Willen des Eigentümers 
nur vor fid) gehen in ben Formen ber Enteignung. Allein auf dem 
Wege des privatretlichen Vertrages oder ber Enteignung it bie 
Verwandlung eines Privatwegs in einen öffentlichen möglich *"), Wird 
Dagegen von ber Megepolizeibehörbe behauptet, ba ber Weg ein 
Öffentlicher fei, während von anberer Seite feine private Eigenſchaft 
zur Geltung gebracht wird, fo findet über diefen Rechtoſtreit ein bes 


" 2) gt Cie Refte. vom 19. Januar 1958 — F.BL. ber inn. Berm. 1858, &. 61. 
') WgL Entid. des . vom 17. September — 18, —— 1888, 
13. Märg 1885, ©. 5, ©. 229, 8b. 9, ©. 186, Wh, 19, ©, 
>) Dal. Entſch. des D.B.G. vom 17. Januar 1389, Vd. wem 
Sormdat, Vrembilge Staorsreit, II. 
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fonderes Vermaltungsfireitverfahren fiatt, auf das fpäter sureikkjus 
fommen fein wird. 
Die öffentlichen Wege ſcheldet man allgemein in Land: und Heers 
ıb in indewege. Das A. CN. II, 15 8 1 verficht 
unter erfieren Wege, die von einer Grenze des Landes zu einer an 
deren ober von einer Stadt, von einem oft: oder Zollamte entweder 
zu einem anberen ober zu Meeren und Hauptitrömen führen, während 
alle übrigen Wege unter den Begriff der Gemeindewege fallen. Eine 
befonbere Art ber Sand: und Heerftrafien bilden bie Aunftitraßen aber 


Verbände oder von Privatperjonen derart, daß in der Regel ber 
Eigentümer and ber Wegeunterhaltungspflihtige iit. Inshejonbere 
war bis in die neuefle Zeit der größte Teil der Chauſſeen ftaatlich. 
Bei der durch die Eifenbahnen verminderten Bedeutung der Chaufleen 
hat jebod; der preußiihe Staat durch das Dotationsgejeg vom 8. Juli 
1875°*) 98 18 ff. das Eigentum, die Bermaltung und bie 

tung ber Staatöchauffeen den Provinzialverbänden, den Bezirläner 
bänden Kaffel und Wiesbaben, ben Stabtkreifen Berlin und Frrankhurt 
a. M., ſowie dem Landestommunalverbande ber Hobenzellernicen 
Lande übertragen. Dem Staate verblieben ift nur bie 

und Unterhaltung berjenigen Staatechauffeen, deren Koften bisher aus 
berg: umb forftfisfalifchen Fonbs beitritten find. Den 

bänden iſt anheimgeftellt, die Verwaltung und Unterhaltung mad 
Maßgabe bejonderer Vereinbarungen auf engere Kommunalverbande 
zu übertragen. 

Die Wegeunterbaltungspflicht liegt in der Regel dem Eigentümer 
des Weges ob. Namentlich trifft dies zu binfichtlich der Chaufeen, 
wobei jedoch nah verſchiedenen provinziellen Gejepen noch befonbere 
Dienfte ber Unmohner verlangt werben können. Anbererjeits ift bie 
Unterhaltungspflicht auch vielfach den Anliegern auferlegt worden, mas 
naturlich nur bei unbebeutenderen Wegen durchführbar il, Durch 
neuere provinzielle Gefege ?*) ift die Möglichkeit gegeben, wenn eim 

”) 8,8, 1915, ©. 492, 


#) Dgl für Sachfen Gefeg vom 23. Mai 1687 — BE. 1887, & 277 —, 
für Meftfalen Wefep vom 14 Mei 1898 — GB. 1858, ©. 116 —; für @dhlafier 


Gefex vom 18, April 1889 — 6,6, 1859, S. 100 — 





in erheblichen Maße abgenupt wird, den Fabritunternehmer zu 


jenigen, deren Unterhaltungsfaft durch ſolche Unternehmungen vermehrt 

wird, dem Unternehmer nah Verhältnis diefer Mehrbelaftung, ſoweit 

dieſelbe nicht durch Erhebung von Chauffeegeld gededt wird, ein ans 

gemefiener Beitrag zur Wegennterhaltung auferlegt werben. Der 

Staat, die Provinz; und zum Zeil auch bie Streife find zur Stellung 

mans air Srcnbanng 6 
gg arung auf Klage der Wegebaupfli 

Rreisausfhuß, in Stadttreiſen und Stäbten von mehr als 10000 
— der Bezirksausihuß. 

Die Regel, daß dem Wegeeigentitmer die Wegeunterhaltung ob» 
Kiegt, greift namentlich aud Play für bie Straßen in Stäbten und 
Ländlichen Oxticaften. Nur die Unterhaltung der fogenannten Bürger- 
fteige liegt vielfach obfervanzmäßiig den Anliegern ob 9), 
tann nad) bem Strafen: und Vaufluchtengefege vom 2. Juli 1875 
duch ein im dem gehörigen Formen zuftanbe gelommenes Ortsftatut **) 
fefigejet werben , daß bei der Anlegung einer neuen zur Bebauung, 
beftimmten Straße, jowie bei dem Unbau an ſchon vorhandenen, bis⸗ 
her unbebauten Straßen und Straßenteilen von bem Unternehmer 
ber neuen Anlage oder von den Adjacenten, von lepteren, jobald fie 
Gebäude an der neuen Strafe errichten, die erfte Einrichtung der 
Strafe beſchafft und beren zeitweije, ſedoch hochſtens fünfjährige 
Unterhaltung oder ein entipredyender Kojtenbeitrag geleiftet werde, 

Die Unterhaltung der Wege umfaht nicht nur die Heritellung 
des im Verkehrsintereffe gebotenen Zuftandes einfchliehlid der not⸗ 
wenbigen Reinigung und ber Bejeitigung von Berkehrsitörungen, fons 
dern auch die Neuanlegung von Wegen, melde der Verkehr erfordert, 
Die meiiten Wegeorbnungen ſprechen dies ausbrüdticd aus. Es wird 
jebod anerlannt, da, jelbit wenn einige Wegeorbnungen nur eine 
mut kennen, damit eine analoge Anwendung ber bes 

treffenden Vorſchriften auf neue Anlagen nicht ausgeſchloſſen if ?7). 

Für die Benupung der Wege werben verfchiebentlih von bem 
Ynterhaltungspflichtigen beſondere Abgaben erhoben, welche zur Dedung 
der Unterhaltungstoften dienen. Nach den im. L.R. 11,15 88 90 fi. 
aufgeftellten Recptsgrundfägen barf niemand Brüdene und Wegegeld 

9) Bol für Berlin Eatſch des D.W.G. vom 18. Marh 1880, Bd.6, &.212. 
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4 
sember 1834, 7. März 1848, 18. Juli 1856 und 12. Auguft 1858) 
ergangen. Wegen Erhebung ber Kommunitationsabgaben auf bem 
nit auffierten Wegen gilt file die älteren Lanbesteile die Verord⸗ 
mg vom 16, Juni1838°'). Durch das Gejeh vom 27, Mai 18749") 
At für dle damaligen Staatschauſſeen bie Erhebung bes Chauffeegelbes 


eingeftellt worden. 
Die Art und Weife der Benuhung der Wege ift im nterefie 
der DVerkehrsfiherheit und ber Schonung der Wege 


12. März 1840 °) ergangen. 

Das Verfahren bei Chauffeepoligei: und Chauffeegelvübertretungen 
iſt ducch das Regulativ vom 7, Juni 1844 *) georbnet. GE wirs 
darin ein bejonberes Submilfionsverfahren, eine freiwillige Inter 
werjung unter bie durch bie Mebertretung verwirkte Strafe, 
ſehen, in deſſen Ermangelung erſt das geriätlide Verfahren 
greift. Diefes Submiffionsverfahren ift jedoch hinfüchtlich ber poligeis 
lidjen Webertretungen burd) die neuere Strafprojeßgefepgebung für 
aufgehoben zu erahten und findet nut nod; bei Chaufjergelblontras 
ventionen flatt. 

TIL. Hinfichtlih der Drgane der Wegeverwaltung iſt zu ımter« 
ſcheiden zwiſchen ben kommunalen und ben polizeilichen Aufgaben. 

=) 6.6. 1828, ©, 65, ”) 8,8. 184, 


sn 

=) Han. 8.S, 1834, Abt. I, ©. 61; 1848, bt. I, ©. 87; 1856, Mk I, 
©. 199; 1858, Abt. 1, ©. 261. 

”") 6. 1858, 8. 358. Bol. dayn Ann. bes in Min. nom 18, Märy 141 
— MBL dee Inn. Berm. 1841, ©. 11 —. ”) 82. 187, & 2 

*) 8.8. 1859, ©. 80; 1840, ©. 9; ”) 8.6. 184, ©, 197, 
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Die Wegeunterhaltung im melteften Sinne ift, fomeit biefelbe 
nicht ausnahmsmweife dem Staate oder einzelnen Privatperfonen ober 
Privatvereinen obliegt, Gegenftand der Rommunalvermaltung ber bes 
treffenden Verbände. Hier greift alfo das Syftem ber Kommunal 
verwaltung Platz 

Die Wegepolizei, die Sorge für bie Heritellung und Erhaltung 
des polizeimäßigen Zuftandes ber Wege, wird dagegen mie die Polizei 
nad preußiiem Verwaltungsrechte überhaupt als allgemeine Landes ⸗ 
verwaltung gehandhabt. — iſt im allgemeinen die Ortöpoligeis 
behorde. Eine Ausnahme machen nur die Chaufſeen. Die Wegepoligei 
Hinfihtlih derſelben ſteht, fowelt es fih um ihre Unterhaltung, alfo 
um bie Chaufjeebaupolizei hanbelt, bem Negierungspräfidenten, jo: 
meit dagegen nur ber polizeiliche Schug der Ehauffeen und der mit 
Ahnen verbundenen Zollerhebung dem Publilum gegenüber in Bettacht 
Tommt, nad bem Regulative vom 7. Juni 1844 bem Landrate und 
in ben fräbtifchen Polizeibezitlen ber Ortöpolizeibehörde zu?*). Diefe 
wegepolizeilihe Zuftänbigkeit binfichtlih ber Ehaufleen ift durch dem 
Uebergang ber Ehauffeebaupfliht auf bie Provinzen umb größeren 
Komnumalverbänbe in ihrem rechtlichen Weſen nicht berührt worben **). 

Das Auftändigteitägefeh $ 55 ff. beläft bie Aufficht über die 
‚öffentlichen Wege und deren Zubehörungen, ſowie bie Sorge dafür, 
daß ben Vedurfniſſen bes öffentlichen Verkehrs in Bezug auf das 
Wegeweſen Genüge geſchieht, in dem bisherigen Umfange den für bie 
Wahrnehmung der Wegepolizei zuitändigen Behörden. Sind dazu 
Leiftungen erforberlich, fo Hat bie Wegepofizeibehörbe ben Pflichtigen 
zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit binnen einer angemefjenen Friſt 
aufzuforbern und, wenn bie Verbindlichkeit nicht beftritten wird, et= 
forderlihen Falls mit ben gefeglihen Zwangsmitteln anzubalten. Auch 
iſt die Wegepofizeibehörbe befugt, das zur Erhaltung bes geführbeten 
‚ober zur Wieberherfiellung bes unterbrochenen Verkehrs Notwendige 
auch ohne vorgängige Aufforderung des Berpflichteten für Rechnung 
desjelben in Ausführung bringen zu laffen, wenn bergeftalt Gefahr 
im Berzuge ift, daß bie Ausführung der vorzunehmenden Arbeit durch 
den Verpflihteten nicht abgemwartet werben Tann. 

Gegen die wegepolizeilihen Verfügungen finden im allgemeinen 
diefelben Rechtsmittel ſtatt wie gegen poligeilihe Verfügungen übers 
Haupt. Ein beſonderes Verfahren ift nur vorgeſchrieben gegenüber 
den Anordnungen der Wegepolizeibehörbe, welche den Bau und bie 


=) Bot, Enifh. des DOG, vom 3, September 1884, Bo. 11, S. 205. 
#4) Bol. MR vom 8. Januar 18798 — M.BT, der in. Berm. 1878, &. 19 —. 





Hfaffung abzugeben. Ueber den erhobenen wert beichtieht 
die Wegepolizeibehörbe. Gegen den Beſchluß finbet bie im 
Vermwaltungsftreitverfabren ftatt. Diejelbe ift, ſoweit ber in. 
Genommmene zu der ihm angefonnenen Leiſtung aus Gründen bes 
Öffentlichen Rechts ftatt feiner einen anderen für verpflictet erachtet. 
gugleid) gegen biejen zu richten. Die Erhebung ber Alage gegen bie 
Bolizeibebörbe allein würde aljo nur dann von Wirlung fein, mem 
der in Anſpruch Genommene nicht nur läugnet, daß ex der öffentl“ 
rechilich Verpflichtete jei, ſondern wenn er bie Eriftenz einer öffentlich. 
Bis Verpflichtung überhaupt in Abrede ftelt, weil 4 ®. ber 
Weg ein Privatweg fei, oder wenn er behauptet, dab die Woligei ihre 
Buftändigfeit überichritten habe"). In bem 
jahren ift entitehenben Falls auch darüber zu entſchelden, ob ber Weg 
für einen öffentlichen zu erachten iſt. Auch im übrigen unterliegen 
‚Streitigkeiten der Beteiligten darüber, wem von ihnen die öffentl 
rechtliche Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung eines öffent 
lien Meges obliegt, ber Entigeibung im Vermaltungaftreitverfahnen 
Die Klage gegen die Wegepolizeibebörbe iſt zwar immerhalb der 9 
wöhnlihen zmeiwödhigen Friſt anzubringen, doch kann bie zuftämbige 
Behörde zur Vervollitändigung ber Klage eine angemefjene Radıfrik 
gewähren. Die Erftattungsklage gegen einen aus Gründen bes äfem | 
ũchen Rechts verpflichteten Dritten wird durch den Ablauf der Felt 
nicht ausgeſchloſſen. Zuftänbig zur Entſcheldung im 
verfahren erfier Inſtanz ift ber Kreisausihuß, in 
Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern und, fofern es fig m 
Chouſſeen Handelt, oder ein Provinzialverband, Landes: ober Kris | 
tommumalverband als folder ober ein Hanndverjger Wegewerband | 


\ 





#) Darunter iſt num ein Rechtöftreit über die öffentlichrechtliche — 
die Inonfprudmahme eined unftteitigen Privatweps für ben 
su verfiehen. Val N. 20 und Entie. des O.R.G. vom 23, Mira 1689, 3 Au 
1882, 10. ebruar 1EB4, Mb, 9, &. 174, 208, Dh. 10, ©, 208. 

’m) Bgl. Entf. des ©8.G. vom 24. Januar und 21. Märy 1888, Un 9, 
©. 323, 236, 
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beteiligt iſt, ober wenn bie Klage gegen Befchlüffe bes Landrats er- 
hoben wird, ber Vezirldausihuf. Wird ein Weg im Verwaltungs 
ftreitoerfahren für einen öffentlichen erflärt, jo bleibt dem, welcher 
privatretliche Anfprühe auf den Weg geltenb macht, der Antrag 
auf Entjhäbigung gegen ben Wegebauverpflichteten nad Mafigabe 
des Gejeges vom Il. Mai 1842 5 4 vorbehalten ($ 56 3.8). 

Ueber Einziehung oder Verlegung öffentliher Wege beichlieht 
mit Ausnahme ber Provinzen Schleswigegolftein und Hannover bie 
Wegevoligeibehörbe, nachdem das Vorhaben mit ber Aufforberung, 
Ein průche binnen vier Moden zur Vermeibumg des Wuefhlufes 
geltenb zu machen, in ortsühlicher Weiſe, ſowie durch bas Kreishlatt 
und Amtsblatt befannt gemacht if. Gegen ben Beſchluß der Weges 
voligeibehörde fteht den mit dem Einſpruche Jurudgewleſenen innerhalb 
zwei Wochen bie Klage bei dem Nreisausihuffe bezw. dem Bezirkss 
ausſchuſſe nach Maßgabe ber vorerwähnten Beftimmungen zu. Wird 
bie beantragte Verlegung ober Einziehung eines Öffentlichen Weges 
von der Wegepoligeibehörde von vorn herein oder nad) dem Einſpruchs⸗ 
Ausfhließungs:) Verfahren abgelehnt, fo ift bem Antragfteller nur 
das Anrufen ber Auflihtsbehörde geftattet (9 57 3.8). Beionbere 
Beftimmungen find für die neuen Provinzen im Anſchluſſe an die 
dort geltenden Wegeordnungen getroffen worden. Im allgemeinen 
ſteht hier bie Beihlußfaffung über Anlegung, Verlegung oder Eins 
ziehung öffentlicher Wege der Gemeinde vorbehaltlich der Beftätigung 
bes Areis: ober Vezirksausfchuffes zu ($$ 5864 8.G.). 


5 198. Die Waſſerſtraßen. 


Wie bei ben Wegen iſt auch bei ven Waſſerſtraßen zu unter: 
ſcheiden zwiſchen öffentlichen und privaten, In Nebereinjtimmung mit 
der in Deutfchland im Gegenjage zum römifhen Rechte allgemein 
herrichenb gebliebenen Nechtsanfhauung rechnet das A L.R. II, 15 
88 38 ff. zu ben öffentlichen Waſſerſtraßen bie von Natur jhiffbaren, 
während es die übrigen als Privatfluſſe bezeichnet. Ebenjo entninmt 
das rheinifch-franzöfiiche Necht das Unteriheidungsmerfmal mus der 
Sciffbarkeit ber Waſſerſtraße ). Die üffentlichen Zlüffe find bes 
Privateigentums nicht fähig, fie Lönnen nut im gemeinen Eigentume 
des Staates ſtehen, ihre Nuhungen haben daherden Charakter des Negals?). 


*) Bat. Code civil art, 598; Saharid, Fran. Eivilcecht (6. Kuft) Bo. 1, 


© ns 
I HL. nee Das Barhänn tus ‚gemeinen Eigentums und des Regals nad 
preufiichem Rechte die Ausführungen in $ 208, 





feitens ber Privateigentümer kunſtlich jdifibar gemacht wurde. Zur 
diefen natürlichen Wafferftraen treten die fünftlihen, bie Aanäle, 
hinzu. Sie können entweder von bem Staate ober von öffentlichen 
Kotpotationen oder von Privatperionen angelegt fein und unterliegen 
ber allgemeinen Benutzung IR Drag Maßgabe der von dem Unter 
nehmer feftgeftellten Bebingum 

Je nahbem ein üfentider 9 Fluß nur einem einzigen Staate am: 


zeitig über feine Benugung befondere Verträge zwiſchen dem beteiligten 
Staaten abgeſchloſſen worden find, ſpricht man von privetiven und 
konventionellen Flüffen. Bereits Die Wiener Kongtehalte Art. 108 
—117 hatte einige allgemeine Grundjäge über die mehreren Staaten 
gemeinfamen Fluffe aufgeftelt. Danach jollte auf dieſen Waſſerſtrahen 
die Schiffahrt vollitändig frei fein, eine einheitliche Negelung ber 
Flußpoligei und der Schiffahrtsabgaben erfolgen, neue Stapel und 
Umjhlagsrehte nicht errichtet und die beftehenden nur joweit erhalten 
werben, als fie für Handel und Schiffahrt vorteilhaft erfhienen. Die 
Durchführung diejer Grundfäge im einzelnen blieb befonberen Ber 
trägen der beteiligten Staaten für jedes Stromgebiet überlafjen, 
murben bemnädjit abgeſchloſſen bie Nheinfciffahrtsufte vom 31. 
1891, an beren IStelle gegenwärtig bie revidierte Nheinf 
vom 17, Dltober 1868*) getreten ift, bie Eikfhiffaprtsafte vom 
23. Juni 1821 mit ber Mobitionalafte vom 18. April 1844 %), die 
Welerihiffahetsakte vom 22, November 1823 mit ber Abbitionafafte 
vom 3. September 1857 und Abänderungen durch die Schlußprotofolle 

") Bel. $ 188, 

as. eh u, eis Val. days Belanntmadumg som 
11 rd 88. 1844, ©. 467 — 
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vom 21. Dezember 1825, 16. Auguft 1839 und 7. — — 
Zur Ausführung der revidierten Rheinſchiffahrtsalte ergin— 

Stiche Gefeg vom 17. März 1870”). Air den Abe Im * w aber 
it durch die erwähnten Verträge, für bie Elbe durch das Bumdesgefeh 
vom 11. Juli 1870*) die Aufhebung ber Flußzölle erfolgt. Die Bers 
träge treffen außerdem Beſtimmungen über bie Handhabung ber 
Strompolizei, über bie Behörden, melde über Kontraventionen zu 
entſcheiden haben unb bergleichen mehr. 

Nah Art, 4 Nr. 9 der Meichsverfaffung unterliegt ber — 
gebung des Reiches der Flöhereie und Schiffahrtsbettieb auf 
mehreren Staaten gemeinfamen Waſſerſtraßen unb ber Zuftand * 
letieren, ſowie ber Fluß: und ſonſtigen Waſſerzblle. Die weitere Aus: 
führung gibt dann Art. 54 a. a, D. Oiernach werben in den See⸗ 
hafen und auf allen matitelihen und kunſtlichen Waſſerſtraßen der 
einzelnen Bundesſtaaten bie Kauffahrteiichiffe ſämtlicher Bunbesftaaten 
gleichmäßig zugelaflen und behandelt, Die Abgaben, melde in ben 
Seehafen von den Seeſchiffen oder deren Labungen für bie Benugung 
der Schiffahrtsanftalten erhoben werben, dürfen bie zur Unterhaltung 
und gewöhnlichen Herftellung biefer Anſtalten erforderlichen Stoften 
nicht überfteigen. Auf allen natürliden Waſſerſtraßen ift die Er 
Hebung von Abgaben nur für die Venugung befonberer, zur Erleich-⸗ 
terung des Verkehrs beftimmter Anftalten zuläſſig. Diefe Abgaben, 
ſowie die Abgaben für die Befabrung ſolcher kimftlihen Waſſerſtraßen, 
welche Staatseigentum find, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhne 
lichen Heritellung ber Anftalten und Anlagen erforberlihen Kojten 
nicht überfteigen. Auf die Flöherei finden diefe Beitimmungen infor 
weit Anwendung, al® diefelbe auf ſchiffbaren Waſſerſtrahen betrieben 
wird, Außerdem fteht die Befugnis, auf frembe Schiffe ober deren 
Ladungen anbere oder höhere Abgaben zur legen, als von ben Schiffen 
der Bunbesftaaten ober deren Ladungen zu entrichten find, feinem 
Einzelftaate, jonbern nur bem Reiche zu. 

Auf Grund biefer verfaffungsmäßigen Beftimmungen ift bas Geſet 
vom 1. Juni 1870 über die Abgaben von ber Rlöherei”) ergangen, 
welches auf den nur floßbaren Steeden derjenigen natürlichen Waſſer⸗ 
ftrafien, melde mehreren Bunbesftasten gemeinschaftlich; find, bie Ers 
hebung von Abgaben von ber Rlöherei mit verbundenen Hölgern nur 
für die Benupung befonderer zur Erleichterung des Verkehrs beftimmter 
Anftalten geftattet. 

8.6. 18%, ©. 25, 39; 1858, 6. 488, 1) 8.8. 1870, ©. 187. 

*) BOBL, 1870, 5. 416. Dazı Staat mit Dejterzeid, vom 22. Juni 

10 —a 0.0. & 47 —. ») 8.08. 1870, ©. 312. 
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Der Verkehr auf den Waſſerſttaßen eier be | 
fonderen Beſteuen nicht mehr, die etwa noch 


rung b Abgaben 
haben nur ven Charakter von Gebuhren für die ee 
Anitalten ober Anlagen. Die Beihräntungen, denen auf 


wärtig die Negierungspräfibenten. 


8199. Die Eifendaßnen‘). | 


Bei dem Verwaltungorechte der Eifenbahnen it ftreng zu unter 
ſcheiden zwifchen dem Eiſenbahnweſen als einem Zweige ber 
Bermaltung und zwiſchen ben Eifenbahnen als einer ftaatlichen Ein: 
nahmequelle, aljo als einem Teile des Finanzrehtes. Diele linie 
ſcheidung ergibt ſich naturgemäh aus der gefchichtlihen Entwidelung 
der deutſchen, insbefondere ber preußiſchen Eifenbabnen überhaupt, 
Der preufiiche Staat hat ed aus politischen Grünben ) anfangs ver | 
mieben, ſelbſt Eifenbahnen zu bauen und zu betreiben, geichweige beim | 
eim aueſchließliches Recht dazu in Anfpruch zu nehmen. Er überlieh | 

') Bot. d 107. | 

') Bl. Befchorner, Dos deutfche Cifendahnrecht, Erlangen 188; Roh, | 
Deutfeplonda Cifendahnen, Marburg 1858; Th. Förftemann, Das Ca 
Bahnret, Berlin 1860; Schrötter, Das praif. Cifenbahreedht „ 1883; 
Uröfe und ende‘, Handbud; für Staotöeifenbahnbeamte, 4 Mufl, Hanııaere 
1886; Endemann, Dad Reit ber Eifenbaßnen. Leyig 1838; Eger, Danbbnh | 


der modernen Berlahes: und Zransportanftalten, Setpztg teim, 
ifenbahnbeamte, Cifenbahnbehörden, Gifenbahnlongelfionen , n 
Uleie, Art, Cifenbahnbetriebsreglement; led, Art. Eifenhahniarife, 

verbänbe; 0, d. Leyen, Art. Eifendahnmeien in u. Stengels 1, 


—— | 
») 86 kam in diefer Beziehung namentlich In Betracht, bad mad ber Ben | 
ordnung vom 17. Januar 1820 die Nufnahmen von Inleihen, ohme meide ein 
Nantfier Cifenbahnbau nicht möglich war, nur unter Supiehung und Witgarantie 
— Verſam muung erfolgen burfte, bie berfefben abır 

nicht ftattfant 














Beihränkungen unterworfen, 
genftand des Eifenbahnrechtes als eines meines der inneren Ver— 


Später hat alferbings ber preußifche Siaat jelbjt Eiſenbahnen 
gebaut und bie meiften Privatbahnen angelauft, fo daß gegenwärtig 
in Preußen das ee vorherricht. Der Staat iſt damit 


Unternehmern 
gtundſatzlich gleich, um jo mehr ald der Staat weder ein ausfchliehe 
liches Betriebsredht fur ſich in Anſpruch nimmt, noch auch thatſachlich 
einziger Unternehmer if. Es hanvelt ſich aiſo bier um einen im 
Finangrechte zu erörternden ftaatlihen Gewerbebetrieh®). 

Das hier in Betracht fommende Eiienbafnnerwaltungsreht bes 
zubt teils auf reichsrechtlichen teils auf landesrechtlichen Normen unter 
entfoiebenem Vormiegen ber lehteren. Die reichorechtlichen Vor - 
ſoriften find enthalten in Net, 4, 4147 ber Reichsverfaſſung. Die⸗ 
felben geben aber weniger unmittelbar wirtſame Beſtimmungen als 
Abgrenzungen ber Neichöfompeteng und Ermädjtigungen ber Reichs- 
‚gemalt, von benen bisher zum größten Teile noch fein Gebrauch ges 
macht in. Im Verordmungsmege find jedoch durch das Reich erlaffen 
das ——— —— für bie Eifenbahnen Dewtichlands vom 
11. Mai 1874*), das Bahnpolizeireglement für die Eifenbabnen 
Deutihlands vom 80. November 1885°), die Normen für die Kon⸗ 
ſtruttion und Ausrüftung der Eiſenbahnen Deutfälands ®), fowie bie 
Signalorbnung von bemielben Tage”) und die Bahnorbuung für 
deutiche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 9), 
Die Grundlage des Landesrechto bildet noch heute das Geſeh vom 
2 Rovernber Rovernber 1838 über bie Eijenbahnunternehmungen”), welches durch 


gg Entf, des D.0.B vom 16. Fedrmar 1878, Mb. 4, & 11, mo aus 
tigen Entwidlung des Woft- und Cifenbahnbeiriebes gefolgert mird, 
Daß der erftere fletß einen Öffentlicheeätlidhen Charalter, ber Iehtere ben bed 
gehabt Habe und nod) habe 

+) Genie Bl 1874, 3.179 EN ROBDE 1885, 5. 280. 

*) Gente BL 188, 8.570, 1). D. =. D61 ff, 

) Gente.B1. 1878, ©. 81 fi. 

*) 8.2. 1898, ©, 505. Dot. über die — Beim, Zum 
3. Movernber 1688 im Archio für Gifendahrwelen 1888, ©. 797 ff. 


Das Verwaltungsrecht. 


Verordnung vom 19, ——— auf die neuen 
ausgedehnt und —— das Gefeg vom 1. Mai 1865’) für 
Fe inhaltlich miebergegeben wurde. CEingelne 
— namentlich bie rein privatrechtlichen über bie 
en —— ————— — rer 
er zur 
allerbings durch bie fpätere Gefehgebung befeitigt, das 
Sichtung iſt jedoch noch jept vorwiegend in; 
Gelege ei 
Ser Eifenbahnbetrieb ift ein emerbebetrieb, ein 
gewerbe. Bei Behandlung des Eiſenbahnrechtes ſt daher wie 
Sale 
m ‘ 
der Ausntung Desfeien, Der gewerbepoligeiliche Befichtspuntt kann 
aber für bie ſtaatliche Gefeggebung über das Eiſenbahnweſen nicht 


ar ; 


A 


i FE 


Ausübung des Betriebes und Das befonbere — ——— 
zu einzelnen Zweigen ber Staatsverwaltung. 

TI. Bei der Zulaſſung zum Eifenbahnbetrieb ft zu unterſcheiden 
zwifhen dem Staate als Unternehmer und zwiſchen Privater 
nehmern. 

Someit der Staat in privatrechtlichen Verkehr tritt, fingiert er 
fih als Privatperion. Er untermirft ſich daher den allgemeinen 
Normen bes Privatreits und in den baraus entipringenben Rechte 
fteeitigfeiten mit jeinen Untertanen ber Jubifatur feiner eigenem es 
richte. Die Fiktion beſchräntt ſich aber im allgemeinen nicht auf ba 
Gebiet des Privatrechte, ſondern greift au in das öffentliche Medht 
über. Es wird daher anerkannt, daß, joweit ber privatredhtlide Bers 
kehr öffentlihrehtlihen Beichräntungen unterworfen ift, biefe aud bem 
Staate gegenüber Plap greifen ?*), Wendet man bies auf ben Eiſen⸗ 
bafnbetrieb an, jo wurde ber Staat für jede Cijenbahnuntermehmung, 
die er beginnt, ebenfo wie jeder Privatunternehmer der Kongefiion 
der zuftändigen Behörde bebfirfen. Dies ift jedoch nach bem gelten 
den Rechte nicht der Fall, vielmehr wird die fingierte 
bes Staates mit ben Privatunternefmern auf bie Zulaffung zum Bes 

2 1867, &. 1426. ») @6. 1865, 8, 817. 

=) BgL 4 187 9, 18. 
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triebe einer Eiſenbahnunternehmung nit misgebehnt. Dieſe Ver: 
—— finbet ihre Erklärung in dem Finangtechte. Der Beginn 

Eifenbabnunternehmens duch den Staat hat ftets eine bedeutende 
— Belaftumg desſelben zur Folge. Dieſe fann aber nur auf 
Grund eines Geſehes flattfinben. Der Staat iſt baher auch mur auf 
Grund eined Geſetzes imitande, eine Eifenbahn zu bauen oder zu 
übernehmen. In dem Gefege hat der Staat felbft ben —— ante 
gefproden, einen beftimmten Eifenbabnbetrieb zu beginnen. Diejer 
Stoatswille ift für die Behörden unbebingt bindend, feine Durch: 
führung kann deshalb von ihnen nicht dadurch in Frage geflellt wer ⸗ 
ben, baf fie dem Staate bie Kongeffion verweigern. Damit hat bie 
Yulafjung zum Eifenbahnbetriebe für ben Staat und für ben Privats 
unternehmer eine verfchiedene Grundlage gewonnen, beim Staate ift 
fie das Speziafgefeg, bet Privatunternehmern die Ronzeffion. 

Das Spezialgejeh als Grundlage des ſtaatlichen Eifenbahnbetriebes 
bietet zu befonderen Erörterungen feinen Anlaf. Wenn es ſich um 
bie Neuanlage einer Eifenbahn handelt, nimmt ber Staat fir das 
Unternehmen das Enteignungsredt durch befonbere Löniglihe Ver— 
ordnung in Anſpruch. Dies ift jebod nicht erforderlich, wenn bas 
Speglalgejep, wie dies neuerdings in Preußen vielfach geſchieht, die 
unentgeltliche Abtretung bes Grund umb Bodens, burd bie Anlieger 
und bie unentgeltliche Geftattung ber Mitbenugung von Chauſſeen 
und öffentlichen Wegen zur Bedingung macht, unter der die Bahn allein 
gebaut werden darf. 

Die Erteilung ber Konzeſſion, welche ihrem Weſen nad von 
anderen gewerblichen Konzeffionen nicht veridjieben ift ), liegt im 
freien Ermefien des Staates, derfelbe ift geſehlich dazu niemals ver« 
bunden. Der Unternehmer hat die Nusführbarkeit und Nüglichteit 
bes Unternehmens auf Grund jogenannter genereller Vorarbeiten, jos 
wie feine Zahlungsfähigfeit nachzuweifen ?*). Die Erteilung der Kons 
zeſſlon fteht dem Könige zu und wird amtlich publiziert. Derſelben 
muß bie Zeichmmg bes Aitienfapitals und ber Yufammentritt ber 
Gefellihaft vorhergehen. Ebenſo bedarf das Statut ber landeshert⸗ 
lichen Genehmigung. Eine reichdrechtliche Befchränkung befteht dabet 
Änjofern, als Art. 41 ber Reichsberfaſſung bie geſetzlichen Beftimmungen, 


N Unllar ift €, wenn bie Ronseffion verſchlebentlich . ®. von En bemanm 
“ed. SE als Privileg Bis harkhne mich; ba 1 ih, mit diefem Worte fein eine 
verbindet, 
*#) Wgl. darüber die durch ee vom n. Wärg 1838 — po, — 
Ann. 8. 29, ©. 210 — genehmigten Behkamungen über die Prüfung der An 
träge auf Ronzeffionierung von Eifenbahnanlag: 


‚folgen 
beta —— 
jagt bat. Deögleihen it jede beRehenbe —— — 
plidjtet worden, ſich den Anſchluß neu angelegter Eiſenbahnen 


5 

le 

Bun: 
sel 


leihung einer folden Konzeſſion iſt jebod bisher noch niemals 
Gleichzeitig mit der Konzeifionierung wird dem Konzeſſtonar 
bejondere fönigliche Verordnung das Entelgnungsrecht verliehen. 
bie Konyeifion, welde rein perſönlich ift, erhält ber Kongeffionar 
Neht zum Bau und Betriebe der Bahn, bat aber anbererieits 
BVerpflihtung, die Bahn der Konzeffion eniſprechend 
wibeigenjalls bie Anlage nad) einer legten Pritbeitimmung von 
Monaten für Rechnung des Unternehmers öffentlich verfteigert werben 
kann unter der Bedingung der Ausführung duch den Erwerber. Bor 
der wirklichen Eröffnung des Betriebes ift nod eine beionbere fiaate 
liche Genehmigung ber Eröffnung erforderlich. Die Kongeifton erliicht, 
abgefchen von der Nichtausführung der Bahn: 2. wenn bie Romgeifiend 
bebingungen nicht eingehalten werden, 2, wenn pie Ronzefiion mr für 
eine beitimmte Zeit erteilt war, mit Ablauf berfelben und 8. dur 
Anlauf ber Bahn feitens des Staates. Ein folhes Antauſsrecht echt 
dem Staate gefeglich zu breifig Jahre nad Eröffnung bes Betriebes, 
Neben bem Unlages und Konzelfionsrechte bes Stautes geht bas 
des Reiches parallel. Nah Art. 41 ber Reicheverfaſſung Fönnen 
Eifenbahnen, welde im Intereſſe der Verteidigung Deutfchlands ber 
bes gemeinfamen Verkehrs für notwendig erachtet werben, kraft eines 
Reichsgeſetzes aud gegen ben Wiberfprud) ber Vunbesglieber, been 
Gebiet die Eifenbahn durchſchneiden, unbeihadet der Zanbeshopeitt: 
rechte für Rechnung des Reiches angelegt oder an Privatuntermehmer 


srhıhs 


8 





) Darunter find nicht bloß erworbene jubjeftioe Redıte, fonbern die aud Dem 
trüßeren Rechte fi ergebende gefamte Rechtäftellung gu verfichen. Hnbres Hm 
Mit Eoband, StR. bes Deutfhen Heided (1. A, Bb. 2, ——— 
2 ſoe ellen Rechtotitel deruhenden Wiberfpruchärehte alt ſoriderern⸗ 
annimmt. 


—— 
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zur Ausführung tonzeffioniert und mit dem Enteignungsredte aus: 
geftettet werben. 

1. Die Ausübung des Eifenbahnbetriebes unterliegt zwiefachen 
Beſchranlungen, einmal im Intereſſe der Sicherheit und Orbnung des 
Etjenbahnbetriebes und ferner im Intereſſe des Verkehrs überhaupt. 
In erfteren Falle fommen die poligeilichen Gefichtspunfte zur Geltung, 
man bezeichnet diefen Ameig zutreffend als Eifenbahnpoligei, bei Ber 
ſqrantungen ber legteren Art handelt es fic um eine ftaatliche Pflege 
In beiden Füllen nimmt das Neich die oberfte Kontrolle für fich in 
Anſpruch, ohne damit diejenige der Einzelftaaten auszuſchließen. 

‚Zur Handhabung der Kontrolle bes Neiches ift vurd das Geſet 
von 27. Juni 1873 '%) eine dem Neichsfanzler untergeorbnete Bes 
börbe, das Neihseifenbahnamt zu Berlin, errichtet worden, deſſen Auf 
gaben in der Auffihtsführung, der Ausführung der reichsrechtlichen 
Borjhriften und ber Abftellung ber hervortretenben Mängel und Miß— 
fände auf dem Gebiete des Eſſenbahnweſens innerhalb der Zuſtändig- 
feit bes Reiches beitehen. Das Reichsetſenbahnamt fann über alle 
Einrichtungen und Mafregeln Ausfunft fordern ober ſich durch perföns 
liche Kenntnisnahme unterrichten, gegenüber den Brivatbahnen zur Durch⸗ 
führung feiner Verfügungen biefelben Beſugniſſe austben, welche den 
Auffitsbehörben der betreffenden Bundesftanten zuftehen. Doc tann 
es nicht jelbit Smangsmaßregeln anordnen, ſondern nur bie Behörden 
des Bundesftaates darum erluchen. Staatsbahnen fünnen nur auf 
dem durch die Reichsverfaſſung vorgeihriebenen Wege zur Durd- 
führung der an fie gerichteten Verfügungen angehalten werben. Wirb 
die Nedtswibrigkeit einer Verfügung des Reichseiſenbahnamtes bes 
bauptet, fo lann ber Betroffene Berufung an das durch richterliche 
Beamte zu verftärkende Reichseifenbahnamt einlegen, welches jedoch 
noch nienald zulammengetreten iſt. Die ſlaatliche Auffiht über bie 
Stoatseifenbahnen fällt mit der Verwaltung derfelben zufammen, die 
Aufficht über die Privatbahnen wird von dem Minifterium ber öffent: 
lichen Arbeiten und bem bemfelben unterjtellten Eiſenbahnkommiſſariate 
zu Berlin, bezw. einzelnen Eifenbabnfommifjarien geführt '"). 

Ebenfo gehen bie Redtsnormen zum Teil vom Reiche, zum Teil 
von ben Einzelſtaaten aus. Nah Art. 42 ber Neideverfajiung, ber 
allerbings bie Sprachweiſe bes Geſetzgebers vollftänbig verläßt und 
bie bes internationalen Vertrages annimmt, haben fi die Bundes⸗ 
regierungen verpflichtet, bie beutihen Eiſenbahnen im AInterefje des 
allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Neh zu verwalten und zu 


") ROOT, 1878, ©. 164. *) Bol. Bb, 2, ©. 364. 
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‚biefem Behufe auch die new bexzuftellenden Bahnen nad 
Normen anlegen und ausrüften zu laſſen. Eyes ers 
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Bertehrsbed 
Die Bfenbahnpolgel br dam uud 


erforberli gr 

zu beihliehen hat, fofern nicht durch Neihegejeg etwas anberes ber 
Mimmnt ift, find als bahnpoligelliche Vorſchriften — das Bahn 
polizeireglement für die Eifenbahnen Deutſchlands vom 80. November 
1885, welches ſich nur auf die Bolbahnen bezieht, und bie Bahnerd⸗ 
nung vom 12. Juni 1878 für deutſche Eifenbahnen untergeorbneter 
Bedeutung. Dazu kommen einige polizeiliche Bejtimmungen, melde 
in dem Eifenbahnbetriebsreglenent vom 11. Mat 1974 enthalten find, 
Somwelt bas Reich Feine Vorſchriften erlaſſen Hat, find bie zuflänbigen 
Landesbehörden zum Erlaſſe poliyeiliher Anordnungen berechtigt. ar 
Preußen ift nad $ 136 8.V. G. der Minifter der öffentlichen Arbeiten 


der Vorfäriften ber Bahnpolizeireglements befugt. 

Die Drgane ber Eifenbahnpolijeiverwaltung finb bie Beamten 
der eingelnen Eifenbabnverwaltungen ohne Nüdjiht barauf, ob bie 
Verwaltung eine ficatliche oder private iſt. Veftimmten 
von Beamten It bie Eigenſchaft von Bahnpoligeibeamten 
Die perfönlihen Erforderniſſe diefer Beamten find vom Bunbesrate 
amt 11. Juli 1878 '%) allgemein aufgeſtellt. Ihre — im eine 
zelnen richten ſich nah allgemeinen Inftruftionen Die Beamten 
miffen als ſolche äußerlich kenntlich fein ober fi dem Publikum 
gegenüber legitimieren. 

Das Verhältnis der Eifenbahnverwaltung zu ben Perfonen, melde 

+ bie Eiſenbahnen zur Bejörberung von Frachten ober Perſonen er 
ift rein peivatretliher Natur. Die Eifenbahnverwaltungen find 
doch babei nach dreifacher Richtung in ihrer Hanblungsfeeiheit 


N Gsl 1878, 8. 364. 
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Na Art. 44 der Reichsverfaſſung find zumachſt die Eiſenbahn- 
verwaltungen zu einer beflimmten Axt ihres —— — 
pflichtet. Sie müflen die für dem en! Verkehr und zur 
— in einanber greifender Fahrpläne nötigen Perfonenzüge 

mit entſpreche nder Fahrgejäminbigkeit, — bie gut Bemältigung 

des Güterverkehrd nötigen Güterzüge — direkte Erpedn⸗ 
tion im Perſonen und Gilterverlehr * nee Ueberganges 
ber Transportmittel von einer Bahn auf bie andere gegen bie übliche 
Vergütung einrichten. 

Während bier bie Gefamtheit bes Verriebes zum Gegenftande 
ber gefeglichen Regelung gemacht witd, beziehen fic die beiden ans 
deren Beichränkungen auf das Verhältnis der Eifenbahnverwaltung 
zu ben einzelnen Benupern ber Eiſenbahn. Das Rechtsverhaͤltnis 
poifhen beiden beruft auf einem privatretlichen Frachtvertrage, der 
bie wechlelfeitigen Rechte und Pflichten ber Kontrahenten und inäbes 
Tondere ben Preis fir bie Benupung feſtſehen muß. 

Bei der großen Anzahl der Frachtgeſchafte, melde die Eifenbahn 
täglich abfehließt, iſt aber eine beſondere betaillierte Vereinbarung für 
jeben einzelnen Kal unmöglich. Schon von Anfang am ftellten daher 
die Eifenbahnverwaltungen die Bedingungen, unter denen fie Fradt: 
geſchafte abfhliehen wollten, in Form allgemeiner Neglements auf. 
Jeber Gegenlontrahent unterwarf fich, indem er bie Eifenbahn bemugte, 
den Vorſchriften des Reglements als integrierenden Veitanbteilen des 
Vertrages. Dit der Verdichtung des Eifenbahnnepes ergab ſich das 
BVebürfnis nad) einer einheitlichen Geftaltung ber verfehiebenen Negs 
lements. Dasjelbe wurde zunähit durch Vereinbarungen ber Eifen> 
bahnverwaltungen unter einander, durch Eifenbahnverbände befriedigt. 
Nach Art. 46 Nr. 1 der Neihsverfaflung foll bas Neid) dahin wirken, 
daß baldigit auf allen beutihen Eiſendahnen übereinftinmende Be: 
triebsreglements eingeführt werden. Zweifellos ware das Neid bes 
rechtigt gemwefen, im Wege ber Neichsgefeggebung ein Betriebereglement 

zu erlaflen, bem alle deutſchen Eifenbabnen unterworfen waren. Dies 
R aber nicht geſchehen. Vielmehr erlieh der Bundesrat zunächft am 
10. Juni 1870 für Norbdeutfhland ein fpäter auch auf Suddeutſch⸗ 
land ausgebehntes Betriebsreglement, an deſſen Stelle das jept gel: 
tenbe vom 11. Mat 1874 getreten it. Da der Bundesrat weder 
bereditigt war, die Nehtsverhältniffe aus dem Traneportgeſchafte 
zwifchen ben Eifenbahnverwaltungen unb bem Publikum zu regeln 
noch auch den erfteren vorzuidreiben, unter melden Bedingungen 
fie Transportgefhäfte abjhliehen folten, fo hat das Wetriebs« 
zeglement weber bie Bebeutung eines Gefeges nod die einer 

Derntak, Prufifder Simatsergt iti. 28 





Vorſchriften Bertragsbedingungen, 

6 der Transportgefhäfte erfolgt. Selbitverftänblidh 
find dieſelben unwirkſam, fomeit fte zwingenden Rech 

ſprechen. Die handelorechtliche Kontroverje, ob dies bei einzelnen 
Vorſchriften bes Betriebsreglements ber Fall ift, kann bier micht 
weiter erörtert werben. 

maltungen als t für bie Uebernahme Transports erheben 
dürfen, fo lebt nad Art, 45, 46 ber Neicheverfaflung bem Meidhe 
auch die Kontrolle des Tarifmejens zu. Das Neid foll insbefondere 
bahin wirten, daß die möglichfte Bleichmäßigkeit und Herabiehung 


Bern das Neid auch in einzelnen Fälen durch die Thätigteit 
feiner Behörden eine Einwirkung auf die Geflaltung des Tarifmejens 
ausgeübt hat, fo find bod allgemeine Borkhriften von Reichsweges 
noch naht ergangen. Das geltende Tarifreht berubt vielmehr amd 
ſchließlich auf Vorſchriften der Einzelfteaten. In Preußen It bunh 
das Eiienbahngejeh von 1838 ber nad Ablauf der drei erjien Be 
triebsjahre eintretende Tarif an eine gefeplihe Marimalgrenge non 
10 Prozent bes Rheinertrags von dem fm dem Unternehmen 
Kapital gebunden. Jebe Erhöhung des Tarifs, ber inm biefer 
Grenze feitgeießt it, bedarf der minifteriellen Genehmigung. Nadi 
den meiften Statuten ift jedoch darüber hinaus fur ſamtliche Elfen 

£ . den Wi jandelögerichts vom 30. Rovember 178, 
a ee Sul Der Reiftgerigt vom 6. Mär; 1880, Eniigi 
Sioitjacen Bd. 16, ©. 152. 
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bahntarife die finatliche Genehmigung vorbehalten. Die Tarife find 
— ‚befannt zu machen, Tarierhoͤhungen mindeſtens ſechs Wochen 

Inkrafttreten. Sämtliche Intereſſenten find bei Anwendung 


B 
— 


vor ihrem 

‚ber Tarife gleichmäßig zu behandeln, jede unmittelbare ober 
Bevorzugung des einen vor bem anderen ift unterſagt. Nechtsi 
deiten zwiſchen der Eifenbahnverwaltung und dem Publikum 
ih, ba es fi um Anfprüde aus einem Transportgefhäfte 
zein privatregtliher Natur. Gleichwohl hatte H 35 bes preußi 
Eiſenbahngeſehes von 1838 ihre Entſcheidung der 

übermiefen. Diefe juriftiihe Inkonfequenz, welche aud durch das 
praltiiche Vebürfnis nicht geredhtfertigt wirb, iſt jebod nunmehr bes 
feitigt, indem $159 Ubf. 2 des Auftäntigfeifägefehes die Entſcheldung 
von Streitfahen zwiſchen Cifenbahngejellihaften und Privatperfonen 
ER Anwenbung bes Bahngeld» und Frachttarifs bem orbentlichen 

fichter zumeilt. 

III. Die Grundlage des Verhältniffes der Eifenbahnen zur Militärs 
verwaltung {ft verfajfungsmäßtg beſtimmt. Nach Art, der Relchs ⸗ 
verfaſſung haben ſamtliche —J—— den Anſorderungen 
der Behörden des Reiches inbetreff der Benuhung der Eiſenbahnen 
zum Swede ber Verteidigung Deutſchlands unmeigerlih Folge zu 
deiften. Inobeſondere ift das Militär unb alles Kriegsmaterial zu 
gleichen ermäßigten Sägen zu befördern. Die weitere Ausführung 
diefes Grundfages ift erfolgt durch das Neichsgeieg vom 13. Juni 
1878 über bie Kriegsleiftungen ?°) 35 29—31 und durch bas Reiche⸗ 
‚gejeb vom 19. Februar 1875 über bie Naturalleiftungen für bie be 
waffnete Macht im Frieden?) $ 15, Die Eifenbahnen find hiernach 
in Krteg und Frieden verpflichtet, bie Befdrberung ber bewaffneten 
Macht und bes Material des Lanbheeres und ber Marine gegen 
‚eine vom Bunbesrate tarifmäßig feftzuftellende Vergütung zu übers 
nehmen und die für Beförderung von Mannihaften und Pferben er- 
forberlihen Ausrüftungsgegenitände ihrer Eiſenbahnwagen vorrätig 
zu halten. Vom Tage ber Mobilmachung an bis zu dem vom Kaljer 
feſtzuſtellenden Zeitpunkte des WiebereintrittS des riedenszuftandes 
wuſſen fie ihr Perſonal ftellen und gegen Vergütung ihr zur Herftellung 
umd zum Betriebe bienliches Material hergeben. Endlich find fie vers 
pflichtet, in bem vom Naifer zu beftimmenden Nayon des Rriegsihaus 
plages allen Anordnungen der Militärbehörben Hinfichtlich der Einrichs 
tung, ortfül Fortführung, Cinftellung und Wiederaufnahme des Bahnbetriebes 

”) — * — ©. 129, Bol dayu die Ausführungsverorbnung bed 

1. Apeit 1876 — a. a. D. 187, ©. 187 — Abfihnitt VI. 

DT Fre 191, ©. 32. 
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Anhang. Pie deutfche Sorialgefchgebung. 
L. Die induſtrielle Wirtfhaftsordunng und die arbeitenden 
Alaffen. 


Int Vergleiche mit der Gegenwart zeichnet ſich die wirtſchaftliche 
Drbnung ber früheren Zeiten bis gegen Ende des vorigen und Ans 
fang biejes Jahrhunderts durch eine außerorbentlihe Einfachheit und 
Meberfichtlichfeit aller Verhältnifje aus. Eine kurze Charakterifierung 
jener Ordnung, aus ber unfer heutiges wirtfhaftlies Leben erwachſen 
ift, wirb dies am beften ergeben. 

Die weitaus überwiegende Mehrzahl der Bevölkerung lebte von 
der Landwirtſchaft und durch diefelbe. Der landliche Grunbbefig ſchled 
ſich fait überall in zwei große Maſſen, ben fogenannten Nitterguts: 
beſid und ben bäuerlihen Befih, von benen in ben Ländern öftlich 
der Elbe, den Stammlanden des eben zur Großmadht ermwachlenden 
preußtichen Staates, ber Nittergutsbefig, in dem übrigen Deutſchland 
ber bauerliche Befit vorherrichte. Die Rittergutsbeſther dewirtſchafteten 
ihre Güter vermittelft ber Arbeitöfräfte, die ihnen der abhängige bäuer«- 
Ude Befig zu ftellen verpflichtet war, und zwar entweber in ber Form von 
Hand: und Spannbienften der bäuerlichen Stellenbefiger ober in ber 
Form von Zwangsgefindedienfted der Bauerlinder. Ebenſo bewirt ⸗ 
ſchaften bie bäuerfihen Grundbeſiher ihre Stellen mit Hilfe Ihrer 
Kinder umb ihres Geſindes, das meiſt aus ber Klaſſe der kleinſten 
Ländlichen Grundbefiger, ber Halbkofjäten und Häusler, hervorgeht. 
Bei der ertenfiven Bewirtihaftung kam die Landwittſchaft mit ſeht 
geringen Arbeitsfräften aus. Ein eigentlicher landlicher Arbeiterjtand 
eriftierte nicht, da die Sandarbeiter entweder ſelbſt Meinere Grund⸗ 
befiger waren ober als Gefinde ihren Dienft nur als Durchgangs⸗ 
fabium zur Selbitftändigteit betrachteten. 

Der Gewerbe: und Hanbelöbetrieb war mit geringen Ausnahmen 
beſchrantt auf bie Städte. Dieles Vorredt ber Städte, urfpringlich 
beruhend auf mittelalterlihen Stadiprivilegien, mußte der abſolute 
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Das Verwaltungsrecht. 


Beamtenftaat bes 18. Jahrhunderts jhon aus finanzpolitiihen Grüne 

ben aufeeht erhalten. 
Bon diefen fogenannten ſtadtiſchen Gewerben war der Hanbels- 
betrieb bei dem Güterumfage überhaupt meift mir vom um- 
von 





ba: 
durd; befäräuft, dah bie meiften Erseugniffe des einheimifchen @e> 
werbes von den Handwerkern unmittelbar an bie Konſumenten vers 
äußert wurben. Der foufmännifce Umfag bewegte ſich daher in jchr 
engen Grenzen. Größere Ganbelöhäufer gab es nur am einigem bes 
deutenderen Handelsplägen. Im brigen verjahen bie Kaufleute ihr 
Geſchaft nur mit wenigen Gehilfen oder — Bei dem geringen 
Umfange ber laufmanniſchen Geſchäfte, deten Begründung nur geringe 
Mittel erforderte, war es den kaufmanniſchen Gebilfen allgemein er 
möglicht, fih fpäter felbftändig zu machen. Auch im 

gab 68 baher feine Klaſſe vom auf Lebencztu nur auf bie Arbeit im 
fremben Geſchaften angemiejenen Berjonen, auch für bie Handelsgebilfen 
bifdete die Unfelbftftändigfeit nur ein Durhgangsftadium zur wirt 
ſchaftlichen Selbftftändigkeit. 

Aehnlich waren bie Verbältniſſe Im Handwerlerſtande. Au bier 
fehlte ein für feine ganze Lebenszeit auf den Ertrag feiner Arbeit im 
fremden Betrieben angemiefener Gefellenftand. Die Srhrlingszeit, die 
Wanderſchaft als Gefelle und bie Nieberlaffung ala Meifter unter 
Begründung eines ſelbſiſtandigen Hausſtandes ſchloſſen ſich mat: 

gemäß aneinander am. Die Begründung der mirticaftlichen Seun⸗ 
Ränbigtelt unb bie Verheiratung gingen bier Hand in Hand, ber Ger 
felle lonnte nicht heiraten, da er im Haufe bes Meifters 

Schon hieraus ergibt ſich, dah für jedem Handwerker die Stellung als 
unfelöftftänbiger Arbeiter nur eine vorübergehenbe fein fonnte, Wenn 
biefes natürlie Verhältnis durch die Verbilbungen ber Yunftvers 
fafjung vielfad in fein Gegenteil verkehrt war, wenn bei der Erlangumg 
bes Meifterrechts die Heirat mit einer Meiftersmitiwe ober einer Meif ere 
todter eine große Nolle fpielte, jo war bod; felbft unter ber fdled: 
teften Zunftverfaffung jedem Handwerker ber Weg jur wirtihaftliden 
Seldftftändigteit gebahnt. 

Abgejehen von ben Bauern, bie bem Gutsherren zu eingelnem 
Diensten verpflicitet find, zeigt alfo die Wirtfcaftsorbuumg bes 18. 
Dahrhunderts in allen Probuttionszmeigen gewifſe gemeinfame Grund» 
süge. Der unfelbfiftändige Arbeiter und Gehilfe lebt gleich dem Ges 
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Naturalien, 

erzeugt. Der Barlohn ift baneben, ba bie meiſten Bebiktfniffe bereits 
befriedigt find, ein verfhmindend geringer, ein Umftand, der ebenfalls 
zur Befhränkung bes Giterumfages beiträgt. Jener Gebunbenheit 
be3 Arbeiters an ben Hausſtand bes Arbeitgebers entfpricht aber feine 
ipätere vollitändige wirtſchaftliche Unabhängigkeit. Die Stellung bes 
unfelbftftändigen Wrbeiters ift nie auf Lebenszeit berechnet, berfelbe 
hat überall bie Möglichkeit, in die Alaffe der felbftftänbigen Unters 
nehmer einzutreten. Es eriftieren daher Leine bauernben Jutereffens 
gegenfäge zwifchen Unternehmern und Arbeitern. 

Das berufsmäßige Beomtentum, welches lediglich auf ſeine Bes 
foldumg und bamit auf bie reine Geldwirtſchaft angewiefen war, ſpielte 
in dieſer MWirtihaftsordnung eine jehr unbedeutende Nolle, da der 
bamalige Staat mit einer fehr geringen Anzahl von Beamten aus: 
kommen fonnte. 

Dieſes ganze Wirtfchaftäigften war jedoh nur möglich bei einer 
binnen Bevölkerung und ber dadurch bedingten Geringfilgigfeit ber 
Giüterprobuftion und bes Gilterumjages. Es mußte zufammenfallen, 
Sobald bei größerer Dihtigkeit der Bevölferung bie Bebürfniffe in 
dieler Beziehung größere murden. Dieſe Notwendigteit ergibt ſich 
um bie Grenzſchelde bes 18. und 19. Jahrhunderts auf allen Wirt 
ichaitsgebieten. Die Landwiriſchaft mußte von der ertenfiven zur 
intenfiven Bewirtſchaftung übergeben, der Güterumjag murde ein 
größerer, jo daß fid) allgemein große Hanbelshäufer entwidelten. 
Ebenſo wurben an bie gewerbliche Probuftion und an das Transport: 
weſen größere Anforderungen geftellt. Dies iſt ber Punkt, in dem 
eine »ollftänbige Ummälzung der bisherigen Ordnung einfegt, 

Sobald im wirtſchaſtlichen Leben neue Bebürfniffe auftauchen, 
fucht man biefelben zu befriebigen buch neue Mittel. Dies ift bie 
Bedeutung ber Erfindungen. Die geiteigerten Anforderungen auf dem 
Geblete ber gewerblichen Produktion und bes Transportwejeng, benen 
auf die biöherige Weije nicht mehr genügt werben konnte, wurden 
befriedigt durd) die Erfindungen, die man in ihrer Gefamtbeit als 
„die Maſchine“ bezeichnen kann. Sie bildet das dußere Kennzeichen 
für den Beginn eines neuen Wirtfhaftsiyftens unb einer neuen Ges 
Vellfepaftsordrung. Wirtſchaftlich hatte fie die doppelte Funktion, 
nicht nur den beftebenden Bedurfniſſen zu genügen, jondern auch neue 
zu ermeden. 
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Die Mafchine verändert bie ganye gewerbliche Probultionsmweiie. 
Diejenigen Unternehmer, welche in der Lage waren, ſich Maſchinen 
anzufdaffen, fonnten zu einem Grofbetriehe übergehen, ber in ber 
a Bih 
rend ferner die bisherige gewerbliche Produktion faft —— 
eine handwerlomaßige geweſen war, ee 
Lee pers 

einem Probuftionszweige der rei ——— 


wert ſchließlich nur noch eine ganz untergeordnete Stellung einimmt, 

Die gewerblichen Arbeiter gingen im Anfange gern zu ben Far 

brifen über. Sie wurden dadurch frei von den ©: , melde 

ihnen das Leben in ber häuslichen Gemeinſchaft des Meifters auf 
* ba die Arbeitermaſſen einer Fabrik ſelbſtverſtandlich nicht im 
‚Haufe bes Fabrifanten leben tonnten, fie erhielten anflatt bes geringen 
Geldlohnes der Geſellen ihre ganze Einnahme in barem Gelbe und 
waren in ber Begründung eines eigenen Haushaltes wicht mehr bes 
hindert. Dieje Borteile werben aber erfanft durch bie bauernbe 
wirtſchaftliche Abhängigkeit der Arbeiter von dem Unternehmer. Der 
Nabrifarbeiter ift von geringen Ausnahmefällen abgefehen intelleftuell 
und wiriſchaftlich nidjt mfenke, ſich felbftänbig zu — ſondern 
auf Lebenszeit verurteilt, Fabrifarbeiter zu bleiben. üt intelleftuel 
nicht dazu imflande, da er bei der meitgebenden Pe nicht 
wie ber Hanbwerfer In allen Zweigen feines Gewerbes, ſondern nur 
in einer eingelnen Arbeitsart ausgebildet wird, er it mwirtiheftlih 
nicht dazu imftande, da zur Fabrifanlage ein bedeutendes Kapital ges 
hört. Unternehmer und Arbeiter ſchelden ſich baber in zwei verfchies 
dene Klaſſen, bei denen der Uebergang von ber einen in bie anbere 
wenn nicht rechtlich, jo doch thatſachlich unmöglich ift. 

Sobald num der Fabrifbetried über die Anfangsftabien feiner 
Entwidlung hinaus war, verſchlechterte ſich die Lage der arbeitenden 
Alaſſen mehr und mehr. Arbeitöfräfte waren in binreidender Un: 
zahl vorhanden und firömten immer von neuen aus ben zeritörten 
dandwerlsbetrieben zu, deren Meifter ſich gegenüber ber fapitaliftifchen 
Probultion nicht Halten konnten. Die Arbeiter waren baher wolk 
ſtandig den mwirtigaftlihen Konſunlturen preisgegeben. Bei dem 
Konkurrenzlampfe der einzelnen Unternehmer wurben bie Löhne anf 
das wirtſchaſtliche Minimum, ben notbürftigen Lebensunterhalt bes 
Arbeiters und feiner Fanulie, herabgebrüdt, augenblidlich überflüffige 
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Arbeiter entlaffen und damit der Acmenpflege preiögegeben. Vermoge 
feiner wiriſchaftlichen Uebermacht tonnte der Arbeitgeber die Arbeits« 
Teäfte aufs äußerfte ausbeuten befonbers durch Venugumg ber billigeren 
Frauen: und Kinderarbeit, er konnte den Arbeiter nötigen, in von 
ihm gebauten Wohnungen zu wohnen und alle Lebensbepürfnifie zu: 
ben von ihm bejtimmten Preijen von ihm zu entnehmen (Cottage: und 
Trudſyſtem), er lonnte den Arbeiter ftatt mit Geld mit Waren be: 
friedigen, x. So entmidelt fih, wo ein ſtaatliches Eingreifen nicht 
ftattfindet, bei bem freien Spiele ver wirtidaftlihen Kräfte bie voll 
Tommene Abhängigkeit der Arbeiter von dem Arbeitgeber, eine moberne 
Fabrififlaverei, die ſich von der Sklaverei der antiken Welt nur zu 

Ungunften daburd) unterfheibet, dah ber Arbeitgeber Fein wirt: 
ſcaftliches Interefie an ber Erhaltung der Perfon des Arbeiters hat. 

Dieſe fapitaliftiihe Probuftionsweile greift zuerſt auf den Ge: 
bieten Pla, wo die Erfindung einer die Handarbeit erfegenden Dar 
ſchine zum Aufgeben bes bisherigen Handwertobettiebes nötigt. Zuerſt 
werben alfo nur diefe Handwerle zerftört und durch die fabrifmäfige 
Broduftion erfept. Allmahlich machen ſich aber die Vorteile der 
Großprobuftion noch auf anderen Gebieten geltend. Der fudiſche 
Kleiberhänbler verdrängt ben jelbftändigen Schneibermeifter unb brüdt 
denfelben zu feinem Arbeiter herab, das große Möbelmagazin tritt 
an die Stelle bes felbftänbigen Tiilermeifters. Auf dem Wege der 
freien wictihaftlichen Entwiclung ohne das Eingreifen ber Gefeggebung 
wäre aljo bie Verdrängung bes Handwerks durch die Orofproduftion 
nur die Frage einer furzen Zeit geweſen. Gteihwohl nimmt das 
— weſentliche Merkmale ber kapitaliſtiſchen Produktlon in ſich 

anf. Die Löfung der häuslichen Gemeinſchaft zwiſchen Meifter und 
‚Gejellen und ber Uebergang zum reinen Geldfoften ermies ſich ſchon 
fee balb notwendig, um dem Kleingewerbe feine Arbeiter zu erhalten, 
Einige Hanbwerksbetriebe nehmen ferner einen fabritmäßigen Anſtrich 
an, jo daf dem mittellofen Arbeiter der Uebertritt in bie Klaſſe der 
Unternehmer unmöglich war, bei anderen Betrieben ift ber nur noch 
für einen großen Unternehmer arbeitende Handwerkomeiſter auf bas 
Niveau ber Fabrifarbeiter berabgedrüdt. 

‚Die Fapitaliftiihe Produftion macht ſich ferner auf dem Gebiete 
bes Handels geltend. Die Fabrllanten fonnten ben Detailvertrieb 
der Warenmaljen, bie fie jährlich erzeugten, nicht übernehmen. Ders 
felbe fallt aljo den faufmännifchen Geihäften zw Ferner erweitert 
Ad deren Umfag dadurch, dafı bie arbeitenden Klaſſen auf die reine 
Geldwirtſchaft angewieſen find. Die Hanbelsgefhäfte beburften bemz 
nad ein größeres Kapital oder wenigſtens einen größeren Kredit. 
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Die —— Produktion greift enblid auch auf 
ber Landwirtſchaft über und führt zu einer vollftänbigen U: 
der agrarüihen Verhältnifie. Im erſten Stadium wirkt biefe 
ſtaltung im höchften Grabe fegensreich, indem fie zu einer umfaffenben 
Ablöfungsgefeggebung Führt, auf melde an bier Stelle nicht weiter 
einzugeben it, Speziell bezüglich der Arbeiterfrage hat bie Ablsſunge ⸗ 
gefehgebung eine — Foige wie auf dem Gebiete der —— 
die Einführung ber Maſchine Der Großgrunbbefiger verliert 
Arbeitöfräfte, welche ihm bisher ber Kleingrundbeſid, der — 
geſtellt hat. Er muß daher andere Arbeiter gewinnen. So entticht 
auch auf dem Sande ein Iediglih auf die Handarbeit angemiejener 
Taglöhneritanb, ber allerdings bisweilen nod; im Beftge 
fügigen Grundeigentums ift. Im allgemeinen nähern ſich 
Verhaltniſſe der ländlichen Arbeiter immer mehr denen der 
arbeiter. Diefe Annäherung iſt um fo größer, eine je höhere 
widlung bie Landwirtſchaft erreicht bat. Wei der intenituften 
chaftung des Bodens reichen fchließlih die menjhlihen und 
Arbeitöfräfte nicht mehr aus. Die Maſchine greift auch 
Zandwirtfchaft Plat und bereitet den Arbeitern bie gleichen 
aefahren mie die Induſtrie. Je dichter die Bevölferung und 
midelter die Landwittſchaft ift, um fo ſchwerer iſt dem 
Arbeitet ber Nebergang in bie Klaſſe der Grumbbefiger, um 
—— ſich auch bier die unſelbſtandigen Arbeiter von den 
Alaſſen. 

Wie in ber ftänbijchen Geſellſchaft bes 18. Jahrhunderts finden 
ſich auch in ber intuftriellen der Gegenwart bei ben arbeitenden Klafien 
aller drei Probuftionsgmeige gewiſſe gemeinfame Merkmale, 
Gegeniage zu ben Gebilfen der ſtändiſchen @ejelligaft ift jept der 
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Arbeiter im meiteften Sinne, wozu bier aud der Handlungsgehilfe 
gerechnet wird, in feiner Privatwirtihaft unabhängig, Er lebt nicht 
mehr in ber Familie bes ——— — Kann feinen Hausſtand 
nad) eigenem Gutdunken einrichten. Gierin Liegt einerfeits ein ort: 
dritt file die individuelle ee der arbeitenden Klaſſen, 
anbererfeits wirb dadurch das nahe perfünlide Verhältnis zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeiter gelöft. Die Stellung bes unfelöfiubigen 
Urbeiterd ift ferner für die Regel kein Durdgangsftadium mehr zur 


Unternehmer und feffelt ihm wie alle fpäteren Generationen an bie 
Sefelfehaftstlaffe, in ber er geboren ift. Die Abhängigkeit hat aber 
fernerhin zur folge die Unſicherheit des Erwerbes, melde teild aus 
den Konjunkturen bes Marktes teils aus der Perfon bes Arbeiters 
. Die wirtfhaftlihen Konſunkturen können bie Außerfle 
Herabbrüdung ber Löhne wie bie Vejhäftigungalofigteit des Arbeitens, 
fie Fönnen andererſeits die größte Ausbeutung der Arbeitsträfte her 
— Der Erwerb ift ferner durchaus abhängig von ber Perfon 
bes Urbeiters. Jede Krankheit, jeber Unfall, wie er burd ben Ma— 
ſchinenbetrieb häufig herbeigeführt wird, Alter und Invalidität machen 
den Urbeiter ermerbslos und geben ihm, da der Lohn zu erheblichen 
Erſparniſſen nidt ausreicht, ber öffentlichen Armenpflege Preis. 

Die ftaatliche Gefeggebung ift nicht imflande, bie fapitaliftiihe 
Produktion und die daburch bedingte Stellung des Arbeiterſtandes 
zu befeitigen, da beibe nur bie folge ber gegebenen wiriſchaſtlichen 
Berhältnüje find. Wohl aber kann fie einzelne Auswücle der beftehen- 
den Wirtihaftsorbnung befeitigen und bie arbeitenden Klaſſen gegen 
die Ausbeutung ber Arbeitgeber und gegen die Wechſelfalle des Lebens 
jhügen. In einzelnen Punkten ift dies bereits burd die Gefeßgebung 
der deutſchen Einzelitanten und demnächſt durch bie Bundes» und 
Neichsgefeggedung von 1867 bis 1881, demnachſt aber in umfaſſendem 
Mofje und nach einem einheitlihen Grunbprinzipe durch die Sozial 
gefehgebung der Jahre 1883 bis 1889 geſchehen. 


1. Pereinzelte Anfäbe zur foziafen Neform. 


‚Die vereingelten Berfuche, die aus der Fapitaliftifchen Produktions: 
weiſe ſich ergebenden wirtſchaftlichen und fozialen Gefahren durch 
faatlices Eingreifen zu mindern, follen bier im Anſchluſſe an bie 
Bundes, beym. Reichegeſetzgebung ber Jahre 1867 bis 1881 bars 


unter einander in einem inneren Zuſammenhange ftänben. 
fucht der Bejepgeber feine Jwede vorwiegend in ber Form des Privat» 
rechts, allenfalls durch einzelne ftrafrechtliche Beftimmungen zu er 
reihen. Die Befehgebung fällt alfo an und für ſich micht in bad 
Gebtet des Verwaltungsrehts, Aus ber erfleren Thatiahe ergibt 
fi, daß eine ſyſtematiſche Darftellung jener Gejeggebung 
iſt, man muß fi auf eine Aneinanderreihung ber einzelnen 
beichränfen. Da ferner bie Gejepgebung zum größten Teile nicht vers 
waltungsrechtlicher Natur ift, kann nicht von einer eingehenden Dar: 
ſtellung fonbern nut von einer Kurzen Stisyierung derfelben ala ber 
hiſtorifchen Grundlage ber neueren Sozialgeſehgebung bie Nebe fein. 

Die fozialen Reformen der Jahre 1867 bis 1881 befchränfen 
ſich im allgemeinen auf fünf Punkte, bie Hier einzeln zu erörtern find, 
das Genoflenihaftswelen, ven Arbeiterihug, bie Beichlagnahme bes 
Arbeits: und Dienftlohnes, die Haftpflicht und das 

1. Die Idee der Erwerbs: und Wirtichaftsgenofienihaften, 
befanntlih ausgegangen ift von SchulgeDeligfh, war eine fi 
tiiche im hervorragenden Sinne. Den Meinen Gewerbtreibenden und 
Arbeitern folte die Möglichkeit einer Beteiligung an ber Tapitaliftiidgen 
Produktion durch bie Bereinigung zu Benoffenfchaften mit folibarer 
Haftung ihrer Mitglieder geboten werden. Im engiten Anfhlufe an 
das furz zuvor erlaffene preußiſche Bejep erging das fpäter anf bas 


ah 
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ganze Neichögebiet ausgebehnte Bumbeögefep, betreffenb bie privats 
sr ge der Erwerbd: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 
4 ‚868 

&s wurde baburd) eine neue Gefellichaftsform geihaffen für Ger 
jellfpaften von nicht geſchloſſenet Mitgliederzahl, welche bie Förderung 
des Arebits, des Ermerbes und der Wirtſchaft ihrer Mitglieder mittels 

jaftlichen Gefchäitsbetriebes bezwedten. Fiir bie Verbindlich- 
feiten ber Genoſſenſchaft ſollte in erfter Linie beren Vermögen, fubs 
fibtär jeder einzelne Genofienihafter haften. 

Trog vereingelter Erfolge, welche die Genoffenfchaften unter ſach⸗ 
hundiger und ſelbſtloſer Leitung erzielt haben, find doch bie Hoffnungen, 
welche man in ſozialpolitiſcher Beziehung an die neue Geſeliſchafteform 
Inüpfte, nicht verwirklicht worden. Zunächſt war bie Leitung eines 
großen Unternehmens durch in Heinen Berhältniifen aufgewachiene Bes 
nofienfchafter nicht möglich. Die leitende Stellung in den Genoffens 
ſaften mußte alfo notwendig einer ganz anderen Klaſſe zufallen als 
berjenigen, beren Intereſſe durch bie neue Vildung vertreten werben 
follte. Andererfeits gefährbete infolge ber Solibarhaft jeder Mile 
ei bes Vorftandes die wirtſchaftliche Eriftenz der Genoflenfhafter. 

Genoſſenſchaftsweſen mußte daher foplalpolitiih bedeutunglos 
bleiben, es hat zu nichts anderem geführt, als zu einer allerdings 
durch bie mirtihaftlihen Bebürfniffe geforderten neuen Form von 
privatrechtlihen Geſellſchaften. Aber auch in biefer Beziehung iſt das 
Geuoſſenſchaftorecht burd bie neueſte Gefepgebung mefentlid anders 
geſtaltet worben. 

2. Eine zweite Reihe gefegeberiiher Dafnahmen, bie ben 
Schuß ber unfelbfiftänbigen Arbeiter und ber Heinen Gewerbtreibens 
den zum Gegenftand haben, bietet bie Gewerbeordnung und zwar 
ſchon in ibrer urſprunglichen Faflung vom 21, Juni 1869). Dieje 
Beitimmamgen haben jebod) durch bie fortgefegte Novelengejeggebung 
zue Gemwerbeorbnung eine fietige PVervolllommnung erfahren. Da 
das Gewerberecht bereits an einer anderen Stelle ausführlih bes 
Handelt ift*), fo genügt Hier ein furger Hinweis auf die einzelnen 


Die Anorbnungen der Gewerbeordnung über den Schuß ber uns 


4 9,081. 1868, S. 415. Die zahlreigen Kommentare zu jenem Geſet find 
") BGBL. 1869, &,245. Bol, Bornhak, Die fopialpolitiihen Beftimmungen 
der Genebeohmung in der Wogenfhrift „Selbftuermaltung" 1867, ©, 105 fl. 
—— IV des vierten Möfehnittö fiber dab Gerverdereht, Inübefondere 
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446 Dad Berwaltungdregt. - 
— — Arbeiter — nach zwei Richtungen bin. Einmal foll 
die wirtſchaftliche Freipeit des Arbeiters in feinem Berhältmifje yum 


— ————— das geiſtige und körperliche Wohl namen ilich 
der jugendlichen Arbeiter geſordert werben. Mus erſterer Tenbem 
ergibt fi) das Gebot, den Arbeitslohn bar anszugablen, das Werbot 
der Krebitierumg von Waren feitens der Arbeitgeber an bie Arbeiter, 
ſowie das Verbot von Vereinbarungen, wonach bie Arbeiter ihre Be: 
dürfniffe am beitimmten Verkaufsftelen zu — haben. Die 
Befolgung diefer Vorſchriften wird erzmungen 

und burch civilrechtliche Nichtigkeit von —— Bur 
Befbrberung des geiftigen und Lörperlihen Wohles der Arbeiter dient 
der Arbeiterfhug im engeren Sinne, ber bereits an einer anderen 
Stelle behandeit ift*). 


3. Nach einer anderen Richtung als bie foztalpolitif—en Beftims 
mungen ber Gewerbeordnung fol bas an dem gleichen Tage mie bieft 
etlaſſene Gefch über die Bejhlagnahme des Arbeits und 
vom 21. Juni 1869°) den arbeitenden glaſſen einen Sup gewahren 

Das Gefeg richtet ſich nicht gegen bie Arbeitgeber, ſondern gegen 
die Oläubiger ber Arbeiter, welde aus bem Dienftlohne ihre Befrie 
digung fuchen, und will durd Gewährung einer Art Beneficium com- 
potentiae für die arbeitenden Klaſſen verhiten, ba ber Arbeiter durch 
bie Beſchlagnahme feines Dienftlohnes bis zur nädften nicht beiclag: 
nahmten Lobnzahlung der öffentlichen Armenpflege anheimfält. Dem 
gemäß darf die Vergütung fitr Arbeiten oder Dienfte, melde auf 
Grund eines Arbeiter ober Dienfiverhältnifies geleiftet wirb, Tofern 
diefes Verhältnis die Erwerböthätigteit des WVergütungsbereätigten 
vollſtandig oder hauptfädlich in Anſpruch nimmt, zum Zwese ber 
Sicerftellung oder Befriebigung des Gläublgers erjt dann mit Veſchleg 
belegt werben, nachdem die Lelſtung ber Arbeiten oder Dienfte erfolgt, 
amd der Hahlungstag abgelaufen ift, ohne dat der Wergütungäberede 
tigte bie Leiſtung eingefordert hat. Die Beftimmung in ywingenben 
Nedts, kann aljo burd Vertrag nidyt abgeändert werben, ebenio finb 
Eeffionen, Unmeifungen, Verpfändungen und fonitige Verfügungen 
über bie Arbeitsvergütung nichtig. 


4) Bat. g 12 ") Bgl. 5 191. )USDL 180, 5 MR 
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Transports 
7. —— 18717). Rach den allgemeinen privatrechtlichen Grunvfägen 
bes gemeinen und des preußiſchen Nechtes haftet eine Berjon für den 
durch einen Unfall entflandenen Schaben nur dann, wenn fie dieſen 
jelbft verſchuldet bat, mährend das franzöfifche Hecht im Code civil 
wi 1884 eine unbebingte Haftung bes Geidäftsherren für feine 
Bevollmädtigten und Angeftellten ee Gegens 
—* sabfreihen Unfällen, welche be moderne Maſchinendetrieb 


Regrebpflic: 
tiger ober wenigitens ein zahlungsfähiger Regrehpflichtiger,, jo daß 
ber verunglüdte Arbeiter der öffentlichen Armenpflege anbeimfallen 
mußte. Zuerſt das preußiihe Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 
fuchte daher ben beim Eifenbahnbetriebe verlegten Perfonen zu Hilfe 
zu kommen durch eine Umlehrung ber Beweislaft, inbem «8 den Unters 
nehmer für unbedingt haftbar erklärte, ſoſern er nicht höbere Gewalt 
oder eigenes Verſchulden des Verlegten nachwies. Da die Beftimmung 
bloß auf Unfälle bei ber Veſorderung mit ber Bahn bezog, fo 
war fie allerdings mehr zum Schupe ber Neifenden als bes Perſonals 
gegeben. Das Neichsgefeh baut aber darauf fort und zwar weſentlich 
Am Intereſſe bes Arbeiterihuges. 

Unterfchleben werben zwei Kategorlen von Unternehmungen. Wir 
Zötungen und Berlegungen beim Eijenbahnbetriebe ift der Unternehmer 
i&abenserfagpflichtig, fofern er nicht nachweiſt, daß der Unfall dur 
höhere Gewalt oder eigenes Verſchulden des Verlepten herbeigeführt 
iſt. Hinfichtli der Fabrilen und Bergwerle wird dagegen das Prinzip 
des franzöfihen Rechts angenommen, und eine Haftung bes Unter 
nehmers für eigenes Verſchulden unb das feiner Vertreter ſeſtgeſetzt. 
Die Haftung der Eiſenbahnunternehmer ift alſo dadurch eine weiters 
‚gehende, daß er auch für das Verſchulden von Perfonen haftet, bie 
nicht feine Vertreter finb, unb dadurch, ba die Veweislaſt umgekehrt wird, 

Die juriſtiſche Konfteuftion ber Haſtpflicht blieb alfo eine rein 
privatrechtlihe, insbefondere wurde der Zuſammenhang zwiſchen 
Schabenserfagpflict und Verſchuldung feftgehalten. Die Modifitationen, 
denen das Haftpflichigejeg diejes Prinzip unterwirft, liegen ebenfalls 
auf rein etoiliftifchen Gebiete, Kraft einer präfumierten Culpa in 
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reidhen Fällen, im denen ber Unfall überhaupt nicht auf 
ſchulden beruhte. Aber auch in anderen Fällen war ber 
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‚Hilfe verfagte. Jeder Unfall hatte langwierige hen 
Arbeitgeber und Arbeiter zur Folge, bie bas Verhältnis zwifchen beiden 
vergifteten, umſomeht als meiſt aud ein großer Teil der übrigen 
Arbeiter als Zeugen an dem Prozeffe beteiligt mar und dabei wmmill: 
tarlich Partei nahm. 


2 ſemühut nach 
‚Haftpflitgefeges waren daher jo alt wie dieſes ſelbſt. Bor 
lonnten dieſelben aber fo lange nicht ſein, als man auf dem privat 
rechtlichen Boben verblieb und bemgemäf; den Zufammenhang zmifdpen 
Schabenserfag und Verſchuldung feithalten mußte, 

5. Das Hilfsfaffenmelen, dazu beftinmmt, ben Arbeitern in Aranlı 
heitsjüllen eine Veihilſe zu gemähren, hat fi vor ber neuen Soyiak 
gefehgebung auf zwei verfhiebenen Grundlagen entwidelt. Es lommen 
bier in Betracht die Knappfcaftstaffen und die gewerblichen Silfsfafien. 

a. Die Knappſchaftstaſſen) find fait jo alt mie ber Bergbau 
felbft. Der Bergbau teilte jhon vor dem Aufkommen der mebernen 
Großinbuftrie die meiſten Gigentimlichkeiten berfelben, den Betrieb 
mit einer größeren Anzahl dauernd umjelbftändiger Arbeiter, die ber 
fonberen Unfallgefahren bes Betriebes, die Fefährbung ber wirtidaft: 
lichen Grifteng der Arbeiter durch alle Wedhfelfälle des Lebens. Schen 
bie älteren deutihen Vergorbnungen ſuchen demgegenüber Vorkehrungen 
zu treffen durch die Bildung von Vereinen ber Bergleute zwedis 
Teitiger Unterflügung. Diefelde konnte jedoch nur zu voller 
keit gelangen, wenn bie Bergleute gezwungen wurden, ‚den Vereinen 
beizutreten, und wenn ber Unternehmer zu ben Koften ber 
beifteuerte. Der Verfiherungszwang fir bie Arbeiter und bie Bei 
tragspfliht der Unternehmer, meift in der Form der Bewährung won 
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— ae eu 
der Verfiherung war nicht nur bie Krankheit, a 
Alter und Invalibität, Witwen und BWaiferwerjorgung. 
An die Stelle der Beſtimmungen in den älteren partifularen 
über die Knappſchaftstaſſen trat zulegt das Siena 
Berggefeb vom 24. Jum 1865 °), mweldes in ben meiften anderen 


te befteht Für einen beftimmt abgegrengten 
Bezixk mit Veitrittspfliiht für die Bergarbeiter, mit Beitrittsredht 
für die Wertsbeamten und für die Vermaltungsbeamten bes Anappı 


Arbeiterausihufies und unter Betätigung des Oberbergamtes zu 
Die Verwaltung erjolgt durch den Rnappihaftsvorftand unter Mit: 
wirkung ber Sinappihaftsälteften. Lehtere werden durch bie zum Bereine 
gehörigen Arbeiter und Beamten aus ihrer Mitte in der jtatutenmäßig 
bejtimmten Zahl gewählt, die Mitglieder des Knappſchaftsvorſtandes 
zur Hälfte von ben Werksbefigern ober deren Nepräjentanten, zur 
Hälfte von den Anappihaftsälteiten aus deren Mitte oder aus der 
Zahl der Beamten. Die Dedung der Koften erfolgt durch Beiträge 
ber Arbeiter und bee Werksbejiger. Die erfteren beftehen im einem 
gewiſſen Wrogentiage des Arbeitslohnes, bie Werköbefiger follen 
wenigſtens die Hälfte des Beitrages der Arbeiter zuſchießen. Außer- 
dem haben die Werfäbefiger für bie Abführung aller Beiträge aufs 
zufonmen und die Arbeiter anzumelben. Die Beiträge können nad. 
vorheriger Feſtſezung durch das Oberbergamt im Wege der Bermal- 
tumgserefution unbeichabet des Nedtswegs eingezogen werden. Die 
Mindeftleittungen der Knappihaftsvereine find gefeplich beftinunt, fie 
umfajlen freie Kur und Arznei, Nrankenlohn, Begräbnisgeld, lebens: 
länglide Invalidenunterftügung für Arbeitsunfähige, Witwen- und 
Maifengelb für bie Hinterbliebenen. Fir bie Drei erfigenannten 
Leiſtungen konnen duch gemeinihaftliben Beſchluß ber Werlebeſiher, 
der Rnappſchaftealteſten und des Knappſchaftovorſtandes befondere 
Rrantentafien gebildet werben. Die ftaatlihe Aufficht führen die 
Dberbergämter durch einen befonberen Kommiſſar für jeden Anapps 
fhaitsverein, in höherer Inſtanz der Minifter für öffentlihe Arbeiten. 

b. Das gewerblihe Hiljstafienwejen hat fi dagegen entwidelt 


"0.8. 1865, ©. 706 fi. er 
Baendat, Wreupifges Exoatoreit. EIT. 
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jeggebung gab Normativbeitinmungen über Verfaffung 
Kaflen und geflattete die Einführung eines Berficerungszwanges für 
alle unjelbftändigen Arbeiter durch Ortäftatut: Auf diefer prewiichen 
Gefeggebung baut die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 und das 
Gejeg vom 7, April 1876 über bie eingeiäriebenen Hiljskaffen *) 
weiter fort. 

Die Gewerbeordnung $$ 140, 141 enthielt in ihrer urfprüng: 


waltungsbebörden beruhenden Verfiherungszwang für die felbitändigen 
Gemerbtreibenden aufhob und bis zum Erlaſſe eines Bundesgeiehes 


beftinmten Naffe beizutreten, wicht mehr ftattfinden, Das Bejeg 
bie eingeſchrlebenen Hilfstaffen regelte nun bloß bie Rechtsverhältuiife 
berjenigen Kajjen, welche die Unterftägung in Krankpeitsjällen bezwedten, 
und gewährte denfelben anf Grund einer Zulaſſung der höheren Ben 
waltungsbehörbe bie bejonderen Rechte der eingefpriebenen Hikfstaffen. 
Diefe waren rein privatredhilihe Korporationen, ba fie auf freier 
Vereinbarung ihrer Mitglieder ohne Vveitrittezwang berubten. Das 
vein privatrechtliche Prinzip wurde jedoch durchbrochen durch de 
**) Bat, die Beftimmungen des A LH 11, 8 45358, 309, 400, 
») 8,8, 1849, ©. 93; 1854, ©. 136, 
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gleiäeitig mit bem Hilfsfaffengejepe erlaſſene Novelle zur Gewerbe: 
orbmung vom & April 1876. Diefelbe geflattete den Gemeinden, 
durd Ortöftatut einen Berfiherungsjwang für den unjelbftändigen 
Arbeiter bei einer auf Anordnung der Gemeinbebehörde gebildeten 
Hilfstaffe einzuführen unb den Arbeitgebern gewiſſe Verpflichtungen, 
namentlih die zu Vorſchuſſen und zu Zuſchuſſen aufjuerlegen. 


nad) die Eingehung ber Verſicherung auf ber freien Willensentfchließung 
des Verfiherten beruhen muß, reichte dieſe Gejehgebung über bie 
Rranfenverficherung nicht ans, Zahlreiche Arbeiter waren bei Feiner 
Kaſſe, und die Gemeinden machten von den ihnen beigelegten Bejuge 
niſſen nicht hinreichend Gebrauch. Unter dieſen Umftänden waren 
große Arbeitermafien Krankheitsfällen fhuplos preisgegeben und fielen 
dem wirtfhaftlihen Ruin und fchließlih der Armenpflege anheim. 
Auch hier war daher zur Erzielung eines wirfamen Schutzes gegen 
Krankheit der Bruch mit dem Privatrechte notwendig. 


TI. Die feitenden Grundfäße der deutfden Sopiafreform. 


Die dentihe Sogialteform hat von Anfang an ein Mares und 
feſt umgremtes Programm gehabt. Man tann darüber rechten, ob 
dieſes Programm nicht zu eng gefaßt war, ja man tan ber Anſicht 
fein, daß zur Befeitigung der jozialen Krifis auf dem Boden der ges 
gebenen Geſellſchaftsordnung weitere ſozlalreformatoriſche Maßregein, 
namentlich eine ausgebehntere Arbeiterjhuggeieggebung im engeren 
Sinne, die Verleihung des Rechts auf Arbeit, eine größere Stärkung 
der felbftitändigen Handwerker unumgänglich notwendig find. Jeden⸗ 
falls ift mit der Thatſache zu rechnen, daß, obſchon die deutſche Ge— 
jebgebung jene Puntte nicht aufer Acht gelaſſen hat, doch das Pros 
gramm der eigentlichen Sozialveform ein engeres ift. Bei den folgenden 
Erorterungen kommt aber nur noch dieſe neueſte Soſialgeſehgebung, 
ober wie man fie nad ihrer rechtlichen Form bezeichnen faun, die 
Arbeiterverfiherung in Betracht. 

Es ergab ſich aus dem vorigen Adſchnitie, wie der Schut der 
Urbeiter gegen Unfälle und Krankheiten nad Maßgabe ber beftehen- 
den Geſebgebung, des Haitpflihtgefepes unb bes Hilfsfafiengeiehes, 
ein durchaus unzureichender war. Jene Geſehgebung hatte fih nur 
im ſchuchterner Weife auf das noch unbelannte Gebiet der fozlalen 
Reform gewagt und beshalb nach Möglihteit an die bisherige Rechtes 
orbnumg, wie ſich biefelbe aus dem Privatredhte ergab, angelnüpft. 
Gegen Betrieböunfälle follte dem Arbeiter die Schabenerfappflict des 

29° 





Es follten banad) bie Unternehmer von Be ‚Stein 
brlichen 2c. gezwungen fein, ihre Arbeiter und Vetriebsbeamten in 
gewiſſen Grenzen gegen die wirtf&aftlihen Folgen der bei dem Be 
triebe ſich ereignenden Unfälle tolleftio zu verfichern, Die 


Henderungen, baß ber Bundesrat feine Zuftimmung verfagte. ns 
zwiſchen beſchaffte ſich die Reichsregietung die notwendigen fiatiijchen 
Grundlagen dur eine für die Monate Auguft bis November 1831 
aufgenommene Unfallitatiftif. 

Das eigentlie Programm ber Sozialeform murbe bemmädii 
niedergelegt im der Allerhöchten Botihaft vom 17. November 1881, 
Hiernach folte für die hilſsbedurftigen Arbeiter geforgt werben bur& 
Beiaffung größerer Sicherheit und Ergiebiglelt bes Veilaubes, auf 
ben fie Anjprud haben. In diejem Sinne murde im Ausfidt ger 
nommen, ein Gefep über die Verſicherung der Arbeiter gegen Betriebes 
unfälle, als Ergänzung dazu eine gleihmäßige Organtiation bes gemerb: 
lichen Strantentaffenweiens unb endlich eine ftaatlihe Fürforge für bie 
durch Alter und mvalibität erwerbsunfähig werbenben Perfonei. 

Naeh diefem Programme follten aljo bie arbeitenden 
fhügt werben gegen bie ihre wirtfepaftlihe Erifienz bebrohenben 
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fälle des Lebens, welche durch Arantheit, Betricbdunfälle, Alter und 
Impelibität führt werden. Alle übrigen Aufgaben Tagen zur 
nachſt außerhalb ben Kreifes ber fozialen Reform. 

Dementiprehend wurden dem Reichstage 1882 zwei ineinander 
greifenbe Geſehentwurfe über die Krantenverficherung umd fiber bie Un ⸗ 
fallverfiherung vorgelegt‘). Diefelben ſtanden infofern mitelnanber 
in Verbindung, als die Entihädigung auch für Unfälle während der 
erften dreischn Wochen der Arbeitsunfähigfeit aus den 
erſt bei längerer Ermerbsunfähigteit und beim Tode bes 
burd) bie Unfallverfiherung zu jen war. Während in ber 
Leſung des Reichstages beide Gefehentwürfe dem Juſammenhange ent- 
ſprechend gemeinfam beraten wurden, vermochte die Kommifflen nur 
ben über bie Rranfenverfierung zu erledigen. Der Entwurf gelangte 
baber nach Befeitigung der Beziehungen wiſchen bem Aranten: und 
Unfalverfiherungsgefege wieder an das Plenum und wurde Hier am 
31. Mai 1883 mit 216 gegen 99 Stimmen angenommen, nahbem 
jeitens der Neichsregierung die Erklärung abgegeben war, daß fie ſich 
zumädhft mit dem Rranfenverficherungsgefege allein zufrieden gebe. 
Das Gejeg datiert vom 15. Junt 1883 °). In der nächften Seffon 
wurde bem Reichstoge ein neuer britter Entwurf des Unfallverfiherungs: 
geſehes vorgelegt, der insbeſondere den Reichszuſchuß fallen lieh, mit 
unbebeutenden Aenderungen auch bie Zuftimmung des Neichtage fand 
und am 6. Jull 1884 vom Kalſer vollzogen wurde 9). 

Um die ſchon an ſich vorhandenen Schwierigkeiten nicht unnötiger 
Weiſe zu vermehren, hatte man den Kreie der Perfonen, für welche 
die neue Kranfen- und Unfallverficherung zunächit in Kraft treten 
follte, ziemlich eng gezogen. Die Kranfenverfiherung bezog ſich auf 
alle gewerblichen und indbuftriellen unfelbftitändigen Arbeiter, die Un- 
fallverſicherung auf die Bergwerfs:, Werft:, Fabrik, Dachdeder⸗, Stein« 
Hauer» und Brunnenarbeiter. Bon Anfang am war aber eine Ermeir 
terung dieſes Kreifes durch Speyialgefege in Ausfiht genommen. Ehe 
man daher zur Alters und Imvalidenverforgung fortfepritt, ſuchte man 
die Wohltbaten ber bisherigen Geſetzgebung auch auf andere Klaffen 
ausjt ‚ bei benen das gleiche Vebürfnis vorhanden war. So 
bilben die näcften Jahre die Periode der —— 

ledteten beruhen jedoch zum Teil den prabktiſchen Anforderung 
Ft anf anberen Prinzipien als bie urjprüngliden Set in 
namentlih für dad Partitularreht einen meiteren Spielraum. Un 

*} Drudfadien 1889, Rr. 14, 19. 
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Bauten befhhäftigten Verfonen *) und das, Befet vom 18. Juli 1887 


lichen Gefegentmurfs ftatt, der im April 1839 dem Bundesrate 

und von biefem verfchiebentlich umgearbeitet wurde. Ende des 
erfolgte Die Vorlage an den Reichstag, ber nad langeren Berhanbs 
kungen den Entwurf im Mat 1889 annahm, und am 22, Yun 1889 
die Vollziehung durch ben Kaijer. 

Die drei Arten ber Verſicherung, Aranten:, Unfall und Alters 
und Invalidenverſicherung, find abgejehen von den verſchiedenen Sweden 
der Redtstnftitute auch nhaltlich verſchleden geitaltet, ba bie Träger 
der Berfiherung nicht biefelben find, und die Art der Hufbringung 
der Koſten von einander abweicht. Auf alle diefe Details wird daher 
erft in den folgenden Abjchnitten eingegangen werben können. 

So verichieben nım auch nady Inhalt, Form und Iwed bie ein 
zelnen fozialen Gejepe fein mögen, fo mannigfaltige 
men insbefondere. zue Vefriedigung der praftiihen Bebirfniffe ae 
ichaffen hat, ein einheitliches juriftiihes Grundprinzip tritt im — 
Gegenſabe zu der früheren ptivattechtlichen Bejepgebung mit voller 
Klarheit in allen dieſen Gefegen hervor, das ber Öffentlichredhtlichen 
LVerfiherung. Die Frage ift wicht zu umgeben: Worin beiteht ben 
eigentlich diefe Verfiherung des öffentlichen Rechts? 
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Die bisherige ſtaats · und verwaltungsrechtliche Sitteratur behandelte 
wohl einzelne Arten der — mie Fe und 
als Inſtitute der flege. 


offentlichen Wohliahrtsp 
Doch die 3*35 Konſtruttion blieb jelbit da, wo ſich Anſate einer 
öffentlichrectlichen ——— zeigten, wie bei ber älteren Immobiliars 
feuerverfiherung Rnappicaftävereinen, ausichliehlich ben 
Vrivatrechte — Sat die neuen Bahnen, welche die Geſetz— 
gebung eingeſchlagen, jwingen auch die Rechtswiſſenſchaft. das juriftiihe 
Weſen der in ihrem jegigen Umfange und in ihrer jepigen Bedeutung 
neuen öffentlichredgtlichen Verſicherung feftzuftellen. Bei ber rein eres 
getiihen und fommentierenden Methode, welche der jnriftifchen Lätter 
ratur über bie es eigentumlich it, blleb diefe Aufgabe 
allerdings bisher ung 
Es handelte 6, —* der Sozialgeſehgebung in erſter Linie darum, 
die Arbeiter zu ſchuhen gegen die mirtfhaftlichen Gefahren, melde 
die Werhfelfäle bes Lebens, Krankheit, Vetriebsunfälle, Alter und 
Arbeitöunfühigteit mit ich bringen. Das sur Erreichung dieſes Zmedes 
naturgemäß gegebene juriſtiſche Mittel war. die Terfiherung, b. h. 
das Rechtsverhältnis, vermöge deffen bie Verfiherungsanftalt gegen 
ein Nequivalent ben bie Verſicherten treffenden Bermögensnachteil 
— Rach den praltiſchen Erfahrungen, welche man mit dem 
Sulfelaſſenweſen gemacht Hatte, fonnte man es aber nicht in das Ber 
fieben jebes einzelnen ftellen, ob er verſichert fein wollte ober nicht. 
Man mußte diejenigen Vevölferungsklaffen, melde des Schupes bes 
durften, zwangeweiſe ber Berfiherung un 
Gemeinfam iſt alfo ber neuen dffentlichrechtlichen Verfiherung 
mit der des Privatrecht der Inhalt des Nectsverhältnifies. Damit 
it nicht gefagt, daß beide auf denfelben Rechtsquellen berubten, oder 
auch nur, daß die Beſtimmungen ber verſchiedenen Nedtsquellen dies 
felben ſeien. Aber bie gleichen jueiftiichen Prinzipien laſſen ſich doch, 
jomeit der Inhalt des Nechtsverhältniffes in Betracht fommt, bei beiden 
Arten der Berficherung erfennen, Dan kann hiernach einen allgemeinen 
Begriff ber Verficherung aufftellen, unter den ſowohl die privatrecht- 
liche wie bie öffentlichreditliche fallen. Das, worin beide von einander 
‚abweichen, ift bie Form des Zuftandefommens bes Nechtsverhältnifies. 
Die privatrechtliche Verſicherung lann nur beruhen auf freier Willens: 
übereinftimmung ber Deteiligten, welche auf die Begründung der Vers 
— binzielt, alſo auf einem Vertrage. Das oͤffentlichtechtliche 
BVerfiherungsverhältnis wird dagegen ohne und gegen den Willen ber 
Veteiligten Hergeftellt duch das jtaatliche, im Geſebe niebergelegte 











Das Bermoltungsrecht. 
5 usa, welches nötigenfalls durch die Rantliche Smangsgemalt 


N ST 
xvijchen Privattechioſub jelten als folgen, reise kan rad 
Stante und bem ber unterworſenen 


Einzelperfonen ober 
ei bes öffentlichen Rechts und ben beiden 
beſtehen. So — daher auch wieder die Organifatiomen 
mögen, welche Träger der öffentlichredhtlichen —— 
fo haben doch ea 
——— Perſonen, ſei es Korporationen ſei es Anftalten, des öffent: 
Die Frage, worin bas Weſen ber juriſtiſchen Perſon bes öffent: 
lichen Rechts deſteht, it mit Bezug auf die neuen foyialpolitifden 
Drganifationen erft von einer Seite beantwortet worden”), Man 
hat darin Genoſſenſchaften fehen wollen, welche kraft öffentlichen Rechts 
dem Staate zur Erfüllung ihrer Zwede verpflihtet find. Abgejchen 
davon, dab die zur Zeit ber Aufftellung jener Definition allerdingt 
nod nicht vorhandenen Träger ber Alters und 
nicht Genoſſenſchaſten, fordern Anftalten finb, wirb bamit aber and 
das Welen der Sache nicht getroffen. Denn es gibt aud rein privat 
rechtliche Rorporationen, die dem Staate zur Erfüllung ihrer Bmede 
verpflichtet find). Außerdem bleibt die Frage unbeantwortet, mas 
— Recht ift, auf dem doch bie Verpflichtung der Aorporatien 
oll. 


Das juriftifhe Wefen eines Nehtsinftituts laßt ih nur erflären 
aus der rechtlichen Grundlage, auf dem jeine Eriitenz beruht. N 
eine juriftifche Perion geichaffen durd die freie Willensentfhltenung 
ber Beteiligten oder beruht bie Zugehörigkeit jedes einzelnen alleie 
auf feinem Willen, jo gehört bie Nehtabilbung bem Privatredhte an. 
Wo dagegen wie bei ben ſozialpolitiſchen Organifationen das ftaatlide 
‚Herrihaftsreht und Amangsgebot die Beteiligung bes einzelnen ber 
geilnbet, ba gehört auch bie furiftifche Perſon bem Öffentlichen Medite 


’) Rofin, Net ber öffentlichen Genoffenigaft S. 55 fi- 

‘8 waren unb find 5. ®. bie inneren und 5* — 
eingefhriebenen Bilfsloffen rein prioatrechtlicher R mod Jorge Die 
Ranttiche Muffidit dafür, dat fie ihre Imete erfüllen. Rem N, vafer nad 
feiner Zheorie a. a. D. ©. 67 ff. den —— 
ohne Rüdfiht auf die rein vertragsmäfige, alſo —— 
gangen ‚Nedtsinfituts. Dagegen bezeichnet ©. Mever, Bermaltungbredht Mb. E, 
©. 574 die Hilfätaffen yutzeffend als privatrechtfihe Sorporationen megem ber 

Imilligteit des Beitritts und des Mangels obrigteitficher Befugniffe, d. H megen 
der Hloi vertragmäfigen Gebundenheit der Mitglieder. 
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Willfür der Beteiligten entrüdten, durch die ſtaatliche Dertſchaft her» 
ten Nechtsverhältnifies ergibt ſich alfo aud) ber öffentlihreäitliche 
der Organifationen, welche Träger ber Verſicherung find. 


IV, Die Aranfienverfigerung'). 


Grundlegenb für bie heutige Geftaltung dee Kranfenverfiherung 
ift das Gefeb nom 15. Juni 1889, Dazu kommt das jogenannte 
er Si vom 28, Mat 1885 und das Gefeg betreffend bie 
Unfall: und ranfenverfiherung ber in land⸗ mb forltmirtihaftligen 
Betrieben befähäftigten Perfonen vom 5. Mai 1886, 

L Die Grundlage der Kranfenverfiherung bildet ber geſehliche 
Verfiherungszwang. Demfelben unterliegen Lohnarbelter unb Betriebs: 
beamte in Bergmerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Brücen und 
Gruben, in Fabrifen und Hüttenwerken, bei Eifenbahnen und fonftigen 
Zransportbetrieben bes Binnenlandes, auf Werften und bei Bauten, 
im Handwerk und in ſonſtigen ſtehenden Gemwerbebetrieben, wozu je: 
doch land: und forſtwirtſchaftliche Betriebe nicht zu rechnen find, ſowie 
dr fontigen Betrieben, welche dauernd mit Dampfteſſeln ober Motoren 
arbeilen. Ausgenommen und bem Werjiherungsjmange nicht unters 
worfen find bie Betriebsbeamten mit mehr als 2000 ME, Jahresver: 
dient, fowie die mit feitem Gehalt angeftellien Beamten des Reiches, 
eines Bundesſtaates ober eines Kommunalverbanbes, Arbeiter und 
Betriebsbeamte, welche ohne Lohn ober Gehalt arbeiten, oder beren 
Beſchaftigung ihrer Natur nah eine vorübergehende ober durch ben 
Arbeitsvertrag im voraus auf einen Zeitraum von weniger als einer 


Die Sitteratur ift vorwiegend eine kommen —— 
— von Bald, Wismar IEH5; Häpe, Leipzig 1985; v. MWoebtfe, 
Het. Arankenverfiderung In v. Stengeld Wörterbuch Ub, 1, ©. B44 ff. Kommen 
are non Zeller, Nördlingen 1888; Neger, Andbad 184: Schider, Stutts 
gart 1884; Engelmann, Grlangen 1886; Köhne, Stuttgart 1836; u. Woedtte, 
Heine wie geöhere Auögabe tn 3, Aufl, Wrelin und Bene, 1ER. Beitfeheift: 
(orgung feit 1834, Herausgeg. von J. Shmit, Berlin 1834 ff. Samım- 
ungen von Entfgeibungen ber @emerbebeputation des Wagifirats u Berlin m 
dem Gefege, heraudgeg. von Mugban und Preund, Berlin und Setnyig 1i 
und 1888, von Entſcheidungen hamburgtſcher Berichte und des hanſeatiſchen Ober 
herausgeg. von Peterfen und Philippfen, Hamburg 1887. 
Die haltige politiſche und nationaldfonomifde Litteratur, melde vor Erlafı des 
Sefepes entflanden ft, dat gegenwärtig feinen Wert mehr. Bol. aud bie preus 
Sie Ausf.Anm. vom 26. November ISAB, welche namentlich die yuftäindigen Ber 
hörden beftimmt — MB. der inn. Berm. 1888, S. 258 — 





feglichen 
en ers Lehrlinge, bie außerhalb ber 
Arbeiter und jelbftändige Meifter der — —— 
Die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Arbeiter unterliegen ber Ber 
re nad Mahgabe des Krankenverfiherungsgefehes vom 
(5. Juni 1883 nur dann, mern fie berfelben durch Sanbesgeieh oder 


rartiges 
in Preußen nicht ergangen ift, fo beiteht für fie mr el 


erunge zwang. 
Verechtigt, aber nicht verpflichtet zur Teilnahme an der Kranten- 
verficherung find die Dienftboten bezüglich der Gemeinbefranfenner 
fijerung, die in einem der Verficherungspfliht unterliegenden Betriebe 
beichäftigten, aber jelbit nicht verficherungepflichtigen Arbeiter und Be 
triebsbeamten, jowiebie Perſonen, welche der fatutarifchen Verficherumgs- 
pflicht unterworfen merben können, fo fange dies noch nicht geſchehen 
Außerdem können in einer Kaſſe freiroillig verbleiben diejenigen, welche nad 
Aufbören ihrer Verpflichtung einftweilen ohne eine die Zugehörigkeit 
zu einer anderen Kaffe begründende Beidäftigung find. 

IL Als Träger ber Kranfenverfiherung find verfhiebenartige 
Kaffenverbände geichaffen, die ſich in der Negel nad ben eimgelmen 
Berufszweigen gliedern. 

Als fubfibiäre Rechtsbildung befteht für biejenigen Perfonen, 
welde feiner der fpäter zu ermähnenden Speyialfafien angehören, bie 
Gemeindekrantenverficherung. Dieielbe ift keine befondere Kaffemein 
richtung, ſondern integrierenber Beftanbteil ber Kommunafverrsaltung 
der Gemeinde, obgleid) die Kaſſenbeſtande von den übrigen Ronmunal: 
fonds getrennt zu verwalten find. Jede Gemeinde muß nämlich für 
biejenigen in Ihrem Bezirke befchäftigten verfi 
onen, für welde eine Speſialkaſſe nicht beiteht, bie 
verfiherung. einrichten, Doc Fönnen mehrere Gemeinden oder qrähert 
Kommmalverbänbe eine gemeinfame Verfiherung herſtellen 


al 


je einer ober ‚Gemeinben errichtet. Die Er: 
richtung — auf Beſchluß der Gemeinde und muß unter gewiſſen 
Borausfegungen auf Antrag ber Beteiligten erfolgen 

Daneben ven Betriebs: (Fabrik:) Rrantentaffen. Solde 
dürfen einzelne — bie mehr als 50 Arbeiter be⸗ 
ſchaftigen, für die Arbeiter der eigenen Fabrik errichten. Sie find 
dazu auf Anordnung ber Behörbe verpflichtet, mern es ſich um Ber 
triebe mit befonderer Arantheitsgefabr handelt. Den Betriebstrantens 
taffen ftehen in gewiſſet Hinficht die Baufranfentafien gleich. Die 
felben find ebenfalls für Arbeiter eines einzelnen Betriebes beſtimmi 
umd unterfheiden fid von anderen Yetrieben nur baburd, daß der 
Baubetrich und demgemäß auch die darauf begründete Kaſſeneinrich - 
tung nur worübergehender Natur ift, 

Bon den ſchon vor Erlaß des Krankenverſicherungsgeſehes be: 
itehenden Drganifationen find die Innungskranlenkaſſen“) und die 
Knappihaftslafen®) mit geringen Modifikationen übernommen und In 
das neue Syftem eingefügt. Bel ben eingeiriebenen ober auf lanbes: 
gefeplihen Grundlagen rubenden Hilislafien fiel zunachſt der zu ihren 
GSunften bisher ortsitatutarifh eingeführte Werfiherungssmang fort, 
alle derartigen Kaſſen waren alfo nunmehr freie Htlfskaffen. In das 
Spftem ber öffentlibredhtlihen Verſicherung vaßten bieje privatreht> 
lichen Bildungen nicht hinein. Andrerſeits hatte aber ber Geſetgeber 
feine Beranlafjung, ſie aufzuheben. Man hat fie daher nicht nur bes 
ſehen laſſen, ſondern aud) ber privatrechtlichen Verfiherung bei einer 
freien Hilfötafie Öffentlichrehtlihe Wirkungen beigelegt, indem bie 
einer freien Kaffe angehörigen Perfonen von ber ſonſt geſetzlich gebo— 
tenen Mitgliebihaft bei ben Zwangskaſſen entbunben find. Unter biefen 
Umftänden mußte man aber ben Arbeitern, melde bie Beteiligung 
an einer freien Kaſſe vorzogen, entſprechende Leiſtungen ſichern wie 
bei ben Zwangstafien. Das Hilfstaffengejeg von 1876 wurde baher 
in biefem Sinne durch die Novelle vom 1. Juni 1884*) einer Neus 
geftaltung unterzogen. 

Jede Kaſſe mit Ausnahme der einen Teil ber Kommunalverwals 
tung. bildenden Gemeinbefcanfenverfiherung und der Innungslranken- 
kaflen hat die Nechte einer befonderen juriſtiſchen Perſon. Die innere 


>") Bat. $ 191 —* Dal, Nr. IT diefe Anhangd unter b. 
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auch aus Delegierten zufl ſammenſehen kann, und einen von bieler 
wählten Vorſtand. Sowohl in ber Generalverjammlung wie im ' 
Borfiande find die Arbeitgeber nad) Mafgabe — 
einem Drittel Stimmen vertreten. Die Steatsauffict 

meinben von mehr als 10000 Einwohnern bie ment, 
übrigen bie Gemeinbeaufjichtebehörbe. Mehrere Hafen lünm 
für gemeinfome Zwede zu Kaſſenverbänden vereinigen. 
darf ſich unter gewiſſen gefeplihen Borausfegungen auflöfen, 
aber aud) bei zu geringer Mitgliebergahl ober zu hoher 
von ber höheren en geſchloſen merben. 
Betrieb®: und Baufrankenfaflen hat ber Unternehmer bas 
errichten und auf feine Koſten und unter feiner Verantwortlichteit 
bie Nehnungs: und Kaffenführung zu forgen. Auch kann er ſich 
Kafenftotute den Vorſitz im Borftande vorbehalten. Im übrigen 


EgArE 
s8efsz 


aber: 


beveitö früher erörterten bejonderen Voricriften. 

II. Mitglieder der Kaſſen find nur bie verfierten Xrbeiter, 
auch wenn ben Arbeitgebern eine Teilnahme an ber Vertretung ums 
Verwaltung zuftcht. Jeder Verſicherungspflichtige gebört kraft Beiepes 
mit Beginn ber Beſchaftigung derjenigen Orts, Betriebs: oder Bau 
frantentajje an, welhe an bem Beichäftigungsorte für Arbeiter feines 
Berufszweiges beftebt, und in Ermangelung einer ſolchen Kaffe ber 
Gemeindefrantenverfiherung. Nah Beendigung der 
kann ber bieher Verfiherte der Kaſſe freiwillig meiter angehören, bis 
er kraft Geſetzes infolge feiner neuen Beſchäftigung Mitglieb einer 
anderen Kranfenkafle roird. Von diefer geſehlichen Zugehörigfeit find 
biejenigen befreit, welche ihre Beteiligung an einer anderen gefegiih 
sugelafjenen Krantentafie, insbefonbere aljo einer Innungsfrantentafie 
oder einer bie geſehlichen Mindeftleiftungen gemährenden freien Hilfe 
taffe angehören. 

Zum Smede ber Kontrolle ift den Arbeitgebern bie Verpflichtung 
zur Anmeldung dex bei ihnen eintretenden Arbeiter auferlegt eber 
neu eintretenbe verficherungspflichtige Arbeiter, ber nicht wegen feiner 


u 


venient der Rafie regreßpflichtig fir alle Leitungen, melde fie bei 
Ertrantung bes nicht gemeldeten, ihr aber gefeglich angehörenden Ar- 
beiters gewähren muß. In gleicher Weite liegt dem Arbeitgeber eine 
ne a 
bei ihm ob, 


IV. ‚Die Beitrogspfliht it für bie einzelnen Aafjen verſchieden 


Die Beiträge der Oristtantentaſſen werben in Progenten des auch 
der Berechnung bes Aranfengelbes zu Grunde gelegten Durdhidmittes 
lohnes derart feftgeieht, bad fie zur Dedung der Ausgaben ausreichen. 
Sie dürfen jedod in der Regel 4 Ya Prozent des Durchſchniuelohnes 
nicht überfteigen. Bei einer etwa notwendigen höheren Belaftung 
bleibt nur das Mittel, die Kaffe zu Ichließen. Sand: und forftwirts 
ſchaftliche Arbeiter, welche wegen Fortbezugs von Naturalien fein 
Kranfengeld erhalten, haben entſprechend niebrigere Beiträge zu zahlen. 
Bon biejen Beiträgen fallen aber den Arbeitern nur zwei Drittel zur 
Laft, das legte Drittel haben die Arbeitgeber aus eigenen Mitteln zu 
entridten. Die Arbeitgeber haben die Beiträge voll zur Aaffe einzu 
zahlen, tönnen aber den auf bie Urbeiter entfallenden Anteil von 
wei Dritteln bei der Lohnzahlung in Abzug bringen, foweit der Bei⸗ 
trag auf die Lohnzahlamga petiode anteilsmeije entfällt. Durch Kon 
munaljtatut können Meine Arbeitgeber, bie nicht mehr als zwei vers 
ſicherungopflichtige Perfonen beigäftigen und feinen Mafdinenbetrieb 


Diefe für die Ortskrankentaſſen gegebenen Vorfhriften gelten im 
allgemeinen auch für die übrigen Zwangstafien. Dod) fann bei Bes 
triebss und Baufrantenfafjen ber Beitrag auch nad dem Individual ⸗ 
lohn bemefien werben, während bei nicht erfolgender Dedung der 
Koften durch die Beiträge die Unternehmer aus eigenen Mitteln Zur 


‚der, —— —— 

— — 
— ber Regel nut 1%a Progent bes orte: 
gewöhnlich — 


Itbeitgeber ober eine ber Beiträge 
V. ee — 


taſſen verſchieden. Das Gejeg normiert dieſelben einheulich für bie 
Gemeinbetranfenverficherung, durch Feftfegung beftimmter Ghrenzem für 
bie Orts, Betriebd:, Baus und Iunungsfranfenkaffen und durch Ans 
‚gabe der notwendigen Mindeſtleiſtungen für die Anappfaftätaflen 
und diejenigen freien Hilistaflen, deren Mitgliedihaft von der Zur 
gehörigkeit zu einer Swangsfajje befreien joll. 

Bei der Gemeindefrankenverfiherung it die Höhe der Leitungen 
ein- für allemal geſehlich beſtinunt. Gewahrt wird meber Wöchnerimmen 
unterftügung noch Sterbegelb, jonbern nur 

dreizehn Wochen und zwar in Höhe der Mindeftleiitungen ber 
trantentaſſen. Der Berehnung wird aber wie bei ben — 
Gemeindetrantenverfiherung nicht der Durchſchnittalohn 

glieder, ſondern nur ber ortsüblie Tagelohn — = 
arbeiter zu Grunde gelegt. 

Die Leiſtungen der Drts«, Betriebt«, Bau« ımd —— 
taſſen ungafjen 1. Krankenunterſtützung, 2. —— 
nerinnen, 9. Sterbegeld. Die Kranfenunterftügung muß 
freben in freier Kur und bei Erwerbsunfähigfeit vom dritten vollen Tage 
ab in einem Krankengelde von fünfzig Brozent des 


Duriemittslohnee 
ber Kafienmitgliever, wobei Lohnabitufungen in u x 
zuläffig find, unter Bejhräntung au höchſtens drei oder bei ’ 
abftufung vier Mark als Marimalpöhe des Tagelohnes. 
triebd: ‚unb Baufranfenlafjen iſt bie 


DBemeffung auch nad 
viduallohne von hoͤchſtens vier Marl life Den land» und 











— — 
IV. Die Krantenverfiherung. 408 


wirtfhaftlichen Arbeitern fönnen aufbas Krankengelb bie vom Arbeitgeber 
fortgemährten Naturalien angerechnet werden. An Stelle der freien 
Kur und des Srantengeldes unter gewiſſen Vorausfezungen ift Die Bes 
währung von freier Kur und Berpflegung in einem Kranfenhaufe zur 
laſſig, wobei jebod ber Familie ein Teil des Aranlengelbes zu bes 
laſſen ift. Die geringite Dauer der Kranfenunterftügung beträgt 18 
Wochen. Die Wöcnerinnenunterftigung befteht in der gleichen Fürs 
sorge für die ber Kaſſe angehörigen Möcnerinnen brei Wochen nad 
der Niederkunft, wird aber in der Land: und Forfiwirtiaft nur bei 
ehelihen Geburten gewährt. Das Sterbegeld beläuft fi auf das 
Zwanzigiache bes ortsüblichen Tugelohnes. Die Kaflenmitglieber bes 
balten den Anſpruch auf die Mindeſtleiſtungen aud nad ibrem Muss 
ſchelden aus der Kaffe, wenn fie erwerblos geworden find, für hochſtens 
drei Woden. Die Mindeftleiftungen birfen durch das Kaſſenſtatut in 
gewiſſem Mae erhöht werben, fo durch Feſtſehung ber Dauer ber 
Rrantenunterftügung biö zu einem Jahre, der Dauer der Wöchnerinnens 
unterftügung bis zu fechs Wochen, bes Krantengeldes bis zu 75 Pros 
zent des Durchſchnittalohnes, des Sterbegelbes bis auf das Vierzige 
ache des ortsüblichen Tagelohnes, ducch Gewährung von Unterftügungen 
an Samilienangehörige. Dagegen ift jede andere Art der Unterftigung 
wie Jnvaliben, Witwen: umd Maifenunterftügung unterjagt. Cine 
Karenzgeit findet im allgemeinen nicht ftatt. Doch darf bas Kaſſen- 
ttatut dorſchreiben, dafı während der eriten jede Wochen der Zur 
gebörigteit freiwilige Raffenmitglieber gar feine Unterflägung beziehen, 
andere Kajienmitglieber auf die geſehlichen Mindeſtleiſtungen beſchrüntt 
find und auf die ſtatutariſchen Mehrleiſtungen keinen Anfpruch haben. 
Ein Einteittsgeld Höhftens bis zum fehsfahen des wöchentlichen Bei« 
irags Fan ftatuienmäßig von folhen Kafienmitglievern verlangt wer— 
den, welche vor ihrem Beiteitte mindeftens breizehn Wochen feiner 
anderen Krankenlaſſe angehört haben. 

Dinfihtli der Leiftungen der Knappſchaftstaſſen find im allges 
meinen bie landesgeſehlichen Vorſchriften maßgebend. Doch follen ſie 
bie gleichen Mindeftleiftungen gewähren wie die Ortäs, Vetriebss xc. 
Kantentaſſen und find an die reichsgefeglien Vorſchriften ber Karenz⸗ 
zeit und Eintrittögelb gebunden. Die freien Hiljetaffen, beren Mit: 
gliedihaft von der Bugebörigfeit zu einer Iwangstafie befreien fol, 
mäfjen mindeitens die Yeiftungen der Gemeindetrankenverſicherung des 
Kaffenfiges gewähren. Doch braucht ärztlihe Behandlung und Arznei 
mit in Natur geleifiet zu werben, jofern das Krankengeld wenigftens 
75 Prozent des am Kajlenfige ortsüblihen Tagelohnes beträgt. 

Die auf dem Krantenverfigerungsgefege und feinen Novellen wie 


| 
| 
| 
| 





ben Dris · 

— Bau: und Innungslranlentaſſen andererjeits über die Ber- 
— zur Leiſtung oder Einzahlung von Beiträgen ober über 
entftehen, werben von ber Auffichtsbehörbe 

— Gegen deren Entſcheidung findet binnen jwei Wochen 
Eiehng der ae ht. 3 

13 tt, v 
—— 


geſetgebung maßgebend. Bei ben ann Oiietenen ee 
teihtlichen Natur ber Streitigleiten entiprechend ber Neditämeg uns 
bedingt ſtatthaft, ohne daß es einer vorherigen Feſtſehung feitens ber 
BVerwaltungebel bebürfte, 


hörbe 
Streitigkeiten pwifhen dem Arbeitgeber unb ben von ihm be 
ſchaftigten Perfonen über bie Berechnung und Anrechnung ber von 
diejen zu leiftenden Beiträge find dagegen, ſoweit 8 ſich um bie Ge 
meinbefranfenverfiherung oder um Ortes, ee 
nungsfrantenfafjen hanbelt, in gleicher Weiſe zu entiheiben mie 
rechtliche Streitigfeiten zwiihen Arbeitgeber und Arbeiter aus 
Arbeitsverhälmnifle 9. 


V. Die Anfallverfigerung'). 


Da man bie Unfallverfiherung urfprünglid auf bie inbuftziellen 
Arbeiter befjhränfte und fie erit ipäter auf immer weitere Kreiſe aub 


9) Bar 5 19%. 


») Komm. — a mebft Ta BE ie 
u BWoedtfe, — und Meinere Auagade, 
2. Aufl., Berlin 1884; Meves, Gefehgebung ——— 


terungen, Unfallverfiherungsgefef, form. non ——— ee | 
Berka v. Doedtte, Art. Unfal ] 
Entfgeidungen und er — 





Bf berauögegeben in ben „Amtlichen 
der Entiheibungen von Breund, Berlin iü0r Samy, Be 


Unfallverfierung im — * Beruaſichtigung der eine 
—* 5— Gehuntelt werben: 
Kum Teil wird die Unfallverfiherung getragen durch die für 


Verlegungen, welde eine Erwerbsunfähigkeit herbeiführen, nach Abs 
lauf der erften dreizehn Wochen feit dem Eintritte des Unfalls. Diefe 
erften dreigehn Mochen bilben alfo für bie Unfallverfiherung eine 
Karengzeit. Während derjelben it ber Verlepte auf die Kranlenver - 
—— angewieſen, wobei von der fünften Woche an das Kranten- 
gelb bis zu minbeftens zwei Drittel des Arbeitslohnes auf Koſten 
des Unternehmera u erhöhen iſt. Someit eine Rrankenverfiherung 
nicht beitebt, ift der Verlegte während der Narenzgeit in der Inbuftrie 


Dienftheren auf die Gemeinde verwiefen?). 
U. Der Umfang der Verfiherungspfliht wird von ber Bejepe 
'q felbfttändig ohme Bezugnahme auf bie Arantenverfiherung 
immt. Der Unfallverficherung unterliegen bie Arbeiter und Be 
triebabeamten, leptere, jofern ihr Jahresarbeitsverdienſt 2000 ME. 
nicht überfteigt, in Bergwerten, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Stein: 
brüchen, Gräbereien, auf Werften und Bauböfen, in Babrifen, Hütten: 
werfen und jonftigen mit elementarer Kraft bewegten Triebmerfen; 


d 8 ft Hier auf bie in biefem Anhange unter III gegebene Zufamnens 
Ratung der enjeinen Gejee Am Die Drtnbe Für Dife Seflterung drr Geh: 
gebung zu vermeifen. Sl. Inibefondere a. a, D. #. 2-8, 

3 2er Orfolg Neer Beflmmungen iR, bob bie Die Üernisgenbe Tekzhei 
bildenden fleineren Unfälle ben Krantentaffen zur Zaft fallen. Mei einer Zahl 


ehfhmkitsjahresnerbienft 
betragen nad) der amtlichen Unfaiftatiftit die ſahrlichen Unfäle 85000 mit einer 
Luft — Milionen Mt. Hiervon ice 100 ade Da Bra 


Unternehmer einfhliehlid ihrer Beteiligung an den Nrantenfaifen 39 Proyent. 
Bermhat, Praufifged Staatsrat. TIL. » 





Petwiniseitigen Vetrieben; bie bei Bauten Ein Perfonen; 
die Seeleute mit Nusnahme der Mannfhaften auf und 
Heinen, nicht mehr als 50 Kbm. Bruttoraum haltenden und wide 
duich Maihinenkraft fortbewegten Fahrzeugen. Eingelne, nidjt mit 
Unfallgefahe verfnüpfte Betriebe fönnen durch Beihluß des Bunbei 
rates von ber Verfiherungspflict ausgeichloffen werden. 


if flatutariich die Ausdehnung auf Vetriebsbeamte mit als 
2000 Mt. Jahresverbienft zuläifig. An Fönnen in gleicher Weife 


Berfonen zu Grumde gelegt. Bei jugendlichen Arbeitern, die wegem 
nod) nicht vollenbeter Ausblldung feinen oder geringen Lohn beziehen, 
findet eine befondere Ermlitlung ftatt. 


Hat Anfpruc auf Eriah der KRoften des Heilverfahrens und auf eine 
für die Dauer der Ermerbsunfähigkeit zu gemährenbe Rente, bie bei 
völliger Erwerbsunjäbigfeit 66% Prozent des Arbeitsverbienftes, bei 
teilweiler Erwerbsumfähigkeit entſprechend weniger beträgt. Am Falle 
bes Todes durch Betriebsunfall erhalten die bat 
Ywanzigfadhe bes Tagesvienftlohmes, jedoch mindeitens 30 Mt. als 
Erſatz der Beerdigungskoften und eine Nente, melde für die Witwe 
zwanzig, für jedes Kind bis zum vollendeten 15. Lebensjahre fünfzehn, 
jedoch für Witwe und Kinder zufammen höchſtens ſechszig Progent 

*) Die Un; jerung dee Staatöbeamten beruht auf dem: preuglähee 
— ee @8. 1887, ©. 22 —. mi 

*) Bol Rofin, Der let bes —— al —— — 
Gadigung anſoracho nady den über bie Unf km Brdin 
für Öffentliches Recht Bo. 3 (1888), S201 fi. der, entgegen der Rn 
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bes Arbeitöverbienftes beträgt. Ascendenten, beren einziger Ermährer 
der Berftorbene war, erhalten zwanzig Progent, — nur, ſoweit 
Witwe und Ninder ben geſetlichen Höchſtbetrag d — nicht für 

zur 


ben kr jemeinen Verfiherung fällt bie Haftung der Bes 

triebsunternehmer auf Grund des Haftpflitgejepes im allgemeinen 
— Die verſicherten Verſonen und deren Hinterbliebenen können 

inen Entſchadigungsanſpruch nut gegen biejenigen —— 
a beren Vertreter geltend machen, gegen welche durch 
liches Urteil fefgeheit ift, dah fie den Unfall vorfäglich ——— 
haben, und zwar mur in Höhe ber Differenz urn ber — 
auf Grund des Haftpflichtgeiehes und der Berficherungsfumme. Das 
‚gegen haften Betriebsunternehmer und deren Vertreter, gegen welche 
durch fteafgerichtliches Urtell feſtgeſtellt iſt, daß fie den Unfall vor⸗ 
jablich ober jabrläjfig herbeigeführt haben, ben Verufsgenoſſenſchaften 
für die gemachten Aufwendungen. Diefer Anſoruch verjährt in act: 
zehn Monaten von der Nechtskraft des firafgerichtlichen Urteils an. 
Ein fteafgerichtliches Urteil if nicht erforberlich, wenn bie Fejtitellung 
wegen bes Todes, der Abweienheit oder eines anderen, in ber Perfon 
des Betreffenden liegenden Grundes unmöglich iſt. Dritte Perfonen 
haften fir Vorſat oder Verſchulden nad dem beftehenben Rechte, doch 
geht bie Forderung des Entſchädigungsberechtigten an ben britten ſo— 
weit auf die Genoſſenſchaft über, als die Werpflichtung dieſer zur 
Entfhädigung begründet ift, 

ET. Träger ber Unfallverfierung iſt eine bejonbere Art öffentlich: 
rechtlicher Korporationen, die das Gejeh ald Berufsgenofienicpaften 
bezeichnet. Jede Berufsgenoffenfhaft umfaßt die Unternehmer eines 
bejtimmten Veztels und beftimmter verfiderungspilihtiger Vetriebe 
und bat bie Rechte einer juriftifhen Verſon, jo daß ben Gläubigern 
nur das Genojenihaftsvermögen haftet. Die erforderlichen Koſten 
werben von ben Mitgliedern nad Mafigabe ber In ihren Betrieben 
verbienten Löhne und Gehälter unb ber ftatutenmäßigen Gefahrentarife 
jahrlich aufgebracht. 

Die Grundlage für die Bildung der Berufsgenoſſenſchaft iſt eine 
Anmeldungspfliht der Unternehmer hinſichtlich aller verfiherungspflide 
tigen Betriebe. Als Negel ift die Bildung der Berufsgenoſſenſche 
auf dent euf dem Wege der Vereinbarung der Betriebsunternehmer unter 

*) Bgl.v. Schulje-Baevernig, Die Gelung des Neidäpaftpflichtgefehes 
TER 2 ie. für das Privat und 
Öffentliche Recht der Gegenwart Ob. 10 (1888), ©. 457 TI. 
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fagt- werden darf, anzun Nur wenn A —— —— 
Vie Bildung Durch Beföluh Deo Bunbehrates nad Anhörung der be: 
teifigten Induſirie gweige 
Die innere Verwaltung und die Geſchaftsordnung jeder Genoſſen ⸗ 
{haft wird durch ein von der ni ah ie befchliehendes 
Statut, das einen geſehlich beftimmten Juhalt muß, geregelt. 
Dasjelbe bedarf der Betätigung be: —— — 
— verſagenden Veſchluß binnen vier Wochen —— 
den Bundesrat ſtattfindet. Dasſelbe gilt von Statutenänberungen. 
Bei wieberholter Verſagung ber Genehmigung des Statuts iſt bas« 
felbe vom Neichäverficherungsamte zu erlaffen. 
Mitglied ber Genoſſenſchaft ift — eines im Begirte 
derfelben belegenen Vetriebes derjenigen Inbuftriezweige, für weile 


von ber Eröffnung bes verfierungspflitigen Betriebes an. Die 
Stimmberedptigung ber Mitglieber ift Iebiglid) abhängig vom som Beige 
der bürgerlihen Ehrentechte. Auf Grund der von den unterem Ber 
waltumgsbehörben dem Neichsverficherungsamte zugehenben Anmel⸗ 
dungen teilt Teßteres ben Benofienfeaftsvorftänben — 
verſicherungspflichtigen Betriebe und ſpatere Ueberweiſungen mit, 

die Genoſfenſchaftsdorſtände führen hiernach einen 

fatafter. Ueber bie Aufnahme entiheibet der Benoffenfhaftsnoritamd, 
gegen beffen Beſchluß binnen zwei Moden bie Veichwerbe am bad 
Neihsverfierungsamt fattfindet. 

Die Organe der Genoſſenſchaft find die Generaloerfammlung und 
der Genoſſenſchaftsvorſtand. Lepterem liegt bie Vertretung ber Ges 
noſſenſchaft nad außen und bie gefamte Verwaltung ob, fomweit midht 
einzelne Angelegenheiten dur Gejeh und Statut anderen Organen 
übertragen oder der Beſchluknahme ber Generalverfammlung vorbe 
halten find. Der Generalverfammlung mien jedoch vorbehalten 
bleiben die Wahl des Borftandes, die Prüfung und Abnahme ber 
Jahresrehnung und Nbänderungen ber Statuten, Statutarif Kann 
aud) bie Einteilung ber Verufsgenofenigaft in drilich abgegrenjte 
Seltionen unter beſonderen Seltionsvoritänden und die Einfehung 
von Vertrauensmännern als örtliher Genoffenfhaftsorgane vorge 
ſchtleben werben. Die Genofjienihajtsämter find umentgeltlich zu wers 
waltende Ehrenämter, beven Uebernahme nur aus benielben Gründen 
abgelehnt werden darf wie Wormundidaften, wibrigenfalls eine 
Göhere Hetanzlehung zu ben Beiträgen ftattfinbet. Die Ablehnung 
einer Wieberwahl ift jedoch unbebingt zuläffig. 
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Nach er ——— ber Betufsgenoſſenſchaften find 
deren Beflande nur aus beftimmten geſehlichen 
— Es lonnen ſich mehrere Genoſſenſchaften auf über⸗ 
— Veſchluß der — mit Geneh · 
bes Bundeorates vereinigen. Ferner konnen einzelne Induſtrie 
zweige ober ortlich abgegrengte Teile aus einer Genoſſenſchaft ausſcheiden 
und fih auf Beſchluß der beteiligten Genoffenihaftsverfammlungen 

mit Genehmigung bes Bundesrates einer anderen Genoſſenſchaft ans 
— Der Bunberrat bat in Iegterem Falle das Nedt, feine 
Genehmigung zu verfagen, wenn durch die Beränderung die Leiſtungs ⸗ 
fäbtgfeit einer ber beteiligten Genoffenihaften gefährdet wird. Mall 
die eine Genoſſenſchaft eine Veränderung beantragt, bie anbere ba: 
gegen fie ablehnt, fo hat auf Anrufen der Bundesrat zu enticheiden. 
Schließlich können auch no einzelne Induſtriezweige oder örtlich ab⸗ 
‚gegrenzte Teile bie Vildung einer befonberen Berufsgenoffenfchaft in 
Antrag bringen. Hierüber entiheidet ebenfalls ber Bundesrat nadı 

vorheriger Beihlußfafung der Genoflenihaftsverfammlung. 

Berufsgenofjenichaften, welde Leiftungsunfähig werben, können 
auf Antrag des Neichöverfiherungsamtes durch den Bundesrat auf: 
‚gelöft werben. Die ber aufgelöften Genoffenfchaft angehörigen Induftrier 
zweige werden anberen Berufsgenoffenfehaften nach deren Anhörung 
zugeteilt. Die Nechte und Pfüchten der aufgelöften Genoſſenſchafi 
‚gehen in diefem Falle auf das Reich über. 

Neben diefen gewöhnlichen Berufsgenoſſenſchaften beftehen fir 
einzelne Arten von Betrieben von biefer regelmäßigen Bildung abs 
weichende Organifationen. 

Betriebsunternehmer, melde landesgeſehlich beftehenden Knapp⸗ 
Äaftsverbänden angehören, können auf Antrag ber Vorftände berfelben 
zu Knappſchafts ⸗ Verufsgenoſſenſchaften vom Bunbesrate vereinigt 
werben. Diefe Genoffenfhaften können ſtatutariſch eine innere Ver: 
bindung mit ben Rnappiäaftstaflen Herftellen, indem fie den Knapp⸗ 
iSaftsälteften bie Funktionen ber Arbeitervertreter übertragen und fie 
in ben Genoſſenſchaftsvorſtand für wählbar erllären, und inbem fie 
erneuten als Zahlungoftellen der Unfallentihäbigung 


Soweit das Neich oder ein Yunbesftaat als Unternehmer zu bes 
traten ift, findet deren Einglieverung in eine Berufegenoſſenſchaft 
nicht ftatt, ſondern Reich oder Staat vertreten unmittelbar deren Stelle, 

Dei den land: und forſtwirtſchaftlichen Arbeitern hat die Neidje- 
geſehgebung bie Abgrenzung und Einrichtung der Berufsgenoffenihaften 
und die Urt der Umlegung der Beiträge der abweichenden Regelung 


en  ———R 
| 40 . Did Bermaltungsreht. 


durch die Sandesgefeggebung überlaffen. Im Preußen it bies 
heben durch Gefeh vom 20. Mai 1837 7}. Die Besirle der der Hera. 
genoſſenſchaften werben hiernach den beftehenben Rommunalverbönben 


unb anderen Baubetrieben unterfchieven. Die Gemwerbtreibenben ber 
eriteren Klaſſe werden zu einer eigenen Berufsgenoſſenſchaft vereiniat, 
deren Koſten aus praftiihen Gründen nit im Umlage, fondern im 
— aufzubringen ſind. Bei den nicht 


Die 
ſicherung erfolgt nit nur, wenn das Reich oder ein Bundesftaat, 
fonbern auch wenn ein Kommunalverbanb ober eine andere üffentlide 
umb als leiftungsfähig anerlannte Rorporation bie Berpfliteten Find, 
unmittelbar durch diefe, 

Bei der Unfallverficherung ber Seeleute find die Unternehmer 
‚aller verfiherungspflichtigen Betriebe zu einer einzigen Berufsgenoffens 
ſchait vereinigt. 

IV. Da die Arbeiter die Laften der Unfallverfiherung, ſowen 
fie nicht den Krantenfaffen zur Laſt fällt, nicht zu tragen haben, io 
find fie auch an ber laufenden Verwaltung ber Berufsgeno) 
nicht beteiligt. Nur für eingelne, bei der Unfallverfiherung zu erle 
digende Geſchäfte ſchien eine Mitwirkung ber Arbeiter münfchensmwert, 
jo für bie Wahl von Beifigern ber Schiebsgeridhte, bie Vegutadhtung 
der zur Unfallverhütung zu erlafienden Vorſchriften und bie Teilnahme 
am der Wahl zweier nicht ftändiger Mitglieder des Reiheverfiherunge: 
amtes. für diefe Zmedte werben befonbere Arbeitervertretungen beftellt. 

Fite jede Seltion und, wenn bie Genoſſenſchaft nicht in Seltionen 
geteilt ift, für die ganze Genofienihaft werden fo viele Wertreter ber 
Ürbeiter gewählt, als bie Zahl ber von ben Betriehönnternehmern 
gewählten Mitglieder bes Vorftandes ber Seftion besm, ber Genofen 
ſchaft beträgt. Die Wahl erfolgt durch die Worflände ber Drik, 
Betriebs, Bau: und Innumgstvantenlafien, ſowie derjenigen Anapps 
ſchaftolaſſen, melde in bem Bezirke ihren Sig haben, unb bene 

N 6.2. 1887, &. 189. gl bayı An, vom 20, nel 1a ae ae 
im, Berm. 1887, S 125 — und wegen ber Zuftänbigteit ber Bermaltungögerichte 
Berordnung vom 26. Juli 1886 — ©.8. 18, © 318 — 
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minbeften® zehn in ben Betrieben ber Genoffenjdaftsmitglieber bes 
fchäftigte und verſicherte Perfonen angehören, umter Ausicluß der 
Vertreter der Arbeitgeber. Wahlbar find nur männlige, großjährige, 
unfel ihtige Rafenmitglieber, melde in Betrieben der 
Genofienihaitsmitglieber beicäftigt find, ſich im Befige ber bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden und in der Verfügung über ihr Vermogen nicht 
durch richterliche Anorbnung beihränkt find. Bon ber Teilnahme an 
ber Wahl und an ber Vertretung ausgeſchloſſen ſind aljo bie Mits 

der freien Hilföfafien ohne Beitrittszwang und der Gemeindes 


9: 

Die Verteilung ber Vertreter auf beftimmte Vezirke unb bie 
Wahl erfolgt nad) Maßgabe eines Negulativs, welches vom Reichs: 
verfiherungsamte und bei Genoffenihaften, bie über einen Bundes 
ſtaat nicht Hinausgehen, von ber Lanbescentralbehörbe ober bie vom 
biefer zu beftimmende höhere Verwaltungsbehörbe erlaſſen wird, Die 
gleiche Behörde hat auch die Wahl zu leiten. Diefe erfolgt auf vier 
Jahre mit alternterenbem Ausſchelden. Gleichzeitig mit ben Vertretern 
werben aud) Erjagmänner derjelben gewählt. 

Die Vertreter beziehen Entichädigung aus Genoflenihaftsfonbs, 

In gleicher Weiſe wie bie Arbeitervertreter werben alle zwei 
Jahre für einen ober mehrere Drtspolizeibezirte Bevollmädtigte zur 
Zeilnahme an den Unfallunterjuhungen gewählt. 

Bei den land» und forſtwirtſchaftlichen Bettieben tritt für dem 
Fall, daß feine geſetzlich qualifizierten Krankenkaſſen vorhanden find, 
beren Vorftände die Arbeitervertreter wählen föunten, an bie Stelle 
der Arbeitervertretung für die Wahl der Beifiher der Schiedsgerichte 
die Vertretung ber beteiligten Gemeinden ober weiteren Kommunals 
verbande nad) näherer Bejtimmung ber Sandescentralbehörbe, 

V. Die Gefeßgebung vermeidet es, die Arbeiter bei Verfolgung 
ihrer Verſicherungsanſpruche zu einem jörmlichen Civilprozefje zu mör 
tigen, ber übrigens auch zuc Geltendmachung öffentlichrectlicer Ans 
fprliche nicht geeignet erfcheint. Vielmehr werden zur Entiheibung in 
‚erfter Inſtanz bejonbere Schiedsgerichte beitellt. 

Fir den Bezirk jeder Berufsgenoffenicaft ober eines Teiles bers 
felben wird ein Schiebögericht gebildet, befien Sit bie Landescentral- 
behörde oder, wenn ber Beziel über einen Bunbesftaat hinausgeht, 
das Reichsverfiherungsamt im Einvernehmen mit ben beteiligten 
Eentralbehörben beftimmt. Jedes Schiedsgericht jept ſich zufanmen 
aus bem ftändigen Vorfigenden und vier Veifigern. Der Vorſihende 
und ſein Stellvertreter werden aus der Zahl der öffentlichen Beamten 
mit Ausihluß der Beamten ber verficherungspflichtigen Betriebe von 


ken 


— — — 
Des Verwoltungerecht 


Ein — — —— 


von ben Arbeiterveriretern aus ber Zahl der in ben Genoffenfchafte 
betrieben beſchäftigten, dem Arbeiterſtande angehörigen verficherten 
Perſonen, welche Mitglieder einer der oben — Imangstaffen 


nierenden Ausiheiden. Die Mitglieder werben auf ihr Amt vereibigt 
und erhalten, wenn fie bem Arbeiterftande angehören, Entihädigung. 
Die Uebernahme der Nemter kann von ber Behörbe durch Gelbitrafen 
erzwungen werden. 

Der Vorfigende beruft das Schiedsgericht und leitet bie Verhanbe 
lungen. Zur Befälußfähigleit gehört bie Mitwirfung bes Vorfigenden 
und minbeflens je eines Arbeitgebers und Acbeiterd. Die 
und Arbeiter müjen immer in gleicher Zahl mitwirten. Die Ent: 
ſcheidung erfolgt nad Stimmenmehrheit. Die Koften trägt die 
Genoſſenſchaft. 

VI. Die hödfte richterliche und verwaltende Vehörbe auf bem 
Gebiete der Unfallverficherung ift das Neihsverfiherungsamt zu Berlin, 
meldes unter ber geihäftlihen Aufſicht des Neihsamts des Innern 
fteht und fid) aus minbeftens drei jtänbigen Mitglieveen 34 
des Vorſihenden und aus acht nicht ftändigen Mitgliedern zujammen: 
fegt. Die ſtandigen Mitglieder ernennt der Kaiser auf Borfehlag des 
Bundesrates auf Lebenszeit. Bon ben je auf vier Jahre zu beftellenben 
nicht ſtandigen Mitgliedern werben vier vom Bundestate aus feiner 
Mitte und je zwei mittels ſchriftlicher Abſtunmung von den Beneffen- 
Ä&aftsvorfländen und von den Vertretern der derſicherten Arbeuer 
aus ihrer Mitte in getrennter Wahlbanblung unter Leitung bes Reich 
verfiherungsamtes gewählt. In Berfiherungsangelegenbeiten der land⸗ 
und forftwirtfchaftlihen Arbeiter befteht das Neider 
außer ben ſtandigen aus vier nicht jtänbigen. Mitgliedern, von 
zwei durch die Genoflenihaftövorflände aus ihrer Mitte gewählt, und 
zwei als Vertreter der Arbeiter durch den Bundesrat aus ber * 
ber zu Arbeitervertretern befähigten Perſonen berufen werben, 
Stimmenverhältnis ber einzelnen Wahllörper beftimmt ber —— 
Für jedes nicht ftändige Mitglied mit Anönahme der vom Bundesraie 


ui 
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aus feiner Mitte beftellten, werben zwei Stellvertreter gewählt. Die 
Subalternbeamten ernennt der Neihskanler. 

Dem Reichöverficherungsamte fteht die Aufficht über den Geichäfts: 
betrieb der Genoſſenſchaften und die endgültige Entſcheidung von 
Streitigleiten zu, welche ſich auf die Rechte und Pflichten ber Inhaber 
von Genofienihaftsämtern, auf die Auslegung ber Statuten und bie 
Gültigkeit der vollgogenen Wahlen beziehen. Es kann bie — 
der Se ee zur Befolgung ber gefeglichen und ftatutartichen 
Borföriften dutch Gelftrafen bis zu 1000 ME. anhalten. In wide 
tigeren, geſehlich beftimmten Fällen Kann bie Beſchlußfaſſung nur bei 
Unwejenheit von mindeftens fünf Mitgliedern einſchüehßlich bes Vor- 
figenden und je eines Vertreters ber Benofjenfchaftsvorftände uno 
der Arbeiter erfolgen, bei anderen Entfcheibungen find zwei richterliche 
Beamte zugugiehen. 

An die Stelle bes Neihsverfiherungsamtes Lönnen in gewiſſen 
Beziehungen Sanbesverfiherungsämter treten. Preußen bat eo ein 
ſolches in nicht errichtet. 

VII. Für bie Feſtſtellung und Auszahlung ber Entfhäbigungen 
Find beftimmte leitende Normen gegeben. 

Das Verfahren beginnt mit der Anzeige bes Unfalls. Der Unter 
nehmer oder fein Vertreter muß binnen zwei Tagen von jevem Ber 
triebsunfalle, ber ben Tod oder eine mehr als breitägige Arbeits 
amfähigkeit einer Perſon zur Folge bat, der Yolieibehörde des Ortes 
ſchriſtlich Anzeige mahen, Die Vorfteher der unter Reichs: oder 
Staatsvermaltung ftehenden Betriebe erfiatten bie Anzeige an ihre 
vorgefehte Dienftbehörde. Die Ortspoligeibehörben führen über bie 
ihnen angegeigten Unfälle ein Unfallverzeihnis. 

Die Ortspolizeibehörde bezw. bei Neids: und Staatsbetrieben 
die vorgeiehte Dienftbehörde veranftaltet unter Zuziehung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtandes, des Bevollmachtigten der Kranlentaſſe und bes 
Unternehmers, eventuell auch von jonitigen Beteiligten und Sachver- 
ftändigen eine Unterfuchung jedes Unfalls, der ben Tod ober bie 
Urbeitsunfäbigkeit einer Berſon auf vorausfichtlich mehr als dreizehn 
Wochen herbeigeführt Hat. 

Demnädft wirb die Entihäbigung feſtgeſtellt, ohne daß es eines 
weiteren Antrages bevürfte, und zwar, wenn bie Genoſſenſchaft in 
Seltionen geteilt ift, und es ih um den Erfah der Koften bes Heil: 
verfahrens ober um bie für bie Dauer einer vorausfichtlich vorüber: 

Erwerbsunfähigfeit zu gewährenbe Nente ober um ben Erfah 
der Beerbigungstoften handelt, durch den Seltionsvoritand, in allen 
übrigen Fällen durch den Genoſſenſchaftovorſtand. Auch Können atutarifch 


Kann 


— — s 


474 Das verwoltungerect 
beſondere Ausicüife ober Bevollmächtigte zu dieſem Zwede beftelt 


Jeder Beſcheid in mit Gründen zu verſehen 
fattfindenden Rechtsmittel anzugeben. 

Gegen den Vefcheid findet Dinnen vier Wochen nad der Zuftellung 
bie Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung bei dem Vorfigenben 
bes Schiedögerichtes ftatt. Zuſtandig ift das Schiedsgeridst, in befien 
Bezirk ſich der Betriedsunfall ereignet hat. Die Eatſcheldung bes 
Schiebsgerihts it dem Berufungsläger unb dem Genofenf: 
welches ben Veſcheid zu erlaffen hat, zujuftellen. Gegen bie 
dung haben binnen vier Wochen nad ber Zuftellung der Genofien« 
ſchaftsborſtand mie ber Berlegte bezw. deſſen Hinterbliebenen bem 
Nehurs an bad Neichdverfiherungsamt. Die Rechtsmittel ſind ohne 
aufidiebende Wirkung. Das Verfahren bes Neihöverfiherumgsamtes 
und der Schiebsgerichte ift auf Grund gefeglicher Ermädtigung durch 
Verorbnung vom 2. Rovember 1885 *) geregelt. Sind Statuäfragen 


derfelben im orbentlichen Rechtswege ausfepen. 

Dei einer Veränderung der für die Feititellung ber Entichäbigung 
maßgebenden Verhältnifie kann eine — — von Amts: 
wegen oder auf Antrag erfolgen. 

Die Koften bes Heilverfahrens und der Beerbigung find binnen 
acht Tagen nad ber Feilitellung, bie Entfcäbigungsrenten ber Ber 
lehten und Hinterbliebenen in monatlihen Bränumerandoraten 
Ausländer, die dauernd das Neichsgebiet verlaffen,- lonnen ftatt der 
Rente durch Rapitalzahlung abgefunden werben. Die Ent 
find in feiner Weife übertragbar und können nur für 
derungen ber Ehefrau, der ehelichen Rinder und des 
Urmenverbandes gepfänbet werben. Die Auszahlung der 
erfolgt auf Anweilung des Genoflenihaftsvoritandes 
durch bie Poftverwaltungen und zwar in der Regel durch dasjenige 
Poftamt, in deſſen Bezirk der Entihädigungsberehtigte zur Zeit bes 
Unfalls feinen Wohnfig hatte. 

Immerhalb acht Wochen nach Ablauf jedes Nedinungsjahres über: 
ienden die Gentralpoftbehörden den einzelnen Genofenjdaftsworftänden 


RMBL 1885, ©. 280. 


— - 


V. Die Unfallverfigerung. 475 


Nachweiſungen der geleiteten Zahlungen. Diefe Beträge werden von 
ben Borftänden. gleichzeitig mit den PVerwaltungskoften auf bie Mit: 
glieder mach dem Mahftabe ber befhäftigten Perſonen und gesahlten 
Lohne, jowie der Gefahrentlafie des Betriebes umgelegt. Gegen bie 
Umtlegung findet ber Einſpruch beim Genofjenfchaftsvorftande und 
gegen ben barauf ergebenden Beiheib bie Beſchwerde beim Reichs⸗ 
verfiherungsamte ftatt. 

Rüdftändige Leiſtumgen der Mitglieder find in derfelben Weiſe 
beizutreiben mie Gemeinbeahgaben. Bleibt eine Genoſſenſchaft mit 
der Erflattung der von ber Poft liquibierten Beträge länger als drei 
Monate im NRüdftande, fo ift auf Antrag der Eentralpoftbehörde eim 

jangsbeitreibumgsverfahren gegen die Benoffenihaft durch das 
re einzuleiten. 

VII. Hand in Hand mit der Unfallverfiherung geht die Unfalls 
verhfitung durch bie Berufsgenoffenfhaften. Denfelben ift die Befugnis 
eingeraumt, für ben Umfang des Genoſſenſchaftsbeſirls ober fir bes 
flinmte Induſtriezweige oder Betriebsarten oder für beitimmt abyu- 
grengenbe Veyitte Vorſchriften zu erlafjen über bie von Ihren Mitgliedern 

men einer angemejlenen Friſt zu treſſenden Einrihtumgen zur Ber: 
bütung von Unfällen, bei derem Nichtbefolgung die Ditglieder zu 
höheren Beiträgen herangezogen werben Lünnen, ſowle über das in 
ben Betrieben ber Verficherten zur Verhütung von Unfällen zu beobs 
achtende Verfahren unter Bebrohung mit Geldftrafen bis zu ſechs 
Mark. Die Vorfäriften bedürfen der Genehmigung des Neichsvers 
fierumgsamtes, melde nur nad Anhörung ber Beteiligten gegeben 
werben fan. 

Die Befolgung der Unfallverhütungsvorihriften können die Ger 
noſſenſchaften durd Beauftragte überwachen, benen die Unternehmer 
bei Bermeibung von Strafe bis zu 300 Mt. den Zutritt während 
ber Betriebszeit geftatten und ihre Bücher und Liften vorlegen müffen. 
Nur wenn der Unternehmer die Schädigung feiner Gefdhäftsinterefien 
fürchtet, kann er vom Vorflande bie Veftellung anderer, von ihm vor— 
gufchlagender Sacverftänbigen auf feine Koften verlangen. Den Bes 
auftragten und Sachverſtändigen Hegt bie Verpflichtung zur Ber 
ſchwiegenheit In Bezug auf Betriebsgeheimniffe ob. Die Verlegung 
biefer Verpflichtung, auf die fie von der unteren Verwaltungsbehörbe 
wereibigt werden, ift mit Strafe bedroht, 

Die Ueberwahungskoften gehören zu den Berwaltungstoften ber 
Genoſſenſchaft. Nur jomweit fie in baren Auslagen beftehen, Tönnen 
fie durch den Genoffenfchaftsvorftand dem Betriebsunternehmer auf 
erlegt werben, der durd Nichterfüllung feiner Verpflichtungen zu ihrer 
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iherungsemt fiatt. Die Beitceibung geſchieht in berfelben Weile mie 
Gemeinbeabgaben, 


VI. Die Alters- und Invaliditätserfiderung‘). 


Die Alters: und ——— — zwar durch dae 
Reichsgeſeh vom 22. Juni 1889 eingeführt worden. Die vollſiaudige 
praktische Durchführung des Gejeges wird aber noch geraume 
Anſpruch nehmen. Der Redtsguftand, mie er ih auf jenes 
Gefeges geftaltet, iſt alfo im allgemeinen nicht ein gegenwärtig jden 
geltender, jondern ein in ber nächften Zukunft erft zu verwirllidhenber *). 

L Der Verfiherungspflict traft Geſetes vom 16. 
Lebensjahre ab alle gegen baren Lohn ober Gehalt 
beiter, Behilfen, Gefellen, Lehrlinge, Seeleute, Dienfiboten und alle 
Betriebsbeamten und Hanblungsgehilfen bis zu 2000 ME. Lohn oder 
Gehalt. Durd; den Bundesrat fann bie Berficherungspflict erfiredi 
werden auf Meine Betrichdunternefmer, Als folde gelten im al» 
gemeinen alle diejenigen, welche nicht tegelmähig menigftens einen 
Xoßnarbeiter beihäftigen, nur bei Kausinduftrien fommt es auf bie 
Baht ber beichäftigten Perfonen nicht an. 

Ausnahmen von der Verficherungäpflicht beruhen teils unmittelbar 
auf dem Gejege, teils auf Vefchlüffen des Bundesrates, teils tretem 
bie Befreiungen aud) mur auf Antrag ein. Auf Grund des Befehes 
find befreit alle Neichs- und Stantbeamten, Perfonen des Soldaten 
ſtandes die mit Penſionsberechtigung angeftellten Kommunalbeamten 
und diejenigen Perſonen, welche bereits invalid find. Vom Bundes: 
rate fonnen ausgenommen werben Perfonen, melde vorübergehende 
Dienfte leiſten, ſowie die mit Penftonsberehtigung angeftellten Beamten 
dfientliher Verbände und Korperſchaften. Endlich find auf ihren Im: 
trag zu befreien penfionierte ober auf Martegelb gefeßte Meidpks, 
Staates und Kommmalbeomte, fowie Empfänger reichsaeiehlicher Un: 
fallrenten,, fojern die Penfion, das Wartegeld oder die Unfallvense 
wenigſtens ben Mindeſthetrag der Invalidenrente erreicht. 


*) Cine eigentliche Literatur beficht no nit Mel v. Wordtfe, Met 
Inpolibitäts: und Alterdoerfiherung In o, Stengels Wörteebud) S.1, ©. su 
Ram. von gelten, Rölngen 1A; Wechife, Bei 10; BL Bee 


7 ci” organifatorifchen Einrihtungen follen fofort in Kraft m im as 
der Zeitpunft ber Gefepedfcaft durd eine mit Zuflimmung des Benbeirsid 
ne Kalferliche Verordnung beftimmi werden, 
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Neben ber Verfiherungspfliht befteht eine freiwillige Teilnahme 

am der Verſicherung. Diejelbe ift entweder Selbſtverſicherung d. h. 
freiwilliger Eintritt in das Berfiherungbnerätin ober freimillige 
a besfelben, nachdem es kraft Geſehes begriindet mar. m 
—* Fällen ift bie Verſicherung nur — in ber Lohntlaſſe II. 
Die Selbfiverfiherung ift geftattet den Heinen Betriebsunternehmern 
und ben Meiftern der Hausinduftrie, foweit fie ber Bundesrat nicht 
der Berfiherungspflicht unterworfen hat, vorausgefeßt, dal; fie das 
40. Lebensjahr nod nicht vollendet haben und nicht bereits Invalid 


Berfigerungss 
verhältnifie geftanden haben, aus bemjelben aber zeitweile ausges 
ſieden find. Ebenfo it die freimillige Erneuerung eines früher be: 
ſtandenen, durch längere Nichtentrichtung von Beiträgen erlojcenen 
Verfiherungsverhältnifjes geſtattet. Bei jeder freiwilligen Teilnahme 
am ber Verſicherung ift ber volle Beitrag der Lohntlaſſe IL zu ents 
richten und bei Strafe eine Zufagmarte beizubringen, die zur Dedung 
des zu ben betreffenden Nenten zu gemährenden Reichszuſchuſſes bes 
ftimmt iſt. Dieſe leptere Verpflichtung fällt fort 1. für ſolche Meine 
Betriebsunternehmer, welde früher während mindejtens 5 Beitrags: 
jahren verficherungspflichtig geweſen find und Beiträge entrichtet haben, 
dann aber, jelbfiftändig geworben, in biejer Stellung regelmäßig micht 
mehr alt einen Lobnarbeiter beichäftigen, 2. auf höchitens vier Monate 
in bem Falle, daß ein ftändiges Arbeitsverhältnis zu einem beftimmten 
Arbeitgeber zeitweife unterbrochen, aber fpäter fortgefegt wird. 

I. Gegenftand der Verfierung find zwei verfciebene Nenten, 
eine Altersrente und eine Fnvalidenrente, an deren Stelle für ſolche 
Perfonen, welche nicht in den Genuß der Rente fommen, der Anſpruch 
auf Nüderftattung ber geleiteten Beiträge tritt. Die Nenten können 
unter Umftänden in Naturalien geleiftet werden. 

Diefe Leitungen werden nur dann gewährt, wenn während einer 
beftimmten Wartezeit bie Beiträge gezahlt find. Die Wartezeit bauert 
Für bie Altersrente dreißig, file bie Invalidenrente und ben Anſpruch 
auf Nüderftattung geleifteter Beiträge fünf Beitragsjahre. Ein Bei- 
tragsjahr umfaßt die Zeit von 47 einzelnen Beitragswochen, Diejelben 
brauchen nicht unmittelbar auf einander zu folgen und nicht In bas: 
felbe Kalenderjahr zu fallen. Die Dauer von Krankheiten und milir 
tariſchen Dienftleiftungen, fir melde feine Beiträge zu entrichten finb, 
werben eingerechnet. Die Unterhrechungen der Veitragsleiftung bürjen 
iedoch nicht fo groß und jo anhaltend fein, daß während vier auf 

einander folgender Ralenderjahre zufammen weniger als 47 Beitrags« 
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Wartezeit berartig vermindert, daß Perjonen, die 
frajttretens bes Gefeges mehr als 4d Jahre alt waren und im bem 
diefem Zeitpuntte vorangehenden drei Jahren thatfählid eine, die 
Berfiherungspfliht an fich degrundende Veſchaftigung ausgeubt Haben, 
fo viele Veitragsjahre, als ihr Lebensalter damals bie Zahl 40 
überftieg, weniger aufzuweilen brauchen. 

Bet der freiwilligen Tellnahme am der Verfiherung reifen bin 
ſichtlich der Wartezeit einige befondere Vejtimmungen Plap, 
die freiwillige Fortfegung bes Berfiherungsvechältniies fan bie 
Wartezeit Für die Imoalidenrente nur dann erfüllt werben, wem 
mährend mindeftens 24 Beltragsjahren Beiträge auf Grund der 
Verfiherungspflict oder ber Selbſtverſicherung entridtet find. Diele 
Beichränfung findet jedoch während der erflen vier Jahre nad) bem 
Jalraſttreten bes Gefeges nicht ftatt. Für die Selbſtoerſicherung 
gelten währenb ber Webergangsperiode keine erleichternden Veftimmumgen 
hinſichtlich ber Wartezeit. 

III. Es beftehen zwei verſchiedene Nenten, die Invalibitäts: umb 

bie Wltersrente, welche ſich gegenfeitig ausichliehen. 

Die Invalibenrente erhält nach Ablauf der Wartezeit 
welchet entweber für die Zukunft dauernd erwerbaunfäbig if, 
mährend eines Jahres erwerbsunfähig gewefen war. Auf das Lebens 
alter fommt es babei nicht an. Ebenfo ift bie Urſache ber Ermerbt: 
umfäbigkeit im allgemeinen gleihgiltig. Der Nentenanfpruch 
jedoch fort, wenn der Invalide die Erwerbsunfähigteit vorjahlich ober 
bei Begehung eines ftrafgerichtlich feitgehellten Verbrechens 
hat ober wenn anzunehmen ft, daß berjelbe bie 
durch grobe Veritöße gegen bie während einer Krankheit angeorbmeten 
Mafregeln veranlapt hat. Auch der Anfprud auf eine Unfallrente 
auf Grund ber Reichsgeſehe über bie Unfallverſicherung fehlieht ben 
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anftalt — re zu gi ber Verſicherte bies 
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Die Altersrente hat die Zurlidiegung bes 70. Lebensjahres, nicht 
dagegen bie Erwerbsunfäbigteit des Berechtigten zur Borausiefung. 
ande Sera gran in: De RE BT 
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Jede Rente beiteht aus zwei Teilen, einem feiten Zuſchuſſe des 
Neiches von je 50 ME. und dem von der Verfichern: aufs 
zubringenben Betrage. Der letztere richtet ſich nad ber Höhe ver 
enteichteten Beiträge bergeftalt, daß bie Nente mit jebem 
beitrage um einen geſetzlich feitgeftellten Betrag fleigt. Die Invalidens 
rente wählt demgemäß je nach der Dauer der Verfiherung. Dagegen 
follen bei Berechnung ber Altersrente immer 1410 Beitragswochen, 
entſprechend den 90 Beitragsjabren der Wartezeit, in Anrechnung 
gebracht werben, fo daß eine Steigerung der Altersrente nad der 
Sange ber Berfiherungsdauer ausgeichlofien iſt. 

Zum Zwede der Rentenberechnung werben geſehlich vier Kohn 
Hafen nah Durchſchnittsldhnen ber Arbeiter gebildet. Dabei joll 
grumbfägli auf die Durchſchnitislohne Bezug genommen merden, 
welcye bei ben Zwangsfaflen ber Kranfenverjicherung für bie Berech— 
nung ber Aranfenfafienbeiträge und des Krankengeldes entſcheidend 
find, Fur Iande und forſtwirtſchaftliche Arbeiter ft der Durchſchnitts⸗ 
lohn unter Berlcfichtigung bes Nutungsmertes ber Naturalbezüge 
befonbers feftzufeben, für Seeleute iſt der bei der Unfallverficherung 
zu Grunde gelegte Durchſchnitislohn maßgebend, für Mitglieber freier 
‚Hilfskafien, für melde das Krankengeld in ber Regel nicht nach dem 
Arbeitsverbienfte beineſſen wird, ift ber Durchſchnittolohn auf ben 
breihunbertfachen Betrag des ortsüblihen Tagelobnes gemöhnlicer 
Zagearbeiter anzunehmen. Nach dieſen Durdfcnittslöhnen werden 
nun vier Lohnklaffen gebildet. Die erfte umfaßt bie Durchichnittslähne 
bis 350 Mt. jahrlich, bie zweite diejenige von 350,01 bis 550 ML, 
bie dritte diejenige von 550,01 bis 850 Mt., die vierte die von mehr 
als 850 Mt. ever Verficherungspflictige muß die Beiträge feiner 
Lohnllaſſe entrichten. Arbeitgeber und Verficherter Lönnen bie Auf 
nahme des an in eine höhere, nicht aber in eine niedrigere Kohn: 


v 

Die —— beginnt mit einem Grundſtode von 60 ME. 
jährlich und fieigt mit jeder vollendeten Beitragsmode in Lohnllaſſe 
Ium 2 Pf., in Lohntlaſſe IE um 6 Pf., in Lohnklafe II um 9 Pf, 


ob: ME, in Lohnlaffe IN 181,15 Mt, in 
Die Invalidenrente fteigt dann $ 
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der bdreifiigjäbrigen Wartezeit in Lohnllaſſe I auf 40 
Lohntlaſſe II auf 134,60 Mt, in Lohntlaſſe LIE auf 162,80 Me, 
Lohntlaſſe IV auf 191 Mi. Für die Rentenberechnung während ber 
Mebergangszeit find befonbere Beftimmungen getroffen. 

Eine einmal bemwiligte Invalidenvente lann entzogen werben, 
wenn ber Empfänger nicht mehr als dauernd ermwerbsumfähig zu bes 
traten ift. Der Nentenbezug ruht, wenn auf 
rechtlichen Unjallverſicherung eine Unfallvente, oder wenn eine Penfion 
ober ein Wartegelb bewilligt ift, infomeit als diefe Bezüge mit: 
bereits bemilligten Invaliden⸗ oder Altersrente den Betrag von 
ME. überfteigen, ferner, wenn und folange ber Berechtigte fir Länger 
als einen Monat zur Strafe oder zur Vefferung eingeiperrt iſt, oder 
folange er nicht im Inlande wohnt, Doch kann leptere Borfchrift 
duch den Bundedtat Für beftimmte Grempbiftrifte außer Anwendung 
gefegt werben. 

Grundfatzlich werben Alters: und Imvalidenrenten neben fonftigen 
aus öffentlichen ober vertragsredtlihen Duellen Hiehendben 
unverfürgt gezahlt. Doch find Leiftungen auf Grund der 
Armenpflege auf die Nente derart zu verrechnen, daß die lepterem ben 
Armenverbänden unb Gemeinden in Höhe ber geleiftieten Armerunter 
ftügung überwiefen wird, Auch Lönnen Anfprüde gegen beftchende 
Fabrike ze. Kaffen bis zur Höhe des Wertes der gefeglicen Renten 
ermäßigt werben, Scabenserjaganfprüde, melde ber Snoalibe auf 
Grund feiner Erwerbsunfäbhigleit nad den Gefegen über auferfontratt: 
liche Beſchadigung erheben Tann, geben fomeit auf die Werfiherumngs 
anftalt über, als biefelben Nenten zu gewähren hat. 

IV, Die Aufbringung der zur Verfierung erforberlichen Mittel, 
geſchieht durch das Reich die Arbeitgeber und die Verſicherten 
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madıt 

nämlich bejtimmen, daß ſolche Arbeiter, melde nicht in einem regel 
mäßigen Arbeitsverhältniffe zu einem beſtimmten Arbeitgeber ftehen, 
Ühre Beiträge in vollem Umfarge jelbft beibringen und fi anteils- 
weiſe von ihrem Arbeitgeber erftatten lafien. Fut ben Fall, 
«iner Rrankenfafje bie Einziehung ber Beiträge für ihre Mitglieber 
übertragen iſt, kan ferner durch die zuſtandige Vermaltungsbehörbe 
oder mit deren Genehmigung oder durch das Krantenlaſſenſtatut ans 
‚georbnet werben, daß diefe Kranlenkaffe bie Beiträge folder Kaflen: 
mitglieber, deren Beſchäftigung durch ihren Zwed ober im Voraus 
duch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer 
Woche beſchrantt ift, zur einen Hälfte unmittelbar von ihren Kaſſen⸗ 
mitgliebern, zur anderen Hälfte von ber Gemeinbe erhebt, melde 
lehiere dieſe Hälfte von den betreffenden Arbeitgebern ſich wieder er⸗ 
flatten laffen muß. 

Die Beiträge werden nad Wochen bemeijen und für heftimmte 
Perioden im Voraus derart jeitgefeht, daß durch diefelben der Kapital 
wert ber in biefer ‘Periode vorausfichtlich entftehenden Renten, ſowelt 
dieſelben von der Verfiherungsanftalt zu tragen find, die Wermaltungs- 
Toften und bie Nüdlagen zur Bildung eines Reſervefonds gebedt 
werben. Die erfte derartige Periode umfaßt die erften zehn Jahre 
nad dem Inkrafttreten des Gefeges, jede weitere Merlode je fünf 
Jahre. Fiir bie erfte Periode hat das Geſetz felbit bie Beiträge ein- 
beitlich für das ganze Neid) feitgefept, und zwat find von Arbeitgeber 
und rbeiter zufammen wochentlich zu entrichten in Lohnllaſſe L 14 

[, in Lohnllaſſe II 20 Pf., in Lohntlaſſe er 24 Pf. in Lohntlaſſe 
V 30 Pf Während der erften Periobe darf jede Nerfiherungs: 
anftalt die Beiträge file ihren Beſirk anderweitig ee — die 
folgenden Perioden iſt fie zu ſelbſtſtandiger Feſtſehzung 
Diefe Feftfegungen bedürfen der Genehmigung bes ——— heben 
amted, Die Beiträge miüffen innerhalb jeber Lohnklaffe für alle Ber 
ficherten in gleicher Höhe feitgejegt werben, doch ift bie Vena von 


Borndat, Preuhi[geb Srantsengt, TIL. 
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‚Befahrentlafien dann zuläffig, wenn einzelne Berufszweige bie Ber» 





‚Kategorien ſteht berfelbe zu 

b fiherten, melde fih nn auf ihren Antrag, ferner iann bem 
Witwen und Weiſen folder Verfiherten, welche veriterben, ehe fie in 
Bun, Renlenaemu — 
entrihteten Beiträge dann zurücgegeben werben, wenn bie Beiträge 
für minbeftens fünf Veitragsjabre entrißtet find, und. bie Hinter» 
bliebenen nicht ewa aus Unlab des Todes Anfpruc auf eine Unfalls 
rente haben. 

V. Als Träger ber Alters« und Jnvalibitätsverfiherung ifi eine 
von ber Kranfenverfiherung wie von ber Unfallverfierung abweichende 
—— geſchaffen. Es werden nämlich Verfiherungsanftakten 

begrünbet, deren Bezirfe an die weiteren Kommunalverhande oder an 
das Gebiet einzelner Bunbesfiaaten angelehnt werben — aber auch 
‚Gebiete oder Gebietoteile mehrerer Kommunalverhande oder Bundes 
ſtaaten umfaſſen dürfen. In einer Verſicherungsanſtalt ſind — 
ſetzes alle diejenigen Perſonen verſichert, deren Beihäftigungsart im 
Bezirke der Anſtalt liegt, 

Die Errichtung ber Berfiherungsanftalten erfolgt die Landes- 
centralbehörbe mit Genehmigung ober auf Anorbrumg bes | 
Ebenfo find Bezirkveränberungen nur mit Zuftimmung bes Bundes 
rates zuläffig. Jede Verfiherumgsanftalt hat die Rechte einer jurii 
ſchen Perion. Ihre Angelegenheiten verwaltet fie Innerhalb ber gefeg- 
lichen Schranken ſelbſtſiandig nad Maßgabe eines Statuts, weldes 
von dem Aueſchuſſe zu errichten und von dem Neichss bezw, Sanbess 
Verſicherungsamte zu genehmigen ift. Mehrere 
können untereinander fi zu einem Nüdverfiherungsverbanbe vers 
einigen. Auch hat jede Verfiherungsanftelt nah dem Maßſtabe der 
ihr zugefloffenen Beiträge einen Teil der zu zahlenden Nente zu über 
nehmen, während die Feſtſtellung ber Rente allein durch die Anflalt 
erfolgt, bei weldher ber Arbeiter zulegt verfihert war. 

Die laufende Verwaltung der Veriherungsanftalt führt ein Bors 
ftanb, welder aus einem oder mehreren Beamten bes Nommunalver: 
banbes ober Bunbesftaates, fie ben bie Anftalt errichtet war, befteht. 
Diefe Beamten bleiben Kommunal: bezw. Stantebeamte, ihre und 
ihrer Hinterbliebenen Bezüge werben aber von ber Berfiherungsanftalt 
vergütet. Dem Vorftande Lönmen ferner nod; anbere Perfonen, was 
mentli Vertreter ber Arbeitgeber und ber 
Beftimmung des Statuts angehören. Als Vertretung der Intereifenten 
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befteht bei jeder Verficerungsanftalt eine aus jerten gebilbete 
ea wi be Bezeichnung „ ' Fa 


gleich: 
mäßiger Teilnahme der Arbeitgeber und der Arbeiter. Diefer wird 
nad Mafgabe von den Landesbehörden zu erlaffenden Wahlorbnungen 
von ben Vorftänden ber im Bezirke bejtehenben Orts, Betriebs: ıc, 
Ktanlenlaſſen und für diejenigen Verficherten, melde "solchen — 
nicht angehören, von ben Vertretungen ber weiteren Kommunalt 
bänbe ober ben Verwaltungen ber ——— — 
wählt. Außer dem Ausſchuſſe kann nach Maßgabe bes Statuts zur 
Ueberwachung ſeinet Gefhäftsführung ein Auffichtsrat, aus Arbeit 
gebern und Verfiherten zu gleichen Teilen beftehend, gebilbet werben. 
Die Errichtung eines ſolchen muß erfolgen, wenn bem Vorſtande Feine 
Vertretung der Arbeitgeber und der Verfiherten angehören. Endlich 
muſſen noch Vertrauensmänner aus ber Zahl ber Arbeitgeber und 
Verſicherten beſtellt werben. Die Art ihrer Beftellung und ihre Ber 
fugnifie find ebenfalls ftatutarifch zu regeln. Zur Vertretung der Ins 
terefien ber übrigen Verfiherungsanftalten und des Neiches wird bei 
jeder PVerficherungsanftalt von ber Zanbesregierung nad Benehmen 
mit dem Neihstanjler ein Staatslommiſſar beftellt. Derfelbe ift inds 
beſondere zur felbftftänbigen Einlegung von Rechtsmitteln befugt. 

Fur den Bezirk jeder Verfiherungsanftalt fol mindeftens ein 
Schiebsgeriht beftellt werben. Dasjelbe befteht aus einem öffentlichen 
Beamten als Vorfihenden und Beiſitzern, melde von dem Äusſchuſſe 
zu gleihen Teilen ans Arbeitgebern und Arbeitern gewählt werden, 
Das Verfahren foll durch eine mit Zuftimmung des Bundesrates zu 
erlafjende faiferliche Verorbnung geregelt werben. Die Schiedsgerihte 
bilden bie Berufungsinftanz bei Anträgen auf Nentenfeltfepung gegene 
über den Entieidungen der Vorftände. 

Die Dienftauffiht über die Verfiherungsanftalten führen bie 
Kommunal und Staatsbehörben, insbefondere die Lanbesverfiherungds 
Ämter, ſowelt ſolche errichtet find, über die Verfiherungsanftalten, 
welche fih nicht über das Gebiet bes Einzeljtaates Hinaus eritreden, 
und im übrigen das Neicsverfiherungsamt. Bei demjelben wird 
zweds Verteilung der Renten auf bie in Betracht lommenden Bere 
fierungsanftalten unb zur Teilnahme an den ftatiftiichen Arbeiten 
bes Neichsverfiherungsamtes ein befonberes Nedinungsbürenu errichtet. 
Das Neihsverfiherungsamt ausfhliehlih ift endlich Nevifionsinftanz 
bei Nentenfeftftellungen gegenüber ben Entſcheidungen der Schiedsgerigte 
in der Berufungsinftan. 

VL Die Feſiſtellung ber Nenten erfolgt nicht von Amtswegen, 
fondern nur anf einen von dem Berechtigten bei der unteren Verwale 

ar 
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dungsbehörbe feines Wohnortes zu ſtellenden Anteag, der in 

Belfe zu 6 if. Die das 
Verfahren ein und hat, wenn eine beanfpruht wich, 
bie ‚enömänner ber ® mb ben 


Verfigerungsanftalt, 
am melde nad ber Quittungsfarte qulegt Beiträge entrichtet find. 
Diefer Vorftand prüft die Sachlage, nimmt eventuell weitere Beweiſe 
auf und entſcheidet über die ak nad Einforberung der 
früheren Duittungsfarten, Dem U ler iſt ein ſchrifillcher mit 
Gründen und ———— ſehenet Beſcheid zu erteilen. 
Bon Beſcheiden, welche die Rente feſtſehen, erhält der Staaiekommiat 
abſchriftliche Mitteilung. 

Gegen ben Veſcheid hat ber Antragiteller und, ſofern eine Rente 
fetoeie ift, auch der Staatötommiffar binnen vier Wochen das Recht 

der Berufung an das Schiedsgericht. Erlennt dieſes im Gegenlaße 
zur Vorinftanz ben Rentenanſpruch im Prinzipe an, jo fan es au 
Mei bie Höhe der Heute feftfehen, falls e bies nicht dem Borfianbe 
überlafien will, Im Iepteren Falle in ber Vorftand zur umversüglichen 
Nentenfeitjegung verpflichtet, ſelbſt wenn die inlegung der Mevifion 
beabfihtigt wird. Gegen bie Verufungsurtelle der Schiedsgerichte 
findet binnen vier Moden das Nehtsmittel der Nevikon bei bem 
Reihsverfiderungsamte ftatt. Die Revifion kaun fich mır auf Neits 
verlegungen fügen, d. h. fie tft nur zuläfftg, wenn bie — 
bes Schiebsgerichts auf Richtanwendung ober un 
des — Nehtd oder auf einem Berflobe An Haren 
Inhalt der Atten beruht oder an weſentlichen Mängeln leidet, Gegen 
über rehtsträftigen Eutſcheldungen If nach Maßgabe ber Beflimmungen 
der Civilprogehorbnung, welche in biejer Beziehung nur durch 
mit Zuftimmung des Bundesrats zu erlafiende faiferliche Verorbmung 
abgeänbert werben kann, bie Wieberaufnahme bes Verfahrens flatthaft. 

Die feſtgeſtellten Nenten werden auf bie Berfiherungsanfalten 
verteilt, an welde die Verſicherten während der Dauer des Ber 
fierungsverhältniffes Beiträge zu entrihten haben. Die Verteilung 
erfolgt durch das Nedmungsbürenu des ReicdsverfiderumgSumied, 
weldes während ber eriten fünfzehn Jahre nad dem Imirafttreten 
bes Befeges dei der Verteilung nicht nur die Thatſache der Entrih: 
tung von Belträgen, ſondern aud) bas Borhanbenfein einer verficherung® 
pflitigen Beidäftigung während der dem Intrafttreten des Geiche 


ger 
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unmittelbar vorangegangenen * Jahre zu prilfen 
die —— — ſteht Eu Sarnen dr ne de 
fiherumgsanftal zwei das des Einfprucs 
zu, über melden das Neichsverfiherungsamt entſcheidet. 

Nach Feſtſehung der Nente erhält der Berechtigte einen Verech-⸗ 
Hiaungsansweis, Gleichzeitig ergeht die Bablungsanweifung an bie 
Poſt. Diefe bezahlt vorſchuhweiſe und hat bemnächft mit dem Medhr 

mAreau abzurechnen. Die Abrechnung vollzleht ſich berart, daß 
ie Boftverwaltungen dem Rechnungsbüreau periodiſche Nadmeifungen 
über bie geleifteten Zahlungen mitteilen, welche dann vom Nechnungs« 
büreau auf bie belafteten Verficherungsanftalten repartiert werben, 
Bon ber Nepartition erhält bie Poltverwaltung nad Ablauf jedes 
Recnungsiahres Mitteilung. Die Poft erhält für ihre Thätigfeit 
und ihre Auslagen feine Vergütung, doch lann fie von den Verſicherungs · 
anfialten einen angemejienen Vetriebsfonds einziehen unb hieraus bie 
Vorichürfe beftreiten. Diefe Beftimmungen finden entiprediende Ans - 
werbung bei Erftattung von Beiträgen, die Mitwirkung des Staats · 
—— fallt jedoch fort, und die Rechtsmlitel haben aufſchlebende 
ing, 

Die Erhebung der Beiträge erfolgt durch den Anfauf von Marken 
bei der Verfiherungsanftalt, welde in eine Quittungsfarte bes Bere 
fiöerten einzulfeben find. Eine folde auf feinen Namen lautende 
Duittimgsfarte muß jeder Verfiherte befigen, eventuell muR fie fir 
deffen Rechnung der Arbeitgeber anfhaffen. Die Quittungskarte, 
welche Raum fir ein Beitragsjahr hat, iſt umputaufgen, wenn fie 
mit Marken beklebt ift, oätekens aber vor Ablauf von vier Kalenders 
jabren, widrigenfall® fie ungültig wird, aud kann der Umtaufch fonft 
vom Verfierten jederzeit auf feine Koſten verlangt werben. Der 
Umtaufc erfolgt bei den von ber Sandesregierung zu bezeichnenben 
‚Stellen. Ueber die bisherigen Leiftungen erhält der Werficherte eine 
befonbere Belhelnigung, die alte Quittungsfarte wird durch Vermitt- 
fung der Verfigerungsanitalt des Bezirts an bie Verfiherungsanftalt 
zur Aufbewahrung eingefendet, in beren Bezirke für den Verficherten 
die erfte Karte ausgeftellt war. Die Eintragung ſonſtiger Vermerfe 
auf ber Quittungsfarte, namentlich über die Führung des Arbeiters 
ift bei Strafe verboten und hat bie notwendige Erneuerung der Narte 
zur Folge. Das Einkleben der Marken in bie Quittungsfarte hat 
im bee Negel buch bie Arbeitgeber, nur bei unitändigen Arbeitern 
durch biefe zu erfolgen. Wußerbem fann durch Beftimmung ober mit 
Genehmigung ber zuitändigen Lanbesbehörbe angeordnet werben, daß 
das Einkleben der Marten gegen Verglitung durch die Organe der 





fahrentlajien ausgegeben und dürfen nur in dem Bezirke der betrejs 
fenben Anftalt verwendet werben. Der Verkauf ber Marten erfolgt 


lann vom Vorſtande der Verfiherungsanftelt durch Orbnungsitrafen 
erzwungen werben, bie miffentliche Beibringung —— —— in 
dagegen Eriminell ſtrafbat. Ueber die Entwertung ber auf Grund 
der Verfiherungspflicht beigebraditen Marten jollen vom Bundesrate 
noch befondere Vorſchriſten erlaflen werben. 

VIE Neben den Verfiherungsanftalten Fönnen vom Bunbesrate 
bejondere Kaſſeneintichtungen als Träger der Alters und Invalipitäts- 
verſicherung zugelaffen werben, falls biefelben ihren Mitgliedern eine 
ben reichsgeſehlich vorgejehenen Leiftungen gleichwertige Fürjorge fichern. 
Damit werben namentlich) die Penionstajien der Eiienbahnwerwaltungen 
und die Knappfcaftsfaffen aufrecht erhalten. Mitglieder folder be 
fonberen Rafjeneintichtungen genügen burd) bie Teilnahme an benfelben 
ber geſehlichen Berficherungspflicht und find demgemäh von ber Beten 
ligung an den allgemeinen Berfiherungsanftalten befreit. Zu I 
Berfiherungsanftalten ftehen bie befonderen Kafleneinrichtungen im 
bemfelben Verhälniffe wie die Verficherungsanftalten unter einander, 
Auch erhalten fie für die von ihnen gewährten Henten den Meidhs- 
zuſchuß, fofern ein Anfprud darauf auch bei Beteiligung an den all- 
gemeinen Verfiherungsanftalten beftehen würbe. Ebenfo finb Hinfichtlih 
der Verteilung der Renten und der Bemejjung ber Nente nad) ber 
Dauer der Verfiherung die befonderen Rafieneimrichtungen dem allge 
meinen Berfiherungsanfalten gleihgeftelt. Cine Negelung ber Drs 
ganifationber beſondeten Kafjeneinrichtungen durch bie Reidhägeiehgebung 
ie nicht erfolgt, vielmehr bleibt hinfichtlich derielben das bisherige 
Necht In Kraft. 


Fünfter Abfdnitt. Pas Gebiet der Finanzen *). 


Kap. I. Das Staatövermögen und die Stantseinnahmen. 


8200. Gefhihtlige Entwidlung des Finanjwefens'). 


Das Finanzweſen des ſtandiſchen Patrimonialitaates, aus dem 
die beutfche Monarchie ermachfen ift, wird in jeder Hinſicht bedingt 
durch den Charakter jener Staatsbildung überhaupt, Die Lanbes- 
Hoheit entitand dadurch, daß bie Reichsaͤmter der Lofalen Gewalten 
mit dem Grunbbefihe ihres Inhabers zu einer untrennbaren Einheit 
verwudhien, jo daß die obrigkeitlichen Befugniſſe zu Pertinenzen Des 
Großgrundbefiges wurden, Der Lanbesherr vereinigte alle Rechte 
der Staatsgewalt über fein Gebiet in feiner Hand, jedoch in Ab: 
hängigteit vom Neiche und unter Aufficht desfelben. Die erforderlichen 
finanziellen Mittel hierzu boten ihm einerfeits bie Einfünfte aus feinem 
ausgebehnten Grundbeſihe, andererjeits gewiſſe vom Reihe verliehene 
Finanjrechte, wie die Einkünfte aus Münzen, Zöllen, Berichten, Bergs 
baubeteieb und Juden, die man meiit unter der Bezeichnung Negalien 
jufammenfaßt. Es wäre verfehlt, irgend melden rechtlihen Untere 
ſchied zwiſchen Domänen und Negalien fuchen zu wollen. Beibe find 
vom Reiche verlichen, da auch ber Domänenbefig fein freies Eigentum, 
ſondern dem Reihe lehnbar iſt, beide gehören zur Landeshoheit und 


) Bel Alüber 9838 ff.; Jacharid 39201 fi; gopfl 84278, 393-401, 
482-490; Gerber 55 50-82; Orotefend 55 278 fi, 61T fi; 9. Schulze, 
Deutfed Stantsreht Bd. 1, S. 574 fi.; G. Meyer, ‚Deutides Bernaktengäregt 

; ©. Rönne, Pr, SLR. 8b, 1, ©. 590 ff, Bo. 4, &. 187 fi; 
©. 169 ff. und in Marguardfend Hand- 
2, 6. . Staatörecht bed beutjen Reiches &b. 3, 
S. 190 f. und in Marqunsdfens Qandbud Ab. 2, Abt. 1, 
©. 189 fi; Seybel, Bayı. StR, Bd. 4 und dei Marquarbfen 3b. 3, Abt 1, 
©. 188 fi. Bearbeitungen bed gefamten beutfden und preufiihen Finanyremtd 
exiftieren niht. Die finanpmiffenfhaftlice Pitteratur behandelt die Staatdfinanzen 
ar vom nationalötonomifhen ober polttifcen @tanbpunfie und ermähnt bie fr 
wiftifche Seite entweder gar nicht oder mur beifäufig. Cine 1eberficht derfelben 
gibt 9. Schulze In feinem Pr. SIR. a. a D. 
) Bol, Bornhat, Gef. des preuß. Bermaltungtehts Bd. 1, ©. 88 ff., 
204 ff. 381 ff. 8b. 2, ©. 97 f., 287 ff. 889 fi, Bd. 3, ©. 168 f. und die bort 
angegebene meitere Pittecatun, insbefondere A. F. Niebel, Der branbendurgifce 
greußiice Stoatshauspalt in den Deiden legten Jahrhunderten, Berlin 1856. 







ſchlielich oder auch mur vorwiegend öffentlihredtlihen Fundament, 
er — bie Ausgaben allein zu öffentlichrehtlichen Sweden ver⸗ 


— größeren ſinangellen Bebtrfnifien ‚reichten jedoch dieſe Ein 
nahmen nicht aus. Die Landesherren ſelbſt thaten das hrige, um 
dieſe Entwidlung zu befchleunigen, inbem fie fotigeſeht ihre Territorien 
unter mehrere Söhne teilten und dadurch ben Unterhalt verjdhiebener 
‚Hofhaltungen notwendig machten. Nachdem durch umfangreiche Were 
Äußerungen lanbeöherrliher Finanzrechte zwar der angenblidlicen 
Geldnot abgeholfen, das Uebel ſelbſt aber nur ichlimmer gemorben 
war *), mußte man ein anderes Auskunftsmittel finden. Ein Befteuerungdr 
recht gegenilber den Unterthanen Lag in der Sanbeshoheit nicht, Wollte 
Ach, die Lanbesherren von ihren Unterthanen einer Beihilfe verfihern, 
To konnte dies nur im Wege einer freiwilligen Uebereintunit gefchehen, 

So wurden denn den Sandesherren in außerordentlichen 
bittweiie Aushilfen, fogenannte Beben, von ihren Unterthanen gewährt. 
Sehr bald erſchienen diefe Beben als etwas gemöhnlices, umb eb 
mußte nunmehr eine pofitive Firierung des Nechtszuftanbes winihende 
wert jein. Dieje erfolgte für Brandenburg durch die großen Babes 
verträge von 1280 bis 1282. Einerfeits wurde die Höhe ber orbente 
lichen, ſtets zu erhebenden Bede beftimmt, anbererjeits bie Mäle, in 
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denen künftig die Landesherren eine außerordentliche Bebe zu verlangen 
berechtigt fein follten. Die ordentliche Bebe, bie nunmehr einer fäns 
dijchen Bewilligung nicht mehr bedurfte, nahm ſehr bald ben Charakter 
eines gewöhnlichen Grundzinſes an, wurde vielfah an Grundherren 
unb Stäbte veräußert und fällt baher, ſowelt fie dem Lanbesherren 
nod) verblieb, unter deſſen Domäneneinfünite. Es exhält ſich daher 
die Nechtsanihauung, dab die ordentliche Einnahme des Kandesherren 
allein in ben Dormänens und Negalienerträgen befteht, bie Bebe mur 
ben Gharalter-einer außerorbentlichen, in Notfällen von ben Ständen 
zu bemilligenden Aushilfe Hat. Für ſolche außerordentliche Bedarfs- 
Fülle, die in den Bedeverträgen einzeln aufgezählt werden, bleibt den 
Ständen bie Verpflihtung zur Steuerbewilligung. Gegenftanb ber 
Bewilligung ift bei dieſen notwendigen Steuern nit, ob überhaupt 
eine Steuer erhoben werden fol, jondern nur der Betrag der Steuer. 

‚Die orbentlihen Einnahmen erwieſen ſich aber, als nad einem 
beinahe hunbertjährigen Interregnum mit ber Belehnung der feäns 
liſchen Hohenzollern wieder geordnete Zuftänbe in der Dark hergeftellt 
waren, für bie Dauer als durchaus umzureichend. Es zeigten ſich 
wiedetum größere Bewilligungen als notwendig, bie in Form einer 
Grundfteuer, Schoß genannt, auf eine Neibe von Jahren erfolgte. 
Diejer Schoß wurde ald Matrifularbeitrag auf die einzelnen Stäbte 
und potrimonialen Herrſchaften umgelegt und von diefen weiter auf 
ihre Unterthanen verteilt. Das Beſtreben ber branbenburgiichen Furſten, 
namentlich bes Sturfürften Albrecht Achill ging nun babin, dieſe birelte 
Beſteuerung durch eine indirekte zu erjegen, da bei einer ſolchen die 
Bewilligung weber in einer beftimmten Summe erfolgte, noch bie 
Stände bei Einziehung und Verwaltung berielben beteiligt waren. 
Infolge des entſchiedenen ſtandiſchen Widerfirebens gelang es jedoch 
erft im Jahre 1488 dem Aurfürften Johann, bie Stände zur Bewilll ⸗ 
gung einer Bierziefe zu bewegen, Bon jever Tonne Bier, bie in einer 
Stabt gebraut wurde, follten 12 Pfennige zur Hebung gelangen, und 
hiervon zwei Drittel an den Kurfurſten, ein Drittel an die Stabt 
fallen. Die Einziehung unb Verwaltung bes Biergelbes erfolgte durch 
Ianbesherslihe Behörden. Zwar wurde bie Bierziefe anfangs nur 
auf fieben Jahre bewilligt, nad Ablauf dieſer Zeit erfolgte jedoch 
die ftändifhe Zuftimmung immer von neuem, und enblid bie Beroillis 
gung im Jahre 1513 für bie Lebenszeit bes Rurfürften Joachim und 
feines Bruders Albrecht. Es wiederholt ſich Hier die Thatfache, daf 
eine Einnahme fteuerartiger Natur, welche bie laufenden Staatsbebirfs 
niffe zu beden beftimmt ift, ben Charalter ber ordentlichen Einnahme 
annimmt und fi demgemaß ber periodijchen Nändiihen Bewilligung 
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nicht auf die Lehnömiligen und bie ſtadtiſchen Bürgerfhaften bes 
jerin — — bereits in dem gewerbenen 


und allumfafjenden Staatsgewalt ausbilden. Dieſe Entwidiung wird 
jebod unterbrochen durch die große Wreisrevolution , hervorgerufen 
durch die infolge ber Entdedung Amerilas 

der Edelmetalle. infolge bes Sintens des Gelbwertes fehen — die 
Landes herren von neuem gezwungen, ſich wegen 

Geldmittel an bie Stande zu wenden. Dielen ſtand Tebod bie Befafr 
vor Augen, in der fie ſich eben noch gegenüber der Konfolibation ber 
Iandesherrlihen Finanzen befunden batten. Ste können fi zwar ber 
Einficht nicht entziehen, daß filr bie laufenden Vermaltungsfoiten newe 
Einnahmequellen notwendig find, wollen aber auf der anderen Seite 
biefe neuen Einnahmen auch nicht dem Landesherren zu freier Berfib 
gung überlajfen. Uus dieſen politiihen Nüdjihten entitegt feit ber 
Mitte des 16. Jahrhunderts ein eigentümliches Finanzigitem, melden 
ſich als das gerade Gegenteil einer geordneten Finanzwirtichaft bar 
fiellt. Die Stände bemilligen wieder zwei neue Steuern, eine direkte 
Grundftener, den Hufen: und Giebelſchoß, und eine indivefte Mbgabe, 
bas fogenannte Neue Biergelb. Beide Steuern werben jedoch am 
fhlieglih unter ſtandiſche Verwaltung genommen, Die Stände haben 
bie Steuer nicht nur zu bewilligen, zu repartieren und einzuziehen, — 
wirb aud für bie Gentralverwaltung ein befonberer ſtändiſcher Aus: 
ſchuß gebildet. Von biefem werben aber weiterhin die vereinmahmlen 
Summen nit unmittelbar an die fandesherrlihen Behörden zur 
Dedung der laufenben Vermaltungsfoften abgeführt: Es bleibt wie 
mehr bem Landesherren überlaffen, zu biefem Zwede Schulden za 
machen, die dann von den Ständen unter den drüdendften Bedingungen 


820 Befgtitlihe Entwialung des Finanzmejend. 491 


auf ihr Krebitwerf übernommen werden. Insbeſondere Laffen fid die 

lichen Stände, um ben Nurfürften in bauernder finanzieller 
Abhängigkeit von ſich zu erhalten, 1543 zuſichern, bafı eine Beräußes 
rung ober —— der Domänen nur mit ihrer Zuſtimmung 


So A is benn allerbings ſelt der Mitte des 16. Jahrhunberts 
eine Duplizität zwiſchen landesherrlicher und ſtandiſcher Finangvers 
waltung heraus. Die Einnahmen beider find für den Staat dauernd 
notwendig. Gfeihwohl werben bie neuen Steuern ans politifhen 
Gründen nicht zu einem Veſtandteile ber orbentlien Cinnahme bes 
Zanbeöherren. Dieſe Duplizität zwiſchen Iandesherrliher und ftäns 
diſcher Finanzverwaltung ift weit davon entfernt, aus dem Weſen 
des flänbiihen Pateimonialftaates zu folgen ober eine notmenbige 
Eigentümlichkeit desfelben zu bilden. Im Gegenteile waren bie in 
Mitte des 16. Jahrhunderts alle zur Dedung der laufenden Staats: 
beditefnifje notwendigen Einnahmen von periodifcher ſtandiſcher Be« 
willigung unabhängig, ſobald ihre bauernde Notwenbigkeit erfannt 
wurde. Nur die in Notfällen erforderlichen auferordentlihen Beihilfen 
unterlagen ber ftänbifchen Bewilligung, aber aud) hier fand fein freies 
Benilligungs: und Verſagungstecht ber Stänbe ftatt, jonbern nur bie 
‚Höhe der Abgabe, zu deren Berwiligung die Stände rechtlich verpflichtet 
waren, bildete den Gegenftand einer befonderen Vereinbarung zwiſchen 
dem Lanbesherren und den Ständen. In den außerorbentlihen Bei- 
hilſen fan man aber ebenſo wenig eine gewöhnliche ftaatliche Eins 
nahmequelle jeben als etwa unter heutigen Verhaltniſſen in ſtaatlichen 
Anleihen. Die Dupligität des Finanzwefens und ein freies ſtandiſches 

mgsrecht fir notwenbige Einnahmen des Staates gehört nicht 
dem ſtandiſchen Patrimonialftante überhaupt, ſondern jeiner legten 
Entartung an. Sie ift allein hervorgegangen aus der Ueberzeugung, 
daß bie beftehenben ftaatlihen Buftände unhaltbar waren und deshalb 
dieſer Kinftlihen Stüße beburften. 

Mit dem breifigjährigen Kriege fiel jedoch der Grund, der zu 
der ftändifchen Finanzvermoltung geführt Hatte, die Furcht vor Uns 
werbung eines fiehenden Heeres, fort, Ein foldjes mar unumgänglich, 
notwendig zum Schupe ber Territorien. Das ftehende Heer war vor 
handen, und für feinen Unterhalt konnte die bisherige Finanzwirtſchaft 
nicht mehr aufrecht erhalten werben. Die Stände mußten ſich ents 

Ichliehen, dem Landesherren wieder dauernde Einnahmequellen zu eigener 
Verwaltung zu gewähren, um jo mehr, als ihnen der Jungſie Reichs⸗ 
abſchied von 1654 ausdrüdlich eine dahin gehende Verpflichtung aufs 
erlegt und bamit bie Kriegsfteuern zu notwenbigen Steuern erflärt 





ıgen erbieten mußten. 
Dieſe neuen bauernden Steuern, welche dem Sanbesfersen für. ben 


8 


zu berjelben unter verſchiedenen Bezeichnungen. Die Nittergüter | 
fteuerfrei, ba ihre Befiger nur zum perjönlihen Lehnsfriegebieniie 
verpflichtet waren. Die Kontribution war als Geſamtſumme fe 
wurde bann nad) einem beftimmten Repartitiondmaßftabe 
nen Städte und Patrimonialberrichaiten als Matrikularbeitrag verteilt, 
von ben Ortsobrigleiten eingezogen und an die landesherclichen Alaffen 
— Das Beſtteben des großen Kutfürſten ging mm babin, 
je fänbifhen Matrikularbeiträge durd eine reine Stantöftener zu 
erfegen. Eine folde fonnte aber am leichteften gewonnen Ver 
eine allgemeine Verbrauhsabgabe nach niederländifchen — 
Acciſe. Noch hatte ber Kurfürft fein abſolutes 
wonnen, es war baber zu diefer Ummandlung die ſändiſche — 
mung notwendig. Wei dem Widerſtreben der Stände gelang jedech 
1667 dle Einführung ber Nccife mur für die brandenburgiichen Stäbte, 
während auf dem flachen Lande die Kontribution beſtehen biieh. 
Während der näcften Jahrzehnte wurde die Necife auch in den Städten 
der übrigen dftlihen Provinzen eingeführt In den Hevermärkifden 
Stübten beftand fie ſchon feit längerer Zeit, aber nicht als Stanter 
fteuer, ſondern als ftädtifche Abgabe, aus deren Erträgen die Städte 
die auf fie entfallenden Matrikularbeiträge bedten. 

In bem legten Jahrzehnten des 17. Jahrhumberts verliert FS 
die Mitwirkung der Stände bei Einführung neuer oder Veränderung 
beftehender Steuern vollitändig, und der Landeshere kommt damit im 
den Befig eines völlig unbeſchrantten Beitenerungsredhtes. Die Steuem 
beruhen nicht mehr auf bauernben oder periodiſchen Bewilligungen der 
Städte, fondern auf vom Landesherren erlafjenen Nectönormen, bie 
gleich allen anberen landesherrlichen Verordnungen, bis zu Ihrer etwaigen 
Abänderung in Kraft bleiben. Damit ift das normale, allein dem 
Welen des Staates entfprechende Berhältnis zurüdgetehrt, daß bie zu 
dauernden Bedürfnifien des Staates notwendigen Einnahmen ben Eher 


ah 
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after ber Ständigteit haben und — weder als eine außerordent⸗ 
liche Beihilfe betrachtet werden noch einer Bewilligung 
unterliegen fönnen. Aber auch in außerorbentlihen Bedarisfällen findet 
eine Mitwirkung br een nit mehr ftatt. fir dieſe Zwede wird 
ein Statsihat gebildet, und jeit Ende des 18. Jahrhunderts wirb 
auch die Aufnahme von Staatsanleihen üblich. 


‚Hausgejeg vom 18. Auguft 1713 bie Unveräuferlichleit ber Domänen 
und legte ihmen dadurch die Eigenſchaft bes Staatseigentums bei. Die 
legten Spuren des Patrimonialftaates, die Verengung Öffentlichrechte 
licher und privatrechtliher Gefihtspunfte, waren dadurch von dem 
preußifchen Domänenrechte abgeftreift. Außerdem erfolgte eine Neform 
des Steuermeiens nach breifacher Nichtung bim Durch bie feit 1717 
in den einzelnen Provinzen durchgeführten Lehnsallodififationen wurde 
bie Sehnsherrlicfeit bes Königs über bie Nittergüter und bamit bie 
Verpflichtung ihrer Befiger zu Lehnsfriegsbienften aufgehoben. Das 
gegen muhten ſich die Nittergutsbefiger zur Entritung einer Grund: 
teuer, der fogenannten Lehnpferbegelder, verftehen, die allerdings bes 
deutenb nichriger war als die Kontribution von den bäuerliden Bes 
ſthungen. Für die bäuerligen Hufen blieb die Rontribution zwar 
erhalten und wurde nicht, wie der große Kurfürft beabfichtigt hatte, 
durch bie Acciſe erjegt. Dagegen erfolgte in ben einzelnen Provinzen 
eine Nevifion der beftchenden Kontributionsverfaflung in dem Sinne, 
daß bie bisherigen Mateifulorbeiträge ber einzelnen obrigfeitlichen 
Bezirke durch ein: für allemal geſetzlich feit beftimmte Staatsfteuern 
erfegt wurden, Endlich wurde die jtaatliche Aeciſe auch auf bie weit: 
lichen Provinzen ausgedehnt. Es ftellt ſich fomit eine den drei Stäns 
den entiprehende breigliebrige Steuerverfaſſimg beraus und zwar 
beratt, baf der grunbbefigende Adel von feinen Nitterhufen nur eine 
geringe Grunbfteuer, die Lehnpferdegelder, die jtäbtiihe Bevölkerung 
eine indirefte Abgabe, die Hecife, und endlich die bauerliche Bevöfterung 
‚eine ziemlich Hohe Grundſteuer, die Rontribution, entrichtete. 

Diejes unter Friedrich Wilhelm I zum Abſchluſſe gebrachte preußiſche 
Finangrecht ift bis zum Ende des 18. Jahrhunderts in feinen Grund⸗ 
Prinzipien umveränbert geblieben. Nur in untergeordneten Punkten 
fanden Mobififationen jtatt, jo namentlih nah bem fiebenjährigen 
Kriege duch Einführung zahlteicher WMonopole, durch Abänderung 
der Steuerfäge und bergleihen mehr. 
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zejorm, die Im Jahre 1810 unter Beltung Harbenbergs flattjand. 
Von der fih an die ftändifche Rechtsordnung anicliehenden drei» 
altedrigen Steuerverfaffung konnte man. mınmehr — wachdem 
jene ſtändiſche Redtsorbmung fetbit burd das Ebift vom 9. Dftober 
1807 befeitigt war. Der leitende Grundiat war gleiche Steuerpflicht 
Eau Pe an 
en. op ſi je 
reform auf das engite an ve neue franzöfiich-meftfälifi 
gebung an. Nachdem das Edilt vom 27. Dftober he #) einen 
gemeinen Reformplan aufgeftellt hatte, wurden drei neue — 
eingeführt, durch Edilt vom 28, Oltober 1810*) eine Komfumtions: 
und Lurusſteuer fir das ganze Land, wogegen bie bisherige ſtädtiſche 
Aecife fortfiel, durch Eritt vom 2, November 1810 2) eine Gewerbefteuer 
unb enblih am 20. November 1810 °) eine Stempelitewer. Eine Re: 
form der Grundſteuer unter Befeitigung der Grunbfteuernorredhte der 
Ritterguter war zwar in Ausficht genommen, blieb aber vorläufig auf 
hoben. 
= Abgefehen davon, daß dieſe Steuerreform nicht —* —— 
gelangt mar, ergab ſich nad der Wiederherſtellung des Staates bie 
Rotwenbigkeit einer Nevifion dieſer Gefepgebung fhon mit Nüdficht 
auf bie beabfihtigte Einführung berjelben in ben neu und mieber er: 
worbenen Lanbesteilen. Dieſe Nevifion erfolgte durch bie Steuer» 
gefepgebung von 1818 bis 1822, melde in ihren Grunblagen bis 
heute unberührt geblieben it. Auch hier wurde wieder ein allı 
Blan aufgeftellt durch das Gefet vom 30. Mai 1820 über bie Eim 
richtung des Abgabeweſens ”). Danadı jollte 3 Künftig folgende 
Steuern geben: a. Die Hölle und Verbraudjöftenern; b. bie Abgabe 
vom Salz; c. die Stempelftener ; d. bie Gewerbejteuer; e, bie Grunbs 
feuer ; f, die Steuer vom inländifehen Branntwein, Braumalz, Bein 
moft und Tabafsblättern; g. die Klaſſenſteuer und, mo biefe midht 
erhoben wurde, h. die Schlacht- und Mahlſteuer. Hur —— 
diefes Planes waren teils ſchon in ben beiden vorh Si ie 
beiondere Gejege erlaſſen, teils ergingen — im Jahre 1820, 
die Grundfteuerreform blieb auch biesmal fufpenbiert und erfolgte 
im Jahre 1861. Auf bie einzelnen Steuergefege unb bie —— 
welche dieſelben ſpäter erfahren haben, wird in den folgenden ein 
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zugeben fein. Im weientlihen * ber in dem Geſetze vom 30. Mai 
1820 enthaltene Plan aud noch eine Weberfiht über das heutige 
Steuerweien. Allein die Schlabt: und Mahlſieuer wirb jeit bem 
1. Januar 1875 überhaupt nit mehr erhoben, und an ihre Stelle 


hie Bergwertsfteu 
Geſehen berubend, ben Gharalter einer Gewerbejteuer. 


8 201. Pas Pomänenredt’). 


Das Allgemeine Landrecht Fennt zwei Arten des ftaatlichen Ber 
mögens, das befondere und das gemeine Eigentum bes Staates, Auf 
das letztere wird fpäter in einem anderen Zuſammenhange zurüdzus 
kommen fein‘). Es jdeibet alfo hier zunädhft aus. Was dagegen das 
befondere Eigentum des Staates anbetrifft, fo wird ein joldes dem 
Siaate unb damit bem Oberhaupte befjelben bie ausſchllehende Benupung 
in bem A. ER. IT, 14, $ 11 zugeihrieben an einzelnen Grunbjtüden 
Gefällen und Rechten, bie man unter Bezeichnung Domänen oder 
Kammergüter zufammenfabt, Da, mie fpäter zu zeigen fein wird, der 
Staat als Eigentümer ber Domänen ih grundſählich den allgemeinen 
Normen des Privatrechts umterwirft und jedem anderem Grunbeigens 


) Opl Christoph Friewe, Jus domaniale ax caleberrimorum juris- 
sonsultorum praes. Germaniao traotatibus, disputationibus, quasstionibur, 
deeisionibus ob conslliia, nec non summoram principum eonstitulionibus par- 
tienlaribus reprassentatum, In sex parten divisum, Francof. ad Moen. 1701; 
3. I. Mofer, Bon der Reiheftände Landen Bi. 1, ©. 205 fi. und Ton der 
Aandertoheit in Rameraffachen, Kap, I und II; C. D- Hüllmann, Gelgicte 

ee kn Brunch; ; guter, Neber bie rechtliche 
7,9 U Iadarid, Ueber das — 

ae indbefondere im Nerzogkum Sad 
Meiningen, Göttingen 1808; M 2 Reyfgper, Die Nedte bes Staates an F 
Domänen und Rammergltern nad dem beutihen ——— und den Landet · 
gie, — ber — Sande, Reipyig 1863; 9. von Treitichte, 
Krt. Domänen in Bluntfhlis Stoatswörterbud edlen e ©. 8. Rod, 
Berndfihtigung 


Rletie, Die preubifhen Domänen in flaatsrehtliher, juribif 

Äirativer Begiehung, Berlin 1848; v. Rönne, Das Domänen, 

wefen bed preußtfhen Staales, Berlin 1854 in bem Vd. 1, ©. 118 erwähnten 
Sammelmerke. 
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Hilmer rechtlich gleichfteht, ſo erpibt fich bieraus, daß bas heionbere 
Eigentum nichts anderes fft, als bas gewöhnliche Su 

gebdrt alfo aus · 


Ueber das Eigentumsreht an ben Domänen iſt hiernach ein 
Zweifel nit möglig. Denn das A. ER. beftimmt ja eben den Be 
griff der Domänen dahin, dab dazu das im bejonderen Eigentume 
des Staates ftehende und von ihm ausſchliehlich genuhte Grundver⸗ 
mögen gehören foll Fraglich könnte nur erjdeinen, melde Grund 
fiide denn ben ſtaatlichen Domänenbefig ausmachen. Bis in das 17. 
Jahrhundert hinein war mie in den anderen beutfchen Territorien jo 
aud) in BrandenburgsPreußen die ſtaatsrechtliche umb bie 

Tide Periönlichfeit bed Lanbesheren nicht von einander getrennt. 
landesherrlie Grumdbefig gehörte daher zu den Domänen. 
der große Kurfurſt ſchled ſedoch gewiſſe Domänen, die 
Chatullgüter, aus, deren Erträge ausichlieglih für den 
Hofhalt dienen follten, während die übrigen Domänenerträge ebenie 
ausichlieflich für Staatsjmede verwendet wurden. Der hieraus mals 
wendig entjtehende Zweliel, ob denn beide Arten von Domänen nah 
rechtlich verjelben Natur feien, wurbe befeitigt durch bas 
zich Wilhelms I vom 13. Anguft 1713, welches unter 

Unterfheibung zwiſchen Domänen und Chatullgütern beiden die 

und Eigenſchaft rechter Domanial:, Kammer: und jamt 
der demielben in den Rechten amflebenden ‚malienabilität beilegte. Im 
Webereinftinmung damit ſchteibt das M. N. IL, 14 $ 12 wor, dak 


IB. 


Arten Fr dur Ermerbungen des Lanbesherrn als 
——— feiner Familienangehörigen, durch flaatlide 
alle und durch Privatrehtögefchäfte des Staates, 

Die Erwerbungen des Lanbesherren ober feiner 
hörigen an Grundvermögen aus eigenen Eriparniffen 
andere auch bei Privatperfonen ftattfindenbe Ermerbungdert, wie —F 
durch Schentung, gelten als Privatelgentum bes Ermerbers, Ai ei 
biefer ober jeine Erben feine ansbrüdlihe a in die. 
domänen vornehmen, und joweit darüber durch Familienverträge 


—— gen nicht ein anderes beftimmt if. Die Ausdrücdlichteit 
der Grllänung wich nicht erforbert, es greift vielmehr bie Einvers 
leibung fraft einer Praesumtio juris et de iure von Rechtswegen 
Pla, wenn der Sandesherr ber erfte Erwerber war und über unbe 
—— von Ihn auf dergleichen Art erworbene Sachen weder unter 
Lebendigen noch von Tobeswegen verfügt hat*). 

Der Staat kann ferner neue Domänen erwerben durch rs 
‚Hoheitsafte. Dur ſolche vermag er bisheriges Privateigentum in 
Stoatseigentum zu verwandeln. Insbefonbere ift bies geſchehen durch 
das Eoift vom 30. Dftober 1810*), weldes für das damalige Staatds 

tet bie Säkulartfation der geiftlichen Güter anordnete ımb alle 

jet, Dom: und anbere Stifter, Ballegen und Kommenden, 

Ice wie evangeliſche, für Staatsgüter erklärte, Dieſe geiftli 
Güter jollen nach und nah eingezogen werben unter Entichädigung 
ber Nupnießer ober ſonſt an benfelben berechtigten Perfonen. Vers 
eingelt erfolgt auch jeht noch die Verwandlung von Privatelgentum 
in Staatseigentum, nämlih unter ben Borausfegungen und im dem 
Formen ber Enteignung. Eine Erwerbung fremden Staatseigentums 
buch Staatsalte bat in meuerer Zeit beſonders Hattgefunden durch 
Vereinigung bisher felbftändiger Staaten mit ber preußiſchen Monarchie, 
wodurch auch beren Staatseigentum in bas bes preußiſchen Staates 


Der Erwerb von Grundeigentum für den Staat auf privatrecht ⸗ 
‚lichem Wege bietet juriftif Leine Vefonderheiten dar. Welche Bes 
"Hörben hierbei in jebem Falle zur Vertretung bes Fiskus Tegitimiert 
find, —— ſich nach den Organiſationsgeſehen. 

Die Veräußerung der Domänen war durch das Editt vom 
18. Auguft 1718 unbedingt unterfagt. In Nebereinftimmung hiermit 
befindet fich te mwefentlichen noch das A. LM. II, 14 r 16—20. 
Siernach lonnen Domänengiter nur infomelt an einen Pridatbeſiher 
gültig gelangen, als der Staat dagegen auf andere Art ſchadlos ger 
halten worben. Damit it — nicht gemeint, daß Domänen ar 
durch Kaufgeſchafte veräufert werben könnten. Nur Gefchäfte, wie 
Tauſch gegen andere Güter, Austfun in Erbpacht oder Verteilung 
an Unterthanen zum erblichen Befige gegen fortwährende Sinfen werben 
Bei einem berartigen Nechtsgejhäfte gilt bie R 
= die Schadloshaltung verhältnismäßig geweſen je. Wer wiſſenilich 
den Befig eines Domänengutes ohne dergleihen Schabloshaltung an 
ich gebracht Hat, ſoll als unrebliher Veſther angefehen werben. 


WERE, 1618-16, *) &8, 1810, ©, 38, 
Born hat, Prespiihes Cimmdrrchtg Kl. 82 





Ausgaben beftimmt war, jo follten jederzeit nur die Bedürfnilfe bes 
Staates und bie Anmenbung einer vernünftigen Staatswirtihaft bar 
über entſcheiden, ob ihre Veräußerung fei es burd Verlauf an 
Privateigentümer oder durch Vererbpachtung oder mittels eines anderen 
Titels für das gemeinfame Wohl und das Jutereſſe des Königlichen 
‚Haufes notwendig ober vorteilhaft jel. 

2. Die Vorſchriften des U. BE 
Domänen nur inſoweit an einen Privatbefiger fonnten, als 
ber Staat bagegen auf andere Art jhablos gehalten wurbe, werben 
dahin erlläxt, daß 

m eine Verſchenkung von Domänen unzuläffig iſt, vielmehr — 
gelt von bem Gejcjenfgeber ſelbſt wie von feinem Nachfolger wiber: 
zufen werben Tann; 

b. der jebeömalige Souverän befugt ift, die zu ben — 
gehörigen Bauernguter, Mühlen, Kruge und anderen 

ich zu veräußern, wenn er bies ben Grunbfägen ber —— 
chaftlichen Verwaltung gemäß finde, ſowie das volle Eigentum am, 
bäuerlichen Befigungen ohne Bezahlung eines Kaufgeldes zu übertragen; 

©. bafı er folieflich hinfichtlih der abrigen — 

zur Vererbpachtung unbeſchränkt, zum Verlaufe, zur — 
dinglichen Belaftung nur dann befugt iſt, wenn 
Vebilrfnis des Staates eintrete, und mit dem Pe ober bem 
erliehenen Kapitale Schulden bes Staates bezahlt werben mühten, 
die in der Erhaltung desfelben entftanden feien. Hierbei follte ber 
Kronprinz und der ältefte Prinz des Haufes zugezogen werben, 


} 


Vernichtung bes über die Veräußerung oder Verpfändung 
Kontrakts unter dem Vorwande der Unveräuferlicleit der Domänen 
‚gehen würde. 

Diefe Veltimmungen besogen ſich mad ber Dellaration vom 
6. Juni 1812) midt auf die fätularifierten geiflihen Giter, 
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deren Veräuf und Verpfändung vielmehr allein vom Willen bes 
Königs abhängig blieb. 

Dieſe Vorfhriften über die retliche Natur, dem Erwerb und 
die Veräußerung der Domänen galten jebod; nur in ben Bebietsteilen, 
welde von 1807 bis 1814 ben preufifchen Staat ausmachten. Hirte 
fichtlih der 1815 neu und wieder ermorbenen Gebiete traf bie Vers 
orbnung vom 9. med ) ohne Nüdfiht darauf, ob im ihnen 
ſonſt das Allgemeine Zanbrecht eingeführt war ober nicht, folgenbe 
Beftimmungen : 

1, Die rechtliche Natur und die Veräußerlichfeit der Domänen 
At nad) den Beitimmungen bes M. SR. II, 14 zu beurteilen. Die 
Beräuferung berfelben wie die Ablöfung von Domanialrenten, Erb⸗ 
pachtögeldern und anderen Grundabgaben, Zinfen, Bebnten und Dienften 
iſt daher nur gegen genügende Schadloshaltung des Staates geftattet. 

2. Mit dem Verlaufe ber Domänen und mit Ablbſung ber 
Domanialgefäle und Rechte kann in ben gedachten Provinzen mit 
ftaatswoirtfhaftliher Rüdfiht auf bleibende Vorteile für den Staat 
verfahren werben, es müjjen jedoch bie dadurch erzielten Gelber aus: 
ſchließlich zum Abtrag gefündigter Domänenpaffiofapitalien und zur 
Bezahlung allgemeiner, zur Erhaltung und zum wahren Bebitrfniffe 
bes Staates gemadter Staatsjhulden vermenbet werden. 

3% Beribenkungen von Domänen find unſtatthaft, ausnahmsweile 
werden die Dotationen beftätigt, welche in Beziehung auf die Ereige 
niffe ber Jahre 1813, 1814 umd 1815 in ben e Provinzen 

acht jinb, wogegen vorbehalten wird, heimfallenbe Lehen ſtatt jener 

otationsgüter dem ftaatlihen Domanialvermögen einzuverleiben. 

Eine Mitwirkung der Agnaten des königlichen Hauſes ift fur bie 
1815 neu und wieder erworbenen Bebiete nicht vorgeſchrieben. 

Endlich hat inbetreif ber 1866 mit ber preußiichen Monarchie 
vereinigten Gebietsteile bie Verordnung vom 5. Juli 1867”) beitimmt, 
daß in Anjehung der rechtlichen Eigenſchaft und der Veraußerlichtelt 
ber zu ben Domänen gehörigen Gegenftänbe in biefen Lanbesteilen 
keine anderen Grundjäge gelten follen als diejenigen, melde bie fon 
ftigen allgemeinen ſtaaterechtlichen Beftimmungen, wie foldhe im A. ER, 
II, 14 85 16—20 enthalten find, mit fi bringen, und bafı bemgemäß 
in Abfiht der Zuläffigleit ber Veräußerung, insbejonbere des Verlaufs 
biefes wie anderen Staatseigentums und der Ablöfung von Domanial⸗ 
renten, Erbpachtgelvern und anderen Grunbabgaben, Binfen, Hehnten 


788. 1819, ©. 1 
— 9.8.1887, 8, 1188. 
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Dienſten alles darauf beruft, dah Veen 
unter — Schadloshaltung bes Staates. 
Ein übereinftinnmender Rechtszuftand ift hiernach für das ganje 


eine Veräußerung der Domänen nicht unentg fonbern num gegen 
genugende Schabloshaltung erfolgen darf. Diele Vorſchrift deflarieren 
die in ben einzelnen Zandesteilen geltenden Verordnungen überein: 
fimmend dahin, daß die Veräußerung ber Domänen durch jebes em 
geltliche Rechtsgeihäft, alſo auch * Domänenverläufe ftattfinben 
darf. Nur in einem Punkte gehen die einzelnen Verorbnumgen ans 
einanber, unter — BVorausfegungen eine ſolche entgellliche Wer 
suläffigift. Hier entſcheiden a 
Es fehlen jomit befondere Beſtimmungen über das Domanenrech 
hinſichtlich ber Hohenzollernichen Lande umb bes Areifes Herjogtum 
Lauenburg. Sole erfchienen beim Erwerbe dieſet Sanbesteile über 


in Preußen Eigentum des Kommunalverhandes wurde. In beiben 
Landesteilen befigt daher der Staat nur einzelne, für —— 
benutzte Grunbftüde. Auf ſolche bezieht ſich das Domanentecht aber 
ebenfalls. Da in diefer Beziehung für beide Gebiete befondere Macht 
vorſchriften nicht getroffen find, fo areifen ebem bie allgemeinen Rechts 
normen bes Privatrechts Plag unter Fortfall der in dem anderen 
Lanbesteilen beftehenben Beſchränkungen binfihtlih ber Domänen 
veräuferungen. 

Es fönnte fih nur fragen, ob biefer im allı 
ber Berfaffungsurfunbe feitgeftellte Rechtszuſtand durch bem — 
Preußens zur Eonftitutionellen Staatsform eine Veränderung erfahren 
hat, ob insbefondere jegt der entgeltliche Erwerb neuer Domänen aus 
Staatömitteln ober bie Veräußerung von Staatsbomänen an bee 
Aimmmg bes Landtages gelnüpft it. Eine ausbrüdlide allgemeine 
Beitimmung, melde eine foldhe Mitwirkung erforderte, erüftiert wicht. 
Nur für Verträge mit auswärtigen Negterungen iſt unter gesoiijen 
Dorausjegungen bie Zuftimmung ber Vollsvertretung Die 
Regierung hat dem Abgeorbnetenhaufe gegenüber die 
ausgeſprochen, daß fie zur entgeltlichen Veräußerung von 


Be 
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allgemein befugt fel, ba ihr fen Gefeh eine: foldje verbiete, ober eine 
Mitwirkung des Landtages gebiete. Dem gegenüber wurbe von ſeiten 
des Abgeordnetenhaufes geltend gemadit, es fei zur Domänenveräußes 
rung fon die Auftinmung. ber alten Stände notwendig gewefen als 
deren Rechtsnachfolger ber Sanbtag zu betradhten ſei. Weiterhin exs 
fordere Art. 103 der Verfaſſungsurkunde die Zuftimmung ber Volls- 
vertretung zur Aufnahme von Staatsanleihen, fowie jur Mebernahme 
von Garantien zu Laſten bes Staates, eine Domänenveräußerung ſei 
aber bemgegenüber ein Mehr, ba fie bie Aufnahme von Anleihen und 
die Uebernabme von Garantien überflüflig made. Daß zu einer 
jolden Veräußerung die Zuftimmung ber Bolksvertretung notwendig 
fel, hätten bie Nebaftoren ber Verfaffungsurkmbe fire jo ſelbſtver— 
Hänblid) gehalten, daß fie die Aufnahme einer dahin gehenden Beftins 
mung fir überflüffig erachtet hätten (!). Endlich ergebe fih aber aus 
jeber Domänenveräußerung eine Einnahme für ven Staat, alle Staates 
einnahmen müßten aber auf ben Staatshaushalt gebracht und vom 
Landtage genehmigt werben ?), Das Auffuden einer Nechtöfontinuität 
Inftktuttonen ber Gegenwart und ber Vergangenheit, zwiſchen 
dem Landtage unb ben alten Ständen ift allerdings ein erfreuliches 
Zeichen hiſtoriſchen Sirmes, um fo überrafhender bei einer Partei 
richtung, bie ſonſt bie geſchichtlichen Grundlagen unferes Stantslebens, 


ingbejonbere ben Zuſammenhang unferer heutigen Jnflitutionen mit 
benen der abjoluten Monarchie leugnet. Nur. diefe mangelnde es 
wöhnung an hiſtoriſche Beurteilung kann es erllären, dab man den 
Landtag für den Rechtsnachfolger der alten Stände erflärte. Eine 
Wiberlegung bedarf biefe Anſicht nidt !%). Aus ber Notwendigteit 
der Mitwirkung der Voltsvertretung zur Aufnahme von Anleihen und 


») Die Frage dam S als 1865 die 


Regierung ihr Antauforocht 
‚an der Nöln-Mindener Elfenbahn gegen eine beftimmte Abfinbungdfumme — 
Bol. beſondets ben Beticht der 11. Komm, vom 14. Februar 1866 in ben Sien. 
Ber. des Yaufes der Mbg. 1508, Bb. 2, @, 162 ff, fomie die Ausführungen der 
roneten Winde, Lader, Simfon, Dammaher unb Zmeften 

Be 85 1866/67, Bo. 9, S. 610 fi, Bd. 3, ©. 1773 f, 1801. ff. In Ueberein 
Rimmung mit jenen Ausführungen v. Röune — Di; — — 
2.2, 6. — ee rc 
waltungsret 17 Meier HE 
Dagegen Laband, Staatbreht des deutfehen Neihea Bd. 3, Abt. 9, &, 25 pi 
Arndt, Dad preußiihe und das Neihäbubgetseht im Aediv für Sffentlihes 
Reht Bo. 3, ©. 549, Bol. audı die Erilärung des Finanminifters 0. d. Heybt 
in der Komm. bes RT U, Anl yu den Gten. Ber. bes Abg Dauſes 
1866/67, Wp. 1, ©. 1 

” 10) Pal. über das ———— deutigen Volldvertrelung yu den früheren 
Stränden und über bie rage ber Rechtötontinuität bie Ausführungen 8.1,8.860, 
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derſelben herungen Dab 

— * 
Volksverttetung überflüſſig gemacht werden kann, = eine 
Sri ehe erh ——— er Bermaltung unb 

Vermeibun, er Ausgaben die Aufnahme von Staatsanleihen 
erübrigt. —— unndtiger Ausgaben von ber Zuſtimmung 
ber Voltovertretung abhängig machen zu wollen, iſt aber noch wie 
menden eingefallen. Selbit wenn die Nedaktoren der Berfaflungt- 
urtunde biejes Zuftimmungsredt für felbftverftändlid gehalten haben 
follten, fo folgt daraus noch feineswegs, dafı es bies wirklich äft. 
Was endlich die Einftellung der Einnahmen aus 
im das Budget betrifft, fo ift eine — allerdings motmenbig. Wie 
ſich aber aus ben Grörterungen über das Bubgetrecht ergeben mird, 
iſt dad Budget nicht das rechtliche Fundament ber 
es hat vielmehr hinſichtlich der Einnahmen feinerlei fantsrechtliche, 
fonbern nur eine wirtſchaftliche Bebeutung. Die Einftellung einer 
Einnahme in das Budget hat alfo nicht zur Folge, daf der Landtag 
diejelbe zu genehmigen Hätte. Bei Beurteilung der Streitfrage muß 
vielmehr ber allgemeine Grundſatz bes preußiihen Staatsrechts zur 


gi 
fomeit beſchrankt ift, als verfaflungs: oder geiepmäßig eine folde Be ⸗ 
fehräntung aufgeftellt it. Es eriftiert aber feine gefegliche 
welche bie Veräußerung ber Domänen von der 
tages abhängig machte. Die Gründe, welche man dafür angeführt 
hat, ergeben ſich als nicht ftihhaltig. Folglich ift Die Regierung bei 
Domänenverängerungen ebenfo unbeihräntt wie vor Exlah ber Ben 
faſſungsurlunde. 

Um ſolche einfeitig von der Regierung vorgenommene Beräuße 
tungen zu verhindern, ſchreiben num allerdings verſchiedene, über ben 
‚Erwerb von Eijenbahnen feitens bes Staates ergangene Gefebe, zmerit 
das vom 9. März 1867, vor, bafı yur Nedhtsgültigleit ber Veräube 
rung diefer Gijenbahnen die Zuftimmung des Landtages erforberliä 
fe Hier handelt es fih um fingulare Beftimmungen, melde das 
gemeine Hecht durchbrechen. Es wäre gar nicht abzufehen, mweabalb 
man dieſe Vorſchriften aufgenommen haben jollte, wenn fie jhen au 
und für ſich Rechtens wären. Etwas Selbftveritänblicdes — de⸗⸗ 
der Gejehgeber nicht zu beſtimmen. Daß bie Frage beftritien mar, 
hätte vieleicht zu einer authentiihen Snterpretation der Borfehriften 
über bie Domänenveräußerung, aber Ieinesmegs zu jenen Singular: 
beftimmungen ber Eiſenbahnerwetbsgeſehe führen Lünnen, Someit 
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alfo nicht befonbere Geſehe etwas anderes beitimmen, ift die Negierung 
sur Veräußerung von Zuftimmung bed Lands - 


Br nen na 
te zu neuen 
bedingt durch das Borhanbenfein ber etatsmäßigen Mittel. 

Nah ber Berorbnung vom 17. Januar 1820’) ift von ben 
Domäneneinkünften für den Unterhalt der königlichen Familie, des 
Löniglichen und ſamtlicher prinzlicher Hofſtaaten eine jahrliche Rente 
von 2500000 Thlen. zum Sronfibeifommih abzuführen, fo daß als 


fümtlihen Domänen, Forften mb fätularifierten Gütern im ganzen 
Umfange der Monarchie ausfchliehlih berer, melde zur Aufbringung 
bes Aronfideifommißfonds erforderlich find, Garantie geleiftet werden. 

Der Staat als Eigentümer feiner Domänen untermieft fich durch⸗ 
aus ben Regeln bes Privatrechts. Das U. 2.R. IT, 14 8 76 fpriät 
im Ulebereinflimmung mit dem neuerdings durch bas Einführungsgefeh 
& 4 zur Givilprogehordnung reichorechtlich zur Anerlenmung gelangten 
deutfhen Rechtsanſchauung ben Grunbfag aus, daß bem Staate bei 
bem Gebraude, ber Venupung und Berwaltung ber Domänen und 
Regalien der Regel nad nur eben die Rechte zuftehen wie einem 
jeden Privateigentümer. Es ift daher auch über die Rechte und 
Pilihten des Fiskus ald Eigentümers jeiner Domänen ber gewöhnliche 
Gioilprogeh zuläifig. Die befonderen Vorrechte des Fiskus gegemüber 
ae namentlich in Bezug auf Verjährung und Pfandrecht 
gehören, ba ber Fisfus ſich hier durchaus als Privatrechtsiubjelt finz 
‚giert, der Behandlung bes Privatrehts an. 

Was die Nupung des Domanialvermögens anbeteifft, fo findet 
eine Berfchiebenheit ftatt zwiſchen be landwirtſchaſtlich zu nugenben 
Grunbjtäden, d. h. ben Domänen im engeren Sinne, weiter den Forften 
und endlid dem jonftigen ftaatlihen Grundvermögen. 

Die Benupungsart der Domänen im engeren Sinne Hat mannigs 
fadh geiwankt. Bis zur Zeit bes großen Surfürften war wenigſtens 
im Dften die eigene Verwaltung und Nuthung durch ſtaatliche Beamte 
üblich. Erſt ſeit 1651 bürgerte fih nad niederlandiſchem Vorbilde, 
welches ſchon in Rleve-Mart Eingang gefunben hatte, bie Verpachtung 
an Stelle ber eigenen Verwaltung ein, jedoch unter mannigfahen 





") 88. 1820, 8.0. 


Anordnungen zu trefien, wie ihnen folhes in den älteren Provinzen 
ber Monarchie reffortmäßig zuſteht und ſetzt zugleich die in bem ger 
dachten Sanbesteilen geltenden Geſehe und imfoweit 
aufer Kraft, als jie mit den hiernach zu treffenden Amorbnungen fm 
Widerſpruche ftehen. 


Rammer vom 15. Degembder 18% — ». Kampk, An. 86. 9, ©. 2. — 
") Bol Gelhäftdanwelfung fir die Regierungen vom 4. Depmber 1605 
und. hinfichtiic der Bedingungen der 2; 
20, Zutt 1866 — MBl. der inn. Berm. 1867, ©. 45 — und vom 18, Ropemier 
1870 — a. a. ©. 1870, ©. 806 —, nunmehr erfeht di das CirkReikr. vom 
18. Augufl 1972 — a. e D. 1972, ©, I 
"8. 1887, &. 1129. 
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Sinſichtlich der Nuhung ber weder zu ben —— Domänen 
noch zu den Forſten gehörigen Grundftilde des Staates eriftieren feine 
allgemeinen Vorfriften. Wielmehr entiheiden Lediglich Gefihtspunfte 
apple dariiber, in welcher Weiſe die Nupung ftatte 
Man bezeichnet diejenigen ſtaatlichen Grundftide, melde dem 
Staate feine Einnahmen gewähren, fondern lediglich zur Benutung 
für öffentliche Zwede beftimmt find, gemöhnlid als Bermaltungsvers 
mögen im Gegenjage zu dem fogenannten Finangvermögen, d. b. den 
Domänen im engeren Sinne und den Forften '%). So bebeutungsvoll 
biefe Unterfcheibung aud vom volfemirtihaftlihen Stanbpunte fein 
mag, jo iſt fie doch ſtaatsrechtlich von jehr geringem Werte. Alle 
Rehtsnormen über das Domänenreht greifen wenigſtens nad) preis 
Hfchem Staatsrehte aud für das fogenannte VBermaltungsvermögen 
Vlatz. Die Verſchiedenheit beiteht bloß in ber Art der Nupung, mos 
bei man nit einmal behaupten fann, daß für öffentlihe Amede be: 
fimmte Gebäube nicht auch Einnahmen gemähten könnten, 5. B. durch 
teilweife Vermietung, und in ber Art ber Verwaltung, welche ber 
Behörde des betreffenden Berwaltungszweiges zuſteht. 


$ 202. Staatliche Gewerbedetriche. 


Einen bedeutenden Teil feiner Einnahmen zieht der Stant aus 
unmittelbar von ihm durch feine Organe betriebenen Bewerben, Der 
Staat als Gewerbtreibenber unterwirft ſich nun durchaus ben Negeln 
des Brivatrehts. Insbeſondere find bie aus bem Gewerbebetriebe 
entipringenden Rechte und Pflichten des Staates in een bes 
fonderer Nechtsvorfäiriften nad allgemeinen 
fügen zu beurteilen, und bie Geltendmachung ber Rechte und —— 
pflichtungen erfolgt ſowohl für wie gegen den Staat im gewöhnlichen 
‚Gioilprogefje '). Die Gemerbebetriebe des Staates konnen min an und 
für ſich fo mannigfaltig fein wie bie ber Privatperionen, und eine 
Aufzählung aller rechtlich denkbaren Betriebsarten erſcheint unmöglich. 
Es follen hier nur die wichtigſten Betriehszweige erwähnt werden. 

1, Die Staatseifenbahnen. Die Eiſenbahnen kommen 


m 8.8. Stein, Sehsud ber Gnonifenigaft M-1, 8.2011; Saband 
in Hieihd Ann. 1878, ©. 418 ff. und SLR. des deutfchen Reiches ®b. 8, Mbt. 4, 
S.RLT: 8 Saulie, Be StR Du 2%, ©. 174; 8. Meyer, Deutiges 
3,6. 178; Segel, Baye StR. 9b. 4, ©. 37. Gegen 
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ieh vom 8. November 1838*). Später — 
Anfhauungen in diefer Beziehung, und > preußiiche 
Linien 


Staat 

Ri! 
dur) Sinsgarantien unterftügt und felbit — gebaut 
in Betrieb genommen, ſondern feit 1880 allmählich jäntliche 
bahnen des Landes von irgend welder Bedeutung für ſich 
Nur einzelne unbedeutendere Linien befinden ſich noch meiter 


geſell ſchaften zwar thatſachlich Eigentitmer fait bes gejamten preuhlicen 
Eifenbahnneges, ein aueſchließliches Recht des Staates auf den Eifen 
bahnbetrieb befteht jebod; feineswegs. 
Aus biefer geſchichtlichen Entwidlung des preußiühen 

rechtes erklärt es fi, daß anders als auf dem Gebiete bes Po 
mefens ber Staat in feinem Eifenbahnbetriebe genau biejelbe rechtliche 
Stellung einnimmt wie jede Privatgejellihaft, Der Staat banbelt 
bei dem Betriebe der Eifenbahnen nicht in Ausübung von Heheitd 
rechten, fonbern als den Grunbjägen bes Privatrechts untermorfemer 
Gewerbtreibenber. Die Bergung ber Eifenbahnen durch das Pubs 
Klum beruht auf privatrechtlichen Transportverträgen, bie — 
entbehren des offentlichtechtlichen Fundamente. Die 


lichen Arbeiten vorbehalten, ſowelt bie Beſtimmung über biefelben 
nit den koniglichen Eiſenbahnditettionen überlajien ift*). 

uUeber bie Verwendung ber Eiſenbahneinna hmen find beionbere 
Beſtimmungen getroffen worben durch bas Geſetz vom 27. Mai 1882 
betreffend die Verwendung der Jahresüberjüfie der —— 
Demnach bat bie Verwendung zu erfolgen: 1. zur Verzinſung ber 
jeweiligen Eifenbahntapitaljhuld, 2. zur Ausgfeihung eines eima wor 
bandenen Defizitd, welches anderenjalls durch Anleihe gededit werben 
müßte; 8. zur Tilgung ber Eiſenbahntkapitalſchuld. Diefe Beitim 


”) Im erfterer Begiehung ft auf $ 199 zu vermeifen, 

”) 8,6. 1838, &, 508, 

9 iechhäße: Geieh vom SA, Kancmber 1879 — MOL der Inn Bern. 
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mungen find bei Aufftellung des Etats zu Grunde zu legen. Da dies 
jelben ben Geſehescharalter haben, fo wurde von ihnen nur mit Quftime 


2. Die Staatslotterie?). Eine Staatslotterie murbe in 
Preuhen zmerft im Jahre 1763 errichtet. Sie gehörte zu denjenigen 
Finangerperimenten, vermittels beren Friedrich der Große nach dem 
febenjährigen Kriege ben Staatsfinangen aufzupelfen verſuchte. Die 
otterie ftand anfangs unter Staatsverwaltung und murde fpäter 
verpachtet. Zur Sicherung des finanziellen Effeftes erfolgte ein Ders 
bot aller Privatlotterien unb bes Spielend in auswärtigen Lotterien. 
Erſt zufolge des Edifts vom 20. Juni 1794°) wurde bie Kotteries 
verwaltung wieder auf den Staat übernommen. Das Lotterieedikt 
vom 28. Mai 1810) erfegte das bisherige Zablenlotto durch eine 
fogenannte Quinenlotterie, neben der ſich die bisherige Klaſſenlotterie 
unter gewiſſen Veränderungen erhielt. Die Quinenlotterie ift jedoch 
fpäter wieder eingegangen, fo baf gegenwärtig nur nod bie Klaſſen- 
Iotterie befteht. 

Yährlich werden zwei Lotterien gefpielt, regelmäßig jede in vier 
Ziehungen, Klaffen genannt. Die gleiche Losnummer ſpielt in allen 
Mafjen berjelben Lotterie mit. Der Abnehmer ift zwar nur zur 
Abnahme eines Lofes für eine Ziehung und zur Entrichtung des Preifes 
hierfür verbumben. Gegen meitere Prämien hat er aber innerhalb 
beftimmter Friſten bas Recht auf ein Ermeuerungslos über biefelbe 
Nummer für die folgenden Klaſſen. In jeber folgenden Kaffe find 
mehr Gewinne als in der vorhergehenden ausgeieht, fo dab jeber 
Spieler geneigt fein muß, fich fein Los für bie folgende Zlehung er- 
neuern zu lafjen. 

Rad) dem Lotterieeditte vom 28. Mai 1810 find die durch den 
Drud belannt gemachten Pläne, Inſtrultlonen für die Einnehmer und 
Publifanda die Geſetze, nach melden bie Rechte und Pflichten ber 
GeneralLotteriedirektion und der unter ihrer Autorität und von ihr 
angenommenen Cinnehmer zu beurteilen find, Subſidiar ſollen bie 
Beftimmungen des Allgemeinen Landrechts entſcheiden *"). Wenn bie 


0) Yebere Uebereinftiimmend ©. — — — 2,@.181; 

3 ee Pr. SLR. 8b. 2, ©, 
it 9. 9. Bender, Dad Baer, 2 Aufl, Gichen 1851; Ober 

breit, Beidichte ber preufifien Lotterleeinrichtungen von 1709-1315 in ber 
Btfhr. ‚reuf. Gefhichte 1864, ©. 38 ff; Pr. Enbemann, Beiträge zur 
Befötäte der Lotterie und — Betigen Zeitrumäß, —— 
Wörterbud Mb. 2, &, 55 ff 
J— 8.8. 110, ang ©. me. 
10 des Gbitts vom 28. Mat 1810 gab unter Abänderung bed $ 588 I, 
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Der Staat als Lotterieunternehmer · ſteht mit den Spielern in privat 
rechtlichen Kontraftsverhältnifien und ift den Vorihriften va 
reqhto unterworfen; 

Siermit Reht es aud niöt im Mierfprude, dah ber Staat, bie 
Zeranitaltung von. Privatlotterien ohne. feine Erlaubnis, ſowie 
Spielen in auswärtigen Lotterien verbietet, Diejes Verbot — 
teinexlei edi chen Zufammenhange mit ber — Lotterie. Die 
Sicherung der Lotterieeinnahmen war allerbings ein 
Motiv, des Gefeggebers für den Erlaß biefer Verbotsgefege ''). Dieies 
Motiv {N aber einerfeits fir ben rechtlichen Charakter. ber Verbote 
gleichgültig, anbererfeits ift es aber nicht einmal bas —— 
dabei ebenſowohl fittenpoligeiliche Geſichtspunlte in Betracht. Soviel 
fieht jedenfalls feft, dah ein Lotletiemonopol in Breußen wicht eriftiert, 
b. b. es gibt feinen Rechtsſah, ber bem Staate das ausfcließlide 
Recht zur Veranfialtung einer Lotterie beilegte und alle nicht vom 
Staate ausgehenden Lotterien verböte, Vielmehr iſt mur jede Ber 
anftaltung einer Lotterie im nlanbe abhängig gemacht von. 
Naatlichen Erlaubnis, Die erlaubten Privatlotterien und die Staats: 
lotterie find aber bei ihrem Gejhäftäbetriebe denfelben, im. 2. 
enthalten Beflimmungen privatredtliher Natur unterworfen, 
Staat als Lotterieunternebmer handelt daher nicht in Ausiibung eines 
faatligen Hobeitörcchtes, fondern als Gemerbtreibender,. 

Someit privatregtlihe Vorſchriften in Frage kommen, muofien 


& 


? 


11 A. ER. den Lotteriseinnehmern ein Alageredht rüdfihtld geftunbeter 
gelber. Diefe Benimmung ifi indes durd) Die Kabinetidorbre nem —— 
Mr. 1 — 88. 1841, ©. 181 — wieber aufgehoben. worden. . 
') Das Merbot der Beranftaltung Öffentlicher Sotterien 
Grlaubnis ift enthalten in 9.238 @te®.8, Wegen des in 
fultate von 


ich 
Zotterien durch bie in Foruben erförineben Betungen va. ie Gienfortute Deh 


Gefepes vom 29. Zul 1885 — 8.8. 1885, 8. 317, 
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bie des A. EN. als für das ganze Staatsgebiet gultig betrachtet 
da das Lotterieeditt ‚auf diefelden vermeift. Letz⸗ 

teres fieht aber auch ohne befondere ig für das ganze Stantss 
institut behandelt. 


. Die Seehandlumg. Durch Patent vom 14, Oktober 
wurde von (Friebrich dem Großen bie Erritung einer Hans 
delsoeſellſchaft unter ber Bezeichnung „Seehanblungsgejelihaft“ anges 
ordnet, und ihr gleichzeitg ein Monopol für die Einführung des See: 
falzes aus fremben Gebieten mach Preußen erteilt. Die Geſellſchaft 
war eine Altiengeſellſchaft mit einem Vetriebslapitale von 1 200 000 
— beftehend aus 2400 Aktien zu je 500 Thlrn., von denen bee 
König 2100 Aktien übernahm. Später erhielt ſie noch andere Mono ⸗ 
pole, fo für ben Vertrieb des inlandiſchen Wachſes nach Spanien, 
der ſchleſiſchen Leinewand nad) Nordamerika. Die für den inlänbifchen 
Bertrieh des eingeführten Seefalzes gleichzeitig mit der Sechandlung 
jete Compagnie de Prusse murbe bereits am 24. Mat 1775 

mit jener vereinigt. Durch Patent vom + März 1794 '%) erfolgte 


1808 jebod unter Vefchränfung ihres Monopols auf ben Seehandel: 
Im Jahre 1806 wurde die Seehanblung zahlungsunfähig, eine Er: 
neuerung Ihrer Privilegien fand daher im Jahre 1807 nicht ftatt, 
fondern das Anftitut begnugte ſich mit der Abwicklung der ſchweben ⸗ 
den Geſchafte Eine Drbnung ber Verhältniffe brachte erſt bas Ebitt 
vom 27. Oktober 1810 *) dahin, bafı die Obligationen wie bie Ste 
Hanblungsaltien vom Staate übernommen und in Staatöpapiere um⸗ 
geiäprieben wurden. Die Seehanblung war fomit ein reines Staats: 
inftitut ohne jebe Beteiligung won Privatperfonen, fie behielt jedoch 
ihren alten Namen bei und diente bem Staate als Taufmännifches 
‚Hilfsorgan bei feinen Geldgeſchaften. 

Die Kabinettsorbre vom 17. Januar 1820) orbnete demnächſt 
die Verhältniffe der Seehandlung endgültig, indem fie dieſelbe für ein 
für ſich befiehendes, von dem Minifterium bes Schages imabhängiges 
Gelb: und Handelsinftitut des Staates erflärte, deſſen Chef die ges 
famte Leitung mit unumfchränkter Vollmacht, aber unter periönlicer 
Verantwortlichteit führen ſollie. Als Geſchafte der Seehandlung 
wurden bezeichnet ber Antauf des Salzes aus England, Frankreich, 
Portugal und bie Abgabe desfelben an bie Salgbebilspartie, bie Eins 
ziehung ber Saljbebitsüberjehffe in Oft: und Weſtpreußen, Lithauen 

un N. C. 0, IX, 4 9. 21, 

6 1810, 8 fl. ) 0.8, 1820, ©, %, 


— 
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und bie Beforgung aller für Rechnung bes Staates im 
Geldg Der Giant Hhermapın Die Ber 





haushaltsetats jur Dispofition bes Königs vorhanden fei. —— 
Mitteln legte bie Seehandlung gewerbliche Etabliſſements ber 
ſchiedenſten Art an, deren Erträge ebenfalls ihrem ee 
zugeihlagen wurden. Nach der nicht publizierten Nabinetisorbre nem 
25. Juni 1841 follte indes das Jnftitut von jeinem Gewinme ums 
ohne Schmälerung feines Kapitalvermögens jährlih 100000 Thlr. 
zu einem Fond für auferordentlihe Staatsbauten abführen, Der 
Allerhöchfte Erlaß vom 17. April 1848 Nr. U sub 2'”) orbnete 
die Seehandlung dem Finanzminiſter unter, fo bat bas auf bie Au 
binettsorbre vom 17. Januar 1820 beruhende beſondere Auratorium 
fortfiel. Die Beteiligung der Seehandlung am Salzhandel hörte mit 
der Aufhebung bes Salzmonopols von jelbft auf. Aber auch 
fonfliger Gefäftsbetrieb wurde auf Wunſch der 
1850 bedeutend eingeihräntt, und es erfolgte bie Einftellung 
Beträge bes Reingewinnes in den Staatspaushaltsetat. Da bie Eee 
handlung als bejonbere jurifliiche Perfönkichteit ſchon jeit 1820 anf 
gehört hat zu eriftieren, ift fie gegenmärtig mur ein Bank und Im 
huftrieunternehmen bes Staates. 

Unter ber Verwaltung ber Sechanblung ſteht das durch bie 
Kabinettsordre vom 25. Februar 1894 ) begründete Königliche Leib: 
amt zu Berlin ’"), 

4. Die Porzellanmanufaltur Diefelbe beruht a 





ie Rabineltsorbre vom 19. Fun 
= noerpeieteer —E 


grundeten Rotherſtift zu Berlin ur Unterftügung 


—— 
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einem ausfhlieplichen Privileglum, weldes Friedrich der Große im 
Jahre 1762 bem Kaufmann Goptomsty in Berlin fir die Porzellans 
fabrifation erteilt hatte, Schon im folgenden Jahre mußte jedoch 
der König ben Betrieb auf eigene Rechnung übernehmen, wodurch bie 
—— Staatsmonopol wurde. Das Monopol fiel in 

diefem Jahrhundert fort. Dagegen ift die fünigliche Porzellanmanı 
faktur jelbit als Mufterinititut bes Staates beſtehen geblieben. Sei 
rechtlichen Charakter nad) unterſcheidet es ſich Tim mehr von anderen 
Gewerbebetrieben, 


5. Berg und Hüttenwerke?). Die im A. IR. IL, 16 
88 69 ff. enthaltene Kodifilation des Bergredtes fteht noch auf dem 
Standpunkte der Negalität, Hiernach befaf der Staat ober derjenige, 
ben ber Staat bamit beliehen hatte, das ausichlieflihe Recht zum 
Dergbaubetriebe. Der Betrieb ſelbſt war aljo Ausübung eines Haut 
lichen Hoheitarechtes. Diefer Standpunkt ift jedoch durch das All: 
gemeine Verggeſetz vom 24. Juni 13062) verlaſſen worden. Der 
Staat nimmt nicht mehr den Vergbaubetrieb als Hoheitsrecht für ſich 
in Anfprub, fondern ftellt den Bergbaubetrieb feiner rechtlichen Natur 
nad) jebem anderen Gewerbebetriebe gleih. Er beauffichtigt ben Bes 
trieb nur und macht insbejondere ben Beginn besfelben von jeiner 
Bulaffung abhängig, Someit der Staat jelbft Berg, Hlttenmerke 
ober Salinen beiigt, bat er feinerlei Ausnahmeitellung gegenüber 
anberen Bergbauberechtigten, ſondern ordnet fi) bei feinem Betriebe 
den allgemeinen privatreditlihen Vorſchriften unter. Indem ber 
Staat den Bergbau betreibt, handelt er nicht in Ausübung feiner 
Herrſchaftogewait. Er betreibt vielmehr ein Gewerbe nad) Maßgabe 
der für basjelbe geltenben gewerbepoligeilihen und privatrechtlichen 
Verſchriften 
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Der uripringlihe Charakter der Steuern als einer jreimiligen 
Gobe der Unterihanen file den Sandesherren zu öffentlichen Smeden 
war in Preußen fchon feit Unfang des 18, Jahrhunderts ſpurlos 


=) Huch) dad Wergmwefen lommt an diefer Stelle nur ald ftaatlige Einnahme 
quelle in Betracht. Bal. im übrigen wegen bes öffentlichen Vergrechts $ 186, 
") 8.6. 1865, ©. 705. 
") Die Litteretur ber boo Steuerwelen ift zum gedßten Teile nationaldtono- 
Sonate Anh: 6.3. SAmi? 1, Hheriglde unten Ge un nd 
er midt, 
Defteuerung in den preuß. Stanten, 2 Bünde, Berlin 1825; v. Alemiz, Alge 
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N. Bon irgend mwelder pearl 
ee nr 
a Steuern Da 18 
— daher nur ——— ee 
Da ——— Ausorude, tn —— 
zur Beſtreitung ber bedutfniſſe das Privatoermögen, bie 
fonen, ihre Gewerbe, Probufte ober Konfumtion, Fame Agent 
belegen, iſt ein Mojeftätsreht*. 
‚Hiermit ift dad Weſen der Steuern far num Wusbrude gelangt 
&s find Nögaben De Der Feste zur fung Don Sa 
ne unmittelber 
ober an Kommmmalverbänbe zu entrichten find, handelt es ſich um 
Staats oder Kommunalſteuern. Das U, LM. beitimmt aber weiter 
bin die Form, in ber bie Steuern auferlegt werben bürfen.- ‚Das 
Recht — frebt allein dem — au, es ift ein 
Mit dem Erlaffe der Verfaflungsurfunde hat das Weſen 
Steuern jelbit keinerlei Veränderung erfahren, fie find Freue 
Privatwirtihaft für bie Veftreitung der Stantsbebürfniffe geblieben. 
Ebenfowenig haben die Steuern wieder ben Charakter einer freb 
willigen, von ber Zuftimmung ber Abgabepflihtigen abhängigen Gabe 
angenommen. Rad wie vor beitimmt allein der Stant, welche Steuem 
und in welchet Höhe die Steuern gezahlt werben follen. Das Be 
ſteuerungsrecht iſt alfo, um bie landrechtliche Terminologie 
ein Majeftätsrecht geblieben. Lediglich die Ausübung bes 
rechtes iſt an die Zuftimmung des Landtages genäpft, d. b. bie 
hebung von Steuern darf mır auf Grund von Geſeden erfolgen. 
Art. 100 ber Berfafjungsurtunde brüdt dies bahin aus, ba Steuerm 
umb Abgaben für die Staatsfaffe nur erhoben werben bürfen, fomeit 
fie in den Staatshausbaltselat aufgenommen oder durch befonbere 
Gefege angeorbnet find. Da auch der Stantshaushaltsetat nad) Art. 
99 der Berjafjungsurkunde jährlich dur; ein Geſet feftgeflellt mirb, 
To ift das Ergebnis, baf jede Steuerforderung nn Staates eimer 
gefeglihen Grundlage bedarf. SHierbei ergab ſich aber — 
feit hinſichtlich ber bei Etlaß ber Berfafjungsurkunbe bereits befichem 
meine Steuerverfaffung im ber preuf. Monarchie und befonbere Grunbfteuersen 
faffungen in ber preuß. Provin Sadhfen, Hagdesung 1828; 3. @. Hoffmann, 
Die Zepre von den Cteuern alb Wnleitung zu gründen Iletrilem über dab 
Steuermeien mit bejonderer Bepiehung auf den preuß. Staat, Berlin 1840. Ugl 
im übrigen bie Litieratut Uber das Tinanzwefen des preuß Stanies km Aal 
Preis. Stoatdanyeiger, Jahrgang 1847, Beibeft für November & MD. 
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ben Steuern. Da ber vor Erlaß ber Verfaſſungsurkunde geltende 
Gefegesbegriff nicht ein formeller, fordern ein materieller war und 
bie Abänderung, Ergänzung ober Erflärung der gemeinen Rechte ums 
faßte, fo beruhten bie fämtlichen, zur Zeit des Erlaſſes ber Verfaffungs- 
urkunbe beftehenben Steuern im Widerſpruche mit ber neuen Vers 
faffungsbeftimmung nicht auf Belegen, Tondern auf Verordnungen, 
ihre weitere Erhebung hätte aljo ber verfaflt — Grundlage 
enthehrt. Hu dieſem Zwecke erſchien eine Uebergangsvorſchrift ers 
forderlich, melde bei ber Reviſion ber Verfaffungsurkunde ald Art, 
109 unter ben allgemeinen Beſtimmungen aufgenommen wurde. Hier⸗ 
nach follen die betehenben Steuern umb Abgaben bis zu ihrer Abe 
änderung durch Gefeß forterhoben werben. Es wird alfo den zur 
Zeit des Etlaſſes der Verfaflungsurfunde beftehenden Verordnungen, 
welche das rechtliche Fundament für die Erhebung der Steuern bilbeten, 
ber Charakter von Geſetzen beigelegt. Sie jollen bie Rechtsgrundlage 
für bie Steuererhebung auch weiterhin ausmachen, als wenn fie in 
Gemäßheit des Art. 100 der BVerfaffungsurkunde erlaſſene Gejege 
wären, unb fie follen glei) dieſen eine Nenberung nur in ber Form 
des Gefepes erfahren dürfen. 

Außerdem trifft Art, 101 der Verfaffungsurkunde die Vorſchrift, 
daß in Betreff der Steuern Bevorzugungen nicht eingeführt werden 
önnen und verheiftt eine Nevifion der beftehenben Steuergefehgebung, 
bei welcher jede Bevorzugung abgeſchafft werben fol. Bon ber Vers 
heißung einer künftigen Gejeggebung kann als rechtlich vollommen 
bebeutungslos billigermeife abgefehen werben. Bon Wichtigfeit ſind 
jedoch bie Beftimmungen über bie Stewerbevorzugungen, Hierbei 
iſt zu unterfheiben zwiſchen älteren Steuergeſehen einerfeits und ben 
nad Grlaß ber Verfafjungsurkunde ergangenen anbererjeit. Die 
älteren Steuerrehtsnormen find in Mraft geblieben und Haben ben 
Charakter von Geſehen erlangt und zwar bezieht ſich bies auch auf 
ſoiche Beitimmungen ber älteren Gefepe, welche Steuerbevorzugungen 
enthalten. Es wirb in biefer Hinſicht mur eine jebe Bevorzugung abs 
ſchaffende Nevifion der beſtehenden Steuergefepgebung in Lius ſicht ges 
ſtellt. Dagegen kann durch neue, nach Erlaß der Berfaflungsurfunde 
ergehenbe Steuergejege Teine Bevorzugung eingeführt werben. Ein 
Steuergejeh, welches bies gleihwohl thäte, wilrde nur in ben Rormen 
der Werfaffungsänderung zuftandefommen können und anberenfalls 
verfaffungswibrig fein, 

Bis zu biefem Punkte iſt das Nedtsverhältnis völlig Mar und 
zweifellos. Nun fragt es fi aber, was mit dem durchaus unbeftimmten 
Worte „Bevorzugung“ gemeint ſei. Es ift Dies ein — von der 

Borndat, Peruffget Stocisreft, LIT. 


lu. 





heranzuziehen. Nie 
mals ift Bien eine mit den Beftimmumgen ber Verfaflungsurkunde 
im Miberfpruc ftebende Vevorzugung gejehen worben. Eine jolde 
würde erit — wenn etwa bie Handarbeiter als jolde 
ohne Rüdfiht auf Ihr Cintommen von der Steuerzahlung befreit 
würden, Nicht jebe Ungleihmäßigfeit in ber Be ‚eine: ſolche 
wird id niemals ganz vermeiben laſſen, ſondern nur die 
einer beftimmten Gefelli&aftstlafie vor —J — ift olfo verfajfunge 
mwibrig. Dabel ift jedoch anzuerkennen, bie Grenze zwikhen ber 
Vevorzugung einer Gefelfhontstiafe und * einer beitimmten Beige 
art jic) Feinesmwegs arf ziehen läßt, dab beides häufig zufanmen- 
fallen wird. Dieſe Schwlerigleiten find jebod unvermewlih, folange 


ber innerlid unklare Aet. 101 ber Verfaffungsurkunde und bie Mög " 


lichleit verfajjungswibriger Gefege überhaupt noch befiehen. 

Man teilt die Steuern gemöhnlid ein in birefte und inbirekie 
—— und verſteht unter erfteren die von bem Einfommen aber 

dem Vermögen in periodiihen Zeiträumen zu entrictenden Abgaben, 
—* letzteren die — Keira ne bei * * 

andlungen zu zahl ine rechille Deutung. 

10h ähnlichen Ereikungen der Steuern beizumeiien 4). — 

bei die ſen Einteilungen lediglich vollowiriſchaftliche Geſichtspantu 


Val. Constitution balgo art. 112: „ll ne psat oteo &abli de vun· 
läge en matidre d’impdts. — Nulle exomption ou moderation dimpät 
peut ötre etablie que par une loi. Der zweite Say, bus den. —— 
keiten —— einigermafen befeitigt werden ift tn der preuftfden BU leiter 
meggelafien. 

Br diefe Einteilungen G. Meyer, Bermaltungbreht BD, 2, 
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Bern bie Einteilung in birelte und indirelte Steuern gleichwohl auch 
in der fiaatsrehtlhen Litteratur Aufnahme gefunden hat, fo beruht 
dies auf der herrichenden Vermengung von Staatsrecht und Politik, 
Aber auch bie Beleggebung hat id) biefer Unterſcheldung menigitens 
in ber Form bemädtigt, daß fie einige Steuern, nämlich Grunds und 
Gebäubefteuer, Klaſſen- und Eintommenfteuer und Gewerbejteuer unter 
der Bezeichnung birefte, die Zölle, Verbrauhsfteuern und Stempel 
umter ber Dezeichnung indirelte zujammenfaßt *). Staatsrechtlich ift 
jedod eine derartige Einteilung vollfommen wertlos. Sofem man 
aber nur einzelne Steuern unter einem gemeinſchaftlichen Namen ber 
zeichnen will, iſt gegen die Terminologie nichts einzumenben, wobei 
allerbings immer geiagt werden muß, welde Steuern in dieſet Weite 
zuſammengefaßt werben follen, da die finanzwiſſenſchaftliche Litteratur 
hierüber teineswegs einer Anficht ift. 

Die Steuergeiehgebung ift nun aber ben Eingelftaaten nicht in 
vollem Umfange verblieben. 

Allgemeine reihsrechtlihe Normen auf bem Gebiete des Steuer- 
wejens jind enthalten in bem gegenwärtig für das ganze Neichögebtet 
geltenden Geſehe vom 13. Mai 1970 wegen Bejeitigung der Doppel: 
befteuerung °). Hiernach barf ein Deutſcher zu den direkten Etagtdr 
feuern nur in demjenigen Bundesſtaate herangezogen werben, it 
weldem er feinen Wobnfig und in Ermangelmg eines Wohnfiges 
feinen Aufenthalt hat. Bei einem mehrfachen Wohnſihe entiheidet 
ber bes Heimaiſtaates, bei Reichs und Staatsbeamten ber dienſtliche 
Wohnfig. Die Doppelbefleuerung ift hierdurch nicht ausgeſchloſſen, 
wenn ein Deutiher, der nicht Beamter iii, einen mehriahen Wohnfit, 
‚aber feinen Wohnfig in feinem Helmatsftaate hat, Das Befteuerungds 
recht ber Einzelſtaaten wirb meiter nod) injofern beſchrankt, als Grund⸗ 
befiß und Gewerbebetrieb und. das aus dieſen Quellen fliehende Eins 
Lommen nur von dem Bunbesftaate, in melden ber Grundbefit Tiegt, 
ober das Gewerbe beteleben wirb, Gehalt, Penſton, Wartegelo von 
deutſchen DMilitärperfonen und Givilbeamten und Neliktenanfprüde 
ihrer Hinterbliebenen nur von dem Bunbesftaate, welder bie Zahlung 
Teiftet, befteuert werben können. Damit ift zwar nicht Die Doppel« 
beiteuerung überhaupt, insbejondere nicht eine mehrjache Komunmal- 
beiteuerung, wohl aber eine mehrfahe Heranziehung Neichsangeböriger 
zu ben bireften Staatsfteuern mehrerer Bundesftaaten, von dem eben 
erwähnten vereingelten Falle abgeſehen, reichorechtlich unmöglid; gemacht. 


*)WgL 4 8. 80.9, ©. 101, 168, 166. 
BGBL. 1879, ©, 119., 
s. 
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Biel weiter geht bie reichsrechtliche Normierung auf dem Gebiete 
der inbireften Steuern. Hier nimmt nad; Art. 35 der Reichäverfaffung 
das Reich aueſchlieblich Fir fi in Anfprud bie Gef über 
das gefamte Zollweſen, über die Beſteuerung bes im 

gewonnenen Salzes und Tabaks, bereiteten Branntweins und 

und aus Nüben oder anderen inlandiſchen Erzeugniffen 

Zuders und Syrups, über den gegenjeitigen Schuß ber in bem ein- 
zelnen Bundesftaaten erhobenen Verbraudsabgaben gegen 
stebungen , jowie über Mafregeln, welche in den Zol ur 
Sicherung ber gemeinfamen Bollgrenze erforberli find. Jedes 
Bunbesftaate ift die Erhebung und Vermaltung biefer Steuern im bem 
bisherigen Umfange unter Aufficht des Reiches verblieben, — fickt 
der Reinertrag berjelben nad) Abzug der Erhebungs: und Bermalı 
tungsfoften in die Reichdlaſſe (Art. 36, ENB). Die Einelflanten 
haben auf diefem Gebiete keinerlei Gejehgebungöbefugnifie fon: 
dern mur bie Steuerverwaltung als Organe des Reiches nad Wahr 

ber von biejem erlajjenen Gejege und eb rn 
* unter Aufſicht der vom Reiche beftellten Kontröllorgauc 
Steuern fliehen allerdings zumächft in die Landestaflen, da nur der 
Reinertrag an das Reich abzuliefern ift. Cs if alſo ber Sandesfistus, 
welder den Steuerpflichtigen gegenüber als forberungsberedhtigt — 
ſcheint. Nur verbleiben abgefeben von den Berwaltungsfoften 
Steuererträge nicht dem Landesfisfus, ſondern find von biefem * 
den Reichsfistus abzuliefern, der dann ſeinerſeits wieder gewiſſe Ueher⸗ 
ſchuſſe an bie Einzelſtaaten verteilt. 

Die Steuergefege enthalten num aber bloß allgemeine Nedhtir 
normen barüber, welche Steuern erhoben werben follen. Es iſt Auf- 
gabe ber Verwaltung, durch Subfumtion bes fontreten Falles unter 
die allgemeine Rechtsnorm die Steuergefepe auszuführen, b. B, bie 
Einfhägung der Steuerpflihtigen vorzunehmen. Die 
felbft, welde ihrem ganzen Charakter nach ſich ald eine ber Medt: 
ſprechung ähnliche Behördenthätigkeit barftellt, ift für bie 
Steuern verſchleden geregelt und muß baber bei dieſen befonbers ber 
Handelt werben. Der Steuerpflichtige Tann jedoch bie Berechtigung 
ber ſtaatlichen Steuerforberung ganz ober teilmeife beſtreuen. Dans 
entſteht ein förmlicher Nechtsftreit zwiſchen bem Steuerpflichtige amd 
der Verwaltung, und die Behörde, welde biefen Nechtsitreit zum ent: 
ſchelden berufen ift, übt durch dieſe ihre Eutſcheidung eine Aontrofe 
über das einfhägende Organ aus, Der Natur dieſer Streitigkeiien 
würde eine Entihetdung im Verwaltungsftreitverfahren am meiflen 
entſptechen. Mährenb num aber basfelbe Hinfichtli ber kommunalen 


4 
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Abgaben allgemein zugelaffen ift, wirb es für die ftaatlihen Abgaben 
ebenfo Tonfequent ausgeſchloſſen. Hier find vielmehr zwei anbere 
Wege eröffnet, einmal das Nellamationsverfahren, ein gewöhnlicher 
Verwaltungsbeſchwerdeweg vor ben übergeordneten Bermaltungs: 
behotden ohne progeffualiiche Formen, und damit konkurrierend in 
gewiſſen Fällen ber ordentliche Nechtsmeg. 

Das Nellamationsverfahren berubt auf bem Geſetze vom 18. Juni 
1840 über die Verjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben”), welches 
in ben neuen Provinzen gleichzeltig mit den betreffenden Steuergefegen 
eingeführt wurde. Rellamatlonen gegen birefte Steuern, namentlidh 
gegen die Grundftener, die Klafienfteuer und die Gewerbeitener, ſowie 
auf einem fpeztellen Erhebungstitel beruhende Abgaben miüffen ohne 
Unterfchleb, ob fie auf Ermäßigung ober auf gänzlihe Befreiung ges 
richtet find, binnen drei Monaten vom Tage ber Belanntmahung der 
‚Heberolle und, wenn die Steuer in Laufe des Jahres auferlegt worden, 
Binnen brel Monaten nach erfolgter Benachrichtigung von deren Bes 
trage ober endlich, im Falle eine periodiſche Veranlagung und Anfer: 
tigung von Heberollen nicht ftattfindet, binnen ber eriten drei Monate 
jedes Jahres bei ber Behörde angebracht werben, File bie Klaſſen⸗ 
und Einfommenjteuer tritt an bie Stelle ber breimonatlihen Früt 
eine zweimonatlige. Bei Frifiverfäunmis erlifht ber Anſoruch auf 
Steuerermäßigung oder Befreiung, ſowie auf Rüderftattung für das 
Laufende Kalenderjahr. Iſt bie Neflamation feiftzeitig angebracht mb 
wirb begrinbet gefunben, fo erfolgt bie Ermäßigung ober gänjlide 
Befreiung für das laufende Jahr. Für frühere Jahre wird dagegen 
feine Nüdvergitung gewährt. Tritt eine Veränderung ein, woburd) 
bie biäherige Steuerverpflichtung aufgehoben wirb, jo {fl bavon ber 
Behörde Anzeige zu mahen. Die Entrihtung ber Steuer fann bis 
zu Ende des Monats gefordert werden, in dem diefe Anzeige erfolgt. 
Auf Zucidzahlung ber Weges, Bridene, Fähre, Wege und Krahn⸗ 
gelber, ber Kanal⸗ Schleufen:, Schiffahrts: und Hafenabgaben findet 
ein Anſpruch nur ftatt, wenn er binnen Yahresfriit, vom Tage der 
Beſteuerung gerechnet, angemeldet und begrünbet wird. 

Wird die erhobene Reklamation ganz ober tellweiſe zurücgemiefen, 
ſo iſt dagegen abgefehen von ben beſonders geregelten Rlajien und 
Eintommenftenerrefurfen ber Rekurs an die vorgefehte Behörde binnen 
einer Prällufiofrift von ſechs Moden, vom Tage ber Belanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, zuläſſig. Wendet fih ber Nellamant an 
eine umzuftändige Behörde, fo hat diefe das Nefursgefuh an bie 


768. 1840, ©. 140, 
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Auftändige Behörde abzugeben, ohne daß dem Reklamanten die Zmifchen- 
zeit auf bie Friſt anzurechnen ift. Bejonbers geregelt it ber Nehurs 


bei der Einfommen- und Alaffenfteuer. 
‚In den Fällen, in denen der Medhtemeg über die Stenernerpfliäe 


ft. 

Im orbentlihen Rechtswege erfolgt bie Enticheibung über bie 
Steuerverpflihtung entweder unmittelbar durch ben Civilyrogei, ſowen 
derjelbe zugelaffen iſt, oder mittelbar durd den Strafprogefi, indem 
alle Steuergefege ihre Bejolgung durch Strafflaufeln erzwingen und 
ber orbenilihe Richter darüber zu entiheiben hat, ob eine ftrafbare 
Zumiberhandlung vorliegt. Im einzelnen ift ſedoch dieſe Berichtäbar- 
keit der ordentlichen Gerichte in Steuerangelegenheiten bereits am 
einer anberen Stelle behandelt worben®). Art die Stelle bes firi- 
riterliien Urteils kann jedoch ber Strajbeiheid der Verwaltungs: 
behörbe nach Maßgabe der Beftimmungen ber 88 459 ff —— 
vorbehaltlich ber Provolation auf ben orbentlichen 
Das Begnabigungsrecht wegen — und — 
traventionen ift teilmeife dem Finanzminiſter delegiert. Demfelben 
fieht nämlich nad) dem Strafebifte vom 26. Mär; 1787 8 37 mb 
ber Habinettsorbre vom 4. September 1798 bie Befugnis zu, bie 
wegen Steuervergeben erkannten Strafen aus erheblichen Urfaden 
ganz oder teilweife zu erlaſſen. Dies bezieht fich aber nicht auf bie 
wegen Öemerbefleuerlontraventionen ober wegen Aontraventionen gegen 
andere direfte Steuern exfanmten Strafen”). 

Die Steuer ift zu dem Zeitpunfte ihrer geſehlichen —— 
entrichten. Iſt die Steuer nicht zu jener Zeit verlangt mworben, fe | 
it nach bem Geſehe vom 18. Juni 1840 unter gewiſſen —— 
ihre nachtragliche Einforderung zulaſſig. Die Nadforderung vorn | 
Grumdfteuern findet ftatt ſowohl bei gänzlier Uebergehung als bei 
zu geringem Anfage, in beiden Fällen aber für bas Ralenberjahr, 
worin die Nacforberung geltend gemacht wird. Die Nachforberung 
von Klafien, Gewerbe: und periönlihen, auf befonberem Titeln Des 
ruhenden Steuern lann im Falle gänzlicher Mebergel nad; biejen 
Negeln ebenfalld erfolgen, Im Falle eines zu geringen fänt 
dagegen bei dieſen Steuern jede Nachforderung fort, jedoch unbefhabet 

") Tal. 80. 3, ©. 465 fr. | 

*) Dal. Hefte, deb ———— vom 8, April und 8 Yanl TEB — 

». Ramyp, Jaheb. Ob, 59, ©. 
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ber gefeglichen Mieberumlage bei Gemerbe| jellfehaften, weldie 
nad Mittelfägen fteuern. Bei den oben erwähnten indirekten Landes: 
—— m —— ke ad oder Kalender 
', nur binnen , vom Eintritts 
—— ‚an gerechnet, nachgefordert werben. 
durch Hadlung hört die Steuerpflicht für ben konkreten 

Fall en wenn bie Steuerforberung verjährt if. Diefes Inſtitut ber 
Steuerverjährung ift in dem Befehe vom 18. Juni 1840 burchaus 
ber eiwilrechtlihen Nechtsverjährung nachgebilbet worden. Zur Hebung 
geitellte direfte oder indirekte Steuern, welde im Ruckſtande verblieben 
‚ober Trebitiert find, verjähren in vier Jahren, von dem Ablanfe bes 
Jahres an gerechnet, in welche ihr Zahlungstermin fällt. Die Vers 
jährung wird unterbrochen durd) eine an ben Zahlungdpflichtigen ers 
laſſene Zahlungsaufforberung, dutch Anordnung der Erehution und 
durch beiilligte Stunbung. Nad Ablauf des Jahres, in welchem eine 
ſolche Unterbrechung ftattgefunden hat, beginnt eine neue vierjährige 
Verjährungsfeift. Iſt im der unterlaffenen Entrichtung der ganzen 
Steuer ober eines Teils berjelben zugleih eine Steuerfontravention 
enthalten, jo verjährt bie Etrafforberung nur gleichzeitig mit ber 
gejeplichen Strafe. Die Lerjährungsfriften laufen auch gegen Minder ⸗ 
jährige und bevormunbete Berfonen, ſowie gegen juriftifche ae 
benen geſehlich die Nechte der Minderjährigen zuftehen, unter Auss 
ſchluß der Wiedereinfegung in ben vorigen Stand, jedoch vorbehaltlich, 
des Negrefjes gegen die Vormünder und Verwalter, Durch den Ab: 
lauf bee Verjäheungsfrift wird ber Steuerpflichtige non jedem ferneren 
Anſpruche des Staates, ber Steuerbeamten und ber Steuerjogietäten 
befreit. Fir die Stempel: und Exrbigaftsiteuern befichen befondere 
Berjährungsfriften, auf welche bei Behandlung diefer Steuern zurild« 
zufommen jein wird. 

Die zwangsweife Beitreibung der Steuern erfolgt auf Verfügung 
der zuftändigen Behörde im Berwaltungszwangsverfahren *°). 


$ 204. Die Grumd- und Gebändeflener ). 


Die ülteren birelten Steuern hatten durchweg ben Charalter von 
Grundjteuern. Noch im 18. Jahrhundert gab es in Preufen aufer 
ber Aecife und den Böllen keine anderen als Grunbditeuern in den 


I Bat, darüber $ 107, 

») Bel Fr.0. Sch immelpfennig, Diepreuf. bireften Steuern, 2 Teile, 
8. bezw. 4. Yufl, Berlin 1859, im erflen Zeile eine pifioriich-bogmatifche Darı 
Reltung der im 5. 1858 beftehenden Grundfleuervesfaffung enthaltend; @netfk, 
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für mitte Gebteeife eingefäte Bontibulen. eek werben 
dur die Accife, fo baß bie Stäbte für bie Staatsbebürfniffe wor 
Ben a 5 ‚sabgabe beifleuerten. 

er auch auf dem flachen Sande eine abmeidende — 


gezogen wurden. Die auf den Bauerhufen laſtenden Grundſieuers 
waren jedoch zu den verſchledenſten Zeiten entſtanden und wurdes 
daher auch als verſchie dene Steuern unter ben mannigfaltigilen Namen 
erhoben. Die wichtigſte war jedenfalls die jeit dem breißigjährigen 
Krlege zur Unterhaltung bes ftehenden Heeres aufgelommene Kontri 
bution. Nur in ben neu erworbenen Landesteilen wie Schlefien und 
Weitpreufen war wenigſtens in dieſer Beziehung das Steuermeiem 
vereinfacht, indem man bei der Neuregulierung die auch bort beſtehen⸗ 
ben zahfreihen Grundſteuern zufammengefaßt hatte zu einer einzigen 
Steuer, ber Kontribution. 

Mit der Beſeitigung der verſchiedenen Beſteuerungsart für bie 
einzelnen Stände, Abel, Bürger und Bauern, mar aud das 
Grundfteuerfyftem unbaltbar. Das Ebikt vom 27. Dftober 1810 über 
die Finanzen des Staates und über die neuen Einrihtungen wegen 
ber Abgaben?) ſtellte daher auch eine Neform der Grunbflewer im 
Ausfiht und zwar in ber Richtung, daß alle Grundſtüde nad) ihrem 
Werte einer gleifmäßigen Befteuerung unterworfen werben follten. 
Die Grundftewerreform kam jedoch nicht zuftanbe. Das Gejep vom 
80. Mal 1820 über die Einrihtung des Abgabenweiens”) erfanmte 
bemnächft die Notwendigleit einer Grundfleuerreform von neuem am, 
wollte biefelbe aber für die einzelnen Provinzen befonbers nad) vor 
heriger Beratung mit den Stänben vornehmen unb bei 
vorläufig auf folgende Veftimmungen: a. Die Grundfiewer fol in 
jeder Provinz nad ben Grundfägen unb Vorſchriften erhoben werben, 


Kt. Grunbfteuer in 0. Holgenborffs Neiätegikon Bh.2, 8,207 fl; ©. Auffeh, 

Hirt, Gedäudefteuer a. a. ©. ©. 11; o. Phllipponid, Ant. 
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—— bisher zur Anwendung gekommen find. b. Es ſoll jedoch 
au feinem Orte, wo die Grundftener infolge ber ſeit 1789 eingetre⸗ 
tretenen Stantsveränderungen neu eingeführt oder erhöht worden if, 
der Belauf derjelben den fünften Teil des Neinertrages vom ver: 
piliteten Grunbjtüde überfteigen, unb baher berjenige, welcher eine 
höhere Belaftung zu erweifen vermag, die Herabſehung auf ben fünften 
Teil des Ertrages fordern birjen. c. Auch die Domänengrundftüde 
und Forſten find grundſteuerpflichtig, und ihre Veräußerung kann da— 
ber nur unter Auferlegung ber lande süblichen Grundſteuer und zwar 
mindeſtens in Höhe eines Sechetels des Reinertrages erfolgen. d. Der 
ſtadtiſche Servis wirb in die Reihe ber Grunbjteuern mit aufgenommen. 
Die provinzielle Grunbiteuergefepgebung kam jebod) nur für bie 
weftlihen Provinzen und für Polen zuftande und auch bier nur in 
ſehr unvolllommenem Maße. Fir die Nheinprovinz und Weflfalen 
erging das Gejeh vom 21. Januar 1839 *). Hiernad) fan bie file 
beibe Provinzen dutch die Rabinettsorbre vom 7. April 1828 feftges 
ftellte Grundſteuerhauptſumme, jo lange der Reinertrag der Grund ⸗ 
ftüde im ganzen nicht unter ben fünffachen Betrag derjelben herabfinkt 
und deshalb eine Steuerermäßigung eintreten muß, und jo lange bie 
Bebürfnife des Staates nicht eine auf allgemeinen Grundlagen bes 
zuhende Erhöhung der Grundftener notwendig machen oder eine all 
‚gemeine Herabſehung derſelben geftatten, mur dadurch erhöht oder 
vermindert werben, daß zur Leit unbeftenerte Grunditüde beiteuert 
werben, ober ftewerpflichtige in die Alafje der undeftewerten übergehen. 
Alle anderen Veränderungen in Zahl unb Ertrag ber Grunbftüde 
wirfen nicht auf bie Orundfteuerhauptiumme, fondern nur auf ben 
Wrozentfag der Steuer ein. Die Erhebung der Grundfteuer erfolgt 
nad) dem Neinertrage ber Grundſtücke auf Grund eines perlodiſchen 
Revifionen unterliegenden Katafters. Für die Provinz Poſen beftimmte 
die Verorbmung vom 14. Oltober 1844 °) nur die Zufammenziehung 
ber bisher unter verſchiedenen Namen erhobenen Grundſteuern in eine 
Summe unter ber Bezeihnung „Brunbftener” Der Steuerbetrag 
jeber Gemeinde follte als Kontingent fir alle abgabenpflichtigen Güter 
verteilt werden unter Freilaffung aller Befigungen, auf welde weniger 
als 1 Sgr. Steuer fallen würde, und unter Feltfegung einer Darkmals 
fteuer in Höhe bes fünften Teiles des Neinertrags für jedes But. 
Nachdem ſchon die preußifhe Nationalverfammlung den Entwurf 
eines Grundftenergefeges hatte ausarbeiten laffen, erging das Gejeg 
vom 24. Februar 1850 betreffend bie Aufhebung ber Grunbfteuers 
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a ®), meldjes bie erforberfihen — — 
mäßige Befteuerung des Grundbefiges anordnete. 

de Sfr alt dann dur) des Geje vom BLM be 
treffenb bie anbermeite Regelung ber Grumbflener und bie Beiben 
gleichzeitig ergangenen Gefee über bie Einführung einer 
ee a der 

ofteuerbefreungen und orzugungen ”), melde vom 1. Jamssr 
1808 ab in Mietfuneit traten, jebod) ——— 
zollernſchen Lande und des Jadegebietes. Für die neuen 
wurde bie Gebaudeſteuer fofort vom 1. ei 1871 an 
hinſichtlich ber Grunbfleuer aber bie andermeite 
Liegenfhaften nad Mafigabe des Geſedes vom 21. Mai 1861 mb 
der dazu ergangenen Ausfuhrungsverordnumgen angeordnet). Die 
ſpezlelle Regelung geſchah dann für bie neuen Provinzen durch bie 
Gelege vom 11. Februar 1870 und 9. Januar 1874”). Su bem 
Kreiſe Herzogtum —— gelangten die Grundfäge der preuttſchen 

— — ee Einführung durch das vom zen 

zuor 1875 bei dr anberweite Negelung ber 
das Gefep vom — Tage betreffend die —— — 
meinen Gebäubefteuer. Da auf das Jadegebiet ſpater ber ganze im 
hen Aurich beftehenbe Nedtayuftand — worden 
int, fo befteht die Grund: und Gebäubefteuer nad Maßgabe der Geſehe 
vom 21. Mat 1861 gegenwärtig im ganzen Staatögebiete mit Ans 
nahme der Hohenzollernfchen Sande, Diefelbe hat —— nech 
verſchiedene Veranderungen erſahren durch bie Gefehe vom 12. Min 
1877, 28. Februar 1879 und 16. April 1889 19), 

Die Grunbfteuer iſt zu entrichten von den ertragsfählgen Siegen: 
haften mit Ausnahme der Gebäube, ber bazu gehörigen 
und der einen Morgen Fläheninhalt nicht überfteigenden Hausgärten. 
Fir den Umfang der Monarchie, wie er im Jahre 1865 Beftand, mit 
Husnahme bes Jabegebietes und ber Hohengollernichen Lande hat eine 
Feitiegung der Grundfteuer auf zehn Millionen Thaler 
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— 88. 1867, ©. 534, 539, 514, 894, 782, 542 —, fonie den Erfop bes 
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Gegenwärtig beträgt fie nad Einbeziehung der neuen Provinzen und | 
des Jadegebietes für dem ganzen Staat mit Ausnahme der Hohen: 
zollernichen Sande 39600000 Mt. Diefer Betrag wird nad Ver— 
Hältwis bes zu ermittelnden Neinertrages ber ftenerpflictigen Liegen | 
ſchaften auf die eingelnen Provinzen, beſiehungsweiſe die einzelnen, 
einem befonderen Grunbftenerfofteme unterliegenden ftänbijchen Verbände 
gleihmäßig verteilt. Die hiernach jeder Provinz, beyiehungsweife ] 
jedem der bezeichneten Verbände zufallende Grumditenerhauptfumme 
ift als ein Kontingent zu behandeln, welches der Staarstaffe gegen | 
über nur durch ben Zugang fteuerpflicjtig werhenber ober ben 
ſteuerfrei zu Rellender Grunbftüde, ſonſt aber nur im Wege der Geſet 
gebung und nur in dem alle erhöht oder vermindert werben Tann, 
wenn bie Verhältniffe des Staates eine allgemeine Erhöhung ber 
Grundſteuer notwendig machen ober eine allgemeine Herabjegung bers 
felben geitatten. Innerhalb der Provinzen, bejiehungsweife der Vers 
bänbe find bie fefigeftellten Grunbftenerhauptfummen auf die einzelnen 
SKreife, innerhalb biefer auf bie Gemeinben und ſelbſtändigen Guts- 
begirfe und innerhalb der Gemeinden auf die ſteuerpflichtigen Liegen: 
haften nach Verhältnis des Neinertrags gleichmäßig zu verteilen 
(& 3 des &el.). 

Befreit von ber Grundſteuer finb abgeſehen von ben Depofier 
bierten ): a. die dem Staate gehörigen Brundftiide; b. bie Dominial- 

ſtude ber vormals reichsunmittelbaren Firiten und Grafen in 
bem durch $ 24 ber Jnftruftion vom 30. Mai 1820 beitimmten Um— 
fange, ſoweit die gedachten Fürſten und Grafen nicht in bejonderen 
Verträgen auf bie Orundfteuerfreiheit verzichtet haben; c. bie zu eiment 
Öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beftimmten Grunbftüde ber Pros 
vinzen, kommunalſtändiſchen Verbände, Areife und Gemeinden oder 
felbftändigen Gutsbejirke; d. Brüden, Kunſtſtraßen, Schienenwege der 
Eifenbahnen und fchiffbare Kanäle, welche mit Genehmigung bet 
Staates von Privatperfonen ober Aftiengejellfhaften yum öffentlichen 
Gebrauche angelegt find; e. diejenigen, bisher von der Grundſteuer 
befreiten Grunbftüde, melde zur Zeit des Erſcheinens des Geſetzes 
vom 21. Mai 1861 zu bem Vermögen evangelifcher ober römifch-fathos 
Kifcher Kirchen oder Kapellen, öffentlicher Schulen, höherer Lehranitalten, 
Riftun, 6 beftimmter Fonds oder milder Stiftungen, fowie zur | 
Dotation ber Erzbiichöfe, Biſchofe, Doms und Aurats oder Parrgeift: 
lichen, ober fonftiger, mit geiftlihen Funktionen beffeiveten Perſonen 
oder ber Küfter und anderer Diener des öffentlichen Kultus und der 
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öffentlichen Schulen oder ber an höheren Lehranftalten angeftellten 

Xehrer gehören ($ A a. a. 2 ee —— 

oder reiungen ſind — jehoben worden und zwar el 

— nach m des befonderen Gejepes vom Mai 1861 
>5a0.D.). 

Die Ermittlung des Reinertrages der Liegenſchaften ſoll ber 
dem Geſehe beigefügten Ausführungsanmmeifung erfolgen. ben 
Ergebniffen dieſer Ermittlung werben bie den eingelnen 
beziehungsweife Verbänden aufzuerlegenden Grundfteuerhauptfummen 
durch Königliche Verorbnung fetgeitellt, welche für bie öflfihen Pro: 
vinzen gleichzeitig wegen der Unterverteilung und Erhebung ber fell: 
geftellten Grunditeuerhauptjumme proviforijche Beſtimmung zu treifen 
Hatte *%). Ueber die endgültige Unterverteilung und Erhebung ber 
feftgeftellten Grunbfteuerauptfumme wurbe für Die öfllichen Provingen 
ein befonderes Bejeh vorbehalten, in weldem aud über die Steuer 


Grundſteuer des verpflichteten Grundftids getroffen 
werden follte. Dieſes Gefeg int für die oſtlichen Provinzen am 
8. Februar 1867 ergangen **). Fut bie neuen Provinzen hat bagegem 


in dem öftlihen Provinzen geltenden Bejtimmungen in Kraft geieht 
und gleichzeitig über bie Unterverteilung der Grumnbftener Beftimmung 
gelcoffen. Iu ben beiben weſilichen Provingen erfolgt bie Unterer 
teilung der Grundfteuer nach den Unterlagen bes beitehenben Grund: 
fieuerfatafters mit ben durch konigliche Verordnung nad Anhörung 
bes Provingiallandtages zu beftinmenben Mafgaben (38 6—9 a. a. D.) 

Abgefehen von dem Falle des Ueberganges fteuerpflidjtiger Grunde 
flüde in die Klaſſe der fieuerfreien hört die Gteuerpflihtigkeit ber 
Rimmter Grunbftäde nur mit deren Untergange ober dur) Das Ein 
treten bleibender Ertragsunfähigkeit auf (8 10 a. a. D.). 

Die Gebäudeftener lommt zur Hebung von den Gebäuben, dem 
dazu gehörigen Hofräumen und ben nicht mehr afs einen Morgen 
Flägeninhalt umfa ſenden Hausgärten. Dagegen find alle fonkigen, 





val die beiden Verordnungen vom 24. Februar 154 beiseffenb bie Pd 
flelung ber den Provinzen unb ftändifhen Berbänden autzuerlegenden Uramis 
—— und bie provfforifche Intervertellung und Erhebung der ⸗ 
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zur Staotsaffe fließenden grunbftexerartigen Abgaben aufer Araft 
Heett worben ($$ 1, 2 @.61..). 
Bon der Gebäubefteuer —— find: a. die Gebaude, melde ih 
im Befige der Mitglieder des kgl. Haufes unb ber fürftlicden Familie 
‚Hohenzollern befinden ober zu ben im Veſihe des Staates befindlichen 
Gütern gehören, deögleihen die Gebaude der Depofiedierten ’*), jomie 
bie zu ben Standesherrſchaften ver vormals reihsunmittelbaren Jürſten 
und Grafen in bem burd $ 24 ber Inſtrultion vom 30. Mat 1820 
bezeichneten Umfange gehörigen Gebäude, jofern nicht die gedachten 
Fürften und Grafen in befonberer Verträgen auf bie Grundfteuer- 
freiheit verzichtet Haben; b. biefenigen Gebäube, melde bem Staate, 
den Provinzen, den kommunalſtändiſchen Verbänden, den Kreiſen oder 
den Gemeinden, bezw. zu felbftänbigen Gutsbezirfen gehören, inſofern 
Ale zu einem öffentlichen Dienfte over Gebrauche beftimmt find, ins 
ſonderheit alfo bie zum Gebraude öffentlicher Behörden ober yu 
Dienftwohnungen für Beamte beftimmten Gebäude, als: Militärs, 
Reglerungss, Juſttz⸗ Polizei, Steuer und Poftverwaltungsgebäube, 
Kreis: unb Gemeinbehäufer, fowie Vibliothefen und Mufeen; ce. Unis 
verfitäts: und andere, zum Öffentlichen Unterrichte beitinmte Gebäude; 
d. Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen Gottesbienfte ges 
wibmete Gebäube ber mit Rorporationsredhten verjehenen Religions: 
geſellſchaften; e. die Dienfthäufer ber Erzbifhdie, Biſchdſe, Delane, 
Doms und Kurat- oder Pfarrgeiftlihen und fonftiger mit geiſtlichen 
iſtlonen betleldeten Petſonen ber mit Sorporattonsredhten were 
jenen Neligionsgefellihaften, ferner ber Gymnaflal,, Seminar: und 
Schullehrer, der Küfter und anderer Diener des öffentlihen Kultus; 
f. Armen, Waiſen⸗ und Aranfenhäufer, Vefjerungss, Aufberwahrungss 
und Gefängnisanftalten, ſowle Gebäude, melde milben Stiftungen 
angehören und für deren Hmwede unmittelbar benupt werben; g. dies 
jenigen unbewohnten Gebäude, welde nur zum Betriebe ber Land⸗ 
wirtſchaft beftimmt finb, ſowie ſolche zu gewerblichen Anlagen gehös 
rigen Gebäube, melde nur zur Aufbewahrung von Brennmaterialien 
und Nobftoffen oder als Stallung für das Lebiglich zum Gewerbes 
betriebe beftimmte Zugvieh dienen; h. bie zu Entwäflerungsanlagen 
dienenden unbewoßnten Gehäube ($ 3 a. a D.). 
— erbaute oder neu wiederaufgebaute Gebaude unterliegen 
— Jahren, von dem Ablaufe des Kalenderjahres ab, in 
= fie bemohnbar ober nutzbat geworben find, der Steuer. Dass 
ſelbe gilt auch von Werbefferungen ber Gebäude. In beftimmten 


Nvsl dd. 1, ©. Mu. 





Bewohnen und nur in Anjeb: einzelner Raume zu gewerblichen 
Sweden benugt werden, —— Schauſpiel⸗ Ball, Babes, Geſen⸗ 


wertes ($$ d—18, 20 a. a. O.) 

Im den Hohenzollernichen Sanden ficht hinfihtlich ber Grunde 
feuer das hohenzollernsfigmaringenfhe Geſetz vom 30. Auguft 1834”) 
in Kraft, welches durch Geſet vom 22. Februar 1867 betreffend die 
Regelung der bireften —— in dem 
Hedhingen '*) auch für dieſes Fürftentum zuc Einführung gelangte. 
Hiernach beiteht eine Grundfteuer, eine Greene und eine Ge 
bäudefteuer. 

Die Stammfapitalien der Grundſteuer find mit bem 
faden Neinertrag der Grundſtücke su berechnen, wobei Reallaften 
dem funfundzwangigfachen Betrage berüdfichtiat werden. Bweds Be 
rechnung des Neinertrages werden die Grunbftüde nad; Tage und 
Kulturort in Klaſſen geteilt, und ber Neinertrag ber Grunbitiide 
eriter Klaſſe ipeziell, der der übrigen aber nach Verhältnis beredinet 
Die Berechnung des Steuerfapitals der Gefällitener erfolgt nad 
ben fünfunbzwangigften — — — 
zuge entſpricht, welchet wegen ber 12 
Grundfieuerfapitals gemadt ift. Wei der Gebaudeſteuer beredime 
man bas Stammfapital nah dem Nugungs« und Gebtauchswerie ber 
Gebäude unter Derildfihtigung ihrer Veftimmung, Bauart, J 
Größe, Eine Anzahl von Muſtergebauden wird jpeziell 
und der Wert ber übrigen damit in Verhältnis gebracht. Die 


08. für Sigmaringen Vd. 4, ©. 9 ") 8,5, 1867, &. 89. 
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fieuerung erfolgt nad dem Gejege vom 25. März 18751”) in ber 
Weife, dafı für je 100 Mark Steuerfapital eine Grunds Gefälls oder 
Gebäubefteuer von 0,17 DM. jahrlich zur Hebung gelangt. 


8 205. Die Einkommenftenern '). 


Die allgemeinen Einkommenſteuern in Deutſchland find ein Er— 
gebnis der neueren, fpeziell ber preußiſchen Nechtsentwidlung. 

Im Jahre 1811 ſah man ſich infolge der Ungleichheit der wirte 
ſchaftlichen Verhaltniſſe gendtigt, die gleichmäßige Konfumtionsbefteues 
zung ber großen Städte einerfeitd unb ber feinen Stäbte und des 
flachen Landes anbererjeits, wie fie burd das Edilt vom 28, Oftober 
1810 bergejtellt war, aufzugeben, insbejondere von her Erhebung der 
DMapliteuer für legtere Abfiand zu nehmen, ſowie die Fleifde und 
Branntweinitener zu ermäßigen, Statt deſſen murde durch das Ebilt 
vom 7, September 1811 für die Heinen Stäbte und das flahe Land 
eine Perfonenfteuer von 12 9. Gr. jährlich für jeve Perfon von über 
12 Jahren eingeführt. Diefe ohne Rüdſicht auf das Einlommen, 
lediglich als Kopfiteuer erhobene Abgabe bilder den Urfprung der 
heutigen preußifhen Eintommenfteuer. 

Die große Steuerreform der Jahre 1818 bis 1820 baute hierauf 
weiter fort, indem nad ben Geſehen vom 30, Mai 1820 in einer 
Reihe namentlich aufgeführter größerer Stäbte eine Schladt- und 
Mahlſteuer, für die übrigen Städte und bas flache Sand eine Klaſſen— 
fteuer zur Hebung gelangen follte. Die Klaſſenſteuer bildete alſo mie 
die frühere Perjonenfteuer einen teilmeljen Erjag der indireften Be 
ftenerung für das flache Land und bie Meineren Stäbte, mo bie Schlachts 
und Mabliteuer nicht erhoben wurde. Sie unterſchied ſich von ber 
Berfonenfteuer dadurch, daß fie nicht als allgemeine Kopfiteuer ohne 
Rüdficht auf Vermögen und Einkommen, fondern nad) fünf verihies 
denen Klaſſen — daher der Name — und zwar in ben vier erſten 
Alaſſen nah Haushaltungen, in der fünften Klaſſe als Kopfſteuer ohne 
Nudicht auf das Einkommen zur Hebung geitellt wurde, 

An bie Stelle biefer Stenergefeggebung trat nach Exlaf; ver Vers 
fofjungsurkunde das Gejet vom 1. Mai 1851 betreffend die Ein 


J a u en * Vorſ die und die Haffifierte 
J über 

R a Sat ie 1; 6. Beiıc ie Eintommenfteuer In 

. ®b-1, ©. BB4 ff; Gneift, ri: Rlaffenfieuer 

f; 9. Mayr, rt Gintommenfteuer tn ©. Stengels 
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gineuer 
Geſtalt fand bie Klaffen: und Maffifizierte Einklommenſteuer auch Ein 
gang in ben neuen Provinzen *), nicht dagegen in ben Hohengollerm 
ſchen Landen. 

Das Gefeg vom 25. Mai 1873 4) bilbete nad der 
Schlaht: und Mohlſteuer bie nunmehr allgemein zur 
gelangende Klaſſenſteuet um zu einer reinen 
Freifaffung der Einkommen unter 420 Mt. Die Ba 
bie true unterfcheiben ſich feitbem nur noch in Auferlichen 
Punkten namentlich durch die Art und Meile der Veranlagung 
Meitere Novellen ergingen dann am 16. Juni 1875%) und am 
26. März 1888.) Das letztere Geſetz hatte namentlich bie nel: 
flandige Aufhebung ber beiben unterften Stufen der Aaffenfteuer 
(Eintommen bis zu 900 ME,), ſowie den Erlak von drei Monats 
raten für die anderen Stufen, ber Naffenfteuer, von zmei Monats 
raten für bie unterfte, von einer für bie folgenbe Stufe ber Ein 
fommenfteuer zum Gegenftande, Es findet aber Be! weiterhin eine 
Einfhägung zu den unteren, nunmehr en Alafjenfteuerftufen 
ftatt, um eine Grundlage für die Erhebung ber Kommunalzufcläge 
zu gewinnen. 

Gegenwärtig iſt eine Neform der Einfommenfteuern beabfiätiat, 
wodurch bie größeren Einfommen zu höheren Prozentfägen als bie 
MHeineren herangezogen, und bas ganze teuerfgftem einheitlich ger 
faftet wird. Ein im Jahre 1883 vorgelegter Gefepentwurt IN Br 
zur Unnahme gelangt. Demnachſt hat die Thronrebe vom 14. Jankar 
1889 die Einbringung einer Vorlage von neuem angekündigt. 
iſt jebod) im Winter 1889 nod nicht erfolgt. 

Der Befteuerung unterworfen ift ſowohl bei der Nlaffenfiewer 
mie bei der Tlaffifizierten Einfommenftener das jährliche Einkommen. 
Das Gefep enthält fich dabei einer Legalbefinition, was &8 wnier 


7) 8.8. 1851, S. 18. 

*) Wgl die zu 8204 9, 8 eiflerten MWerorbnungen; für Samendurg Ce 
vom 23. Junl 1876 $ 9. 8.2. 1878, ©. 28. 

*) 8.8, 1875, ©. 381. *) 0.8. 1889, ©. 87. 
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Eintommen verficht, Der von der Nationalöfonomie aufgeftellte Bes 
griff bes Einkommens iſt abgejehen davon, daf er nicht aus dem 
geltenden Rechte abftrahiert, alfo fein Nehtsbegriff ift, auch um des: 
willen nicht ohne weiteres zu Grunde zu legen, weil bie verſchiedenen 
wiſſenſchaftlichen Richtungen der Nationaldtonomie fich über den Einz 
Tommensbegriff noch feinesmegs verftänbigt haben. Cs fragt ſich 
daher, ob fih aus dem gefehlihen Veſtimmungen ein Rechtsbegriff 
des Einkommens, unabhängig von dem nationalöfonomifhen Begriffe, 


nicht ſteuerpflichtig gewiffe Abzüge gemacht werben bürfen, insber 
ſondere bie auf Erlangung, Sicherung und Erhaltung des Einfommens 
verwendeten Ausgaben, jowie here von dem Steuerpflichtigen zu zah⸗ 
enden Schuldenzinfen. Es ergibt fih hieraus zunächſt, dab micht 
jeber Defig als Einlommen zu betrachten ift, fonbern nur derjenige, 
ber gelbwerte Einnahmen gewährt. Die Beifpiele von Einfommen, 
melde das Geſetz anführt, find ferner ſolche, bei denen es ſich um 
periodiſch mieberfehrende Einnahmen handelt. Daß die Einnahme 
alljährlid in derſelben nor wieberfehrt, wirb in ben feltenften Fällen 
zutreffen. Aber die betreffende Einlommensart muß eine petiodiſche 
—* Lotteriegewinn, Erbſchaften, Preiſe und außerordentliche Dotas 
tionen find daher im Kapital nlemals Einlommen. Die Honorare 
eines VBerufsihriititellers würden deſſen Einfommen ausmachen, die 

. Honorare einer Perfon, bie anderen Beruf hat, unb mir gelegentlich 
ein Buch ſchreibt, würden nicht zum Einkommen gehören. Bon den 
fomit feitgeftellten Einnahmen follen in Abzug gebradit werben bie 
Bermaltungstoften und die Schulbenzinfen. Es ergibt ſich fomit als 
ſteuerrechtlicher Begriff des Einkommens, daß unter bemfelben zu 
verftehen ift ber Inbegriff ber Vorteile in Gelb ober Geldeswert, 
welche einer Perfon periodiih aus Grunbbefit, Kapital ober Arbeit 
oder aus der Verbindung derfelben zufliehen, nach Ubzug der Koſten, 
ohne beren Aufwendung das Einfommen nicht erlangt werben Tann, 
unb ber Schulbenzinfen. 

Im fubjektiver Hinſicht erklärt bie preußiihe Gefehgebung nur 
bie phyſiſchen Perfonen für ftenerpflichtig. Diefe Steuerpfliht ers 
firedt ſich unbeſchadet der reichsrechtlichen Beftimmungen über bie 
Doppelbeftenerung binfichtlich ber Einfommenfteuer au alle preußi« 

Berndat, Preuhifges Stantanept. IL, 


530 Dos Bermaltungsregt. FE 
füen hinſichtlich der Klaffenfteuer nur dann, wenn fie 
Am Staatögebiete wohnen. m mde 


werbes wegen oder länger als ein Jahr im preußtſchen Staatsge 
biete aufhalten, der Einfommen« und ——— Eine 
Ausnahme machen die nach völferrehtlihen Grumkfägen bas Medit 
ber Erterritorialität genießenden Ausländer. 

Von den nad diejen allgemeinen Normen an ſich 
Berfonen find von der Steuer befreit: 1. Die König: 


8. die Mebiatifierten in den alten Provinzen, ſowen fie midt auf 
bie Steuerfreiheit verzihtet Haben *); 4. das Militäreinfommen der 
Unteroffiziere und Gemeinen kraft reichstechtlicher Vorfehrift*). Für 
bie Unteroffigiere und Mannſchaſten des Beurlaubtenfiandes und ihre 
Familien findet eine Befreiung von der Klaſſenſteuer in ben Monaten 
bes altiven Dienftes ftatt. Außerdem find währen ber Dauer ber 
Mobilmahung die Angehörigen bes altiven Heeres unb ber Marine 
von der Klaſſenſteuer befreit, und wird bie Einfommeniteuer, welde 
auf das Militäreintommen gelegt ift, erlaffen. 5. Gänzlih — 
ſind bie Perſonen, deren Einlommen 420 ME. nicht überfieigt; bemen 
mit einem Jahreseinlommen bis zu 900 MI. wird die Steuer erlaffer. 
Der Steuerfag wird weder bei ber Alaffenfteuer noch bei ber 
Einfommenfieuer nad) feften Progenten des Einfommens, fonderm nad 
Steuerflaffen erhoben. Bei ber Klaſſenſteuer it der Steuerjah ein 
prozentual fortihreitenber, in ben unteren Stufen —— als in 


ben Höheren, bei ber Einfommenfteuer beläuft er fh auf drei Pre 
sent des Minbefteintommens jeber Stufe. Dabei ift jeboch —— 
rüdfichtigung beſonderer perfönlicher Verhaltniſſe, melde bie 


wirt 
fihaftlihe Seiftungsfähigteit beeinträditigen, bei ber Alaffenfteuer über 
haupt, bei der Einfommenfteuer in ben fünf unterften Stufen 
Zu einer ſolchen Steuerermäßigung Können Anlah geben eine 
Anzahl von Kindern, dte Verpflichtung zur Unterhaltung armer Bnger 


2) Bol. BB. 1, &. 340, *) Bol 8b. 1, 8, 91. 
*) Retätmilitängeieg vom 2. Mai 1874 9 46, 
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böriger, andauernde Krankheit, Verihulbung und 
Unglüdsfälle. Die Ermäßigung erfolgt in der Weife, daß der Steuer- 
pflichtige aus ber Stufe, der er nad; feinem Einkommen an und für 
Äh angehören wirde, in bie nächſt untere Stufe verfept wird. Bei 
der Rlafjenfteuer Tann aud eine Herabfegung um mehrere Stufen bis 
zur völligen Steuerfreiheit ftattfinben. 

Das Veranlagungs: und Nellamationsverfahren ift ein verſchie⸗ 
benes, je nachdem es ſich um die Klaſſenſteuer oder um die Eintommen: 
ftener handelt ?*), 

Die Haffenfteuerveranlagung gejhieht jedes Jahr burch Eins 
Ihätungslommilfionen, welche aus den Gemeindevorfländen als Vor⸗ 
figenden und mehreren von der Gemeinbe gewählten Mitgliedern ge 
bilpet werden. Dabei konnen ſich mehrere Gemeinben und Gntsbezirfe 
mit Zuſtimmung bes Kreisausſchuſſes, die vom Vezirlsausſchuſſe ers 
gänzt werden fan, zu gemeinfhaftlihen Einfhäpungsbezixken vers 
einigen ''). Auf Grunb biefer Veranlagung und einer Vorreviflon 
Dur) bie Lanbräte ſtellt bie Regierung die Steuer feit. Gegen biefe 
Einfhäpung findet binnen zwei Monaten nad der Bekanntmachung, 
die beim Landrate anzubringenbe Neflamation ar bie Regierung und 
‚gegen beren Entjheibung binnen vier Wochen der Nefurs an ben 
Finangminifter tatt, Vor der Reklamationsentſcheidumg hat bie Ne 
gierung ein Gutachten einer von ber Kreisvertretung gewählten Kants 
miffion einzuholen. Will fie ſich biefem Gutachten nicht — 
fo entſcheidet die Bezirkslommiſſion für die Einlommenſieuer. Auhers 
dem lann die Regierung bei außerorbentlichen Werluften aud im 
Lauſe des Jahres einen entipredienben Erlaß bewiligen. 

Zum Zwede ber ebenfalls alljährlich ftattfindenden Einkommen- 
fleuerveranlagung wird eine Kreisfommiffion gebildet, welche unter 
dem Vorfige eines Staatsfommifjars aus zu einem Drittel von ber 
Kreisvertretung aus ihrer Mitte und zu zwei Dritteln aus ben Eins 
kommenfteuerpflichtigen gewählten Mitgliedern befteht, Gegen die 
Einſchathung ſteht dem Steuerpflictigen binnen zwei Monaten bie 
Nemonitration bei der Einhägungstommiffion und gegen die Nemon: 
frationsentiheidung binnen wier Wochen bie Neflamation zu. Auch 
kann ber Worfigende der Kommiſſion gegen beren Beichlüffe von 
Amtswegen die Berufung einlegen. Weber die Reflamationen und 
Berufungen entſcheidet endgültig eine Bezicksfommiffion. Diefe wirb 

#7) BpL. darüber Beranloy fr. vom 29. Mat und 12. Depember 1878 
— MBL der inn. Berw, 1 5.10; 1014, 6,.28 — and vom 16.204 
1838 — Win.Bl, der inn. Verw, 1838, ©, -_ 

“Bol. 9 156 3.0. 
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Ermäßigungen im Laufe ı 

wenn bas veranfchlagte Gefamteinkommen ſich nachweislich) durch Bers 

huft einzelner Einnahmequellen um mehr als ben vierten Teil vermindert. 
Bet der Rlafjenfteuer ift jeder gelegentlich ber 

Verzeiniffes ober auf Anfrage ber Steuerhehörbe 


Jahresbeirage 
Bel der Einlommenjteuer wird ber Nellamant, der wiſſenilich 
Zeil feines Einkommens verſchwiegen ober zu gering amgegeben 
in eine Strafe zur Höhe bes vierfadhen Jahresbetrages ber 
genommen, um bie ber Staat verfürzt ift ober verkürzt werben 
Im ben Hohengollernfchen Sanben befteht bie Mlafien: 
fommenfteuer nicht. Auf Grumb bes hohenzollert > figmaringifchen 


3: 
H 
Hr 
ii 
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von einzelnen Einfommenzmweigen. Die durch bie Grumbitener umb 
die Gewerbefteuer nicht betroffenen Einlommen, alfo apitalzins mb 
Dienfterträge, werben befteuert in Form einer Kapitalftener und einer 
Dienftertragfieuer. Das Belek vom 25. März 1875") beftimamt bie 
Rapitalfteuer auf 17 Pf. von 100 ME. Steuerlapital und fluft bie 
Dienftertragitener ab unter Freilaffung ber Einfommen unter 180 ME 
Außerdem gelangt nach dem Geſetze vom 27. Juni 187514) eime 
Hunbefteuer von jährlih 8 ME. für jeben Hund zur Hebung, mouen 
%s der Sandesfaffe, *s der Gemeinde zufallen, 
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Der preußifchen Steuerverfaffung bes 18. Jahrhunderts mar 
eine befonbere Gemwerbefleuer fremd, Der Gewerbebetrieb murbe mm 
in ber Form ber allgemeinen Konfumtionsabgabe, ber Mecife, zur ben 


7) 8.6. für Sigmaringen Bb. 4, ©, 98. m 8.8. 1807, &, 29. 
“) 8.8. 1875, ©. 181. "U. aD. ©. 51% 
1. Zingen 1831; Rieden 
Gerenter 





2) Bel. ®. Sinn yatb, Die Busschetnsemserietere 
Heiäß, Preuß. Vererbeftenerverfaffung, Letpyig 1848; Rrufe, 
ng, Stralſund 1858; ©. Meier, Hrt. Gemerdefirer in m Bolfen 
borfis Nehtölerifon, U. 2, ©. 1784.; von Bpilipponig, Krk Gemerbefiuum 
in ». Stengel Mörterbuc; Bd. 1, ©. 592 fi. 
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Dekret vom 2.—17. März 1791?) das nn und das 
gemerbefteuerliche Interefie in ber Weiſe verbunden, daß an Stelle 
des bisherigen Zunftgwanges eine, von gewiffen polleilicen —— 
kungen abgeſehen, allgemeine Gewerbefreiheit ei — — gegen 
die jebes Gewerbetreibenben, ſich jährlid; bei ber Steuers 

bebörbe ein Steuerpatent zu Löfen. Die Steuer erhielt hiernach ben 


grundfäglih freigegeben. 

eines Gewerbeſcheines ber nichts anderes war als eine Stewerquittung. 
Nach dem Umfange ihres Betriebes wurben bie Gewerbtreibenden in 
ſechs Klaffen eingeteilt und hatten hiernach die entſprechenden Gewerbe 
ſcheine in befitimmten Zeitperioben zu loſen. Wer ohne einen ſolchen 
ein Gewerbe anfing ober fortjete, zahlte ben ſechefachen Betrag ber 
Hinterzogenen Steuer als Strafe. Nicht gewerbefteuerpflihtig waren: 
1. Beamte, 2, ländlihe Grumbeigentümer, Pachter x, 3. ftäbtife 
‚Hauseigentümer, auch wenn fie vermieleten, es fei denn, daß es ſich 
um möblierte Zimmer handelte, 4. Kapitalien, 5. Dienftboten, 6. 
Gewerbeaufſeher, 7. Tagelohner und ähnliche Perſonen. Bei ber 
Steuerreform von 1820 lief; man jebod; fir bie flehenben Gewerbe 
die Löfung eines Gewerbefcheines als Bedingung bes Gewerbebetriebes 
fallen und behielt diefelbe bloß für das Haufiergemerbe bei, Das 
damals erlafene Gefeg vom 30. Mai 1820 wegen Entriditung ber 
Gemerbefteuer*) ift bie gejepliche Grundlage bes heutigen Gewerbes 
ſteuerweſens. Zu dieſem Geſehe wurde eine Novelle am 19. Juli 
1861 ®) erlaffen, melde fi namentlich auf bie Gewerbeftener vom 
‚Handelsbetriebe begog. Im biefer Form fand bie preußifche Bemerbe- 
fteuergefepgebung Eingang in bie neuen Provingen"), Demnächſt 
ergingen für das ganze Geltungsgebiet dieſer Bejehgebung noch die 


— —— 
*) 8.8. 1810, ©. +68. 18, ©. 147. ieoi, 6.697. 
©) Dgt. die Berorbnungen vom 28, April, 11. Hai, 4. und 24. uni 1807 

AHLEN IE für Sauendurg Gefep vom 
im! 1876, 


— — 


Das Bermaltungescät, sw 
20. März 1872 und 5. Juni 1874”). Nur im ben 


im Umberziehen, bie Vergwertsabgaben und die Eifenbahnabgaben, 
1. Die Gemwerbefteuer zen Bependen Gewerbe. Ge 
die Gaftwirtfhaft, das Ber» 


Shiffer, Fe Fradhts und Suhnfahala ber M anbleiher. Na Auf: 
Aellung dieſes allgemeinen Grundfages hebt das — — 


gen 5 hiernad) ber 
worfen find. Diefe Beifpiele haben die Bedeutung einer — 
Interpretation in dem Sinne, daß bie namentlich aufgezählten Ge: 
werbe aud als gewerbeftewerpflichtig behandelt werden müfen. Da 
gegen ift durch bie Aufzählung nicht ausgefchloffen, daß and andere, 
wicht befonderö genannte Gewerbebetriebe zur Gewerbeiteuer heran 


mit einer Fabrifation von Waren zum Handel verbunben ift #), 
aller Handel der Ausländer auf Meſſen und Jahrmärkten *”), £ fremde 
Einkäufer inländifher Erzeugniffe und Fabrifate, foern fie nicht ums 
berziehend Auffäuferei im einzelnen treiben **), g. ber Hanbel, welchen 
Ausländer auf Mocenmärkten mit folhen Konfumtibilien treiben, die 
zu den Wochenmarktsartifeln gehören **). 

Die Veranlagung erfolgt auf Ga einer dreifachen Einteilung 


) 8.8. 1979, ©. 35; 1874, ©, 919. 
*) Gel. vom 3, November 1898 — ©, 1838, ©. 514 — 5 38 
*) Sef. vom 14. Miry 1975 — RO. 1875, ©. 177 — 8 81. 
#) Rabinettsorbre vom 10. Janııar 18% —». Kamp$, Ammon 
t) Nabinettäorbred vom 9. Jantıot 1828 und 17, Degember 1838 
1999, ©. 16; 18%, ©. 8 —. Dieburg ee en 
Befreiung der Hüttenmerte it —— morben buch, um 9.06 
tober 180% — ©,©, 1862, &. 352 ie 
21. Juni 1864 — a em Dem Der GEN 
N) 87 des Gef, vom 30. Mat 1890,  MEBRMD. 
=) RabinetiSorbre vom 80. Juni 1839 — @.&, 185, ©. 81 — 
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Dan unterfcheibet nämlich nad ben Gewerbearten Gewerbefteuerklaffen, 
nad den Orten bes Betriebes Gemerbeftenerabteilungen und nad) dem 
Umfange bes Betriebes Gemerbefteuerfäge. 

Die Gewerbefteuerklaffen, welche im Geſehe namentlich aufgeführt 
und durch Buchſtaben begeichnet werben, find folgende: 1. Der Gros 
handel, Kaffe A 1, 2. der Mittelpandel, Maffe A 2, 3. ber Kleine 
handel, Klaſſe B, von der nach dem Geſehe vom 5. Juni 1874, 82°) 
die unterfte Stufe freigelaffen werben kann. Zu biefen dem ‚Handel 
umfafjenden brei Klafien gehören auch Leih:, Verfiherungs-, Fabrit- 
und Nhebereigeiäfte, Hammer: und Hüttenwerle, Apothefer und 
Vfandleiher "°), Privatverfiherungsgefelfhaften und anbere gewerbs 
liche Privatvereine?”), Leihbibliothelen, Leib: und Badeanitalten, der 
neben dem Ausichante betriebene Spiritnofenfleinhanbel, die Abbederei!") 
unb enblih die Gewerbe der Müllerei, Bäderei, Schlächterei und 
Brauerei, welde früher in befonderen Klajien veranlagt waren. 4. 
Die Gaft- und Schankwirtfaft und das Zimmervermieten, Klaſſe C, 
5. bas Handwert, Klaſſe H, 6. bas Transportgewerbe ber Schiffer, 
Fubrleute und Pferbeverleiber, Klaſſe K. 

Die Gemerbefteuerabteilungen find in der Klaſſe K fir alle 
Drte glei. Hinſichtlich der übrigen Klaſſen werben dagegen bie 
Gemeinden in Gewerbeftenerabteilungen geſchieden, deren für die Klaſſe 
A 1 zwei, für bie übrigen Klaſſen vier beſtehen. 

Innerhalb jeder Abteilung wird fir jede Kaffe ein Mittelſatz 
und ein niebrigfter Steuerfag feſtgeſtellt. Die Gemerbtreibenden einer 
Gemeinde, in der vierten Abteilung eines Kreiſes umd in ber Klaſſe 
A 1 eines Regterungsbezirtes bilden num eine Steuergemeinihaft. 
Der von jeber Klaſſe inmerhalb ber Abteilung und Steuergemeinihaft 
aufzubringende Bemerbefteuerbetrag wird durch Pervielfahung des 
Mittelfages mit der Zahl der Gemerbtreibenden fefgeftellt und auf 
bieje in ber Weife verteilt, daß die geringeren unter bem Mitteljage 
veranlagt, die dadurch eniftehenden Ausfälle aber durch entſorechend 
höhere Heranziehung ber größeren Gemerbtreibenden gebedt werben. 
Die Verteilung geſchleht in ben Klaffen A 1, A 2 unb C burdy ges 
wählte Abgeordnete der betreffenben Gemerbtreibenben unter Leitung 


39) Bol dazu GirkBerf. vom 2, Dejember 1878 und 24. Deyember 1879. 

#*) Xabineittordee vom Il. Juni 1890 — @G. 189, S. Bl — 

#) Rabinettöorbre vom B. Mai 1898 — ©.&. 1828, ©, 64 —. el. bayu 
Girl erf, vom 3. Dezember 1394 

*) Gef. vom BI. Mai 1858 — WE. 1868, ©. 398 — unb som 17. De 
gember 1872 — 8.8, 1873, ©, 117 —. 
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bann bie einzelnen Hauptabteilungen je nach ber Ausdehnung bes 
Betriebes in Klaſſen, und diefe wieber in Unterabieilungen, für melde 
verſchiedene Stammtapitelien feftgefeht werden. Grboben wird auf 
Grund des Geſetzes vom 23, März 1875**) von je 100 Mi. Steuer 
tapital eine Jahresſteuet von 17 Bf. 

I. Die Steuer vom Gewerbebetriebe im Umben 
sieben, melde ebenfalls dur das Gewerbefteuergeie vom 30. 
1820 geregelt worden mar, beruht gegenwärtig für das ganze Staate 
gebiet eimfchließlid der Hohenzollernihen Sande auf dem Geſede vom 
8. Juli 1876°%) Der Steuer unterliegt der Gewerbebetrieb im 





er der Wahl der Kommiffiondmitglieder vgl Anmeifung vom DU, Se· 
teanber 1861 — MOL der Inn. Derw. 101, ©. 22. — 
ne —— 
ben ——— und EEE End 

") Ogt Entf, ded Rammergerigtd vom 9. Mail 1ESL und 28, Deyamier 
1888 — a. a. D. 8b, 2, ©, 208, B, 7, ©. 208 —. 

") 8.8. für Hohengollemn-@igmaringen &b 4, ©, 8. | 

— 6.5. 1887, €. 200. “) 86 156, ©. 18. 

=) 9.8, 1875, &.M7, Bgl bayu die Anmeilungen vom 8, Geptember 


pr 


bieten felbftwerfertigter Waren durch Gem: in nicht größerer 
Entfernung als 15 Kilometer von ee 
lichen Marktvertehre?"). Die Ausübung bes 

bedingt durd die Loſung des Gewerbefteueriheinet. Das Haufiers 


der Sand» und jaft find file di — 
Bone — abe feiner a re at 
Kontrolle unterworfen. 


Die Jahresfteuer, melde im voraus für bas Kalenderjahr zu 
entrichten ift, beträgt regelmäßig 48 Mt. Sie fan jebod; bei aus: 
gebehnterem Betriebe einzelner Gewerbe bis zu 144 ME, erhöht und 
bei geringerem Betriebe bis zu 6 Mt. ermäßigt werden. 

II. Die Bergmertsahgaben"*) ſind hervorgegangen aus 
ber Negalität bes Vergbaues?”). Der Vergbaubetrieh galt ald auss 
Ihließlihes Recht des Staates, feine Ausübung fonnte jedoh von 
igm an Privatunternehmer verliehen werben. Bei der 


überhaupt können aber naturgemäß aud die Bergwerksabgaben nicht 


De 1877, 8. 18 — und vom 22. Huguft 1888 — 
ee 





Sag 2 3 Mannes um w Rai 1856 — Johom und 


Küngel 

„ Bal. Entid. ded Rammergerigtd vom 16. September 1886 — Johom 
22 BD. 6, 8.27 

Bal Mb, Arndt, Die Velleuerung ber Bergwerte in Conrads Jahık. 
für Rationakdtonomie und Statiftif Sb. 86, ©. 175 ff. 680 ff.; Seuthold in 
—— ——— 1,6, 694 fie; Reaf, Art. Gergwerläabgaden 
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haft das Bergregal aufgehoben worden. Dagegen hatte dad Berg: 
merksgefeg vom 21, April 18104°) umd das Delret über bie Berg 
werföfleuern vom 6. Mai 1811 eine proportionelle — 
nebſt Bufhlagszehmtel und Hebegebühr angeordnet. defien 
führte das Gefeg vom 20. Dftober ee für alle Bergwerfe mit 
—— ber Eifenerzbergmwerfe eine Bergwerloſteuer in Höhe vom 
rn — — in ach ne 
den rechtarl en ten 
auf ben einzelnen partifularen Bergorbnungen unb fm Geltungsbereiche 
bes Ailgemeinen Landrechts fubfibiär auf dem A. — Dicke 
Abgaben wurden jedoch fuccejfive zum Teil ermäßigt, 
aufgehoben durch die Bejege vom 12. ann 1851, an Mai —— 
20. Sttober 1862 und 1. Juni — Der he 


ges. dr 

foll in der bisherigen Weiſe —— Dazu kommt eine Aufficht⸗ 
feuer ebenfalls in Höhe von einem Prozent des Erldſes, beyiehungs: 
u. des Wertes ber Bergwerksprodufte zuc Zeit ihres Mbfapes. 

Bergmerfsabgaben ar ben Staat find aufgehoben. E— 
* alſo in den rechtsrheiniſchen Landestellen ebenfalls nur noch eime 
Steuer von zwei Prozent des Reinertrages der Bergwerke entrichtet 
Ale Befreiungen von ber Vergmerksfteuer find durch das — 
20. Oltober 1862, ſoweit fie nicht auf privateechtlihen Titeln beruhen, 
für aufgehoben erllärt worden. Befreit vom jeder Steuer find die 
Eifenergbergwerte. 

Hinfihtfic ber neuen Provingen finb übereinftimmenbe Werorb- 
mungen babin ergangen, daß unter Auihebung jämtlicer —— 
Vergwerlaabgaben von dem Bergbaubetriebe mit Ausnahme ber Eifen 
erzbergwerle eine Bergwerlsſleuer in Höhe von zwel bes 
Wertes ber Bergbauprobufte zur Heit ihres Abſades zu fi 





*) Bormann —— al Dandbuch Bd. 5, S. 504 
2). 8.6. 1862, ©. 
”) 98. 1851, ©. 2; 1861, & 295; 1869, &. 351; 1868, ©. 402 
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Die Stenerbefreiungen mit Ausnahme ber auf privatrechtlihen Titeln 
beruhenden finb aufgehoben ?*). 
Im ben Hohenzollernſchen Landen wirb eine bejonbere Bergmwerks- 
Rener nicht erhoben. 
Ueber die Veranlagung und Erhebung der Steuer find für bie 
einzelnen Sandesteile befonbere Minifteriafinftruftionen nicht ergangen’*). 
IV. Die Eifenbahnitener**), welde bereits durch bas Eifen« 
babngejeh vom 8. November 1838 in Ausficht geftellt war, iſt zur 
Einführung gelangt durch bas Gefeg vom 30. Mai 1853%%. Die 
Abgabe wird erhoben vom Reinertrage ber Eifenbahnen, mie er ſich 
nad ben Ergebniſſen des Kalenderjahres unter Abzug der Verwal 
tungs-, Unterhaltungs und Betriebstoften, ſowie des erforderlichen 
Beitrages zum Nefervefonb unb ber zur planmäßigen Verzinfung und 
Tilgung etwaiger Anleihen erforderlichen Beträge berausftellt. Kapi— 
talien, für melche ein fefter Zinsfag ohne Teilnahme an der Dividende 
angeorbnet iſt, werben hierbei ben Anleihen gleich geachtet, felbft wenn 
fie burd Ausgabe fogenannter Prioritätsaktien aufgebracht find. Die 
Höhe der Abgabe fiuft fi derart ab, dafı von einem Neinertrage 
Bis zu einfehließlid vier Prozent bes Kapitals ao dlefes Ertrages, 
außerbem aber über vier bis zu fünf Prozent einſchlieülich Yso, über 
Fünf bis zu fechd Prozent einfhliehlih "io, von bem Mehrertrage 
über ſechs Prozent No dieſer Ertragsquote zu entrichten find. Dies 
jenigen Eiſenbahngeſellſchaften, melde fAlatutenmäßig einen gemiffen 
Anteil des Neinertrages bem Staate vorweg zu überlajjen haben, 
unterliegen der Abgabe in der Weile, daß bie Steuer von dem ſtatuten ⸗ 
mäßig zur Verteilung an bie Altlonare fommenben Reinertrage ers 
hoben Ei Soweit der Staat bei einem Eifenbahnunternehmen 


®") Bot für Hannover Verorbnung vom &. Mai 1807 — 0.6. 1807, &. 001 — 
Met. 21, für das Gebiet des vormaligen Rurfürftentumd Neffen, ber 
Stadt Frankfurt und ber ehemals dayrifden a 
1. Juni 1867 — a. 0. D. &, 770 — Urt. 17, für dad Gebiet ded vormaligen 
Herzogtums Raffau, ber vormals grohherzoglich 328 Landedielle und ber 
Dberamtäbesizts 


fchaft‘ Heffen«Homburg einfhliehlich bed Deifene 
Berorbnung vom 1, Junt 1867 — a. a, D. ©. 802 —, für Sqleswig· dol⸗ 
fein Gef. vom 12. Märy 1869 — ©.®. 1869, S. 458 — Art. 9, für Lauenburg 
Geſ. vom 6. — 


im, Verw. 1865, ©. a hinfichtuich —* zegtärheintfehen Sandesteile vom 
a. 

mann, Das Recht der Cifenbabnen $$ 105 f.; @Leim, Yet. 
a 1, ©. 321]. 


Generalflaatstaffe abzulie 

Diefe Beitimmungen finden auf Kämtliche im Privateigentume 
ftehenden Eiienbahnen Anwendung, ſoweit nicht in einzelnen Fällen 
durch Staatsverträge etwas arberes feitgefegt if. Das Belek nom 
30. Mai 1853 ſprach nur von ben in Befige inländifcher Gejelidgaften 
befindlihen Bahnen, da es andere Beivateifenbahnen damals nit 
gab. Der Zweifel, der hieraus entftehen konnte, a es 
Privatbefiger feuerpflichtig ſelen, wurbe im bejahenben Sinne 
durd das Gejeg vom 19. Märp 1867”), — 

die Steuerpflicht ausprüdlih aus auf fämtlihe Giienbahnen, 
ſich nicht im Vefige des Staates ober Inlänbiidher 
“ Eigentume einzelner Privatperjonen ober ausländifcher Gefellihaften 


Der Ertrag ber Cifenbahnabgabe follte nad; dem Geſete 
30. Mai 1858 bet werben jur Nmortifation ber in ben 
babnunternehmen angelegten Aktienkapitalien derart, daf mittelft 
felben Stammaktien der betreffenden Geſellſchaft im Wege 
Vertehts angefauft, bie Sinfen und Divkbenben zum gleichem 
benutt, die betreffenden Aktien aber für immer außer Kurs 
werben follten. Das Gefeg vom 21. Mai 1859) hat jeboh 
er infowelt aufgehoben, als berjelben Stantsverträge 
gegenfteben. 

Diefe gefamte Gefepgebung über die Eifenbafufteuer if 
bie Verorbnung vom 22. September 1867°%) aud) auf bie men 
Provinzen ausgebehnt worben. Werm jedoch eine beftehenbe Eifens 
bahn feitens des Staates durd Vertrag oder Privifegkum en 
laſſung von allen fonftigen Staatsabgaben zur Entritung einer 
ſtimmien Abgabe an ben Staat verpflichtet ober vom — 
gang befreit iſt, foll es dabei ſein Benenben haben. 

Infolge ber fortgefepten Ankaufe von Privateifenbahnen durch 
den Staat hat bie Eifenbahnteuer finanziell an Bebrutung fee ver: 


Ar 


Au 


Fer 





") 8.8. 1807, 8.465. *) @8. 1859, 5.318 =) BE, 1887, s 
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loren, da fie nur von den wenigen Eifenbabnunternehmungen zur Ges 
bung gelangt, welche ſich gegenwärtig noch im Privateigentum befinden. 


8 207. Die Stempel- und Erdfdaftsfieuern '). 


Die Stempelabgabe iſt bie einzige indirelte Abgabe, welche noch 
auf ber Qandesgefepgebung beruht und fir bie Eingelflanten erhoben 
wird, Nur den Wechiel: und Börfenftempel und den Spiellarten- 
fempel hat das Reich für fih in Anſpruch genommen. Diefelben 
find baher unter ben Reichsfteuern zu behandeln. 

Die Landesftempel berubten in Preugen auf dem Stempelgefebe 
vom 22. März 1822°), weldes jämtlihe älteren Stempelgefepe auf 
hebt und durch Geſetz vom 30. Juni 1835°) aud in bem Streife 
St. Wendel eingeführt wurde. Die bier feſigeſehien und aus dem 
dem Geſetze beigefügten Tarife erſichtlichen Stempelbeträge haben 
jedoch durch eine Reihe fpäterer Novellen verſchledene Veränderungen 
erfahren, inbem fie teilweife ermäßigt, teilweife ganz aufgehoben wurben. 
Dazu lommt, dafı in ben neuen Provinzen die altländiiche Stempel 
geſed gebung nicht eingeführt wurbe, fonbern eine Negelung des Stempel 
wejend allerdings unter Zugrundelegung jener durch bejonbere Ge: 
fehe und Verordnungen erfolgte, Für Hannover umd Heffen:Naffau 
erging bie Verorbnung vom 19. Juli 1867 nebſt beigefügtem Tarife *). 
Allein baneben blieb noch ein großer Teil ber älteren Stempelgefepe 
gebung der betreffenden Gebiete in Araft. Diefe älteren Vorfhriften 
wurden jedoch für bie Wrovinz Heflen-Nafiau durch das Gefeh vom 
5. März 1868 °) vollſtändig für die Provinz; Hannover durch bas Geſetz 
vom 24. Februar 1869 *) wenigftend zum größten Teile befeitigt. Dazu 
kam für beide Provinzen bie Novelle vom 6. Juni 18947), Für die 
Provinz Schleswig-Holftein endlich erging zur Regelung bes Stempel« 
weſens bie Verordnumg vom 7. Auguft 1867) nebit Tarif, welche 
alle älteren Bejtimmungen aufbob, und bie bereits ermähnte Novelle 


N Sal Sad us, Das preuf. — vom 7. — ie 3. Aufl, 
Berlin 1886; Severin, Die preuf. Etempelad; Nr 
7. Ming 1822, Paderborn 1890; D. Bader, Die Se hate Cu 
Ira 1886; 5* — —— go 
von Gaupp, und Seipyig 1887; 2abus, Das 
do. Mei ie, Mn Bresiau 1885; vn. Mayr, det. Gnbfgafisfnuen In De Stengeis 
Wörterbuch 8b. 1, ©. 360 fl. 
*) 06, 180, ©, 57. ) 66.1886, & 149, *) ©, 1807, ©, 1191. 
°) 8,8, 1868, &, 185. ) 8,8. 1809, &. 366, 
) 08 1884, 2790. 6. 1897, ©. 1877. 
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so 
‚6, Juni 1884; In ben Hobengollernf—hen Landen gilt die preußiiche 
ung überhaupt nicht. 


bas 
ao Din von 2. N 1873 betreffend die Aufhebung bezw. 
gewiſſet ee Geſet vom 18. 


mäßigung bes Immobiliarftempels *). Im Geltungsgebiete ber Grunbs 
buchordnung gilt Ihließlih noch das Bea vom 5. Mai 1872 betreffend 
bie Stempelabgaben von gewiſſen bei dem Grundbuchamte zu ftellenden 
Anträgen '*). 

Die Stempelfteuer hat einen einheitlichen aus bem Begenflande 

er Veiteuerung zu beftimmenden Charakter weder in finangtiifen: 
Keafticee noch in "Bermaltimpsreöilider Beziehung. Der Begriff der 
Stempelfteuer ift lediglich zu entnehmen aus ber bejonberen or, 
in der die Beſteuerung erfolgt. Unter dieſer Form werben aber Ab⸗ 
— Be ——— Urt, Gebühren, Verkehrsfteuern, Bermögens 

ben, 

Der Stempel wird entweder durd Anwendung von Stempel: 
papier ober von Stempelmarken zu ben fteuerpflichtigen Urkunden 
entrichtet. Die Nichtvermendung des vorgeihrichenen Stempels bat 
außer ber Verpflichtung zur Rachzahlung desfelben eine Gelbfirafe 
in Höhe des vierfachen der defraudierten Summe zur Folge Ale 
Behörben find verpflichtet, von ben amtlich zu ihrer Kenntnis kommen 
den Hintergiebungen ber Steuerbehörbe Mitteilungen zu machen, Bei 
dem einem Berichte einzureichenden ftempelpflihtigen Urkunden Fan 
bie Kaffterung des Stempels zu ben Gerichtöfoften erfolgen. 

Der Stempel it, je nachdem er nad) ben Gegenflanbe ober bem 
‚Werte der Verhandlung zur Hebung gelangt, ein Firftempel ober tin 
Wertſtempel. Im übrigen ridten ſich die Stempelbeträge nad) ben 
den einzelnen @efegen ober Verorbnungen beigefügten, alphabeiiid 
geordneten Stempeltarifen. 

Eine Neihe Befretungen von ber Stempelpfliht beitehen entmeber 
rüdjihtlih ber Verhandlungen, melde in gemifien 
vorgenommen werben, oder zu Gunften beftimmter, ohne us 
den Gegenftand der an und fir ſich ftempelpflidtigen 
von jeder Stempelfteuerpflit befreiter Perjonen. In den Hohen 
*) 8.8. 1873, ©. 181. ) 8.8. 1877, 8.11. 

') 8.6, 1899, ©. 116, ”) 8,8, 1872, ©, 509. 
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sollernfehen Landen ift das Sportel:, Stempel: und Tarweſen dur 
ein bejonderes Gefeg vom 2%, Jum 1975 :*) geregelt: 

In einem gegenwärtig mır noch hiſtoriſchen Sufammenhange mit 
den Stempeliteuern jteht bie Erbſchaftsſteuer. Während biefelbe früher 
in Form eines Stempels erhoben wurde, ift die neuere Geſehgebung 
bievon abgegangen und Hat die Erbſchaftsſteuer zu einer befonderen, 
mit ber Stempelfteuer in feinem Zufammenhange mehr ftehenben 
Abgabe gemacht. Die Exrbichaftsfteuer beruht gegenwärtig für das 
ganze Staatsgebiet auf bemErbihaftsitenergefege vom 30, Mai 1873 19), 
welches durch Gefeg vom 22. Jumi 1875 7°) Urt. 1 $ 3 aud) In ben 
Hohenzollernihen Landen eingeführt wurde. 

Der Steuer unterliegen Erbſchaften, Vermächtniſſe und Schenkungen 
von Tobeswegen einjchlieflich ber remuneratoriſchen. Jeder derartige 
Anfall wirb je nad; der Nähe des Verwanbihaftsverhältniffes, in bem 
der Empfänger zum Erblaffer fand, mit ein bis acht Prozent des 
Betrages verfteuert. Steuerfrei find alle Anfälle unter 50 Thlt. 
ſowie alle Anfälle, melde gelangen an: a. Afcendenten, b. Deicens 
denten, c, Ehegatten, d. Perfonen, melde dem Hausftande bes Erb: 
laſſers angehören und zu demfelben in einen Dienftverhältniffe ge- 
ſtanden haben, jofern ber Anfall den Betrag von 800 Thalern nicht 
überfleigt, #, ben Fiskus und alle öffentlihen Anftalten und Kaſſen, 
welde file Rechnung des Staates verwaltet werben und biefen gleidh- 
‚geftellt find, f. Orts: und Landarmenverbände zue Verwendung für 
‚Hilfsbebürftige, g. Öffentliche Armen:, Kranken, Arbeitss, Strafs und 
BVellerungsanitalten, ferner Waifenhäufer, vom Staate genehmigte 
‚Hofpitäler und andere Verforgungsanftalten oder andere milde Stif: 
tungen, melde vom State als ſolche ausbrüdlid; ober durch Mers 
feihung ber Nechte juriſtiſcher Perfonen anerlannt find, h. öffentliche 
Schulen und Univerfitäten, öffentliche Sammlungen für Kunft und 
Miffenfhaft, i. deutſche Kirchen und andere deutſche Neligionsgefell: 
ſchaften, benen bie Rechte juriſtiſcher Verfonen zuftehen, k. Perfonen, 
denen bisher auf Grund befonberer Rechtstitei eine Befreiung vom 
Erbſchaftoſtempel zuftand. 

Yeber, bem ein fteuerpflichtiger Anfall zutommt, iſt verpflichtet, 
binnen brei Monaten nad erlangter Kenntnis dem Erbihaftsfteuer: 
amte davon Mitteilung zu machen. Hierbei wird angenommen, daß 
in Europa fi aufhaltenbe Perſonen fpäteftens am 30. Tage nad 
Eintritt bes Unfalls von demſelben Kenntnis erlangt haben. Außerdem 


08.180,80 9081878, ©. 30. 
*) 0.8. 1875, ©. 386. 
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geben die Gerichte den Erbfchaftsftenerämtern aller bei 
ihnen eröffneten ‚aus benen ein ftewerpflihtiger 


Werte der Maffe zur Zeit des Unfalls, mobei laufende ® 
Kapitalifieven find; anbererfeits nach dem ganzen Anfalle jedes einzelnen 
— 


33 Oele —— arg Folge. 
fe zur 

= Die Srbfeaftöeuer mit Ausnahme ber ein jur Hebung ge 

langten Steuerbeträge verjährt in zehn Fahren nach — des Ka⸗ 

Ienberjahres, in dem der fteuerpflihtige Anfall erworben iſt. 

Hebung geftellte Steuerbeträge verjähren in vier Jahren nad) 


jährung fichergeftellter Steuer⸗ 
forberungen kann nicht vor Ablauf besfenigen Jahres, in weldem bie 
Sicherheit erloſchen iſt, beginnen. 


$ 208. Auf Defonderen Biteln Dernfende Einnahmen 
(Begaften, Gebüßten). 


Im Gegenfage zu ben Domänen und ftaatlichen Gewerbetrieben, 
bie als bejonberes Eigentum bes Staates begeidnet und von gewigen 
Spezialbeftimmungen abgejehen dem —— — 
geſtellt werden, kennt das Allgemeine Landrecht aoch ein jogenanmtet 
gemneines Eigentum bes Stontes, Es gibt jeboch feine Be 
griffsbeftimmung des gemeinen Eigentums, fonbern zählt 
Gegenhände auf, die zu denfelben gehören. Inäbefondere rechnet bas 
A. ER. II, 14 $S 21 ff. zum gemeinen Eigentum bes Stantes bie 
Sand: und Heerftrafen, die von Natur ſchiffdaren Ströme, das er 
des Meeres und die Häfen, moraus fih weiter bie Bellgeredhtägkeit 
bas Poftregal und die Müßlengeredhtigfeit ergibt, ferner bas amk 
iäliepliche Recht, gewiſſe Arten ber berrenlofen — in le * 
nehmen, alſo das Recht auf herrenloje Grunbftüde, erblofe 
ſchaften, Jagdregal, Fiſchereiregal und Bergmerlöregal, 52* 


— 
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die Befugnis, verwirlte Güter einzuziehen, große Geldſtrafen aufzu- 
legen und Ubzugsgelber zu fordern. 

Es fragt fi, worin hiernad) das Wejen des gemeinen Eigentums 
zu ſehen ift. Nach der einen Anficht *) umfaßt das gemeine Eigentum 
diejenigen Vermögensrehte, welche unmittelbar auf allgemeinen Ge 
fegen beruhen, das bejondere Eigentum PVermögensrehte, welche wie 
ingbefonber> Domänen burd) befondere Nedtsthatfadhen erworben find. 
Diefe Unterfheibung erſcheint aber nicht für alle Fälle 
Das Eigentum des preußiſchen Staates an ben im Jahre 1810 ſalu ⸗ 
larifierten geiftlien Gütern beruhte gewiß auf einem allgemeinen Bes 
jege und nicht auf befonderen Nechtöthatfahen. Gleihwohl wirb man 
diefe Güter dem beſonderen Eigentume bed Staates zuzurechnen haben. 
Ebenſo erwirbt der Staat wenigftens im Gebiete des preußtihen Lande 
rechts herrenlofe Sachen nicht unmittelbar auf Grund des Geſetzes, 
sondern durch Dffupation, und doch gehört das Necht des Staates 
auf herrenloje Güter nicht zu feinem befonderen, jondern zum gemeinen 
Eigentume, 

Eine andere Anficht *) fieht in dem befonderen Staatseigentume 
das Eigentum an denjenigen Saden, welche im ausihließlihen Ger 
brauche des Staates find und unmittelbar ober mittelbar zur Beftreitung 
der Staatsbebürfniffe dienen, in dem gemeinen Eigentume dagegen bas 
Eigentum an den Sachen, deren Gebrauch unter Beobabtung der 
dafiir beftehenden Vorſchriften jedem Umtertfan freifteht. Auch dieſe 
Auffaſſung fteht im Widerſpruche mit ben landrechtlichen Beftimmungen. 
Das Necht auf berrenlofe Grumditüde, erblofe Verlaffenfhaften, ver- 
wirkte Güter, große Geldftrafen zc. iſt gewiß weber ber Subflany 
noch bem Gebrauche nad jedem Staatsangehörigen überlaffen. 

Das Weſen des gemeinen Staatseigentums ergibt ſich vielmehr 
aus den weiteren Belimmungen des U. ER. a. a. DO. SM ff, Die 
Nuungsrehte des gemeinen Staatseigentums find namlich bie niederen 
Regalien. Das gemeine Staatseigentum felbft foll ben Domänen 
völlig gleich geachtet, die einzelnen Nuhungsrechte ober niederen Mes 
galten aber fünnen von Privatverfonen und Kommunen erworben 
umb bejefien werben. Hieraus folgt, daß das gemeine Eigentum bies 
jenigen nugbaren Rechte bes Staates umfabt, deren Nupung bie Re— 


galien find. 
Nun iſt freilich das Weſen der Negalien jelbft umd ihre Eriſtenz⸗ 
Förfters —— Preuf. Brivatret (9. WM), 8b. 1, ©. 110 ($ 2); 


R. Bd. 2, ©. 175, 
Brrnda — % 


Derndurg, Breuß, Prioatredt Mb, 1 8 67 9, 9. 
d el, 
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Wort „Negalien" bie kalſerlichen un die vom Kaiſer verliehenen 





— minora, 3* — — — gewäßtenben Neäte, 
welche von Landesherren auch an Unterthanen verliehen werben 
Im wejentligen auf bemjelben Stanbpunfte 5 — neh 
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Ai baben bagegen die Nugung bed gemeinen 
enftande. Die Subftanz biefer — ſteht ſtets 
Alm Umftänben dem Stonte zu. An und fir ſich hat 
der Staat bie Nupung der in feinem Cigentume Ber 
a die Subllanz der Rechte ſelbſt, wohl aber di 

das Regal, kann jebod; aud von Privatperjonen * 
Sofern der Staat ein ſolches niederes Regal zur 
ſchon wirklich benupt hat, Tann der Erwerb nur unter benfelben 
ausfegungen mie der der Domänen, b, 5. gegen volltändige Schablos 
haltung bes Staates erfolgen. Im übrigen richtet » die Art und 
Weiſe ber Nuhung nad ber Berleihungsurkunde, für beren 
Her Snterpretationsregeln aufgeltellt werden (SS 27—H II, 4 
MER). 

Gemeines Eigentum des Staates iſt aljo das Eigentum beafelben 
an folden lörperlichen Sachen oder Nediten, die ihrer ihrer Subftang nad 
feinem anderen Rechtoſubſekte als dem Staate äufteb en können, bern 
Nugung jedoch der Staat entweder jelbft oder eine frait 
Raatliher Berleibung baben kann. Das Nuhungstecht an bem im 
gemeinen Eigentume bes Staates befindlihen förperlichen Sad 
ober Rechten bilden bie Regalien. Diefe legteren haben fomit ben 
Charakter von an fih bem Staate als ſolchen zuftebenben 
teten, die jedod) Frajt fiaatliher Verleihung auch in den Bejig von 
Privatperfonen gelangen können. Im biefem Falle nimmt das Megel 
ben Gharalter bes Peivatrehts an, untericheibet ſich aber vom anberen 
Privateechten dadurch, dafj es fih immer um eine vom Siaate ab 
geleitete Befugnis hanbelt. 

OyUieberbie Bitteratur betreffend bie Negalien ogl. die Angaben bei 9. ©: 
a aD. 8b. 2, 5, 20. 
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Das franzöfifche Necht ſpricht grundſatzlich bem Staate das Eigen- 
tum an allen, nicht einer Privatperfon gehörigen Sachen zu. Indem 
es nun aber an einigen Gegenftänden, wie vom Staate unterbaltenen 
Wegen, ſchiffbaren Fluſſen, Meeresufern, Häfen, Feltungen j 
Privateigentum ausjhließt, gelangt es ebenfalls zu bem Begriffe, ben 
das Landredit ald gemeines Eigentum beseichnet, — h. zu einem Eigen: 
tume an Saden, die ihrer Subftany nad nur dem Staate gehören 
tönnen *). Eine befonbere Bezeichnung kennt das franzoſiſche Recht 
hierfür aber ebenjo wenig mie für bie Nupung ber im gemeinen 
Eigentume befindlien Sachen. 

Wenn man ſich nun auch binfichtlich des Begriffs ber Negalien 
auf ben landrechtlichen Stanbpunft ftellt, fo wirb bod behauptet, durch 
Die neuere Geſehgebung jeien bie Regalien vollitändig befeitigt worden, 
fo daß der Begriff gegenwärtig nur noch der Rechtogeſchichte angehöre °). 
Es ift allerbings zujugeben, baß eine Reihe ver landrechtlichen Negar 
lien gegenwärtig nit mehr als folde beftehen. Das frühere Poſt- 
regal it nur cin Iweig des Verkehrsweſens und jcheidet durch dem 
Uebergang ber Poft an das Reich überhaupt aus dem preuhiſchen 
Stantscehte aus. Die Mühlengerechtigleit und das Recht auf Ab: 
zugogelder find aufgehoben. Das Jagdregal, das früher partikulars 
rechtlich beftehende Fiſcheteiregal und das Bergregal find erſeht Durch 
bas freie Aneignungsredt ber gejeglid bezeichneten Berfonen, und an 
bie Stelle ber aus ber Negalität ſich ergebenben Befugnife bes 
Staates iſt eine geſehlich geregelte polizeilihe Kontrolle desfelben in 
den betreffenden Angelegenheiten getreten. Das Zollregal, im Sinne 
bes Landrechts bie Befugnis zur Erhebung von Abgaben ber an ges 
wiſſen Stellen der Land: und Waſſerſtrahen durchgehenden Waren, iſt 
feit 1818 durd ein Syftem ber Grenzzölle verdrängt worden, bie ben 
Charakter inbireter Steuern haben. Die bameben nod in einigen 
Reiten, wie Chauſſeegeldern, Brüdengelbern, Flußzöllen, fortbeiiehenden 
‚alten Zölle find zu Gebühren für gewiſſe ſtaatliche Leitungen geworden. 
Ein Teil ver Regalen endlich Hat dadurch, daß fe niht mehr an 
Brivatperfonen verleihbar find, den Gharalter ber Regallen überhaupt 
‚abgeitreift und den von Gebühren für ftaatlihe Handlungen ange 


* — civil act 597 f. Baharid, Fran. Gioiltecht (0. Mufl.), 
18.085 fi 

*) © 9. Vbhlau, De regalium notione et de anlinarum jure re, 
eommentarii, Vimarine 1855, der ald Regal mur noch das feit 1865 in 
befeitigte Bergregal anerkennt, 5. Schulze, Br. &.R. Bd. 2, ©. 40, — 
Re) Die bie Grifteng der Regalien im heutigen Ctanter 
zechte überhaupt leugnen. 


7 
se Das Bermoltungsredt. uns 
haben Bat eb Ri um ei In Möferben Begefeeb Srdke 
handelt. Aber ba alle Wegalten befektigt fein, läßt 


dergleichen 
Someit der Staat die Land: und Heerſtraßen an fommunale Ber 
Auen übereignet hat *), haben diefe freilich auch bie entjpredenben 
ungen. 

Aus dem gemeinen Eigentume des Staates an den Land» mb 
Waſſerſtraßen wird mın bie Zolfgerechtigkeit desfelben gefolgert. Wei 
der bamaligen territorialen Zerrifienheit des preußiſchen Staates war 
die Herfiellung einer einbeitlihen Grenzzolllinie nicht möglich. Der 
Shut der einheimiſchen Produktion wurde daher vorzugsmeife durch 
die Thoraccije beim Einbringen ber Waren in eine Stadt und durch 
die Beſchränkung des gewerblichen Verkehrs auf die Städte erreicht, 
Daneben beitanden bie verhältnismäßig unbedeutenden — 
an Knotenpuntten der Sand: und Waſſerſtraßen, mie fie aus 
Mittelalter überlommen waren, fort. Das A. ER.IL, 15 8 88, 
definiert daher die damalige Zollgerechtigleit ganz zutreffend als 
Mecht, von denjenigen, welde ſich der Häfen, Ströme, Wege, Brüden 
umb Fähren bebienen, eine gemifje beftimmte Abgabe zu forderm, und 
unterfcheidet dem eigentlichen Zoll von Sachen und Waren und bad 
Brucken⸗ Fähre ımd Wegegeld, welches nur von den die Brüde, die 
Fähre ober ben Weg pafiierenden Perfonen, Vieh und Fuhrweren 
zu entrichten ift. Das Vereinszollgefep vom 29. Januar 1898 bat 
jedod in Uebereinftimmung mit den ſchon früher ergangenen preubi 
ihen Geſehden alle Staats-, Kommunal: und Privatbinnenzölle aufge 
hoben mit Ausnahme der konventionellen Wallerzöle auf deu das 
Gebiet verſchiedener Staaten berührenden ſchiffbaren Flüffen und aller 
anderen wohlbegrundeten Erhebungen und Leiftungen, tele 
Unterhaltung ber Stromſchiffahrt und Flöferel, ber Kanäle, 


°) Bat 3 197, 
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Brüden, Fähren, Kunfifteaßen, Wege, Krahnen, Wagen, Karten 
unb anderer Anftalten für bie Crieläterung bes Berlehrs beftimmt 
find, Die Neihsverfafiung Art. 54 hat aber weiterhin vorgeſchrieben, 
daß auf allen natürlichen Waflerftrafen Abgaben mır für Benupung 
bejonberer, ben Verlehr erleichternder Anftalten erhoben werben, aber 
die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herflelung ber Anftalten und 
Anlagen erforberlichen Koſten nicht überfteigen dürfen, Damit haben 
fämtliche noch erhalten gebliebenen älteren Zölle ben Charakter einer 
Entihäbigung für die Venuung gewiſſer Anlagen angenommen, Sie 
eiden damit aus dem Kompler der Negalien aus und find bei den 
betreffenben Nerwaltungsgwelgen mit zu behandeln. 

Beftehen geblieben ift dagegen bas Recht des Staates auf herrens 
1oje Grunbitüde *) und erblofe Verlaffenfhaften (&$ 1 ff. IL, 160. ER.) 

‚Herrenlos Tann ein Grunditüd entweder von Anfang an fein, 
dies bürfte unter heutigen Kulturverhältniffen in Deutichland laum 
mehr vorfommen, oder es fann herrenlos werben duch Dereliktion 
des bisherigen Eigentümers. In beiden Fällen hat der Staat ein 
ausſchliehliches DOlkupationsredit, er Aft aber auch berechtigt, Das 
Grunbftüd einer Privatperfon zu übereignen. Eine ſtillſchweigende 
Uebereignung wird angenommen bei einem +4jährigen rubigen Beſihe 
einer Privatperfon oder, wenn fie im Normaljahre, für die älteren 
Landesteile im Jahre 1740, im Befige war. Ale gemeines Eigentum 
des Staates erſcheint in biefem Falle das ausſchlieliche Dflupations: 
recht besfelben, als Regal die Nupung diefes Rechtes durch Ofkupation 
herrenloſer Grundftüde. Sobald diefe aber ftattgefunden bat, geht 
das vom Staate in Belig genommene Grundftüd in beifen Domänens 
befig über und teilt den rechtlichen Charalter besjelben. Dem gemeinen 
Mechte ift das ausfhliehliche Recht des Staates auf herrenlofe Grund: 
ftüde betanntlich fremb. Diejelben können vielmehr wie anbere herrens 
leſe Sahen von jeber Privatperfon in Beſitz genommen werben, 
Dagegen beiteht im Gebiete des rheiniſchen Rechte ein Recht des 
Staates nicht nur auf herrenlofe Grundjtüde, fonbern auf alle herzen. 
loſen Saden”). Abwelchend vom preußiigen Rechte erwirbt aber 
bier der Staat die berrenlojen Sachen nicht durch bie Rechtsthatſache 
der Dffupation, fondern ohne befonderen Aft von Rechtowegen, ſobaid 


eye v. Mays, Herrenlofe Sachen in v. Stengel Wörterbuh Bd. 1, 
©. 

?) Code civil art. 589: „Tous los bions vacana ot ans maitre, caux des 
personnes qui d6oödent sans höritiern, om dont los suocoswions sont aban- 
donndes, appartiennent au domains publis*. art. 718; „Les biens qui n'onb 
pas de maltre, appartiennent & 1'’Btat“, 
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DBermögenserwerb auf Grund um 
Iuteflaterbredht des Fisfus Hanbeln*), im fepteren Falle im bie 
Geltendmachung eines ſtaatlichen Hoheitsrechtes. Für erftere Anficht 
macht man geltend, daß dem Fisfus alle Rechte 
Erben oblägen ($ 25 II, 16 M. &.R.). len aus diefer Thatfade 
folgt bad noch nicht, bafı er Exbe ill. Dab ba. — — 


desfelben tm Syfteme, es wird nit im Erbrechte, — 
Nechten bes Staates auf herrenloſe Sachen behandelt, Wäre 
Fisfus Erbe, jo fänbe eine Rechtskontinuität der Perfünlichleit Aatt, 
die Erbſchaft wäre auch nicht einen Hugenblid herrenlos. Aus der 
Anerlennung der Herrenlofigkeit ber Erbſchaft, welche das Geſetz aus 
dradlich ausfpricht, ergibt ſich mit Notwenbigleit, daß ex nicht Exbe 
fein kann, wenn ihm auch im übrigen alle Rechte und —— ss 
Erben obliegen. Auch dies gilt aber wiederum nur fir bie —— 
den Gebietsteile. Nach franzbſiſchem Rechte erfolgt ber Ermerb 
für den Fiskus nicht dur Dffupation, ſondern won — 
wenn fein näher berechtigier Erbe vorhanden iſt, dem Fietus mir 
aber ausbrüdlic ein wirkliches Erbrecht beigelegt?). Im — 
entſcheidet das Parlikularrecht darüber, ob Fiskus Erbe ober 
peivilegierter Olkupant iſt. 

Das Recht bes Fistus auf erbloſe Verlaſſenſchaften it nun 

verjdtedentlich vom Staate auf andere Perſonen Übertragen marben. 
So ift 5. B. den Städten Berlin und Köln a, d. Spree vom Rurfikeit 
Joachim I das Recht auf die erblofen ———— Ähter Bürger 
verliehen, wogegen fich ber Hurfürft ben Radlap ber ımechten und 
vn Leute vorbehiell. Hierauf a — 34 
erlin der erblofe Nachlaß der Adlichen, Juden 

Staate, ber in Be eehabaften Berfonen ber Steht 
zuſteht. 

*) &o Derndurg, Preuß — 381 

*) Code eivil art, 589, 729, 724, 7 
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Einen ähnlichen Charakter wie das Necht bes Fiskus auf herrens 
loſe Sachen und erblofe Verlaffenfaften haben die allerdings im 
A. EUR. unter ben Regalien nicht erwähnten Ereptions · und Kondit· 
tionsrechte bes Fiskus, mie fie namentlich nach gemeinem Rechte umb 
in noch weiterem Umfange nad dem A. LR. beftchen. Hierher ge 
Hören namentlid; nach gemeinem Rechte ber Anſpruch des Fictus Kr 
bie Erbſchaft bei Imdignität des Erben, nad) preußiihem Rechte bie 
Konbiktiondanfprüdie des Fiskus bei gewiſſen verbotenen und unſitt ⸗ 
lien Rehtsgeihäften. Im einzelnen fallen jedod) biefe Gegenftände 
in bas Gebiet bed Privatrechts. 

Das WEN. rechnet endlich zum gemeinen Eigentume bed Staates 
bat Recht auf die wegen eines Verbrechens eingesogenen Güter, bie 
fistalifcjen Strafen und die Mbihongelder ($ 126 II, 17 U. ER). 
Die Abihoßgelber find gegenwärtig durch Staatsverträge entweder 
ausdrüdtich aufgehoben ober boch ſtillſchweigend aufer Araft gefept 
mworben. Es bleibt alfo nur das Recht des Staates auf konfisyierte 
Gegenftänbe und auf Gelbfteafen. Beibe find ein Ausfluß ber Serichtss 
barleit. Daß das U. L.R. diefe Nugungen zu ben Negalien rechnete, 
findet darin feinen Grund, dafj die Gerichtsbarkeit felbft damals nur 
in ben höheren Inftanzen eine rein ftaatlihe war, währenb bie untere 
Geriätäbarleit ji meift im Befige von Gutsherren ober Stäbten 
befand. Die Rebenrechte finanzieller Natur teilten natürlich das 
Schidjal des Hauptrechts und gingen mit dieſen gleichſalls In Privat 
befig über. Gegenwärtig ift mum bie Gerichtäbarfeit mwieber eine rein 
Raatliche geworben. Damit find grunbfäglich auch ſämtliche Konfistate 
und Gelditrafen mieber ein Recht bes Staates, Allein es ift nicht 
ausgefchlofien, daß gleichwohl der Staat dieſe finanziellen Befugniſſe 
auf andere Rechtsſubjelte überträgt, wie bies namentlich bezüglich ber 
von ber Polizei feſtgeſehten Strafen zu Gunften gewiſſer Kommunal- 
verbande geſchehen fit. 

Part ularrechtlich beſteht als Ausfluß bes früheren Stranbredhts 
noch ein bejonderes Bernfteinregal des Staates ?°),, In ben ehemals 
weſtpreußiſchen Kreifen Bommerns und in Weftpreufen erjtredt ſich 
das Negal bloß auf ben vom Meere angefpülten, in Oftpreufen und 
Ermland aud auf ben im Binnenlande gefundenen Bernftein"*), 


”) Bgt. 9, Beünnet, Das Reät auf Zuelgnung der von ber Ser auöger 
wörfenen ober angefplilien Neereäprobulte und das egal, Königäberg 
1874; Krap, Mt. Vernfteinzegal in v. Ctengeld Wörterbud Bd. 1, ©. 178. 
#1) Weftpreuß. ProvReht 89 7875, Gef. vom 22. Yedruar 1867 — 0.8. 
1867, 8. 772 —. Wei Einführung des weitpreupifien Proninyielcedt® In ber 
Chad} Danyig und deren Gebiete Durd Gef. vom 19, Behruar 1857 — 0,8: 
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Dieſelben hatten alſo als eine in ber Gerichtsbarkeit —5— 
finanzieller Natur vollſtändig ben Charaltet bes Regals Die Ruhung 
ſtand grunbfäplich dem Staate, aber kraft landeshertlichet Verleihung 
die gleichzeitig mit ber der Gerichtsbarteit erfolgte, — anderer 
Nechteſuhjetten zu. Mit der Aufhebung aller ſtadtiſchen unb Pate 
monialen Gerichtsbarkeit find auch die Berichtögebühren ausichlielides 
Necht des Staates geworden. Im Begenfape zu den Stonfiöfaten 
und Geldftrafen werden fie jedoch niemals anderen Hechtsiubjelten 
verliehen, jonbern bie Nugung bleibt bei ben faatlihen Behähren 
ſtets dem Staate vorbehalten. Damit haben diefe Gebühren ben 
urſprunglichen Charakter eines Negals volftändig verloren. Die Er; 
bebung von Gebühren beichränft fd aber gegenwärtig nicht mehr auf 
das Juſtizweſen, aud für andere ſtaatliche Handlungen werben Be: 
duhren erhoben, 

Jede Gebühr bedarf ale Grundlage ihrer Erhebung eines Befepes. 
Denn nad) Art, 102 ber Berfafjungsurkunbe können Staates ober 
Kommumalbeamte nur auf Grund eines Gefees Gebühren erheben 
Die vor Erlaß der Verfaffungsurkunde eingeführten Gebühren bleiben 
jedoch, aud wen fle auf Verorbnungen beruhen, nad; Urt. 109 bis 
zu ihrer Abänderung durch Geſetz in Kraft. Die Gebühren finb von 
den Unterthanen zu entrichten für gewiſſe ftaatliche Handlungen, beren 
Vornahme fie veranlaßt haben. Es Handelt fi um ftantlihe Akte, 
für welde bie Gebühren ein Entgelt bilden. Die Vornahme biefer 
Akte beruht nicht auf einem Vertrage des Untertbanen mit der Stantd 
gemalt, ſelbſt in den Fallen nicht, in denen ber betveffenbe Mit obme 
den Willen des Unterthanen gar nit vorgenommen werben barf. 
Die Gebühr ift daher nicht eine vertragsmäßige Gegenleiſtung, fow: 
derm eine unmittelbar auf dem Geſehe beruhende, unter gewiſſen Borı 
ausfegumgen zu entrichtende Abgabe bes Unterthanen an ben Staat 
gleih ber Steuer. Bon letzterer unterfheibet fie ſich nur baburd, 
daß fie mit Rudſicht auf eine gewiſſe ſtaatliche Handlung ald Entgelt 
derfelben erhoben wird. In melden Fällen die Erhebung derartiger 


1867, &. 87 — ift anerkannt worden, bak — am Strende vos 
Meidfelmünde dis Polls! der Stabtlämmerei zu 5 
")v. Mayr, Urt. Gebühren in v. Shenpte 8, 1, ©. 178, 
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Gebühren — wird bei ben betreffenden Vermaltungsjweigen 
zu erdttern 
Intorrefter Weife bezeichnet man vielfach als Geblihren auch 
Gegenleiftungen ber Untertbanen für ftaatlihe Leitungen auf bem 
Boden des Privatrehts. Diefe Gegenleiftungen find aber von den 
eigentlichen Gebühren weſentlich verſchieden. Somelt ber Staat ſich 
als Unternehmer jelbft auf ben Boden bes Privatrehts ftellt und 
Zeiftungen übernimmt, bie an und file ſich auch jedes andere Rechts— 
ſub jett darbieten darf, geminmt auch Die Begenleiftung einen privat 
restlichen Charakter. Beide beruhen auf einem privattechtlichen Fun- 
bamente, in der Hegel dem des Vertrages, und find, da ber Gtaat 
ſich felbit als Privatrehtsfubjett fingiert, wicht verſchieden von anderen 
privatrehtlichen Leiftungen und Begenleiftungen. Die Höhe der fälſchlich 
als Gebühr bezeichneten Gegenleiftung ber Unterthanen hängt hier 
jo vielfah von wechſelnden wirtihaftlihen Konjunkturen ab, daß in 
den meiften Fällen eine gefeglihe Firterung geradezu unmöglich er« 
ſcheint. Die Verſaſſungsbeſtimmung, daß Gebühren nur auf Grund 
eines Geſehes erhoben werden dürfen, bezieht ſich daher auf privat: 
Gegenleiftungen nicht. Damit ift felbftverftändlic nicht aus« 
geſchloſſen, daß aud in biefen Fällen, ſowelt es möglich fein follte, 
eine gejeglihe Feſtſezung erfolgt. Diejelbe wilrde dann aber einen 
wejentlich anderen Charakter haben als bei den eigentlihen Gebühren. 
Es läge feine ſich unmittelbar an bie Unterthanen mendende und ihre 
Abgaben an ben Staat feftfegende Rechtsnorm, fonbern nur eine In⸗ 
ftruftion für die ftaatlihen Organe vor, auf welche Bedingungen bin 
fie ſich in Verträge gewiſſer Art mit den Unterthanen einlaffen Dürfen **). 
Diefe privatrechtlichen Gegenleiftungen an ben Stant lünnen fo mannigs 
fa fein wie fein privatrechtlidher Geicäftskreis überhaupt. Bejonbers 
hervorzuheben find hier die Perionen: und Frachtgelder beim Eijen- 
bahnbetriebe. 


5.209. Die Reihsfeuern, 


Nach Art. 70 der Neichsverfajjung dienen zur Beitreitung ber 
Neihsausgaben unter anderen die aus ben Zollen unb ben er 
ſcafilichen Verbrauhsftenern fliehenden Einnahmen. Dieje 
feuern, binfichtlih deren dem Reihe allein bie Gefehgebung zuſteht, 
find md Art. 35 der Neichsverfaflung bie Zölle und bie Verhrauche⸗ 


2) Dielen Charallet haben z. ©. bie allerbingd nit dem preuftiden, fons 
dern bem Reihöftantärehte angehörtgen Pofttagen, welche gefeglid mormiert finb, 


— 
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— en Vranntwein, Bier und dem aus Rüben 

ee Ergeugniffen bargeftellten Zuder und prup 
Dazu Tommen bie Reichsftempelabgaben, ber Wechſel. und Börfen: 
Me RE" ia a A 
‚haben biefe Steuern nicht dadurch für bie Eingelftanten Beben 
ung, daß fe cn. Den mermaite soeben — 
fie wenigftens mittelbar ben Cinzelfteaten zum Teil wieder zufliefen, 
Nah der Neidsverfafjung follte ber Reinertrog 
der Neigäftenern vollfiändig dem Reihe zuftchen, und bie Deduns 
der Hiernad) nad verbleibenden Bebürfnifie Durch 


Natrikularbeiträge 
ber Eingelitaaten erf Ns ‚od bucd) bie im Jahre 1879 flat: 
finbende Hefonm der Sie die Matrifularbeiträge überflüffe 
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h ätoägen.h 
übermwiefen werden folle, In gleicher Weife murde bei Einführms 
ber Steuern auf Aktien, Renten und Schulvverfhreibungen, Shui 

it Steuererträge 


vorgejhrieben. Die Reichs und Landesfinanzen befinden ſich bat 
in engfter Wedhfelmirkung, wodurch allerdings ein etwas 
Rechnungsweſen unvermeiblih wird. Die Einzelfiaaten führen den 
Reinertrag jämtliher Reichoſteuern an die Reihsfajie ab, 
einen großen Teil berfelben mieber zuruck und müfjen dann 
bie noch vorhandenen Bebürfnifie des Reiches durch Matrifufarbeiträge 
deden. Ein Teil der Reichseinnahmen aus Vieh: und Getreibegölm 
wirb auf Grund bes Gefeges vom 14. Mai 1885 *) mieberum som 
Staate auf bie einzelnen Kreife zur Dedung Ihrer fommmalen Be 
bürfnifje verteilt. Im einzelnen geftaltet ſich bad Steuerredit bei 
Reiches — 9 — pie e 
1. Die Zölle, zur Begründung des — 
Bollgefepgebung Deutſchlands auf vertragsmäßigen Abkommen ber 
a — Be Art. 40 rl 
num, e Vorſchriften in dem Zollvereinigungsverteage dom 
1867 in Kraft bleiben follen, jo weit fie kt Uns bie Veftimmmungen 
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ber Reichsverfaſſung felbft abgeändert find, und fo lange fie nicht 
auf dem verfaffungsmäßigen Wege der Neichsgefepgebung abgeändert 
werben. Damit ift bem Zollvereinigungsvertrage vom 8, Juli 1867 
ber Gharafter eines Neichsgejeges beigelegt morben, unb er hat anberer: 
feits trot feines Fortbeftehens den Eharalter eines völlerrechtlichen 
Vertrages verloren. Auher diefem Zollvereinsvertrage beruht bas 
deutſche Zollrecht vorzugsweiſe auf bem Zollgeſehe vom 1. Juli 1869 9) 
und auf dem Bolltarife vom 15. Juli 1879°). 
— — ber ——— kan ein — 
et, umgeben von gemeinſchaftlicher Zollgrenge. 

Grundſatz wird jebod durch verſchiedene Ausnahmen —— 
Einerjeits find nicht zum Reiche gebörige Gebiete, das Großherzogtum 
Zuremburg und die in Tirol belegene Gemeinde Jungholz, an das 
deutſche Zollgebiet angeicloffen. Anbererfeits merben einzelne Gebiete 
des Reiches von der gemeinfamen Zollgrenze auögenommen, Es find 
dies bie wegen ihrer Lage zur Einfhliehung in die Zollgrenze nicht 
geeigneten einzelnen Gebietsteile und die Hanfeftäbte Bremen umb 
Hamburg mit einem bem Bmede entſprechenden Bezirke ihres ober 
des umliegenden Gebietes, bis fie ihren Einſchluß in biefelbe bean- 
tragen (Art. 33, 34 R.R.). Nadidem dies feitens ber Städte Bremen 
und Hamburg vorbehaltlich eines eigentlichen Freihafengebietes ger 
ſchehen ift, hat diefer leptere Vorbehalt nur fir die Freibafengebiete 
Bedeutung. Die preußtihe Landesgrenze iſt alſo nur dann Zollgrenze, 
wenn fie ‚gleichzeitig Reichsgrenze ift. Cine Ausnahme macht bie 
preuhiihe Staatsgrenze gegen Luremburg, bie, obwohl gleichzeitig 
Reidisgrenze, dod) feine Zollgrenze bilbet, Aus biefer Eineitlichfeit 
bes Zollgebietes zieht bie Neichsverfaffung Art. 38 Abi. 2 felbft bie 
Folgerung, daß alle Gegenflänbe, welche im freien Verlehre eines 
Bundesftaates befinblich find, in jedem anderen Bundesitaat eingeführt, 
und in legterem einer Abgabe nur infoweit unterworfen werden lönnen, 
als daſelbſt gleichartige inländiſche Erzeugniffe einer inneren Steuer 
unterliegen. Cine fogenannte Uebergangäfteuer bei der Einfuhr eines 
Gegenftandes aus einen anderen beutichen Staate darf nur zur He— 
bung gelangen, wenn ber betreffenbe Gegenftand innerhalb bes Staates 
einer befonderen Verbrauchsſteuer unterworfen iſt. Dagegen bürfen 
bie Einzelftanten außer im janitätspoligellichen Intereſſe eine Einfuhr- 
und Ausfuhrverbote erlaffen, aud keine Ausgangs: und Durchfuhr- 
abgaben erheben (Bollvereinövertsag Art. 3-5). 

Die rechtliche Grundlage file die Erhebung der Zölle ift gegen: 





*) 8.0.81. 1869, ©. 817. )RG,DL. 1879, ©. 207. 
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wärtig ber Solltarif 15. vom 
Be 13. Mei 


ha, 

fände, Haus, Fabrik: und Hanbwerfögeräte, bei Zuzlgen 
ald Transportmittel benutzte Wagen und Tiere, Faſſet, Sade 
Mufter und Proben, Baumaterialien zu Seeſt 
Altertüimer. Für Waren aus folden Staaten, bie 
und Waren deutſcher Herkunft ungünftiger behandeln 
anderer Staaten Lönmen dagegen Retorfionszölle, beitehenb im 
Zufhlage bis zu 50 Prozent des Betrages der tarifmäl 
‚abgabe erhoben werben, ſoweit nicht 
ſtehen. Die Erhebung eines folden Zufälages wird 
Buftimmung des Bımdesrates zu erlaffende kaiferlihe 
geordnet. Diefelbe ift bem Heichstage fofort oder, werm er 
verfammelt iſt, bei feinem nädhiten Zuſammentreten 
außer Rraft zu fehen, wenn der Reichstag die Zuſtimmumg wicht 

Das Verfahren bei der Zollerhebung iſt geregelt 
Vereinszollgefeg vom 1. Juli 1869). Das Gefep ift 
Landesgeſeh ber im Jahre 1869 zum Bollvereine verbundenen 
bat auch durch die Reichsverfaſſung nit den Charakter eines 
gejeges beigelegt erhalten. Da aber dem Reiche 
Gefeggebung über das Bollweien zufteht, fo Tann auf biefem 
fein Einzelftaat Gefepe erlaſſen, insbefonbere nicht das 
abändern. Diejes, obgleich mur inhaltlich übereinftimmenbes Bandes: 
gefeß ber ehemaligen Hollvereinsftaaten, fteht daher an rechtlidher Bar 
deutung einem Reichs geſete vollftändig gleich. Das Vereinszollgeien 
beftimmt die Modalitäten der Verzollung, es regelt daher den Verkehr 
überhaupt mie ben auf Landſtraßen, Flüffen, Nanälen, auf 
ben Vertehe der Poften und Reifenden. Gegenftände, bie zur Ber 
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*) RD. 1879, &. 207. 

*) #091 1880, ©, 130; 1881, ©, 119, 121; 1882, ©. 59; 1534, & 9. 
Huf Grund des Iehteren Befeyes ift ber Bolltarif in ber jept gükkigen Paffumg 
veröffentliht worben a. a. D. ©, 112 nebft Berichtigung ©: 

*) Dal. dazu CirtRefke, vom 29. Dezember 1809 — MUL ber Inn, Berm, 
1370, © 83 — und BegleitfgeinRegul. vom 20. Dejember 1869 mebft ber er 
gängenden Belanntmagung vom 25. Mai 1596 — Gente.BL für dab 
Reid 1886, &, UT —, 
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arbeitung mit der Beftimmung der Wiederausfuhr oder Wirdereinfuhr 
über bie Grenze ein: und ausgehen (Werebehungsverfehe) können vom 
Eingangszolle überhaupt befreit werden. Es iji ferner bie Gewährung 
eines Zolikredits an den Zollpflichtigen zuläffig und zwar entweder 
buch Stundung bes Sollbetrages oder durch 

Verzollung unter einjtweiliger Sicherſtellung ber 

Barenverihluß oder durch Aufbewahrung in zollfreien 

geſchieht. Das Vereinszollgefeg enthält ferner ein Zollſtraftecht zur 
Unterbrüdung bes Schleichhandels in ben Brenzbezirfen "). 

2 Die Salzſteuet. Aus dem ſtaatlichen Bergregale wurde 
icon feit dem 16. Jahrhundert ein beionderes Salzregal und aus 
dieſem ein ausſchließliches Recht bes Staates auf den Vertrieb des 
Salzes, ein Salzmonopol entwidelt. Die Geltendmachung biefes 
Monopols murde zwar in diefem Jahrhundert durch verſchiedene 
Mafregeln, befonders durch entipregende Herabfepung des Salzpreifes 
gemilbert, das Monopol jelbit aber erft 1867 durch eine Salzfteuer 
erfegt. Die Erhebung diefer Steuer wurde für alle Hollvereinsftaaten 
übereinftimmend geregelt durch die Nebereinfunft vom 8. Mai 1867 
und bie auf Grund berfelben ergangenen Partikulargejege, für bem 
morbbeutfchen Bund am 12. Ditober 1867°). Eine Abänderung 
diefer Geſehe im Wege ber Landesgefepgebung iſt aber ebenfo wie 
die des Zollvereinsgefeges wegen der ausſchließlichen Befeggebungs- 
tompetenz bes Reiches auf biejem Gebiete unmöglich. Alles im Ins 
lande gewonnene Salz mit Ausnahme des zur Ausfuhr, zu landwirt⸗ 
ſchaftlichen oder gewerblichen Aweden beftimmten, unterliegt einer 
Steuer von 12 ME. für 100 Kilogramm Nettogewidt. Die Beitenerung 
des aus dem Auslande eingeführten Salzes erfolgt dagegen in form 
eines Zolles. 

3. Die Tabafftewer. Die Erhebung der Steuer beruht 
gegenwärtig auf bem Tabaliteuergejege vom 16. Juli 1879 °) mebit 
einer Novelle vom 5. April 1885 2°). Es gelangt zue Hebung eine 
Steuer von 45 Mt. für 100 Kilogramm der im Inlande zur Fabrir 
letion bereiteten Blätter, Die bepflangten Flächen find in vorgeſchrie— 


) Die Sicherung —— gegen Hamburg und Bremen geſchah auf Grund 
5 — 3 Zuli 1869 — B.BUL 1869, ©, 370 — und 28, Juni 


— 





aufgegeben haben, fo ba die Steuer eine für das ganze Meidhsgebiet 
einheitliche it. Zur — gelangt eine Verbrauchsabgabe und eine 
Maifhbottihftener. Die Verbrauhsabgabe iſt beim — 
Branntweins in den Verkehr von demjenigen zu entrichten, 
Branniwein jur freien Verfügung erhält. — in —*— * 
werblichen, wiſſenſchaſtlichen, Heil: ober wirtſchaftlichen Jweden ver 
wendete Branntwein. Die Verbrauchdabgabe wird nad zwei ver 
ſchledenen Sägen erhoben. Bon einem Teile bes in den Inlanbuerlehr 
tretenden Branntweins, der alle brei Jahre nad; bem Maßflabe von 
5,4 Liter für den Kopf der Bevölterung neu feſigeſtellt und mady ber 
Teitherigen durchſchnittlichen Steuerleiftung auf die am I. April 1887 
vorhanden gewefenen, ſowie auf bie neu hinyutretenben 
lien Brennereien verleilt wird, beträgt die Steuer 50 Pf., im übrigen 
aber 70 Pf. für das Liter, Die Maifhbottiäfteuer wird — 
nad) zwei verichiebenen Sägen erhoben. Die landwirtſchaftlichen b. & 
diejenigen Brenmereien, bie Melaſſe, Nüben oder Nübenfaft verarbeiten 
ober bei Verwendung von Getreide ober Kartoffeln bie gewonnenen 
Nücjtänbe und ben Dünger in der eigenen Wirtſchaft verwerten, mis 
richten neben der Verbraudsftener eine Maifchfteuer in ber biäherigen 
Höhe von 1,31 ME. für jedes Hektoliter Maifchraum umd für jede 
Einmaifdhung unter gewiffen Ermäßigungen für Eleinere Brennereien 
Die gewerblichen Brennereien entrichten bagegen einen Zufchlag sur 
Berbrauchsabgabe in Höhe von 20 Pi. für den Liter reinen 
an Stelle der Maiſchraumſteuet. Die Branntweinfteuer kommt € 
falls nur zur Hebung von den inlänbifhen Probuften, 


*) BgL 0. Mayr, Let. Bronntmeinfteuer in v. Gtanguld Wärterdug I 
RT RL 1887, © 200. “ 
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5. Die Braufteuer”). Hinfihtlich ber Vierbefleuerung find 
die jübbeutigen Staaten Bayern, Württemberg und Baden verfaifungss 
mäßig von der Steuergemeinichaft des Reiches ausgeichloffen, und es 
ift ihnen bie Befteuerung bes Bieres burch Die Sandesgefeggebung und 
bie Erhebung ber Steuer für bie Landeslaſſen überlafien worden 

Außerdem hat das Reich Elfaß-Lothringen 


idhegefeglicien 

Für ben Verleht biefer Gebiete mit ber 
Bierſteuergemeinſchaft wird eine befondere Uebergangsabgabe erhoben. 
Someit hiernach die Vierbeftenerung wicht ber Landesgefeggebung 
überlaffen ift, kommt bas Brauftenergefep vom 31, Mat 1872 mit 
einer Novelle vom 29. Dezember 1876 zur Anwendung "*). 

Die Stener wird erhoben von den zur Bearbeitung notwendigen 
Materialien und zwar von Dal; und Neis 2, von Stärfe 3, von 
Zuder, Syrup und anderen Maljfurrogaten 5 ME, für je 50 Kilo— 
gramm. Statt deſſen kann aber auch ein Abfindungsbetrag zwiſchen 
dem Staate und ber Brauerei vereinbart werden (Hiration), Die 
Berfteuerung erfolgt in ber Negel vor dem Einmaifhen, ausnahms: 
weiſe vor dem Vermahlen des Malzes. Stenerfrei bleibt der ohne 
Brauanlage zum eigenen Bedarfe bereitete Haustrunf. 

6. Die Zuderftener. Diefelbe tft gegenwärtig neu geregelt 
durch das Geſetz vom 9. Juli 1887 19). In ähnlicher Weife wie bei 
der Branntweinftener verbindet das Gefeh eine Berbraudsabgabe mit 
der bisher allein erhobenen Materialitener. Es wird nämlich eine 
Maoterialfteuer von 80 Pf. für 100 Kilogramm ber zur Zuderberei- 
tung beitimmten Rüben von dem Fabrifinhaber, außerdem aber eine 
Verbrauhsabgabe von 12 Mf. für 100 Kilogramm des zum Inläne 
diſchen Verbrauche beftimmten Zuders beim Ginteitte besjelben in 
den Ve von demjenigen erhoben, der ihn zur freien Vers 

erhält. 

7. Die Neigsftempelabgaben. Von den Stempel: 
abgaben nimmt das Reich die Wechfel: und Börfenfiener, fowie den 
Spiellartenſtempel file ſich in Unfprud '*), 

Die Wedhſelſtempelſteuer, beruhenb auf dem Geſetze vom 10. Juni 
1869 '°) und einer Novelle dazu vom 4. Juni 1879 **) wirb erhoben 
nad) dem Werte des Wechfels und zwar bis zu 1000 ME. fur jede 


WgL 0. Mayr, Het. Braufteuer in v. Stengeld Wörterbug Bb. 1, &. MO f. 

1) MOL 1979, ©. 168 und Die Verldtigung In der Bellage ju St. 101 
R.8.0L. 1876, ©. 287. Kommentar des Gefehes von Apelt, Seipsig 1616. 

*) RGBL 1887, 5.308. )BgL Hoyer, Meiföftempelgefege, Berlin 1H32. 

7) BOUL 1869, ©. 198. ° 1) MOB 1879, ©. Il. 
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so 
ien 200 Mt. je 10 Pf. und für jebe weiterhin angefangenen 
1000 ME. je 50 Pf. Die Steuer wird fällig vor ber Begebung bes 
Wechſels. Ihre Entrichtung erfolgt durch Verwendung von Stempel: 
blanketts oder durch Auftleben von Stempelmarken. 
In derfelben Weiſe wird nad; dem Geſetze vom 1. Juli 1881 
und ber Novelle vom 21. Mai 1885) die Vörienftener erhoben 
ienftand der Börfenfteuer find: a. Aftien, Renten und Schuld⸗ 
ungen unb zwar in Höhe von 5 bezw. 1 und 2 vom Taufent. 
Die Steuerpflicht tritt mit der Ausgabe und bei ausländiihen Werten 
daneben mit der Inverfebrjegung der bereits ausgegebenen Papiere 
ein, ers und Anihafrungsgeichifte, wenn 


vom Taujend, und, wenn der Abſchluß über börienmähig gebandelte 
Waren und auf Grund von Börfengebräugen erfolgt, von 0 von 


vertragihliehenden Parteien erzeugte ober bergeftellte Waren. Ueber 
die fteuerpflichtigen Geichäfte muß eine Schlufmot 
von beiden Parteien nach ber Zeitfolge mumeriert amd fünf 
hindurch aufbewahrt werden. c. Lotterielofe mit Ausnahme ber Aus 
foielumgen zu milden Zwecken in Höhe von 5 Proyent. 
Die Spielfartenfteuer emdlich ift auf das Neid übernommen 
worben durch bad Beleg vom 3. Juli 1878), Es 
ein; 


Hi 
id 


eine Steuer von 30 Pf., bei mehr als 36 Blättern 50 
Spiel, fobald die Karten aus dem Auslande eingeführt ober } 
länbiihen Fabrilen hergeftellt mwerben. Die Spielfartenfabritatien | 
ſleht mit Nüdfiht bierauf unter der Stontrolle der — | 
Auch können diefe die Vorräte der Händler jederzeit einfehen. Um 
geitempelte Spielfarten find von den Steuerbehörden 

Die Gefepgebung über fämtlihe Neihsfteuern if 
Sade des Reiches, nur die Verwaltung und bie 
Behörden ift ben Einzelſtaaten verblieben. Inobeſondere find 
bie allgemeinen Ianbesgejeplihen Grunbfäge bes Steuerredts 
Zahlung der Steuer, Verjährung, Nellamationen und 
Rehtsweges ?*) auf die Reichsfteuern nicht anmenbbar, fonderm biefe 
Brumnbjäge find für bie Reichsſteuern aus ben Geſehen felbft zu entnehmen. 


"REEL 188), ©. 185; 1885, ©, 171. en 
meue Werdffentlichung dor Gejehe® ftattgefunden durch bie 
8. Junt 1885 — ROLL, 18%, S. 19 — Komm, * Reumann, 
166. Bat ouh Sandaral, Kr. Wörjenfteuer in ©. Stengeia 
».1, 8.297 fi. * R.8.81. 1878, ©. 188, 
#) Das Werhögericht fioht in feinen ntfä. vom 9. Febrmar und d, Mprk | 
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Kap. II. Die Organe der Finanzverwaltung *). 
8 210. Die Verwaltung der Domänen und direkten Steuern. 


Die Verwaltung der Domänen und bireften Steuern bat das 
miteinanber gemein, ba fie in ber Beſirksinſtanz, bis in bie neueſte 
‚Beit auch in der Gentralinftang in einer Behörbenorganifation vers 
einigt war. Mit der Nebertragung der Domänen: und Forftangelegen- 
heiten auf das landwittſchaftliche Minifterium hat biefe Vereit 
in der Gentralinitang freilich aufgebört. Sie befteht aber fort in ben 
Vezirfsregierungen. Dagegen ift die Tofale Verwaltung diefer ftaats 
Nichen Einnahmequellen feine einheitliche, ſondern geht nach ben mannig⸗ 
fachſten Richtungen auseinander. Die Verwaltung gliedert ſich al 
zumähft mad den drei Initanzen der Lokalvermaltung, ber Bezirks: 
verwaltung und ber Gentealverwaltung, die Lofalvermaltung nad ben 
einzelnen Berwaltungszweigen. 

Eine Zolalverwaltung der Domänen im engeren Sinne und der 
verpachteten fistaliihen Jagden ift im allgemeinen überflüffig, ba bier 
ber Pächter den ftaatlihen Immobiltarbefig nutzt und bie Einnahme 
für den Staat nur in ber Vachtſumme befteht, welhe unmittelbar an 
die Negierungshauptlaffe abgeführt wird. Die einzelnen Pachtver⸗ 
träge werben von der Negierung abgejähloffen, jo daß es aud in 
diefer Benehung einer lolalen Verwaltung nicht bedarf. Endlich wird 


a0 — Sn, in Gnade zu 11, S 65, 91 — auf einem anderen Stand⸗ 
ee ee ee 


anna wegs annehmen molle, duct bie Keihägefehgebung 
en a * "ara gemacht wäre. Die Yuläffigfeit des rain 
folge aber auch daraus, dafı die ungerechtfertigte ee einen 

in deldatrechte enthalte und beöfald Eivilreitäfache fel. In bem zweiten Erkennt 
* wird die Anwendbarteit der —— vorſqhtift ·n 


weg überhaupt yuläffig If, 
*) Dgl. Brodhaus, Art. Finangminiftertum und (inangdehörden, Finany 
nermaltung der Einzolftaaten in d. —S— ©. 101 fi. 
Born dat, Preufilhen Sinaikeut. III, do 
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bie Aontrolle über bie verpachteten Güter non ben Departementsr 


ſiaaulichen Grundbefipes ftattfindet, bedarf es 
are nicht. Nur bei bem Intenbanturfpfteme *) di 
Banrpääern belt, Auberden seh an ll Berne 
mänenpädhtern beitellt, erweiſt ſich eine lie Bm 
als notwendig, wenn ausnahmsmeife eine Domäne in flaatlide Abmind: 
Aration genommen werben muß. 

Bei den Foren findet dagegen eine Verpachtung grumbfäglih 
nicht ftatt, fondern der Staat verwaltet und nupt feinen 
bewiriſchafteten Grunbbeiig jelbft. Hier find aljo aud befonbere 
vermaltungsbehörben notwendig. Der ftaatlihe Waldbefit. serfällt in 
Dberförftereien unter je einem Oberförfter, dem bie erforberlidhen 
Forffgugbeamten, wie Nevierförfter, Unterförfler und Walbmwärter, 
imtergeorbnet find. Die Zuitändigleit und die Dbliegenbeiten ber 
Dberförfter werden geregelt Durch die Geihäftsanmeilung vom 4. Juni 
1870°), melde an Stelle der früheren, nidt Berfentlten Dienft: 
injtruftion vom 21. April 1817 getreten ift*), Wür eine ober im ber 
Regel mehrere Oberförftereien find zur Erhebung ber Holzgelder umb 
Forftgefälle Forftkafien errichtet, die mit ben Domänenrentäntern 
ibentifch fein follen, foweit ſolche beftehen. Jede — 
ſich unter Leitung eines Forſtlaffentendanten, welcher allein befugt ik, 
die betreffenden Gelber in Empfang zu nehmen und darüber zu auit: 
tieren. Den einzelnen Oberförftern find Korftinfpeltoren übergeorbnet 
Die Stellung derjelben regelt ſich nad dem vom Könige 
Eirkularreftripte vom 26. März 1834 ). Hiernach find fie 
ber ihnen zugewiejenen Bezirke die ‚unmittelbaren Borgejepten ber 
Dberförfter und Forittaffenrendanten. Als ſolche haben fie — 
beftehenden allgemeinen Normen und ben ihnen erteilten 
ben Forfihaushalt zu kontrollieren umd bie Auffiht über die 
beamten und Foritkaffenverwalter zu führen. ‚Weber ben. Forftinipeh 
toren ſteht dann die Negierung. 

Hinfichtli der Steuern handelt es fi bei der Iofalen Bermal 
tung um breierlei, um bie Beidhaifung bes notwendigen 
Materials, welches die Anmenbung ber St auf 
lontreten Fat ermöglicht, ferner um die Subſumtion des Fonkveitn 
Falles unter die allgemeine Rechtsnorm dur bie Einfhägung um 

2) Bat. & M1. a ee 

?) Wegen ber Worbilbung ber oberen Forfibeamten vgl bie 
vom 1. Auguft 1883 — MBL ber inn. Bern. 1833, &, 188 —. 

u Rampy, Ann. 8b. 18, ©. 87: 
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endlich um die Vollziehung des in der Einihägung enthaltenen Ur: 
teils durch die Steuererhebung. 

Die Anwendung ber Steuergejege auf ben konkreten Fall erfolgt, 
fomweit es fih um die bivelten Steuern banbelt, durd; befondere Eins 
Ahägungstommilltonen, welche für die einzelnen Steuern verſchieden 

ebilvet find umd in der Negel aus Berufs: und Ehrenbeamten zur 
—— werben ®). Gin befonderes Hilfsorgan ber Steuerein- 
ſchahung bei ber Grund: und Gebäubefteuer bildet bie Kataftervers 
waltung. Diejelbe ift dazu beftimmt, etwaige Veränderungen in die 
‚Grund: und Gebänbefteuerbücder nachzutragen (Fortfcreibungen) unb 
fteht zu dieſem Zwede in fortlaufender amtlicher Verbindung mit ben 
Amtsgerihten als Grundbuchämtern. Für beftimmte Bezirke, in ber 
Negel für jeden Kreis, find Katafterämter unter einem Kataflerfon: 
trollenr eingerichtet. Die Ratafterämter ftehen unter ben Megierungen, 
denen je ein Ratafterinfpektor, und unter dem Finanminifterium, dem 
ein Generalinfpeftor des Katafters beigegeben iſt ®). 

Außer ber Steuereinihägumg lommt hier nur nod bie Steuer 
rhebung in Betracht. Dieje ift durch die Steuergejege vom 30. Mai 
1820 allgemein fowohl für bie Städte wie für das flache Land ben 
Gemeinbebehörven übertragen, welden für Ermittlung, Erhebung und 
Verteilung ber Gewerbefteuer und ber Klaſſenſteuer eine Entfhäbigung 
von drei bis vier Prozent berjelben zugefichert It, während fie zur 
Erhebung der Grund» und Gebäubefteuer ohne Entgelt verpflichtet 
find. Nur bie Einfommenfleuer wird bireft an bie Kreiöfaffe ents 
richtet. In der Nheinprovinz und Weftfalen erfolgt dagegen nad dem 
Grundſteuergeſete vom 21. Janıar 1839 ”) und der Rabinettsorbre 
vom 6. Februar 1841 °) bie Erhebung ſaͤmtlicher bireften Steuern 
durch befonbere, von ben Negierungen ernannte Löniglidhe Steuer: 
empfänger, wogegen die Gemeinden von ber Verpflichtung zur det: 
Uchen Erhebung ber direkten Steuern befreit find. Diefe Steuer 
empfänger erhielten unter bem 16. Dezember 1867 eine Geſchäfts— 
anmeifung®). Die gleiche Einrichtung wurde dur das Reſtript des 
Finanzminifters vom 16. Dezember 1867 *°) auch auf bie neuen Pro 
vinzen ausgebehnt. 





A Sat. 38 204 ff. 
) Annahme von Supernumerarien bei der Rataflervermaltung vgl. 
Die Reftr. vom 19, März 1850 und 16 Auguſt 1871 — MB, der Inn. Werm. 
1860, ©, 108; 1871, ©. 318 —, wegen ber Prüfungen die Vorcheiſten vom 
5. Rovember 1889, 

") @2. 1889, ©. 30. 08. 1841, 8. 29. 

MB. der ian. Berm. 1868, S. 111. “an. 
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it Eiementarſteuererheber 
unmittelbaret Vetbindung mit der Regierung, — —— 
Regierungshauptlafie. 
Im der Bezirköinflang wird die —— Domänen, 


In ben Regierungshaupttafjen vereinigen fi alle ftaatlichen Einnahmen 

bes betreſſenden Regierungsbezicts, indem fi übrigen Kafen 

ihre Eingänge an die Negierungshouptaffe einzuliefern haben. Die 
Regierungen ftehen mın zwar auch als Vehörben ber 

tung wie bei ihrer gefamten übrigen Thätigfeit unter 

bes Oberpräfidenten, der über fie, fei es von Amtswegen, fei es auf 

ergangene Veſchwerden, eine fortlaufende Auffichtstbätigtelt aszuiben 

hat. Abgeſehen von dieſet Auffictsthärigkeit it aber ber Oberpräfie 

dent mit der Finanzverwaltung felbft nit bejaht. 

Die Eentralverwaltung der Domänen, Forfien und bireften Steuern 
vereinigte fich bis in die neuefte Zeit in bem finangminifterium. ME 
dem Uebergange ber Verwaltung der Domänen und Forſten auf das 
landwirtſchaftliche Minifterium hat jebod in biefer Westehig eine 
Scheidung flattgefunden ’*), Das Finangminiflerium hat mit ber 
Verwaltung ber Domänen und Forften mır noch je weit zu 
es bie Einnahmen und Ausgaben diefes Verwaltungezweiges bei 

Rellung ber allgemeinen Etats zu berüdfichtigen hat, wie Died | 
era hämtlter übrigen Faastichen Verwaltungäzweige ber 

Im übrigen bildet die Gentralbehörde das Minifterinm fir 
—— Domänen und Forſten, und die Regierungen find —— 
ihrert Domänen und Forſtverwaltung die ſem Minifteriem untergeorbmet 
Dagegen iſt das Finangminiſterium für die Verwaltung ber bireken 


7 wohn im Dbrigen üben die Befgefäihätigteit —— 
Gebiete 
er) BL $ N ng. 8 1a. 
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Steuern bie zuftänbige Gentralbehörbe geblieben, Diefer Verwaltungs 
zweig mirb Tpegiell geleitet von: ber nein Zbieibng ben Blnanye 


der Steuerverwaltung ftehen unter dent Finangminiſterium. 

Das Kaffenweien des ganzen Staates ift centrafifiert in ber 
Ghueralftaatstafe, neben der nur die General:Lotterier, die General: 
Militär- und Staatsfhulbentilgungsfafe als felbftändige Gentraltaffen 
beſtehen geblieben find. 


5211. Die Derwaltung der indirekten Steuern. 


Die Derorbnung vom 26. Dezember 1808 hatte unter Aufhebung 
der bisher fir einen großen Teil bes Staatägebietes befichenbem 
Uccifes und Folldireftionen die Verwaltung jämtlicher indirekten Ab: 
gaben den Negierungen und in der Gentralinftanz dem Yinanzminie 
flerkum übertragen. Auch mad ben freibeitäfriegen bielt man am 
dem Standpunkte feft, die gefamte innere und Finanzverwaltung fir 
die Bezirksinftang möglichft in ben Regierungen zu fongentrierem Die 
Verwaltung der indireten Steuern verblieb daher den Regierungen, 
immerhalb deren Hierfür beſondere vierte Abteilungen beitanden ) 
Prattiſche Befichtspunfte nötigten jedoch ſehr bald namentlich für bie 
Grenzprovingen zur Einfhlagung eines anderen Weges, nämlid) zur 
Errichtung bejonderer, bureaufratii organiiierter Provingtalfieer: 
bireftionen, im weſentlichen im Anſchluſſe an die Provinzialgrenzem, 

Die Golalverwaltung ber inbirelten Steuern erfolgt durch bes 
ſondere Steueränter. In den Grengbegiefen beſtehen zue Erhebung 
der Zölle Zollämter, welche entweder Hauptzollanuer oder Nebenzolls 
ämter erjler unb zweiter Klaſſe find. Unter blefen Zollduuern führen 
die laufende Holltontrolle Anlagepoiten, welche ba errichtet find, wo 
bie Zollämter nicht nabe genug an ber Zolllinie liegen, umd die ben 
Grengbezirt wmausgejegt inipipierenden Girenzauffeher. Im Binnen 
lande — bie Erhebung dee Zölle wie der fonikigen indiceuen 

Steuern, mögen dieſe nun Reicäftenern oder Landesftenern fein, durch 
Hauptzoll und Hauptfteuerämter umd burd; Zoll« und Steneränmter, 
mit beiten zum Teil Warennieberlagen, wie Padhöfe, Lagerhäufer, 
Aue Aufbewahrung ber zollpflichtigen, aber mod nicht verfteuerten 
Waren verbunden find. Aud unter dieſen Zoll: und Steuerämtern 
fiehen Steuerauffchen zur forigefegten Hanbhabung ber Warenfonteolle 
‚gegen Hinterziehungen?). Jedes Hauptzoll- oder Hauptfteueramt feht 

Bor 5 194. 
3 at —E& dom 1. Zutt 1869 99 18-18, 97 ff, 128-182. 





ämter find ſtets ein 
a a — 
eines ſolchen Unteramtes fteht ein Steuerempfänger, bem bas erfor 


die Erbfeaftsftener. Der Verkauf und bie Kafflerung von Stempel: 
marlen unb Gtempelpapier meiſtens Gewerb⸗ 


der NReglerungen durch die Verorbnung vom 30, April 1815 mb bie 
Geigäftsinftrultion vom 29. Oftober 1817 *) hielt man bieran mod 
fell. Diefe Einrichtung bemährte ſich jedoch praftiich nicht, und es 
wurben ftatt beifen nach und nach für bie einzelnen Provingen befonbere 
Provinzialfteuerbireltionen errichtet. Es geſchah bies durch befonbere 
Kabinettsordres für die Nheinprovinz vom 5. Juli 1823 %), für Die 
Provinz Sachſen vom 3. Oftober 1824*), für bie Proping Pofen 
vom 12. September 1825 °), für bie Provinz Pommern vom 18. 
Dftober 1825*), für die Provinz Preußen vom 8. Degember 1825) 
und zwar bier je eine Fir bie Megierungsbezirle Nönigaberg und 
Gumbinnen einerjeit® und Danzig und Marienmerber anbererjeits 
Soweit bejonbere Provinzialiteuerbirektionen nicht errichtet maren, 
ſollie nah der Nabinettsorbre vom 31. Dezember 1825 die Ber 
waltung ber inbireften Steuern von bejonberen vierten Abteilungen 
ber Regierungen geführt werben. Demnächft wurde jebocdh burd; bie 


2) 830 bes Grbfhaftöftenergefene® vom 30. Mal 178 
"yBgL 5 194. *) v. Kampy Minn. Hd. 8, & 2& 
4006.10. )M.a D. 3.9, ©. 87. 
YEaD SE MD. 5,80, 8. 
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Kabineitsorbre vom 30. Juni 1827 '%) aud für Schlefien eine Pro: 
vinplalftenerbireltion gebilbet. In den neuen Provinzen erfolgte eben- 
— die Errichtung von Provinzialfieuerbireftionen und zwar durch 
den Allerhochſten Erlab vom 8. Februar 1867 *') je einer für 
Hannover und für Hefien-Naffau und durch den Allerhöhften Erlaß 
vom 4. Auguft 1857") für Schleswig-Holftein. Die Provinz Brans 
benburg war daher bie einzige Provinz, in ber bie — ber in⸗ 
direften Steuern noch von ben Regierungen geführt wurde, Uber 
auch bier fand durch ben Allerhochſten Erlap vom 1. Oktober 1875 1%) 
die Errichtung einer Provinzialfteuerbireftion für Brandenburg und 
Berlin ftatt, jo dab dieſe Einrichtung jegt allgemein durchgeführt iſt. 
Nur in den Hohenzollernſchen Landen wird die Verwaltung ber ins 
bireften Steuern noch durch die Negierung und zwar-in unmittelbarer 
Unterordnung unter bas Finanzminifterium gehandhabt, 

Die Grengen der Direktionsbezirte fiimmen im allgemeinen mit 
benen ber Provinzen überein. Nur ift ber Kreis Schmalfalden nebft 
den ehemaligen bannöverfchen Aemtern Hobenftein und Elbingerobe zu 
Sachſen, der Kreis Rinteln zu Weftfalen und der Kreis Weglar zu 
‚Hefjen-Nafjau gelegt worden. Der Direktion für Meftfalen haben ſich 
für bie Verwaltung ihrer inbirelten Steuern aud bie Jürſtentümer 
Walded, Lippe und Schaumburg-Lippe angeihloffen. Der Sit der 
Provinzialftenerbireftionen iſt in der Negel derjelbe wie ber ber Ober: 
präfibenten, nur bie für Brandenburg und Berlin bat ihren Si in 
Berlin, bie fir Schlesrig-Holftein in Altona und bie fir bie Rhein⸗ 
provinz in Köln. 

Die Provinzialftenerbireltionen ſind büreaufratifc organifiert. 
An ber Spitte ftebt der Provinzialftenerbireltor, nach deſſen Anweis 
ungen die übrigen Beamten die Geſchäfte zu erledigen haben. Der 
Proinztalfteuerbieltor ift bafür verantwortlich, daß bie Geſchäfte 
‚gründlich und raſch bearbeitet und erlebigt werben. Die vortragenben 
Räte der Direktion erlebigen ihr Dezernat ſelbſtändig, jomeit fie micht 
die Entfcheibung des Provinzialfteuerbiveftors einzuholen haben. Unter 
den Näten befindet ſich aud ein Yuflitiar, um bie Unterfuchungs:, 
Kautions: und anderen Rechts ſachen zu bearbeiten, auch an anderen Ver⸗ 
mwaltungsangelegenheiten teilzunehmen, befonders aber den Provinzial: 
feuerbireltor in Behinberungsfällen zu vertreten. Bei einer Melmmgs- 
verſchledenheit zwiihen dem Provinzialitenerbirektor unb dem Juflitiar 
in Projeß · und anderen Rechto ſachen greift ausnahmsmeife das bureau⸗ 


EN — — ®». 11,8. x 8,5, 1867, ©. 24 
La 6) Se. 1967,.©. 167. 


9) Dal. Rabineitsordre vom 3, Oltobrr 1824 — v. Rampb, Kun Dh 
5. 1005 —, Gejgüftsanwelfung für bie Regierungen vom 81. Deyember 
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waltung ber indirekten Steuern und Zölle —— sa 
Bezeichnung Generalbireftion ber indirekten Steuern mit einem General: 
feuerbixeftor an der Spite fungiert. A ee 
gewifje Bermaltungsangelegenbeiten ſelbſtandig und unter eigener Ber- 
— ‚zu erledigen"). 

die inbireften — Behörden der Einzelftaaten 
für das — erhoben werben, tritt hierzu noch eine beſondere Ver⸗ 
maltungsfontrolle der einzelſtaatlichen Steuerverwaltung durch Organe 
bes Reiches. Nad; Urt. 36 ber Neichsnerfafung in zwar die Erher 
bung und Verwaltung ber Hölle und Verbrauchsſteuern jedem Bundes⸗ 
ftaate, ſoweit derielbe fie bisher ausgenbt Hat, innerhalb feines Gebietes 
überlaffen geblieben. Der Kaifer überwacht aber bie Einhaltung des 
geieglihien Verfahrens durch Neichsbeamte, welche er den Zoll mb 
Steuerämtern und dem Pireltiobehörden der einzelnen Staaten nach 
Vernehmung bes Bundesratsausſchuſſes für Yoll- und Steuermefen 
beiorbnet. Die von diefen Beamten über Mängel bei ber Ausführung 
der gemeinicaftlihen Geſehgebung gemachten Ynzeigen werden dem 
Bundes tate zur Beichlußfaffung vorgelegt. 

Dieſe Eineihtung iſt aus bem früheren ollvereine in bie Neichss 
verfaffung übernommen worden. Rad) den Hollvereinsverträgen ſtand 
nämlich zum Zmwede der gegenfeitigen Kontrolle jedem felbftändigen 
Vereinsfiaate das Recht zu, 1. den Hauptzollämtern auf den Grenzen 
anderer Vereinsſtaaten tontrolleure, Vereins: oder Stationdfontrolleure 
‚genannt, beiguordnen, 2 im gleicher Weile an die Koldireltionen der 
anberen Vereinsftanten Beamte, Wereinsbevollmächtigte, abzuorbnen, 
um von dem Geſchaftsgange Einficht zu nehmen. 

An die Stelle diefer gegenfeitigen Kontrolle der Zollvereinsftanten 
it nunmehr diejenige des Neiches getreten. Und gegenwärtig wird 
bei ben Neihstommifjaren noch unterfcieben zwiſchen den ben Holz 
unb Steuerämtern beigegebenen Rontrolleuren und ben den Direitiv⸗ 
behörben zugeordneten Neichsbevollmächtigten für Zölle und Steuern, 
von denen erftere ben legteren dienſtlich untergeorbnet find, Die 
Neihstommiffare haben nicht die Befugnis, jelbftändige Anorbnungen 
— Sie dürfen ſich nut von dem Zuſtande der Verwaltung - 

Kenntnis verſchaffen und alle biejenigen Berfügungen treffen, melde 
we Erreichung biefes Zieles notwendig find, 5. B. bie Akten, Bücher, 


A Bak, bie, Rabineitdarbee nom 18, Augun 1898 nebft dem 


Regulatioe vom 
23, ul 160. Deiiben Rab mie mölülert, aber miele ia de Gef 
— über die innere Verwaltung des preuhifcien Staates ober Becs 


Einrichtung der oberften Steatd- und Provingialbehörden ber 
den Aal Hnonacaie Worin Berlin 1849, ©. 50 fl a = 
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psp er einge und bie Nnmelhungen ber: 
jen 1) en 
felben an die untergeotbneten Behöcben mifjen ihnen, — 


‚Drgase 
des — und beziehen demgemaß ihre Beſoldung aus ber Reiches 
taſſe. Die Bejegung der Stellen erfolgt — bis jept nur — 
miſſariſcher Weiſe, jo daß bie betreffenden Beamten Beamte ber 
Einzelftaten bleiben und nach Erlebigung ihrer Funktion in den Dienk 
berjelben zurüdtreten. Die vorgeiefte Dienfibehörde ber Reihstom: 
mifjare bildet wie die aller anderen Reichsbeamten ber Neichstangler. 


212. d un 
$ Die Perwaltung —— Gewerbebetriebe 


Für bie Verwaltung ber Regalien einſchliehlich ber aus heen 
erwad ſenen Gebühren erſcheint ein befonderer Behörbenorganismus 
im allgemeinen überflüffig. Es handelt fh hier im wefentlichen um 
anbere Bermaltungszweige fei e$ der inneren Bermaltung fei es ber 
Juſtig, welche nur nebenbei auch einen finanziellen Gewinn abmerien. 
Die Nupungen ber Landſtrahen und Ströme mit Nusnahme ber vor 
den Provinzialfteuerbiceftionen zu erhebenben Gebühren werben baber 
von benfelben Organen verwaltet, denen bie Strafen: und Strom: 
verwaltung überhaupt obliegt. Die Einziehung der zu Tonfitzierender 
Gegenftänbe und ber Gelbftrafen Liegt den Gerichtsbehörben ober, 
wenn bie Angelegenheit vor einer Steuer: ober Poligeibehörbe fehweht, 
diefer ob, Endlich erhebt auch jede Behörde die Gebühren für die 
von ie vorgenommenen ſtaatlichen Akte, Nur für die Befipergreifung 
herrenloſer Grunbftüde ober erblofer Verlaſſenſchaften If bie zuftänkäge 
Behdrde nicht naturgemäß gegeben. Hier findet daher bie 
Regel Anwendung, dafı die feiner anderen Behörde übertragenen 
hoheltoſachen von ber Regierung zu verwalten finb*). 


) UgL Beroebmung vom 30. April 1815 $.18, NReglerungäinfteufiiee som 
28. Chad 1917 8. 
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Von ben flactlien Gewerbebetrieben folgt das Berg: und Hiltten: 
weſen troh ber Befeitigung ber Negalität doch noch ganz bem Vers 
waltungsinfteme der Negalien. Die ſtaatliche Aufſicht über die privaten 
Betriebe und die Leitung ber Staatsbetriebe, welche beim Regalitätss 
peinzipe auf berfelben rechtlichen Grundlage ruhen und deshalb auch 
in einer einzigen Verwaltung verbunden werden, fallen mit dem Auf⸗ 

des Negelitätsftandpunftes begrifflich aus einander, Gleichwohl 
ſich aber in bem Vergs unb ‚Hüttenmefen bie einheltliche Verwal- 
tung beiber erhalten. Für bie unmittelbare Verwaltung der für Ned: 
nung des Staates betriebenen Bergwerke, Hütten und Salinen bes 
ftehen befonbere Behörben, bie Vergmerlsbireltion zu Saarbrüden, 
bie Verginfpektionen, Hüttenämter und Salzämter. Ihre Zuftändigkeit 
iſt geregelt duch das Kompetenzreglement vom 22. Oftober 1868 
nebſt Nachträgen vom 12. März 1885 und 21. Februar 1887, bezier 
hungsmeife für Saarbrüden durch das Reglement vom 24. Mai 1867. 
Im böberer Inſtanz werben dagegen bie ftaatlihen Bergbaubetriebe 
von den für bie innere Verwaltung bes Bergmefens beftellten Be: 
bhörben mit verwaltet, auf welde demnach an biefer Stelle lediglich 
vermiejen werden fann *). 

Die ftaatlihen Gewerbebetriebe ber Lotterie, der Seehandlung 
und ber Porzellanmanufaltur befigen als einzelne gewerbliche Anſtalten 
feinen ausgebilbeten Behörbenorganismus, jondern nur einzelne, zu 
ihrer Verwaltung beitimmte Behörden. 

Das Lotteriewefen fteht unter ber Leitung ber bem Finanzminiftes 
zium unmittelbar untergeorhneten General:Lotteriedireftion. Diefelbe 
it durch das Lotterieeditt vom 28. Mai 1910 36 an Stelle der eher 
maligen General · Lotterle· Abminiftration unb ber Xotteriebireftion ers 
richtet worben. Unter ihrer Leitung erfolgt der Bertrieb ber Lofe 


durch einzelne Lotteriefollefteure. TDiefelben find Privatleute, meiftens 


Gemwerbtreibende, ohne amtlihen Charakter, melden vom Staate gegen 
eine gewiffe Entihäbigung ber Vertrieb übertragen wird. 
Sechandlung fteht mach der Kabinettsordre vom 17. Januar 

1820) unter einem, allein verantwortlichen Chef, dem Präfibenten 
der Seehanblung, welchem bie erforderlichen Hilfsorgane und Bürcaus 
beamten beigegeben find. Die Verwaltung der Seehanblung iſt eben- 
falls dem Winangminifterium unmittelbar unterjtellt, 

Die Porzellanmanufaktur hat auch eine befonbere leitenbe Behörbe, 
welche nach dem Allerhöchſten Erlaſſe vom 17. April 1848*) von dem 
Handelsminiſterlum reffortiert. 


YRHLHIE 1), CD ER IH, 510. 
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Ein befonderer ausgebilveter Vehörbenorganismus 
die Verwaltung der Staatseifenbahnen®); So 
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Nengeftaltung des Behördenorganismus und eine 
igfeiten in bem Sinne vorgenommen, dab 
ehörben im der Negel ihre Anorbnungen jelbftändig zu treffen 
hr wichtigeren Angelegenheiten dem Minifter vorbe- 


u 


ämter untergeorbnei ’). Zwiſchen den Direltionen und ben Betriebs 
Ämtern find die Gejhäfte in der Weiſe verteilt, dafı erilere die obere 
Auffiht handhaben, die wichtigeren orgamifatorifhen und Fahrplan 
angelegenheiten bearbeiten und als Disjiplinarbehörben in 


verwaltung ausüben Wuberdem Tönnen für die Banfeitung auf 
Nebenftreden befondere Eifendahn-Bau-Kommiffionen gebildet werben 
Die verſchiedenen Eifenbahnbireftionen ſtehen unmittelbar unter bem 
Minifterium für öffentliche Arbeiter, 


Bol. Bielm, Urt. Cifendahndehörden in v. Otengeld Wöreriuh Wh. 1, 
f 

M.BL der inn. Berm. 1880, ©. 8. 

Val. Die Weberficht der Beyiefe der Direktionen und Betrieböämter im ben 
Det: vom 19. Märg 1859, 24. März 1838 und 26, Märy 1857 — ILBE ber Inn, 
Bern. 1855, &. 184; 1896, &. 75; 1897, 6.0 — 





— 
— 
9 
7 


— 


#212 Die Bermaltung ber ftantlihen Gewerbebetriebe und Regalien. 578 


Um die Intereſſen der beim Eifenbahnbetriebe beſonders beteir 
ligten ‚fen in ber Vermaltung zur Geltung zu bringen, 
And in Preußen durh ben Minifterialerlan vom 27. Sat: 1878 be 
ratende Körperihaften begründet worden, deren Verfaſſung gegen: 
wartig auf dem Gefege vom 1. Juni 1882) in Verbindung mit dem 
Erlaſſe vom 20, Degember 1882?) und ber Verorbnung vom 9. Des 
zember 1885 ?%) —* ). Hader Eiſenbahndirettion ſteht ein Bezirks: 

eifenbahnrat — mur ber zu Köln it gemelnſchaftuich für die beiden 
Kölner und bie Elberfelber Diveftion —, ben Minifierium ein Lanbess 
eifenbahnrat zur Seite zweds Vertretung der Intereſſen der beim 
Cifenbahntransporte beteiligten Perjonen. Die Bezirlseifendahnräte 
aus ber Wahl der wirtidaftlichen Yntereifenvertretungen wer 
jedenfter Art, wie Handelötammern, kaufmänniſchen Rorporationen, 
landwirtſchaftlichen Provinzialvereinen ac. Hervor, welche auf je brei 
Jahre eine entipredende Anzahl von Mitgliedern und Stellvertreteen 
wählen. Das Wahlrecht lann auch auferpreufiichen Verbänden 
Deutichlands beigelegt werden. Bon ben Mitgliedern bes Landes» 
eifenbabnrats, deren Zahl 40 beträgt, und bie ebenfalls auf je drei 
Dahre beftellt werben, berufen die Minifter für Landwirtſchaft, für 
‚Handel, für finanzen und für öffentliche Arbeiten 10, während bie 
übrigen 30 nad) einem durch die Verordnung vom 9. Dezember 1885 
feftgeftellten Berteilungsplane von ben Bezirkseifenbahnräten gemählt 
werben, Die berufenen Mitglieder dürfen nicht unmittelbare Staats» 
beamte jein. Den Borfigenden des Landeseifenbahnrats und deſſen 
‚Stellvertreter ernennt ber König. 


Kap. II. Das Budgetrecht und die Rechnungekontrolle *). 
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Eine ziemlich genaue Rechnungs kontrolle iſt ſchon dem ftänbifchen 
itaate eigen. Seit dem 15. Jahrhundert finden Ach in 
allen beutfchen Territorien Amts, Schap: ober Naitlammern, die ſich 


8.5, 1882, ©. 313 *}MBL der Inn. Berm. 1838, ©. 14. 
) 8,5. 1885, ©. 385. 
*) Bol u. d. Gepen, Met Glfendaßnbeirite in», Stengeld Wörterbuch, 
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2) Die Sitteratur des Bubgetrecis fteht In engfter Beebinbung mit ber ader 
die (og. formellen Cefoge, &3 tt daher hier geundjäglic) auf Die Litteraturangaben 
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Finanybeamten b aAle landesherrlihen Beamten, 
— a rei nun find, haben ae 


ben von ber Kammer Rechnung zu und Deharg 
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en Ausgab 

dies nicht möglich war, Schulden madte. Nur in dem —— 
Dedung ber Bebürnife eine ſtandiſche en 
notwendig erwies, verlangten die Stände wohl einen Erden 
ihr Herr in diefen Sumpf geraten“, Es mußte bann allerdings dur 
eine allgemeine Aufftellung dargethan werben, baf bie Stewerbemill: 
gung notwendig fei und zu welchem Zwede fie verwandt — 
Da ſedoch die für eine beftimmte Zeitperiode bewilligte Steuer 

num den Charakter ber auferordentlichen Beihilfe hatte, fo Tem 64 
im Anſchluſſe an die Steuerbemwilligung wenigitens im ftänbifchen Batri: 
monialftaate ein geregeltes Etatsweſen umd damit eine braudbare 
Grundlage für die Rechnungelonttolle nicht entwideln, 

‚Erft mit ber Anertennung ber Thatfache, daß — 
lichen Einnahmen bes Landesherren zur Dedung ber Staatöbedürt: 
niffe bauernd unzureichend find und deshalb einer fortmährenden Gr: 
gänzung durch Steuern bebürfen, daß alfo bie Stenern nicht mehr 





in Band 1, ©, 476, 476 zu verweilen, woyu ————— 
von Hänel, Das Grfeh Im formellen und materiellen Sinne, u 1088, 
yt. aufterdem —* Die Notur der Steuernerwiligung umd bes fog. — 


lung de 

Ronttolle in D Preußen, Sad Bapern, Dirttemberg, Baben, 

zei und bee i ; 9. Schulze, leder das Ainangeeht der 

und Zandtage In Grunhuta Irlar. ©. 2 (1875), &. 161 ff; Saband im 

für öffentl. — ®. 1, &, 192 ff.; Prapaf, Beitelige yum und pur 

Brhre von ormeiten Geiefen a. 0. DO. &b. 2, ©. Mi fir ROW st, Dak 

reußiihe = van Reihsbubgetregt · a. D. Ob. 9, 5 FM; Mi 

Art. Stnotsfoffenvermaltung in ©. Holpenborffs Reisleriton ib. &, 

®. Hersfurth, Das preuß. Kaffe und Rehnungsmefen, & Mufl, Ban 18 
dVot die Sitteraturangaben zu 5 200, 
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bloß außerordentliche Beihilfen fein können, it die Möglichkeit für ein 
‚geregeltes Gtatsmwe| en. Die Entwidelung ber deutſchen Terri: 
— ſlogt jedoch —— Wege ein, je nachdem das fändifche 

jerberoilligungsrecht ſich erhält, oder der Yanbesherr in den Befig 
a ab ſoluten Beftenerungsrechtes gelangt. Im erfteren Malle ent: 
widelt ſich durch bie Periobieität der Eteuerbemilligung ein Gtats- 


en auch ein Clateweſen als Grundlage ber ftaatlihen Finanzwirt- 
haft aus, aber ohne jeglichen rechtlichen ober politifchen —— 
bang mit der Steuerausſchreibung. Jenes iſt die Entwidelung der 
meiften deutſchen Mittel» und Kleinſtaaten, biefes bie des preußtihen 
Staates. Bei bem Einfluffe, welchen das Staatsreht ber deutſchen 
Mittelftaaten auf die Theorie des Budgetrechts überhaupt ausgelbt 
hat, ericheint aber auch ein Eingehen auf diefe Rechtebildungen not 
wendig, und zwar um fo mehr, als baburd; die Eigentümlichteit bes 
preußischen Bubgetrechts mur noch Mlarer hervortritt. 

Im ftändiihen Patrimonialitaste war den Ständen, wenn von 
ihnen eine Steuerbewilligung verlangt wurde, eine Nachweiſung über 
die fiaatlihen Einnahmen unb Ausgaben vorzulegen, um ihnen ein 
Urteil darüber zu beidaffen, ob und in welcher Höhe eine Steuer 
notwendig jei. Werben bie Steuern als bauernde Einnahmequelle 
des Stantes anerfannt, aber gleichwohl pertobifä bewilligt, jo ergibt 
ſich auch die periodifhe Aufftellung einer ſolchen Nachweiſung als 
Grundlage ber Steuerbemwilligung ganz von felbft. Dies —* der Stand · 
punkt verſchledener deutſcher Werfafungsurkunben, welche ſich eng am 
das frühere Net anſchließen. So Kr bie bayeifche Verfaffungss 
urtunde von 1818, Fit. VII 88 35: 

„Der König erholt die Zuſtimmung ber Stände yur Erhebung 
aller bireften Steuern, fowie zuc Erhebung neuer inbirelter Auf⸗ 
lagen oder zu ber Erhöhung oder Veränderung der beitehenden. 

Den Ständen wird da her nad ihrer Eröffnung die genaue Ueber- 
fiht des Staatsbebürfniffes, ſowie der gefamten Staatseinnahmen 
(Budget) vorgelegt werben, welche diefelbe durch einen Ausihun 
prüfen und jodann über die zu erhebenden Steuern im Beratung treten, 

Die zur Dedung ber orbentlichen, beftänbigen und beftinmt vor⸗ 
herzufehenben Staatsausgaben mit Einjchluß bes notwendigen Reſerve- 
fonds erforderlichen direkten Steuern werden jedesmal auf ſeche (feit 
1865 auf zwei) Jahre bewilligt.” 

‚Hieraus ergibt fih, dah bie Inbireften Abgaben geſetzlich feſt⸗ 
fichen. Einer periodiihen Bewilligung bedarf es lediglich binfichilidh 
ber direkten Abgaben und für diefe Bewilligung bildet das Bubget 
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often immer miteinander balancieren — 

Bay am — ei DEE a nee 
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periodiiche Zuftimmmungsreht des Landtags hat aljo nicht zum Gegen 
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zurudw — 
Noch Harakteriftiiger find in dieſer Vezlehung die Beftimmunger 
ber württembergiichen Verfaſſungoutlunde vom wen 83 109 ff, melde 
volftändig an die früheren fändiiden Einrichtungen anknüpfen. Die 
Aufielung eines Etats ſeht Hier in engfter Beziehung zu der Steuer 
bemilligung. Grundfäglic ift zur der Sioutebebärtnife mie 
im Rändifhen Pattimonialſtaate das Aammergut beflinmt. Rur jo: 
weit der Ertrag desjelben nicht ausreicht, muß der Stantsbebarf bundı 
Steuern beftritten werben. Alle bireften und indirekten Steuern be: 


drüdlier Beitimmung der Verfafjungsurfunde ben Ständen nur 
Rechtfertigung des Steueranfinnens vorgelegt, Das 

fomeit es nicht in ben Steuern beſteht, emtzieht ſich dem b 
Einflufie volftändig. Gleichwohl ergeht der gejamte Etat, anders als 
in Bayern, in Form eines Befepes, es werden alfo au bie Hu 
gaben bireft von ben Stänben bewilligt. 

Die badiie Berjafungsurfunde von 1818 und die heifiiche son 
1820 erkennen nur das periodische Steuerbewilligungsrecht bes Sand 
tages an. Bei dem inneren Jufammenhange zwiſchen Einnahme und 
Ausgabe ergab ſich jedoch eine Beſchlußfaſſung der Stände über bie 


De eat, Be a en 14 
jungöverftändnid and, 

Beh 2 4, 6 Bf und ir Gendtug U. 3, Mi, | 

©. 208 ff, | 


ſtandiſcher Zuftimmung erlafenen Budget zufammengezogen, 
fand, ber durch die re vom 22, SL lego re 
fanttiontert iſt, während in er Ausgabeetat nur eine nicht 
als jormelles Geſetz — —— —* zu dem pertobifchen Finanz⸗ 

MS gemeinfomes Ergebnis des Budgetrechts der fühdeutichen 
Staaten ftelt fih fomit folgendes heraus. Zur Erhebung ber nicht 
auf Steuern beruhenden Einnahmen, in Bayern aud) ber auf bauern: 
den Geſehen Berk indirelten Steuern, bedarf es ber periodiſchen 
Zuftimmung ber Volksvertretung nidt. Wohl aber. ift eine folde 
erforberlid) in Bayern für alle bireften, in ben anberen Staaten auch 
für alle inbiceften, foweit fie nicht Neichäftenern find, fo daß das 
Ba Be Finanggefeg die einzige rechtliche Grundlage für ihre Er- 
bebung bildet. Ein Etat ber nidt zu bewilligenben Einnahmen und 
der Ausgaben wird den Ständen zwar ald Motiv der Steuerbemilli- 


Beftritten ift es dagegen, in welchem Umfange eine Einwirkung ber 
Stände auf ben Ausgabeetat vorhanden iſt. Daß die Stände mittel: 
bar durch Bewilligung einer geringeren als der in Anſchlag gebrachten 
Steuer and bie Geſamtſumme ber Ausgaben mobifizieren, iſt zweifel- 
los. Dagegen läßt ſich nicht mit einem Morte entiheiden, wie weit 
fh) der ftändiihe Einfluß auf die Feftfepung der einzelnen Ausgabe: 
pofitionen erſtredt. Diefe Frage ift nur auf Grund ber Tonfreten 
BVerfaffungsbeftimmungen zu beantworten. An biejer Stelle fommt 
es jebod hierauf nicht weiter an. Es handelte ſich nur darum, nach-⸗ 
zumelfen, daß fi das Budgetrecht der deutſchen Mittelftanten ent« 
widelt hat im engften Auſchluſſe an bas frühere lanbflänbiiche Steuer: 
bemilligungöregt, und da ſelbſt da, wo dad Budget ald einheitliches 
Gefeg, nicht bloß als Accefforium des perlodifhen Steuergefeges pub« 
ligiert wird, ber Schwerpunlt der parlamentarijhen Mitwirfung in 
der Zuftimmung zu im Budget aufgeführten Steuereinnahmen befteht. 

Ganz anders war die Entwidlung in Preufien. Gier fand ſchon 
feit ber Zeit bes großen — eine periobijche ie) 

Borndat, Preufifäet Eracsiwegi I 
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durch die Stände nicht mehr flat. Die für bie Stantebesürfnife 


t. 
Das preußifhe Gtatswefen verdankt feine Entjtehung König 
Friedrich —— Alerdings Hatte bereitd 1688 
einen „General ⸗ Etat aller Domänen-Einfünfte und Ausgaben in Seiner 


Etat 
erneuerung, ſondern jener Etat follte eine dauernde bilben 
Die Inftruftion der 1714 begründeten Generalrchentammer vom ITIT 


Halten 
fol, was duch Sr. Majeftät eigene Hand und Unterfärift ober font 
von ben Kollegen auf eine yulänglie und von St. —— arpre 
bierte Weiſe autorifiert ift. Die Jnftruftion bes 
vom 20. Dezember 1722 gab dann eingehende Worferiften iiber die 
Art und Weiſe Der Aufftellinng der General: und Provinzialetats, aber 
ebenfalls ohne ihre rechtliche Wirkſamleit zu beflimmen. SHierliber 


die münfhensmwerte Austunft. Es wirb bier bei ber Chätigfeit ber 
Oberredienfammer unterſchleden bie Kontrolle der Ei 
Ausgaben. Beide können etatämähige oder fein. 





") Wbgebrudt dei Aiedel a. a. O. Beil VIII. 
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Bei der Kontrolle der Einnahmen, ſowohl der statsmähigen als der 
anßeretatsmäßigen At unter allen Umftänben — vers 
— —— 


Einnahrneetat muſſen als ſolche bei ber Ausgabe in Abgang ae 
und ihre Richtigkeit durd Ausgabeordres und fihere Attefte dargethan 


— binteichenb ai — Bei Ausgaben auf Grund 
Stats erfiredt fh bie Pritfung bacauf, ob bie Nusgabe 

ee belegt iſt, ob fie zu dem angegebenen Zwede wirklich ftatts 
gefunden bat, und ob babei nicht Eriparnifie hätten gemacht werden 
fönnen. Bei Etatsüberfdreitungen unb anßeretatsmäßigen Ausgaben 
it eine Juftifizierung durch Orbres unb Quittungen erforberlid, 
während im übrigen wie bei etatSmäßigen Ausgaben verfahren wird, 
Diele jen werben nad Art des Edietum tralaticium mört« 
dh wieberholt in ber Jnftruftion vom 2. Novenber 1786. 

Hierdurch iſt das preußiſche Budgetrecht des 18, — 
zum Haren Ausdruce gelangt. Es ergibt fi daraus zunaͤchſt, mas 
der Etat nit if. Er bildet nicht bas rechtliche Fundament ber 
ſtaatlichen ven und Auſgaben. Das wäre ſchon deshalb uns 
möglich, weil der Etat nicht publiziert, —— aufs auherſte geheim 
gehalten wird. Er Tann mit Midficht barauf keine an bie Unter ⸗ 
thanen ſich richtende Anordnung, jondern mur eine auf bad Innere 
des Behörbenorgamismus beiepränfte Erklärung enthalten. Uber aut 
abgefehen davon iſt nirgenbs gejagt, daf eine außeretatsmäßige Ein: 
nahme oder Ausgabe nichtig ſei, es findet nur eine verfdiedene Art 
der Nehnungskontrolle ftatt, je nachdem eine etatöntäßige Grundlage 
fir die einzelnen Poften vorhanden iſt oder nicht. Der Etat kann 
daher nirgends bas rechtliche Funbament der Einnahmen und Aus 
gaben bilben, biefes Fundament find vielmehr Nechtsakte ber ntannig: 
fachften Art, wie Nechtsnormen über die Domänen und Negalien, 
zen prlvatrechtliche Verträge bes Fiskus, Anftellungspatente 

Beamten zc. Die Bedeutung bed Etats beruht vielmehr darin, 
er er die auf den verſchiedenſten Nechtstiteln bafierten Eimmahmen 
und Ausgaben bes Staates filr die Etatsperiode in einem einheitlichen 
Wirtihaftsplone zufammenfaßt und damit bie Brunblage fir bie 
ſtaatliche Finanzpolitif und für die Rechnungskontrolle Kefert. 
37 


— 
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— bie Kabinettsordre vom 17. Januar 19204) wurde mm 
mar bie Veröffentlichung ber Etats für alle drei Jahre angeorbnel, 
aber nur zu bem Zmwede, bamit ſich jebermann tonne, bob 
ihm nidt ohne gerechtfertigten Grund Steuern würden 
umd er preußiihe Staatöpapiere vertrauendvoll 
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ſtehende on für bi 
sember 1824 $ 26 an: „Die Etatötitel der Ausgabe 
liche Rormen su betrachten, welche nicht überſchritten 


— 

® 

g 

2 

5 

& 

2 
FH 
H 
J 


1 


ich herbeigeführt, und bie erfteren aus ben leßteren 
Eönmen, Jede andere Mehrausgabe, fie mag durch 
anderen Etatstiteln gededt fein ober nicht, fol, wenn fie ohne Unſere 
Genehmigung erfolgt, zum Defekt geftellt, und beren ‚als Strafe 
von ben Nenbanten ober ber Bermaltungsbehörbe, melde fie ange 
orbnet hat, eingegogen werben. 

Der Charakter des Etats in ber abfoluten Monardie wird bamit 
in ähnlicher Meife wie burd bie Borfhriften des 18. Jahrhunderts 
zum Ausbrude gebracht, Der Etat bildet zunächſt nicht bie reditlihe 
Grundlage der Staatseinmahmen. Diefe beruhen auf ben manniafadhften 
Rechistiteln, insbefondere bie Steuern auf ben ein= für allemal fer: 

ſtehenden Steuerverorbnungen, Die Einnahmen kommen zur = 
ohne jede Nüdfiht darauf, was der Etat über bie Einnahmen befagt, 
unb ob er überhaupt etwas darüber bejagt. Der Etat ijt aber 
nicht die rechtliche Grundlage ber Staatsausgaben. Es wird 
gefagt, daß eine gegen den Etat gemachte Ausgabe nichtig ät, 
doch notwendig ber Fall jein müßte, wenn die Ausgaben 
den Etat gerechtfertigt würden. Im Begenteil fol unter 
Vorausfegungen den Behörden eine Etatsüberjchreitung 
Aber aud eine unerlaubte Etatsüberfchreitung ift nicht 
wenn bie Behörde jonft innerhalb ihrer Buftändigfeit 
ebenſo gültig wie eine im Etat vorgeiehene Ausgabe. 
barkeit der Beamten wird durch bie Etatsüberfäreitung bewirkt 
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Etat ft alfo binfichtlich der Einnahmen nichts als Wirtihaftäplan, bins 

ws ber Ausgaben außerbem —— ber Behörben, Re 
deren Zuftändigfeit unberührt läßt, Als Wirtihaftsnlan hat der 

nur eine finanzpolitifche, aber Feine ſtaatsrechtliche Bedeutung, — 

ſtruttion der Behörden dildet er die Grundlage der Rechnungslontrolle. 

Mit der Beredhtigung ber faatlihen Einnahmen und Ausgaben hat 

er nicht das geringfte zu thum. 

Diefer bis zum Jahre 1848 beftehende Rechte zuſtand findet feinen 
Abſchluß in ber Beftimmung des Art. 99 ber Verfafungsurkunde, wo— 
nah alle Einnahmen und Ausgaben des Staates für jebes Jahr im 
Voraus veranihlagt und auf den alljährlich durch ein Gejeg feitzu- 
ſtellenden Staatshaus haltsetat gebracht werben müſſen. An die Stelle 
des bisher allein den Staatshaushaltsetat ſeſtſehenden Königs tritt 
nunmehr bie Webereinftimmung des Koͤnigs und beider Häujer des 
Landtages. Damit war ſedoch der Weg geebnet für die Entitehung 
ber wichtigften ſtaatsrechtlichen Streitfeagen, für welche unter ben eins 
faheren Berhältniffen der abjoluten Monarchie jeder Boden gefehlt 
hatte, und an melde man baher auch bei der Redaltion der Ver 
faffungsurfunde vielfach gar nicht benfen konnte. 


8 214. Das Wefen des Elafs. 


Dis in bie Mitte diefes Jahrhunderts galt es ala anerlannter 
@runbjah ber fonftitutionellen Doltrin, daß bie Vollsvertretung all: 
jahrlich fämtliche Einnahmen und Ausgaben des Staates zu bemilligen 
unb bamit ber Negierung bie Möglichkeit zur Führung ber laufenben 
Bermaltungsgeiäfte zu geben habe, Ob biefer Grunbjag auf einem 
Mifverftändniffe des englifchen Staatsrechts beruht oder ſich mit dem- 
felben in Uebereinſtimmung befinbet, mag bier bahingeftellt bleiben, 
it jebenfalls gleiögültig, da bie Anſchauung jelbft die unbebingt herr 
ihende war, Auf dem Kontinente muhte diefe Auffaſſung befonders 
am besmillen Anklang finden, weil fie an alte eingemurzelte Ideen 
anfnüpfte. War bod) bas Steuerbemilligungsredt ber Mittelpunkt 
der ſtandiſchen Machtſtellung gegenüber dem Abfolutismus geweſen, 
und hatten doch die Stände, ſoweit fie überhaupt fortbeitanden, fi 
aud ihr Steuerbewilligungsredjt erhalten. Mit dem Verlangen nad) 
ee ftänbifdher ober repräfeniativer Vertretungen ver: 

fte fich daher unwilllutlich der Gedanke, da; diefen Vertretungen 
* Sieuerbewilllgungsrecht zuftehen müfe. Bei den Verſuchen vor⸗ 
zůüglich ber preußiihen Bevollmächtigten, auf dem Wiener Kongrefje 
duch die Bundesalte ein Minimum lanbftändiiher Rechte für alle 


finanziellen Befugnifie der meuen Stände nicht zu Gb 
tung. ber e$ mar do) nur ein Nadllung alttänbiicer unb gleihe 

eine Auffafiung, wenn das 

vom 3. Februar 1847 im Gegenfape zu ber 

alten Entwidlung bes m Staatsrechts bie am: 
ders behandelte als bie übrigen Geſede. Während ſont Ben 
einigten Landtage bei ber Gefehgebung mur eine beratenbe Stimme 
ein war, wurde lich der Einführung ‚ober ber 
Erhöhung beftehenber Steuern feine Zuftimmung für erllätt. 

Um von ben wechſelnden Phafen ber einzelnen Ten 
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bern votiert auch das gefamte Budget. Der Schw ber 
mentariihen Mitwirkung liegt alfo aud bier wie in ben 
Zerritorialftaaten und nad den 

ber periobifchen Steuerbemilligung. Die Steuern finben 
rechtiiche Grundlage in dem periodiihen Steuergefehe 
ohne dieſes gar nit zur Hebung gelangen, auch wenn bie 
der Steuerausfäreibung ein fir allemal feitgeftellt fein follten. 
völlig unbeſchranlte Steuerbewilligungsret wirft ſchon an 
fi auf die gefamte ſtaatliche Winanzwirtigpaft zurüd. Da 
modernen Staate volllommen unmöglich ift, ohne Stenerm feine 
weltung mit bem Ertrage ber Domänen und ber finatlicen Gewerbe 
betriebe zu führen, fo bedeutet das unbefchränte periobijhe Steuerbewili- 
gungsredt die höcfte Entſcheidung fiber die ftaatliche Finanzwirtiheft 
und bamkt über bie flaatlihen Verwaltun— überhaupt 
In biefem Steuerbewilligungsrehte liegt aljo mittelbar fehon bie 
Verfügung über den gefamten Staatöhaushalt. Diefed Werfigunge 
recht wirb aber noch ausbrüdlic, anerkannt dadurch, dah ben Rammerm 
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”) Constitution beige art. 111: »Les impäts nu profit de "Etat sont 
rot&s annoellement. Les lois qui Is #tahlissent n’ont de faree 
un an, al allas no sont ranouvoldan,.« art 115: » pa 
arrötent la lei den comptos ot votent le bud; T 
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die Votierung bes Yubgets eingeräumt wird. Sie haben alſo unter 
toniglichet Santtion über alle Einnahmen und Ausgaben bes Staates 
au beihliehen. Diefe ine: febr verfäiebener 
Bedeutung. Hinfichtlich der wicht fteuerartigen Einnahmen bilbet das 
Budget unzweifelhaft nicht das rechtliche ‚ment, fondern nur 

einen Wiriſchaftoplan ohne ftaatsrechtliche Bedeutung, hinfichtllch Be 


Erhebung. Welche 
Bebeutung ihm hinſichtlich ber Ausgaben beiwohnt, mag bier als für 
den Zwed ber Unterfuhung gleichgültig babingeftellt bleiben. 

Bei dem Uebergange Preußens zum fonftitutionellen Sufteme 
war belannilich bie belgiſche Verfaſſung das wichtigſte Vorbild. Man 
ſqhloũ ſich demſelben auch in der äußeren Form auf das engſie an, 
hielt jeboch dabei in ber Sache ſelbſt an dem bioherigen preufiicen 
Staatörehte ſoweit feit, dab das belgiſche Syſtem eigentlich in fein 
Gegenteil verkehrt wurbe, rt. 99 der preußiihen Verfajlungsurtunde 
beſtimmt wörtlich: 

„Me Einnahmen und Ausgaben bes Staates mifjen für jedes 
Jahrt im Voraus veranfälagt und auf den Staatshaushaltsetat ges 
bracht werben. 

Leptexer wird jahrlich durch ein Giefeg Feftgeftellt.“ 

Die Feſtſehung des Etats it alſo eine periodiſche, fie erfolgt für 
jedes Jahr befonders, woburd eine gleichzeitige Feſtſtellung mehrerer 
— 18 nicht ausgefählofen if. Das Ctatsjahr läuft vom 
1. 


Eins > größten Hinderniſſe für bie juriſtiſche Erfenntnis bes 
Etats war es von je ber, daß er durch „Gefeh” fefigeftellt werben 
fol. Nun ift aber das Weſen des Gefepes nach preußiſchem Staats: 
rechte nichts weniger als zweifellos. Die ſtaatsrechtliche Charakteri- 

ug des Etats mar aljo von der Entſcheidung ber Vorfrage über 
bas Wefen bes Geſehes abhängig, und fo verſchmolzen beibe Streits 
fragen zu einer unteennbaren Einheit, Gegenftand der umfangreichen 
Kitteratur find „Befeh und Budget“. Hielt man die Begriffe des 
‚Bejeges und ber Nedtanorm Für ibentifdh, fo mußte man auch in bem 
Etat Redtsnormen über bie Einnahmen und Ausgaben jehen, in bem 
Stat das rechtliche Fundament ber Einnahmen und Ausgaben erkennen. 
Someit man bagegen die Möglichteit eines bloß formellen Geſehes⸗ 
begriffs zugab, erklärte man au ben Etat jür ein bloß formelles 
Geſeh, das feine Rechtsnormen enthalte, fondern einen auf Grund 
der befiehenben Rechtsorduumg und nah Maßgabe berfelben zu 





*) Bol. Gefeh vom 29. Juni 1876 — 0.5 18%, &. 117 —. 


Weſen des Etats unterſcheiden, bie zum Teil dei ihrer Charakterifie 
zug — fügen auf bie Eigenfaft bes Etats als eines Gefeges, 


Stats, daß er abjolutes Fundament * ſtaatlichen Einnahmen und 
Ausgaben iſt, daß jede nicht etatsmäßige Einnahme ober Ausgebe 
jeder rechtlichen Grundlage entbehrt. Die zmeite Richtung, unter 
deren Anhängern ſich ſowohl Verteidiger wie Gegner bes bloß; formellen 
Gefegesbegriffs befinden, hält den Etat zwar nidht für ein abfolutes, 
aber doch für ein relatives Fundament der ftantlihen Finangmwirtiiaft. 
Im einzelnen gehen aber bier bie Anſichten mieber auseinander. 
Während vo. Nönne in dem Etat eine Vollmacht für bie Behörden 
fieht, die am und fiir ſich zu Necht beftehenden Einnahmen zu erheben 
und bie Ausgaben zu leiften, fteht Mrnbt zwar im allgemeinen auf 
demfelben Stanbpunkte, mißt aber bem Gtat rechtliche Bedeutung mer 
bei für dad Verhältnis ber Staatsregierung zur Wolfsvertreiung, 
nicht aber file das Verhältnis bes Staates zu feinen Gläubigen 
und Schuldnern. Dieſen beiden Vertretern ber relativen 

fließt ſich Seibler an, ber in etwas abweichender ben 
Eiat zwar nidt fir eine Vollmacht, aber doch für eine 
Vorausfegung ber Verwaltung erklärt. Die britte Theorie enblih 
wird vertreten von ben Anhängern bes bloß formellen 

ber ja bekanntlich vorzugsmeile durch die Eigentümlichkeit 

gejehes entftanden ift. Nach biefer gegenwärtig herridienben, ı. & 
von rider, o. Gneiſt, Laband, v. Gerber, H. v. Säule, ©. Dieger, 
Seligmann, Progal, Jellinel vertretenen Auffaffung, bie allerdings in 
den Einzelheiten wieder verſchiedene Schattierungen aufmeiit, enthält 
ber Etat feinerlei Rechtsnormen, fondern hat vielmehr bie beftehemde 
Nehtsorbmung zur Vorausfegung unb if an fie gebunden. Er ii 
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aber hinſichtiich ber zu Recht befichenden Einnahmen und ber rechtlich 


Bei ber Unterfuhjung bes rechtlichen Weſens bes 
unterſcheiden zwiichen der Einmahmefeite und der Ausgabefi 

Für die Staatseinnahmen ftellt ſich ber Etat ſelbſt dar als eine 
Veranſchlagung berjelben im Voraus. Dies entſpricht volllommen 
dem vor Erlah der Berfafjungsurfunde geltenden Budgetrechte. Die 
Stastseinnahmen haben in Preußen niemals ihre reätlihe Grundlage 
in dem Etat gefunden. Hinfichtlid der Einnahmen hatte der Etat 
eine vorwiegend finanzpolitifche Bedeutung, er bilbete auch in unters 
georbneter MWeife ein Hilfömittel der Rechnungskontrolle. Dagegen 
wurden bie Einnehmen, mochten fie fteuerartiger Natur jein oder nicht, 
niemals auf Grund bes Etats, ſondern auf Grund ber verſchiedenſten 
Nectstitel erhoben, welche mit dem Etat ſelbſt durchaus nichts zu thun 
hatten. Wollte bie Verfaſſungsurtunde biefen bisherigen Zuftand ab» 
ändern und den Etat in ber einen ober der anderen Beziehung zur 
rechtlichen Grundlage der Staatseinnahmen machen, fo hätte es zum. 
minbeften einer das bisherige Recht abändernden Beftimmung bedurft. 
Eine jolde fehlt jedoch niht nur, fondern die Verfaſſungsurkunde 
charalteriſiert auch ausbridlich den Etat als Voranſchlag ber Eins 
nahmen, was durchaus bem früheren Rechtszuſtande entipricht. Dazu 
Tommt, daß auch abgefehen davon die Verfaſſungsurtunde das bis: 
herige Recht bejtätigt, indem fie die Steuererhebung für umabhängig 
von bem Etat erllärt. Gleichwohl unterliegt bie rechtliche Natur des 
Einnahmeetats ben verjchtebenften Streitfragen, bie allerdings im alle 
gemeinen jegt für überwunden gelten lönnen. 

Was bie Steuereinnahmen anbetrifft, jo enthält Art. 100 ber 
Verfafungsurkunde die ausdrüdlihe Beitimmung, daß Eteuern und 
Abgaben mur erhoben werden durfen, fomeit fie in den Staatshaus- 
haltsetat aufgenommen ober durch befonbere Gefege angeorbnet find, 
und rt, 109 ftellt bie zur Zeit bes Erlafjes der Verfaſſungsurkunde 
beitehenden den auf Gefep beruhenden Steuern gleih. Hieraus ers 
gibt Ach, daß allerdings eine Steuer nur auf Grund eines Geſetzes 
zur Hebung gelangen fan. Beſteht aber einmal ein ſolches Steuer: 
geſet, fo kommt es nicht darauf an, ob bie Steuer als Einnahme in 
den Etat geftellt ift, Auch wenn dies nicht der Fall fein jolte, kann 
bie Steuer mit Recht erhoben merben, Die Steuereinnahmen bes 
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586 Das Bermaktungsredt. 
Staates beruhen alſo nicht auf dem Etat, fondern auf befonberen 
Steuergefegen. 

E85 Tann freilich zur Balancierung ber Einnahmen ımb Ausgaben 
die einer bloß; jehenden Steuer: 


erforberlich fein. Eine ſolche barf nur eingeführt werben durch 

Run wir aber der Stantehaushaltsetat elbft durc Bejep: 

Es eriheint daher für einem folden Fall nichts natürlicher, 
mit einanber zu verbinden unb bie Stewer 


Dies if 

mung, daß Steuern, auch ohne durch beſondere Geſehe 
zu fein, erhoben werben fönnen, ſoweit fie 
aufgenommen find. Der preußiihen Staatspraris 
führung vorübergehender Steuern dunh das 
gegen hd Die Gfelang ber geieid Defehnsen 
9 t- ng 
in ben Etat it aljo eine für die Redhtsgültigleit ber Erhebung ber 
Abgaben gleihgültige Thatſache 

Unter biefen Umfländen wor es eigentlich ein Sunftfiiet, bem 
Steueretat juriftiiche Debeutung beizumefjen und biefem Beftanbteile 
des Etatö den Charakter von Rehtönonmen zugußchreiben. Die bes 
ſche Jurisprubenz befommt aber fo etmas fertig. Der Werfuch it 
fogar von zwei verſchledenen Nichtungen ans unternommen 
Man behauptet einmal, die Steuergejehe enthielten nur bie allgemeinen 
Grunbjähe der Beitenerung, zur Einnahme der Steuern bebürfe ei 
immer einer befonberen Ermächtigung burd das Etatsgefeg *). Das 
heißt mit anderen Worten: Gewiſſe Gejege birjen nur ausgefilhet 
werben, mern ein befonderes Gejeh bie Ausführung anbefichlt 
ft anzuerkennen, daß ein ſolches Netsverhälmis, 
jelten, prattiſch vorfommen fan). Dasfelbe ift 
eine juriſtiſche und politifche Monftrofität umb es mürbe zum 
einer ausdrüdlichen gefeplichen Beftimmung in dem erfien 
biefen Fall In ben Steuergefegen bebürfen. Dies it aber 
nicht ber Fall, die Steuergejehe treffen in der Negel auch 
drudliche Beftimmung im entgegengejegten Sinne, indem fie 
fittve Vorfrift Aber ben Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
Unter biefen Umftänben annehmen zu wollen, bie bürften 
nur auf Grund des Etatögefepes erhoben werden, märe ein unlößbarer 
Widerfprug mit dem beftehenben Rechte. Unbererfeits hat man 

*)Bornaa.D. ©. 2, 6.386 fi. 


*) Ein derortiged Belfpiel aus der Ei Gefetgebung |. Bei Seyb 
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ftelle aber für die iht zur Hebung der budget 
mäßigen Einnahmen her, biefelbe durſe alfo insbefonbere bie Steuern 
nicht über ben ‚gen Betrag heraufidranben ober unter ben: 
felben herabfegen ”). Allein die Steuergefehe enthalten wie alle Gefebe 
eine Pflicht ber Behörden, . Mit Reste 
müfjte man behaupten, bie Strafgejege bebilrften zu ihrer Ausführung 
eines befonderen Gefehes, ba fonft bie Behörden Mord und Totihlag 
zu beftrafen zwar bereditigt, aber nicht verpflichtet ſeien. Die Höhe 
ber Steuer fteht ferner gejeglich ſeſt, nur biefe gejeglic feitflehenbe 
Steuer barf und muß bie Behörbe erheben. Ob babei bie bubgetz 
mäßig feftgeftellte Summe fih ergibt, bat das Nefultat zu lehren. 


Die genaue Erreijung biefer Summe kann niemals befohlen werben. 

Dinſichtlich ber übrigen Staatseinnahmen, alfo berjenigen aus 
Domänen, Maatlichen Gewerbebetrieben und Megalien, bildet ſchon 
nad den Verfaffungen, welde ein unbeſchraͤnltes Steuerbewilligungs · 
recht ber Volfsvertretung anerkennen, ber Etat nicht die rechtliche 


beren „Berilligung” diefer Einnahmen durch den Etat®). Es folgt 
bie einmal daraus, daf bis zum Erlafje ber Verfaffungsurfunde keine 
Staatteinnahme auf dem Etat berubte, es hätte bemnad) zur Henbes 
zung dieſes Nehtözuftandes minbefiend einer befonberen — 
Frei Eine ſolche fehlt aber nicht nur, fonbern Art, 99 der Were 
fafjungsurkunde bezeichnet ganz in Uebereinſtimmung mit dem bishe: 
rigen Rechte ben Etat bloß als eine „Beranfchlagung ber Einnahmen 
und Ausgaben im Voraus”, Wollte man jedoch auch annehmen, daß 
die Verfafjungsurkunde ben bisherigen Rechtsſtandpuntt verlafjen und 
ich auf den bes Vudgetrechto ber Fonftitutionellen Doftrin geftellt 
hätte, fo wirbe dies in dem rechtlichen Verhältniſſe nichts ändern, da 
nad) der fonftitutionellen Theorie wie nah der Verfaſſung aller 
Tonftitutionellen oder parlamentarlihen Staaten bie nicht fteuerartigen 
einer parlamentarifchen Bewilligung nicht bebürfen. Dazu 
Tommmt, daß bezüglich der Steuern die Berfafiungsurkunde durch poſi⸗ 
tive Beftimmungen die Fonftitutionelle Auffaſſung der Einnahmeberoilligung 
7 Hänel a. a. D..@. 920. 


") Under — 9 Rönne, Pr. BLR. Bo. 
ee infipt ohne nähere Begründung v. Rönne, Wr. 4 
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nicht annehmen, fo wäre ber andere Teil zur Hinterlegung 
ſo baf mur eine anbere Kaffe an bie Stelle der urfprünglid 
rungsberechtigten träte. 

€s fiellt ſich Hiernad) das Ergebnis Heraus, baf der tat 
folcher für feine Staatseinnahmen die rechtliche Grunblage 
dab er für die Erhebung der Staatseinnahmen rechtlich 
il. Damit foll keineswegs gefagt fein, daß die Feltftellung des. 
nahmeetats für bas ftaatliche Leben gleichgültig wäre, baf 
verteetung ben einzelnen Pofitionen nicht bie forgiältigite 
feit yuzumenden hätte, Es iſt auch nit ausgeihloffen, dat 
einzelne Einnahmepofitionen höher oder niedriger anzufegen beie 
als ber Etatsentwurf ber Regierung. Aber rechtlich wirb durch 
Beſchluſſe nichts geändert. Der Landtag kann durch biefelben 
die wirkliche Höhe der Einnahmen firieren, wie dies überhaupt 
Etat vermag, fonbern er fpricht nur feine Anficht dahin aus 
ber Ertrag einzelner Etatspofitionen ein anberer fein werbe als 
gierung annimmt. Wer von beiden Necht hat, muß dann ber 
fehren®). 

Ueber die Bebeutung der Aufnahme der Ausgaben in bem 
enthält die Berfaflungsurfunde abgejehen von der Bezeichnung 
Voranſchlag eine ausdrucliche Beſtimmung nicht. Es fol 
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°) u. Wohl, Wirkt. St.R. Ob. 1, &.228, 009 fagt allerdings, 
Hätten Beim Einnafmeeiat das Net, eine Beftinmte 
aufgunehmen und dadurd) die Bermaltung zu nötigen, Diefe mirktich, 
Nnderswo als in Württembreg Defommen Ieider Die Stände ein. foLdeh 
dab ja Aber alle Finanguifere Hinmweghilft, nicht fertig. Teof der wielm 
Wire, zu denen biefe Mohlfce Anflht Beranlaffung gegeben hat, wirh 
neuerdings in eiwaß anderer Form mieberholt in den oben angepebenem 
Mührungen Panels über die Bedeutung des Stewereinnafmertatk. 
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nad Art, in Ba an baut — a 
Nigtaufnel usgabe in beren Nichtigkeit zur Folge 
Babe, geht aber hieraus um fo weniger hervor, als ja aud) alle Ein: 
— auf — Etat gebracht werden müſſen, bezüglich dieſer aber 

die Zuläffigteit der Erhebung, wenigftens foweit es fid um bie Steuern 
Handelt, auch ohne Aufnahme in ben Etat von ber Verfaffungsurkunbe 
ausdrüdlic anerfannt wird. Wenn nun weiter Wet. 104 Abf. 1:der 
Verfaſſungeurtunde befagt, daß zu Etatsüberfchreitungen die nachträg« 
lie Genehmigung der beiden Häufer bes Landtages erforderlich ift, 
jo liegt hierin nur eine weitere Ausführung des Grundſahes, daß alle 
Einnahmen ?%) und Ausgaben etatsmäßige fein follen. Es folgt dar 
raus aber weiter nichts für die Bedeutung der Einftellung der Ause 
gaben in den Etat. In denjenigen Staaten, nach deren öffentlichen 
Nedte ein Steuerbewiligungsrecht der Vollsvertretung Play areift, 
Kiegt naturgemäß der Schwerpunft der parlamentariihen Machtſtellung 
in ber Steuerbewilligung. Auf ben Ausgubenetat macht ſich biefelbe 
mur mittelbar geltend, indem bie Vollsvertretung beftimmen Tann, 
wozu die von ihr bewilligten Gelder verwendet werden follen (Uppro: 
priationsllanfel). Diefe mittelbare Rudwitlung fält in Preußen mit 
bem Steuerbewilligungsrechte von jelbit fort. 

Bei der Beratung der Berfafjungsurkunde wurde verſchiedentlich 
die Auffaſſung vertreten, bafı bie Voltsvertretung ein Steuerbemilli- 
gumgsredt nicht bebürfe, da ihr Art. 98 ber oftroyierten, Art. 99 
ber revibierten VerfaljungSurkunde ein unbeſchraultes Ausgabenbewilli: 
gungs: und Verweigerungstecht gebe *'). Dagegen war das Staats: 
minifterium ſchon im folgenden Jahre ber Anficht, baf aus ber vers 
faffungsmäßig fanltionierten Porterbebung ber Steuern aud ohne 
Etat von felbit die Befugnis der Negierung folge, dieſe Steuern zu 
den Staatsbebürfniffen zu verwenden. Der Stauteminifterlatbefätup 
vom 16. Dezember 1850 '*) ipra ſich fomit bahin aus, daß a. bie: 
jenigen Ausgaben der laufenden Verwaltung (Orbinarium), melde 
aus bem burd; das abgelaufene Bubgetgejeg feſtgeſtellten Staatshaus- 


) In ber Prexis Begicht man die Notwenbigfelt der nachträglichen Geneh - 
— nur auf bie Auegabellberſchreltungen, nicht aber auf die Ueberfcreitung 
der Cinnahmepofitionen. Rechtlich ift die Frage, ob auc nn Ginnahmen 
merden müffen, debeutungaloß, da dem Cimmahmeetat eine ftaatredt 
Bedeutung überhaupt nicht beimohnt. 
2") Dal, Shen. Ber, der % Aamım. vom 4, 95, und 26. Eeplemser 1849, 
kr F &. 899 fr; der 1. Kamm. oom 10, 17. und 10. Ditober 1849, ©. uis g. 


“u — bes Abg. dauſes 1851 Mr. 124 und. Sien Wer. 1850/51 
0. 1, ©..390. 


gejegten Hehtsftandpunft gewahrt hatte, hat +3 dann beim Beginne 

28 Verfaffungstonflitts am 7. Oftober 1862 ſich dahin ausgefprochen, 

baf ed verfafjungsmibrig jei, wenn die Ausgabe 
ige, durch einen Beſchluh bes Abgeoronetenhaufes 

und ausdritdlid abgelehnt fei*?). Die Regierung hat year 

erflärt, daß fie ben Stanbpunft des Si vom 


16, Dezember 1850 verlafien habe *’*), ohne jeboc eine erfchöpfenee 
Erllarung über ihre nunmehrige Rechtsauffaſſung zu geben. 

Soviel lann als unbeitreitbar von vornherein feftgeftellt werben, 
dafı von einem Togenannten Ausgabebewilligungsrechte ber Bollänen 


durch Geſeh, alſo durch eine vom Könige mit Zuflimmung beiber 
Häufer bes Landtages zu etlaſſende Verorbnung. Sollte alfo wirt 
der Etat die einzige rehtlihe Grundlage der Gtaatdausgaben fein, 
fo durften dieſe Ansgaben gemacht werben, nicht weil bie Bollever⸗ 
tretung fie bewilligt Hat — bie Vollavertretung hat gar nidis zu 
beroilligen — jondern weil der König die Ausgabe in ben verfaflungd 
mäßigen Formen, d. h. mit Zuftimmung beider Hauſer des Sanbtages, 
feinen Vehörben bewilligte. 

Obgleich ſich bie Verfafjungsurkunde über bad ZBefen bes Mus 
gabeetats nicht weiter ausläßt, hat man in ihm bie rechtliche Grimblage 

’) Drudfahen bed Abg Dauſes 1962 Ob. 5, Ar. 178, ©, 1 und Siem. Ben 
1803, Bb. &, ©. 1610. 

““) Sten. Ber. bed Mbg«paufes 1866/97 Bd. 3, ©. 1677 und Mnk, Bu, 
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— Zorn, Hänel). 
Oiernach jelte der Etat Rechtsnormen über die Ausgaben derart, 
daß jede nicht auf dem Etat beruhende Ausgabe vechtsmibrig wäre. 
man —— dies wirllich geltendes Recht wäre, jo mirbe 
damit einen unldelichen Widerſpruch in die Verfaſſungeuttunde 
agen. Da bie Durchführung aller vom Staate etlaſſenen 
fortbauernbe Ausgaben bed Staates erjorberlih macht, jo it 
die Wirkjamteit jedes Gejeges, mag es fih handeln um mas es will, 
bedingt duch das Worhandenjein der zu feiner Durchführung erfor 


‚Häufer des Landtages, gleichwohl jollte aber jeder von den dreien 
gegen ben Widerſptuch ber beiben anderen durch Streichung eines 
Ausgabepoftens im Etat bie Wirkfamkeit bes betreffenden Gejepes 
aufheben lönnen. Die gefeglihe Rechtsordnung ſteht jo lange dauernd 
feit, bis König und Landtag durch übereinſtimmenden Willen fie äns 
bern, aber jebes Jahr könnte einer gegen ben Willen der beiben au— 
deren fie ganz oder teilweife befeitigen. Diefer unldoliche Widerſpruch 
wäre vorhanden, wenn bie Verfajiungsurtunde wirklich den Etat für 
das einzige rechtliche Fundament ber Nusgaben erflärte. Zu bems 
jelben Ergebnifie gelangt man, wenn man von bee Theorie ausgeht, 
melde den Etat für eine notwendige Vollmacht (v. Rönne, Arndt) 
‚oder für eine rechiliche Vorausfegung (Seidler) der Verwaltung erklärt, 
Auch Hier wurde ein einziger Paltor ber Geſehgebung bie 

rung ber beſtehenden Nehtsorbnung verhindern Lönnen, indem er bie 
Vollmadjt oder die rechtliche Voransfegung zur Durchführung entzieht. 
Unwilltürlich drängen ſich dabei aber noch bie Fragen auf: Wo fteht 
das gerieben? und Wozu bebarf es außer ben allgemeinen Kompeteng: 
beftimmungen nod einer alljährlich zu erneuernden Vollmacht der Bes 
Hörben, damit dieſe bie Gefege ausführen fünnen? 

Indem bie Verfaffungsurfunbe bie Bebeutung ber Ausgahenvet ⸗ 
anſchlagung nicht weiter bezeichnet, erhält fie einfach ben bisherigen 
Rechte zuſtand In biefer Beziehung aufrecht. Derſelbe tft aber ent ⸗ 
halten im dem bereits erwähnten $ 26 ber Juſtrutlion der Oberrech⸗ 
nungöfammer vom 16. Dezember 1824. Der Ausgabeetat hat hier= 
nad) ben Gharakter einer Anweiſung ar die Behörden über die zuläffige 
Höhe ber Ausgaben. Nur wenn bie Mehrausgaben durch Mehreinz 
nahmen unvermeidlich herbeigeführt find, und bie erſteren aus ben 
Tegteren gededt werben Fönnen, foll es ben oberften Bermaltungsbehörben 
freifteben, im Laufe ber Nominiftration Erhöhungen ber etatsmäßigen 
Ausgaben bis zur Höhe von 5 Prozent des betreffenden Etatstitels 


Bei. biefer Auffaffung bes Musgabeetats ift 
ſpruch zwiſchen ber beftehenben Rechtsordnung — dem Etat uht 
unmdglich. Es lann ber Staat zu gewiſſen Ausgaben auf Grund der 
beftehenben Rechtsordnung verpflichtet fein, ber Etat aber 
bie Ausgabe nicht enthalten. Zwar kann ber Staat jeden 
die beitehende Rechtsordnung allgemein oder für den individuellen 
Fall in den gehörigen Formen, regelmäßig in ber bes 
ändern, und ber Etat ift ein Gefeg. Unmöglich erſcheint es alfo nidt, 
dah eine zu Recht beftehenbe Verpflichtung des Staates durch das Eistb 
gefep Taffiert, da eine ftaatliche Einrichtung dur das Etatäpefeg 
aufgehoben wird *°). Hierzu wäre aber bie pofitioe Nebereinitinmung 
aller drei geiegebenden Faltoren erforderlich. Bei der Eintäberatung 
wird fi, fomeit nicht ein blofes Verſehen vorliegt, die Abfegung einer 
Ausgabepofition, hinſichtich deren eine Verpflichtung bes Staates 
im der Negel derart vollziehen, daß bie Volksvertretung bie 
ſtreicht obne oder gegen den Willen der Regierung. Der Etat als @ehey 
Kann daher nur in der Form publiziert werben, mie er aus den über: 
einftimmenden Beichlüfien beider Kammern hervorgegangen ift, ber 
eine Nebereinftimmung der gefepgebenden Faktoren über bie Kaffierung 
einer gejeglihen Verpflichtung bes Staates ober bie Aufhebung einer 
zu Net beftehenden ftaatlihen Einrichtung iſt bamit feineswegs er 
reiht. Da das Etatögefep regelmäßig Leine an nuherhalb bes BE 
——— ſtehende Perſonen ſich wendende Rechtanormen end 


Beanfpruch 
ftehenden Beötäorenung nicht in Berbindung mit Etatk« ober 
yugehen. Webrreinftimmend Laband, Bubgetreht ©, vr 
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hält, alfo auch nicht anzunehmen fft, daß 
Etatögejepe ausfpredien wollte, fo würbe eine Beränberung ber Rechts⸗ 
ordnung durd) das Etatsgeijeh nicht — — 
drudung einer Ausgabe, die durch den Beſchluß eines Faltors 
Gefeggebung rt werben Farm, ſondern mar aus einer poſitiven 
Vorſchrift, die des Zuſammenwirkens aller brei Faltoren bebarf, ent 
nommen werben lönnen. Die bloße Abſehung einer Uusgabepofition 
änbert alſo bie beftehenbe Aechtsorbnung 

—— entſteht ein Widerſptuch zwiſchen ben in bem Etat ent— 

haltenen Anweiſungen an bie Behörden und ber geltenden Rechtsordnung. 

Die Behörden dürften die Ausgabe nicht machen, —— 
in dem Etat fehlt, aber ber Verechtigle lönnte, vorausgeſeht, daß ber 
Rechtsweg zuläffig ift, die betreffende Summe einflagen, Aber auch 
auf Grund des Urteils dürften die Behörden nicht zahlen, fie müßten 
jedesmal gegen ven Staat Erefution volljtreden laſſen. Diefer Wiber 
Firm if natürlich nicht möglich, er folgt aber auch gar nicht mit Notz 
wendigfeit aus dem geltenden Rechte, Gewiſſe Ausgaben des Staates, 
nämlich diejenigen, zu benen ber Staat auf Grunb privatregtlider 
Zitel verpflichtet iſt ober biejenigen fir zu Recht beflehenbe ſtaatliche 
Einrichtungen bilden einen integrierenden Beitandteil der geltenden 
Nechtsordnung. Dieſe kann num, je nachdem ber betreffende Gegen⸗ 
ſtand in bas Gebiet ber Verorbnung oder ber Gefegehung fällt, nur 
durch ben Slönig entweder allein ober mit Zuftimmung beider Häufer 
des Landtages abgeändert werden. Niemals ift jedoch hierzu ein Bes 
{lub der Volfsvertretung oder eines dauſes berfelben im Stande, 
Soweit bie Vollsvertretung eine derartige Ausgabe ohne ausbrüdliche 
Zuftimmung der Regierung von dem Ausgabeetat abjept, ftellt fie ſich 
in Wider ſpruch mit der geltenden Rechtsordnung, ber auch fle umter« 
worfen ift. Ihe Abfepungsbejhluß ift vehtsmwibrig und beshalb abjofut 
nichtig. Die in dem Etat gegebene Inftruktion der Behörden würde 
der beftehenden Rechtsordnung widerſprechen, und unter biejen Um⸗ 
ftänden geht ftets bie Rechtsordnung der Vehörbeninftruftion vor. Die 
Neglerung Hat baher die rechtlich notwendigen Ausgaben zu leiften, 
als wenn fie in den Etat aufgenommen wären. Nur fällt bei ber 
Nechnungstontrolle in biefen Fällen ber Regierung ber Nachweis zu, 
daß es ſich um rechtlich notwendige Ausgaben handelte, und baf bier 
jelben in der verausgabten Höhe rechtlich notwendig waren. Welche 

Ausgaben hierher gehören, ift im mefentlichen Frage des konkreten 
Falles. ebenfalls AR bie rechtliche Notwendigkeit nicht Lventifch mit 
ber civilrechtlichen Klagbarkeit. Es würden aljo beiipieldweije nicht 
bloß die Gehälter der Juſtiz und Verwaltungsbeamten, Mn auch 
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ber nachträgli 
— ee Ih 8 ae Bun 

mit Recht Lediglich auf den Ausgabertat. Die nachträgliche Genehmi: 
gung — in Din ie Te abe Beesung —— 
Fallen in denen ein Staatsatt an und für ſich ber parlamentarifhen 
Zuftimmung bedarf, aber ohne dieſe —— u RE 
laffen ift. Die mangelhafte Forın bes Rechtsaltes m 
geheilt. Die nahträglihe Genehmigung erjept bie A: Zunien 
mung, der Staatsalt, welcher nachträglich genehmigt ift, 
biefelbe rechtliche Bebeutung, als wenn er mit vorheriger 
ber Vollövertretung ergangen märe. Menbet man bies 
überjchreitungen an, jo hören diejelben durch bie nachträgliche 
wmigung auf, folde zu fein, das Nedtsverhältnis, namentlich file bie 
Rednungsfonteolle, it genau basfelbe, ald wenn in ben Etat von An 
fang an die erft durch bie Etatsüberihreitung erreichte Summe em 
geftellt gemejen wäre. Dies, nit mehr und nicht nn iſt die 
rechtliche Bedeutung ber nachträglichen 
ſchreitungen. Da num ber Ausgabeetat für bie —— 5 
nicht den unbedingten Befehl an die Behörden enthält, die Summe 
auszugeben, jondern nur die Ermächtigung fie zu verwenden, da auch 
bei Innehaltung bes Etats nad altpreufiiher Tradition van ber 
Rechnungẽtontrolle ftets zu prüfen iſt, ob nicht bei dem einen ober 
anderen Poften „etwas zu menagieren geweſen wäre“, jo if burd 
bie nachträgliche Genehmigung ber Etatsüberfreitung ebenjo 
wie durch Leiftung einer etatsmäßigen Ausgabe ausgelchloſſen 
ber Poften gegen einen Beamten zum Defeft geftellt und won Ähm ein: 
gegogen wird, falls ſich ein pflichtwibriges Verhalten bes betreffenden 
Beantten ergeben follte '*). 


Il) 


") Uebeseinftimmend Entſch. bes Reichögerihts in Civitſ. vom 9. Auril 1856, 
Bo. 18, &. 256 ff,, mo ausgeführt mirb, daf Die nachteigliche Genehmigung 
einer Etatöüberjhreitung, welhe durch die unberegtigte Handlung tin 
pflißtigen Beamten verurfacht fei, nur bie Sndemmität ber Minifier, mid 
—— jenes Beamten von — ——— bewirfe. Gegen diejes En 
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Dabei war es freilich bis im bie neuefte Zeit zwiſchen ber Re: 
gierung und dem Landtage Areitig, ob als Etatsüberjäreitung nur 
Mehrausgaben über bie einzelnen Kapitel und Titel des Gtatsgejeges 
ober auch ſolche über bie dem Etatsgejege zu Grunde — und 
zur Prüfung bes Landtages gelangenben Spezialetats Nachwei⸗ 
— he — — 2 man 1872 st be 
iffe errehnungsfammer vom 27. 1 
hat biefe Streitfrage ers in letzterem Sinne entfchieben, an 
es beftimmt: „Etatsüberfreitungen im Sinne bes Art, 104 ber Ber: 
faffungsurkunde find alle Mehrausgaben , welche gegen die einzelnen 
Kapitel und Titel bes nach Art. 99 feftgeftellten Staatshaushaltes ober 
‚gegen bie von der Landesvertretung genehmigten Titel bes Spezial: 
etats ftattgefunden haben, ſoweit nicht einzelne Titel in den Etat als 
übertragbar ausdrudlich bezeichnet find, und bei folhen die Mehrauss 
‚gaben bei einem Titel durch Minderausgaben bei anderen ausgeglichen 
werden. Unter bem Titel eines Speyialetats im Sinne dieſes Geſehes 
äft jede Poſition zu verfichen, melde einer jelbftändigen Veſchlußfaſſung 
ber Sanbesvertretung unterlegen hat und als Gegenſtand einer ſoichen 
im Etat erkennbar gemacht worden ift, Eine Nachweiſung ber Etats: 
aberſchreitungen und der außeretatsmäßigen Ausgaben iſt jedesmal im 
nachſten Jahre, nachdem fie entftanben find, den Käufern des Land⸗ 
tages zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen”. 

AS Ergebnis dieſer Unterfuchungen über dad Wefen des Etats 
ftellt ſich alfo heraus, daß die vorwiegende Bedeutung bes Etats nicht 
auf ſtaatorechtlichem, ſondern auf ſtaatswirtſchaftlichem Gebiete liegt. 
Er ift ein Voranſchlag ber Einnahmen und Ausgaben des kommenden 
Jahres, ohne daß dieſe Einnahmen und Ausgaben ihre rechtliche Grunds 
lage in bem Etat fünden. Damit ift bie Bedeutung des Einnahmes 
etats erihöpft, derſelbe ift alfo juriftifch bebeutungslos, Der Aus: 
‚gabeetat iſt aber weiterhin unter der Vorausſetzung, daß er fih mit 
ber beftehenden Rechtsordnung in Uebereinſtimmung befindet, und jor 
weit biefe Vebereinftimmung vorhanben ift, eine Anweifung am bie 
Behörden, welche Ausgaben fie leiſten bürfen ober milſſen. Die gegen 
den rechtsbeftändigen Nusgabenetat von einer Behörde eingegangene 
Verbindlichteit ober geleiftete Zahlung iſt zwar nicht nichtig, fan 
aber bie Haftbarfeit der betreffenden Stantsorgane zur Folge haben. 


Eine Wiberlegung diefer Duerfprünge aud dem Pelvat- und Strafeeift In das 
oregt erübrigt ſich von ſelbſt. 
”) 8.8. 1872, ©, 278. 
—* 
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Der Staatshaushaltsetat witd nad; Art. 99 ber Berfaffungsurkunde 
jährlid durch ein Geſetz fefigeitellt. Da der Etat eine Veranfchlagung 
fämtliher Einnahmen und Ausgaben im Voraus ift, fo muf das Etats 
gefeß vor dem Beginne des betrefjenben Gtatsjahred ergehen. Aommt 
ber Gtat nicht bis dahin ober überhaupt micht zuftande, fo beiteht 
unzweifelhaft ein verfaffungsmibriger Zuftand, Die Möglichkeit biefer 
Verfaflungsmiorigfett it Durd) die Berfaffungsurfunbe felbit gegeben. 
Diefelbe gebletet zwar bie jährliche Aufftellung — wählt aber 
dazu ben Weg der Gefehgebung , bei ber König wie Volltvertretung 
die are ne — — en alfo ein Biden 
ſpruch  bem BVerfai u verfaffungsmäfig an: 
erlannten freiheit der Entihliefung für König und — Die 
Berfafungs! lann eine verſchuldete fein, wenn z.B. bat 
Mintfterium ben Entwurf nicht rechtzeitig vorbereitet, ober wenn bie 
Vollävertretung bie Beratung ungebührlich verzögert, fie — 
auch aus der Natur der Verhalimiſſe ohne jegliches Verfchulben ers 
machten. Jedes Geſed erfordert die Webereinftimmung bes Künigs 
und beiber Häufer bes Landtages, auch bei bem Etatögefepe Tann Fein 
Faktor zu jeiner Zuftimmung gezwungen werben. iM bie Willend- 
übereinftimmung nicht zu erreichen, fo kommt eben bas Etatögejeh gar 
nicht ober nicht rechtzeitig zu Stande. 


Wenn man von ben vereingelten Stimmen abfieht, melde vers 
langen, bie Unficht des Abgeorbnetenhaufes müfje als die enijcheibende 
betrachtet werben, der König Habe bei einem Konflikte das Abgeorbmeiens 
haus aufzulöjen oder das Miniftertum zu wechſeln, im Serrenhaufe einem 
Poirsigub vorzunehmen, u. f. m. (v. Nönne), fo laffen ich in ber 
Litteratur über das Budgetrecht zwei Richtungen unterfdeiden. Nah 
ber einen tft das Nichtzuftandelommen bes Etats fo gut wie — 
los. Die geſehlichen Einnahmen werben forterhoben und 
uUch oder thatlächlich notwendigen Ausgaben weiter —* 
der Regierung iſt nur inſofern eine ſchwierigere, als fie bei der Nedhnungs« 
kontrolle bie Notwendigkeit jever einzelnen Ausgabe nadzumeijen hat. 
Diefe von Gneift begründete und demnächſt befonbers vom Labanb ') 





») Die von Badand in feinem Bubgeicect nad der preuf. IL nad nen 
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juriſtiſch weiter ausgeführte Theorie iſt dann befonders vertreten 
morben von H. Schule, ©. Meyer und Prazak, wobei jedoch S. 
Säule gegen Laband nachdrüdlich Hervorhebt, dafı es fich hierbei um 
tein normales Verhältnis, fonbern um einen außerordentlihen Notftand 
hanble. Eine zweite Nichtung verfucht bie Lhfung ber Frage gar mächt, 
fonbern Pr daß es ſich beim Nichtzuitandelommen des Etats um 
eine politiſche Krifis handle, deren Entfheidung über die Jurisprudenz 
hinaus; Der Etat müfje unter allen Umſtanden zu Stande fommen, 
geichehe dies aber nicht, dann jei eine Nechtswibeigteit —— die 
au beſeitigen die Jurisprudenz machtlos ſei. Es wird dies entweder 
ausdrüdlich ausge prochen, fo von v. Martig, Zorn, Jellinet, Gierfe*) 
‚ober ftilljepweigend, indem bie Rechtsfolgen bes Nichtzuftanbelommens 
bes Etats nicht erörtert werben, wie von Hänel. 
Auch die Praris hat fih in Preußen ſchon früh der Behandlung 

ber Frage zugewandt. Im Gegenfage zu ber Anſicht, welche In dem 

Nictzuftandelommen bes Etats eine Yoltife Krifis fieht, bie ſich jeber 
juriftifchen Erörterung entzieht, war es in Preußen während ber ftillen 
Reaktionszeit ber fünfziger Jahre geradezu bie Negel, daß ber Etat 
wenigſtens nicht rechtzeitig zu Stanbe fam. für jolhe im Staats 
leben alltägliche Fälle konnte es keine Lücke in der Rechtsordnung geben. 
Schon bei Beratung der Verfaffungsurkunde hat man biefen Fall im 
Ange gehabt und dagegen Vorforge zu treffen verſucht. Es wurde da⸗ 
mals vorgefchlagen, daß bei nicht rechtjeitigem Zuftanbefommen bes 
Etats der alte Etat, wie die zweite Kammer wollte, hoͤchſtens vier 
Monate oder, mie die erſte Kammer befchloh, höchftens zwölf Monate 
noch weiter in Kraft bleiben folle*). Hierüber wurbe jedoch eine Einis 
gung wicht erzielt, ebenfowenig über einen ähnlihen, im Jahre 1861 
von der Regierung vorgelegten Entwurf *). Während des Verfaſſungs- 
tonflittes der fechjiger Jahre traten num bie verfchiebenfter Anſchaiumgen 
barüber zu Tage, was beim Nichtzuftanbelommen bes Etats zu ges 
ſchehen habe, Das Abgeordnetenhaus, ausgehend von dem an ſich 
richtigen Gedanken, daß die etatslofe Finanzwirtſchaft ein verfaffungs- 
wibriger Zufland fei, konnte ſich von ber nöllig unhaltbaren Theorie 
eines joweränen Ausgabeberilligungsrechtes nicht losreißen und meinte, 
König und Herrenhaus hätten den Gtat fo anzunehmen, wie er aus 
ben Beratungen bes Abgeordnetenhauſes hervorgegangen fei. Es wurbe 


a a en een et perpetulert merbe, iſt von ihn im feinen. 
fpäteren Schriften über das Bud; amt —2 fallen gelaffen worben. 

*) In Shmollers gahrb. Wh. 

») Dal, ». Rönne, Preuß. DU. gu a *— "und 100. 

4) Bgl. Sten. Ber. des Mbg.haufe 1801, ©. 588. 
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fielung des Ctats durch Fönigliche Verorduung mit Wefegesfwait. 
Sole Verorbnungen Formen flberall da ergehen, mo an und für fi 
ein Gefeg erforberlid wäre, und bie Notverorbnung ale Erfah bes 
Geſethes nicht ausdrücklich ausgeihloflen itt?). Lepteres ift bier nicht 
der Fall, folglich; kann der Etat durch Notverorbnung fefigeftellt werben. 
Die Notverorbnung muß weiter erſorderlich jein zur Aufrediterhaltung 
ber öffentlichen Sicherheit ober zur Vejeitigung eines ungemöhnlidhen 
Rotftandes. Diele Borausfegung ift unzweifelhaft vorhanden. Dem 
es in in der That ein ungewöhnlicher Notfland, wenn der Staat einer 
etatSmäßig georbneten Finanzwittſchaft entbehrt, wenn bie Dehörben 
richt wiſſen, melde Auögaben fie leiften dürfen und welde nicht, wenn 
für die Rechnungslontrolle bie notwenbige etatsmäßige Grundlage fehlt. 
Enblid) darf zur Zeit des Erlafjes ber Verorbmung ber Landtag wicht 
verjammelt fein. Ob dies zutrifit, ift natürlich eine veim 

Frage. If der Etat durch Notverordmumng feftgefteit, jo 

fütliche Wehörben, insbefonbere aud) bie nn 
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zu richten, und wenn der Landtag fpäter der Etats$verordnung fein 
fimmung 


verfagen jollte, jo wäre fie wenigſtens für bie ee 
in Kraft und —S bie Orwmblage für eine elatsmäßige dinengoet 
ſchaft vorhanden geweſen. 

Während des Verfaſſungotonflittes in den ſechtiger Jahren hat 
jebod bie Negierung biefen Weg bes Erlafjes von Notverorbmungen 
nicht gewählt. Sie hat vielmehr nur einen Staatshaushaltsetat, wie 
er die Grundlage ihrer Verwaltungsthätigkeit während des betreffenden 
Jahres bilden ſollie, im Staatsanzeiger veröffentlicht. Da nad) Art, 
99 ber Verfaffungsurfunde ber Etat durch Gefeg jeitgeftellt werben 
Toll, einer derartigen Beröffentlihung aber feine Geſeheskraft beis 
wohnt, jo mag ein folder Wirtfchaftsplan politiich, befonders finanze 
wiriſchafilich von Wert fein, ſtaatsrechtlich in er vollftänbig bebeits 
dam, 


Es handelt fid nunmehr darum, mas einzutreten hat, wenn ber 
Etat überhaupt nit ober nicht rechtze itig durch Geſetz ober eine bem 
Gefege gleichfiehenbe Verordnung feitgeftelt, wenn alfo ein bubgetlofer 
Zuftand vorhanden iſt. Dan kann diefe Frage nit durch die Aus» 

8 umgehen, ba man bas Budget fir eine unumgänglich mot« 
wenbige Vorbebingung jeber inanzverwaltung erflärt unb geltenb 
macht, aud in Ermangelung eines Gtatsgeiehes wirtſchafte die Ne 
gierung nidt ohne Budget, jondern nad) einem einfeitig von ihr feſt⸗ 
geftellten, es frage ſich alfo, ob bie Regierung das Etatögefek durch 
Berorbnung ober Verfügung ſupplizieren künne*). Daß ein Wirte 
ſchaftoplan für die Finanzverwaltung notwendig ift, eriheint an und 
für ſich ftaatsrechtlih gleihgültig. Zu einem Etat im juriftifchen 
Sinne ift es erforberlih, daß er in ben verſaſſungsrechtlich norges 

en Formen zuitandefommt, Ein nicht duch Geſetz ober 
dem Gefege gleichftehende Verordnung feitgeftellter Etat ift daher über 
haupt fein ſolcher, ſondern ein ftaatsrechtliches Nichts, mag feine Bebeut 
für bie Finanzwirtihait aud noch fo groß fein. Es ift baber jueiftifch durch⸗ 
aus berechtigt, von einer budgetlojen Finanzverwaltung in dieſem Falle 
zu ſprechen und bie juriftifpen Folgen diefes Zuſtandes zu erörtern. 

Am einfachften entſcheidet fi) bie Frage hinfichtlich ber Einnahmen. 
Für dieſe ift der Etat rechtlich bedeutungslos. Es ift vollſtandig gleich⸗ 

ob fie in den Etat aufgenommen find oder nicht, es ift daher 
‚end; gleichgültig, ob Aberhaupt ein Etat eriftiert. Alle zu Recht bes 
ſtehenden Einnahmen werben baher aud ohne Etat forterhoben. 

Schwieriger ift die Frage hinſichtlich der Ausgaben zu entſcheiden. 
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‚600 Das Bermaltungsredt. ss 
Nah ber Theorie des unbedingten Yusgabebewilligungsrechtes ber 
Bolfsvertretung wurbe bie Regierung ohne Etat zwar zur Erhebung 
der Einnahmen bereötigt fein, aber feine einzige Ausgabe madhen 
dürfen. Das Verhältnis mir! A — 
Die Einnahmen gehen nad mie vor ein, alle ftantliden 

Hen füllten ſich bis zum Ueberfluffe. Aber die Regierung mühte 

das Heer entlaffen, alle Zuchthauſer und Gefängnifte Öffnen, die Se 
richte ſchliehen, bie Zahlung ber Bejoldungen an bie Beamten einitellen 
und auf alle Anfragen, welche an fie über De 
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Landtag i 
bewilligt, tlich lommt für mächftes Jahr wieder 
Stande”, ee braucht ſich nur diefe Ronjequengen Har 


HH 


überhaupt unmöglich ges 
macht, es foll damit nur ein Zwangsmittel auf bie — 
geübt werden, fh dem Willen der Volksvertretung zu 
abzutreten. Dad Ausgabebewilligungsredht iſt alfo nid 
fondern politiſches Machtmittel und wird als ſoiches auch 
Staaten anerkannt, in denen überhaupt das fogenannte — 
der Vollsvertretung zur Geltung gelangt it, Dem preuftſchen 
rechte ift jedenfalls das Nusgabebewilligungsredht ber Vollsvertreiung 
fremd. Das Nichtzuitandelommen des Etats Tarın daber auch nicht 
die Folge haben, dab die Negierung die Staatsausgaben einfiellen 
ober fih bem Willen der Wollsvertretung beugen müßte, 


die rechtlich notwendigen. Diefelben waren zu leiten, auch wenm fie 
keine Aufnahme in ben Etat gefunden hatten. Die rechtlich motmen: 
digen Ausgaben find alſo vom Etat überhaupt unabhängig, fe müflen 
demnad) auch fortgeleiftet werben, wenn fein Etat zu Etande gefom 
men ift'). 

aband, 





Grüntuts giſcht. Db. 2, S. 169 fl. und Pr. StR. 96.2, ©. sn; un 

— @0.D. 8.4 ff. uns D, SLR. ©. 608 — 
lernith, üdereinftimmend ausgeſuhtt, die — Reguaordnung [ri Dinbenb 

oßme Rüdfiht auf dad Juftandelommen deb Etait, Die Behörden 

nie nur dad Recht, fondern auch bie Pflicht, die rechtlich notwendigen 

au Ieiften aud oßne etatömäfige Gtundiage Dagegen mühten alle midt auf ger 

ferligen Titeln berufenden Husgaden unterbleisen. 


—— 
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Dies mag genügen, wenn das Etatsgefep bloß derart verzögert 
wird, baß einige Monate bes neuen Etatsjahres ohne Etat gemicts 
ſchaftet werden muß. Neine Negierung kann aber die Verwaltung 
längere Zeit mit ben rechtlich notwendigen Ausgaben allein führen. 
Mit Recht iſt ſchon vor mehreren Yahrzehnten bie Frage aufger 
worien worden, ob denn der Staat von Rechtswegen nur als alimenta 
naturalia zu fordern haben, und, mas darüber binausgehe von der 
willtur einiger feiner Glleder abhängen ſolle Insbeſondere if 
bies ein Ding ber Unmöglichleit, wenn etwa mehrere Jahre hinter 
einander kein Etatögefeh erlaflen werden Fönnte. 

Da bie Rechtsgultigleit ber Ausgaben überhaupt nicht durch ben 
Etat bebingt ift, fo milrben auch andere als rechtlich notwenbige Nuss 
gaben in biefem Falle von den Behörben mit Rechtsverbindlichleit 
geleiftet werden können. Es könnte ſich nur darum handeln, ob und 
immiewelt bie ftaatlihen Organe ſich burd Derartige Zahlungen, zu 
denen fie weber durch bie beitehenbe Rechtsordnung noch durch ein 
Gtatögefeh angewieien find, verantwortlih machen würden. Wäre ein 
en ae worden, fo müßten folde Zahlungen gegen den 
bet: Deamten zum Defelt geitellt werben, ba ber Beamte gegen 
bie im Etat enthaltene Anweiſung, alfo jhuldhafter Weife gegen die 
ihm erteilte Snftruftion gehandelt hat, Die Haftbarfeit ber Beamten 
beruht in biefem Falle auf ihrer inftrufttonsimibrigen Banblungsmeife, 
Allein eine ſolche fegt body immer voraus, daß überhaupt eine In— 
ſtruttion ergangen ift. Dies ift aber nicht der Fall, wenn Fein Etatds 

ie lam. Es farm baher von einer Haftbarfeit ber Beamten 
Tebiglih um beswillen, weil fie ohne etatsmäßige Anmeifung rechtlich 
nicht notwendige Ausgaben für den Staat geleitet haben, nicht bie 
Rede fein. Das Verhältnis ber Behörden beim Zuftandefommen und 
beim Nichtzuſtandelommen bes Etats iſt genau basjelbe mie bas eines 
Beamten, ber für fein Verhalten von der vorgefehten Dienftbehörde 
eine Infteuftion erhalten hat und besjenigen, bem eine ſolche fehlt. 
Erfterer hat feine Infteuftion zu beobachten und begeht eine Pilidit- 
verfegung, wenn er ihr zuwiderhandelt, lepterer hat nad) eigenen 
pflitmäßigen Ermeffen zu verfahren. Iſt alſo ein Etat nicht zuſtande ⸗ 
gelommen, jo haben bie Behörben ſelbſtändig zu erwägen unb zu ent 
fheiben, welde Ausgaben fie im Staatsintereffe zu machen haben unb 
welche nicht. Unverlennbat wird dadurch bie Aufgabe der Behörden außer« 
ordentlich erſchwert, es ift viel leiter, in die Inſtruktion zu jehen 
und nad biefer zu handeln als jelbitänbig eine Entſcheidung zu treffen, 


”) Seller a. 0. D. 6. 867, 


ihren ruhigen Gang wie bisher. Wille Einnahmen werden 
alle rechtlich notwenbigen Nusgaben welter geleiftet, 

ber Staat alle diejenigen jonftigen Ausgaben, welche in feinem 
erforderlich erſcheinen. Die Folge der etatsloſen Finangwirtjchaft jeiat 
ſich nach außen Hin gar nicht, inmerhalb bes Behördenorganismus 
mır an einer unſcheindaren, aber um jo midtigeren Stelle, — 


werden. In Preußen iſt beifpielsmeife ein ſolches 

mad) veendigung des Verfeffungotontitig im Jahre 1866 

morben. Daß das Zuſtandelommen ober Nichtzuftanbeleimen bes 
Etats lebiglic für die Rechnungstontrolle von — i, ergibt 
ſich mit vollſtandiger Klarheit aus dieſem preußiſchen 

gefege vom 14. September 1866, welches ſich über bie Vebeutung 
ber Inbemnität, alfo der nachträglichen Herftellung eines bubgetmähigen 
Buftandes dahin ausfprigt: „Die dem gegenwärtigen Gefepe ale 
Anlagen beigefügten Ueberſichten ber Staatseinnahmen und 

follen für die Jahre 1862, 1869, 1864 und 1865 fait des — 
maßig und alljährlich vor Beginn des Etatsjahres zu 
Staatshaushalts-Wefeges als Grundlagen für bie — 
und bie Entlaſtung ber Staatsregierung dienen.“ 


$ 216. Die Reduungskonfrole‘), 
AS befonderes Organ für bie Nehnungstontrolle ber gefamten 


Staatsverwaltung mar bereits unter Friebric Wilhelm I am 2.06 
tober 1714 eine Generaltechenkammer unter Vorfig eines Contrölenr 
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general gebilbet worben, in ein Kriegs« und ein Domdı 
® Hi —— nach der Defferatlon vom 16. Juni 


1717 en unter dem Könige und hatte alle zum Militär: und 
Giviletat gehörigen Rechnungen rechneriſch und ſachlich zu prüfen. Mit 
ber Herſtellung einer einheitlichen Finanzverwaltung buch; bie Bes 
gründung des Generalbireltoriums ging auf biejes die fachliche Prüs 
fung der Rechnungen über. Nur für bie lalkulatoriſche Prüfung wurde 
bem Generalbireftorium die bisherige Rechenkammer nad; ber Verord⸗ 
nung vom 2, Mai 1723 unter ber Bezeichnung „Ober-Ariegss und 
Domänen-Nehenfammer” mit ihren beiden Departements untergeorbnet. 
Site verlor aljo nit nur einen Teil ihrer bisherigen — 
ſondern auch ihre Immedlatſtellung gegenüber bem Könige. 
Kabinettsordre vom 10. März 1744 verfchmolz zwar bie beiden 
teilungen zu einem einzigen Kollegium, bagegen blieb bie Unterorbnung 
unter das Generalbireltorium beftehen, Die Prüfung war nad) den 
Juftruftionen vom 13. Juli 1770 und 2. November 1786 nicht mehr 
bloß eine falkulatorifche, fondern auch eine fachliche. Unter Friedrich, 
Wilhelm IL fielen außerdem bie bisher nad und nad anfgeftellten 
Exemtionen gewiſſer Rechnungen von ber Prüfung ber Oberrechen- 
Zammer fort, und fie wurde wieder von der Unterordnung unter das 
Generolbireftorium befreit und unmittelbar unter den König geftellt, 
An die Spige trat wieder ein Generalfontrolleur ber Finanzen. Augens 
ſcheinlich fuhte man gegen Ende bes 18. Jahrhunderts bie bei ber 
Berfplitterung bes Generaldireftoriums in zahlreiche Real und Bros 
vingtalbepartements verloren gegangeme Einheit der Finanzverwaltung 
wiebergugewinnen, indem man ber Oberrechenlammer eine möglichit 
machtvolie Stellung zu geben verfuhte. Dieſer Plan fheiterte jedoch 
im mefentligen an dem feſt geſchloſſenen preußtichen Behörbenorge- 
nismus, ber joldhen neuen Bilbungen feinen Raum mehr verftattete. 
In den Reformgefehen von 1808 bis 1810 wird die Oberrech⸗ 
nungstammer nur beiläufig erwähnt. So follte fie nach dem Public 
tandum vom 16. Dezember 1808 hinſichtlich bes formalen Gefchäfts- 
ganges unter dem gefamten Staatsrate, wie er bamals in Ausſicht 
genommen war, ftehen, dagegen hinſichtlich der Gefchäftsführung dem 
Könige unmittelbar verantwortlich fein und von dieſem Befehle ers 
halten. Durd bie Verorbmung vom 27. Dftober 1810 murbe fie 
bem Staatöfanzler unterftellt, und es wurde auferdem beftimmt, daß 
fie die Nevifionsbehörde für alle Rechnungen und Etats und über 
alle landesherrlichen Fonde ohne Ausnahme jein folle. Erſt nad ber 
Wieberherftellung des Staates erging am 22. Februar 1817 das 
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im Araft ftehende Inſtruttion). Art. 104 der Berfaffungsurkmde 


27. März 1872 für eine dem König unmittelbar 
Miniftern — ſelbſtandige Behörbe erflärt worben, —— 
Kontrolle des geſamten Staatshaushaltes durch Prüfung und Weib 
ftellung bee Nechnungen über Einnahmen und Yusgaben von Staatk: 
—— über Zugang und Abgang von Staatselgentum und fiber bie 
Verwaltung ber Staatsſchulden zu führen hat. Sie beficht aus bem 

Präfibenten, ben erforderlichen Direktoren und Näten. Die Ernenmmg 
des Präfidenten erfolgt auf Gorſchlag bes Staatsminifterkums, bie ber 
Direltoren unb Näte auf Vorſchlag des Prüfibenten ber 
tammer durd den König unter Begenzeihnung des Präfibenten 
Staats miniſtertums Vater und Sohn, Schmiegernater und Schwieger- 
john, Brüber und Schwäger bitrfen nicht zugleih Mitglieber ber 
Dberrednungsfammer fein. Ebenjo wenig bürfen bie Mitglieder ber 
ſelben Nebenämter oder mit Remunerationen verbinidene Nebenbeihäß 
tigungen übernehmen ober Mitglieder eines ber beiden Häufer Des 
Landtages fein. In Bezug auf Dienftvergehen unb Disziplin finb 
die Mitglieder der Oberrehnungstammer den riäterlihen Beamten 
aleichgeftellt, 

Die Oberrechnungslammer fat ihre Veſchluſſe nad Stimmen: 
mebrheit ihree Mitglieder. In allen mwichtigeren 
die Beratung und Veſchlußfaſſung eine Follegiale, Die Bearbeitung 
der übrigen Angelegenheiten erfolgt unter Leitung bes Präfdenten durc 
einzelne Revifionsbireaus, beren mehrere unter einem Direftor zu einer 
Abteilung vereinigt find. Im übrigen wirb der Geihältsgang der 
Oberreginungsfammer durch ein befonderes Megulario jefigefegt#). 
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———— bie Oberrednungslammer unterliegen alle 
diejenigen Rechnungen, durch welche die Ausführung des feitgeftellten 
Staatshaushaltscta und der fämtlihen Etats und ſonſtigen Unter» 
lagen, auf welchen berfelbe beruht, dargethan wird, insbefondere die 
Rechnungen ber Stantsbehörben, Staatsbetriebsanftalten und ſtaatlichen 
Inſtitute über Einnahmen und Ausgaben von Staatögeldern, ferner 
bie Rechnungen aller derjenigen nicht ſtaatlichen Inſtitute, melde aus 
Staotsmitteln unterhalten merben ober veränberlihe Zufhijje nad 
Maßgabe des Bebürfnifies aus der Staatsfafje erhalten ober mit Ge— 
mährleiftung des Staates verwaltet werden, jobald und folange diefe 
Garantie verwirklicht werben fol. Insbeſondere hat bie Oberrech⸗ 
nungotammer hiernach aud) bie Nevifion ber von ber Seehandlung 
geführten Balancen und Bücher, 

Mit diefer Thätigkeit der Oberrechnungslanuner wäre bie Rech- 
wungstontrolle, ſoweit fie fid) innerhalb des Behörbenorganismus wolls 
zieht, im weſentlichen erihöpft. Art. 104 der Berfafungsurkunde bes 
ftimmt nun aber weiterhin, dah die allgemeine Rechnung fiber den 
Stoatehaushalt jebes Jahr einſchlleßlich einer Ueberſicht ber Staats- 
ſchulden mit ben Bemerkungen ber Oberrehnungslammer zur Entlaftung 
der Staatöregierung der Vollsvertretung vorzulegen iſt. Der Land ⸗ 
tag follte ſich alfo bei feiner Thätigfeit ber Hilfe der Oberrehnungs« 
tammer bebienen, ba ihm beren Bemerkungen mit vorzulegen waren. 
Meber die Bebeutung biefer Veſtimmung entipannen ſich jedoch bie lang» 
wierigiten Streitigkeiten. Zunächſt wurden dem Landtag nur diejenigen 
Bemerkungen vorgelegt, welche bie kallulatoriſche Richtigleit ber Rech— 
nungen zum Gegenftanbe hatten. Auf mehrfadhe Anträge bed Land» 
tages beftimmten dann die durch den Allerhöchſten Erlab vom 21. Juni 
1862 der Oberredhnungsfammer erteilte Anmeifung ®), daB bie mitzu— 
teilenben Bemerfungen ergeben follten: a. welche Etatsüberihreitungen 
gegen die einzelnen Kapitel und Titel des nad) Art. 99 der Verfaflungss 
urfunde feitgeftellten Staatshaushaltsetats ftatigefunden haben; b. ob 
außerorbentlihe Ausgaben, für melde ber erwähnte Staatshaushaltd= 
etat feine Dedungsmittel enthält, vorgelommen find; c. welche Er⸗ 
inmerungen bei der Nevifion derjenigen Rechnungen, durch welche bie 
Ausführung des gedachten Staatshaushaltsetats, ſowle ber benjelben 
zu Grunde Tiegenben Etats und Nadweifungen bargethan wirb, aus 
dem Grunde aufgeftellt worden find, weil dad Verfahren der verwalten» 
ben Behürben bei der Bereinnahmung ober Erhebung, bei der Veraus- 

au⸗ vo. 1874— 0,8. 1874, 
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ungsurfund 
Geſetzes jollen bie von der Ob: 
unbebingter Verantwortlichteit aufzuftellenden 
= ob bie in der Rechnung aufgeführten Veträge in Einnahme m 
Ausgabe mit denjenigen übereinftimmen, welche in den von ber Ober 
rechnungstammer revibierten Kaſſenrechnungen ee: und Aus 
> nachgewieſen find; b, ob und inwieweit bei ber Vereinnabmumg 

und Erhebung, bei der Verausgabung und —— von Steais · 
geldern ober bei der Erwerbung, Benuhung ober Beräußerumg von 
Staatdeigentum Abweihungen von ben Beilimmungen bes gelehlih 
feftgeltellten Stantshaushaltsetats oder ber von ber Tanbedwertretumg 
genehmigten Titel der Spezialetats ober von ben mit einzelmen Pof« 
tionen des Etats verbundenen Bemerkungen ober von ben — 
ber auf bie Staatseinnahmen und bie Staatsausgaben oder 
Erwerbung, Benugung oder Veraußerung von Staatseigentum ni 
lichen Gejege ftattgefunden haben, insbefonbere c. zu melden Etats: 
überjöhreitungen im Sinne des Art, 104 ber Ber a for 
mie zu melden aufieretatsmäßigen Ausgaben bie Genehmigung bes 
Landtages nod) nit beigebracht ift. 

Das Verfahren im einzelnen geftaltet ſich folgenbermaßen. Die 
Regierung laßt bie Rechnung berart aufftellen, bafı bie gefamten Staate: 
einnahmen und Ausgaben auf Grund der von bem einzelnen Kaffen 
gelegten Jahresrechnungen nad) den Anorbnungen des Stantshenshalis: 
etats zufammengeftellt unb mit den entfpredhenden Pofitionen bes Eiche 
verglichen werben. Dabei werden zumädft für bie einzelnen Wermal 
tungszmweige befondere Spezialrechnungen und Ueberſichten aufgeteilt, 
biefe ber Dberrechnungsfammer zur Prüfung und Vergleihung mit ben 
Rafienrehnungen vorgelegt und nad erfolgter Beiheinigung ber Ex 
gebniffe derfelben in Form einer allgemeinen Rechnung nad) * rn 
bes Staatshaushaltsetats zufammengeftellt. Darauf 
malige Vorlage der allgemeinen Rechnung in ihrem 
an die Oberredinungsfammer zur Prüfung und Fre ob bier 
felbe mit den Summen und Beträgen übereinftimmt, welche in ben 
don ber Obertechnungslammer revibierten unb b Raflens 
rehnungen in Einnahme und Ausgabe nachgewieſen find. — 
die allgemeine Rechnung von der Staatsregierung, mit den vorge 
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Ichriehenen Bemerkungen ber Oberrechnungsfammer verjehen, ben beiden 
Hauſern des Landtages zur Entlaftung vorgelegt. Hierbei ift es üblich, 
wenn aud), da es ſich nicht um einen Finanzge ſe hentwurf Handelt, 
nicht verfaffungsmäßig notwendig, daß bie Vorlage zuerft an das Abs 
georbnetenhaus erfolgt. Jedes Haus laht die Rechnung durch feine 
vudgettommiſſion prüfen und befehließt auf deren Bericht über die Er- 
teilung ober Verfagung ber Decharge, wovon bie Staatsregierung in 
Kenntnis geſetzt wird. Diefer Befchluß des Landtages mag politiik 
für die Regierung von großem Werte fein, flaatsrechtlich ift er jeden. 
Falls ohne jebe Bebentung. 


5 217. Das Staatsfhnldenwefen. 


Das Staatsſchuldenweſen in feiner gegenwärtigen Geftalt finbet, 
ohne daß man auf die ältere Rechtsentwidlumg zurüdzugehen brauchte, 
feine rechtliche Grundlage in der Verordnung vom 17. Januar 1820 °), 
Abgejehen von ber bereits erwähnten Berpfänbung des gefamten Staats- 
vermögens für die damals vorhandenen Staatsſchulden *) veröffentlichte 
bie Verordnung einen Staatsjjuldenetat, der allmählich; zur Tilgung 
gelangen follte. Gleichzeitig murbe der Stantsjduldenetat als für 
immer geſchloſſen erklärt und beftimmt, daß, wenn ber Staat künftig: 
hin zu feiner Erhaltung oder zuc Förderung des allgemeinen Beſten 
in die Notwendigkeit fommen folle, zur Nufnahme eines neuen Dar« 
lehns zu fehreiten, ſolches nur mit Zuftimmung und unter Mitgarantie 
ber Künftigen reihsftänbiihen Berfammlung gefcheben Eönne. Endlich 
erfolgte die Einfegung einer befonderen Staatsguldenvermwaltung. Nach 
bem Patente vom 3. Februar 1847 ging bie in jener Werorbnung ber 
Lünftigen reichsſtändiſchen Verſammlung eingeräumte Befugnis ai 
Vereinigten Landtag über. Art. 103 ordnet dann in Uebereinſtimmug 
mit ber Verorbnung vom 17. Januar 1820 an, baf bie Aufnahme 
von Anleihen für die Staatskaſſe wie bie Uebernabme von Garantien 
zu Laſten des Staates nur auf Grund eines Geſehes ftattfinde, 

Auherdem beftehen Hinfichtlih der Aufnahme von Anleihen zwei 
zeihsgefeglihe Beihränkungen. Einmal barf bie Aufnahme einer un: 
verzinslien Anleihe in ber Form der Ausgabe von Papiergeld nicht 
durd die Einzelftaaten, fondern nur durch das Reich erfolgen. Den 
Eingelftaaten Tann jebod) bie Ausgabe von Papiergeld burd) ein Reiche: 
gefe geftattet werden ). Ebenſo barf die Aufnahme einer Anleihe, 
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Was nun zunachſt die Aufnahme ber Anleihen oder bie Weber: 
nahme der Garantien betrifft, fo — — auf Grund eines 
Gefeges. Das Gefeg begründet nicht die Schuldwerbindlichteit bes 
Staates. Vielmehr wird durch Bub at nur — Babe 

ermächtigt, die 


ee 
at alfo zum (te lediglich eine ichtigung un 
bebörbe, eine Vollmacht, den Staat durch ihre Erklärungen zu ver 
pflihten. Jene Vollmacht fol der König nicht 
Landtages erteilen. Dies allein ift bie Bedeutung bes Art. 108 ber Ber- 
faffungsurkunde. Der Umfang ber Vollmacht kann mie ber jeber privat 
rechilichen Vollmacht weiter oder enger umichrieben fein. Rechtehand⸗ 
lungen der ftaatlihen Behörden, melde der in dem Mnleihe: ober 
GBarantiegefege enthaltenen Bollmacht zumiderlaufen, würden alfo eine 
Derpflibtung für ben Staat nicht begründen. Unter ber 
daß die Nehtshandlungen der ftaatlihien Behörden dem — ae 
— entjprechen, ſtellen fie eine Verpflichtung fir 

er. 

Die im Anleihe oder Barantiegeiege enthaltene Vollmadıt wird 
in Gefegesform erteilt. Hieraus ergibt ſich eine wichtige Werfchieben: 
heit diefer Vollmacht von ben gemöhnligen Vollmahten bes Privat: 
rechts. Mährend ein gewöhnlicher Vollmadtgeber den für bad ber 
treffende Rechtogeſchaft, welches abgeſchloſſen werden foll, geltenden 
Nedtsnormen unterworfen Äft, tann ber Staat biefelben für ben kom 
treten Fall abändern, wie überhaupt bie beftehende Nedtsorbmung 
jederzeit durch Gefeh abgeändert werben kann. Weil alfo die Ball 
macht in Gefegesform ergeht, ift der Staat bei ihrer Eriellung für 
das abzujcließende Rechtsgeſchaft an bie allgemeinen Neditänormen 
nicht gebunden, fondern er kann unbekummert um biefelben in ber Bolk 
macht Beftimmungen treffen. Diefelben find dann nicht nur — 
ſungen an bie Behörben, ſondern gleichzeitig Spezialrechtsnermen für 
ben fonfreten Fall, welche den allgemeinen Rechtsnormen vorgehen, 
fo daß für bieje nur eine fubfibiäre Geltung bleibt, 

Die Aufnahme der Anleihen fand Per in das 18. Jahrhunderi 
hinein unter benfelben Bedingungen ftatt wie bie ber 
fo dafı beide Teile ein Ründigungsrecht hatten. Dagegen mir dası 
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gegenwärtig auch 

2%. Juli 1888 —— das at AR es den Inhabern von 
Staatsihulbverichreibungen der vierprogentigen Lonfolidierten Anleihe 
ermöglicht worden, gegen @inlieferung derfelden ihre forderungen in 
bas Stoatsihulbbuh auf ihren Namen eintragen zu laſſen. Damit 
treten biejenigen Perfonen, welche hiervon Gebraud; madyen, als nas 
mentlih beitinmte Gläubiger an die Stelle der bisherigen jeweiligen 
Inhaber, und bas Inhaberpapier felbit wird kraftlos. 

Neben diefer für eine längere Zeit fontrahierten Staatsfdulb, 
melde man gewöhnlich als fundierte Schuld bezeichnet, gibt es noch 
eine fogenannte ſchwebende Schuld. Diefelde entfteht dadurch, daß int 
Zaufe bes Etatsjahres die zur Dedung ber etatsmäßigen Ansgaben 
dienenden Einnahmen nicht in dem Nugenblide ken in dem bie 
Ausgabe gemacht werben muß. Zuerſt durch Gefep vom 28, September 
1866 °) ift baher ber Finanzminifter ermächtigt worben, zur vorläufigen 
Dedung des Bedürfnifies verzinsliche Schat ſcheine mit kurzer Umlaufes 
frift in beftimmter Höhe nach dem Vorbilde der engliſchen Erchequet ⸗ 
Bills auszugeben. In den Gtatsgejegen ſeu 1868 ift diefe Ermädh: 
tigung regelmäßig wieberholt unter Verweiſumg auf das Geſeh vom 
28, September 1866, indem die Höhe ber Schapanweifungen und bie 
Berjallgeit geſetzlich beitimmt wird. 

Die Garantien bed Staates umfafien Bürgicaften besfelben für 
fremde Schulbverbinblichteiten. Namentlich find ſolche Garantien ges 
leiftet worden für Zinfen und Dividenden, welche Eifenbahngefelfäaften 
ihren Blänbigern und Aktionären zu leiften veriprodyen hatten. Der 
Umfang ber geleifteten Bürgichaft richtet ſich nach der in bem Garantie 
geſehe enthaltenen Ermächtigung, weldes gleichzeitig das Speyialreht 
für ben konkreten Bürgfchaftsvertrag bildet. 





‚Seite als Rontrahent der Staat fteht, fo mürde an. und für id über 
Negtsftreitigleiten aus diejen Verhältniffen zrwiichen dem Staate und 
feinen Gegentontrahenten der ordentliche Rechtsweg nad ben allge 
meinen Grundjägen des preußiihen Staatsrehts zuläffig fein. Rum 
hat aber die Deklaration vom 9. Auguſt 1823 °) ben Rechtsweg über 
die verbriefte Staatsſchuld und die Kabinetidordre vom 4. Februar 
1823?) über Anſpruche aus der Zeit ber Frembberridaft ausgeichloffen. 
Da leptere gegenwärtig nicht mehr in Getracht —— 
nur, ob die Vorſchriften betreffend bie Ausfhliehung bes 
über bie verbrieite Staatsfhuld gegenwärtig noch geltendes Recht find") 
Nah & 4 des Einführungsgefeges zur —— darf mm 
allerdings für bürgerliche Rechtöftreitigteiten, für melde mad) bem 
Gegenftanbe oder ber Art bes Anſpruchs ber — — 
derfelbe nicht aus dem Grunde ausgeſchloſſen werden, weil —— 
der Fistus oder eine offentliche Korporation beteiligt iſt. 
handelt fid dad) auch materiell bei ben Staatsanleihen wem 
wöhnlige Darlehnsverträge, jondern um eine bejonbere Art = 
Nehtsgeihäften, für melde ein in den Anleihegefegen miebergelegtes 
Spezialredht beſteht. Nicht mur um beswillen, weil ber Staat bei bem 
Nechtsgefchäfte — ift, ſondern auch wegen ber — 
ſonderheiten iſt der —E ausgeſchloſſen. Hierzu üt 
Landesgefeggebung befugt. Die Deflaration vom 9 — 1823 
muß daher auch jetzt noch als geltenbes Necht betrachtet werben. 
Die Verwaltung der ſchwebenden Staatsihuld erfolgt darch Das 
Finanzminifterium. Für die Bermaltung der fundierten Schuld, 
bis zum Jahre 1820 dem Schapminifterium zufland, wurbe durch 
Verorbnung vom 17. Januar 1820°) eine beionbere Bebörbe 
der Benennung „Dauptverwaltung der Staatsſchulden“, beitehenb aus 
einem Präflbenten und vier Mitglievern errichtet. Nach Erlaß ber 
BVerfaffungsurkunde fand eine neue Organifation ftatt durch das Geieh 
vom 24. Februar 1350 betreffend die Verwaltung des 
meiens und bie Bildung einer Staatsf m; 
— — ber Staatsſchulden beſteht hlernach als Kia Ga 


98.8. 189, ©. 168. 

*) Mitgeteiit dei Dppenhoff, Reffortverhtniffe, ©. 302. 

*) Für Die — — Dppenhoffe.& ©, dagegen 5 San 
weg, Deffentlihes Recht ©, 200. 

8.8, 189, &. 1% ’) 8,8. 1890, ©, 51. 
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‚allgemeinen Finanzverwaltung abgeionderte, ſelbſtändige Behörbe fort 
und unterliegt nur infoweit der oberen Leitung des Finanzminiiters, 
als dies mit ihrer Unabhängigkeit vereinbar iſt. Die Behörbe fegt 
ſich zufammen aus einem Direftor und drei Mitgliebern, welche jämtlich 
vom Könige ernannt werden. Der Direltor darf nicht zugleih Mir 
nifter fein. Dem Direktor liegt die Leitung bes Ganzen, bie Disztpfin 
über bie umtergeorbneten Beamten und beren Anftellung ob, im übrigen 
haben die Mitglieder mit ihm gleihe Befugniſſe und gleihe Verant- 
wortlichteit. Der Hauptverwaltung der Staatsfhulden ift untergeorbnet 
die Staatsjäulbentilgungsfafle und bie Kontrolle ber Staatspapiere, 
welche leptere Behörde namentlich die Schuldbofumente auszufertigen hat, 

Die Hauptverwaltung der Staatsfgulden fteht nad dem Gejege 
vom 24. Februar 1850 unter ber fortlaufenden Kontrolle einer durch 
biefes Geſeh gebildeten Staatsihuldenfommiifion, welche fih aus je 
drei Mitgliedern jedes der beiden Häufer des Landtages und bem 
Präfiventen ber Oberrehnungstammer zufammenfegt. Die aus ben 
Kammern zu wählenden Mitglieder werden mit abioluter Stimmen 
mehrheit auf brei Jahre beftellt, Hört ein Mitglied der Kommiſſion 
während biefer Zeit auf, Mitglied der Kammer zu fein, jo ſcheldet es 
aus der Kommifjion aus, fungiert aber weiter bis zum Eintritte feines 
Nacfolgerd. Die Kommiffion wählt aus ihrer Mitte einen Vorſihenden 
und einen Stellvertreter besfelben. Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit 
Stimmenmehrheit bei Anmefenheit von wenigftens vier Mitgliebern. 

Der Hauptverwaltung der Staatsfhulden fteht zu bie Verwaltung 
aller Baffivfapitalien des Staates, welche ihr geſehlich zur Verzinſung 
und Tilgung überwiejen find, bie Verwaltung ber zu biefem 
beftimmten Verzinfungs:, Tilgungs- und Betriebsfonbs und aller fon 
ſtigen, ihr übermwiefenen und noch zu überweifenden Fonds, die Ans 
amd Ausjertigung, Ausreihung und Wiedereinziehung der Staats ⸗ 
ſchuldendolumente, die Einregiftrierung ber Staatsgarantien, bie 
Ermittlung und Verfolgung der Falſchung oder Nachahmung aller 
umlaufenden Papiere, welche in öffentlichen Kaſſen angenommen 
werben müfjen. 

Die Verantwortliteit der Hauptverwaltung ber Staatsfhulben 
bleibt nach $ 6 des Gefeges vom 24, Februar 1850 unbebingt beftehen: 
@. in Bezug auf bie An⸗ und Ausfertigung und Ausreichung ber vere 
zinsliden und unverzinslihen Staatsfhulbenbofumente und ber zu 
erſteren gehörigen Zinstupons nad Maßgabe der betreffenden Gefehe; 
d. für bie Feftftellung noch nicht anerfannter ober noch iliquiber 
Provinzial-Staatsfgulben; c. für bie regelmäßige Verzinfung ber ihr 
überwiejenen Staatsihulden und für die unverkürzte Verwendung ber 

39” 


— — 7 


jelben. 
der Staatsfhulden den Anorbnumgen und Anmeifungen bes Arinan 
—— —* dann aber auch die Verantwori ⸗ 
Udtett für deren Inhalt obil 
Die Staatsjhulbentommil ion erhält von ber Hauptoermaltumg 
taffe 


ſowohl der 
Staatsituldentilgungstafle über die zur Verpinfung und Tilgung der 
Staatsfhulden betimmten Fonds als auch ber Kontrolle ber Staats: 
papiere und bat, fo oft fie es für angemeſſen eradtet, mwenigitens 
aber einmal balbjährig außerordentliche Reviſionen der 


khulden, ſowie bie Verwaltung der der Hauptverwaltung übermiciemen 
Fonds anbetrifft, von der fegteren Muslunft zu erforbern umb übe 
ihre Bemerhungen und Anfichten zur — 'g mitzuteilem. 
Nach Art. 104 der Berfaffungsurtunde ift die allgemeine Nedimung 
über den Stantshaushaltgetat jedes Jahres eimihliehlih einer eben 
ſicht über bie Staatsſchulden mit ben Bemerkungen ber Oberredimengee 
lammer den beiden Häufern des Landtages zur Entlaftung der Staat: 
regierung vorzulegen. Hinfichtlich der Ueberſicht über bie Stantsktudden 
vollzieht fi diefe Vorlage nad) dem Gejege vom 24. — 1850 
in der Weife, daß bei dem jährlichen — 
des Landtages bie Staatsſchuldenlommiſſſon 
Tätigkeit und über die Ergebniffe der unter ühre — — 
Verwaltung des Schuldenweſens in dem verflofienen Jahre Bericht 
erſtattet. Die Rechnungen der Staatsſchuldentilguagstaſſe merben 
nad vorheriger Reviſion und Feſtſtellung durch die Obertegnunge ⸗ 
tammer der Staatsfhuldentommiffion zugeitellt, bie biefelben mit ihrem 
Berichte bem Landtage überreicht. Darauf berät jedes Haus beionberd 
über die Erteilung der Decharge. Diejelbe erfolgt für jebes 
durch eine vom Präfidenten desjelben zu vollziehende 5** melde 
den Beihluß des Haujes enthält. 
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Sechter Abſchnitt. Das Gebiet der Airche und Schule. 
Kap. I. Der Stnat und die Neligionsgemeinfhaften ). 


$ 218, Gefhiätlige Entwihtung des BFerhäftniffes von 
Staat und Airde’). 


* Eine Kirchenhoheit im heutigen Sinne, d. 5. ein eigenes Recht 
des Staates gegenüber ber Kirche ift dem deutfchen Territorialftante 
vor ber Reformation fremb. Eine Upberorbnung bes Staates über 
die Kirche beftand ſchon feit den Tagen Heinrichs IV nicht mehr, aber 
end die Gleihftellung der geiftlichen und der meltlihen Gewalt war 
feit dem Sturze der Hobenftaufen verſchwunden. Die Meberlegenheit 
der Kirche über den Staat ift für bie deutſchen Zerritorien das 
Grundprinzip des Staatöfirchenrechts im den lehten Jahrhunderten 
»or ber Neformation. Die Matt der Kirche gegeniber bem Stante 
it fehrantenlos, ſoweit fie ſich nicht felbft beihränft. Die Kirche 
sieht daher die Grenze ihrer Wirlſamleit gegenüber dem Staate und 
beftimmt damit den Kreis freier Thätigkeit der Staatsgemalt, fie 
nimmt auf ihrem Gebiete die Hilfe bes weltlichen Armes für ſich im 
Anfprud und nötigt ben Staat zur Husführung ihrer Gebote. Unter 


* * aufer der Fersen Litie ratur Alüber K5 508 fi; Böpft 
38806 fi; ©. A — N; s Meyer, 
en 5 06 . Hulge, Deuiiges Staatöreht Ob. 1, & 660 fi; 
© Rönne, Br. 9. ® : ©. 370 ff; 9. Schulze, Pr StR 3.2 (1. 
5; 085 fi. und in Marquardiens — 85.2, Ubt 2, ©.38; Griedberg, 
ee wiſchen Staat und Kieche und bie Garantien beren Verlegung, 
it, Seipyig 1573; Hinfhius, Stasi und Aiche In Sorquachien® Handbuch 
ei 1, Abt. 1, ©. 187 ff; Hinfchins, Preuß. Mirhenredt im Gebiete des Ale 
Landrechta Berlin 1836, fomte in Roche Landregt (8. U), Bd. 4 
und Seipyig 13:6, ©, 102 ff. 
Bl. Bornhak, Sersläte bes yeahitäen Beevaltungbreäie h, 18.106, 
281 1. 400 fi. 8b. 3, ©. 127 M. 204 M, 85 fi. Db. 3, ©. 200 f. 20 fl; 
Mas Lehmann, Preußen und bie tatholifdhe Kirche, 5 Zeile, Bat LE 
QYundeshagen, lieder einige Pauptmomente in der geſchlchtuüchen Entwitiung 
des Berhältnifjes jmifhen Stont und Arche in Doves Ktihr. 8b. 1, &. 292 ff, 
MA fi; Friedberg, De finium inter ecclesinm ct civitatem ragındorum 
jadicio, quid medii asxi doctores et loges statuerint, Lipmine 1861; 0, Mühlen, 
Gefhühte ber evangellfgen Kirchenverfaffung In der Mart Branbendurg, Meimar 












Dr Das Berwaltungbreht —_— 1 
Umftänben fan von einem eigenen Rechte des Lanbesherren 


Recht und die Pflicht des Schupes der 
Teihung bed. weltlichen Xrmes. für bie Kirdlichen 
er ald Gegenleiftung ben kirchlichen Zehnt in Ani 


‚gründete Vatri 
fpäter mit ber oberen Gerichtsbarkeit an Guts! 
äußert wurbe, gab dem Landesherren Einfluß 
Pfarreien. Außerdem war ihm für die wichtig 
mit Xusnahme ber Bistümer ein Präfentationsrecht eing 
Kurfürſt Friedrich II beſtand auch u vom Papfte verliehenes 
herzliches Nominationorecht bei igung eines brandenburgifcen 
Bistums. Mit Recht hat man daher behauptet; „Der Einfluß der 
Marlgrafen auf bie Negierung ber Kirde in ihrem Lande mar vom 
Anfang an groß, er wuchs durch das ganze Mittelalter hindurch, und 


weltlichen Fürften, dem in der Kirche feines Landes eine fo 
zehtmäßige Gewalt zugeflanden hätte, mie ben Markgrafen vom 
Brandenburg“ *). Aber dieſe Nedtsitellung des [3 
weſenilich verſchleden von einer Kirhenhoheit des Staates Aber bie 
Kirche, fie it dem Lanbesherren von ber Kitche angemiefen umb ber 
zubt auf kirchlichen Gejegen und päpitlihen Privilegien. Ebene wir 
diefe trug die Sandfäffigteit der brandenburgifhen Biichdfe bazıı Dei, 
ben politiſchen Einfluß bes Zanbesherren auf bie Kirche zu ficern 
Aber eine wirkliche Kirhenhoheit beſaß er nicht”). 

Nur in einem Punkte zeigt ſich der Anfag zur — 
ber unter ben erflen Hohenzollern neu erwachten Staatsgemalt 
gegenüber ber Kirhe. Durch eine Ianbeshertlide Berorbnung ven 
1445 und durch eine noch weiter greifende von 1460 mirb bie über 
alles Maf hinausgehende geiftliche Gerihtsbarkeit, melde ben Staat 
völlig aus feiner leten Stellung zu verbrängen fuchte, —— 
und mit voller Entſchiedenheit der Grundjag ausgeſprochen, 
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geiflichen Gerichte ſich nicht in weltliche Nechtshändel einmiſchen follen. 
wielleicht hätte ſich bei tuhiger — Fortentwidlung aus dieſen 
—— geſtutzt auf die Machtſiellung des Landesherren innerhalb 
ber Kirche, eine wirkliche Rirsenhoßett bes Staates herausgebildet, 
bie, ohne bie Selbflänbigleit ber Kirche zu vernichten, doch bie übers 
— Macht des Staates auch gegenüber ber Kirche zur Aner ⸗ 
img bradte. Diefe Entwicklung ift aber durchbrochen worden 
Perg Ye Reformation, welche das Verhältnis von Staat unb Kirche 
auf ganz anderen Grundlagen aufbaut. 

Die deutſche Reformation ift ausgegangen von der Neform der 
tirchlichen Lehre, welche von ben angeblichen menſchlichen Bufägen ges 
zeinigt und auf das fogenannte reine Evangelium zurüdgeführt werben 
follte. Eine Umgeftaltung der Kirchenverfaſſung war dadurch an ſich 
nicht geboten. Im Begenteile gingen die Reformatoren von der An— 
ſicht aus, daß bie Biſchöfe und Geiſilichen die reine Lehre annehmen 
unb bamit die ganze Kirchenverfaſſung erhalten würden. Da biefe 
Vorausfegung im allgemeinen nicht zutraf, im Gegenteile die bifchöfe 
liche Gemalt über bie proteftantifchen Territorien durch den Augsburger 
Religionsfrieben 1555 reihsgeieglih vorläufig fuspenbiert werben 
mußte, mar eine neue kirchliche Organifation zu ſchaffen, und dieje 
Aufgabe fiel naturgemäß ben Landesherren zu. Die Kirchengemalt 
wurde baber ſeht bald als ein eigenes Recht ber Landesherten bes 
trachtet, welches denjelben als ein Ausfluh ihrer Landeshoheit von 
ſelbſt zuftehe. Für Brandenburg ift diefe Auffaſſung pofitio geſehlich 
ausgeiprochen, fie ſtand aber auch ohriebies in der Berwaltungspraris 
der beutichen Territorien je. Die neumärkifche Kitchenordnung von 
1537 und die furmärkifche von 1540 begründete für ein Menſchen⸗ 
alter bie abfolute Herrihaft des Sanbesherren über bie Kirche. 

Das Firhenitaatsrehtlihe Ergebnis ber deutſchen Reformation 
ft daher für die proteftantifchen Territorien die Aufhebung der recht⸗ 
fichen Sonbereriftenz ber Kirche unb ihre Einverleibung in den Staat. 
Die Kirche ift ein Staatsinftitut wie Rechtspflege und Polizei, bie 
Kirhengewalt ift aufgegangen in der Staatsgewalt, alle lirchlichen 
Gefege find Staatsgefege, alle kirchlichen Organe Staatsorgane, alle 
liechliche Verwaltung Staatsverwaltung. Pür eine Kirchenhoheit bes 
Staates ift daher gar fein Platz, ba dieſe bie rechtliche Erifteng ber 
Kirche vorausjegt, eine ſolche aber nicht mehr beitand. Dieſe volle 
ſtandige Aufhebung ber kirchlichen Selbftändigteit beſchränkt fih nicht 
auf die Kirchenverfaſſung und Kirdenvermaltung, fie ergreift aud) bie 
Tirchliche Lehre. Die Reformation hatte jede Inſtanz befeitigt, melde 
Aber das Dogma zu entiheiden hatte. Das Prinzip der freien 


Diefe ng 
tritte Johann Sigismunds zum veformierten Belenntwifie. Iener Schritt 
bisherigen Da 
ging von ber Annahme aus, daß ex biok das 
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brandenburgifhen Lamb 
tagsreverje von 1615 mit einer Nieberlage bes Surfürfien. Ex erhält 
zwar freie Neligionsübung für bie Neformierten. Dagegen muß er 
die Gejehgebung in Glaubensiahen aufgeben, „denn Ihre Ch. Bm. 
maßen ſich der Herrihaft über die Gewiſſen mit nidten am, „.. abs 
wohl Sie Sich wohl fonften ber Einführung ber Religien ala bes 
höchften Regals frei und ohne Simitation vermöge aller Mechte ge 
beaschen könnten“, und Garantien leiften, dafı er jein Mecht der Be 
jegung geiftlicher Stellen nicht zum Nachteile der Lutheraner gebrauchen 
werbe. Die landesherrliche Gefehgebung in Glaubensiahen hört alle 
auf. Diefelbe geht aber nicht etwa auf die Kirche über, denn eim 
vom Staate verjhiebener Firhliher Organismı 
ruht überhaupt. Die Lehre jeder Konjeffion richtet ſich 
ber Reformationsyeit überlommenen ſymboliſchen 
teftantiichen Konfeiionen. Dagegen bleibt die 
umd Verwaltung jowohl ber Futherifchen Tanbestirdhe 
mierten Kirche den Landesberren. Der gleihe Rech 
lest — Jahrzehnten für die — — 

ppreuhiſchen Staates , mi es 

erit nad) ſchweren —— — die Gleichbetechtigung 
mierten dutchzuſeden. In Klede / Marl wird unter dem großen 
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brängt burd) jenregiment, welches bie Synoben 
zwar nicht — aber fie zu feinen Organen herabdeudt. 
ſtaatlichen Kirchenpolitik wurde es nunmehr, während 


Aufgabe der 
des ganzen 17. Jahrhunderts, vermöge der Gewalt, welche das landes ⸗ 
herrliche Kirhenregiment dem Staate über die proteflantifchen Kirchen 
‚gab, Ausihreitungen der beiden Konfeſſionen gegen eittander zu vers 
hindern und fle an gegenfeitige Duldung zu gewöhnen. Hierdurch 
gelang es zum erſten Male in Europa, bie Gieichberechtigung mehrerer 
Konfeifionen innerhalb eines einzigen Staatswefens jur Durdführung 


bringen. 

Das Latholifhe Element war in Brandenburg Preußen bis zur 
Erwerbung Schlefiens ziemlich unbedeutend *) und daher für den ges 
famten Charafter ber ftaatlihen Kirchenpolitit ohne Einfluß. Die 
Nechisftellung ver Latholiihen Kirde bfieb bie aus früherer Zeu 
überfommene und war daher verihieden nad; den einyelnen Territo: 
rien. In Brandenburg und Pommern war bie Ausübung des katho ⸗ 
liſchen Kultus Aberhaupt nicht geduldet. ‘m Magdeburg, Halberftabt 
und Minden war fie nad bem Weitfäliihen Frieden dort geftattet, 
wo fie im Normaljahre 1694 beftanden hatte. Für Breufen, Lauen⸗ 
burg und Butow ergab ſich die Gleichberechtigung ber Katholiken und 
bie freiheit ber Religioneübung an einzelnen Orten aus ben* mit 
Volen abge chloſſenen Verträgen. Für Klede Mark uud Havensberg, 
mo die Katholilen von jeher gleichberechtigt geweſen waren, hatte der 
Neligionsvergleih vom 26. April 1672 mit Pfalz-Reuburg °) ble Orte 
beftimmt, an benen den SKatholifen freie Neligionsübung gewährt 


war, 1719 im Utrediter Frieden garantiert. Ebenſo verichieben war 
bie Stellung des Staates zur tatholiſchen Hierarchie in den einzelnen 


*) Eine auofüpelighe Gtatiftif bes Tatpofifhen Elements um das Jahr 1740 

jept D. Sehmann a. a. ©. 8b. 2, ©, 9 ff, Danadı betrug bie fatyoltiche 

in Brandenburg hödftens l Progent, in Geldern faft 100, in Halber- 

ftabt Höcftens 3,4, in Kleve etwa 60, in Lauenburg und Pütom höcftens 9,5, 
im Singen etwa 97, in Megbedurg 22, in der Ornffhaft Mark Hädflens 5, in 
sinden Hönftens 2,5, In Pommern höhftens 1, in Preußen Höhlen 2,8, fm 
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dagegen auf Grund vertragemahiger Werpflichtingen zu, anberen 
Nächten bie bifcöftiche Gemalt anerlannt. So ftanben bie fatholifce 
dem 


Diefes gejamte bis in Di — — 


Syſtem bes Verhalmiſſes — und — war die 
————— Kirchen berechnet. Es — — —— 
führbar, ſeit grohe vorwiegend katholiſche Gebiete wie Schlefien un 


fpäter Weftpreußen dem Staate einverleibt waren. Während man 
bisher das unbedeutende fatholifhe Element je nad verichiebenen ge 
ſchichtlich gewordenen Werhältnifien ſehr verfhieden behandelt, aber 
auf bie Beftaltung der gefamten Kirchenpoluit feinen Einfluß hatte 
gewinnen laffen, mußte nunmehr bie finatlihe Kirdenpolitif auch ber 
jelbftändigen Organifation der katholiſchen Kirche geredt werben 
Den Wegmweifer bietet bie Lehre bes Thomaflus und J. O. Böhmer 
von dem Iandesherrlihen Kirchenregimente. Die Frage mad. jeiner 
Berechtigung hatten beide unter dem lebendigen Eindrude ber damaliger 
preußiſchen Kirhenpolitit dahin beantwortet, dafı das Ianderberriihe 
Kirhenregiment ſich rechtfertige aus ver Befugnis bes — der 
Feleben unter den einzelnen Konfeſſionen zu wahren. Denn 
dieje Friebensbewahrung fei der Inhalt des en 
weifelhaft war biefe ſpezifiſch preußlihe Lehre eine burdans ferige 
Sie verfannte, daß bie proteftantifhen Kirchen als folde mar 
Glaubensgemeinſchaft waren, daß fie ihre Best a im 
Staate fanden, und daß beshalb das Recht bes Staates 
der Kirche ein unenblich viel weitergehendes war als eime bio; 
hoheit. Aber gerade wegen ihrer Irrtümer war biefe Lehre 
genannten Territorialiuitens geeignet, die Grundlage der neuen Rürden: 
politit zu bilden. Folgte das Recht des Sandesherren über bie Kirde 
aus feinem ftaatlihen Rechte der Friedensbewahrung, fo Tag fein 
Grund vor, das gleiche Hecht, meldes er gegenüber dem peofefldn 
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tiſchen Landeslirchen hatte, nicht auch gegenüber ber katholiſchen Kirche 
in Anfpruch zu nehmen. 

Das Territorialſyſtem erfennt daher bie einzelnen Religionsgejell- 
ſchaften, worunter es aber bloß bie Einzelgemeinben verfteht, in ihrer 
von Staate unabhängigen rechilichen Sondererifteng an, ſielit fie aber 
durchaus unter ftaatlihe Verwaltung. An biefem lepteren Punkte 
drohte das ganze Territorialjyftem zu ſcheltern. wenn man es auf bie 
latholiſche Kirche mit ihrer jelbitändigen Drganifation anwanbte, Diefe 
innere Verſchiedenheit der katholiſchen Kirche von der proteftantiihen 
wird jedoch lunſtlich verbedt, indem man bie katholiſchen Geiftlihen 
für Staatsbeamte, bie fatholifchen Kiehenbehörben jür Staatsbehörben 
erflärt und auch hinſichtlich der Katholilen die über die Einzelgemeinbe 
Binausgehende Einheit der Kirche nur als Glaubensgemeinfhaft, nicht 
als Nehtsgemeinihaft auffaht. Durch biejes Verjtedipiel hatte mar 
bie gleifmähige Anmwendbarteit der Territorialipitems auf die latho— 
liſche und die proteſtantiſchen Kirchen erreiht. Der Staat enthält 
ſich alfo jebes Einfluffes auf das kirchliche Dogma. Bel allen drei 
Kirchen wird aber bie über die Einzelgemeinde hinausgehende rechtliche 
Sondereriftenz negiert, alle drei find abgejehen von Glaubensfahen 
der aueſchlleßllchen ſtaatlichen Geſetzgebung unterworfen und ftehen 
unter ausſchließlicher ftaatliher Verwaltung, ba alle Kirchenbehörben 
und Kirhenbeamten den Charakter von Staatsorganen haben. 

Fir die proteftantiihen Kirchen bedeutet das Territorialiuftent 
infofern einen Fortſchritt, als ihre rechtliche Eriftenz wenigitens in ven 
Eingelgemeinden anerfannt wird. Dagegen wird bie katholiſche Kirche 
zum mindeften formell in das gleihe Abbängigfeitöverhältnis zum 
Staate verjegt wie bie proteſtantiſchen. Als Konſequengen ergaben 
fih Hieraus für die katholiſche Kirhe das Tanbesherrlihe Placet für 
‚alle firhlicien Erlaſſe, ba die Geſehgebung entweder unmittelbar oder 
mittelbar von Staate ausgehen muß, das flaatlihe Nominationseeht 
für bie Bifojaftügle, allenfalls unter Scheinwahl ber Kapkiel, Amor» 
tifationsgefebe, welde den Vermögenserwerb feitens der latholiſchen 
Kirche beihränfen, das Werlangen der Leiftung des Homagialeides 
feitens ver geſamten fatholifhen Beiftlichkeit. 

Das Territorialfyftem kam zuerſt aueſchließlich in Schleften zur 
Unmendung. Nach der Erwerbung Weſtpreußens murde dann durch 
eine Neihe einzelner Gefege die ſchleſiſche Verfaffung auf Weltpreußen 
übertragen”). In ben älteren Sanbesteilen war bagegen zu einer 
Aenderung des beftehenden Rechtezuſtandes im allgemeinen Feine Vers 
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zwar bie Rechte privilegierter Korporationen ($ 17). Diejelben find 
jebod ben Geſehen des Staates unbedingt untermorjen (85 27 
nur für die äußere Form des Bottesdienites können fie e 
nungen einführen, jedoch auch nur mit Genehmigung des Staaieh, 
wodurch biefe Orbnungen mit anderen Toligeigefepen gleiche Berbinbe 
lichteit erlangen (88 46 f., 116-118). Was bie Organifetion Sen 
teifft, jo ftehen mehrere Kitchengeſellſchaften derfelben Religionspartei 
unter ſich in feiner notwendigen Verbindung ($ 36). Es gibt alle 
rechtlich Feine über bie einzelne Gemeinde hinausgehende 
meinſchaft, die forporative Selbfiändigkeit der Kirchen wird nur in ben 
inzelgemeinden anerfannt. Aber auch dieſe flehen unter der Bears 
waltung faatliher Beamten, da alle Geiſtlichen und fonfiigen Religions 
biener ben Charakter von Staatöbeamten haben (8 19, 96, 
wird daher eine ausführliche Dienftpragmatif nicht mur für die rin 
zelnen Geiftlihen, jondern auch für den ganzen Behörbensrgaumituns 
der fatholiigen unb proteftantiichen Kirchen gegeben, die beshalb und 
von einem auswärtigen Organe feine Befehle ohne Genehmigung bes 
Staates annehmen dürfen. Die hödfte Inftanz für alle Nischen bilder 
das geiftlihe Departement bes Minifieriums, 

jei den Verwaltungsreformen ber Jahre 1794 bis 1B04 mb 


fuftems, woran dasfelbe jheitern mußte. Hamdelte es ih Den 

ten des Staates gegenüber den Kirchen wirklich nur um eine 
Friedensbewahrung unter den einzelner Konfeifionen, fo lag gar keine 
Veranlafjung vor, dieſelbe tonfejfionell gejonderten Behörben zw über: 
tragen. Das Bedürfnis einer Bereinfahung des Vermaltungsorgamii 
mus führt baher zur Aufhebung der beionderen proteftantifdhen Sünden 


Bl. 8 124. 
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bebörben und zur Uebertragung ihrer Funktionen auf bie Kriegs: und 
Domänenfammern, fpäter die Regierungen, in der Gentralinftanz feit 
1808 das Minifterium des Innern. Hier zeigte es fih aber, daß 
man bie Vetſchiedenheit in ber Stellung ber proteftantiichen und Fathor 
Kiden Kirche zum Staate bisher nur verdedt, nict befeitigt hatte. 
‚Die proteftantiihen Kirchen verloren ihre befondere Bermaltungsorganis 
fotion, foweit fie über bie Einzelgemeinden und Superintentenduren 
binausging, während man die der katholiſchen Kirche nicht aufheben 
lonnte. So führt das von der Gleichheit der Stellung aller Kon- 
feffionen zum Staate ausgehende Territorialfuften in feinen äußerften 
Ronfequengen, eben weil bie Vorausiehung eine falſche war, zu einer 
ungleichen Behandlung der verſchiedenen Kirchen. 

Na) den Frelhenstriegen wird daher das Territortalipftem preis: 
gegeben und bie verſchledene Stellung der katholiſchen und ber protes 
flantiihen Kirchen zum Staate in Geſetzgebung und Verwaltung anz 
erfannt. Die proteftantifchen Kirchen, felt 1817 vereinigt zur evangelifhen 
Landestirche, bleiben unter flaatlicher Verwaltung, ihr Bermaltungss 
organismus Löft ſich aber feit 1817 mehr und mehr von den übrigen 
ſtaatlichen Verwaltungszweigen loe, jo daß feit 1845 die evangeliiche 
Landestirche eine faft vollftändig in ſich abgefchloffene Vermaltungss 
organifation befigt, bie allerdings Staatsverwaltung iſt und bleibt. 
Nur für die weſtlichen Provinzen findet diefe rein ftaatlihe Vermaltung 
wenigftens eine Ergänzung durch ſynodale Einrichtungen, melde bie 
Kirchenordnung vom 5. März 1835 in Fortentwicllung ber alten Beves 
märliihen Synoden zur Durdfübrung bradte. Dagegen wird die 
tatholiihe Kirche nicht bloß in den Gemeinden, fondern als Gefamt- 
heit in ihrer rechtlichen Sonbererifteng anerkannt. Die Lirchliche Drs 
ganifation findet anf dem bier von Preußen zum erften Male betretenen 
Wege der Verhandlungen von Staat und Aurie ihre Regelung. Als 
Ergebnis biefer Unterhandlungen ergeht am 16. Juli 1821 bie päpfls 
liche Bulle De salute animarum, welcher ber König durch bie Sabinetts- 
ordre vom 23, Auguſt 1821 feine tönigliche Berilligung und Santtion 
erteilte, indem er fie fr ein bindendes Statut der katholiſchen Kirche 
Preußens erflärte. Neben dieſen neuen Bellimmungen blieben freilich 
ſoweit fie durch diefelben nicht aufgehoben waren, die auf gang anderen 
Grundfägen beruhenden Vorſchriften des allgemeinen Landrechts, melde 
bem Staate einen meitgehenben Einfluß auch über bie katholiſche Kirde 
gewährten, beitehen. Eine weitere Veihränkung fügte das Eirfulars 
rejfript vom 31. Auguſt 1818) hinzu, indem cs ben Verkehr ber 
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inlandiſchen Geiftliäteit mit bem Bapfte auf die Vermittlung des Aus 
wärtigen Minifteriums un und der preufifgen Gefanktiäeft zu Ram ver 
wies, fomeit es fih nit um bloße Gewifiensangelegenheiten hanbelie. 





wurde auch in der preußiſchen Verſaſſungsuttunde das 

recht in einigen abſtralten Saten normiert. Bei den aus ber Heid: 
verfaflung übernommenen Sägen wurden jedoch die die Staatshoheiti« 
rechte des Staates wahrenben Bejtimmungen fortgelaffen, ba man 
diefelben für jelbitveritändlich hielt. 


ihre ee felbftändig und bleibt im Beſit und Gemuf ber 


in den folgenden Art. 16 bis 19 weitere Folgerungen De 
freie Verkehr der Neligtonzgefellihaften mit ben 
d. h. ber Viſchofe mit dem Papfte, und bie Abſchaffung bes 


16). Das Emennungs-, Vorſchlags · Wahl: und Beftätigungsreit 
bei Veſetzung kirchlicher Stellen, ſoweit es bem State zufteht und 
nicht auf dem Patronate oder bejondern Rechtatiteln berußt, wird auf: 
gehoben. Diele Beftimmung findet jedoch feine Anwendung auf bie 
Anftellung von Geiſilichen beim Dititär und an öffentlichen Anftalten 
(Art. 18). Endlich wird bie Abichaffung des Sirdienpatronats und 
die Einführung der Givilehe in Ausficht geftellt und befondberen “ 
jegen vorbehalten (Urt, 17, 19). 

Eine burd das Staatsintereffe unbebingt gebotene — 
Gefepgebung auf dieſen verfaffungsmäßigen Grundlagen, bei bemen 
namentlich in Art. 15 faft jedes Wort: „orbmet”, „verwaltet“, 
ftändig“ unklar blieb, ift jedod nicht huftondegetommen. 
eine Berftänbigung im Berwaltungswege barüber, welche Befchränkunges 
der Kirche nunmehr fortaefallen jeien, wurde von ber 
als überflüffig abgelehnt, da fie fih mit Publifation der Berfaffunge 
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‚ganifation unter Beieitigung des damals für mit der Fonftitutionellen 
Staatsform unvereinbar erachteten landeaherrlidjien Kirdenregiments 
Pag machen follte, blieb dann aber endgültig befiehen. 

Als ſich nun infolge ber Deicläfie bes vatifanifhen Konzils, bes 
ſenders ber Infalibilitätserklärung, der Staat im Anfange der ſiebſiger 
Jahre zu einer neuen Regelung bes Verhäftniffes von Staat und Kirche 
genötigt fah, wurbe von litdhlicher Seite inmer von neuem der Bors 
mwurf erhoben, daß biefe Gejehgebung eine verjafiungswibrige jei. Es 
murde daher zunächit Durch die Berfafjungsnovelle vom 5. April 1873 12) 
dem Art, 15 ein Paſſus zugefügt, welchet außbrüdlic) bie Unterwerfung 
der Airche unter die Staatsgejege und bie geieglih; georbuete Mufficht 
des Staates, dem Art, 18 ein Sat, welder die geſehlich geregelten 
Rechte bes Staates hinfihtlih der Vorbildung, Anitellung und Ent: 
laſſung der Geiftlihen, ſowie ber Grenzen der kirchlichen Disziplinars 
gemalt vorbehielt. Da aber gleihmohl die Tragweite ber Berfaffungs: 
artilel zu den verſchiedenſten Zweifeln Anlafı gab, entſchloß man ſich 
enblid, durch bie Berfafjungsnovelle vom 18. Juni 1875 **) bie Art. 
15, 16 und 18 ber Verfofjungsurkunde überhaupt aufzuheben und bie 
Regelung des Berhältnifies von Staat und Neligionsgefelihaften ledig: 
lich der Spezialgefeggebung zu ütberfaffen. 

Diefe in einer Neihe einelner Geſetze niebergelegte Regelung 
des Staatäfirhenrechts bezog ſich, obgleich lediglich durch das ſtaats 
feindliche Verhalten der katholiſchen Kirche veranlagt, teils auf alle 
Religionsgemeinjchaften, teils mur auf bie riftli—hen Rirchen überhaupt, 
teils auf die katholiſche Kirche allein, Infolge bes Wiberftandes der 
tatholiſchen Geiftlichteit gegen die meue Bejeggebung ermieien ſich 
weitere [ebiglich gegen bie fatholifche Kirche gerichtete Gefege erforder: 
Kid, die, beitimmt jenen Wiberftand zu breden, von Anfang an nur 
als vorübergehende Maßnahmen in Ausfiht genommen waren. End» 
lich {ft jeit dem Jahre 1880 burd eine Neihe einzelner Novellen auf 
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$ 219. Der Staat und die Befigionsgefeffgaften 


L Die Bejugnifie des Staates gegenüber den Nelig 
ſchaften führt man auch heute noch in der Litteratur mach 
mohnbeit zurüd auf brei Rechte. Wermöge des Jus 


reichögef h 
beftinnnen, bedeutet, fol der Staat berechtigt fein, anguorbnen, 
Belenntniſſe er in jeinem Gebiete Überhaupt zulafjen, unb unter 
Bedingungen er ihre Ausübung geitatten wil. Das Jus supremas 
Änspectionis unterwirft die innerhalb des Staatsgebietes 
Neligionsgemeinihaften der ſtaatlichen Aufſicht. Unter 
adrocatiae, dem Schutzrechte des Staated gegenüber 
endlich jabt man alle diejenigen ftaatlihen Rechte in ® ü 
Neligionsgemeinfcaften zufammen, die man weder unter bem Jus 
mandi noch unter dem Jus supremae inspectionis 

Dieje ſcholaſtiſche Terminologie, erwachſen aus dem ba 
Stoatstichenrechte nach der Neformation, —— m 
— — 

nat 3 ©. die dunte Bufommenmürfefung bei »eguler — 
Bo. 2, 8. DR fi. 





Staatsgemalt noch nicht kannte, ſondern in der Sandeshoheit nur ein 
Aggregat einzelner Nedte und Pflichten ſah, kann für bas heutige 
Recht mit mehr beibehalten werden. Das Jus reformandi hat mit 
der Einführung einer allgemeinen Glanbend- und Gemii it 


f 


Bedeutung verloren und zum Inhalte höchſtens noch bas fe 
ie Recht des Staates, den einzelnen Ri 
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jeinen weltlichen Arm zu leihen, dient nur noch F — 


premas inspectionis endlich iſt ermeitert zu bem ie 
des Staates, aud) das kirchliche Leben feinem founeränen Willen 
zu unterwerfen, Der moderne Staat bat nicht mehr einzelne Rechte 
jenbern ein allumfaſſendes Hoheitsrecht über bie Kirchen, welches ſich 
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gioſen Leben nur oe — ald es durch das Befeh vom 3. Juli 
1869 ®) alle noch beftehenden, aus ber Verſchiedenheit des religidfen 
Belenntniffes bergeleiteten Vejchränfungen ber bürgerlijen und ftantss 
bürgerlichen Rechte aufgehoben, insbeionbere die Befähigung zur 

Teilnahme an der Gemeinde und Landesvertretung und zur Beil 
dung öffentlicher Nemter vom religiöfen Belenntnifle unabhängig ges: 
madt hat‘). Für Preußen hat biefes Neichsgefeg mur wiederholt, 
was bereits feit Menſchenaltern geltendes Necht war. Denn bie ım« 
bebingte Freiheit des religidfen Befenntntifes war bereits in 88 1 ff 
11, 11 X. EN. ausgefproden, und bas Patent, bie Bildung neuer 
Religionsgefeliaften betreffend, vom 30. März 18479) hatte gegen» 
Aber den religiöfen Bewegungen jener Zeit die Iandreditlichen Grund» 
füge lebiglich wiederholt. Das A, CAR. IL, 11 8 5, 8 geht fogar 
über bie reihsrehtlihen Grunbiäte noch hinaus, indem hiernach ber 
Staat von dem einzelnen die Ungabe des Religionsbefenntnkifes nur 
forbern lann, wenn bie Rtechtögültigeit gewiſſet bürgerlicher Handlungen 
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* gewährleiftet. 
unterliegen folche ke a den allgemeinen 
gefegen, auf bie ber betreffende Verjafungsartifel ausbridlic bin 

meilt?*). Hieraus ergibt fid zweierlei: Cinmal bedarf bie Bildung 
von Neligionsgeielliaften keiner ſtaatlichen Genehmigung mehr, wäh 
wendmodh $ 10 I, 11 MEN. und bas Patent vom 30. März 1R4T 
biejelbe für die Verbindung mehrerer Einwohner zu Religionsgemein 
fhaiten erforberten. Außerdem ift aber die in $$ 13—16 A. AM 
@. 0, O. den Religionsgefelfhaiten auferlegte Verpflihtung, 
Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Geboriam gegen 
Treue gegen den Staat und fittlih gute Gefinmungen gegen ühre 
Mitbürger einzuflößen, fowie das Net bes Staates, die Neligions 
grunbfäge barauf zu prüfen und eventuell ihre Verbreitung zu unter 
fagen, fortgefallen. Was in den Vereinigungen gelehrt wird, under 
liegt lediglich ben allgemeinen Strafgefegen. So würden 5. B. atheiftiihe 
Vereinigungen, bie nad) bem A. EN. unbebingt verboten maren, 
gegenwärtig nur nach Mafigabe des Strafgeiebudes, d. b. —— 
durch Gotteslaſterung ober Schmälerung religiöfer Einrichtungen bie 
Gefühle anderer verlegen, verfolgt werben Lönnen. 

Nach der Terminologie des A, SR IL, 11 85 11, 12 zerfallen 

die Religlonsgeſellſchaften in Kirchengeſellſchaften, d. h 
zur Öffentlichen feier des Gottesbienftes, wotunter aber nad der 
Theorie bes Territorialiyftiems nur die Einzelgemeinben zu werfiehen 
find ), und geiſtliche Gefellfhaften, d. h. Vereinigungen zu geroliien- 
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— befonberen Religionsübungen. In abnlicher Weiſe unterſcheidet 
Verfafungsurkunde Art. I2 und 18 — Religionsgeiellfihaften, 
A ‚aber nicht nur inzelgemeinben, fonbern Er Rechts: und Glaubens⸗ 


An und für ſich find alle religioſen Vereinigungen nur Privat 
vereine ohne forporative Rechte. Bon jeher haben fih jedoch an 
Arten berielben im Befife von Korporationsrechten befunden. Die 

ıchmde bat diefen Zuſtand aufredt erhalten, beſtinunt je 
doch in Art. 13, daß bie Religionsgefellihaften, ſowie bie geiſtlichen 
Gejellihaften, weldje feine Rorporationsredte haben, dieſe Nechte nur 


jo iſt nicht etwa bie Bildung jeder neuen Parochie an ben Erla eines 
Gejehes gelnüpit, fondern es bedarf eines folgen nur dann, wenn 
religiöfe Gemeinfgeften von einem Befenntniffe, deſſen Verbindungen 
bisher feine Korporationsrechte gehabt Haben, mie 5. ®. die freireli: 

Gemeinden, folche erlangen wollen. Die Religionsgeſellſchaften 
‚zerfallen demnach in zwei Haupilategorien, ſolche, denen Korporations · 
rechte verliehen find, und ſolche, bei denen dies nicht ber Fall it. 
Der Unterſchied zwiſchen beiden beſteht an und für ſich mur barim, 
daß die erfteren bie privatrechtliche Nechtöfähigkeit befigen, die — 


Schud, ihre Vereinigungen unterliegen nad) 8 2 des Vereinsgeſehes 
nicht ben poligeilihen Bejhränkungen ber Verjammlungen, in denen 
ntliche Angelegenheiten erörtert werben, ıc. 

Aus der Klaſſe der Geſellſchaften mit Korporationsredhten ſcheiden 
wieder als eine bejonbere Kategorie aus die vom Staate ausdrudlich 
und öffentlich aufgenommenen. Nad dem A. 2.R. I, 11 88 17—19 
haben biefelben die Nechte privilegierter Korporationen, ihre gottes⸗ 
dienftlichen Gebäude heifien Kirchen und werden als privilegierte Ges 
bäube des Staates angefehen, bie bei ihnen zur Feier des Gottes: 


feine unbegmeifelte Richtigteit, die 1 die mid zu Samen Bade. Er Dia 
unitatem ecelesine, Die von ben Gatholiguen falsiert wird, Tann man köcftent 
nur in Anfehung bed Lehrbegeiffe und im heologifhen, aber nicht Im polktifcen 
und rechtlichen Berflanbe 


1 





fäge ihrem Zwede nad) Staste als gleidiwertig ge: 
fett fein"), ober endlich, daß ihnen kraft öffentlichen Medits bem 
State ber die Erfüllung ihrer Gmede obfiege*). Allein mit 


ie 
dem Zwedmomente Fein juriftiiches Kriterium liege, fondern taf es 
mir den Grund dafür angebe, weshalb der Staat bie Rirden als 
öffentliche Rorporationen oder Anftalten des öffentlihen Rechts be 
handele *%. Eben fo wenig kann in ben Privilegien oder beffer im ber 
bevorzugten Rechtsſtellung ber Öffentlich aufgenommenen Religions 
gefelichaften vor anderen ihr weſentliches Merkmal gefehen werben. 
Denn einerfeits laffen fih jene Sonderredite nicht auf ein einheitliches 
Prinsip pueüdfübren, andererfeits ſiehen Sonderrehte, mern auch im 
geringerem Umfange, aud; den bloß mit Korporationsredten age 
atteten Religionsgefellfgjuften zu, Das Mehr oder Minder am Rediten 
fann aber als vein relativ nie ein juriftiihes Merkmalfeit. Eine britte 
Anſicht endlich unternimmt allerdings eine ftreng Juriftiihe Charakteri- 
fierung. Sie führt aus, die nicht öffentlich aufgenommenen Religions 


als eine innerhalb der geſehlichen Schranken jelbftändige 

Gewalt anerfenne ’*). Diefer Auffaffung fteht aber entgegen, da in 
Beziehung zum Staate bie Verhältnifie aller Vereine durch das Bffent: 
liche Net, nämlich das Vereinsredt normiert werben, unb 
Neligionögefellfehaft mit ſtaatlicher Anerkennung eine obrigfeitlide @e 
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malt über ihre Müglieber beanfprucht 1%). Bielmehr if das Wejen 
der. Öfentlid, aufgenommenen Religionsgeiellihaften nur bihorifch vom 


'ogen egien, im heutigen Nechte ſtehen 

Somit beftehen drei Arten von Rellglonsgeſellſchaften, bie 
aufgenommenen, bie bloß mit Rorporationsredhten ausgeflatteten 
die Vereinigungen ohne Korporationsrechte. Alle nicht öffentlich auf 
genommenen, aljo bie beiben legten. Rategorien, faht das A, UN. 
@. a. D. 8 20 yufammen unter ber ung ber gebulbeten Reli— 
gionögefellihaften. Der Unterſchied der Religionsgefellihaften mit 
Korporationsrehten und ohne folde liegt auf dem Gebiete des Privat- 

rechts, ber zwischen öffentlich aufgenommenen und fonftigen Religions: 

Eile ift überhaupt fein juriftifcher, fondern ein rechtsgeſchicht - 

licher, Die Einteilung Legt alſo vollftändig außerhalb des Gebiets 
des Stantstichenrehts, es werben von bemjelben nur vielfad bei 
Regelung des Verhältniffes von Staat und Kirche die zu einer ber 
gedachten Kategorien gehörigen Religionsgefellihaften zuſammengefaßt. 
Deffentlid aufgenommen find die evangeliſche und bie latholtſche Kirche, 
legtere einjchließlich ber Alttatholiten, Korporationsrechte befigen die 
von ber evangeliihen Landeslirche ſich getrennt haltenden Altlutheraner 
der alten Provinzen, die Herrnhuter, Mennoniten, Baptiften, Nieder 
landiſchen Nejormierten (Kohlbrüggianer) und bie vorihriftemäßig 
gebildeten Spnagogengemeinben. 

UI. Für alle Religionsgemeinihaften übereinftimmend hatte, jor 
weit bie landrechtlichen Gebietsteile in Betracht kommen, von Stante« 
wegen eine eingehende Regelung ber Nechtöverhältnifie ſtattgefunden 
durch das A, LN, IL, 11. Diejelbe beferäntte fi, dem Standpunkte 
des Zerritorialinftems entipredend, nicht auf das Verhaltnis von 
Stoat und Kirche, ſondern ergriff alle äußeren Rechtsverhältniſſe ber 


”2) Die ertennt Hinfplus a a. D. ©. 564 ff. wenigftend zum Teil feibft 
an, indem er nicht-nur bie beiden eiftlicen Kirchen, ſondern au Die Synagogen: 
den und einzelne heiftliche Betten, meil fie eine obrigteitliche Gewalt über 
Mitglieder Haben, für IAnftalten ded öffentliden Rechts erklärt. Mein es 
ergibt fh u, 0. aud dem Buchtmittelgefee vom 18. Mai 187%, daß allen Relis 
ſqaften ohne Ausnahme vom Stante diefe abrigteitlige Gewalt zuge⸗ 


wurden 
Vorföriften zweifellos aufgehoben. Diefe — NRechtsnormen 


im 
enthaltene Recht wieder it. Dieſe if prinzipiell 
rg — —— ee ei, 


motiven allerdings nur dies, der Mac ——— eine von 
Berfafjungsihranten ober vielmehr von Verfafjungsbebenten unbehln: 
berte Freiheit ber Altlon zurüdzugeben. In dem Gejehe felbit 
aber diefer Gefichtöpunkt micht zum Auedruce gelangt, Es kommt 
baher der allgemeine Grundſatz zur Geltung, daß bie Aufhebung eines 
Befeges, weldes einen früheren Nedtsyufiand aufgehoben hat, biekem 
ledleren mwieberberftellt. Diefe Konſequenz hätte nur dadurch 
fenitten werben fönnen, daß die Verjafjungsnovelle burd eine and 
deadliche Vorschrift das frühere Nedjt für aud) weiterhin 
erllärte, was jedoch nicht geſchehen iſt. Gegen dieſe 
wird nun allerdings geltend gemacht, die Verfafjungsnovelle Habe keine 
rüdwirtende Kraft, fie inne nur für bie Zeit nad ihrer Emanation 
wirken, daher jei dur bie Aufhebung der Verfafjungsartifel feine 
Wiederherſtellung früheren Rechts erfolgt '). Eine rüdwirlende Kraft 
hat bie Berfaifungsnovelle allerdings nicht, fie fiellt ja aber aud) ben 
vorverfajjungsmäßigen Zuſtand gar nicht nad) rücwärts Bin, b. I. für 
die Zeit on 1848 bi 1875, fonbern nur für bie Melge, alje won 
» Rönne, StR. Bd. 4, ©, 881; e * 
= —* Pr. a 5.86 * Br. 332 
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1875, &, XIX fi. und Dei Masauazbfen a. m ve ars [3 - 


— — = 


8210 Der Staat und die Religiondgefelligaften überhaupt. 631 


der Zeit ihres Inlrafttretens an wieder ber. Selbfiverftändlid ift 
es, daß, fomeit die neuere Spezialgefehgebung bie ſioaustir henreqht · 

tigen Berhäftnifie geregelt hat, wie ;. B. bejüglich ber Anftellung der 
tr ber lirchlichen Disziplinargewalt, der Kirchenzucht, ein 
Yurüdgreifen auf die vorverfaflungsmäßigen Zuftände nicht ftattfindet, 
In diejen Fällen wirbe basfelbe erft dann eintreten, wenn bie neueren 
Kirchengefege einfach aufgehoben würben, ohne ba eine anbere Be: 
Mau biefelben erfehte. 

Nedtsverhälmis der Meligionsgefellihaften zum Staate 
ver ſich daher in erfter Linie nad) der neueren Spezialgefepgebung. 
Someit durch dieſe ein Gegenftand nicht geregelt if, muß auf bie 
älteren partifularen Rechtsquellen, namentlih das A. L.R. zurids 
gegangen werben. An diefer Stelle iſt das Staatskirchenrecht mur 
Infoweit zu behandeln, als das Verhältnis aller ober wenigſtens ganzer 
Kategorien von Religionsgejelliaften zum Staate in Betracht fommt, 
Die Singularrehte einzelner Neligionsgefelihaiten, welche mur je 
einer einzigen eigentinnlich finb, bleiben dagegen ben folgenben 88 
vorbehalten. Das hier zu behanbelnde allgemeine Staatstirhenrecht 
bezieht fih num entweder auf alle Religionsgeſellſchaften oder nur auf 
bie mit Rorporationsrechten ausgeftatteten ober nur auf bie chriſtlichen 
ober nur auf bie öffentlich aufgenommenen, Nach biefem Geltungs: 
umfange der ſtaatlichen Kechtönormen gliebern ſich bie folgenden Er⸗ 
Örterungen, 

- 1. Auf alle Neligionsgefellfchaften bezieht ſich von den neueren 
firhenpolitiihen Gejegen das Gejep vom 19, Mai 1879 über bie 
Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirchlicher Straf: und Zuchtmittel’*), 
beffen Beſtimmungen durch bie Revifionsgefeggebung, insbejunbere 
durch die Gefege vom 21. Mai 1886 und 29. April 1887 129 bis 
auf $ 1 fämtlic wieder aufgehoben find‘). Der Staat befränft 
hlernach bie Neligionsgefellfchaften in ber Handhabung ber Kirchenzucht 
über ihre Mitglieder dahin, daß feine Kirche ober Religionsgeſellſchaft 
befugt ift, andere Straf: oder Zuchtmittel anzudrohen, zu verhängen 
und zu verkünden, als folde, melde dem rein religiöfen Gebiete an 
gehören obe ober bie Entziehung eines innerhalb bee Kirdje ober Relis 

mo ke ©. * Bol. Hübler, Art. Aicchenzucht in ©. Stengele 
Wörterbub Bb. 1. ©. 791 fl. 

=) GB. 1530, © 147; 1887, ©. 197. 

.) Mat. über diefe und die foäter zu ‚menden fixhenpolitif 

die Kommentare von Hinfhius, Die preuf. meh des Bert 
Berlin 1873; Die preuf. Rirhengefepe der Jahre 187. 1875, Berlin 1875; 
Das vreuß, Rishengejeh von 1850, Berlin 1831; Die * Kirchengefege von 
188% unb 1887, Berlin 1887. 





Strafbarkeit ihrer Uebertretung fortgefallen — 
———— er nn elt iſt der Nustritt ans b 
gereg an 
burd das Gefeh vom 14. Mai 1878 '7). Na 
— bezieht ſich das Geſet — 
uf alle Rellglonegemeinſchaften, welchen 
Erklärung des Austretenden in Perfon vor dem — 
ortes. ber Austritt mit dem Ueberttitt zu einer anderen 
jemeinfdaft verbunden, fo joll es bei dem beftehenben a 
die iandrechtlichen Gebietsteile bei ben — 
42 II, 11.9. CER. verbleiben, wonach der Uebeririu in der 
durch ausbrüdliche Erklärung geſchehen fol, seien, aber bie 
— an weſentlichen Neligionshandlungen einer anderen 
gleifiebt. Mur mern der Lebertretende von ben Laften feines bite 
herlgen Verbandes befreit jein will, hat ex die für ben 
ae u Formen zu beachten. Der Aufnahme der Austrittser: 
Härung muß ein hierauf gerichteter Antrag vorangehen, der von 
Richter dem Vorſtande ber beteiligten Stirhengemeinde 
befanmt zu machen ift Die Aufnahme ver Aust 
zu gerichtlichen Protokoll früheſtens vier und fpäteflens 
nad) Eingang des Antrages ohne befondere Worladung feitens bes 
Richters. Abfhrift des Protofols erhält der Borftand der Kirchen: 
gemeinde, eine Beicheinigung ber Ausgetretene auf fein 
Durch den Austritt wird der Ausgetretene von ben auf ber } 
lichen Kirchen⸗ oder Kirhengemeindeangehörigkeit beruhenden 
abgeſehen von einzelnen litchlichen Beben zu denen er mod) | 
verpflichtet bleibt, mit Ende des auf die 
Kalenderjahres befreit. Dingliche — werden dagegen durch 
ben Austritt nicht berührt. Ein Anſpruch auf Stolgebühren unb am 
dere bei Gelegenheit beitimmter Amtshanblungen zu entrichtenbe 
Zeitungen kann gegen Verfonen, welche der betreffenden Kirche midt 
angehören, nur dann geltenb gemacht werben, wenn bie 
auf ihr Verlangen wirllich verrichtet worben it. Als Koften bes w 
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zichtlien Verfahrens werden nur Abfehriftsgebühren und bare Aus: 
lagen in Anfag gebracht. 

Ale mit — ——— ausgeſlatteten Religionsgeſellſchaften 
find ferner beihränkt in ihrem Vermögenserwerbe "’). In Freuhen 
befteht eine ſolche Beſchrankung nach doppelter Richtung. Einmal 
bebirfen alle juriſtlſchen Perfonen nad) bem Befege vom 23, Februar 
1870 zur Annahme von Schenkungen im Werte von über 1000 Thlrn., 
ſowie zu ſolchen Schenkungen, durch welde eine neue juriftiſche Perſon 
begründet ober einer beftehenben etwas zu anderen als ben bisher 
genehmigten Sweden gewibmet werben joll, ber loniglichen Genehmiz 
gung. Da diefe Beltimmung alle juriftifchen Perfonen trifft, handelt 
8 fich Hierbet nit sum eine Negelung des Verhälmifles von Staat 
und Religionsgefellihaften. Darüber hinaus find aber durch partitulare 
Nehtönormen die Religionegeſellſchaften als foldhe in dem Erwerbe 
von Immobilten beiepräntt, indem biefer ber finatlihen Genehmigung 
bedarf. Eine unbebingte Genehmigungspfligt für jeden Iufrativen 
ober onerofen Immobiliaxerwerb einer Neligionsgefellihaft ohne Rüd- 
ficht auf eine beftimmte Summe befteht im Gebiete bes A. LR. '"), 
An ber NHeinprovinz, in ben Stäbten Göttingen, Norbheim, Cinbed, 
Diterode, Hameln nad einer Verordnung vom 26. Juni 1759 *%), in 
Schleswig nah einer Verordnung vom 17. Mai 1799 *), in dem 
ehemals bayriſchen Gebiete von Hilbers nad einer wurzburgiſchen 
Berorbuung vom 31, Juli 1725%°), im fuldalſchen Gebiete nach ber 
Verordnung vom 23. Augufi 1767, im Gebiete von Homburg nad 
der Verordnung vom 18. Dezember 1842%%), Fur jeden oneroſen 
Iınmobiliarerwerb ohne Nüdfiht auf den Preis üt bie Genehmigung 
erforderlich in Alt Kurheſſen nad einer Verordnung vom Juni 1573 
und bem Negierungsausfcreiben vom 7. März 1786, in Hanau nad) 
Verordnungen von 1608, 1615, 1642 und 1685, in Orb nad der 
mainzer Verordnung vom 5. April 1737, für jeden lufrativen Erwerb 
ohne Nüdficht auf den Preis, aber auch dies nur hinſichtlich ber la⸗ 
tholiſchen Kirche in Nafieu nach der Verordnung vom 9. Oktober 
1827. In bem übrigen Zanbesteilen befteht nur die allgemeine Bes 
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gemeſſen werden, daß der Staat bei feinen Einricht 

lien Weltanfhauung Medhnung tragen barf 

eine Verfaſſungswidrigleit gefehen werben 

des Staates zu den hrifilicen ji 

die Verfaffungsbeftimmung nidt weiter in 
Die neuere firchenpolitifce Gejeggebung hat die M 

gegenüber den chriſtlichen Kirchen übereinitimmend e 

fader Richtung bin, bezüglih der Vorbildung und ng dei 

GBeiftlihen und bezüglid ber Hanbhabung der Disziplin | 

lirhlihe Perfonal. Nah $ 59 U, 11 1 CR ee 

qhriſtlichen Kitchengemeinde zum Unterricht im der Religion, zur 

forgung des Gottesbienftes und zur Verwaltung der 

Nellten Perfonen Beiftlihe genannt. Der Staat gefleht be 

bejondere Rechte zu, nimmt aber andererfeit$ im Bezug auf fie eine 

befondere Kontrolle für fih in Anſpruch. Dabei ift ee 

ob die betreffende chriſtliche Neligionsgemeinfchaft mit 

Sen — iſt ober ru Bon = 

je Vorbildung und Anftellung der Geiſtlichen ift geregelt 

durch das Gejeg vom 11. Mai 1873 mit einer Novelle vom * 

1874°%). Die Revifionsgefetgebung, namentlich bie Gejege vi 

Juli 1883, 21. Mat 1886 und 20. April 1987 %9) —— 

Vorſchriften in den mannigfachſten Vezlehungen new a 

ſich hieraus ergebende heutige Nechtszuitand ift folgen 
Ein geiſtliches Amt darf in einer ber chriftlichen Kirchen mer 

einem Deutichen übertragen merben, welcher feine 

Vorbildung nad) den gelelichen Vorſchriften bargethan hat, | 
>) 0,5. 1873, ©. 191; 1874, ©. 139. Einführung in Gaurnburg durd 


vom 25. Yebruar 1878 — ©.S. 1878, S, 10 —. 
”) 8,8. 1888, &. 109; 1886, ©. 147; 1897, ©. 191. 
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Zur Belletdung eines geiftlichen Amtes ift bie Ablegung ber 
Entlafungsprüfung auf einem beutfhen Gymnaſium und bie Zurüd: 


novellen von 1836 und 1887 das theologije Stubium auf an ben 
zur wifienfhaftlichen Vorbildung der Geiflichen geeigneten kirchlichen 
Seminaren, welde bis zum Jahre 1873 beftanden haben, und an bem 


minifter die fantlihe Aufficht. Die Wiedereröffnung der Diözefen 
Gneſen, Poſen und Kulm ift föniglicher Berorbmung vorbehalten, 
Außerdem bürfen bie kirchlichen Oberen Ronvifte für Gymnafiaiten 
und Stubierenbe wieder errichten und bie zur theologiſch proltiſchen 
il beftimmten Anhalten wieder eröffnen. Dem Minifter find 


dauernde. Innerhalb breißig Tagen nad der Venennung kann der 
Dberpräfident Einſpruch gegen die Anftellumg erheben. Derjelbe ” 
nur zuläffig, wenn ber Anzuftellende ans einem amf Thatfachen bes 
ruhenben Grunde, welchet bem bürgerlichen ober faatäbürgenfi 
für die Stelle nicht geeignet it. Gegen ben 
findet anftatt der früheren Entjcheidung bes firdhlichen 
bie formfofe Veſchwerde beim Aultus: 


J 
9 
HR 
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A 
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der Serfengeinte iR jeit it Fortgefallen. 


| 
| 
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Strafe —— —— 
Take Einfuhr iR in ben San angeben 
denen * Anſtellung der Geiſtlichen durch Behörben erfolgt, bexen 
Bien nt vom Bong —— ee 
evangel icche — jet zutrifft, inbem die 
Mitglieder des Oberlirchenrats und ber Konfitorien 
Könige ernannt werden, jo Ift bier das ſtaauliche —* 
ausnahındmweife durch andere Organe, wie bie r 
Stadt Stralfund oder der Stolberger Grafen geübt wird, 
Die Novelle vom 21. Mat 1874 hat für den Fall der Mt 
erlebigung, wenn ein Beiftlicher wegen unbefugter Amtshanblungen 
in biefem Amte rechtskraftig Deu iR, dem bloß Präfentationd 
al der Stelle und bie 
Sorge für bie Stellvertretung unmittelbar ein. 
Tentationsbereditigter nicht vorhanden, ober fommt er jener 
innerhalb beftimmter Frift nicht nad, jo geht das Wahlrecht auf Die 
von der Staatsbehörbe zu berufenbe Pfarrgemeinde über. Mit der 
Wieberherftellung georbneter Beziehungen zwiihen Staat und Kirde 
find dieſe Beftimmungen bedeutungslos geworden, und die anf Grub 
derſelben der katholifchen Kirche aufgebrungenen Geiſtlichen 
pfarrer) ſamullch zurüidgetreten. Das Gejeg vom 31. Mai 
unterfagt daher die fernere Ausübung diejer Rechte jeitens der i 
ientationsbereditigten und ber Gemeinden, ohne bie betreffenden | 
ſchriften fürmlih aufzuheben. 
Neben diefen allgemeinen Normen gehen bie ‚ Bellim 
mungen einher, melde dem Staate eine auf bie 
gewiſſer Stellen innerhalb der evangellſchen und ber kathelijchen 
— Auf dieſelben wird in ben folgenben $$ 
men fein, 
Die Schranken in der Handhabung ber Firdlichen Disziplin wiät 
nur über die Seiftlichen, jonbern über alle Rirchenbiener, b. h. über ale 
diejenigen, welche fi in einem Dienfiverhältnifle zu einer Kirche br 
finden, waren geregelt durch das Beleg vom 12. Wat 1873 über bie 
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lirchuiche Diegiplinargemalt und bie bes Löniglichen Gerichts: 
ia fi li Ange) Auch biefes Gefeß hat erhebliche 
Veränderungen erfahren durch die bereits erwähnten Reviſionsnovellen 


* 1886 und 1er. Ntrhlie Disziplinaritrafen, melde gegen 
te freiheit ober gegen das Dermögen geriditet finb, bürfen nur 

103 ihm 8 Bein va Der Entfernung 

en — Suspenfion, 


werden. Die Demeritenanftalten find ber faatlichen Aufficht unters 
mworfen. Dem Kultusmintfter müfjen Statuten und Hausordnung 
derfelben eingereicht und die Namen: der Leiter mitgeteilt werben. 
Am Schluſſe eines jeden Jahres erhält ber Minifter ein Verzeichnis 


ftred- 
Die nad dem Bejege vom 12. Mai 1873 gegen bie Disjiplinar: 
en zulaſſige Berufung an den Staat, fiber melde ein bes 
fonderer Gerichtshof für Firhliche Angelegenheiten zu erfennen hatte, 

ÜR durch die Reviſionsnovelle vor 1886 beieitigt, und ber 





") &8. 1873, ©. 198. Ginführung in Sasenburg 2, 
ur GB. 1a ofen en 


einem zuflänbigen Dr; fehlt. — 
Das A. CR. IL, 11 33 61 fi. gab endlich eine 


4. Lediglich auf die öffentlich aufgenommenen 
begiehen ſich bie durch bie Aufhebung ber Art, 15, 16 und 
Verfafiungsurkunde in ihrer Wirkjamteit wieberhergeitellten 
mungen bes U. IR. IL 11, Abſchn. 5 ff es 237 ff.) über bie Bar 
rochien, ben Pfarrer und deſſen Rechte, bie weltlichen 
die Kirchenpatrone und das kirchliche Vermögen, foweit in dieſer Ber 
Siehung das neuere Recht Feine Abänderungen einzelner Pumfte enihält 
Eine Abänderung diefer Beitimmungen kann auch Für bie Zukunft micht 
dur) autonome Satzung ber evangeliihen oder der katholiichen Airde, 
fondern nur durch die ſtaatliche Gejehgebung erfolgen. 


$ 220. Der Staat und die evangeliſche Kirde'). 


Die befondere Behördenorganifation für bie Bermaltung ber peu 
teſtantiſchen Kirchen war burd bie Nejormen bes Jahres 1808 im 
ganzen Staatsgebiete befeitigt, und die Verwaltung ben Hegierumgen 
und in ber Gentralinftan; dem Miniftertum des Innern 
worden. An biefem Stanbpuntte hielt man jebod nad bem 
kriegen nicht mebe ſeſt, da ih aus ber Beſeitigung der 
Verwaltungsorganifation eine Burkdfehung der evangeliihen SM 
gegenüber der fatholiihen ergab. Die — 80. 
i8152) ordnete daher für jebe Proving bie Vildung 
unter Vorfig bes Oberpräfidenten zur Verwaliung ber Kucen und 
Schulſachen an. Cine befondere Infteuftion für bie Nonfifterien er 
ging am 23. Oftober 1817 °). Die neuen Behörben murben jebed 
ebenfalls zunächt nicht auf die Verwaltung ber evangekifcEirchlihen 
= = Bol. Zorn, Art, Evangelifhe Rirche in v. Stengeld Wörtertug Bb. 1, 

„86. 1815, ©. 35. „66 1817, 6. 37. 
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Angelegenheiten beichränft, fie Hatten auch die Hantlidhen Hobeltsredte 
über bie latholiſche Kirche und ſamtliche jeiten und 
zwar das höhere Schulmefen mit Ausnahme ber Miniſterlum 
unmittelbar untet geordneten Univerſitaten en 


eine firengere Scheidung durch. Die ſtaatliche a 
fifche Kirche ging auf ven Oberprüfibenten allein über, Das Konfirtorium 


niffe der Provinzialbehörben für das enangeliiche Kirchenweien *) 
verjuhte daun ben Grundiag durchzuführen, dab die Gelamtheit ber 


angelifchen Kirche führte 
1817 nicht mehr ber Miniſter des Innern, fondern ber Minifter —* 
‚geile, Unterrichts. und Medizinalangelegenheiten. Da in bei eins 
ce und Superintendenturen naturgemäß ftets die ſelb ⸗ 
ſtandige DOrganifation der evangeliichen Kirche fortbeftanden hatte, jo 
bejah Siehe jomit bereits vor Erlak ber Verfafjungsurfunde eine 
von ben übrigen ftaatlihen Verwaltungszweigen durchaus unabhängige 
Organifation. Nur das Rultusminifterium hatte noch andere als 
evangelijhe Rirdenangelegenheiten zu verwalten. 
Nachdem die Berfajiungsurkunde ber biäher unter Staatöverwaltung 
ftehenden evangelifchen Kirche ebenio wie allen anderen Religionsgemein 
ſchaften Freiheit und Selbftänbigteit gewährt hatte, galt es nunmehr 
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henregiments erlaffenen Drbnungen, bie Rirchengemeinbe- und Spnobal- 
ordnung für bie öftlihen Provinzen vom 10. September 1873 und 
die Generaffynodalordnung vom 20. Januar 1876. Erfiere wurde 
Aaatlich janktiontert durch Gefeg vom 25. Mat 1874, Teptere durch 
Geſet vom 3. Juni 1876 "'), weiche gleichzeitig bie Rechte des Staates 
gegenüber der nunmehr felbftändigen evangeliſchen Landeskirche gefebe 
lic normierten. Es ergibt ſich daraus folgende Rechtaſtelung für 
bie evangelifhe Lanbeslirde ber alten Provingen zum Staate, 

Die evangeliſche Landeskirche ift nicht mehr ein ftaatliches Inſtitut, 
fonbern ein vom Staate verſchiedener Organismus, dem in ben Einzel- 
gemeinben wie als Gefamtheit Torporative Rechte und eine innerhalb 
ber geieplihen Schranken vom Staate unabhängige Entwidlung und 
Tätigkeit zugeftonden find. Gleichwohl befindet ſich die evangeliiche 
Landestirche durch bie Aufredhterhaltung bes lanbesherrlihen Kirchens 
regimenis zum Staate in einem inmigeren Verhälmiſſe als jede anbere 
Neligiondgemeinidaft. Diefes Iandesherrliche Rirchenregiment ftebt dem 
Könige als foldem kraft feines monarchiſchen Rechtes zu *°). Er ermirbt 
es unb verliert es zugleich mit ber Staatsherrihajt als einen ebenfo 
integrievenden Beftandteil derſelben wie den Oberbejehl über das Heer 
ober die Gefepgebung. Als Staatsperfönlichkeit ift der König bas 
‚Haupt eines vom Staate verſchiedenen Organismus. Nicht das Rechts- 
ſubjelt ift ein verſchledenes, ſondern bie Funktionen, melde ber König 
als Staat bier wahrnimmt, find an ſich dem Weſen bes Staates 
fremb, find feine flaatlihen, ſondern lirchliche. Er hat ſich baber, fo: 
weit bie ſtaatliche Gefepgebung Leine Schranfen zieht, bei Ausübung 
des Kirhenregiments nad) den eigentümlihen Dednungen ber Kirche 
zu richten. Er handhabt feine Befugniffe als Haupt der Kirche * 
durch ſtaatliche, ſondern durch kirchliche Organe. Jusbeſondere it 
für feine kirchlichen Anordnungen als ſolche eine Mitwirlung der Mir 
niſter nicht erforderlich. 

Die Kirhengemeinde und Synodalordnung unb bie General: 
fynobalorbnung als bie grundlegenden Drbnungen der neuen Kirchen 
verfaſſung bedurften nad) den vom Landtage ald zutreffend anerkannten 


") 8.8. 1874, &, 147; 1876, ©. 125, 

+4) Undrer Anfiht n. Rönne, Pr. SR, Dh. 2, S. 407; 9. Shulse, Pr 
ER. Bd. 2, ©. 781, nad) denen der Körig das Riedenreginent nicht ala Wonarch 
bat. Muf einem Ahnlichen Bedantengange beruht die Formulierung von €. Her- 
menn in Blunticlis Stastöwörterbuh Bd. 8, &. 380, wonach; bie Sandedherren 
ewangeliftie Nirdenoberen find, allerdings weil Landeöherren, aber nicht alt 
Bandeöherren, das Kirchenamt ein Annex, aber feinen Beftanbteil —— 
Hitdet. Wilein diefe Mnfeauung fept eine feibfländige Erwerbung des Kirchen 

notwendig voraus. 
Borntat, Prrufifges Ctastöregt. IH, 4 


diefen Gefitspunften aus find bie Geſehe vom 25. N 

done 3. Juni 1876 ergangen. Diejelben regeln aber auferbeim prin 
zipiell das Necht des Staates gegenüber ber evangeliihen Lanbesfirde, 
Die Einwirkung bes Staates auf die evangeifäe Kirde erRreät RA 
bei ſowohl über bie Kirhengejeggebung wie über bie 


fowelt es fih um NKirhengefege, aljo um Anordnungen, bie ber 
König nicht einfeitig wieder abändern fan, handelt, eine befonbere 
ſtaatuiche Kontrolle ftatt durd ein antecipiertes Placet. Bevor ein 
von einer Provinzialfynode ober von ber Generalfgnode 
Gefe dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, if dur eime Er 
tlarung des Staatsminifieriums feitzuftellen, daß gegen bas Geich 
von Staatöwegen nichts zu erinnern ift, In ber 
muf; biefe Feftftellung erwähnt werben (Art. 13 des Gej. vomS. Jumi 
1876). Ein noch weitergehender ftaatliher Einfluß findet —— 
Urten von Kirhengefegen, nämlich ſolchen, welche bie Kirchliche Ber 
waltungsorganifation und das kirchliche Finanzweſen betreffen, flat; 
inbem teil$ eine Zuftimmung bes Staatsminifterhims, teils eine Be 
nehmigung durch Staatögefe erfordert wird. Auf bie eingelnen Be 
genſtande wirb im folgenden zurüdyulommen ſein. 

Neben den kirhligen Gejegen und Berorbnungen gehen parallel 
die nach Maßgabe berfelben von den einzelnen Gemeinden unb Areis 


ſynoden erlaffenen ſtatutariſchen Anorduungen. Zur der 
legteren bedarf es ftets, zur Feſtſtellung der erfteren in ben 


Provinzen ber vorgängigen Anerkennung feitens ber 


| EEE u n 


40 Der Staat und die eangelifhe Kirche. 643 


nämlich bed Negierungspräfibenten, für Berlin ee 
daß die entworfene Beftimmung den ftantögefeplich genehmigten Vor 
ſchriften nicht zuwider jei rg 5 bes Gef, vom 25. Mai 1874, Art. 
4 des Gejeges vom 3. Juni 1876). 

Die lirchliche Verwaltungsorganifation ift gegenwärtig eine vom 
der ftaatlihen durchaus getrennte. Eine Aenderung in dem kirchlichen 
Verwaltungsorganismus, die an ſich in den firdenverfaffungsmäßigen 
Formen erfolgen kann, bebarf jedoch von brei Befichtspunften aus 
der ftaatlihen Mitwitlung, einmal dann, wenn eine Berührung der 
tlechlichen Gemeinihaft mit dem Staate ftattfindet, ferner dann, wenn 
die kirchliche Berwaltungsorganifation auf ſtaatlichen Rechtsnormen bes 
ruht, und enblih auf Grund fpezieller gejeplicher Vorſchrift. 

Von bem Geſichtspunlte aus, daß da, wo eine Berührung der 
tirchlichen Gemeinſchaft mit dem Staate ftattfinde, wie bei ber Ver— 
tretung ber Gemeinden nach außen, ber Vermögensverwaltung, dem 
Patronate, dem Beſteuerungsrechte, die kirchliche Ordnung ber ftaatd- 
geſetzlichen Genehmigung bedürfe, hatte man ſchon in den Jahren 1874 
und 1876 bie neuen Kirhenorbnungen bem Lanbtage vorgelegt. Das 
Geſet vom 25. Mai 1874 und dasjenige vom 9. Juni 1876 bes 
fimmen daher, daß die nad) Maßgabe der Firhlichen Ordnungen ge 
bildeten firhlichen Organe bie ihnen durch benfelben tn ben oben ers 
wähnten Punkten beigelegten Funktionen ausüben follen (Art. 154 
8 des Gel. vom 25. Mai 1874, Art 1 ff. des Geſ. vom 3, Juni 
1876). Eine Nenderung der kirchlichen Zuftändigfeiten in den ftaate- 
‚gefeglich genehmigten Punkten wird baber ſtets einer erneuten Geneh— 
migung durch Staatsgeſetz bebürfen. 

Bis zum Erlaſſe der Verfafjungsurkunde beruhte die lirchliche 
Drganifation lediglich auf ftantlihen Geſeten und Berorbnungen. Da 
bie Kiche niemals ftantliche Anordnungen ganz oder teilweife aufheben 
Kann, fo iſt eine Aenderung ber in jener Zeit gefchaffenen Organifation. 
mur möglih, wenn ber Staat bie Nenberung bes von ihm gefepten 
Nedtes genehmigt ober basfelbe aufhebt. Veijpielsweife bebarj hier⸗ 
nad jede Aenderung der rheinifc-weitfälifhen Kirchenordnung von 
1835 — nicht nur in den Punkten, in benen fie bas ſtaatliche Leben 
berührt — bie Genehmigung durch eine ftaatlide, d. h. vom Minifter 
gegengegeichnete Verorbnung bes Aönigs. 

Nach diefen Grundjägen fan auch eine Aenderung in ber Ot ⸗ 
ganffation ber Behörben, melde das landesherrliche Kirhenregiment 
ausilben, nur erfolgen, wenn eine ftaatlihe Verordnung diefelbe ge: 
mehmigt, Nach fpezieller gefehliher Vorſchrift genügt dies aber nicht, 
falls eine Nenderung der folleglalen Verfaſſung des Evangeliſchen 
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‚ober ber Konſiſtorien beabſichtigt fein follte. Sier it 
die Genehmigung durd ein Stantögefeh erforderlich (Art. 21 des 
a en ion ift die Bermaltung ber et 

[uf biefe jane ' firchlicen 
Angelegenheiten, auch ſoweit fie bisher von dem Kultusminifter und 
ben Regierungen geübt wurde, in vollem Umfange übergegangen. Dee 
Staat beftimmt jeboch, was als kirchliche Anı zu betraditen 
in, und zwar für die Kirche in negativer Weile, indem er geimilfe Be 
——— ——— oe behält. * gehören: 
und in Berlin bem Pol Ti iten voi 
1. bie Anordnung und Vollſtredung ber zur —— 
2. di er a ren d — 

. die r ‚ um 5. 
3. bie — tirchlicher Abgaben; 4. bie Leitung der Mirden 
bucführung, fomeit die Kirchenbüchet noch zur Beurkundung bes 
Perfonenftanbes dienen; 5. die Austellung von Atteften über das 
orbandenfein derjenigen Thatfachen, welche den Aniprudy anf often 
freiheit begründen; 6. die Mitwirkung bei der 
ſowie bei der Bildung neuer Pfarrbezirle; 7. die Mitwirkung bei ber 
Belegung kirdienregimentlihier Nemter und bei ber Mmorbiming der 
tommiffarifcen Verwaltung derfelben. Inöbefondere hat bie Anftellung 
der Mitglieder der Eirhenregimentlichen Behörden unter 
des Rultusninifters zu erfolgen (rt. 21,23 es Gel. vom 3. Yumi 1876.) 

In anderen Fällen bebürjen die Beichlüffe ber kirchlichen Organe 

zu Ihrer Gültigkeit der Genehmigung ber Raatlichen Auffictsbehärbe, 
nämlich 1. bei dem Erwerbe, der Veräußerung ober ber bingliden 
Belaftung von Grunbeigentum; 2. bei der Veräußerung von Gegen 
fänden, welche einen geidichtlihen, mwiflenihaftlichen oder Kunjmert 
baben; 8. bei Anleihen, fomweit fie nicht bloß zu vorübergehender And 
hilfe dienen und aus ber laufenden Einnahme berfelben 

veriobe gebedt werben önmen; 4. bei ber Einführung ober Berän: 
derung von Gebührentagen; 5. bei der Errichtung neuer, für ben 
Gortespientt, die Geiſtlichen oder andere Nirdendiener beftimmier 
Gebäude; 6. bei der Anlegung ober veränderten Benuhung von Be 
gräbnisplägen; 7. beider Ausſchreibung, Beranftaltung oder Abhaltmg 
von Sammlungen außerhalb der Slirhengebäube; 8. bei einer Ber 
wendung des lirchlichen Bermögens zu anderen als den 

mäßigen Zweden mit Ausnahme von Bewilligungen an anbere 





") ®. vom 27. Juni 1845 — ©S. 186, & 40 — Sf; Mom 
5. September 1877 — 8. 1877, ©, 215 —. 
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meinden oder zur Unterftügung evangelifher Vereine und Auſtalten, 
ſoſern diefelben einzelmen zwei Prozent und im Gefamtbetrage eines 
Etatsjahres fünf Prozent ber Solleinnahme nicht überfteigen. Die 
Staotsbehörbe ift berechtigt, von ber kirchlichen Bermögensvermaltung 
Einfiht zu nehmen, zu diefem Zwede die Etats · und Rechnungen eins 
‚zuforbern, außerordentliche Nevifionen vorzunehmen und auf Abftellung 
der gefundenen Gejehiwibrigleiten durch Anwendung ber geiehlihen 
Zwangsmittel zu dringen, Weigert ſich ein Gemeindefirhenrat oder 
eine Gemeinbevertretung, gefepliche Leiftungen, melde aus dem kirch⸗ 
lichen Vermögen zu beſtreiten find ober ben Pfarreingefeffenen obli 

auf den Gtat zu bringen, feitzufegen ober zu genehmigen, jo iſt ſowohl 
das Ronfiftorium als aud die Staatsbehörde unter gegenfeitigem Ein 
vernehmen befugt, bie Eintragung in ben Etat zu bewirlen und bie 
weiter erforderlichen Anorbnumgen zu treffen. Beſtteiten die Gemeinde ⸗ 
organe bie Gejegmwidrigfeit der beanitandeten Poften oder die Vers 
pfücjtung zu ber auf Anordnung des Konfiftoriums ober ber Staats 
behörbe in ben Etat eingetragenen Leiftung, jo entiheibet auf Klage 
der Gemeindeorgane im Verwaltungsftteitverfahren das Oberverwal ⸗ 
tungsgericht (Urt. 24, 27 a. a. D.). 

‚Die Beitimmung ber mit biefen kirchlichen Funktionen zu betraus 
enden Staatsbehörden war königliher Verordnung vorbehalten (Art. 28 
@. a. ©.) Daraufhin find die Ausführungsverorbnungen vom 
9. September 1876 und vom 5. September 1877 **) ergangen, welde 
in laſulſtiſcher Weije eine Verteilung bev Buflänbigfeiten vornehmen. 
Der Kultuöminifter ift biernach zuftändig bei Feftitellung des Regulatios 
für die vereinigten Kreisſynoden Berlins, in ben oben erwähnten 
Fällen zu 1, wenn es fid um Objekte über 10000 Mi. handelt; 
2; 55 6; 7, wenn die Sammlung in mehr ald einer Provinz ftatt> 
finden foll und zwar hier gemeinſchaſilich mit dem Minifter des Innern, 
ſowie in allen fonftigen Fällen, wenn bie Rechte des Staates gegen: 
über ‚dem Evangeliſchen Oberkichenrate geltend zu machen find, Dem 
Dberpräfidenten gebührt die Genehmigung von Sammlungen in mehr 
‚als einem Negierungsbezirke, und bie Veſchwerde gegen ihn gebt an 
bie Minifter des Kultus und des Innern. Im allen übrigen Fällen 
find bie Negierungspräfidenten zuftändig. Dieſelben haben außerdem 
bie Patronatsrechte des Königs auszuüben. Un die Stelle ber Ne 
gierung tritt fitr Berlin ber Bolizeipräfident, hinſichtlich der Ausübung 
des Patronats die Miniſterialbaulommiſſion. 

Der Unterhalt der evangeliihen Landeslirche erfolgt zwar In 


"68. 1876, ©. 395; 1877, ©. 215. 
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denen binfihtlih der Orbnungsmäßigteit — der Ange 
mefjenheit des Beitragsfußes oder der Leiftungafäh; 


Tagen nad) der Zuitellung die Beichwerbe an den Negierungspräfibenten, 
in Berlin an den Pollzeipräfidenten zu (Urt. 3des Gef. vom 3, Juni 
1876, ®. vom 9. September 1876). Die Trovinzialfunsde enblih 
Hat das Umlagerecht unter derfelben Befchränfung wie bie Einzel 
gemeinde. Die Beftätigung ift bier Soche bes Oberpräfibenten 
11 a. a, D.). Endlich bat auch bie Landeslirche als eim 
Vefteuerungsredt. Die Gefamtfumme ber Umlagen darf für prosin: 
gtelle und Fanbesfirhie Zwede vier Prozent ber Geſamtſumme ber 
Klaſſen · und Einkommenfteuer ber zur evangelifhen Landeslirche ge 
hörigen Bevdllerung nicht überfteigen. Wie viel von ben innerhalb 
biejer Grenzen zufäffigen Umlagen durch bie nn und 
wie viel durch die Generalfpnobe ausgeſchrieben werden barf, wird 
Burg landestirchliche Geſehe beftimmt. —— welche dieſen 
Progenifag überfhreiten ober eine Belaſtung der zu 
meinbejweden anordnen ober zur Folge haben, bebürfen ber BeRätb 
gung durch ein Staatsgefeg (Art. 16 a. a. D.). Sirchengefepe, buch 
welde neue Ausgaben zu landestirchlichen Jwecken werben 
und bie enbgültige Vereinbarung zwiſchen ber Beneralfpnode und ber 
Kirchenregierung fiber bie Unterverteiling auf die Provinzen bebilrfen, 
bevor fie dem Könige zur Santtion vorgelegt werben, nicht 
fonft vorgeſchriebenen Erklärung, jondern der pofitiven —8 





a —— Zorn, Art. Rirdiihe Abgaben In v. Stengela Wörtertut BO 4 
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des Staatsminifteriums, welde bei der Verkündung zu erwähnen iſt 
(Art. 15 0. a. D.). Dasfelbe gilt von durch melde 
die Einlünfte des Kirhenvermögens ober ber farepfeinben: zu Bei⸗ 
trägen für kirchliche Zwecke herangezogen werden. Auch Bürfen diefe 
Kirhengefege die Pfrindeninhaber in ihren ſchon vor Erlaß des 

vom $, Juni 1876 erworbenen Rechten nicht ſchmalern und 

die Heranziehung in den einzelnen Kategorien und Kirchentaſſen nad) 
gleichen Prozentfägen anordnen (Art, 17 a. a. D.). 

Die auf allgemeinen gejegligen Vorſchriften ober auf notorijder 
Drts: oder Bezirfäverfaifung beruhenden perlönlichen und binglichen 
Abgaben und Leiftungen genichen nad) der Kabinettsorbre vom 19, Yunt 
1835 '%) das Vorrecht ber Verwaltungserefution, melde von ber 
Stantsbehörbe zu volljtreden ift?*). 

In den neuen Provinzen ift abgeſehen von ben reformierten Ges 
meinden der Provinz; Hannover, bie eine rein ſynodale Berfaflung 
Haben, das Kirchenregiment über bie evangeliihe Kirche als integrie: 
venber Veſtandteil ber Staatsherrſchaft ebenfalls auf den König übers 
gegangen. Bon einer Vereinigung der bisher felbftändigen Landes ⸗ 
lirchen mit berjenigen ber alten Provinzen hat man jeboh Abſtand 
genommen unb zwar vorzugömeiie aus refigiöfen Gründen, ba mur 
in Nafiau die Union durchgeführt wat, die von der Bevölkerung mit 
Abneigung betrachtete allgemeine Durchfuhrung der Union bei der 
Bereinigung aber faum zu vermeiben gewejen wäre !"). 

Die Drgane bes landesherrlichen Kirhenregiments bilben mie in 
ben alten Provinzen die Konfiftorien, Solde wurden 1867 neu ers 
richtet für den Negierungsbejtrk Kaffel, den Regierungsbezirk Wies⸗ 
baden ausjchlieflid ber Stabt Franffurt a. M. und für bie Provinz 
Schleswig · Holſtein '*). Pie Zuftändigleit des lekteren erſtredt ſich 
jegt aud über Lauenburg. In Frankfurt a, M. blieben die beiden 
beftehenben Konfiftorien fr bie Intheriihe und bie reformierte Kirche 
erhalten '%). Die luthetiſche Kirche der Provinz Hannover endlich 
beſaß fünf Konſiſtorien zu Hannover, Osnabrüd, Stade, Otterndorf 


») 0.8. 1830, ©. 198 

=) Ueber die Zuläffigteit des Redhtemegs ogl. $ 148 (Bd. 2, 5. 468), 

a) MOL Griehbarg, Die mengeifge un Teioiige Hürde — 
verleib en Länder in ihren Beriehungen yur preuf. Lanbeöflshe und zum Stante, 
Halle 1807; Hinfhius, Die enangelifce Lanbeticche * Preußen und bie Ein 
nerleibung ber neuen Provinzen, Bexfin 1867. 

=) Bat. Erlaß ». 18. Jun! 1868 — 9.8, 1868, & 589 —, B. vom 22. Se 
1867 — 8.8.1807, ©. 1500 —, 8. vom&4. September 1867 — a. a. D. &, 1860 

") 9. vom &, Februar 18%, Gef. vom 6. deiner 10 — 
Statuten:Samml. Ed. 2, ©. 188, Eh. 14, ©. 30. 
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reduziert auf drei, zu Hannover, Pe - 
Tepteres bie Kirdenbehörbe für bie reformierte Kirche ber 
bildet *°). Kirchliche Gentralbehörbe iſt für die neuen Pro: 

Dingen nicht ber Evangeliſche Oberkirchenrat, fondern der Kultuäminifter. 
inen Zeil der neuen Provinzen find nun befonbere Kirdilide 
Drbmungen beirefiend den Ausbau ber Synobalverfafjung nad dem 
Vorbilde derjenigen ber älteren Provinzen ergangen, So wurben 
erlaſſen die Kirchengemeinde · und Synodalordnung für bie enangelif. 
lutheriſche Kirhe von Schleswig-Holftein vom 4. November 1876, 


meinden im Konjiftorialbezirt Wiesbaden vom * Juli 1877, die 
Kirchengemeindes und Synodalordnung für bie teformierien Gemeinden 
ber Provinz Hannover vom 12. April 1882 —— 
und Synodalordnung fir die edangeliſchen Kitchengemeinſchafien km 
Konfiftorialbezirt Kafjel vom 16. Dezember 1885. In berfelben Miele 
wie bie firchlichen Ordnungen ber alten Provinzen wurben biefe umder 
gleidhgeitiger gefegliher Normierung ber ftaatlihen Hoheltsrehte burdı 
Staatsgejeg genehmigt. Es geſchah dies fir Schleswig-Holfteln ums 

den Konfiftorialbezirt Miesbaben burd) Geſetz vom 6. April 1878%%), ftir 
bie reformierten Gemeinden der Provinz Hannover durch Gefeh vom 
6. Auguft 183322) und file den Konfiltorialdesirt Haffel durch 
vom 19. März 1886) Inhaltlich ſtimmen bieje 
durchaus mit den für die alten Provinzen ergangenen überein. J— 
befondere iſt die Negelung der Staatsaufficht gegenüber ben enange 
liſchen Kirchen von den gleichen Befihtspunften aus erfolgt. 

Eine auf dem Gtundſahe ber kirchlichen Selbftänbigleit bafierenbe 
Normierung des Berhältnifies von Staat und Kirche ift demnach mod 
nicht erfolgt filr die evangelifd-Lutheriihe Ricdhe der Provinz Ganmover 
unb für Das Gebiet von Frankfurt a. M. 


$ 221. Der Staat und die Ratholifde Kixde 


Das äußere Verhältnis der katholiſchen Kirche zum Stante war 
in den landrechtlichen — bis in bie neuere Heit geregelt Dun, 


U. Erlaffe vom 20, Febrwar und 17. November 1854 und 18 April 1836. 
— 1884, ©. m 1886, 8. 18 — *) 86, 18%, ©. 145. 
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Ber 


die im A. OR. II, 11 für alle Neligionsgefelichaften getroffenen 
ul In dem größten Teile ber Mheinproving galt bas fran- 


Vorſchriften. Die äußere Organifation der Kirche, ber Einfluß bes 
Staates auf bie Beſehung ber Bistümer und ber Stellen in ben 
Domtopiteln, ſowie der Umfang der ftaatlichen Leiſtungen für die 
Aitche richtete ſich nach den Girkumftriptionsbullen, für bie älteren 
Zanbesteile nach ber bereits erwähnten Bulle De salute animarım 
vom 16. Juli 1821, ſtaatlich anerfannt als bindendes Statut der 
tatholiſchen Kirche buch die Kabineitsorbre vom 28, Februar 1821, 
für Hannover nad) ber Bulle Impensn Romanorum Pontificum solli- 
eitudo, durd Patent vom 20. Mai 1824?) als Iandesherrliches Geich 
publiziert, für Heffen-Naffau und Hohenzollern, welche zum Gebiete 
ver obereheinifchen Kirdenpronin; gehören, durch bie Bulle Provida 
solersqus vom 16. Auguft 1821 und Ad domeniei gregis custodium 
vom IT. April 1827 °), genehmigt unbefchadet der ftaatlihen Hoheits- 
rechte durch Verordnumgen ber beteiligten Staaten *). Die die freie 
Bewegung ber Kirche einengenben Beitinumungen bes älteren Rechts 
lamen in Fortfall mit Einführung der preußifchen Verfaffungsurkunde, 
welche jene Beſchrankungen aufhob, Mit Befeitigung der Art, 15, 
16 und 18 ber Berfaffungsurkunbe ift aber jenes ältere Recht wieber 
aufgelebt, joweit bie neuere Spesialgefehaebung für die latholiſche 
Kirche feine andermweiten Normen gibt. Bon der legteren kommt hier 
nur ber Teil in Betracht, ber ſich allein auf bie latholiſche Kirche bezieht. 

Der Rechtszuſtand, bee ſich aus dieſer ziemlich verwidelten Ges 


Holgenborffs gahtduch Bb. 1 (IB7I), ©. 462; © v. Bar, Cioat und father 
age irche in Preußen, Berlin 1883; die zu & 219 N. 16 erwähnten Kommen- 
tore von Hinfhius; Meurer, Net. Ratpolfce Kirge in v. Wörterdug 
2b. 1, 5. 715ff. Bon der fehenredillicen Likieratur {N belonbers Beroorjußeben 
Hinfhius, Kinhenreht der Ratholiten und Proteflanten, Dh. 1-4, Berlin 
IBBQ-IBER Mol. auch Hüsler, Met. Komlorbnte und Cirfumftri 
in o. Stengels Wörterbuch, 8. 1, & 897 ff. 

8.8. für Yannover 1824, Abt. I, &. 87. 
Walter, fontes juris ecolesinatici, Bonnne 1868, ©. 322 ff. 
+) Bat. für Ruchefen Berorbnung vom 31. Auguft 1829 — 0.5. 
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find. 

Die gefamte Organifation ver fatholiihen — beruht auf den 
erwähnten Cirtumſtridtionsbullen. Wenn auf auf Grund ven Ber 
abrebungen pwiſchen Staat und Kurie ie, —— dieſelben doch 
nicht den Eharafter des Vertrages‘). Es kann bier bie Frage, ab 
ein folder Vertrag überhaupt rechtlich Fonfiruierbar wäre, fomie bie 
viel behandelte Kontroverfe nach der rechtlihen Natur der Kontorbeie 
unerörlert bleiben. Jedenfalls find bie Bullen einfeitige Erlaffe, benm 
gegenüber bie vorherigen Verabredungen nur bie Bebeutung eine 
Motivs haben. Die Bullen find ferner Kirchliche Erlaffe, fie beraben 
auf ber ber Kirche eingeräumten Vefugnis ber autonomen Sapumg. 
Mit Recht bezeichnet daber die Rabinettsorbre vom 29. Februar 1821 
die Bulle Do snlute animarum als bindendes Statut der 
Kirhe Preußens. Die Eirtumferiptionsdullen beburften wie alle Kir 
lichen Erlaſſe zur Negelung äußerer Verhältnife nach dem bamals 
unftreitig geltenden Staatsfirhenrechte ber ftaatlichen 
€s fann hier davon abgefehen werben, ob jenes 
dur die Verfaffungsnovelle vom 18. Juni 1875 mieber 
ifl. Auch wern man das Placet nicht für geltendes Ned hält, er 
ſcheint die Kirche zur einfeitigen Abänderung der €i 
nicht berechtigt. Es ergibt ſich dies daraus, bafı ber Staat: biefelben 
nicht nur wie fonftige firdlihe Erlaſſe genehmigt, fonbern als von 
igen ſelbſt gewolltes Recht publiziert, ja in Hannover gerabeu alt 
Iambesherrliches Geieg verkündet hat. ferner normieren die 
ffeiptionsbullen nicht nur rein kirchliche Verhältniffe, fonvern and; bie 


9) Nebereinftimmend Förfter-Ereius, Preuß: Privatredit Bd, 4. an 
5.400, A. 189; Hinfchiws dei Marauazbien a. a. D. &, DR. 

*) Andrer Anfıht 9. Shulye, Preuf SR. Eh. 2, &. TAT. Mebeeie 
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Rechte bes Staates über die Kirche in gewiſſen Beziehungen unb bie 
ſtaatlichen Leiftungen für biefelbe”). 

Nah der Bule De salute animarum beftehen in dem älteren 
Sanbesteilen zwei Erzbistiimer und ſechs Bistitmer, Denfelben wird 
aber nicht das ganze Staatsgebiet unterworfen. Vielmehr bleibt in 
den Gebieten, in denen der Diözejenverband langſt erloſchen war, wie 
Brandenburg, Pommern, bem größten Zeile von Sachen, berfelbe 
auch meiterhin befeitigt. Jar allgemeinen finb bie preußifden Lande 
nur preuklichen Bifhöfen unterftellt. Ausnahmen beftehen in Schleſien, 
wo die Grafſchaft Glatz zur Diözefe Prag, der Diſtrilt Katſcher zur 
Diözefe Olmüß gehört. Umgelehrt erftredt ſich aber bas Bistum 
Breslau über ganz Defierreihiih-Schlefien, ambere Vistimer über 
einige deutſche Rleinftanten. Für die weſtlichen Provinzen befteht das 
Erzbistum Köln mit ben Suffraganbistimern Trier, Münfter und 
Paderborn, im Dften das vereinigte Erzbistum Poſen⸗Gneſen, mit 
dem Suffraganbistum Kulm, fowie die eremten Bistümer Breslau, 
deſſen Bifhof ben Furſtenrang hat, und Ermland. Die Bistümer 
werben bejegt buch Rapitelmahl®). Nach bem Brene vom 16. Juli 
1821 jollen ſolche Perfonen, melde dem Nönige Personae minus 
gratae find, nicht gewählt werden. Dieſes Vetoreht des Staates 
wirb in ber Weiſe geübt, daf von ber durch bas Kapitel vorgelegten 
Kandidatenliſte bie nicht genehmen Perjonen geftrichen werben. 

‚Hannover ift durch bie Bulle Impensa Romanorum Pontißcum 
vom 26, März 1924 in zwei eremte Bistimer Hildesheim und Osna- 
brüd, von benen lepteres erft 1858 eingerichtet wurde, eingeteilt. Im 
dem preußiihen Anteile ber oberrheiniſchen Nirchenprovinz beitebt für 
das ehemalige Kurfürftentum Heffen das Bistum Fulda, fir das eher 
malige Herzogtum Naſſau und das Gebiet von Frankfurt a. M. das 
Bistum Limburg. Die vormals großberzoglich heſſi chen Gebietsteile ges 
hören zum Bistum Mainz, die hohenzollernſchen Lande gehören zum Erz ⸗ 
bistum Freiburg. Die Bifchofswahl erfolgt in Hannover und in der 
oberrheiniſchen Rirhenprovinz durch bie Kapitel. Die Kanbibatenlifte 
iſt vorher ber Regierung vorzulegen, welche jo viele Ranbibaten reihen 
tann, dab aus dem übrig gebliebenen noch eine Wahl durd) das Kar 
pitel möglich ift®). 


") Mebereinftimmend Yinfhius bei Marguarbfen a. a. D. ©. 286. 

*) Die durch die Bulle Do anlute animarum für Pofen-Bnefen, Kulm und 
Ermland aufrecht erhaltene frühere Einrichtung, wonach ein Rominationsredht der 
Krone unter Scheinwahl der Kapitel beftand, ift zufolge ber Noten vom 2B./24. 
September 1841 durch die Morfeheiften der Bulle erfeht morben- 

| Nach tirchlicher Auffafjung müffen drei, nad ſiaatlicher zwel Namen übrig 


gebrachte Weife, der Biſchof dagegen bie Stelle bes Delans und bie 
im den übrigen Monaten valant werdenden Stanonilate und — 
Domoilariate befegen. Die Breslauer Weiſe, welche dadurch zw 
gemeinretlichen geworben ift, beftand darin, daß — 
wiſchen der Bezeichnung der Perjon und der Verleihung, und eritere 
vom Sondesherren ausgeübt wurde. In Hannover und in ber ober 
theinifchen Nirchenprovinz werben nad den Eirtumffxiptionäbullen die 
Stelle des Delans, die Kanontfate und Domvilariate derart befegt, 
daß alternativ in dem einen Bakanzfall ber Bifhof, im bem anderen 
dad Kapitel dem Lanbesherren binnen ſechs Wochen nach eingetretener 
Erledigung vier Kandidaten vorihlägt, und nad Streichung ber nit 
genehmen der Biſchof oder das Kapitel aus den nicht beanfianbeten 
Kandidaten einen ernennt. Wie viele Perfonen von ber Regierumg 
geitrihen werden fönnen, richtet ſich nach denfelben Grunbjägen mie 
bei den Bilhofswahlen ’*). 

Die alttatholifche Bemeinfhaft, d. 5. derjenige Teil ber Kathe 
liten, welcher bie Veſchlüſſe des vatitanishen Konzils nicht anerkannt 
bat, murde in Preußen im Verbältnifie zum Staat nad wie vor alt 
Zeil ber tatholiſchen Kirche betrachtet, da die Aittatholifen gerade bie 
bisherige Lehte und Verfaflung der Kirche aufrecht erhalten mollten. 
Da mum aber die firhlihen Autoritäten ſich fait durchweg dem wahl 
taniſchen Beſchluſſen unterwarfen, jo erwies fih eine Organifatien 
ber altfatholifhen Gemeinfhaft notwendig. Diefelbe — darh 
eine autonom abgeſaßte Epmodal- und Gemeinbeorbnung. Mn ber 
Spite der Gemeinihaft ſteht ein von der altkatholifcen Era ge 


una — die umfangreiche Rontroverjenlitteratur Hinfhine, Regen 
— — AR vorgefgeleben dutch Verordnung vom IB, Frehruar AUT 
*) Bo. Yinfhius, Rirgenreht BD. 2, ©. 696. 
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wählter Biſchof, gegenwärtig mit bem Sibe zu Vonn, vor deſſen Wahl 
die Negierungen, welche ben Biſchof anerkannt haben, Preuhen, Baden 
und Heilen, die Personas minus gratae ausfchließen können. Die 
Beobachtung diefer auf antonomer kirchlicher Sapung beruhenden Bes 
fimmungen kann vom Staate durch Verfagung ber flaatlidien Anz 
ertennung der orbnungswidrig Gemwählten erjwungen werden. Der 
— heat dann ber ftaatlichen Anerfennung und hat ven Biſchofs⸗ 
au Leiften. 

Für den Fall der Erledigung eines katholiſchen Bistums, wor 
runter auch das alitatholiſche zu verfiehen ift, mar bas Geſetz vom 
20. Mai 1874 2 ergangen, deſſen Beflimmungen durch bie Nevijions: 
novelle von 1887 allerdings zum größten Teile wieder aufgehoben 
find. Noch jept Hat aber jeber, ber in einem erledigten katholiſchen 
Bistume biſchofliche Rechte bis zur Einfegung eines ftaatlid, anerkannten 
Biſchofs ausüben will, dem Oberpräfidenten der Provinz, in welder 
Ab der erledigte Bijhoffip befindet, unter Angabe des Umfanges der 
auszuübenden Rechte fehriftlihe Mittellung zu machen, ben kirchlichen 
Auftrag, ſowie jeine perfönlihe Dualifitation nah Maßgabe ber 
Staatögefege darzuthun und fih zum Treueid gegenüber dem Staate 
bereit zu erflären. Nach der Neviftonsnovelle von 1886 fann das 
Staatsminiiterium von ben perfünliden Erjorberniffen mie von bem 
Eide dispenfieren. Junethalb zehn Tagen nad) Empfang der Mit: 
teilung hat der Oberpräfident ein Einſpruchstecht. Die Straftlaufelt, 
durch melde früher bie Beobachtung biefer Vorfähriften erzmingbar 
war, find feit 1887 forigefallen. Der Staat kann höchftens noch bie 
betreffenden Amtshandlungen ald nichtig betrachten, 

Die befondere Kontrolle bes Staates gegenüber ber lathollſchen 
Kirche erftredt ſich auf die Genehmigung kirchlicher Erlaſſe, bie Be: 
auffihtigung der Bermögensverwaltung nach Maßgabe ber Staatds 
gefege und die Regelung des Orbensmweens. 

Das Ianbesherrlihe Placet, d. h. bie Verpflichtung ber kirchlichen 
Behörden ihre Erlaffe vor der Verkündigung bem Staate zur Ber 
nehmigung vorzulegen, mar bis zur Einführung ber Verfaffungsurkunde 
im größten Telle des Staatsgebietes geltendes Necht. In ben lanbess 
rechtlichen Ghebietsteilen durfte nach SS 117, 118 II, 11 MAN, fein 
Biichof in Neligions: und Nirchenangelegenbeiten obne Erlaubnis des 
Staates neue Verordnungen maden, ober vergleihen von fremden 
geifilichen Oberen annehmen, auch mußten alle päpſtlichen Bullen, 
Breven und alle Verordnungen auswärtiger Oberen ber Geiſtlichteit 


) GE. 18%, ©. 185. 





— 
rein geiſtliche Angelegenheiten detraſen, vor ihrer Veröffentlichung um 
Zolfiehung der fgl, Genehmigung, die übrigen waren der Staatt 
behörbe zur Kenntnisnahme norzulegen. In den Stanten ber oben 
— Rirhenprovinz endlich war — eine von denſelben über | 
einftimmend erlajiene Verordnung vom 80, Januar 1830 

ba bie von ben firchlichen Behörben ausgehenden 

orbnungen wie befonberen Berjilgungen von hans da) 

der päftlihen Bullen, Breven umd fonfligen — Genehmigung 
des Staates unterlägen und nur mit dieſer Fund gemacht ober en 


ordnungen und öffentlichen Erlafie, weiche rein geiftlihe Angelegenheiten 
beträfen, den Stantsbehörden zur Einfiht vorzulegen feien, mb Die 
Kundmachung erit nad erteilter Staatab 

Diefe mit Einführung ber preußifcen Berfaffungau — 
getretenen Beſtimmungen find ſeit der Berfafungsnovelle vom 18, Juni 
1875 mieber geltendes Recht geworden '*). Das Placet lomm aller 
bings nicht zur praftifchen Anwendung, es kann aber vom — 
jeden Augenblick wieder zur Geltung gebradt werben. 

Der Unterhalt der katholifchen Kirche erfolgt zum großen Zeile 
aus Staatsmitteln, zu beren Lelſtung fl ber Staat bei Erlah ber 
Eirkumfkriptionsbullen verpflichtet hatte. Es redtiertigte fi dies 
politiſch barans, daß der Staat in den vorangegangenen — — 
das Kirdengut eingezogen und verſprochen hatte, für ben Unterhalt 
der Ricche zu jorgen. Wenn aud bie verfaffungsmäßige Garantie 
dieſet Leiftungen mit Aufhebung des Art. 15 der 
fortgefallen it, fo iſt dod das Nedtäverhältuis felbit umberiikrt 
blieben. Die Einftellung ber fiaatlihen Leitungen auf Grund 
Geſehes vom 22. April 1875 war mur eine vor 
um den Miderftand der katholiſchen Kirche zu breden, fo bai 


7) Bol. 3 218, 
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Geſetz gegenwärtig ohne Bebeutung if. Schon aus ben ſtaatlichen 
aber weitgebenbes Aufſichtorecht bes 


Staates über die firhlice Vermögensverwaltung. Da ber Staat die 
Eatholifhe einen nicht als —— Perſon — 
fo lonnen Träger bes kirchlichen Vermögens nur bie einzelnen 

der Gejamtliche, beionders alfo bie Varochlen und Diözejen an 
Dem entſprechend gliebert ji denn auch die durch bie Mevifionds 
novellen nur ſeht menig berührte ftantliche Befeggebung. Für bie 
Parodien gilt das Gejeh vom 20. Juni 1875 über bie Vermögens 
verwaltung in den kathoiiſchen Kirchengemeinden ’*), jomwie das Geſet 
vom 4. Juli 1875 betreffend die Redhte der alttatholif—hen 
‚gemeinfhaften an dem kirchlichen Vermögen !°), für bie Didzeſen 

Geſeh vom 7. Juni 1876 über bie Aufſichtsrechte des Staates er 
der Vermögensverwaltung in den katholiſchen Didzeſen **). 

In der Parodie werden ald Organe der kirchlichen Vermögens: 
verwaltung zwei aus ber Wahl der Kirchengemeinde hervorgegangene 
Behörden, der Kirhenvoritand, deſſen Vorfigender nad) der Keviſions - 
novelle von 1886 in der Negel der Pfarrer ift, für bie laufende Vers 
mögensverwaltung, und bie Gemeinbevertretung zur Nontrolle unb 
Mitwirkung bei einzelnen Alten beftellt, Die Art der Juſammenſetzung 
und bie Funktionen dieſet Organe find gejeglich beftimmt. Die Gefegs 
gebung flieht ſich dabei aufs engite an bie für bie evangeliſche Kirche 
geltenden Vorſchriften an. Während aber dieſe lepteren in erfter 
Linie lirchliche Ordnung und nur, ſoweit es fih um bie vermögens: 
rechtliche Vertretung handelt, vom Staate fanftioniert wirb, if hier 
die Negelung durchaus von Staatöwegen erfolgt. Ebenſo normiert 
das Gejeh bie Art und Weife der Handhabung der Staatsaufſicht 
und bie Fälle, in denen die kirchlichen Beſchlüſſe bie Genehmigung 
ber ſtaatlichen Auffihtsbehörbe bedürfen, durchaus in Uebereinſtimmung 
mit ber Regelung der Staatsauffiht über die Vermögensverwaltung 
ber evangeliihen Kirchengemeinden. 

Da ber Staat bie Altfatholiten als Mitglieder ber ———— 
Kirche betrachtete, eine kirchliche Gemeinſchaft zwiſchen Alttathollten 
und anderen Katholiten, insbeſondere eine Gemeinſamkeit des Gottes⸗ 
dienſles aber unmbglich war, fo mußte bie ben Altfatholiten zuftehende 
Benuhung bes kirchlichen Vermögens bis zu einer endgültigen Nuss 
einanderfegung zwiſchen beiden Kircheugemeinſchaften proviſoriſch ges 
regelt werben. Dies iſt geſchehen burd das Gefeg vom 4. Zuli 





*) 88. 1875, ©, 41. ") 8.8. 1875, ©. 338. 
") @.8. 1876, ©. 149, 
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des zu lirchlichen Sweden beftimmten nad dem 
verbältniffe beider Teile. Ein zur altkatholif 
tretenber en Aid irAe Kan 


Gemein 
ſchaft. Ferner kann biefer, wenn fie bie Mehrheit ver — 
umfaßt, und bie Zahl ber übrigen Gemeindeglieder nicht mehr 
iſt, der volle Genuß des firchlihen Vermögens eingeräumt E 
Ueber bie Art und den Umfang der ber alttatholiichen 
einguräumenben Nechte hat ber Oberpräfibent eine im r 
wege vollitredbare Entfheidung zu treffen, gegen melde bie Berufung 
an den Kultusminiſter ftattfindet. 

Die nach dem Geſehe vom 7. Juni 1876 zu handhabende Stanike 
aufficht in den latholiſchen Diözelen eritredt fi 1. über bie Bermal 
tung der fr die fatolifchen Bifhöfe, Bistümer und Kapitel beitimmten 
Bermögensitüde, 2. über die Verwaltung der zu kirchlichen 
‚ober zu Schulzweden beftimmten und unter bie Verwaltung oder 
fit latholiſch lirchlichet Organe geftellten Anftalten, Stiftungen mb 
Fonbs, jomeit fie nidt unter das Geſetz vom 20. Juni 1875 —— 
Die Art und Weiſe ber Handhabung ber Staatsanffiht mb 
Falle, in denen bei Alten der Bermögensverwaltung bie Senn 
der Auffihtsbehörbe erforderlich ift, find in derjelben Weiſe 
wie binfichtlich der einzelnen Kirchengemeinden. Rur fällt ba, ma ber 
biſchoſlichen Behörde unmittelbar bie Vermögensvermaltung zuitebt, 
‚gemäh die Konkurrenz der lirchlichen und ftaatlihen Organe bei 
fihtigung fort, und dieſelbe wird nur durch Die letzteren 
Beltimmung ber AuffichtSorgane des Staates war einer 
Verordnung vorbehalten. Diefelbe, ergangen am 29. September 
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erflärt in einigen wichtigeren Fällen, in denen bie firhlihen Verwal: 
tungsafte ber fiaatlichen Genehmigung bebürfen, den Kultusminifter, 
— m Brihng geife Gute De Döcnefungsienme, 

fter, zur gewiſſer die mer, 
nee den Oberpräfiventen für zuftänbig- 

Im das Drbensmefen ber Eatholiihen Kirde hatte die Neichs: 
gefeggebung auf Grund der dem Reiche beyüglid) des Vereins und 
Verſammlungsrechtes zuftehenben Kompetenz durch bas Jeſi 
eingegriffen *"). Biel weiter ging aber die preußiſche Qandesgejet: 
mit dem Gefege vom 31. Mai 1875 betreffend die geiftlihen Orden 
und orbensähnlichen Kongregationen der katholiſchen Kirche *°), welches 
durch bie Nevifionsnovellen von 1886 und 1887 verfchiebene Milde: 
rungen erfahren hat, ohne daß jedoch das grundlegende juriſtiſche 
Prinzip ein anderes geworden wäre. 

Grunbfäplich find alle Orden und orbensähnlicen Kongregationen 
der latholiſchen Kirche vom Gebiete ber preußiſchen Monardie aus 
geſchloffen, die Errichtung von Niederlaffungen ift unterſagt, die 1876 
befiehenben Nieberlaffungen burften Leine neuen Mitglieder mehr aufs 
nehmen und unterlagen der Auflöfung innerhalb beftimmter Friſt. 
Das Fortbeitehen einzelner Orden ift Ausnahme von der Hegel. Das 
Befeg vom 31. Mai 1875 Fannte nur eine folde Ausnahme. Die 
Nieberlaffungen ber Orben und orbensähnlichen Kongregationen, welde 
Ach ausichliehlih der Aranfenpflege widmeten, blieben erhalten, auch 
konnten die Minifter des Innern und ber geiftlihen Angelegenheiten 
die Aufnahme neuer Mitglieder geftatten. Rach ben Revifionsnovellen 
Reht ber Krankenpflege die Pilege und Unterweifung von Blinden, 
Tauben, Stummen, Idioten und gefallenen Frauensperfonen gleich. 
Auch find wieder Orden zugelaffen, melde ſich ber Seelforge, ber 
Uebung chriſtlichet Näpftenliebe, und ber Erziehung ber weiblichen 
Jugend in höheren Schulen und Ergiehungsanftalten wibmen ober 
ein beſchauliches Leben führen. Den beftehenben ober wieder zuges 
Taffenen Orden fann außerben geftattet werben bie Errichtung neuer 
Niederlaffungen,, die Ausbildung von Miffionaren für den Dienft im 
Auslande, die Pflege und Unterweifung von noch wicht ſchulpflichtigen 
Kindern, bie Leitung von Waifens, Armen:, Rettungsanitalten ze. 
Den wiebererrichteten Nieberlafungen ift ihr vom Staate In Berwahs 
rumg genommenes Vermögen wieder zurüdzugeben. Die beftehenden 


g 100. 
9 os. 1875, ©. 217, ——— in Lauenburg durch Gefeh vom 25. Febr 
zunt 1978 — G.8, 1878, ©. 


Bernbat, Praufifget Be m. 42 


—N f 


Das Verhältnis des Staates zu den äffentlih aufgenommenen 
Den 
ie 


fränfungen, denen alle Religionsgefelliaften untermorfen find), 
keine andere Stellung ein als gegenüber jebem erlaubten Privatvereime, 
— —0 00 

Handelt es ſich nur um bie nicht offentlich aufgenommenen, aber mit 

orechten ausgeftatteten Religionsgefellihaften. 


Grund befonderer Bejege erlangen. Durch bieje Serfafungsbeftimmumg 
find jelbftverfiänblich diejenigen Religionsgeiellichaften wicht berührt 
worden, denen bereits vor Erlaß der Verfaflungsurkunbe durch — 

—— tonigliche Erlaſſe Korporationsrechte beigelegt waren. Die 
Bedeutung der Verleihung ber Korporationsrechte liegt am — 


betreffende Neligionogeme infchaft erhält aber durd die Möglichkeit, 
baf ihre Gemeinden Korporationsrechte erlangen Können, bie befombere 
Nestsfiellung, welhe der Staat nad verihiebenen Richtungen bin 
biefen Steligionsgefelliaften einräumt. Dagegen fehlen ibmem die 
beſonderen Vorrechte der öffentlich aufgenommenen 
Ihre Neligionsbienee genießen alfo nicht bie — 
Beamten. In finanzieller Beziehung ſtehen fie anderen Korporationes 
gleich, ohne vor dieſen irgend welcht Vorzüge zu geniehen. Ihre wer 
mögensredtlichen Beziehungen zu Ihren Mitgliedern unb zw beiten 
Berfonen beftimmen ſich aljo durdaus nad den Regeln heit 
rechts. Inadeſondere ift, ſoweit nicht ausbrüdtice gefehliche ? 
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mungen das Gegenteil beſagen, bie Beitreibung ber Abgaben im 
Wege der Vermaltungseretution unzuläjfig*)- 

Bon den einzelnen Neligionsgeielfnaften Eommen hier befonders 
folgenbe in Wetradht: 

1. Den Herrenhutern und Bohmiſchen Brübern find Korporations ⸗ 
rechte bereits durch die Generaltonzeflion für Schleſien vom 7. Mai 
746 und burd) bie Generaltongeifion für bie übrigen Lanbeöteile vom 


bilden, denen jedoch die bejonderen Vorredite der Father 
liſchen und evangelifen Gemeinden nicht zukommen. 

2. Die Rehtäftellung ber Altiuiheraner ber alten Provinzen bes 
zubt auf der Generalfonzeifion vom 23. Juli 1846”), Diejelbe ger 
ftattet den von der Gemeinſchaft der evangelifchen Landestirge jih 
getrennt haltenben Lutheranern bie Bildung befonderer Kirchengemeinden 
und bie Vereinigung dieſer Gemeinden unter einem gemeinfanen, 
Nirchenregimente der evangelichen Landeskirche nicht untergebenen 
Vorſtande. Die Bildung jeder Gemeinde bedarf der ſtaatlichen 
Genehmigung durch bie Miniiter ber geiſtlichen Angelegenheiten, bes 
Innern und der Jutiz. Dit Erteilung dieſer Genehmigung erlangt 
die Kirhengemeinde bie Rechte einer Rorporation, ohne dafı jedoch 
bie gottesdienſtlichen Gebäube Namen und Charakter von Kirchen er- 
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Die torporative Stelung der Mennoniten Ift 
12. Sat 1874 %), biejenige ber Baptiften burd) Gefeg nom 7. Quli 
— für den — damaligen Umfang en 
Mennoniten» und Baptiftengemeinden können 


— erlangen durch gemeinſchaftliche Verfugung ber Minifter ber 
AJuftig, bes Innern und der geiftlichen Ang Die Erteilung 
iſt mr zuläffig, darf aber auch dann nicht vi werden, wenn 1. ber 


Bezirt der Gemeinde geographife) abge ‚2. at 
und —— * bazu na —— 
— eben von ihr behufs Ausübung des 
nai 1 


rumbfägen zu übernehmenben 

genügen imftanbe fein rn: 3. in bem Statute ber 
Feitfegungen getroffen find, welche mit den allgemeinen gejekliden 
Bettenmungen.im Eäideriprugie Reben. Aufgehoben ind die Borfdräften, 
wonoch Mennoniten zu perſonllchen Abgaben und Zeiftungen am evan 
geliihe oder Hatfolife Kirchenſyſteme verpflichtet waren, 
das Edit vom 30. Juli 1789, Dagegen find die binglichen Wer 
pflichtungen diefer Art, insbefondere die kraft befonderen Nechtstitels 
auf beftimmten Grundftüden haftenden oder doch allen Grunbfiäden 
einer beftinmten Maffe in dem Bezirke ohne Unterfied bes Beñderst 
obliegenden unberührt geblieben. 

4. Die Rechtsverhältnifie ver jadiſchen Gemeinden er 
Heinen Teile übereinflimmend für das ganze an 
für die einzelnen Landesteile verſchieden geregelt 9). =» 

Die Zugehörigkeit zum Jubentume umb ber Austritt aus bems 
felben beftimmt ſich —* ben gleichen Grundſahen, welche für alle mit 
Korporationsrechten ausgeftatteten Religionsgemeinidhaften gelten. ir 
neben ift jedoch durch bas Bejeg vom 28. Juli 1876 
Austritt aus ben jübifhen Synagogengemeinben”) jebem Ni 
Austritt aus ber jübiihen Neligionsgemeinihaft der Austritt aus ber 
bisherigen Spnagogengemeinde wegen religiöfer Bebenfen 
Der auf biefe Meife Nusgetretene hat aber nod) in gemißfenm 1 
zu ben Zafien biefer Gemeinde beizutragen. Diejelben fallen Mm 
fort durch einen nachträglichen Austritt aus bem Fubentume 

In den alten Provinzen iſt file bie jadiſchen — — 


988.107, 6988 RICHT. N cJ. 
Bananen, Ueber die Gemeinbeverhältnlffe der Iaben In Bern 


il 


Beriim 1378. 
”) 86. 1876, ©. 358. 
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maßgebend das Gefep vom 23. Juli 1847 über die Verhältniſſe der 
Zuben ®) 95 35 f. Die Haupt; besfelben find folgende : . 

nn follen nı € der Drts: und Benölferungs: 
fe dergeftalt in Spnagogengemeinden oder Judenſchaften vers 
einigt werben, baß alle innerhalb eines wohnenden 
Juden einer ſolchen Gemeinde angehören. Die Bildung unb Abäns 
derung der Sunagogenbezirke erfolgt durch die Regierungen nad An: 
Hörung ber Beteiligten. Die einzelnen Gemeinden erhalten in Bezug 
auf ihre Vermögensverhältnifie bie Rechte juriftiiger Perfonen. 

Die äußere Gemeindeverfaffung ift von Staatswegen geregelt. 
Jede Gemeinde hat zwei Organe, ben Vorſtand und die Repräfentanten. 
Segtere werden von den volljährigen und unbej&oltenen Gemeinde 
—— die ſelbſtündig und mit ihren Abgaben nicht im Rückſtande 

find, der Vorſtand von ben Repräfentanten unter Leitung eines Re: 

mifars, bie Vorſtandemitglieder unter Veflätigung der 
jerung gewählt. Der Vorſtand hat bie Vertretung nad; außen, 





derlich zur Einführung neuer Auflagen, zur Aufnahme von Anleihen 
* zum Ankaufe von Grundftücen, ſowie zur eelın Veräußerung 

Grumdftücken und Realberehtigungen, in ber Provinz Poſen 
em zur Aufnahme von Schulden jeder Art, zur Anftellung von 
Brozeſſen und zur Abichließung von Vergleichen über Gerechtſame ber 
‚Ktorporationen ober über bie Subſtanz bes Bermögens ber Synagogen 
gemeinde, wie zur Aufſtellung des Verwaltungsetats und zu außer 
“tatsmähigen Ausgaben. 

Ueber bie im Gefege nicht normierten oder ftatutarifcher Negelung 
vorbehaltenen Gegenftände bat jede Gemeinde ein Statut zu errichten, 
welches der Beitätigung des Oberpräfidenten unterliegt. Dasielbe 
Hat insbefonbere zu beftimmer, ob Aultusbeamte angeftellt, unb mie 
diefelben gewählt werben follen. Die gewählten Kultusbeamten, melde 
umbeicholtene Männer fein müfjen, dürfen in ihr Amt nicht eber ein- 
gewieſen werben, als bis die Regierung erflärt hat, daß gegen ihre 
Annahme nichts zu erinnern it. Zur Annahme auslänbiiher Juden 
als Aultusbeamter ift die Genehmigung des Dinifters des Inneen 
erforderlich. Streitigfeiten über Kultusangelegenheiten ind von einer 


78.8. 197, e. 208, 








662 Das Berweitungäreht . sm 
die Minifter der geiſtuchen Angelegenheiten unb bes Innern 
et Kommiffion zu entfheiben. — — 


fſar Naſſau bie Verordnung vom 7. danuar 185244), 
für Bas Gebt nun 3 das Heglement vom B; Min, 
1839 %), für die ehemals grosbergenfig heſſtſchen Gebieteteile Die 


Zanbedteile das Jubenebift vom 10. 
Provinz Schleswig:Holfiein fteht für Schleswig eine Berorbnung vom 
8. — 1854°°), für Holftein ein Geſetz vom 14. Jull 

Am engiten ſchließt ih an das altureußiihe Recht das 
verſche an, Dies gilt namentlich von der notwendigen 
ber Juben zu einer Synagogengemeinbe, ber 
ber eingelnen Gemeinden, benen Korporationgrechte 


15 
ki 


aut 
Landrabdiner als kontrollierendet Organe für einen 
wodurch ein hierarchiſches Element in das Judentum 
wird. Noch weiter geben in biefer Beziehung bie Orbrungen 
Heſſen· Raſſau und SchleswigsHolftein. Das Spftem ber 
gemeinden, wonach jeber Jube einer Synagogengemeinbe angehören 
mup, iſt algemein durchgeführt. In Rurhefien erfolgt die Befteilung 


’) Hann. G.S. 1842, Abt. |, ©. 21h Bel, Bekannte. vom 
mar 194 — oa. D. PR nern, 60 
emder 1860 — a. 0. D. 1860, Abt. I Nr. AT —. 

) ®.8. für Kurdeffen 1898, Nr. 12; 1888, Pr. 16. 

") Raff. Lerotdn vi. 1858, ©. 6. 
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*) Baye. BegBt. 1819, ©. 91. 
“) Verorbn «Sammel 1854, ©. 12 = 
9 Hofe, Gej.Bt. 1868, ©, 167. J delder Beroednungen den I. 
vom PA Gh — 8.8. 1867, ee r 
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—— — ndlich in 
ſſche ber Gemeiuden und das ſtaatliche ze 
recht für die geiftlihen Nemter mit einander Fombiniert, 
Uebereinftimmend. für das ganze Staatsgebiet find dagegen bie 
Nechtsmittel bezüglich ber Geltendmachung von Rechten unb Pflichten 
einzelner gegenüber ber Gemeinde geregelt. Nach & 54 — 
feitögefeges vom 1. Auguft 1983 enticheidet ber Bezirksausfhuf; 
Magen einzelner wegen ber ihnen als Mitgliebern einer Syna, 
gemeinbe ober auf Grund bes Gejehes vom 28. Juli 1876 Haager 
den Austritt aus den Eunagogengemeinden zuftchenden Rechte und 
obliegenden Verpflichtungen zu Abgaben und Leiſtungen. Diefer Vers 
waltungsrechtsweg findet nach den allgemeinen Grunbfägen auch in 
den Fällen ausichliehlic ftatt, in denen mad) der biöberigen Gejeh- 
gebung auf Grund eines fpeziellen Nechtstitels ber ordentliche Rechts: 
weg zugelajfen mar. 


Kap. I. Das Unterriditswefen *). 
3228. Staat, Kirqhe und Squle in geſchihttiger Gntwidtung‘). 


Das deutfche Unterrichtaweſen nor der Reformation land im 
engften Zufammenhange mit ber Kirche. Während bie höheren Unter 
riötsanftalten burdgängig mit Aöftern und geiftlichen Inſtituten in 


*) Bot Klüber un 409 — San, 2b. 2 8480; Grotefenb 88192 f.; 
©. Meyer, Deutfched Staats ©. 495 fl; Deutfches Bermaltungsregt Sb. 1, 
©. 218 ff.; ». Stengel, Pe des beutfehen Wermaltungsrents &. 819; 
Gnsiß, — — —** Unterricht: 
weien in v. Solbendorfjd Reitölsziton Bd. 9, ©. 500 fl., E20 Hänge 

@b. 3, ©, 442 ff, ®b, PR 63 eaune, Pr. StR, Ob. 2 

554 ff; u. Rönnme, Das Unterrichtsmefen des preufifcen Etantes, 
1855; 8. ©. Stein, Berwaltungsiehee, Teil V: Das vildunga · 
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regit, elericum habeat, qui secum cantet 
B at qui possit scholas tenero«. Das Unterrictswefen 





Ferner gehört das f 
Auf dem Lanbe it der Küfter, alſo ein firchlicher Beamter, and) | 
Lehrer, die Schulauffiht führen der Pfarrer und die geifllicen Im: 
fpeltoren. Bet den ftäbtifhen Anaben: und Mädchenichulen, vom denen 
erftere ſamtlich Lateinſchulen find, beiteht * ein — 
Stadtrat und Pfarrer beftelltes Lehrperfonal ‚st und 
Verwaltung fallen aber auch bier mit der — zuſammen >). 
Unterhaltung der Schulen endlich erfolgt aus kirdlidhen 
Schulgelde und milden Gaben. Stabtgemeinben und 
auf die Schulen einen Einfluß nur als Kirhenpatrone, das * 
patronat bildet einen Beſtandtell des Kirchenpattonats. Dah bie 
Schulen fämtlich einer beftimmten Konfeifion angehören mußten, wer 
fand fich bei ihrem lirchlichen Charakter und der Zonfeffionellen 
ſchloſſenheit der deutien Territorien von ſelbſt. Schon das branden 





requsgeſchichilichet Entwicklung im ehe für öffentliches — —A — — — 

Bes. aan Sat WE ang De 

er —2 von Gnet de die tonfeffionelle Scyule. Weitere Silterakerr 

angaben f. in den folgenden Roten. — 
7) Mylius,C.0. . Ll Rt. 7. — —— 
J Ifaaesohn, Gef. des preuß. Veamtentums Be, 1, S 22, 
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burgiſche Schulwefen des 16. Jahrhunderts hat daher den Charakter 
einer Staatsanftalt, aber body nur um beswillen, weil bie Kirche recht: 
lich nur Staatsinftitut ifl. 

Während des ganzen 17. Jahrhunderts blieb diefer Charakter 
bes Schulmejens unverändert. Die Thatſache, baf der Landesherr 
bie Gejeßgebung in Glaubensſachen aufgab, und nunmehr verſchledene 
Konfeifionen innerhalb des Staates gleichberechtigt waren, übte auf 
das Schulweſen feinen weiteren Einfluß aus, als dah nunmehr die 
Säulen der verſchiedenen beredtigten Konjeffionen nebenetnander bes 
fianden. Der Friede von Dsnabrüd, Art. V $ 31 erfennt bie Schule 
auedrudlich als Anner der Kirche an und beitimmt auch für fie den 
Konfeffionellen Befigtand nad dem Normaljahre. Das Territorial 
recht befindet fi) damit in voller Nebereinftimmung. Noch bie gegen 
Ende dieſer Periode in Brandenburg-Breufen erlajlenen Kirdenord: 
mungen vegeln daher auch gleichzeitig bas Schulmefen. Inebeſondere 
geſchieht bies durch bie Mevesmärkiigen Kirhenordnungen, bie refor⸗ 
mierte von 1662 und die lutheriſche von 1687 *), ſowie noch zulept 
durch bie für das ganze Staatsgebiet mit Ausnahme von Kleve-Mart 
und Ravenaberg erlaſſene reformierte Inipeftions:, Presbyteriak, 
Rlafjital:, Gymnafien: und Schulorbnung vom 24. Oftober 1713). 

Man hat diefes Schulweſen, welches nur einen Anmer der Kirche 
bildet, bezeichnet als fixchliches oder lonfeſſionelles ) und als jeine 
Renngeihen jolgenbe vier angegeben: 1. Hauptgegenſtand, in ber Bolts: 
ſchule mögliherweife einzigen Gegenftand des Unterrichts bildet bie 
Religion; 2. alle anderen Lehrgegenſtande miffen untergeorbnet bleiben 
den hödjiten Neligionswahrheiten, durchdrungen vom kirchlichen Geiſte, 
untergeorbnet ben Erziehungszwede ber kirchlichen Lehre; 9. das Lehr; 
perional muß eimer einzigen Konfeſſion angehören, ba. die Anftalt felbit 
tirchliches Inſtitut ift; 4. die Oberauffiht und die Entfeidungsgemalt 
über ftreitige ragen fteht der Kirche aus eigenem Rechte zu und ers 
ſcheint mit der geiftlichen Hierarchie als folder verbunden”), Die 
drei erſten Merkmale find jedoch, wie fpäter zu zeigen fein wird, 
mwährenb bes ganzen 18. und teilweife bes 19. Jahrhunderts fortgefegt 


al rel, Aleve · markiſche Befehfammlung Bd. 1, 8.391, Nr.278, ©, 596, 


Y)Myliu, .COML1C MR. 

+) Bepterer Ausdruc ift 018 jmeibeutig richt zu empfehlen. Den 
degeichnet auch den Gegenfag von 1 Tonfefinstos, und dur, die Jd 
von tonfeffioneN und firdlih mird der Anfein ermedt, ald ob ber 
Charatlet der Schule deren tonfefflonellen Charakter außfgläffe, ala ob bie Statt, 
fdule tonfefftonstos fein müßte. 

') @neift, Konfeffionelle Schule ©; 18. 


ia fie ergebt bereits, fomeit als möglih, unter Surüdbrängung bed 
konfeffiomellen Gefihtspunftes für die Schulen aller Konfeifiomen So 
Rellt das Editt vom 9, Oftober 17179) für das ganze damalige Stants: 


Gejep vom 26. Degember 1736°). Die regelmäßigen Schrgegenflänbe 


ben und Rechnen getrieben werben. 

Welterhin wurde die Schulbotation felbftänbig fundiert mb wen 
der kirchlichen getrennt. Beſondere geſchah dies burd; die Principia 
regulativa vom 30. Juli 1736 9) und bie Verorbnung vom 2. Fanıiar 
1738 für bie Kur: und Neumark’). Die neue Detation mirb zum 
Teil dadurch geichaffen, daß die politiihe Gemeinde als folhe, and 
bie Landgemeinde, zu den Schullaften herangezogen wirb, teilmeile 
burd) Leitungen des Staates, ber Kirche, bes Patrons, das € 
geld zc. Dadurch wird die Gemeinde als ſoiche zum erfien Male ein 


YMylius, CC 4.11, & 3. 

"x oD. Vi, ©. 9. 

») Müller, Preud. Schulgefehgebung, Berlin 1854, Anhang. 
*) Mylius, 0.0. M. Contin, I, 2 Re. 4, 





























598 Stand, Riche und Schal. in geihichtfider Entwidlung. 
felbftänbiger Faltor ber Geulorganifation, ohne daß dadurch die 
Säule eine Rommunalanftalt wurde. 
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anerlannten Kirchen, 
von der Wohlthat des 
Grundſat ber ſens von 

gemeine Laſt . Der Schulzwang ſoll das Entjcheidende 
es ber Geſebgeber ift, nicht mehr bie kirchlche Obrigkeit, bie 
aus ſpricht. Alleine Territorien 
aim 


sig 
Bu 


da in den proteftantifchen 
als ſelbſt andiges Rechtsinftitut nicht mehr beftand, 
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Gefegge i 
als neues ſelbſtandiges Grundpringip nicht gelten, ba bie Parität ber 
Kirden ſchon feit Johann Sigismund beiteht, und die Anwendung 
auf bas Schulmeien, wonach fein Teil von ben öffentlichen Schulen 
bes anderen ausgeſchloſſen werben Tann, nur eine Folge ber allges 
meinen Schulpflicht it. Das dritte Grunbprigip it allerdings von 
Bedeutung, aber nur infofern, als darin die Trennung der Schule 
botation von ber firchlichen ausgefprocyen iſt 

Durch die Vereinigung groher katholiſchet Landesteile mit dem 
preufifhen Staate wurde zunädit das Verhältnis von Staat und 
Kirche ein anderes. Das Zerritorialfyftem erlennt bie Kirche menigs 
ſtens in ben Eingelgemeinben wieder als felbftändigen vom Staate 
verfehiedenen Organismus an, ber allerdings auch weiterhin noch unter 
Staatsverwaltung fteht. Die Kirche ift alfo rechtlich nicht mehr blohes 
Staatsinſtitut, fonbern eine bem Staate zwar untergeorbnete, aber 
fie fich beftehende Einrichtung. Die Bedeutung der Schulpolitit Fried» 
rich Wilhelm I mar es, bafı die Schule in Gefeggebung und Dotierung 
von ber Kirche getrennt und zu einem felbflänbigen ftaatlichen Ber: 
waltungsjweige erhoben wurde. Wenn alio der Staat jept wieder 
die Kirche als befonderen Organismus anerkannte, fo ergab ſich ans 
der Entwicllung ber legten Jahrzehnte, daß bie Schule um besmillen 
nicht aufhörte, Staatsinftitut zu fein. Derm fie war nicht mehr bloßer 





=) Gneift, Komfeffionelle Schule &. 18. Most für Wort übernommen non 
o Rönne in der 3. Mufl feines Pe, GER. Do. Ib, ©. DIR Fl. 











aud das Aufere Schulweſen in allen Schulordnungen — 
Rimmenben Grunbfägen eine Negelung erfuhr. So erging file fümt: 
Hide lutheriſche Landichulen das berühmte 
vom 2. Auguft 1763), für bie Säulen 
das Schulreglement vom 3. November 1765 unb das 
Ira ——— Schulen vom 18. Mai 1801 '%), für bie Lands 

in Minden und Ravensberg bie Landfdulorbnung vom 
1754 °%), für bie reformierten Schulen von Aleve-Mart wa 
ment vom 10. Mai 1782 '%). 

Unbefchadet der fortdauernden Geltung ber proninziellem 
orbnungen und Reglements ftellt nun das A. ER. U, 12; 
niederen und höheren Schulen” bie oberſten Grundfäße bes 
Schulrechts auf, wie fie fh aus den biöherigen Hechtönormen mb 
aus ber Bermaltungspraris feit Anfang des nen 
Dabei ift jebod) nicht zu vergefien, daß bag U. ER. mır 
Rechtsnormen enthält. Der Schwerpunkt des Schultechts 
wie vor Ef provingiell und —— verſchiedenen 
nungen, in denen ſich allerdings gewiſſe, ſtetig wiederlehrende gemein 
jeme Grundzüge über den ſtaatlichen Charakter ber Schulen finden 
Nur diefe find e8, welche in das gemeinfame Geſetzbuch 
werben fonnten. Daneben gehen jebod in ben Sxhulorbriugen anbere 
Veſtimmungen einher über ben Lonfeijtonellen Charakter — 


”) N. CC. IL, 3, ©. 283. 

*) 3. Rönne, Preuß, Unterriätönefen Bd. 1, ©, 134 fi 

®) N, 6; 6. I, Supp). Rx 20, “ 
=) Seotti, Aeoemäzlife Gejepfammtung-IV, S. 289, Mr. 2280, 
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ſchule, der ſich ausprägt in der notwendigen Bugehörigteit bes Lehrers 
= einer — ne und in dem — Charakter 
ganzen Unterrichts. Diefe Veſtimmungen fonnten wegen ihrer 
provinziellen unb fonfeffionellen Verfcjiebenheiten in ein 
Geſet huch keine Aufnahme finden. Aufgeboben wurden fie jedoch durch 
dasfelbe Teineswegs. nabefondere it aus dem Schweigen des U. CR. 
nicht ber — gerechtfertigt, daß bie konfeſſionelle Schule dem preußts 
ſchen Landrechte fremd ſei. Die Schule des 18. Jahrhunderts iſt zwar 
eine Bar ‚aber nichtsbeftoweniger eine fonfeffionelle. Nicht mur 
— — Abſtrattion aus ben damaligen Redtszuftänben ergibt 
es folgt mit noch größerer Notwendigkeit aus dem Unterrichts: 
ler "Wermaltungsiofteme. Wenn befonders nach bem Generallandſchul⸗ 
teglement von 1763 und ber Anweiſung vom 16. Dezember 1794 bie 
Religion beinahe bie Hälfte aller Unterrichtszeit in Anſpruch nimmt, 
alle anderen Fächer vom religiöjen Geifte durchdrungen find, wenn 
der Berwaltungsorganismus im allgemeinen mit dem kirchlichen zu⸗ 
fammenfällt, jo ergibt ſich bie Aonfeffionalität ber Schule auch ohne 
ausdrüdlihe Anerkennung im A. ER. von ſelbſt. Die Simultanfchule 
mar nur ein Notbehelf in konfeſſionell gemiſchten Gegenden. 

‚Diefe im 18. Jahrhundert gewonnenen Grundlagen bes preufßis 
ſchen Unterrihtsweiens find in ber Folgezeit nie wieder verlaffen, fie 
find dagegen im 19. Jahrhundert weiter ausgebaut worden, Indem 
auch bie Berwaltungsorganifation der Schule Stufe für Stufe eine 
von ber lichlichen getrennte, Telbflänbige wurde. Zwei Punkte in 
ber. Entwidlung des Unterrichtsmejens während bes 19. Jahrhunderts 
bebürfen dabei einer befonderen Erörterung, die Schulgejeggebung 
unb die Schulbehörben. 

Bereits die Inſtruklion für die Konfifiorien vom 29. Oktober 
1817 8 17 und die Negierungsinftruftion von demfelben Tage $ 18 
Hatten an Stelle ber bisherigen zerjplitterten Nedjtsquellen den Erlaß 
einer allgemeinen Schulorbnumg in Ausficht geitellt. Dieſelbe fheiterte 
aber an dem Verfuche, das Verhältnis der Schule zu Kirche und Ges 
meinde zu regeln, von benen ber Staat bie eine aus pädagogifch-reli- 
giöfen, die andere aus finanziellen Grünben nicht entbehren konnte. 
Man ſuchte daher den Schwierigkeiten aus dem Wege zu geben durch 
die Beſchrantung auf provinziele Schulorbnungen. ine ſolche kam 
iedoch nur für die Provinz Preußen am 11. Dezember 1845 zus 
Rande!”), Die Verfaſſungsurkunde ſtellte demmächit in Art. 21 bis 
26 einige allgemeine Grundjäge bes Unterrihtswefens im teilmeife 


*) Abgebrudt bei Miülfer, Scufgefehgebung, & 111. 


b in den Iı den R 
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niemals zuſtandekommen ” 


Paragraphen zurüdzutommen fein beitehen bie älteren 
Retöquellen der einzelnen Landesteile und fubiibiär in ben Tanbredi- 
fichen Gebieten die Beftimmungen bes U. SR. IL, 12 fort. Bei bieher 
mangelhaften rechtlichen Rormierung iſt ber freien Vermaltungsthätigteit 
ber Behörden ein größerer Spielraum gelaffen als auf jebem auberen 
Verwaltungsgebiete, — 


war, blieb denſelben ſeit 1815 mur die Regelung 

licher Verhältniffe und das Elementarfcpulwefen. Die‘ bei 
höheren Schulwefens ging dagegen zugleich mit der kitchlichen Ber 
mwaltung auf die meubegründeten Konfitorien über. Much am biefer 
Stelle vollzog ſich die Auseinanderjegung zwiſchen Kirche umb Schule 
durch bie bereits erörterte Scheidung des m 

hörden, Konfiftorium und Provinzialfhultollegium '*). US Gentrab 
ftelle befiand feit 1817 das Minifterium für geiftliche, Unterridii 
und Medisinalangelegenheiten. Demnach mar feit 1845 me nad bie 
Lolal· und Kreisinſpettion der Volloſchulen mit ber 

waltung verbunden. Dies mar um jo bebenklicher, ais ſei 
— — Geiſtlichen —— den Charakter 

beamten verloren Hatten, und bei ber notwendigen Berbinbung der 
Schulinſpeltion mit bem geiſtlichen Amte bie eritere ala ein eines 


”) Bol. 9 218. 
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weſen Am An Art. 21 bis 
Diejelbe ſpricht zunächt ben Grundſatz der allgemeinen © 
wieder aus, indem Eltern oder deren Stellverteter mindeſtens für ben 


ſtandigen Staatsbehörben zu führenden Nachweiſe der fittlichen, —* 
ichaftlihen und techniſchen Bildung bedingt (Art. 22). Der Staat 
nimmt ferner bie Aufficht fiber alle öffentlichen und Privat-Unterrichtes 
und Erziehungsanftalten für bie von ihm ernannten Behörden in Un: 
fpruch und legt ben öffentlichen Lehrern bie Rechte unb Pflichten ber 
Staatsbiener bei (Art. 23). Bei Einrichtung ber öffentlichen Volle: 
ſchulen wird die moglichſte Berüdfichtigung der konfeſſionellen Verhält: 
niffe und bamit bie allgemeine Einführung der Simultan- 
ſchule durch das fünftige Unterrichtögefeg Für unzuläffig erflärt. Die 
Zeitung bes religiöfen Unterrichts in der Volksichule fol ben betreffen: 
den Religlonsgeſellſchaften zuftehen, die ber äußeren Angelegenheiten 
ver Boltsichnle ber Gemeinde: Dody nimmt ber Staat unter gefehs 
lich geordneter Beteiligung ber Gemeinde das Recht ber Etnennung 
der Vvolleſchullehrer aus der Zahl der dazu Berechtigten für fih in 
Anfprucp (Art. 24). Unbeſchadet der auf befonderen Rechtstiteln ber 
zubhenben Verpflichtungen britter werben alle Schullaften ber Gemeinde 
auferlegt. Der Staat haftet jedoch Tubfibiär bei nachgewſeſenem Un: 
vermögen der Gemeinde. Er gewahrleiſtet insbejondere den Bolts- 
ſchullehtern ein feftes, ben Loalverhältniffen angemeffenes Einkommen. 
) @.€. 1978, ©. 189, 
’) BE Kirfdh, Das deutiche Boltafgulseht, 2 Aufl, 3 Bände, — 
Ga Sgneider und v. Bremen, ——— preußifgen State, 
Zufammenftellung der auf feine innere Ginrictung und auf 
feine Hegetoehälinie, Tomie auf feine Leitung und Beauffihtigung beyüglihen 
Gelege und Berorbnungen, B Bde., Berlin 1888-87; U Arndt, —— 
taffungeresilichen Grundlagen ded preufifchen Unterri_tömefens Im Irchln für 
Bffentliches — = 1 — ©. 518 f.; Dirkfen, Mt. Lehrer in n. Stengels 
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Verſa ſſungẽheſtimmungen nicht — 8. Bea 

Br Unmi  Umemanı, ) and) in ber 

maltungäpraris die vollftänbige Suspenfion wie bezweifelt worben. 


hat’). Die Bedeutung ber Berfajjungsbeftimmungen liegt demnach 
einzig barin, daß das künftige allgemeine Unterrichtsgefe von ihnen 
nicht abweichen darf, bagegen find fie weder in irgend einer Weile 
geltendes Recht, noch ift die Spezialgefeggebung an fie gebunden. 

Dei dem Nichtzuftanbelonmen bes allgemeinen Unterrichtsgefehes 
und ber Suöpenfion der das Unterrichtsweien behandelnden Ver- 
faffungsartifel find alfo die Nehtsquellen für das Voltsſchulweſen in 
Preußen nur partifulare und jpezielle. Die fepteren, welche, beſonders 
im neuefter Zeit ergangen, einzelne Gegenitände des Schulweſens zu 
regeln beftimmt find, werben bei den betreffenden Materien zu erwähnen 
fein. Hier handelt es fih nur um die partikularen Rechtequellen, 
welche bas Vollsſchulweſen in feiner Belamtbeit umfaffen, 

Bon befonderer Wichtigkeit iſt für bie landrechtlichen Gebietsteile 
bas W. CR. II, 12: „Von den höheren und nieberen Schulen“, 
Dasfelbe hat aber zum großen Zeile nur fubfibiäre Su fo daß 
daneben noch provingielle Geſete Fortbeitehen. Für die ehemalige 
Provinz Preußen, alfo für die heutigen Provinzen Oft: und Weit: 
‚preußen, ift am 11. Dezember 1845 eine Schulordnung für die Eles 
mentatſchulen ) ergangen. In ber Provinz Sälehen, ausſchließlich 
der Dberlaufig gilt das katholiſche Schulreglement vom 9. November 
1765 und das Schulreglement vom 18. Mai 1801 für die niederen 
tatholiſchen Schulen in ben Städten und auf bem platten Lanbe vor 
Shleften unb der Grafihaft Glap*). Beide Gelege finden jedoch auf 
die nicht tathollſchen Schulen Schlefiens, fomeit es ſich nicht um bie 
Regelung ber Rechtsverhältniffe in ben Dörfern gemijchter Religion 
handelt, feine Anwendung!). Das Generallandichulreglement von 

®) Bot. Berh. der 2. Kammer 1849, &. 1201, der 1. Kammer, ©. 1969. 

?) Bgl Ente. des Ob.Zrib, vom 12 Oftober 1874, BD. 73, ©, 406; vom 

— und 14. Jufl — Archio Eb. 79, ©, 370, 8b. &0, 


hen, Sqhleſ Ebikten-Samml. Bb. 8, ©. 780; Reue EdiktenSamml 
©. 266. 


I Die ME 10-20 dor ag. vom 1801 waren dung — 
Bornpat, Brasfifäes eꝛeatorechi. IIl. 
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6. Das Bermaltungtreit. 


Li 
er reg a dur Allgem 
San Gef mn), An De ähm par 
Rechtsquellen in den ehemals franzöfiicen, weitfälifgen und 
Landesteilen, ſowie net der Provinz Poſen aufgehoben, jo 
fomeit es ih um landtechtliche Gebiete handelt, das 4. ER. 
mittelbare Geltung bat. Für Neuoorpommern und Rügen it bat 
Regulatio vom 29. Auguſt 183°?) erlaffen worden. In 
mals franzöftfcpen Teile der Rheinprovinz fteht das Befeg 
dor X (1. Mai 1802), ergänzt durch Be: 

gouverneurs von Nieder und Dttelrhein vom — 
jsic®) in Kraft. Wichtige Beftimmungen über bas 
Schulweſen ber weitlihen Provinzen enthält auch bie 
fäliihe Kirhenordnung vom 5, Mai 1835 1°). Das füdifhe 
wejen der alten Provingen ift geregelt durch das Jubengejeg vom 
23. Juli 1847 19). 


hi 


15. 


HT 
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Von ben neuen Provinzen befipt Hannover ein unfaflenbes Geſch 
betreffend das chriftliche Woltsihulweien vom 26. Mai 1845 mit 
Novellen vom 14. Dftober 1848, 5. November 1850 unb 9. — 
1864 '%). In Schleswig Holſtein ausihliehlih Lauenburge gilt bie 


allgemeine Schulotdnung vom 24. Yuguft 1814'7), in Lauenburg bie 
Sandigulorbmung vom 10. Oftober 1868. Zu Heflen-Kaffaw on 
für bie ehemals Furheffilhen, großhetzoglich — ftantjuttet unb 
bayriſchen Landesteile ein allgemeines Geſeh, für Naſſau in bie Ne 
gelung durch das Editt vom 24. März 1817 betrefiend bie Einzide | 
tung ber öffentlichen Unterridtsanftalten und brei | 
vom 6. Dezember 1817 '*), für bas ehemalige landgräflide 
Homburg durd Edilt vom 9. Oktober 1838 in Verbindung mit ber 
Verordnung vom 19. Auguft 1342 *%) erfolgt, In den Hohenzollernfden | 
Landen enblih iſt die Schulorbnung für Hohenzollern Sigmaringen 





vom 32. Februer 1829 auch auf bie enangeliffen Landesfchulen für am 
wendbar ertlärt worben. Diefer Landtagsabfhieb hat aber einer. 
F —— Befeyeökraft. Dal. Eng. des D.8.8, vom 27. — 
1, 
2.) Uebereinftinmene Ontjg- de6 D.8@. vom ZU. Deyember 1, Wı 
£ “ro. Ramph, nn. Bd. 15, 
* v. Rönne, Unterriätöwefen &b, 1, &, 188 f. 
*) 0. Ramp$, nn. 8b. 19, &. 104. 
*) 0.8. für Dannover 1845, bt. I, ©. 465; 
ws. 1, 5, 208; 1864, Wbt. i, ©. 40. 
") Shronlog. Samml, 1814, &, 118, 
— Bereron-Sauıml. für Raffau Ub. 9, &, 285 fl. 
) Archiv landacaſtich hefftiher Befege ©. 269, 
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am Das Volloſchulweſen. BB 


vom 6. November 18099), für Hohenzollern: Hechingen bie Schulorbs 
nung vom-1. Juni 1833?) ergangen, 

HI. Das grundlegende ein des preußlſchen Volksſchulrechtes 
Aft bie allgemeine Schulpflicht. Dieſelbe beruht in ben landrechtlichen 
Bebietsteilen auf den Vorfhriften ber 58 43 ff. I, 12 A. 2. Die 
landrechtlichen Beltimmungen über die Schulpflicht find durch eine 
Rabineitsorbre vom 14. Mai 1825 ?%), melde auch auf bie fm Jahre 
1866 erworbenen Provinzen Anmenbung findet **), auch auf bie Ges 
biete ausgedehnt worben, in denen fonft das A, IR. nicht gilt. Des 
‚gleihen befteht bie allgemeine Schulpflicht in ben Hohenhollernſchen 
Landen unb im Seife Herzogtum Lauenburg. 

Nah 943 M LER, II, 12 ift jeder Einwohner verpflichtet, feine 
Kinder zur Schule zu fehiden. Die allgemeine Schulpflicht ift alfo 
nicht ein Ausfluß der Staatsangehörigfeit, jonbern eine Folge bes 
MWohnfites im räumlichen Herrichaftägebiete der preußiſchen Geieh: 
gebung. Der allgemeinen Schulpflicht find demnach aud Ausländer 
unterworfen, welche im Inlande ihren Wohnſitz haben, nicht dagegen 
Inlander, welche im Auslande wohnen, fomweit niht Staatsverträge 
in dieſer Beziehung etwas anderes beitimmen *). Cine oͤffentlichrecht ⸗ 
liche Verpfligtung fann ſelbſtverſtandlſch nur hanblungsfähigen Perfonen 
auferlegt werben. Auch bie Schulpflicht ift baher feine jolde ber 
ſchulpflichtigen Kinder, fondern eine folhe der Eltern oder ihrer Stell: 
vertreter. Ihr Anhalt befteht in der Verpflichtung, für den nötigen 
Untereiht der Kinder und Pflegebefohlenen zu forgen, Die Bejok 
gung biefer Verpflichtung muß eventuell dur Strafen erſwungen 
werben, Während nun aber für die Nbeinprovinz durch die Kabineits- 
ordre vom 20. Juni 1835) umb für einen großen Teil ber neuen 
Provinzen bie partitularen Schulorbnungen bas Strafmaß und bie 





2) Sammlung der Oefep x fir ba nfantum Bopegofers-Sigmartngen 
©3, 


* Richt publigiert, mitgeteilt bei $. Bailer, Sammlung der Befehe und 
Berorbungen Tre dad Elsmertarfgulweien in den Hohenyollernfgen Landen, 
1 
=, vs 1825, ©. 1490. 
Pr . Verordnung vom 16. September 1867 — ©.S. 1867, &. 1515 — 
is des Kompetenggesihtähofs vom 19, Oktober 1872 — I.MU 


———— Haben ſich durch Abtommen vom 13. November 
1876 serie, die in ihrem Gebiete wohnenden Nngehörigen anderer deutfcher 
Staaten gleich — zur Säule heranugiehen, —— Schneider und 
Bremen Bb. 3, S. 30. Fur Preuben wled damlt nichto neues beſtlmumt. 

“) 0.8. 1885, ©, 131. 


876 Det Bermaltungbreät. sm 
sur Feſtſehung berechtigte Behörde, meift die Ortspoligeibehörbe, ber 
Rimmen , fehlt eine ähnliche erihöpfende Vorfeprift 
Uchen Gebieisteile. Der 5 48], 12 4. &.R.**) legt nur « 
aufiebern die Pflicht auf unter Beiftand der Obrigkeit bie fäumigen 
‚Eltern durch Smangsmittel und Beftrafung zu ihrer Verpflichtung an 
zubalten. Die Prazis half ſich buch Polizeiverorbnungen und dur 
polizeiliche Erekutioftxafen. Nachdem Ieptere durch die Judiletut ber 
aberften Gerichtshöfe *") mit echt zeprobiert find, ba es fidh micht 
um: polizeiliche Angelegenheiten hanbele, bleiben mır bie Poligeinerorb« 
mungen Doch deren Rechtsgültigkeit muß aus dem gleichen 
Grunde beftritten werden, fomeit nicht für einen Zanbesteif eine fps 
Ermächtigung vorliegt. Zu einer polizeilichen 
bes ermächtigen weder ber $ 48 U. 12 A 
bie Klauſeln des 


E 
| 
f 
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e Bildung zu veridaffen, iſt niemand verpflihtet. Dabei haben 
(term ober beren Stellvertreter die Wahl, ob fie die Rinder in 
ffentliche Vollsſchule jdiden ober ihnen ben erforderlichen Unter 
einer höheren Schule oder durch geeignete Privatlehrer ers 
wollen. Die Schulpflicht fol nad dem A. 2.M. IE, 12 
46 mit bem juriidgelegten fünften Lebensjahre bes Kindes 
in und jo lange fortgeiegt werben, bis basjelbe mad bem Bes 
feines Seelſorgers, gegenwärtig des Schulinfpeltors die einem 


Berg 


FM 


vollendete vierzehnte, als Enhpuntt feit. 

UL. Der allgemeinen Schulvfliht entipriht bie Berbinblichteit 
bes Staates, für das Vorhandenſein ber erforderlichen Schulanflalten 
zu forgen, damit feine Einwohner ber ihnen auferlegten n 
zu genügen imftanbe find. Beranftaltungen, melde zur 
einer allgemeinen Unterthanenpflicht gegen den Staat dienen, find aber 
notwendig ftantliher Natur. Der Grundiag, daß die Bolkäfchulen 


”*) Derfelbe iſt durd Gefey vom 6, Mai 1885 — B.6, 1886, ©. I — 
au in Shlefien, Oft- und Meftpreufen, wo bie partitularen Redtbnomen un 
— Ctsafbefiimmung erlangt. 
um des Regelung der Polljeiserortmung Flak zu maden. er 

Entf. ded Rompeteny vom 14. Töry 186% 
1869, ©. 196 —, des D.B.O. vom 12. Behruer 1881, 8b. 7, © 216 —. 
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Das Boltsffulmefen. 

Veranſtaltungen des Staates find, ergibt ſich alfo von ſelbſt aus 

allgemeinen Schulpflicht. Er gilt daher aud für biejenigen Landes. 
teile, in denen er nicht mie für bie landrechtlichen Gebiete durh 5 1 
I, 12 9. ER. eine ausdrüdliche gefeplihe Anerkennung gefunden 
hat. Der Staat wird feiner fi) aus ber allgemeinen Schulpflicht 
‚ergebenben Verpflichtung gecedit, indem er bie Errichtung und Unter: 
‚haltung der zur Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienenden An» 
falten befonderen Verbänden ober ben Gemeinden auferlegt. Ye 
nachdem das eine ober das anbere ber Fall ifl, ergeben ſich zwel vers 


€ 


iedene Syſteme für die Tragung der Säullaft, das der 
focietäten und das ber Gemeindefäulen. 

Die Schuljocietäten find befondere, nur file Schulgwede gebilbete 
Verbände mit Korporationsredten?*). Ihre Einrichtung 
teilung, wo bie Ortfchaften es wunſchen oder Lofalumftände 
machen, Üegt nad) $ 18 der Negierungsinftruftion vom 23. 
1817 den Regierungen ob. Nach ben Veflimmungen bes U. AN. IE, 
12 88 29 ff. umfafien die Schulfocietäten die Hauspäter, d. h. die 


i 


23 
Fr 


betenntniſſes, jedoch mit Ausſchluß der Gutsherren. Nur wenn für 
die Einwohner verſchiedenen Glaubensbelenniniffes an einem Drte 


deren Nufgabe fi auf die Tragung der Schullaft beſchrantt. Diefes 
Syflem befteht in den landrechtlichen Gebtetsteilen mit Ausnahme von 
Of: und Weitpreußen, in Hannover und Schleswig-Holftein. Doch 
tann nad) einer feititehenden Praris bie politiiche Gemeinde mit Ges 
nehmigung ber Muffihtsbehörbe die Schullaſt felbft übernehmen und 
damit bie befonbere Schulfocietät befeitigen **). 

Im den anderen Landesteilen ift dagegen Träger der Schullaſt 
einzig und allein die politiſche Gemeine, fo daß befonbere Schul: 
focietäten nicht beftehen. Jusbeſondere it dies ber Fall in Dft: und 
Weſtpreuhen nad der Schulordnung von 1845, in der Rheinproving 





Bol. Entf. des Ob«Krid. vom 20. Juni 1858, Db. 95, ©, 301, vom 
IE Bot. GioRefe vom 30. Deyember 1866. — IRAL der Im. Bren. 1868, 

} vom —_ * 
bei DW, 187% ©. , 8,185. In ber 
Ettbten fft bie Uebernahme burch die Gemeinde duriweg, auf dem Raten Lande * 
Dagegen mut veceinpelt erfolgt. 
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ihrer Zu und Weitfalen 
Reitript vom 26. Juni 1811°0) maßgebend. Dagegen follen für bat 
lage Land in den landrechtlichen Gebieten nad der Verfügung vom 


Die Schulvorftände haben eine zmiefache Stellung. Wo das Em 
der Gemeinbefchulen gilt, finb fie bie Organe der Gemeinde für bie 
Bermwaltung ber äußeren Schulangelegenheiten gleich ben flähtifchen 
Schuldeputationen, dagegen nad dem Syſteme der Schuliocietäten 
gleichzeitig gefegliche Vertretung bes befonberen fommunalen Verbanbes 
und Berwaltungsorgan besjelben. 

Die Aufbringung der Koften für die Schulunterhaltung feitens 
der verpfliteten Verbände geſchieht, jomeit Feine Stiftungen aber 
auf Grund befonberer Rechtötitel verpflichteten Perfonen vorhanben 
find, auf mei Wegen, durch Abgaben und dutch Gebühren, 

Die Abgaben geftalten ſich verichieden, je nachdem das Sofem 
der Gemeindeſchulen ober der Schulfocietäten befteht. Wo bie Tragung 
der Schullaft Aufgabe der politiihen Gemeinde ift, werben bie er 
forberlichen Koſten gleih allen übrigen Kommunalleften aufgehradk, 
bieten alfo juriſtiſch Feinerlei Befonberheiten. Bei den Schulforiefäten 
iſt dagegen bie befonbere Mufbringung ber often feitens bes ver 
plihteten Verbandes erforberlih. Nach dem A. LM. IL 12831 
follen die Beiträge, fie befiehen in Geld oder Naturalien, unter bie 
Hausväter nad Verhältnis ihrer Befigungen und ein get 
verteilt und von ber Gerichtsobrigfeit ausgeidhrieben Ja 
der — legt man die direften Stnatsfteuern zu Grunde und m 


) Abgebrudt — Mütter, — Squlatſeta ebung Berlin icca 


—A Abgebrudi a. & D. ©. 18 fl. 
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ae gleich den Gemeindefteuern in ber Form von 
lägen, 

Die von ben verpflichteten Verbänden erhobene Gebühr bilbet 
das Schulgeld. Dasfelbe bilbet das Entgelt eine Leitung bes 
Staates bezw. der Gemeinden und Schulverbände. Diefe Leiftung 
beruht nicht auf einem privatvechtlihen Fundamente, fondern auf ber 
burd) bas Herrſchaftsgebot des Staates geſchaffenen allgemeinen Schule 
pflicht. Demgemãß it auch das Schulgeld nicht privatrechtliche Gegens 
leiftung, fondern öffentlichrechtlihe Gebühr. Schon das U. ER, I, 
12 832 hatte bie Schulgelbfreiheit für diejenigen ausfprogen, melde 
Schulſteuern zablten, und Art, 25 der Derfaijungsurkunde hatte das 
Prinzip ohne legtere Einfhränkung wiederholt. Gleihmohl wurde im 
MWideriprude mit jenen Beftimmungen, von benen bie erfle nur fube 
fibläred Net, bie zweite fuspenbiert mar, bis in bie neuefte Zeit 
allgemein ein Schulgeld für den Unterricht in ber der Erfüllung der 
allgemeinen Schulpflicht dienenden Volksſchule erhoben. Erft nad 
bem Gefege vom 14. Juni 1888 betrefjend Erleichterung der Voltse 
Ichulloften ?*), durch welches den verpflichteten Verbänden bebeutenbe, 
ſpater zu ermähnende Staatszujchlffe gewahrt wurden, ift bie Erhebung 
von Schulgeld im allgemeinen bejeitigt. Grundfäglich iſt diejelbe im 
ben ber Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienenden Boltsichule 
unjulaſſig. Nur ausnahmsweife kann noch ein Schulgeld erhoben 
werben und zwar in zwei Fällen, einmal für sticht in der Gemeinde 
ober bem Schulverbande einheimiſche Kinder und zweitens, jomeit der 
Gtaatsbeitrag das biöher erhobene Schulgeld nicht dedt oder eine 
erhebliche Steigerung ber Laften eintreten müßte. Zur Forterhebung 
des Schulgeldes bedarf es in bem zweiten falle ber von fünf zu Fünf 
Jahren zu erteilenden Genehmigung des Kreidausſchuſſes auf bem 
Lande, des Bezirksausihufes in den Städten. 

Die Schulaft liegt aber den Gemeinden und Schuljocietäten nicht 
ausfhlieglih ob, in gemiffen Sinne tonturrieren mit ihnen auf dem 
Hachen Lande in den landrechtlihen Gebietöteilen bie Gutsherren, bie 
früheren Gerichtsobrigfeiten. Die Verpflichtung derſelben iſt eine 
doppelte. Ginmal ſoll bie Gutsherrihaft ihre Unterthanen, melde 
zur Aufbringung bes ſchuldigen Beitrages ganz ober teilweiſe eine 
Bett lang unvermögenb find, dabei nach Notburft unterftügen ($ 83], 
12 U. ER.) Außerdem hat fie bei Schulbauten die auf ihrem Gute 
geroinnbaren Materialien unentgeltlich zu verabfolgen ($ 36 a, a. D,). 
Diefe Beftimmungen finb allerdings eine Folge der früheren politiihen 


”) 8.8. 1888, ©. 20. 
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Sreipeit befunden hat. re 
Während früher nah ben Grundſäten bes A. ER. IL, 14 uns 


g 
ber Berwaltungsgerihts: und Beihluhbehörben —— nad — 
Richtung bin flatt, einmal zur Feſtſtellung der ——— 


Die Legalität der den öffentlichen Verbänden 
verwaltung wird allgemein etzwungen durch a 
etatifterung. Unterläßt ober verweigert ein Schulverband bei 
welde der allgemeinen Schulpfliht dienen, die ihm nad 
Nechte obliegenden,, von der Behörde innerhalb — ihrer 
Buftändigkeit feftgeftellten Leiſtungen auf ben Haushaltsetat 
ober außerorbentlic; zu genehmigen, beyiehungsweiie zu- —— 
verfügt der Landrat und bei Stadtſchulen der Regierungspräfibend bie 
Eintragung in ben Etat oder bie Feiftellung ber außerorbentlichen 
Ausgabe. Der Schulverbaud hat gegen die Verfügung bed Sanbrass 
bie Klage bei dem Veſirlsausſchuſſe, gegen bie des Hegierungspräft: 


=) Bot. Entfh. de DBE. vom 29. November 1876, Bh. sw 
Dbzeib. vom 4. 1865, Stetethorft, wo. 58, 

“) BL dc 2) —— 38, Gef. vom 21. Juli 1846, ©, m 

") 8, 1896, ©, 
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öffentlichrechtlich 
ſondere — —— ſpater 
zuruchutlommen fein wird. 

‚Handelt es fich dagegen nicht bloß um bie Feftftellung beffen, 
was die Schulverbände geieplih zu leiften haben, ſondern um neue 
Anforderungen, fo findet mit Ausnahme der Provinz Poſen, mo bie 
Schulauffihtsbehörbe zu entfcheinen hat, ein befonderes Beichlußt 


zungen geftellt, welche durch neue ober erhöhte Leiftungen ber vers 
pilichteten Verbände ober britter Mitverpflichteter zu gewähren finb, 
fo wird mangels eines Einverftändnifies der Berpflichteten die zu mer 
währende Anforberung, ſoweit ſolche innerhalb der geleglihen Bus 
ſtandigleit nach dem Ermeſſen ber Vermaltungebehörben zu beftimmen 
ift, bei Landſchulen durch Beihluß des Kreisausſchuſſes, bei Stadt: 
ſchulen durch Beihluh des Bezirksansichufies, insbefondere mit Rüds 
Fit auf das Bedürfnis der Schule und auf die Leiftungsfühigteit ber 
Verpflichteten ſeſtgeſtellt. Die Einleitung bes Befdlußverfahrens ers 
folgt auf Antrag der Schulaufſichtsbehorde. Gegen die Beſchlüſſe 
erfier Jnftanz iit binmen zwei Wochen die Veſchwerde an den ro 
vinzialalrat mit auffciebenber Wirkung zuläffig, nur in ben Hohen- 
zollernſchen Landen gebt die Beſchwerde vom Amtsausihufle an den 
Beyirktausihuß, und lepterer enticheidet bezüglich der Stadtfchnten in 
erfter und legter Juſtanz. 

Endlich befchlieht ber Kreisausiguß und, ſofern es ſich um Stadt: 
Säulen handelt, ber Bezirlsausſchuß über die Feitftellung bes Geld+ 
wertes der Naturalien und bes Ertrages der Ländereien bei amtlicher 
Fefliegung des Einlommens der Elementarlehrer auf Anrufen der 
Beteiligten. Der Beicluß des Beſirlsausſchuſſes in erfter und zweiter 
Suftanz ift endgültig ($ 46 3.0.) 

Zur Feftitellung der Leiftungen ber einzelnen findet ein befonberes 
Nellomationdverfahten ftatt. Auf Beſchwerden und Einfprüde be; 
2 die Heranziehung zu Abgaben und fonftigen nach öffentlichem 


3 Her san der Unterlaffung »al & 197, 
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und Seiftungen für Schulen, melde der allgemeinen Schulpflicht biemen, 
zu enticeiden. Einfprüche gegen bie SOpe von Zufhlägen für Schal: 
awede zu ben diretten Staatsfteuern, welche fih gegen den Pringipal; 
fag Bel letteren richten, find unzuläffig ($ 46 3.©.). Someit das 
Syſtem der Gemeindefchufen befteht, und die Schullaften gleich allen 
übrigen RKommumallaften aufgebracht werben, kann 

von befonderen Sculabgaben nicht die Rede fein, und dem zu Ab 
gaben Herangezogenen bleibt nur bas gleiche Nellamationsverfahren 
wie bei ben Gemeindefteuern überhaupt. 

Bei Shulbauten findet ſowohl zur —— der Leiſtungen bes 
verpflihteten Verbandes wie einzelner Perfonen ein ‚Hr 
beibe Falle übereinftimmend geregeltes Verfahren fiat. leer —F 
Anordnung von Neus und Reparaturbauten bei Schulen, welde 
allgemeinen Schulpflicht dienen, über die ———— Se, 
tung zur Aufbringung ber Yaufoften, ſowie über bie 
felben auf Gemeinden, bejw. Gutsbezirte, Schulverbände und a 
Ratt berfelben und neben denfelben Werpflichtete beichlieht, foferm Streit 
entfteht, bie Schulauffichtsbehörbe. Gegen ven Befchlu findet Immer 
halb zwei Moden, weldje Frift zur Rervollftändigung der Stlage wer 
längert werben fann, die Klage im Verwaltungsiireitveriabren beim 
Krelsausiäuffe und hinſichtlich der Stadtſchulen beim Beyirksausichue 
ſtatt. Die Klage üt, ſoweit ber in Anſpruch Genommene — 
angefonnenen Leiſtung aus Gründen bes öffentlichen eds Mi ftatt feiner 
ehten anderen fir verpflichtet erachtet, zugleich gegen Diefem zu richten. 
Auch jont unterliegen Ctreitigteiten ber Beteiligten darüber, mem 
von ihnen die Öffentlicrechtliche Verbindlichkeit zum Bau ober zur 
Unterhaltung einer der allgemeinen Schulpflicht bienenben Säule ob 
liegt, der Entſcheldung im Verwaltungsftreitverfahren. die Ber: 
maltungsgerichte finb dabei die von den Schulaufi en inwe 
bald ihrer geiehlihen Zuſtändigkelt getroffenen allgemeinen 
mungen über die Ausführung von Schulbauten mnfgebenb, 47, 
49 3.8.) a A 











fchriften über die Schullaft beziehen ſich nicht auf den Staat, fomeit 
berfelbe nicht als Gutshert oder auf Grund eines fpeziellen Rechts⸗ 
titels verpflichtet ift. Wohl aber gewährt ver Staat bem gefeglichen 
Trägern der Schullaſt Beihilfen aus feinen Mitteln. Es geſchieht 
bies nad) dreifacher Nichtung. Einmal ftellt der Staat zur Unter 
ſtadung unvermögenber Verbände alljährlich bebeutenbe Roften In feinen 
Etat ein. Diefe Art der Beihilfe bietet zu einer weiteren juriſtiſchen 
Erörterung feinen Anlaß. Weiterhin bat der Staat bie Benfionslaft 
und bie Neliftenverforgung für die Volksihullehrer zum Teil über 
nommen. Hierauf wirb bei der Veſprechung ber Perfonalverhältniffe 
der Lehrer zurüdzufommen fein. Endlich bat der Staat durch das 
Gefeg vom 14. Juni 1888 betvefiend Erleichterung ber Voltsſchut⸗ 
Ioften**) fortlaufende Seiftumgen zum Dienjteintommen ber Lehrer 
übernommen. Der Stantäbeitrag beträgt für einen alleinftehenben 
ober file ben erſten ordentlichen Lehrer 500 ME, jür einen zweiten 
orbentlichen Lehrer bezw. eine ehrerin 300 bezw. 150 ME., für Hilfe: 
lehrer und Hilfslehrerin je 100 Mark, 

IV, Für die innere Einrihtung ber Vollsſchule ergibt fih aus ber 
allgemeinen Schulpflicht nut, baf der Zutritt in die öffentlichen Schulen 
niemanden verfagt werben fan, weldem Glaubensbefenntniffe er auch 
angehören mag ). Undererjeitd ergibt fid aus dem Prinzip ber 
Geroifiensfreibeit, dah Rinder, die einer anderen Nonfeffton angehören, 
als welche in ber öffentlihen Schule gelehrt wirb, nicht gezwungen 
werben lonnen, dem Religionsunterrichte in berjelben beizumohnen. 
Beide an ſich felbitverftändlien Grundiäge werden ausprüctich ars 
erlannt in dem A. ER, I, 12 98 10, 11, Dagegen enthält weder 
bas A. &.N. noch die jonftige allgemeine Gejegebung etwas über die 
für die innere Einrichtung der Vvoltoſchule arundlegende Frage, ob 
bie preußiſche Vollsſchule eine konfeffionelle ober eine fimultane iſt. 

Unter der Ronfeffionalität ber Schule ift zu verftehen die recht- 
liche Notwendigkeit, baf ber Lehrer einer beftinmten Konfeilion ans 
gehört, in der auch allein der Neligionsunterricht erteilt wird. Nicht 
notwendig, aber natürlich, und herlömmlich ift es dabei, bag auch ber 





*) 6, 1808, &, 240. Novelle vom an ende ee 4. 

®) Dadurch, if nicht audgefloffen, dafı beim Beftehen mehrerer tonfeffioneller 
Schulen am einem Drte jedes Kind nur Anfpruh auf Zulaffung in ber Schule 
feines Senffton jet. Namen erkdeit zur Wahrung Des Geitigen Garatns 
der mi Benölferung in bufondere Judm- 











richts überhaupt möglich erſcheint. 
Dei dem —— der allgemeinen Rechtsquellen fan bie 


Entwidlung ergab ih nun aber, ba bas ——— 
allen Zeiten ein konfeſſionelles a ——— 
eine Ausnahme bilden, wo bei einer gemifchten Benölte 
zung Eonfejfionelle Schulen nicht möglid find. en * — 
mungen bi aber nie 
teile haben für die alten Provinzen bie Nabinettsorbres vom 4. DE 
tober 1821 und 23. März 1829 *%) den bisherigen Zuftanb ausbridiih 
als zu Recht beftehend anertannt, Ebenſo ift in einzelnen partilularen 
Sculorbnungen, von benen gegenwärtig namentlich noch die jchlefiihen 
Schulreglements in Betracht kommen, dad Prinzip ber Lonfeffiomellen 
Schule unzweideutig ausgeiprochen. Was die neuen Provingen am 
betrifft, fo fennt bie Gefepgebung für Hannover und s 
Rein mur fonfeffionelle Schulen, diejenige von Nafjau nur 
ſchulen. Für die übrigen Landesteile hat in Ermangelung et 
geiegliher Vorſchriften die Verwaltungspragis freie — ſie 
für das eine ober das andere Prinzip entſcheiden will. 

Die äuferften Grenzen ber Schulzucht, welche ſich mit bemen ber 
ellerlichen hucht decken, find ebenfalls gefehlich, nämlich buch 55 50—EE 
I, 12 9. 8%. und für die übrigen Lanbesteile durch bie bereite u 
wähnte Rabinettsorbre vom 14. März 1825 fejtgejlellt. 





2 » 5* Ann. Vd. 6, S. 981 und o, Rönne, Pr. 

ha Der Zweifel an ber der 
——— Schule, ©. 26, 58 wegen mangelnder 

* —D ** iR —— Denn bie — 

Berbindiigeit nah bamaligem Staatöreht überhaupt leiner 

nit unter ben Gefehesbegriff der $5 7, 10 Einl #. E.R- fielen Bgl. 
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Damit finb bie geſehllchen Beftimmungen über bie innere Eins 
richtung der Schule erfhöpft, Im übrigen bleibt diefelde, namentlich 
was Unteerihtsplan anbetrifit, minifteriellen über 

Gegenwärtig ift für ben Lehrplan ber V maßgebend 
allgemeine Verfügung vom 15. Ottober 1872). 

V. Hinfichtlich des Lehrperfonals ſcheidet fih das Gebiet ber 
Gefepgebung und der minifteriellen Negulative im allgemeinen nad) 
bem Gefichtöpunkte, daß bie Anftellungöbefugniffe und die 
Laſten durch Gefetz, die perfönlichen Erforderniſſe des Lehrperfonals, 
imsbefonbere bie Art und Welie ber Worbilbung, durch minifterielle 
Regulative den jeweiligen Bebürfniffen entiprediend feftgeitellt werden. 

Die Stellung des Lehrperfonald im allgemeinen, namentlich die 
Frage ihrer Beamtengualität {ft bei ber fortbauernden Suspenflon 
des Art. 23 ber Verfaſſungsurkunde zwar nirgends gejeglich präzifiert, 
ergibt fih aber aus den allgemeinen Grundfägen des preußiicen 
Boltoſchulweſens. Aus dem Charakter der Schule als einer ſtaatlichen 
Beronftaltung folgt mit Notwendigteit, baf bie bei derſelben beſchaf— 
tigten Perfonen Stantöbeamte find. Es fönnte nur bie praktiſch 
‚sternlich, bebeutungsloje Frage aufgeworfen werben, ob bie Lehrer als 
unmittelbare Staatsbeamte ober als mittelbare, im Dienfie der Ge— 
meinben und Schuljocietäten fichende Beamte zu betradten find. Im 
biefer Beziehung kommt in Betracht, baf zwar die Schullaft eine 
tommunale ift, dagegen nicht bie Schulverwaltung überhaupt nad dem 
Spfteme ber Kommunalvermaltung gehandhabt wird, bie Schule nicht 
ben Gharafter eines kommunalen Jnftituts hat, Demgemäh können 
auch die Lehrer nicht als Kommunalbeamte betrachtet werben. 

Darüber, wer bie Lehrer anzuftellen hat, fehlt es an allgemeinen 
Nehtsgrundfägen. Aus der früheren Verbindung des Schulamtes 
mit dem Kirchenamte ergab ſich ald älterer gemeinrechtliher Grundſatz 
daß die Anftellungsbefugnie dem Kirchenpatrone, aljo für bie Regel 
in ben Stäbten bem Magiftrate, auf bem flachen Lande bem Ghıtds 
berren zuftand, Nach Loslöfung der Schule von ber Kirche konnte 
das Hecht nit mehr dem Kirdenpatron als folhen gebühten, das 
U. £&R. II, 12 $ 22 bezeichnet daher als Anftellungsberedhtigten für 
bie Regel bie Gerichtsobrigfeit, während bie ſonſtige preußiſche Geſet⸗ 
gebung und bie Verwaltungopraris von einem Schutpatrone ſpricht +"). 


+) MBL der inn. Berw. 1873, ©, 278. 
“r) Die Gnfi. den DIR vom 10, Mai 1688, MD. 10, 6; 20% vermehrt 
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Provinzen. Sämtliche Volloſchullehret 
jätigun, bir erung, melde in db ebemal 
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bes zu Erneunenden. Das bisherige Ernei 
ſtehen geblieben jür die Stabtfreife, für bie —— 
mit mehr als 10000 Einwohnern, welche dies beantragen, und fir 
bie Kreiſe D.Krone, Marienburg, Roſenberg und 
Angeftellt werben können nur ſolche Perjonen, melde —E 


Erforberniffe, namentlih der Bildungsgang und das 
it durch minifterielle Verfügungen nom 15. Oktober 1872 #4) 

Die Penfionierung der Vollsjullehrer erfolgt d bes 
für andere Staatöbeamte geltenden Beitimmungen Rad dem 
vom 6. Juli 1885 *%) mird die Penfion bis zur Höhe von 600 
aus ber Staatstaffe, im übrigen von ben bisher Berpfliditelen gezahlt 
Das Stelleneintommen darf babei nur in dem — — 
und nur ſoweit herangezogen werben, daß es nicht unter 
feiner Höhe und nicht unter das Minbeftgehalt finft. Die 
und Waiienverforgung von Hinterbliebenen der —— 
auf dem Geſetze vom 22, Dezember 1869 mit einer Novelle vom 
2. Yebrunr 1BBL4), Der Minbefbetrag jeder Penfion iR uf 


—— Eeint das Wort „Schulpatsonat“ fehr wohl geeignet. ebenfans ⸗ 
die Iondredtlihe Terminologie, mo von der Gerichtäobrigleit Die Mebe U, 
nt heutigen Mechältniffen nod viel weniger. Webrigen® handelt e6 füh bei bem 
jen Squlpatronate um ein abfterbendes Rechtsinftitut 
“) 88. 18.6, ©. 155, 
3 EEE a 
h. dazu 
erh Centt Bi en 1886, &. 387; — 
— — * 1; 1831, ©. 41. Bgt — 
1897 — 6,6, 1897, ©. 9 — und Infie. vom 31. Januer und J 
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250 ME. jährlich feſtgeſtelt. Die Aufbringung der Koften erfolgt 
durd die Schulverbände und durch faatlihe Zuſchuſſe. Die Kaffen- 
verwaltung legt der Regierung unter Mitwirkung der für bie Streife 
aus ben Intereffenten gebildeten Vorſtände und ber von diefen zu 
ermählenden Ruratoren ob. 

VL Der allgemeinen Schulpflicht braucht nicht in ben öffentlichen 
Volloſchulen genügt zu werden. Ihre Erfüllung iſt auch möglich in 

‚ötsanftalten und durch den Unterricht einzelner Private 
lehrer. Diejer Freiheit ber Unterrichtewahl entjpricht aber das Recht 
des Staates zu prüfen, ob bas Privatunterrihtsperfonal bie nötige 
Befähigung befipt, um den allgemeinen Bolksfcpulunterricht zu erlegen. 
Während nah Art, 22 der Verfaffungsurfunde fih das Recht bes 
Staates auf dieſe Prüfung beichränft, und bie Erteilung von Unter 
richt, fowie die Errichtung von Unterrictsanftelten nur den Nachweis 
der fittlichen, wiſſenſchaftlichen unb technifhen Bildung erfordert, ſteht 
das geltende Recht auf einen weſentlich anberen Stanbpunfte. Es 
nn dabei aunterihieben zwiihen Privatunterrichtsanftalten und Privats 

‚ehrern *"], 

Privatunterridts: und Erziehungsanftalten bebiürfen einer beſon⸗ 
deren ſtaatlichen Konzeſſion. Die Erteilung berfelben ift bedingt von 
dem Nachmeije eines vorhandenen Vedürfniſſes und der fittlihen und 
wiſſenſchaftlichen Befähigung des Unternehmers. Ebenſo dürfen zum 
Unterrichte an der Anftalt nur entipredenb befähigte Perfonen zuges 
lafien werden. Die Zurüdnahme der Konzeffion faun erfolgen wegen 
Unritigleit der Rachweiſe oder, mern aus Handlungen ober Unter: 
faffungen des Inhabers der Mangel der erforderlichen Eigenſchaften 
tar erhellt. Die Auffitsbehörbe hat gegen ben Unternehmer wie 
gegen das Lehrperfonal ein Ordnungsitrafreht. Im Berhältniffe zum 
Fublitum nimmt der Unternehmer feine andere Stellung ein als ber 
Inhaber jedes fonftigen gewerblichen Gtabliffements, bie baraus ers 
—— rechtlichen Beziehungen find alſo durchaus privatrechtlicher 

ur. 


—— 
ern für er 
Gefee vont 19. Juni 1889 für a ä * 

4) Die Reqidauellen biiden das A. &.R. II, 12 98 8-8, die Kabinetisordre 

Bam 81. Degen 819 = FRE Dr ia. Sem 1a, ©, 08 ginn 
vom 31. Dezember _ m. Berm. 
Refteipte vom 18 Mel IMS m aD. 8 O1 um Kon lieh 
— a 0 ©. 1888, 5,211 —. Wegen der Anwendbarkeit biefer Grundfäge in 
ben neuen Provinzen ogl, Berf. vom 18, Jebtuat 1887 — Cenie. Vl. bes Unler ⸗ 
siptöverwaltung 1887, ©. 396 —. 


5985 Das höhere Untereichtömefen. 689 


Im Widerfprude mit bem Grundjage, daß die Schulaufficht eine 
vein ftaatlice ift, hatte mın aber Art, 24 ber Rerfafungsurkunde bie 
Zeitung des religiöfen Untertichts ber Vollsſchule den betreffenden 
Religionsgefelichaiten eingeräumt. Wäre diefe Beftimmung geltendes 
Recht, fo würde fi) daraus eine Duplizität ber Nuffichtst fe 
und ein Anfaf zu beitändigen Ronflitten ergeben. Nach bem gelten: 
den Rechte hat aber die Kirche eine folde eigene Befugnis nicht. Der 
Minifterialerlaß vom 18. Februar 1876), der bie Beziehungen ber 
Kirche zur Schule nach Maßgabe bes geltenben Rechtes geregelt hat, 
geht baher gan richtig davon aus, daß die Schulaufficht lediglich ein 
Recht des Staates ift. Derfelbe bedient ſich aber bei der Beaufſich- 
tigung des Neligionsunterrichtes ber Mitwirfung ber Kirche. Die 
Drgane ber Neligionsgefellfbaften find berechtigt, dem ſchulplanmäßigen 
Religionsunterrichte beizumohnen, den Neligionslehrern Natichläge und 
Belehrungen zu erteilen, Wunſche unb Beihwerben In Bezug auf ben 
Religiondunterricht den ftaatlihen Auffichtobehörden vorzutragen. 


$ 225. Das höhere Anterrihtswefen'). 


Der Mangel eines allgemeinen Unterrichtsgefeges macht ſich auf 
dem Gebiete des höheren Unterrihtsmefens in viel geringerem Grade 
geltenb als auf dem des Vollsſchulweſens, da bie für Lepteres wich⸗ 
tigiten Fragen, die Regelung der Schullaft und des Verhältnifies von 
Säule und Nice, bei dem höheren Unterrichtsweſen vollitändig ir 
ben Hintergrund treten. Gbenjo wird ber Mangel ber Rechtseinheit 
bei dem höheren Unterrichtsweſen nicht befonders ſichtbat. Während 
das Vollsſchulrecht nämlich überall da, wo es fih um bie Auferlegung 
von perjönlihen oder Vermögenslaften handelte, auf Bejegen beruhte 
und für minifterielle Negulative nur bei ber inneren Einrichtung der 
Schule und der Regelung der Lehrervorbildung Play blieb, ift das 
Verhältnis von Geſetz und Verordnung bei bem höheren Schulweſen 
ein weſentlich anberes. Die Auferlegung bejonderer Laſten fommt bei 
demſelben kaum in Betracht, das Bedurfnis nad geſetzlicher Regelung 
äft daher ein geringes. Abgeſehen von den vereinzelten Beftimmungen 
der 38 54 fi II, 12 9, ER. beruft baher das höhere Unterrichts- 
weſen fait ausicließlih auf miniiteriellen Negulativen, Diefe find 
aber, da partifulare Nechtsnormen nicht im Wege landen, einheitlich 
für den ganzen Staat ergangen, 

“) MB. ber Inn. Berw. 1870, ©. 08, 


) Bgl. 8. Wiefe, Das höhere Schulmeen in Preufen, 3 Bände, Berlin 
1864 — 1875, 
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fhulmäßiger 

en! de Bil Der Staat 

feine Einwohner nit. Are —— = 
Schulzwang alſo auf dem Ge 


gemndi 
Im Gegenteile kann es im Antereffe See; Tiegen; die: 
Beirtebigung eines ungefunden Bebürfniffes nach höheren Unterrichtss 
anftalten zu verhindern und, indem ber Staat bies thut, Handelt er 
durhaus innerhalb der Schranten ber 


unterhalten, erweitern vielmehr dem Kreis ihrer 

über bas vom Staate geforberte Ma. Cnblich Tann 
Charakter des höheren Schulwejens nicht baraus a f) 
Anftalten der Erfüllung einer allgemeinen Unterthanenp| 
fondern nur baraus, daß bie Weranftaltungen vom 
öffentlichen Korporation ausgehen. Für bie lanbı 


ober von den Gemeinden oder von fonftigen öffentlichen Rorperationen. 
Je nachdem das eine oder das andere der Fall ift, fpridht man vom 
einen löniglihen, fäbtijgen ıc. Patronate. Biswellen wirken amd 
mehrere Faktoren zufammen entweder in der Form bes Aompatromats, 
fo dafı bie Necte und Pflichten gleihmäßig verteilt find, ober derart, 
baß der eine bloß einen Geldzuſchuß zu ber unter bem Patromate 
eines anberen ftehenben Schule gewährt. Yur Errichtung — 
Schule iſt bie Genehmigung bes Unterrichtöminiters erforberlih. Nach 

bem Meikripte vom 25. März 1871*) wird biefelbe einer Gemeinde 


) MEI. ber ian Berm, 1871, ©. 199, 
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erſt dann erteilt, wenn zuvor madhgeroiefen ift, baß für das @lementarr 
ſchulweſen bes Ortes ausreichend geforgt, umb daß basfelbe hurd) bie 
für eine höhere Schule nötigen Aufwendungen in feiner Weife beein 
trächtigt wird. Im übrigen wird die Nachweiſung einer entſprechenden 
Dotation und bie Borlegung eines Statuts zur Regelung ber recht: 
lichen Verhältniffe erfordert. 

Jede höhere Schule hat im landrechtlichen Gebiete nach $ 54 IE, 
12%. ER, in den übrigen Sanbesteilen nach einem In der Vermals 
tungspraris bethätigten Bewohnheitsrechte bie Nechte einer Korporation. 
Der Unterhalt erfolgt in erſter Linie aus dem Rorporationsvermögen 
und durch bie Leiftungen etwa auf Grund fpezieller Rechtstltel vers 
pflihteter Verfonen und demnächſt durch den Patron. Beſondere 
Schulabgaben für das höhere Unterrichtsweſen eriſtieren nicht, ſondern 
bie Safien werben in derfelben Weife gebedt wie alle fonftigen Staats: 
mb Rommumalabgaben. Wohl aber findet die Erhebung von Schul 
geld fir den Beſuch ſämtlichet höheren Unterrichtsanſtalten Rat, 
Diefes Schulgeld ift aber feinem Eharafter nad) weſentlich von dem 
in ben Voltsfchulen erhobenen verſchieden. Es bildet nicht das Ente 
gelt für eine ftaatliche Leiftung, welche auf der allgemeinen Schulpflicht 
beruht, fondern für einen höheren Untereiht, zu deſſen Annahme Feine 
Verpflichtung befteht, und ben fich jeder eben fo wohl auf den ſtaat⸗ 
lien Anftalten wie bei Privatunternehmern oder Privatlehrern an 
eignen fan. Das Nechtöverbältnis ift alfo ein materiell privatrechtliches 
und demgemäß auch das Schulgeld nicht öffentlichredhtliche Gebühr, 
ſondern privatrechtliche Gegenleiftung, fiir deren Erhebung es baher 
auch feines geiehlihen Fundamentes bedarf. Gleichwohl unterliegt 
auch das Schulgeld der höheren Unterrichtsanftalten der Verwaltungs: 
erefution nach Mafigabe der NHabinettsorbre vom 19, Juni 1836, 
Nach dem Geſehe vom 24. Mai 1861°), deſſen Beſtimmungen jeht 
nut noch für Höhere Schulen gelten, iſt in Beziehung auf Abgaben 
und Seiftungen, melde fir höhere Schulen ober beren Beamte auf 
Grund einer notorifchen Ortss ober Bezirköverfaffung erhoben werben, 
ſowie in Beziehung auf Forderungen der dffentlihen Schul und Es 
ee an Schul: und Penfionsgeld der Rechteweg unbedingt 
‚geflaltet, 

Was bie innere Eineiätung ber höheren Unterrichtsanſtalten ans 
betrifft, fo exiſtiert feine gejegliche Beſtimmung, wonach diefelben einen 


"GE. 1801, ©. 2. Bol auch Bb. 2, ©. 400, 407. Indem für bie 
Wortafepulen der orbentfice Rehtsmeg burd, die Bermaltungölfage —* * 
if? da® normale Werhältnis gurüctgefehrt, daß der ordentliche Richter nur 
privatsehtliche Streitfeagen zu ertenmen hat. * 


1 lonnte man fehr wohl behaupten, — — 
jens in Preußen auf einem al Gewohnheitörechte 

SH Infolge der Anfechtungen, welche ber Stanbpunft der Ber: 

maltung zu erfahren hatte *), hat jedod) bie Regierung feit 1872 ihre 

frühere Aufjajjung preisgegeben und bamit das ——— 

heitsrecht durchbrochen. Es wird ſeitdem anerlannt, bafı bie 

Schulen zwar nicht lonfeſſionel ſein muſſen, wohl aber 

fein lonnen und zum weitaus überwiegenden Teile auch wirtlich find *). 

Nach dem Lehrziele, welche die höheren Schulen verfolgen, unters 
ſcheidet man Gymnaſien, Nealgumnafien*), Realichulen, höhere Bürger 
ſchulen, höhere Madchenſchulen, Gewerbeſchulen und fonftige Fachſchuien 
Lehtplan und Lehrziel der höheren Schulen 
minifterillen 
bruar 1853 und 30. Juni 1895 7). bezw, 
der Jurüdlegung einer — richtet ſich die gulaſſung zum 
einjährigen Dlilitärbienite, zum Univerjitätsftiubium unb zu verjdjiebemen 
Stellungen im Staatsbienite. Mit Nüdficht auf das Recht ver Schulen, 
Befähigungszeugnife für den einjährigen Militärdienit_ auszuftellen, 
befteht eine beiondere Reichsihultommiffton für die Kojiifigierung und 
bie Kontrolle der berechtigten höheren Lehranftalten *). 

Im übrigen entzieht ſich die innere Einrichtung bes höheren Schul: 
wefens ber juriſtiſchen Erörterung und fällt in das Gebiet der Unter- 
richtspolitit und Pädagogit. 

Die Anftellung des Yehrerperfonals erfolgt durch den Patron ber 
Schule. Sofern die Eule nicht königlichen Patronats if, bebari 
jebe Ernennung ber ftaatlichen Beflätigung. Diefe ergeben 
ſich für die landrechtlichen Gebietsteile aus $$ 59, 60 I, 1a WER, 
für das übrige Staatsgebiet aus einem allgemeinen Gewohnheitsredite. 
Die Ernennung ober Beftätigung geidieht bei den Direltoren ber 


*) Bol, nomentlih Gmeift, — Saule· ©. 49 fi 


») Biefe a. 0. 0.8.3, &, 
* Sofern biefe Säulen nod) unvoMfändig And, fprit man von Brogymnafken 


und Henlproggmnaften. 
‘) Gantralblatt des Untere. Berm. 1869, ©.234, 285; 1833, ©, 
*) Bil. über Diefelbe Badand, StR, des Deutfäien —— 
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Gymnaſien und ber biefen glelchgeſtellten Anſtalten durch ven König, 
im übrigen je nad) der — der Schule ober der Stellung bes 
Lehrers durch) den Unterrichtsminifter ober 3 rnit), 
Die perfönlihen Erforbernifie für die Anftellung find durchweg durch 
minifierielle Verorbnungen beftimmt und zwar finb bie Anforberungen 
verſchieden, je nahdem die Stellung die Qualififation zum höheren 
Schulamte !%) oder nur diejenige eines Volleſchullehrers oder eines 
technlſchen Lehrers verlangt. 

Die allgemeine Rechtsſtellung der an höheren Schulen angeftellten 
Lehrer ergibt ſich ohne Nüdficht auf bie Verſchledenheit ihrer perfüns 
lichen Qualififation baraus, daß fie fiir Veranftaltungen bes Staates 
von biefem ober von öffentlichen Korporationen beftellte Beamte find. 
Sie haben baber, wie $$ 65 II, 12%. ER. für die landrechtlichen 
Bebietsteile ausprüdlich anerkennt, die Rechte und Pflichten der Staats: 
beamten, und es finden bie allgemeinen Normen bes Beamtentechts 
auch auf bie Lehrer an höheren Unterrichtsanftalten Anwendung. 

Hinfihtlih des Privatumterrichts finden, wenn derfelbe ſich mit 
Gegenftänben bes höheren Unterrichts befaßt, bie gleichen Grunbjäge 
fatt, wie bei bemjenigen, ber ben Volkeſchulunterricht zu erlegen bes 
flimmt iſt. Es ift aljo im diefer Beziehung auf den vorigen $ zu 
vermeifen. 

Dat bie Auffiht über das höhere Schulweſen nur bem Staate 
zufteben fan, ergibt fich ſchon aus dem Charakter ber Schulen als 
faatliher Veranftaltungen und bat für bie öffentlichen mie für bie 
Privatfchulen durch 98 4, 9 I, 12 N. SR. aushrädlihe geſetzliche 
Anerfenmung gefunden. Einer befonderen Durdfübrung biefes Grund» 
fages bedurfte eo jedoch für das Höhere Schulweſen nicht mehr, da 
ſich ſchon in ber erften Hälfte biefes Jahrhunderts die Bermaltungs: 
und Auffihtsbehörben bes höheren Schulwelens von ben kirchlichen volls 
ſtandig gefondert hatten und daher aud eine Verdunkelung des geltens 
den Rechtes zu Gunſten ber Kirche nicht möglich mar, Die Teilnahme 
ber Religionsgefelfihaften an ber Denuffichtigung bes Religionsunters 
richts regelt ſich nad denſelben Grundjägen mie beim Volleſchulweſen. 
Die Gemeinden förmen für die Wahrnehmung der ihnen zuftehenden 
Anftellungsrete und ber Beauffichtigung der äußeren Schulangelegens 
beiten beionbere Deputationen ober Kommilitonen einjegen oder, mo 


) Val Verordnung vom 9. Degember 1872 — 8.5.1849, S.1 —, Kab inetis - 
orbre vom 10. November 1842 — MO. der inn. Berm. 1809, © 0 —, und 
megen der neuen Provingen Refft. vom 18. März 1867 — a a.D. 1867, &. 118, 
———— ı9Bordmung vom 5. Februar 1887 — Cenir. Gl. ber Untere.Werm. 
1897, ©. 189 —. 
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ausdrüdlich geſehliche Anerkennung gefunden, Sollte 

Korporation oder eine Privatperfon eine ſolche Anſtalt errichten wollen, 
jo würbe nad den allgemeinen Grundfägen bed preußticen 
richtoweſens dazu die ftaatlihe Genehmigung erforderlich jein 

@. 0, D,), und bie Anftalt würde einer fortlaufer 

trolfe unterliegen. In einem ipeziellen Falle, nämlich für bie bijädje 
lichen Seminarien zum Zwede des theologiſchen Stubiums, iſt ber 
u bet ber Spegialgefeggebung über dieſe Frage auch dementiprechend 
verfahren '?). 

Die Univerfitäten und Aabemien haben Korporationsredte 
unb werden, foweit das Rorporationsvermögen nicht ausceiht, als 
ftaatlihe Anftalten vom Staate unterhalten. Im übrigen regeln 
ſich ihre Rechtsverhältniſſe nach ben für jebe einzelne Anftalt wer 
ſchiedenen Statuten nnd Reglements, auf die an diefer Stelle nicht 
näher eingegangen werben fanın. 

Einen wejentli anderen Charakter als bie Anterridtezweden 
dienenden Aademien haben bie Aademie der Wiſſenſchaften und bie 
Alademie der Künfte zu Berlin, erftere 1700, leptere 1699 durch Kurs 
fürft Friedrich TIL. begründet. Sie jind Inftitute für allgemeine 
wiſſenſchaſtliche und künftleriihe Zwecle ’*). 


$ 226. Pie Anterrigtsdeförden. 


Troß des anerkannt ftaatlihen Charakters bes preußiichen Unters 
richtsweſens im 18. Jahrhundert war dod der VBehörbenorganismus 
für basjelbe hinſichtlich der evangelischen Schulen vollitändig und bins 
ſichtlich der fatholiihen wenigftens in den unteren Inftanzen mit dem 
tirchlichen identiſch geblieben. Die Ortsgeiftlihen, Jnfpeltoren und 
Erjprieiter übten die Lofal- und Kreisfchnlinfpektion über die Volts— 
ſchulen ihrer Konſeſſion. Für das Nammerbepartement bilbete bie 
Schulbehdrde das Konfittorium, welches zu dieſem Iwecle in Landes« 
teilen mit ftarfer fatholiiher Bevölkerung, wie Schlefien und Weft- 
preußen durch tatholiſche geiftliche Räte verftäctt wurde, ober in ben 
Provinzen mit reformierter Verwaltungsorganiiation bie Kriegs und 
Domänenfammer, auf melde alle Funktionen der Konſiſtorien über- 
gegangen waren. Un ber Spipe bes Kirdens wie des Schulmelens 
fanden enblih bie etwa file eine Konfeifion beftellten befonderen Gen- 
tralbehörben, wie das lutheriſche Oberfonfifterium, das reformierte 

— 

9 a. Ay, ehe Stengels 
Wörterbug Do, 1. 





Behörde bie Eentralvermaltung bes Schulmefens an Stelle des geift 
lichen Departements führen jollte. Eine Verorbnung vom 21. Nos 
vember 1787*) nahm aber die teformierten Schulen von feiner 
— — 
orgegangene Bildun e 
— —————— ohne jede Bedeutung 
Die Etein-Hardenbergifche Neformgeit npft — an 

bisherige Recht au. Die Lofal: und Rreisfgulinfpeftion blieb 


murben fir das lirchliche Gebiet mie * das Umterrichtöwejen —— 
das Minifterium bes Immern erfeßt. Grit jeit 1817 beginnt bie alle 
mähliche Auseinanderfegung zwiihen ben kirchlichen Bermaltungäbes 
börden und denjenigen für das Schulmelen, welche für die — 
vom Regierungsbezirle aufwärts im Jahre 1845 volendet ſt Im 
jedem Regierungäbezirfe verwaltet bie Regierung bas Elementarjchuls 
meien, darüber fteht als höhere Inftanz und gleichzeitig zur ummikteb 
baren Verwaltung bes höheren Schulmejens für jede Provinz das 
Provinzialichultollegium, die Gentralftelle bildet das Ministerium für 
geiftliche, Unterrichtss und Mebiyinalangelegenheiten. 

de nach der Stellung der Unterrichtsanftalt gliedert fi mn ber 
Behördenorganismus des Unterritömeiens und zwar nach dreifadher 
Richtung. 

Die Elementar: und Privatihulen werden von dem 
verwaltet. Der Kreis der den Regierungen unterftelten Schulen bedt 
fich nicht vollftändig mit dem ber ber allgemeinen Schulpflicht dienen⸗ 

N. CC VII, 2 Wr. W. Er 

*) Der Aufflärungsminifter Friedrichs bes Bien, an Sonn * — 
der Unierrichteverwaliung verdrängt werden, 
durch Eremtlon ber seformierten Schulen. Eine foftemasif —— vom irn: 
und — Hätte auch aum ber Wölinerfen voiuu entfprogen. 


ss Die Unterrichtssehörben. 


den. Einerfeits ſtehen alle Privatfäulen ohne Ausnahme unter ben 
Regierungen, anbererfeits befhränt ſich aber auch bie Kompetenz ber 
Regierungen nicht auf die Öffentlichen Volloſchulen, ſondern erfiredt 
ſich auch auf Mittelſchulen mit etwas höheren Lehrziele. Im einzelnen 
iſt es Frage bes Tonfreten Falles, ob eine Schule zu den ber Ne 
gierung underftellten gehört ober nicht. Nur bie früheren Realſchulen 
zweiter Ordnung, die jegigen Realſchulen, jowie die höheren Bürger: 
ſchulen, bie früher ben Regierungen unteritanben, find durch Rabinetts« 
orbre vom 3. Januar 1872 allgemein ben Provinzialjchultollegien 
überwiejen worden ®). 

Die Kontrolle an Ort und Stelle können die Negierungen durch 
bie ihnen angehörigen techniſchen Räte, bie Negierungss und Schuls 
zäte, als Nommifjare der Negierung ausüben laſſen. Es find ihnen 
aber außerdem befondere ftänbige Auffihtsorgane nach Maßgabe des 
Schulauffichtsgefeges vom 11. März 1872 unterfiellt. Es find bies 
bie Krelsſchulinſpeltoren für mehrere Schulgemeinben und bie Lokal: 
inipetoren für eine einzelne Gemeinde. Thatſachlich ift die Kreisihul 
infpeftion in ber Negel ben evangelifhen Superintendenten unb ben 
katholiihen Erzprieſiern, die Lolalfhulinfpektion ben Ortsgeiftlichen 
für die Schulen ihrer Konfeſſion übertragen. Doch ift die Schub 
infpeftion fein Beftandteil bes geiftlihen Amtes, fondern ein vom 
Stante verliehenes und in feinem Auftrage ausjuübenbes Nebenamt, 
weldjes jebergeit wieder entzogen merben Fanır. 

An die Stelle der Regierung tritt für die Schulvermaltung in 
ber Stabt Berlin das Provinzialfgultollegtum 9). 

Das höhere Schulwefen, joweit es ben Regierungen nicht unter: 
ſtellt iſt, wird von den Brovinzialfchulfollegien verwaltet. Ein ſolches 
befteht unter dem Vorſihe des Oberpräfidenten für jebe Rrovinz in 
ber Brovinzialhauptfiadt. Nur das Provinzialiulfollegtum zu Berlin 
ift gleichzeitig zuftändig für die Provinz Brandenburg und dasjenige 
für die Kheinprovinz zu Koblenz gleichzeitig für bie Hobenzolleenfhen 
Sande’). Die Organifatlon ber aus ben zweiten Abteilungen ber 
früheren Konfiftorien hervorgegangenen Provinzialfhulfollegien beruht 
aud jeht nod auf der Verordnung vom 90. April 1815 wegen der 


®) gl. Wiefe a. a. D, 8b, 8, ©. 61 ff. 

*) Dgl. ©, 2, S, 918. Dies beruht jebod nicht, wieR. 9 in Nebereinftim: 
mung mit v. Brauditic (10. U), ®b. 1, ©. 55 N. 75 angibt, auf der Beh, 
vom 16. Februar 1826, fondern auf ber Berorbnung vom 21, unb ber Belanntı 

Back: Dejember 1521 — AmtäbL der Reg. zu —— 189, 8.15 — 

Er% ge und Berichtigungen zu der — Su 
41 2.2.6, B. vom 7. Januar 1869 — GS. 1859, ©. 85 —. 








Bogträge und Berdefferungen. 


Bu Band I. 


©. 98, R. 1. ». Stengel, rt. Gemohnheitdreht in v. Stengel Wörters 
duch, Bd. 1, 3. 607 fi. 
© 117, 9. 18 0.Mtegenpelm, cehnas des bratigen Einsenis, 


5,108 — Gneif, Art. Civilliſte in v. Stengela Woierbuch Bd. 1, 


©. Is Das Gefey nom 20. Februar 1889 — ©.@. 189, &. 27 — dat 

mit auf die duch die Kaifermürbe erhöhten Repräfentationstoften eine 

weitere Bermehrung der Sironbotafion um 350u 000 IM. vorgenommen, bie eben: 

fal8 noch nicht auf die Domänen zadielert find, fo daß bie Geſamiſumme jeht 
155000v0 ME. beträgt. 

& 174. Rad; $ 5 der wülcttemb. BU. gehört der Rönig einer ber riftlichen 


en an, 

©. 191, 8.9). Hande, Regentfgaft und Stelvertretung der Sandeöherren 
nad) deutfhem Staatörecht, Breslau 1847; Diedmann, Regentihaft und Etell- 
vertretung ber Monarchen im beutfchen Staatsreht, Hannover IB8, 

&. 280, 0. *). Komm. zum Gef, nom 1. Juni 1870 von Gahn, Berfin 
und Yelpgig 1389, 

S 319, R. 21 üft ftatt 80. Juni 1820 zu fefen 7. Mai 1880. 

©. 39, R. *) Juld, Die Immunität der Mitglieder gefehgebenber Ber 
fammlungen im Acchio für Öffentliches Kecht Bo, 4, S. 341 ff, 495 ff. 

©. 400, Zeile 17 ©. 0. ift einzufigen: Die Kompenfation mecieljettiger Wer 
feibigungen wird in biefem falle für —ã erachtet in den Entf. be Heichd: 
Aerichts vom 5 März 1881 und 22. Februar 1889 — Rehtiprediung Dh. 3, &. 137, 
©. 4, ©. 189 

Ss.4M. Am Ende des erften Abfages iſt folgenbe Note 2a einzufügen: Der 
Sharafter der Wahlprifung als eines richterlihen Urteils wird dargethan in den 
Butachten von Mar Seydel und Jellinet über die Frage: „Empflehlt es fi, 
die Prüfung der Wahlen für gefehgebende Hörperihalten als eine richterliche 
Zhätigfeit anguerfennen und beöhalb der Nechtiprechung eines — — 

peifungögerichtspofes yu — in den derhandiungen des 19, beutfcpen 
a 3. 1, ©. 180 ff, 8. 2, ©. 191 fi. 
R. *). Hänel, Das Geſeh im formellen und materiellen Ginne, 
Beipnig 1888; Borndot, Art Beieh, Gefehdlatt, Infırution im dv. Stengeld 
Börterbudh Bd. 1, &. 578 f., 477 f, Art. Reglement, Verordnung a. a. D. Bd. 2 
Die HAneliche Schrift ſucht an einzelnen Beifpielen nachzumeifen, dah das Weich 
im formellen Sinne ftetd einen Wehtafah enthalten müfe. Die wichtigften Kon 
fequengen der Häneligen Auffafſung find dm Bubgetrecht bereits berüdfiotigt 
Bol. Bd. 3 38 214, 215. 

5. 511, 0.3. Die gleihe Nuffeffung wie v. Gerber und G Meyer ver 
tritt neuerdings auch Ad. Urmdt, Wann verftößt ber Inhalt einer Notverorbnung 
gegen die preuß. BU.? im Urhto für öffentl, Recht Bd. 4, ©. 433 ff, 
= — Seuffert, Art, Gegnadigung in v. Siengels Wörterbuch 

an h 


u —— 


bie Banbgemeiudenenfoflung betreffenden Beftimmungen bed Zuftändigfeitsgeiehes 
vom 1. Auquft 1848 auch in der Provinz Pofen vom Sic 1890 ab Anwen 
dung. Die befonderen, die Zuftänbigteitsverhäliniffe der Provinz Voſen betreffen: 
— Am & 111 finb demnach gu ſtreichen 
©. 205. eu $ 111 vgl. v. Slongen, Urt. Amtsbeyiefe in deffen Wörter 
Sud Bo. 1, ©, 
©. 206. Nah delle 28 von oben ift einfügen: Wegen Nusdehnung ber 
Zuftänbigteit ded Berliner Pollyeiprafttund auf die Bolgelvermaltung In ben 
Areifen Teltom und Nieder-Barnim vgl. den Zufag zu ©. 120. 
©. 21, 9. ®), v. Stengel, Er Rreisindefien Wörterbuch 3b. — 
©. 260, Im eingefnen Punkten ift die biöherine Rreisoerfaffung der Provinz 
———— durch dad Geſet vom 19. Dal 1886 (8.8. 1889, ©, 108) 
und 
©. 262. Nach Zeile 4 von oben At zusufügen: Rad) dem Gefeye vom 19. Mei 
1889 Met. VB 1 befgitieft in den Fallen Der Werknderung der Rrelögrengen und 
der Vildung neuer reife, ſowle des 2 ‚großer Stäbte and dem reis 
verbande der Veziclsausfguß über die Auseinanberfepung ber beteiligten Kreife 
vorbehaltlich der ben leyteren gegen einander guftchenden Klage beim Bepieltauäfhuffe. 
©. 266. Die bejonderen Borfihriften für den Stabtixeis Altona find mit ber 
Intommmalifierung der Stadt Ditenfenin die Stabt Altone —— 
©. 278. Nach dem Geſehe vom 19. Mai 1689 wird auch in ber Provinz 
Voſen für jeben Kreis ein Areidausfchuf beftellt. Derſelbe befteht aus bem Lande 
rate al Vorfipenben und feho Mitgliedern, welde von bem Dberpräftbenten aus 
der Zahl der Kreisangehörigen ernannt werden, Die Ernennung erfolgt auf 
Grund von VLorſchlagen des Kreidtages, in melde aus der Zahl der Areidange 
hörigen die zu Ditgiiedeen des Kreisausſchuſſes qualifizierten Perfonen aufzw 
nehmen find. Sehnt ein Kreistag bie Aufforderung bed Oberprüflbenten zur Vers 
vollftändigung biefer Borfcjläge ad, fo Hat der Prooinplalrat darüber zu beffliehen, 
ab und melde Perjonen nachträglich in bie a aufzunehmen find. Ebenfo bebarf 
die Eenennung niht in bie Borihlaglifte aufgenommener Perfonen ber 5 
mung bed Prsvingialtaleo welhe auf Antrag ded Oberpräfbenten buxd ben 
Ninifter bed Snnern ergängt werben fann, ualifigiert zur Ditgliebjcuft bes 
Kreisausfguffes find nur folde ———— melche felbftändige, d. H. Miäpos 
fitionfähige Angehörige des deutfchen alt und im Befipe ber 
dürgerlihien Chrensehte find, Die Mitgliedfheft geht verloren beim Wegfalle 
eines biefer Erforberniffe Sie ruht während ber Dauer bed Konkurjed, während 
der Dauer einer gerichtlichen Unterfuhung wegen Berbrehen oder wegen folder 
Wergehen, die den Werhuft der bürgerlichen Eprenzachte nad) fl) glehen fen oe ‚oder 
lönnen, und mährend der Dauer einer ‚Sei 
ilation der Geiftligen, Lehrer und ricterlicen Beamten, der Dauer x — 
haft, der Bereivigung und Disziplin der Mitglieder, fonie hinfichtlih bed Der 
FMafteganges des Nreisausfqufien greifen diefelden Defilmmurgen Play mie in dem 
anderen Yanbeäteilen. 
S. 279. Der Abjap Aber den Areisausihuß ded Staditrelſes Altona It aus 
dem oben in dem Rachtrage zu ©. 238 angegebenen Orunde zu ſtreichen 


ſaue — errichtet. 
286. In der Prooinz Pofen iſt ber Nreidausfhuh nah dem Gejehe vom 
ı” * 1889 in erſter Linie Organ der allgemeinen Londedverwallung. Durch 





©. 819, Gin Bertetzausfguf nad Wapgete der allgemeinen 
befteht jeht auch bei den Neglerungen ber Prowing Polen, 
felbftändige, d. 6. diäpofitionsfähige Angehörige bed beutichen 
80. Sebentjahr vollendet hat und feit minbeften® einen Jahre 
Grunddefig ober Modnfig angehört. eve Mahl bedarf der 
präftenten, der nac) jmeimaliger Nichtbeftätigung ober 
Be lifigierter Perfonen berechtigt iſt (Art. IL, 

&. 395. Ym Schluffe des 8 127 in Hinzufügen: Die Prosinzlatnerfeffung 
der — ——— iſt jedoch jegt weſentlich mobifiylert durch Met V des Wei 
vom 19. 

S. 37. Muh in ber Proviny Pofen wird nad Art. V bed Gef. vom 19. Misl 
18:9 ein Provingielausfhuh und ein Sandetbireltor befleilt, Hinfichtiih ber Ih 
ung und Aunftionen die ſer Beheben finden die F anderen 
geltenden Beftimmungen mit der Mafgade Bat, 
ded Provinjialousfcuffes ber Beftätigung ducd Ye Rn des 
Die näheren Beftimmungen über die Zufammenfe 


des Dandesbireltord und der übrigen Prooinsialbeamten, fomte 
Auffit ader die Kommunalvermalhng der Provinz Et einer mach — 
— zu erlaffenben gl. Berorbnung vorbehalten. 
Die Beftimmungen der #4 106-118 PrD, über bie 
— finden nad; dem Gef. vom 19 Mai IEEH mh 
Provinz Pofen Anwendung. 
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©. 356. Daßfelbe gilt von ber Smangselatifierung. 

©. 856. Zu $ 181. Die Beftimmungen der 2.8.G. über bie Provimiolves . 
waltung gelten auf) in ber Provinz Pofen mit der Mafgabe, daß die perfönlichen 
Erforberniffe ber Mitglieder des Provinzlalrates biefelben find mie bie ber Mit: 
glieder der Bezieldausigüffe, und bie gemäßlten Perfonen der Beftätigung durch 
den Minifter bed Innern bebürfen, bem auch baß eventuelle Ernennungöredt zufteht. 

©. 385, R. 21. do. Rirgenheim, Art. Ariegäminifterium in v. Gtengels 
Wörterbud) vd 1, ©. 876 fi. 

©. 407. Am Säluffe des $ 187 if} zugufügen: Mit der durch Gef. vom 
19. Mei 1889 erfolgten Einführung bes 2.8.8. und des 8.®. in ber Provinz 
Bofen ift ba Vermaltungäftreitoerfaßten wie das Befhluhverfahren aud) Hier daB- 
felße wie in ben anberen Sanbesteilen. 

©. 422. Das Gejet vom 8, Mai 1889 (GC. 1889, ©. 107) geftattet bie 
Bildung eines befonderen Dißziplinarfenates beim Dbervermaltungägericte, ber 
auß zwei Präfibenten und fieben Mitgliebern unb zwar in erfier Linie aus ben 
Mitgliedern bes erfien Genated und eventuell aus ben Alteften Witglieern ber 
anderen Genate befteßen fol. Gomeit e8 fih nur um Drbnungaftsafen handelt, 
entf&heidet ber erfle Senat allein, 
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